Google 


Uber dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


THE LIBRARY 


LAW SCHOOL 


Germany 


J. A. Seufferts 
Archiv 
Entſcheidungen der oberſten Gerichte 


in den deutſchen Staaten 


Dritte Folge achtzehnter Rand 
Der ganzen Reihe dreiundfiehzigfier Band 


Herausgegeben 


von 


O. F. Schüttf. 


München und Berlin 
Druck und Verlag von R. Oldenbourg 
1918. 


Digitized by Google 


FEB 21 1950 


I. Bürgerliches Recht. 


1. Unterwerfung unter die von der Gegenpartei geſtellten Bedingungen 
durch Stillſchweigen. 
Val. 57 Nr. 233 m. N.; auch die beiden folgenden Nr. m. N. 
BGB. § 151. 


Die Klägerin hatte die Beklagte um Übermittelung eines Angebotes 
in geſalzenem Fleiſch und gewiſſen andern Lebensmitteln erſucht. Darauf 
hatte dieſe der Klägerin ein Angebot geſandt, welches ſich als freibleibend be⸗ 
zeichnete und auf einem Formular geſchrieben war, welches den Geitenauf- 
druck enthielt: 

Zahlungsbedingungen: Kaſſa gegen Lieferſchein in Hamburg. Erfüllungsort für 
Lieferung und Zahlung iſt Hamburg. Aufträge gelten nur als angenommen 
nach ordnungmäßiger ſchriftlicher (nicht mündlicher) Beſtätigung unſererſeits. 

Auf Grund dieſes Angebats iſt ein Geſchäft nicht zuſtande gekommen. Da⸗ 
gegen haben demnächſt neue Verhandlungen der Parteien am Fernſprecher zu 


einer grundſätzlichen Einigung geführt. Die Klägerin hat darauf den Ab- 


ſchluß ſchriftlich beſtätigt, die Beklagte jedoch drahtlich die Beſtätigung vor⸗ 
läufig verſagt und ihre Weigerung ſpäter aufrechterhalten. 

Der Beklagten iſt darin beizupflichten, daß ein feſter Abſchluß ſchon 
um deswillen nicht als erfolgt erachtet werden kann, weil ſie die vor⸗ 
läufige Einigung am Fernſprecher nicht ſchriftlich beſtätigt hat. Es iſt nicht 
richtig, daß der in dem Aufdruck des Angebotformulars enthaltene Vorbehalt 
mit der Erledigung des dort gemachten Angebots ſeine Bedeutung verloren 
hätte. Dieſer Aufdruck bezog ſich keineswegs nur auf das zurzeit behandelte 
Geſchäft; er beſagt vielmehr unzweideutig, daß ſich die Beklagte bezüglich aller 
Aufträge vor der ihrerſeits erfolgten ſchriftlichen Beſtätigung nicht gebunden 
erachte. Es heißt dort ausdrücklich: „Aufträge“ gelten nur als angenommen ꝛe. 

Wenn ein Kaufmann einem andern ein Angebot macht und ihm bei dieſer 
Gelegenheit die allgemeinen Bedingungen mitteilt, unter denen er arbeite 
oder arbeiten wolle, ſo müſſen dieſe Bedingungen als vom andern Teil ange⸗ 
nommen gelten, wenn dieſer keinen Einſpruch gegen dieſelben erhebt und Ab- 
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weichendes nicht vereinbart wird. Dabei ſpielt es keine Rolle, ob das gerade 
vorliegende Angebot zum Abſchluß führt, oder erſt auf Grund neuer abweichender 
Forderungen eine Einigung erzielt wird. Die allgemeinen, vom Anbietenden 
vorbehaltenen Bedingungen behalten noch für den ſpäteren Abſchluß ihre 
Bedeutung, und dies um ſo mehr, wenn die tatſächliche Einigung ſchon einen 
oder einige Tage ſpäter erfolgt, wie das hier geſchehen iſt. 

Mit Unrecht macht die Klägerin geltend, daß der Aufdruck unter „Zahlungs⸗ 
bedingungen“ ſtehe und daher nicht beachtet werde. Auch Zahlungsbedingungen 
allgemeiner Natur ſind bedeutungvoll und verdienen daher die Beachtung 
des Empfängers eines Angebots. Daß etwa der Aufdruck an verſteckter Stelle 
oder ſonſtwie verleitlich angebracht ſei, ſo daß ein Überſehen leicht möglich 
erſcheine, kann nicht anerkannt werden. Die Klägerin war daher verpflichtet, 
dem Vorbehalt der Beklagten Rechnung zu tragen, auch wenn diefe bei der 
Fernſprechverhandlung nicht auf ihn zurückgekommen iſt. Sache der Klägerin 
wäre es geweſen, ſich die Beſeitigung des Vorbehalts zu ſichern. 

War aber die ſchriftliche Beſtätigung der Beklagten Bedingung des feſten 
Abſchluſſes, ſo war die Klägerin nicht in der Lage, dieſes Ergebnis durch die 
eigene Beſtätigung herbeizuführen. Ein Widerſpruch der Beklagten war daher 
an ſich unnötig. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 7. Juli 1917. Gebr. W. w. 

Sp. A. & Co. Bf. VI. 59/17. Nö. 


2. Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die ihn an⸗ 
gebende Schlußnote. 
Bgl. 64 Nr. 142 m. N., Nr. 184; 66 Nr. 181; auch die vorige Nr. m. N. ſowie die folgende Nr. 
ie BGB. §§ 151. 157. 269; HGB. § 346; ZPO. § 29. 
In dem ſich als Schlußnote bezeichnenden Schreiben des Maklers R. an 
den Beklagten v. 13. März 1916 findet ſich der Satz: „Netto Kaſſe gegen Dupli⸗ 
katfrachtbrief auf Grund jeweilig rechtzeitig zu machender Anweiſung bei 


Verkäufers Bank“. Dieſe Faſſung konnte immerhin Zweifel erwecken, ob 


der Verkäufer nicht damit ausdrücken wollte, daß der Beklagte in Hamburg 
bei Klägers Bank zu erfüllen habe. Wenn der Beklagte darauf zwei Tage ſpäter 
von dem Kläger ſelbſt ein Schreiben erhielt, das die durch R. vermittelten Ab⸗ 
machungen mit Abweichungen beſtätigte und mehrfach unterſtrichen, an nicht 
zu überſehenden Stellen, am Kopf und am unteren Ende des Schreibens, 
den Vermerk „Erfüllungsort Hamburg“ trug, ſo durfte er ſich nach kaufmän⸗ 
niſchem Gebrauch der Verpflichtung nicht entziehen, alsbald zu widerſprechen, 
wenn er Hamburg als Erfüllungsort nicht gelten laſſen wollte. Ein ſolcher 
Widerſpruch iſt aber erſt am 20. März 1916 erfolgt und war daher jedenfalls 
verſpätet. Daß der Beklagte in der Zeit vom 16. bis 20. März verreiſt geweſen 
ift, entſchuldigt dieſe Unterlaſſung nicht. Er mußte Sorge Wagen, daß fein 
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kaufmänniſcher Briefverkehr auch in feiner Abweſenheit erledigt wurde und 
ſei es auch nur in der Form, daß Zuſtimmung oder Genehmigung von An⸗ 
trägen bis zur Rückkehr des Inhabers abgelehnt wurden. Für ſolche Unter⸗ 
laſſung mußte der Beklagte einſtehen, ſoweit im kaufmänniſchen Verkehr 
Schweigen als Zuſtimmung gilt. . 

Es kann auch nicht anerkannt werden, daß der Beklagte ein Schreiben des 
Klägers, das einem durch den Makler vermittelten und beurkundeten Abſchluß 
nachfolgte, um deswillen unbeantwortet laſſen durfte, weil der Vertrag bereits 
auf der vom Makler beurkundeten Grundlage abgeſchloſſen worden ſein ſoll. 
Unter Umſtänden können auch einſeitig vertragändernde oder aufhebende 
Schreiben einer Partei infolge Stillſchweigens der Gegenpartei als genehmigt 
gelten, wenn dies Treu und Glauben im kaufmänniſchen Verkehr erfordern. 
Vorliegend hätte die Faſſung der ſogenannten Schlußnote, die ſich nicht in 
die ſonſt üdliche, rein geſchäftliche Form einer Schlußnote kleidet und die nur 
zwei Tage ſpäter geſchriebene Mitteilung des Klägers den Beklagten als Kauf⸗ 
mann veranlaſſen müſſen, klarzuſtellen, ob er Hamburg als Erfüllungsort gelten 
laſſen wollte oder nicht. Enthielt auch die Schlußnote, ſtreng genommen, 
eine Abänderung des geſetzlichen Erfüllungsortes für den Beklagten nicht, 
ſo war doch nicht unzweifelhaft, wie ſie etwa verſtanden werden würde, und 
wenn daraufhin der Kläger ſelbſt in einem Schreiben ſofort klarſtellte, daß 
er unter der Abmachung: „Kaſſe auf Grund Anweiſung bei Verkäufers Bank“ 
Erfüllungsort Hamburg verſtanden wiſſen wollte, ſo konnte der Beklagte, 
wenn er ſich nicht dem Rechtsnachteil der Genehmigung ausſetzen wollte, 
dieſes Schreiben nicht einfach unbeantwortet laſſen, weil er damit rechnen 
mußte, daß bei der Abfaſſung der Schlußnote durch den Makler ein Irrtum 
oder ein Mißverſtändnis unterlaufen ſein konnte. Beantwortete daher der 
Beklagte dieſes Schreiben nicht alsbald, wie dies in ſolchen Angelegenheiten 
im Handelsverkehr unter Großkaufleuten üblich iſt, ſo galt ſein Schweigen als 
Zuſtimmung. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 9. Mai 1917. J. W. w. C. P. 

Bf. V. 27/17. Nö. 


3. Bedeutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein 
mündlicher Vertrag vorher nicht zuſtande gekommen iſt. 
Bgl. 70. Nr. 143 m. N., auch die beiden vorigen Nr. 
BOB. 38 154. 157. HGB. § 346. 

E. Der Kläger behauptete, den Beklagten am 18. Dezember 1915 einen 
Waggon Speiſeſalz verkauft zu haben und verlangte, da Beklagte die Annahme 
verweigert hatten, Schadenerſatz. Die Beklagten beſtritten, daß ein Kauf 
überhaupt zuſtande gekommen ſei. Der 1. Richter hielt den von den Beklagten 
angetretenen Gegenbeweis nicht für geführt und erkannte auf den den Beklagten 

1* 


4 3. Beſtätigungsſchreiben. 


über den Kaufabſchluß zugeſchobenen Eid. Die Berufung des Klägers wurde 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen. 

„Streitig iſt vor allem, welche Bedeutung dem Beſtätigungsſchreiben des 
Klägers v. 18. Dez. 1915 zukommt. Der 1. Richter verſagt ihm jede Bedeutung, 
weil ein ſolches vorausſetze, daß ein Vertrag in den Grundzügen zuſtande⸗ 
gekommen ſei, während nur die beſonderen Bedingungen in dem Beſtäti⸗ 
gungsſchreiben feſtgelegt würden. Ein ſolches Beſtätigungsſchreiben ohne vor⸗ 
herigen Vertragsabſchluß, meint er, ſei ein Widerſpruch in ſich ſelbſt, denn 
was garnicht zuſtandegekommen fet, könne nicht beſtätigt werden. In dieſex 
Allgemeinheit kann dem jedoch nicht zugeſtimmt werden. Denn an den Aus⸗ 
druck „Beſtätigungsſchreiben“ darf man ſich nicht klammern; auch wenn nichts 
vorher vereinbart iſt, kann es trotz des Ausdrucks „Beſtätigungsſchreiben“ 
als ein Vertragsangebot aufgefaßt werden, und ob ein Schweigen darauf 
als Zuſtimmung gedeutet werden kann, hängt immer von den Umſtänden des 
beſonderen Falles ab. Im allgemeinen kann aus dem Schweigen auf ein 
Vertragsangebot auch im Handelsverkehr nicht ohne weiteres auf Zuſtimmung 
geſchloſſen werden. Unter ganz beſonderen Umſtänden kann aber doch ein 
derartiger Schluß gerechtfertigt ſein. In dieſem Sinne hat auch das Reichs⸗ 
gericht (Gruchot 54, 894) den grundſätzlichen Standpunkt, daß die ſtillſchweigende 
Empfangnahme eines Beſtätigungsſchreibens höchſtens als Genehmigung 
vorher noch nicht anderweit geregelter Punkte eines bereits abgeſchloſſenen 
Vertrages aufgefaßt werden könne, als rechtsirrtümlich verworfen, aber an⸗ 
genommen, daß, wenn ein Beſtätigungsſchreiben die fortbeſtehende Bereit⸗ 
willigkeit bekunde, ein Geſchäft des in dem Schreiben erwähnten Inhalts 
einzugehen, unter beſonderen Umſtänden das Stillſchweigen auf dieſes Schrei⸗ 
ben in Anwendung der §§ 346 HGB., 157 BGB. dieſelbe vertragbegründende 
Bedeutung haben könne wie eine ausdrückliche Zuſtimmung. Solche beſon⸗ 
deren Umſtände hatte das Reichsgericht insbeſondere darin erblickt, daß beide 
Parteien davon ausgegangen ſeien und es auch den äußeren Anſchein habe, 
als ſei ein Vertrag bereits durch das Ferngeſpräch abgeſchloſſen und daß die 
damalige Klägerin der Beklagten ihre Auffaſſung über den Inhalt des Ver- 
tragſchluſſes habe mitteilen wollen. Man wird vielleicht noch weitergehen 
und möglicherweiſe bei einer dauernden regen Geſchäftsverbindung das gleiche 
annehmen können. 

Hier aber liegen die Verhältniſſe ganz anders. Die Beklagten haben von 
vornherein beſtritten, daß überhaupt ein Vertrag zuſtandegekommen ſei. 
Die Parteien ſtanden auch nicht in Geſchäftsverbindung miteinander. Kläger 
gibt ſogar ſelbſt zu, daß er zu verſchiedenen Malen den Beklagten Speiſeſalz 
vergeblich angeboten und daß Beklagte dies jedesmal abgelehnt hätten, nur 
am 18. Dez. 1915, behauptet er, ſei es ihm gelungen, die Beklagten doch zum 
Abſchluß des Vertrages zu beſtimmen. Iſt aber vorher eine Ablehnung des 
Vertragsangebots erfolgt, dann bedeutet Stillſchweigen auf ein Beſtätigungs⸗ 
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ſchreiben nicht Zuſtimmung, vielmehr iſt anzunehmen, daß der Ablehnende 
ſo lange auf ſeinem Standpunkte verharrt, bis er ausdrücklich oder durch ſchlüſſige 
Handlungen die Zuſtimmung erklärt. (Übereinftimmend OLG. Colmar Recht 6, 
693; BankArch. 6, 12.) Beſondere Umſtände, welche nach Treu und Glauben 
eine Antwort auf das Beſtätigungsſchreiben hätten geboten erſcheinen laſſen, 
hat der Kläger nicht angeführt. Er macht nur noch geltend, er habe am 3. Ja⸗ 
nuar 1916 den Beklagten die Abſendung des Waggons telegraphiſch angezeigt 
und wiederum keine Antwort erhalten. Indes zunächſt brauchten die Beklagten 
den Inhalt des Telegramms keineswegs ohne weiteres dahin aufzufaſſen, 
daß Kläger den Waggon in Erfüllung einer von ihnen gemachten Beſtellung 
abgeſandt habe, ſodann brauchten aber auch die Beklagten, wenn kein Ver⸗ 
trag zuſtandegekommen war, auf das die Zuſendung anzeigende Telegramm 
überhaupt nicht zu antworten.“ 


Urteil des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 3. Juli 1917. 2 U. 230/16. 
Th. 


4. Umfang der zu erſetzenden Herſtellungskoſten, wenn der Beſchädigte 
N die Herſtellung ſelbſt ausführt. 
BGB. 8 249. 


Auf der Bahnſtrecke A.—G. wurden im Jahre 1912 Bodenſenkungen 
feſtgeſtellt. Der Eiſenbahnfiskus ließ den Bahnkörper wieder herſtellen und 
verlangte dann aus § 249 BGB. Koſtenerſatz. Die Beklagte erkannte ihre 
Erſatzpflicht an ſich an, bemängelte aber neben den ihr in Rechnung geſtellten 
Bekanntmachungskoſten und den Zuſchlägen zu den Arbeiterrottenlöhnen vor 
allem die Höhe der Transportkoſten. — Die Vorinſtanzen hatten dem Klage⸗ 
begehren in vollem Umfange entſprochen; das Reichsgericht hob auf und ver- 
wies zurück. Gründe: 

„Für den durch ihren Bergwerksbetrieb verurſachten Schaden hat die 
Beklagte nach 8 148 (preuß.) Allg. Berggeſ. vollſtändige Entſchädigung zu 
leiſten. Über die Art und den Umfang der Entſchädigung findet mangels be- 
ſonderer berggeſetzlicher Vorſchriften der § 249 BGB. Anwendung, der be⸗ 
ſtimmt: 

Wer Schadenerſatz zu leiſten hat, iſt den Zuſtand herzuſtellen verpflichtet, der be- 
ſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten 


wäre. Iſt Schadenerſatz wegen Beſchädigung ... einer Sache zu leiſten, fo. 
kann der Gläubiger ſtatt der Herſtellung den dazu erforderlichen Geldbetrag ver- 
langen. . 


Die zur Herſtellung erforderlichen Transporte hat der Kläger durch feine An⸗ 
geſtellten und Arbeiter unter Geſtellung der nötigen Maſchinen, Wagen und 
Gerätſchaften ausführen laſſen, und den Erſatz hierfür beanſprucht er in der 
vollen Höhe der tarifmäßigen Frachtſätze. Richtig iſt nun, daß der § 249 BGB., 
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wenn er bon dem Erſatze des zur Herſtellung ‚erforderlichen‘ Geldbetrags 
ſpricht, damit einen objektiven Maßſtab anlegt. Beſondere Umſtände, die 
gerade dem Beſchädigten die Herſtellung auf dem gewöhnlichen Wege erleich- 
tern oder erſchweren können, haben auszuſcheiden. Dem Gläubiger ſind nicht 
die tatſächlich verauslagten Koſten zu erſetzen, ſondern die zur Herſtellung er- 
forderlichen Koſten, und dies iſt der Geldbetrag, der für die Herftellungs- 
arbeiten im Verkehr regelmäßig gefordert und bewilligt wird. Daß in dieſem 
Sinne der § 249 Satz 2 zu verſtehen iſt, entſpricht der in der Rechtslehre herr⸗ 
ſchenden Anſicht und auch der Rechtſprechung des Reichsgerichts (Entſch. 
71, 215). Indeſſen reichen auch bei dieſer dem Kläger günſtigen Geſetzes⸗ 
auslegung die getroffenen Feſtſtellungen nicht aus, um den Klaganſpruch als 
gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. 

Wenn es ſich darum handelt, den geſunkenen Bahnkörper wieder zu heben, 
wird der Fachmann regelmäßig der Eiſenbahnunternehmer ſelbſt ſein, er wird 
vor allem auch über das erforderliche Perſonal und Material verfügen, und 
er muß, ſchon um Betriebsſtörungen und Betriebsgefahren fernzuhalten, ſtets 
in der Lage bleiben, nach Zeit und Ort über die Ausführung der Arbeiten nach 
eigenem Ermeſſen zu befinden. Jedenfalls ijt für die Rev.-Inſtanz nicht zu 
unterſtellen, daß Arbeiten, wie die Hebung von Eiſenbahnanlagen, regelmäßig 
an fremde Unternehmer, die ſich dann der Eiſenbahn als Frachtführers be— 
dienen müſſen, verdungen zu werden pflegen, vielmehr iſt mangels entgegen- 
ſtehender Feſtſtellungen davon auszugehen, daß es der ſachgemäße und auch 
der verkehrsübliche Weg fein wird, daß die Eiſenbahn ſelbſt die Arbeiten aus⸗ 
führen läßt. Dann aber müſſen auch bei Anwendung der objektiven Berech— 
nungsart die Tarifſätze für die Koſtenberechnung außer Betracht bleiben. 
Der Eiſenbahnunternehmer, der ſelbſt die Ausbeſſerung beſorgt und damit 
wegen ſeines Herſtellungsanſpruchs ſich ſelbſt befriedigt (RGeEntſch. a. a. O.), 
beſorgt auch die Transporte für ſich, und die tarifmäßigen Frachtſätze, die nach 
der getroffenen Feſtſtellung im vorliegenden Falle die Selbſtkoſten um 40 
überfteigen, erwachſen ihm als Soften nicht. Der zu erſetzende Herjtellungs- 
preis würde nicht der im Verkehr übliche Preis ſein, wenn er auf der Grund— 
lage von Verhältniſſen bemeſſen würde, unter denen tatſächlich im Verkehr 
die Herſtellung ſich nicht zu vollziehen pflegt. Iſt es Regel, daß der Eiſenbahn— 
unternehmer ſelbſt die beſchädigten Anlagen herſtellt, ſo haben als übliche Fracht— 
koſten nur die Selbſtkoſten zu gelten, in der Höhe, wie ſie unter den gegebenen 
Verhältniſſen jeder Eigentümer eines ſolchen Unternehmens hätte aufwenden 
müſſen. Zu dieſer Rechtsauffaſſung ſtellt ſich das Ber.-Gericht durchweg in 
Gegenſatz, und deshalb war die Aufhebung des Urteils geboten. Der geltend 
gemachte Anſpruch iſt nicht der Anſpruch auf Schadenerſatz aus den §§ 250 
Satz 2, 251. 253, ſondern der Herſtellungsanſpruch in der Form einer Geld— 
zahlung zum Erſatz der Soften, die dem Gläubiger dadurch, daß er ſich ſelbſt 
befriedigt hat, erwachſen ſind. In Frage ſteht auch nicht, wie anſcheinend das 
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Ber.⸗Gericht annimmt, die Gewährung einer angemeſſenen Vergütung für 
die Leiſtung ,organifierter Arbeit’, unter welch’ letzterem Geſichtspunkte auch 
der Kläger ſelbſt ſeinen Anſpruch garnicht zu begründen verſucht hat. 

Das Ber.⸗Gericht wird über den Klaganſpruch ſeinem ganzen Umfange 
nach erneut zu befinden haben. Den Anſpruch der Höhe nach feſtzuſtellen, 
unterliegt nach § 287 ZPO. dem freien richterlichen Ermeſſen; entſprechend 
der bereits in dem Urteil des erkennenden Senats in der Sache F. w. D. v. 
16. Sept. 1914, V. 128/14, zum Ausdruck gelangten Rechtsauffaſſung wird 
aber daran feſtzuhalten ſein, daß der Anſpruch aus § 249 Satz 2 BGB. nicht 
auch den Anſpruch auf einen ſog. Unternehmergewinn umfaßt. Anderſeits 
werden die Herſtellungskoſten entſprechend höher zu bemeſſen ſein, ſoweit 
ſich ergeben ſollte, daß die Herſtellung regelmäßig auch für den Eiſenbahnunter⸗ 
nehmer im Intereſſe der vollſtändigen Aufrechterhaltung des Bahnbetriebes 
und zur Vermeidung von Einnahmeausfällen mit geſteigerten Schwierig⸗ 
keiten und Hemmungen verbunden ſein wird.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 14. April 1917. Gewerkſch. Z. (Bkl.) 

w. preuß. EBFiskus (OL G. Hamm). V. 26/17. Auch in RGEntſch. 90 

Nr. 36 S. 154. 


5. Rücktrittsrecht wegen pofitiver Vertragsverletzungen“, obſchon der 
Rücktritt zunächſt aus anderm Grunde erklärt war.“ * 
Vgl. 59 Nr. 32; 61 Nr. 129. — gl. 70 Nr. 122. 
BGB. 326. 

Die verklagte Firma hatte Anfang März 1915 der Heeresverwaltung gegen⸗ 
über die Lieferung von 20000 Stück Magervieh übernommen, die in den be⸗ 
ſetzten Gebieten von Belgien und Frankreich auf Weidemaſt kommen ſollten. 
Sie ſchloß deshalb mit dem Kläger den ſchriftlichen Vertrag v. 12. März 1915, 
wonach ſich dieſer verpflichtete, ihr in der Zeit vom 25. März bis 20. April 1915 
mindeſtens 2500 Stück junges Magervieh, aus Pommern, Poſen, der Prieg⸗ 
nitz, der Provinz Sachſen, Hannover oder Oldenburg ſtammend, zum Preiſe 
von 46. für den Zentner lebend Gewicht zu liefern. Nachdem der Kläger 
669 Stück Vieh geliefert hatte, verweigerte die Beklagte die weitere Abnahme. 
Der Kläger verlangte Schadenerſatz. — In den erſten beiden Inſtanzen wurde 
der Anſpruch dem Grunde nach als gerechtfertigt anerkannt. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Gegenüber dem klägeriſchen Schadenserſatzanſpruch hat die Beklagte 
geltend gemacht, daß ſie durch Schreiben v. 13. April 1915 befugtermaßen 
vom Vertrage zurückgetreten ſei, weil der Kläger ſich in mehrfacher Hinſicht 
poſitiver Vertragsverletzungen ſchuldig gemacht habe. Solche findet die Be⸗ 
klagte u. a. darin, daß der Kläger an Stelle von Weidevieh 121 Stück bayriſches 
Stallvieh geliefert habe. — — — Das Ber.⸗Gericht hat feſtgeſtellt, daß bay⸗ 
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riſches Vieh, weil es für Weidezwecke ungeeignet iſt, nach der Abrede der Par⸗ 
teien von der Lieferung ausgeſchloſſen war. Die trotzdem erfolgte Lieferung 
erachtet das Ber.⸗Gericht für eine jo grobe Vertragwidrigkeit, daß fie für die 
Beklagte einen hinreichenden Grund zum Rücktritt vom ganzen Vertrage habe 
abgeben können. Sei alſo die Beklagte tatſächlich wegen der Lieferung bayriſchen 
Viehs vom Vertrage zurückgetreten, ſo wäre dieſer Rücktritt berechtigt und der 
Schadenerſatzanſpruch des Klägers unbegründet. In Wahrheit habe die Be⸗ 
klagte aber ſchon vor ihrem Briefe v. 13. April 1915 die weitere Abnahme des 
vom Kläger angeſchafften Viehs aus einem anderen, nicht klar erſichtlichen 
Grunde verweigert und ſich dadurch eines Vertragsbruchs ſchuldig gemacht. 
Die im Briefe v. 13. April 1915 angegebenen Gründe, darunter auch der 
wegen Lieferung des bayriſchen Viehs, ſeien nur künſtlich hervorgeſucht, um 
von ihren Vertragspflichten loszukommen und den bereits begangenen Vertrags- 
bruch zu rechtfertigen. Dieſen Entſcheidungsgrund greift die Reviſion an und 
dieſe Rüge iſt ſachlich begründet. 

Nicht zu beanſtanden iſt die Anſicht des Ber.⸗Gerichts, daß der Kläger durch 
die Lieferung des bayriſchen Viehs der Beklagten genügenden Anlaß zum 
Rücktritt vom Vertrage gegeben habe. — — — Dagegen kann dem Ber.- 
Gericht nicht beigepflichtet werden, wenn es den Rücktritt deshalb für un⸗ 
begründet erklärt, weil die Abnahmeweigerung der Beklagten in Wirklich- 
keit nicht wegen der vertragwidrigen Lieferung bayriſchen Viehs, ſondern aus 
einem anderen, nicht aufgeklärten Grunde ſtattgefunden habe. Ein allgemein 
anerkannter Rechtsgrundſatz iſt es, daß jedermann das ihm zuſtehende ſub— 
jektive Recht in den geſetzmäßigen Schranken ausüben und ſich alle Vorteile 
verſchaffen darf, zu denen ihm das Recht verhelfen kann. Die Beklagte war 
daher, wenn ſie, wie das Ber.⸗Gericht ſelbſt annimmt, infolge der poſitiven 
Vertragsverletzung des Klägers ein Recht zum Rücktritt vom Vertrage erwor— 
ben hatte, auch befugt, ſich dieſes Rechts zu bedienen, um vom Vertrage los⸗ 
zukommen. Ob andre Umſtände, wie etwa die Ausſicht, das benötigte Vieh 
ſich anderweit zu günſtigeren Bedingungen verſchaffen zu können, für die 
Entſchließung der Beklagten zunächſt beſtimmend waren, iſt unerheblich. 
Wohl erſcheint es zuläſſig, zur Beurteilung der Gefährdung des Vertragszwecks 
die perſönliche Auffaſſung des von der Vertragsverletzung betroffenen Teils 
zu berückſichtigen und auch das Verhalten, das er nach der Verletzung gezeigt 
hat, als Beweisumſtand für die Gefährdung oder Nichtgefährdung in Be— 
tracht zu ziehen. Iſt aber unter Würdigung aller Umſtände anzunehmen, 
daß die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet und damit das Rücktritts⸗ 
recht für den verletzten Teil begründet fei, fo iſt auch ein ausgeſprochener Rück⸗ 
tritt für gerechtfertigt zu erachten, ohne daß es darauf ankommt, ob zunächſt 
der Entſchluß zum Rücktritt gerade durch die Vertragsverletzung und nicht etwa 
durch andre Gründe herbeigeführt worden iſt. Es erſcheint deshalb keines⸗ 
wegs unſtatthaft, das Rücktrittsrecht nachträglich zur Rechtfertigung der Er⸗ 
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füllungsverweigerung heranzuziehen, wenn dieſe urſprünglich auch aus einem 
andern Grund erfolgt iſt, ja ſelbſt wenn das Beſtehen des Rücktrittsrechts 
dem Weigernden damals noch garnicht bekannt war (Entſch. 65, 56 f.). Daß 
im vorliegenden Falle die Beklagte ſich des vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellten 
Rücktrittsrechts dem Kläger gegenüber zur Auflöſung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes hat bedienen wollen, kann nicht zweifelhaft ſein. Denn in dem Briefe 
v. 13. April 1915, in dem ſie ſich mit unzweideutigen Worten vom Vertrage 
losſagt, führt ſie als einen der Gründe für die Vertragsauflöſung die Lieferung 
bayriſchen Viehs an. | 
Zweifelhaft kann es indes fein, ob die Beklagte ihr Rücktrittsrecht nicht 
bereits vor dem 13. April 1915 verwirkt hatte. Wie vom Reichsgericht bereits 
mehrfach ausgeſprochen worden iſt, tritt der Verluſt des Rücktrittsrechts ein, 
wenn der Berechtigte trotz Kenntnis der den Rücktritt begründenden Tatſachen 
den Vertrag fortſetzt, insbeſondere vom Gegner weitere Vertragserfüllung 
fordert. Denn wenngleich die Ausübung des Rücktrittsrechts an keine beſtimmte 
Friſt geknüpft iſt, ſo würde es doch mit den Grundſätzen von Treu und Glauben 
unvereinbar ſein, wenn der Berechtigte noch zurücktreten könnte, nachdem er 
Handlungen vorgenommen hat, die vom andern Teil als Ausdruck des Willens, 
am Vertrage feſtzuhalten, aufgefaßt werden mußten. In derartigen Hand⸗ 
lungen kann ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht gefunden werden. Zu prüfen 
bleibt deshalb, ob die Annahme eines Verzichts durch das Verhalten der Be⸗ 
klagten nach der Abnahme des bayriſchen Viehs gerechtfertigt wird. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 2. Juni 1917. Gebr. Sch. (Bkl.) 
w. K. (OLG. Naumburg.) I. 55/17. 


6. Sächſiſche Landeskulturrenten find keine Rentenſchulden i. S. des 
Bürgerl. Geſetzbuchs. 
BGB. 89 439. 1105. 1199. | 
Die Beklagten verkauften als Erben des Privatmanns Bl. am 19. Juni 
1912 das Grundſtück Bl. 18 des Grundb. für K. für 16690. an den Kläger, 
der als Eigentümer im Grundbuch eingetragen wurde. Auf dem Grundſtück 
war in Abt. III eine Landeskulturrente von 103,04 eingetragen, die im 
Kaufvertrage und im Auflaſſungsprotokoll nicht erwähnt worden war. Der 
Kläger wollte ſie nicht mit übernommen haben. Er forderte deshalb von den 
Beklagten als Geſamtſchuldnern, daß ſie die Rente auf ihre Koſten löſchen 
laſſen und ihm die an die Landeskulturrentenbank bereits bezahlten Renten⸗ 
beträge mit 103,04. nebſt Zinſen erſtatten ſollten. Die Beklagten wandten 
ein, daß die Rente vom Kläger nach Geſetz und Vertrag mit übernommen worden 
ſei, indem er und ſeine Vertreterin in den Kaufverhandlungen und bei Ver⸗ 
tragsabſchluß von der Rente Kenntnis gehabt hätten, und daß die Rente nur 
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aus Verſehen nicht im Kaufvertrage erwähnt, deren Übernahme durch den 
Käufer aber beſprochen worden ſei. — Das Oberlandesgericht wies, ent⸗ 
gegen dem Landgericht, die Klage ab und führte über die Eigenſchaft der Landes⸗ 
kulturrente aus: . 

„Das Kaufgrundſtück war zur Zeit des Kaufabſchluſſes mit einer Landes⸗ 
kulturrente belaſtet. Im Kaufvertrage und im Auflaſſungsprotokoll iſt ihre 
Übernahme vom Käufer weder ausdrücklich erklärt noch ausgeſchloſſen worden. 
Auch mündlich iſt die Rente in der Kauf⸗ und Auflaſſungsverhandlung nicht 
erwähnt worden. — — — Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt deshalb 
von der Beantwortung der Frage ab, ob die Käufer kraft Geſetzes die Renten⸗ 
belaſtung als einen Mangel im Recht dem Käufer gegenüber zu vertreten haben 
oder nicht (§§ 434 BGB.). 

Aus der Beſtimmung des § 436 läßt fic) dieſe Frage nicht beantworten, 
weil eine Landeskulturrente weder unter öffentliche Abgaben noch unter andre 
öffentliche Laſten fällt; denn ihre Beſtellung beruht auf einem privatrechtlichen 
Vertrage des Grundſtückseigentümers mit der Rentenbank, die ihm die Mittel 
zur Beſtreitung gewiſſer Grundſtücksaufwendungen darlehnsweiſe gewährt 
hat. Die für die Vertretungspflicht des Verkäufers für Mängel im Recht maß⸗ 
gebenden Grundſätze enthält § 439 BGB. Hier wird in Abſ. 1 die Regel auf⸗ 
geſtellt, daß der Verkäufer einen Mangel im Recht nicht zu vertreten hat, 
wenn der Käufer den Mangel beim Abſchluß des Kaufes kennt, dagegen in 
Abſ. 2 die Ausnahme getroffen, daß der Verkäufer eine Hypothek, eine Grund⸗ 
ſchuld, eine Rentenſchuld oder ein Pfandrecht zu beſeitigen hat, auch wenn der 
Käufer die Belaſtung kennt. An der Vertretungspflicht der Beklagten wäre 
hiernach nicht zu zweifeln, wenn ſich die ſtreitige Landeskulturrente unter den 
Begriff „Rentenſchuld' bringen ließe. Das ijt aber mit dem Sprachgebrauch 
des Geſetzbuchs nicht vereinbar. Unter einer Rentenſchuld verſteht das Ge- 
ſetzbuch ausſchließlich die in § 1199 rechtlich gekennzeichnete Sonderart einer 
Grundſchuld, während die Landeskulturrente, um die im vorliegenden Fall 
geſtritten wird, eine Rentenlaſt i. S. von § 1105 iſt. Sie iſt auch in dem Grund- 
bucheintrage (Abt. III Nr. 20) ausdrücklich als ein ſolches Rechtsgebilde be⸗ 
zeichnet worden. Die Reallaſt als ſolche der Hyp.⸗Forderung gleich zu be- 
handeln muß bedenklich fallen, da das Geſetz eine entſprechende Anwendung 
hypothekenrechtlicher Vorſchriften — der für Zinſen geltenden — nur für die 
einzelnen verfallenen Reallaſt⸗Leiſtungen zuläßt. Überdies verbindet ſich 
eine Einreihung der Reallaſt unter die in Abſ. 2 des § 439 beſonders behandelten 
Grundſtücksbelaſtungen auf dem Wege einer entſprechenden Geſetzesanwen⸗ 
dung, wenn man die Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesbeſtimmung ver- 
folgt. Aus den Motiven zu § 439 Abſ. 2 BGB. (2, 215 zu § 373 Entw. und 
Denkſchr. 59) ergibt ſich, daß der Geſetzgeber mit der Aufnahme dieſer, die 
allgemeine Regel des preuß. Allg. Landrechts (I, 11 88 184 bis 187) bildenden, 
Vorſchrift der heutzutage herrſchenden Verkehrsſitte hat Rechnung tragen 
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wollen, wonach die Rechte des Erwerbers eines Grundſtücks durch die Kennt⸗ 
nis vom Beſtehen von Hypotheken oder Grundſchulden nicht berührt wird 
(vgl. Gruchot 41, 300; Entſch. 57,2; Warneyer 1913 Nr. 86). . 

Zur Entſtehungszeit des BGB. hatte längſt die allgemeine Verkehrs⸗ 
ſitte Platz gegriffen, daß ſich die Kaufparteien darüber regelmäßig ausdrück⸗ 
lich einigen, daß die auf den Grundſtücken laſtenden Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden vom Erwerber in Anrechnung auf den Kaufpreis mit übernommen 
werden, falls nicht deren Löſchung vereinbart worden iſt. Reallaſten dagegen, 
die erfahrunggemäß meiſt nur in kleinen Geldgefällen oder Naturalleiſtungen 
beſtehen, pflegen niemals in Anrechnung auf den Kaufpreis, ſondern darüber 
hinaus übernommen zu werden. Bezüglich ihrer greift deshalb die Vorſchrift 
des Abſ. 1 von § 439 Platz, d. h. die Kenntnis des Käufers ſchließt die aus § 434 
BGB. begründete Vertretungspflicht des Verkäufers aus. Dabei iſt es ohne 
Belang, auf welche Weiſe dem Käufer eine ſolche Kenntnis vermittelt worden 
iſt; insbeſondere verlangt das Geſetz nicht, daß die Vermittelung durch eine 
zum Beſtandteil des Kaufvertrags gemachte Erklärung oder überhaupt durch 
eine Kundgabe des Verkäufers erfolgt (Entſch. 52, 276). 

Die Beklagten haben alſo nachzuweiſen, daß der Kläger beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe v. 19. Juni 1912 vom Beſtehen der Rente Kenntnis gehabt habe. 
— — —" (Das Oberlandesgericht hält dieſen Beweis für erbracht und weiſt 
deshalb die Klage ab.) 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 14. Dez. 1916. Br. w. Bl. 
10. 7/14. F—ch. 


7. Klage des Käufers auf Schadenerja oder Preisminderung, obgleich 
die Sache mit Gewinn weiterverkauft war. 


Vgl. 22 Nr. 29; 33 Nr. 116; 42 Nr. 134. 
BGB. §§ 472. 252. 


Am 1. Sept. 1913 kaufte der Kläger von der Beklagten einen gebrauchten 
Luftkompreſſor für 13000 %. Seiner Angabe nach hätte die Beklagte zu⸗ 
geſichert, daß der Kompreſſor einen Betrieb mit 10 Atm. Dampfdruck und mit 
überhitztem Dampf zulaſſe. Unſtreitig war das nicht der Fall. Auf der andern 
Seite war ebenſo unſtreitig, daß der Kläger die Maſchine ſofort mit Gewinn 
weiterverkauft und daß ſein Abkäufer Anſprüche aus dem Weiterverkauf 
gegen ihn nicht geltend gemacht hatte. Mit der Behauptung, der Mangel 
der Zuficherung bedinge einen Mehrverbrauch an Kohlen von jährlich 4500 ./, 
nahm der Kläger die Beklagte auf Zahlung dieſer von ihm als Minderwert 
der Maſchine bezeichneten Summe in Anſpruch. Von der Beklagten wurde 
jede Zuſicherung beſtritten. — Beide Vorinſtanzen erkannten auf Abweiſung. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Gründe: 
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„Das Ber.⸗Gericht iſt in eine Beweisaufnahme darüber, ob die behaup⸗ 
teten Eigenſchaften des Kompreſſors zugeſichert wurden, nicht eingetreten. 
Es hat die Klage als unſchlüſſig abgewieſen, weil der Kläger bei dem Weiter⸗ 
verkauf verdient, alſo Schaden nicht erlitten habe, der höhere Kohlenverbrauch 
aber keinen Minderwert der Maſchine darſtelle. Mit Recht rügt die Reviſion, 
daß hierbei die Fragepflicht verletzt worden iſt (§ 139 ZPO.). 

Schaden ijt auch entgangener Gewinn (§ 252 BGB.). Hat der Kläger beim 
Weiterverkauf verdient, ſo ſchließt das nicht aus, daß er bei Vorhandenſein 
der zugeſicherten Eigenſchaften noch mehr verdient haben würde. Es kommt 
darauf an, ob er die Eigenſchaften auch ſeinerſeits dem Abkäufer zugeſichert 
hat. Tat er das, ſo iſt der Mangel der Maſchine freilich einflußlos für ihn 
geblieben, denn der Abkäufer hat Anſprüche aus dieſem Grunde nicht erhoben. 
Hat aber der Kläger beim Weiterverkauf von einer Zuſicherung der Cigen- 
ſchaften, weil ſie nicht vorhanden waren, Abſtand nehmen müſſen, ſo iſt ſehr 
wohl möglich, daß er eine mit den Eigenſchaften ausgeſtattete Maſchine zu 
einem noch höheren Preiſe hätte verkaufen können. Pflicht des Ber.⸗Gerichts 
iſt es, auf eine Aufklärung dieſes Punktes hinzuwirken. Trifft die letzterwähnte 
Möglichkeit zu, ſo muß die Frage, ob ein höherer Gewinn entgangen iſt, unter 
Anwendung des durch § 287 BRO. eingeräumten freien Ermeſſens entſchieden 
werden. 

Die Klage kann aber auch als Minderungsklage (§ 472 BGB.) aufgefaßt 
werden und hängt dann nicht davon ab, ob dem Kläger aus dem Fehlen der 
zugeſicherten Eigenſchaften ein Schaden erwuchs. Allerdings würde der höhere 
Kohlenverbrauch der Maſchine nicht ohne weiteres mit ihrem Minderwert 
zuſammenfallen. In der vorgetragenen Ber.-Begründung wird aber geſagt, 
um den Minderwert würde der Geſchäftsnutzen des Klägers größer geweſen 
ſein, denn eben um dieſen Betrag müſſe ſich der Einkaufspreis niedriger ſtellen. 
Entkleidet man dieſen Satz der nicht zur Sache gehörigen Beziehung auf den 
Geſchäftsnutzen, ſo kann man darin die Behauptung finden, der Kaufpreis 
von 13000 % jet um 4500. zu vermindern, weil der wirkliche Wert der Ma⸗ 
ſchine entſprechend geringer fei als der Wert, den fie in mangelfreiem Zus 
ſtande haben würde. Ob dies tatſächlich behauptet werden ſoll, iſt wiederum 
durch Ausübung des Fragerechts aufzuklären. 

Die Sache mußte hiernach in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 1. Mai 1917. B. (Kl. w. a (OLG. 
Hamm). II. 622/16. 


8. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 
Vgl. 66 Nr. 47 m. N. 
BGB. §§ 518 Abſ. 2; 808. 952. 398. 
Diedrich Gr. zahlte am 1. Juli 1911 bei der Hamburger Neuen Spar⸗ 
kaſſe 2000 % ein und ließ ſich darüber ein auf den Namen des minderjährigen 
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Klägers Wilhelm B. lautendes Sparkaſſenbuch ausſtellen. Mit dieſem erſchien 
er bald darauf bei den Eltern des Klägers, die mehrere Jahre bei ihm in St. 
gewohnt hatten. Bei dieſem Beſuch ſchenkte Diedrich Gr. nach der Behaup⸗ 
tung der Klage dem Vater des Klägers für dieſen mündlich das Sparkaſſen⸗ 
guthaben, händigte ihm das Buch ſofort aus, damit er ſich die Nummer no⸗ 
tiere, behielt ſich ſelbſt lediglich den Zinsgenuß bis zu ſeinem Tode vor und ließ 
ſich das Buch daher gleich wieder zurückgeben, um es im Sicherheitsfach der 
Neuen Sparkaſſe bis zu ſeinem Ableben zu verwahren. Im Jahre 1912 ließ 
ſich Diedrich Gr. behufs Abhebung der Zinſen vom Vater des Klägers nach 
der Behauptung der Klage eine Beſcheinigung ausſtellen. Jedenfalls hat 
Diedrich Gr. am 24. Juni 1912 das ganze Guthaben nebſt den Zinſen ab⸗ 
gehoben und noch an demſelben Tage ein neues Guthaben von 1000 % auf 
den Namen des Klägers auf ein neues Sparkaſſenbuch belegt, das dem Kläger 
im Lauf des gegenwärtigen Rechtsſtreits am 9. Aug. 1915 laut einem von den 
Parteien geſchloſſenen Zwiſchenvergleich in Höhe von 920K ausgekehrt worden 
iſt. Am 29. Juni 1912 errichtete Diedrich Gr. ein Teſtament, in welchem er 
den Beklagten, ſeinen Bruder, zum alleinigen Erben einſetzte. Im Jahre 1913 
iſt er geſtorben. Kläger forderte jetzt vom Beklagten als Erben ſeines Bruders 
2000. mit der Behauptung, daß ihm jenes über dieſen Betrag lautende 
Sparkaſſenguthaben rechtsgültig geſchenkt worden ſei. Der Beklagte behauptete, 
es handle ſich um ein wegen Formmangels ungültiges Schenkungsverſprechen. 
— In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das Ber.⸗Gericht verurteilte 
den Beklagten zur Zahlung von 1080 , während die Klage in Höhe von 920.4 
für erledigt erklärt wurde. — Aus den Gründen: 

„Die Parteien ſtreiten darüber, ob der Erblaſſer des Beklagten dem Kläger 
rechtsgültig ein Sparkaſſenguthaben über 2000. M geſchenkt habe. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es ſich um eine Schenkung unter Lebenden 
oder auf den Todesfall handelt. Im erſten Fall iſt das Schenkungsverſprechen 
an die Schriftform gebunden, doch wird der Mangel derſelben durch Voll⸗ 
ziehung des Verſprechens geheilt (§ 518 BGB.). Im andern Fall finden beim 
Schenkungsverſprechen die Vorſchriften über Verfügungen von Todeswegen 
Anwendung, doch gelten im Full der Vollziehung des Verſprechens die Vor⸗ 
ſchriften über Schenkungen unter Lebenden (§ 2301 BGB.). Da unſtreitig 
im vorliegenden Fall nicht einmal die Schriftform, geſchweige denn die Teſta⸗ 
mentsform gewahrt iſt, ſo hängt die Entſcheidung des Rechtsſtreits in jedem 
Fall davon ab, ob es ſich nur um ein Schenkungsverſprechen oder um eine voll⸗ 
zogene Schenkung handelt. 

Vollzogen wird die Schenkung eines Sparkaſſenguthabens, alſo einer 
Forderung des Schenkenden gegen die Sparkaſſe, durch Abtretung der For⸗ 
derung an den Beſchenkten gemäß §§ 413. 398 BGB. Der Abtretungsvertrag 
iſt formlos gültig und bedarf zu ſeiner dinglichen Wirkſamkeit nicht der Anzeige 
an den Schuldner der Forderung. Ebenſowenig bedarf es einer Übergabe 
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des Sparkaſſenbuchs. Regelmäßig ſind die Sparkaſſen nach ihren Satzungen 
zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, das materielle Gläubigerrecht zu prüfen, 
und dürfen ſonach ohne weiteres mit befreiender Wirkung an den Inhaber 
des Sparkaſſenbuchs Zahlung leiſten. Im vorliegenden Fall ergibt ſich das 
aus Art. 19 der Satzung der Neuen Sparkaſſe. Das Sparkaſſenbuch ſtellt 
ſich mithin nicht als Schuldverſchreibung auf den Inhaber i. S. der §§ 793. 797 
BGB., ſondern als fog. hinkendes Inhaberpapier dar (§ 808 BGB.). Die 
Übergabe des Sparkaſſenbuchs an den Abtretungsempfänger iſt ſonach ledig⸗ 
lich ein Anzeichen, wenn auch ein ſehr erhebliches, für das Zuſtandekommen 
des Abtretungsvertrages. Die Nichtübergabe iſt keinesfalls ein Beweis dafür, 
daß ſolcher Vertrag nicht abgeſchloſſen ſei. Das Eigentum an der Urkunde 
ſelbſt geht nach § 952 BGB. ohne weiteres mit der Übertragung der Forde⸗ 
rung auf den neuen Gläubiger über. Auch inſoweit bedarf es alſo nicht einer 
Übergabe des Sparkaſſenbuchs. 

Die Entſcheidung der Frage, ob es ſich vorliegendenfalls um ein wegen 
Formmangels ungültiges Schenkungsverſprechen, oder um eine vollzogene, 
ſomit gültige Schenkung handelt, hängt daher davon ab, ob zwiſchen Diedr. Gr. 
und dem Kläger ein Abtretungsvertrag über das fragliche Sparkaſſenguthaben 
zuſtandegekommen iſt. a 

Dieſe Frage war nach dem Ergebnis der vom Landgericht veranſtalteten 
Beweisaufnahme zu bejahen. Der Senat trägt kein Bedenken, nach den Aus⸗ 
ſagen der Eltern des Klägers für feſtgeſtellt zu erachten, daß Diedrich Gr. 
bei ſeiner Anweſenheit bei ihnen in St. dem Vater des Klägers erklärt hat, 
er ſchenke dieſem das in Rede ſtehende Guthaben, und daß er ihm dabei das 
Sparkaſſenbuch betreffs Notierung ſeiner Nummer übergeben hat. Dieſe 
Darſtellung iſt auch vom Beklagten nicht eigentlich beſtritten worden, er hat 
vielmehr nur den daraus vom Kläger gezogenen Schlüſſen widerſprochen, 
indem er eingewendet hat, Diedrich Gr. habe dem Kläger das Guthaben 
nur auf den Todesfall verſprochen und ſich bis dahin die Verfügung darüber 
vorbehalten. Legt man den ſonach für erwieſen zu erachtenden Sachverhalt 
zugrunde, ſo kann darnach um ſo weniger ein Zweifel an dem Zuſtandekommen 
eines Abtretungsvertrages obwalten, als Diedrich Gr. dem Vater des Klägers 
in Verbindung mit der Abtretungserklärung das Sparkaſſenbuch ſelbſt 
übergeben hat. Daß dieſer ihm das Buch alsbald nach Notierung der 
Nummer zurückgereicht hat, kann daran nichts ändern und iſt ohne rechtliche 
Bedeutung. 

Handelt es ſich 175 allem um eine vollzogene Schenkung, ſo iſt der Be⸗ 
klagte als Erbe des Schenkers verpflichtet, dem Kläger den Betrag des von 
Diedrich Gr. abgehobenen Guthabens auszukehren, abzüglich der auf Grund 
des Zwiſchenvergleichs bereits bezahlten 920 K, bezüglich deren nach den 
inſoweit übereinſtimmenden Erklärungen der Parteien auszuſprechen war, 
daß die Klage in dieſer Höhe ihre Erledigung gefunden habe. 
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Das angefochtene Urteil unterlag daher der Aufhebung. Dem Ber.- 
Antrage war zu entſprechen.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 2. Okt. 1917. B. (Kl.) w. Gr. 
Bf. III. 79/17 | B. 


9. Die Forderung eines höheren Mietzinſes enthält eine der Der- 
längerung des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willens⸗ 
erklärung. 
BGB. § 568. 

Dem Beklagten iſt unſtreitig vom Kläger das Mietverhältnis auf den 
1. April 1916 rechtzeitig gekündigt worden. Mit dieſem Zeitpunkt endete daher 
das Mietverhältnis. Beklagter hat nun den Gebrauch der Mieträume über den 
1. April 1916 hinaus fortgeſetzt. In ſolchem Fall gilt das Mietverhältnis 
nach § 568 BGB. auf unbeſtimmte Zeit verlängert, ſofern nicht der Vermieter 
oder der Mieter ſeinen entgegenſtehenden Willen binnen einer Friſt von zwei 
Wochen dem andern Teil gegenüber erklärt. Einen ſolchen entgegenſtehenden 
Willen hat der Kläger dem Beklagten durch die Schreiben v. 7. und 14. April 
1916 erklärt. Denn während Beklagter unſtreitig bis zum 1. April 1916 nur 
3000 K Miete bezahlte, forderte Kläger für die Zeit ab 1. April 1916 3500 
jährliche Miete. Die Forderung eines höheren Mietzinſes an Stelle des bis⸗ 
herigen iſt aber als eine der Verlängerung des bisherigen Mietverhältniſſes 
entgegenſtehende Willenserklärung des Vermieters aufzufaſſen. Hinzu kommt, 
daß Beklagter dem Kläger kurz vor dem 1. April 1916, als die Parteien über 
die Verlängerung des Mietverhältniſſes unterhandelten, erklärt hat, er werde 
unter keinen Umſtänden mehr als 2000. jährliche Miete bezahlen. Dieſe 
allerdings vor dem 1. April 1916 abgegebene entſchiedene Erklärung des Be⸗ 
klaͤgten behielt ihre Geltung auch nach dem 1. April 1916 bei, ſodaß auch dieſe Er⸗ 
klärung des Beklagten der Verlängerung des Mietverhältniſſes auf unbeſtimmte 
Dauer entgegenſtand. Der Mietzins iſt weſentlicher Beſtandteil eines Miet⸗ 
vertrages, ſodaß bei fehlender Einigung der Parteien über den Mietzins eine 
Anwendung des § 568 BGB. nicht in Frage kommen kann. Es blieb daher 
am 1. April 1916 bei der durch die klägeriſche Kündigung een Be⸗ 
endigung des Mietverhältniſſes. 

Beklagter befand ſich ſonach, als er am 1. April 1916 nicht räumte, von 
dieſem Zeitpunkt ohne Rechtsgrund in den Mieträumen. Er iſt daher auf 
Grund des § 557 BGB. verpflichtet, dem Kläger für die Dauer der Vorent⸗ 
haltung der Mieträume als Entſchädigung den vereinbarten, d. h. den bis 
zur Beendigung des Mietverhältniſſes gezahlten Mietzins zu vergüten. Der 
Mietzins betrug aber bis zum 31. März 1916 3000. jährlich. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 14. Juli 1917. H. E. w. Th. M. 
Bf. VI. 296/16. . Nö. 


— 
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10. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag ift weder übertrag- 
bar noch pfändbar. 


Vgl. 54 Nr. 221 m. N.; 60 Nr. 230; 70 Nr. 124 m. N. 
BGB. §§ 717. 399; BRO. §§ 851. 859. 


Kläger hat den Anſpruch gepfändet und ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen, der ſeinem Bruder Erich H. gegen den Beklagten auf Erſtattung von 
Prozeßkoſten in Gemäßheit des Vertrages v. 16. Dez. 1910 zuſtehe. Nach dieſem 
Vertrage gewährte der Beklagte dem klägeriſchen Bruder Erich ein Darlehn 
von 20000 %, damit dieſer feine Verpflichtungen gegenüber dem Kläger mit 
Bezug auf die Beteiligung an zwei geſchäftlichen Unternehmungen des Klägers 
erfüllen ſolle. Erich H. beteiligte dafür den Beklagten wieder ſeinerſeits zur 
Hälfte an dem von ihm aus dieſen Unternehmungen gezogenen Gewinn. 
Da aber der Kläger die Beteiligung ſeines Bruders an ſeinen Unternehmungen 
beſtritt, verpflichtete ſich Erich H. in § 6 des Vertrages dem Beklagten gegen⸗ 
über, ſeine Rechte gegen den Kläger ſofort geltend zu machen und zwar ev. 
im Wege der Klage; an den Koſten dieſes ev. Prozeſſes ſollte der Beklagte zur 
Hälfte teilnehmen. Erich H. hat den Prozeß verloren und damit eine erheb⸗ 
liche Koſtenlaſt auf ſich geladen. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſich nicht der ganze Vertrag v. 16. Dez. 
1910 als ein Geſellſchaftsvertrag zwiſchen Erich H. und dem Beklagten darſtellt. 
Jedenfalls enthält der genannte § 6 den Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrages 
hinſichtlich der in Ausſicht genommenen Prozeßführung. Erich H. und der 
Beklagte haben ſich verpflichtet, die Durchführung des gemeinſamen Zweckes, 
nämlich der Feſtſtellung der Beteiligung von Erich H. an den geſchäftlichen Unter⸗ 
nehmungen des Klägers, durch Anſtrengung eines Prozeſſes zu fördern und 
dazu gemeinſchaftlich die erforderlichen Koſten beizutragen. Die Hälfte der 
Prozeßkoſten, die hiernach der Beklagte zu tragen hat, ſtellt den Beitrag des 
Beklagten zu der Geſellſchaft dar. Ein ſolcher Anſpruch des einen Geſell⸗ 
ſchafters gegen den anderen ift aber nach § 717 BGB. nicht übertragbar und 
daher nach §§ 851. 859 BRO. auch nicht der Pfändung unterworfen, was fic 
aus der Gebundenheit des Geſellſchaftsvermögens ergibt, über das der einzelne 
Geſellſchafter, alſo auch ſein pfändender Gläubiger nicht wirkſam verfügen kann. 
Es handelt ſich hier auch nicht etwa um eine Pfändung deſſen, was Erich H. 
bei der Auseinanderſetzung zukommt. Denn die Auseinanderſetzung erjor- 
dert nach § 733 BGB., daß zunächſt die Schulden der Geſellſchaft berichtigt 
werden, was hier unſtreitig noch nicht geſchehen iſt. Auch wenn Erich H. einen 
Teil der ihm zur Laſt fallenden Prozeßkoſten, nämlich den Teil, den er ſeinem 
Bruder, dem Kläger, ſchuldet, getilgt haben ſollte, würde damit die Aus⸗ 
einanderſetzung der Geſellſchaft noch keineswegs erledigt und das Auseinander- 
ſetzungsguthaben des Erich H. noch nicht feſtgeſtellt ſein. In Wirklichkeit ſtellt 
ſich der von dem Kläger gepfändete Anſpruch des Erich H. als der auf die Leiſtung 
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des Beitrages des Beklagten zum Geſellſchaftsvermögen gerichtete dar, und 
dieſer iſt nicht übertragbar. 

Zu dem gleichen Ergebnis führt aber auch noch eine andre Erwägung. 
Der Beklagte hatte ein erhebliches Intereſſe an der Feſtſtellung der Berech⸗ 
tigung von Erich H. zur Beteiligung an den geſchäftlichen Unternehmungen 
des Klägers. Deshalb hat er ſich Erich H. gegenüber bereit erklärt, zu den Koſten 
des erforderlichen Prozeſſes zur Hälfte beizutragen. Wie ſtark dieſes Inter⸗ 
eſſe des Beklagten an der Prozeßführung ſelbſt geweſen iſt, folgt ohne weiteres 
aus der Zeugenausſage des Rechtsanwalts S., wonach Erich H. und der Be⸗ 
klagte gemeinſchaftlich ihn beauftragt haben, die Klage zu erheben, und S. 
ſich für berechtigt hält, auf Grund dieſes Auftrages den Beklagten für ſeine 
Anſprüche aus der Prozeßführung zu belangen. Der Anſpruch des Erich H. 
auf Beteiligung des Beklagten an den Prozeßkoſten würde danach aber bei 
ſeiner Abtretung an einen beliebigen Dritten, insbeſondere an einen Gläu⸗ 
biger von Erich H., einen ganz andern Inhalt erhalten, ſodaß nach § 399 BGB. 
der Anſpruch gegen den Beklagten von Erich H. nicht übertragen werden konnte 
und daher auch nach § 851 ZPO. unpfändbar iſt. 

Somit hat der Kläger durch ſeine Pfändung einen Anſpruch gegen 
den Beklagten überhaupt nicht erlangt und war ſeine Klage abzuweiſen. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. April 1916. H. w. N. Bf. VI. 
488/14. Nö. 


11. Verzug des Derficherten mit der Prämienzahlung; wie muß die 
Friſtſetzung nach $ 39 Verſb. beſchaffen fein? 
Vgl. 70 Nr. 217. 
VerſVG. § 39. 
Der Bäckermeiſter J. Sch. in K. war bei der Beklagten für die Zeit vom 
1. Aug. 1902 ab unter den auf der Rückſeite des Verſicherungsſcheins abge⸗ 
druckten allgemeinen Bedingungen und den aus dem Scheine erſichtlichen 
beſonderen Bedingungen auf den Todesfall verſichert. Die Prämie war mit 
halbjährlich 144,75. K am 1. Februar und 1. Auguſt jedes Jahres zu ent⸗ 
richten. Sch. hatte die am 1. Aug. 1914 fällig geweſene Prämie nicht bezahlt. 
Am 10. Dez. 1914 iſt er verſtorben. Die Kläger als die bezugsberechtigten 
Kinder Sch.s forderten von der Beklagten Zahlung der Verſicherungsſumme 
abzüglich der rückſtändigen Prämie nebſt Verzugszinſen. Die Beklagte wollte 
die Klage abgewieſen haben, weil ſie den Verſicherungsvertrag wegen Nicht⸗ 
zahlung der Prämie nach einer angeblich der Vorſchrift in § 39 Verſ VG. ent- 
ſprechenden Friſtſetzung vor dem Tode Sch.s mit der Wirkung endgültiger 
Löſchung der Polize aufgekündigt habe. — Die Beklagte wurde verurteilt. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
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„Ob Sch. das eine Friſtſetzung gemäß § 39 VerſVG. beabſichtigende Schrei⸗ 
ben der Beklagten v. 11. Aug. 1914 und den Kündigungsbrief v. 17. Nov. 1914 
empfangen hat, kann dahingeſtellt bleiben. Selbſt wenn ihm dieſe Schreiben 
zugegangen ſind, iſt doch die Kündigung ungerechtfertigt, weil die Friſtſetzung 
v. 11. Aug. 1914 in den beiden vom Landgericht hervorgehobenen Richtungen 
der zwingenden Vorſchrift in §39 verb. m. § 42 VerſG. nicht entſprochen 
hat und darum unwirkſam geblieben iſt (8 39 Abſ. 2 Satz 2). 

Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß es zunächſt an der erforderten 
Vorausſetzung einer ‚nicht rechtzeitigen Prämienzahlung“ gebricht. Die 
Zahlung der Prämie geſchieht nach Art. 8 Allg Verſ Bedingungen dann noch 
rechtzeitig, wenn ſie innerhalb der dort dem Verſicherten nachgelaſſenen dreißig⸗ 
tägigen Friſt erfolgt. In Art. 8 wird dem Verſicherten ein vertragmäßiges 
Recht eingeräumt, die Zahlungen innerhalb einer am Verfalltage beginnenden 
dreißigtägigen Friſt zu bewirken. Erſt wenn dieſe Friſt verſäumt iſt, iſt mithin 
die Prämie nicht rechtzeitig d. h. nicht innerhalb der vertragmäßig feſtgeſetzten 
Zahlungszeit gezahlt, und nun erſt kann die Friſtſetzung nach § 39 VerſVG. 
wirkſam erfolgen. Der Anſicht der Beklagten, daß dieſe Auslegung mit Rück⸗ 
ſicht auf das bereits durch die Friſt des Art. 8 gezeigte Entgegenkommen für 
die Beklagte unbillig ſei, kann nicht beigepflichtet werden. Vielmehr würde 
der Standpunkt der Beklagten zu einer unbilligen Härte für die Verſicherten 
führen, da ſie durch eine innerhalb der vertragmäßigen Friſt des Art. 8 zu⸗ 
zulaſſende Friſtſetzung im Sinne von § 39 ſofort mit Ablauf der Friſt des Art. 8 
dem Verluſt des Verſicherungsanſpruchs ausgeſetzt werden könnten, eine Folge, 
die fic) mit dem auf den Schutz der Verſicherten abzielenden Zweck des § 39 
nicht vereinbaren läßt. Läßt ſich hiernach die Frage der Rechtzeitigkeit einer 
Prämienzahlung allein aus dem Vertragsverhältniſſe heraus beantworten, 
ſo kann anderſeits wegen des zwingenden Charakters der angezogenen Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift der Verſicherte nicht darauf verwieſen werden, daß bereits 
der Vertrag für die Prämienzahlungen entgegenkommende Beſtimmungen 
enthalte. 

Weiter entſpricht der im Schreiben v. 11. Aug. 1914 enthaltene Hinweis: 
die Prämie von 144,75. müſſe bis zum 1. Sept. 1914 gezahlt fein, widrigen⸗ 
falls nach § 39 VerſVG. die Verpflichtung zur Auszahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme in Übereinſtimmung mit Art. 9 Allg Verſ Bedingungen erlöſche“ ꝛc. 
inſofern nicht der angezogenen Vorſchrift, als darin das Erlöſchen der Zah— 
lungspflicht der Beklagten lediglich als Folge des Verzugs mit der Prämien⸗ 
zahlung zur Zeit des Ablaufs der geſetzten Friſt bezeichnet iſt. § 39 knüpft 
nämlich dieſe Folge nicht ſchon an den Verzug nach Ablauf der geſetzten Friſt, 
ſondern verlangt weiter, daß der Verſicherungsfall erſt nach dem Ablauf der 
geſetzten Friſt eintritt und der Verzug zur Zeit des Eintritts des Verſicherungs⸗ 
falls beſteht. Die angezogene Vorſchrift bezweckt, dem Verſicherten bei der 
Friſtbeſtimmung die ſchwerwiegende Bedeutung der Friſtſetzung und die 
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mit der Verſäumung der Friſt für ihn verknüpften nachteiligen Folgen zum 
Bewußtſein zu bringen und ihn dadurch möglichſt vor weiterer Säumnis 
und dem damit möglicherweiſe verbundenen Verluſt des Verſicherungsanſpruchs 
zu bewahren. Dieſe Zweckbeſtimmung erfordert naturgemäß einen der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift entſprechenden Hinweis. Durch die von der Beklagten 
gewählte Faſſung wird aber dieſen Geſetzeszwecken nicht entſprochen, ſondern 
der Verſicherte in den irrigen Glauben verſetzt, daß ſofort mit dem Ablauf 
der geſetzten Friſt die Beklagte von ihrer Zahlungspflicht frei werde, ſowie 
daß daher eine nach dieſem Zeitpunkt erfolgende Prämienzahlung verſpätet 
und wirkunglos ſei, während er doch durch eine nach Ablauf der Friſt bewirkte 
Prämienzahlung dem Verluſt des Verſicherungsanſpruchs noch vorbeugen 
könnte. Daß die ausgeſprochene Drohung infolge des Weglaſſens der Cin- 
ſchränkungen in Wirklichkeit noch ſchärfer iſt als die in § 39 vorgeſchriebene, 
kann der Beklagten nicht zugute kommen, da das Geſetz gerade den Zweck 
verfolgt, für den Verſicherten völlige Klarheit über die Folgen ſeiner Nicht⸗ 
zahlung in jeder Richtung zu ſchaffen. 
Vgl. hierzu die Entſcheidung des RG. v. 27. April 1915 in Warneyers Ergänz. Bd. 8 
(1915) Nr. 178 und Seuff A. 70 Nr. 217. 

Beſtand nach alledem der Verſicherungsvertrag zur Zeit des Todes Sch.s 
noch zu Recht, ſo iſt die Beklagte mit Recht zur Zahlung des Reſtes der Ver⸗ 
ſicherungsſumme ſamt Verzugszinſen verurteilt worden.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden v. 27. März 1917. Sch.s Erben w. Niſche 
Lebensverſich.⸗Geſ. 7 O. 3/17. — e — 


12. Der verantwortliche Schriftleiter einer Zeitung haftet nicht ſchon 
als ſolcher auf Schadenerſatz für gewerbliche Schädigungen durch die 
Seitung. 

BGB. §§ 823. 824. 

Der Kläger, Inhaber eines Militäreffektengeſchäfts mit Schneiderei, 
wollte durch zwei Artikel der Rheiniſchen Zeitung, worin ſein Geſchäft in ſozial⸗ 
demokratiſchem inn abfällig behandelt worden war, in ſeinem Gewerbe 
geſchädigt worden ſein. Nachdem der verantwortliche Schriftleiter der Zeitung 
auf Privatklage des Klägers in eine Geldſtrafe von 50.4 wegen Beleidi⸗ 
gung verurteilt worden war, belangte ihn der Kläger auch au Schadenerſatz. — 
Im übrigen aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht verkennt nicht, daß die Beſtimmungen des 
Reichspreßgeſetzes über die Haftung des verantwortlichen Redakte urs nicht 
als Grundlage der Klage gelten können. In der Tat iſt dieſe preßgejeh 
liche Regelung ausſchließlich ſtrafrechtlicher, nicht zivilrechtlicher Natur, und 
der verantwortliche Redakteur kann nicht ſchon als ſolcher zivilrechtlich in An⸗ 

ſpruch genommen werden; für die Tatbeſtände der unerlaubten Handlungen 
| | 35 
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des Bürgerl. Geſetzbuchs, im gegebenen Falle des § 823 Abſ. 2, in Verbindung 
mit 88 185 bis 187 StGB., ſowie der §§ 824 bis 826 BGB., ift die Feſtſtellung 
der Täterſchaft, des ſubjektiven Tatbeſtandes der unerlaubten Handlung auch 
gegenüber dem verantwortlichen Redakteur unerläßlich. Er haftet nicht, 
wenn er von dem Artikel, in welchem die unerlaubte Handlung erfüllt ſein ſoll, 
und deſſen Inhalt überhaupt keine Kenntnis hatte (RGEntſch. 50, 108). Von 
dieſem Standpunkt aus erſcheint der Satz des Urteils des Ber.⸗Gerichts: 
der Beklagte habe durch die Zeichnung als verantwortlicher Redakteur in der 
Nummer der Rheiniſchen Zeitung v. 5. März 1909 die Haftung für die Ver⸗ 
öffentlichung des Artikels ausdrücklich übernommen, als rechtsirrig und offen⸗ 
bar von der ſtrafrechtlichen Regelung im Preßgeſetz, insbeſondere deſſen 
820 Abſ. 2, beeinflußt. Die Zeichnung als verantwortlicher Redakteur tft 
für die zivilrechtliche Haftung durchaus gleichgültig. 

Richtig iſt nur, daß neben dem Verleger der verantwortliche Redakteur 
in der Regel diejenige Perſon iſt, die die Druckſchrift in die Welt gehen läßt. 
Der verantwortliche Redakteur hat auch der Regel nach die Aufgabe, die Artikel 
für jede Nummer der Zeitung zuſammenzuſtellen und deren Inhalt im all⸗ 
gemeinen einer Prüfung dahin zu unterwerfen, ob ſie ſich für das Blatt eignen 
und ihre Veröffentlichung zuläſſig und angebracht iſt. Dieſe Stellung des 
verantwortlichen Redakteurs begründet eine gewiſſe tatſächliche Vermutung 
dafür, daß er von den in ſein Blatt aufgenommenen Artikeln Kenntnis erlangt 
und genommen habe, ſo daß ihm der Gegenbeweis obliegt, daß dieſe Kenntnis 
nicht vorhanden war. Mit Grund rügt die Reviſion, daß das Ber.⸗Gericht 
den von dem Beklagten nach dieſer Richtung e Beweis unerhoben 
gelaſſen habe. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 19. April 1917. M. (BE) w. E. 
VI. 25/17. 


13. Unlauterer Wettbewerb durch vertrieb einer Ware als Rheinlachs, 
die nicht aus dem Rheine ſtammt. 
Vgl. 68 Nr. 99 m. N. 
UnlWG. 58 3. 1; WEB. §§ 138. 826. 

Die klagenden Firmen wie die Beklagte ſind Fiſchhändler. Die Beklagte 
hatte Mitteilungen verſandt, in denen „Rheinlachs“ das Pfund zu 1,60 und 
ca. 1,60. angeboten wurde. Die damit angebotene Ware kam nicht aus 
dem Rhein; die Beklagte glaubte ſich gleichwohl zur Führung dieſer Be⸗ 
zeichnung berechtigt, weil nach ihrer Behauptung „Rheinlachs“ zu einer Quali⸗ 
tätsbezeichnung für die beſte Sorte Lachs ohne Rückſicht auf den Urſprung 
geworden ſei. Die Kläger beſtritten dies und klagten auf Unterlaſſung. Der 
Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
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„Auch dieſes Gericht erachtet es nach ſeiner Kenntnis der einſchlägigen 
Verhältniſſe für feſtſtehend, daß das verbrauchende Publikum unter ‚Rheinlachs“ 
durchgehend ſolchen Lachs verſteht, der aus dem Rhein kommt, und zwar ge- 
rade im Gegenſatze zu den aus andern Flüſſen, insbeſondere auch aus ſkandi⸗ 
naviſchen Gewäſſern ſtammenden Lachſen. Bezeichnend iſt auch, daß auch die 
Beklagte in ihrem Angebot Rhein-, ‚Elb“, und Norweger“Lachs, alſo die 
Fiſche nach den Urſprungsorten unterſcheidet. Daß die Fiſchhändler und auch 
die Gaſtwirte vielfach unter ‚Rheinlachs“ dem Publikum auch eine beſonders 
gute Art von Lachs andrer Herkunft vorſetzen, mag der Beklagten zugegeben 
werden, auch daß in den Gaſtwirtskreiſen die Anſchauung verbreitet iſt, daß 
unter Rheinlachs nicht ausſchließlich ein aus dem Rhein ſtammender Fiſch 
zu verſtehen ſei. Damit iſt aber nicht gejagt, daß dem die im Durchſchnitts⸗ 
publikum vertretene Anſicht entſpricht. Deshalb kann das Gericht der Meinung 
der Gaſtwirte und Fiſchhändler, die an einer mißbräuchlichen Verwendung 
des Begriffs ‚Rheinlachs“ ein erhebliches materielles Intereſſe haben, ein 
entſcheidendes Gewicht nicht beimeſſen. Vielmehr mußte es ſich nach ſeiner 
eigenen Kenntnis der Verhältniſſe der Anſicht des Landgerichts anſchließen, 
daß die Lachs verbrauchenden Kreiſe des Publikums unter Rheinlachs durch⸗ 
gehends ſolchen Lachs verſtehen, der aus dem Rhein ſtammt, und daß ſie dieſe 
Art Lachs für die beſte und die aus andern Flüſſen ſtammenden Arten an Güte 
übertreffende anſehen. 

Daraus folgt, daß die Beklagte, indem ſie Lachs, der nicht aus dem Rhein 
ſtammt, als Rheinlachs angeboten hat, unrichtige Angaben über den Urſprung 
von Waren gemacht hat, und zwar ſolche, die geeignet ſind, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebotes zu machen. Die Beklagte kann auch nicht damit 
gehört werden, daß ſie ſich nicht unmittelbar an das verbrauchende Publikum, 
ſondern lediglich an Fiſchhändler gewandt habe, die über die Bedeutung des 
Begriffs ‚Rheinlachs“, wie ihn Beklagte verſtehe, unterrichtet ſeien. Denn es 
ſteht für das Gericht feſt und iſt auch von der Beklagten garnicht beſtritten, 
daß die als ‚Rheinlachs“ den Fiſchhandlungen angebotene Ware, die in Wahr⸗ 
heit kein Rheinlachs war, von dieſen Handlungen dem Publikum ebenſo weiter 
angeboten worden iſt und daß die Beklagte dies von vornherein gewußt hat. 
Denn nach der Art des Geſchäfts zwiſchen der Beklagten und ihren Abnehmern 
waren die letzteren garnicht in der Lage, den ihnen als Rheinlachs verkauften 
Fiſch anders weiter zu verkaufen. Indem die Beklagte ihren Abnehmern auf 
dieſe Weiſe ermöglichte, nicht aus dem Rhein ſtammenden Lachs als Rheinlachs 
weiterzuverkaufen, hat ſie unrichtige Angaben gemacht, die geeignet waren, 
auch den Fiſchhändlern gegenüber den Anſchein eines beſonders günſtigen An⸗ 
gebots zu machen. 

Demnach liegt der Tatbeſtand des §3 UnlWG. gegen die Beklagte vor. 
Aber das Gericht iſt auch der Überzeugung, daß nicht minder der Tatbeſtand 
der allgemeinen Beſtimmung des § 1 gegeben iſt, daß es gegen die guten Sitten 
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verſtößt, wenn die Beklagte im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbs veranlaßt, daß eine Ware unter dem Namen ‚Rheinlachs' in den all⸗ 
gemeinen Verkehr gelangt, die nicht demjenigen Begriff entſpricht, den das 
Publikum mit ihm zu verbinden pflegt. Tatſächlich bezweckt die Beklagte, 
um Ware, die ſie bei richtiger Angabe ihrer Herkunft zu einem derartigen Preiſe 
nicht würde abſetzen können, dennoch zu dieſem Preiſe abzuſetzen, das Publi⸗ 
kum über die Herkunft der Ware zu täuſchen. Ob das Publikum auf dieſe 
Weiſe eine Ware bekommt, die an Wert der angeprieſenen gleicht, iſt für die 
Frage des Verſtoßes gegen die guten Sitten nicht von entſcheidender Be⸗ 
deutung. Der weſentliche Punkt liegt vielmehr darin, daß die Beklagte ſich 
durch dieſe Täuſchung des Publikums über die Herkunft der Ware einen Vor⸗ 
ſprung zu verſchaffen ſucht vor denjenigen Mitbewerbern, die dem Publikum 
die Wahrheit ſagen, indem ſie als Rheinlachs nur ſolchen Lachs anbieten, 
der aus dem Rhein ſtammt. Ein ſolches Verfahren widerſpricht nach der Über- 
zeugung des Gerichts dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden. 
Daher erſcheint die Klage auch von dieſem Geſichtspunkt aus begründet.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1917. W. B. u. Gen. 
w. F. Sch. Bf. VI. 92/16. Nö. 


14. Schadenerſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; uber⸗ 
wachungspflicht des Eigentümers. 


Vgl. 53 Nr. 150; 58 Nr. 53; 61 Nr. 34; 69 Nr. 81; 70 Nr. 151. 
BGB. §§ 909. 823 Abſ. 2; 831. 


Es mag den Beklagten zugegeben werden, daß ihnen der Nachweis ge— 
lungen tft, es ſeien ſowohl in der Perſon F.s wie in der Mis an ſich tüchtige 
und erfahrene Fachleute von ihnen mit der Leitung und Ausführung des Neu— 
baus betraut worden. Allein das ſchloß ihre Haftung noch keineswegs aus, 
da die Frage des Verſchuldens nicht nur unter dem Geſichtspunkt des § 831, 
ſondern auch unter dem des § 823 Abſ. 2 BGB. zu prüfen war. Das Schutz⸗ 
geſetz des § 909 BGB. wendet fic) vorzugsweiſe an den Grundſtückseigentümer 
und verbietet ihm, ſein Grundſtück in der Weiſe zu vertiefen, daß der Boden 
des Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze verliert. Der fic) daraus er- 
gebenden Pflicht wird aber der Grundſtückseigentümer nicht dadurch ledig, 
daß er die Ausführung eines mit der Vertiefung verbundenen Werks einem tüch⸗ 
tigen Unternehmer überträgt; vielmehr bleibt er, indem er die Vertiefung nicht 
nur duldet, ſondern ſie mit dem dem Dritten übertragenen Werke veranlaßt, 
deren Urheber und als ſolcher verbunden, dafür zu ſorgen, daß die Vertiefung 
nicht die in § 909 bezeichnete ſchädliche Folge nach ſich ziehe oder daß der Boden 
des Nachbargrundſtücks in genügender Weiſe anderweit befeſtigt werde. 
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In dieſem Sinne wäre es Pflicht der Beklagten geweſen, ſchon bei der 
Übertragung der Arbeiten auf die Beobachtung der zur Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtungen aus § 909 erforderlichen Vorſicht hinzuweiſen und auch nach der 
Beauftragung des Dritten darauf zu achten, daß die dadurch gebotene Rück⸗ 
ſicht auf das Nachbargrundſtück nicht außer acht gelaſſen werde. Nicht durften 
ſie ſich darauf verlaſſen, daß der mit der Ausführung des Baus befaßte Unter⸗ 
nehmer das Erforderliche ſelbſt tun werde. 

So das Reichsgericht in JW. 1910, 15015. Warneyer Rechtſpr. 1910 Nr. 18; vgl. 

Komm. von RGRäten Anm. 1 zu § 909. ö 
Sie hatten dieſe Verpflichtung, auch wenn nicht der Kläger, wie er überdies 
behauptet und unter Beweis geſtellt hat, die Beklagten oder deren Bauleiter 
ſchon während der Vertiefung ihres Grundſtücks darauf, daß Riſſe an ſeinem 
Gebäude ſich zeigten, aufmerkſam gemacht und dadurch gewarnt haben ſollte. 
Denn ſchon indem die Beklagten es unbeſtrittenermaßen unterließen, auf 
die Vorkehrung der i. S. von § 909 erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu 
achten und in der oben näher angegebenen Weiſe dafür zu ſorgen, haben ſie 
ſchuldhaft dieſes Schutzgeſetz zum Nachteil des Klägers verletzt und deshalb 
für den dieſem dadurch widerrechtlich zugefügten Schaden einzuſtehen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 19. Okt. 1916.50. 67/14. 
Ch. 


# 


15. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten ift im Urteil 
feſtzuſetzen. 
(Vgl. 60 Nr. 189 m. N.) 
BER. 35 1602. 1612; BPO. §§ 300. 323. 

Die Kläger, Kinder des im Jahre 1902 verſtorbenen Sohnes des Be⸗ 
klagten, nahmen den Beklagten auf Gewährung von Unterhalt in Anſpruch 
und verlangten für jeden von ihnen jährlich 1200 ſeit dem 1. Jan. 1915. In 
1. Inſtanz wurde der Beklagte zur Zahlung vierteljährlicher Unterhaltsrenten 
von je 210K an jeden der Kläger verurteilt, dagegen die Klage wegen des Mehr⸗ 
betrags abgewieſen. Die Berufung des Beklagten, mit der eine zeitliche Be⸗ 
grenzung ſeiner Zahlungspflicht äußerſtenfalls auf die Dauer der Minder⸗ 
jährigkeit der Kläger beantragt war, wurde als unbegründet zurückgewieſen. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an das Ber.⸗Gericht zurück. 
Aus den Gründen: | 

„Das Ber.⸗Gericht geht ohne Rechtsirrtum davon aus, daß bei Knaben 
beſſerer Herkunft, wie es die Kläger ſind, der Unterhalt nicht nur die Koſten 
des Beſuchs höherer Schulen, ſondern auch diejenigen der Vorbildung zu einem 
ihrer Entwicklung und ihrer Veranlagung entſprechenden Berufe umfaßt 
und daß ſich daher die Unterhaltspflicht des Beklagten nicht ſchlechthin auf die 
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Zeit bis zur Erreichung des 18. Lebensjahres oder bis zum Eintritt der Voll- 
jährigkeit der Kläger begrenzen läßt. Daraus folgt aber nicht, daß den Klägern 
die Unterhaltsrente ohne jede zeitliche Begrenzung zuzuſprechen und dem Be— 
klagten zu überlaſſen wäre, nach Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kläger einer 
Ausbeutung ſeiner Unterhaltspflicht auf Grund der unbegrenzten Verur⸗ 
teilung durch eine Klage aus § 323 BRO. entgegenzutreten. Die Kläger haben 
die Vorausſetzungen eines ihnen zuſtehenden Unterhaltsanſpruchs gegen den 
Beklagten nicht nur nach der Richtung zu beweiſen, daß ſie zurzeit außer— 
ſtande ſeien, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſondern ſie trifft auch die Beweislaſt 
dafür, daß dieſe Vorausſetzung während des ganzen Zeitraums, für welchen 
ſie auf künftige Leiſtung klagen, gegeben ſeien. Dieſer Beweis läßt ſich freilich 
bei der Ungewißheit der Geſtaltung künftiger Dinge nicht mit völliger Sicher— 
heit erbringen und es kann daher von dem Unterhaltsberechtigten nur verlangt 
werden, daß er beweiſt, ſein Unvermögen zur eigenen Beſchaffung des Unter— 
halts werde nach der Geſtaltung der gegenwärtigen Verhältniſſe bei einem ge- 
wöhnlichen, der Erfahrung entſprechenden Verlaufe der Dinge während eines 
beſtimmten Zeitraums oder gegebenenfalls dauernd fortbeſtehen. Wenn auch 
das Geſetz den Unterhaltsanſpruch der Kinder gegenüber den Verwandten 
aufſteigender Linie nicht an eine beſtimmte Altersgrenze gebunden hat, ſo 
kann doch mangels beſonderer, eine andre Annahme rechtfertigender Um- 
ſtände ein Unterhaltsanſpruch zunächſt nur bis zu dem Zeitpunkt als begründet 
angeſehen werden, in welchem unter Berüdjichtigung der Lebensſtellung 
der Kinder bei einem normalen Verlauf deren Erziehung und Vorbildung 
zu einem ihren Verhältniſſen entſprechenden Beruf abgeſchloſſen iſt. Auf 
den ſich danach ergebenden Zeitraum muß demnach der Regel nach die auf eine 
Unterhaltsklage der Kinder auszuſprechende Verurteilung des unterhalts- 
pflichtigen Verwandten beſchränkt werden. 

Es mag Fälle geben, in denen aus beſonderen Gründen ſich nicht mit an— 
nähernder Beſtimmtheit vorausſagen läßt, ob ein Kind überhaupt jemals er- 
werbsfähig werden wird, und daher die Zuerkennung des Unterhalts ohne zeit⸗ 
liche Begrenzung geboten ſein kann. Ein derartiger Fall liegt aber hier nach 
den Parteibehauptungen nicht vor, insbeſondere iſt von den Klägern nichts nach 
der Richtung hin vorgebracht worden, daß ſie oder auch nur einer von ihnen 
mit einem dauernden Gebrechen behaftet ſei, das vorausſichtlich eine dauernde 
Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben würde. Das Ber.⸗Gericht hat von einer 
zeitlichen Begrenzung der Zahlungspflicht des Beklagten auch nur aus dem 
Grunde abgeſehen, weil ſich bei dem Alter der Kläger, von denen der älteſte 
erſt gerade 16 Jahre alt fet, ein beſtimmter Zeitpunkt für das Ende ihres Unter⸗ 
haltsanſpruchs nicht angeben laſſe, es vielmehr ihrer weiteren Entwicklung 
und Veranlagung überlaſſen bleiben müſſe, welchem Berufe ſie ſich ſpäter gu- 
wenden dürften und wann ſie ſelbſt imſtande ſein würden, ihren Unterhalt zu 
verdienen. Dieſe Erwägung vermag die Zuerkennung zeitlich unbegrenzter 
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Vnterhaltsrenten nicht. zu rechtfertigen. Eine derartige Verurteilung des Be⸗ 
klagten bedeutet inhaltlich den Ausſpruch einer lebenslänglichen Zahlungs⸗ 
pflicht und eine ſolche iſt nach den vorliegenden Verhältniſſen nicht begründet, 
da das Ber.⸗Gericht ſelbſt annimmt, daß die Kläger im Lauf der Zeit erwerbs⸗ 
fähig werden und damit aufhören werden, unterhaltsberechtigt zu ſein. Es 
iſt auch nicht einzuſehen, weshalb es nicht möglich ſein ſollte, unter Zuhülfe⸗ 
nahme allgemeiner Erfahrungsgrundſätze mit annähernder Sicherheit den 
Zeitpunkt zu beſtimmen, bis zu dem vorausſichtlich die Ausbildung der Kläger 
zu einem ihren Verhältniſſen entſprechenden Beruf abgeſchloſſen ſein wird. 
Sollte ſich der darnach beſtimmte Zeitpunkt infolge des Eintritts jetzt nicht 
vorausſehbarer ungewöhnlicher Umſtände als unrichtig erweiſen und ſich ein 
weiterer Unterhaltsanſpruch der Kläger als begründet herausſtellen, ſo muß 
den Klägern deſſen ſpätere Geltendmachung in einem neuen Rechtsſtreit über⸗ 
laſſen bleiben. Jedenfalls kann eine in dieſer Hinſicht etwa beſtehende Unſicher⸗ 
heit nicht dazu führen, die Zahlungspflicht des Beklagten ſchon jetzt über den 
nach der Lebenserfahrung bei einem gewöhnlichen Lauf der Dinge anzu— 
nehmenden Zeitpunkt hinaus auszudehnen, vielmehr kann den Klägern als 
der beweispflichtigen Partei der Unterhalt nur auf ſo lange zuerkannt werden, 
als ſich ihr Anſpruch nach den von ihnen nachgewieſenen gegenwärtigen Um⸗ 
ſtänden als berechtigt vorausſehen läßt. 

Die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß es dem Beklagten überlaſſen bleiben 
müſſe, bei Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kläger einer weiteren Inanſpruch⸗ 
nahme aus dem Urteil im Wege der Klage aus § 323 ZPO. entgegenzutreten, 
tft rechtsirrig. Einerſeits würde die Verweiſung auf § 323 BRO. eine Umkeh⸗ 
rung der Beweislaſt zu ungunſten des Beklagten bedeuten, da bei der Klage 
aus § 323 der Beklagte den Beweis erbringen müßte, daß die Kläger erwerbs⸗ 
fähig geworden ſeien, während die Kläger nur berechtigt ſind, Unterhalt zu 
fordern, ſolange ſie ihre Erwerbsunfähigkeit nachzuweiſen vermögen. Ander⸗ 
ſeits tft eine Klage aus § 323 3 PO. überhaupt nur zuläſſig, wenn nachträglich 
eine weſentliche Anderung in den Verhältniſſen eingetreten iſt, welche bei dem 
Erlaß des früheren Urteils nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts in Betracht 
zu ziehen waren, und zwar nicht nur für die Beſtimmung der Höhe der Renten, 
ſondern auch für die Bemeſſung der Dauer ihrer Entrichtung. Der Einfluß, 
den erfahrunggemäß das zunehmende Lebensalter auf die Erwerbsfähigkeit 
eines Kindes ausübt, gehört aber der Regel nach zu den Verhältniſſen, die für 
die Bemeſſung der Höhe und der Dauer der Unterhaltsrenten von vornherein 
zu berückſichtigen ſind, und es kann deshalb zweifelhaft ſein, ob er, ſoweit er 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge vorausſehbar geweſen iſt, als nach⸗ 
träglicher Eintritt einer weſentlichen Anderung in den bei Erlaß des früheren 
Urteils maßgebenden Verhältniſſen anzuſehen und zur Begründung einer 
Klage aus § 323 ZPO. geeignet fet. Der Standpunkt des Ber.⸗Gerichts würde 
aber auch der Abſicht des Geſetzgebers widerſprechen, Prozeſſe, ſoweit möglich, 
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zu vermeiden und in zahlreichen Fällen an ſich vermeidbare nachträgliche 
Streitigkeiten hervorzurufen geeignet ſein. 

Die vorſtehend entwickelten Grundſätze ſind vom Reichsgericht bereits 
in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen (vgl. z. B. IW. 1905, 1432, 1528, 
2834) und ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten worden. Auch bei 
erneuter Prüfung aus Anlaß des vorliegenden Falls ergibt ſich kein Grund, 
von dieſer Rechtſprechung abzuweichen. Danach iſt die zeitlich unbegrenzte 
Verurteilung des Beklagten nicht gerechtfertigt, vielmehr muß in dem Urteil 
die Dauer der den Klägern zugeſprochenen Rente näher beſtimmt werden. 
Das angefochtene Urteil iſt deshalb aufzuheben und die Sache zur anderwei⸗ 
tigen Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.-Gericht zurückzuverweiſen 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. März 1916. Schm. (Bkl.) w 

Schm. (OLG. Kiel). IV. 410/15. 


16. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaft 
m. b. H. wegen unrichtiger Verteilung. 
GmbHG. §§ 73. 43; HGB. §§ 241. 249; BGB. § 198. 


Der Kaufmann Heinrich A. und die Ehefrau Anna v. L. waren die allei- 
nigen Mitglieder der klagenden Geſellſchaft m. b. H. Springer Kalkwerke. 
Am 13. April 1907 beſchloſſen ſie die Liquidation und die Beſtellung des A. 
zum Liquidator und an demſelben Tage brachte A. das Geſellſchaftsvermögen 
zwiſchen ſich und der Mitgeſellſchafterin zur Verteilung. In der Folge er⸗ 
ſtritten Gläubiger, die man überſehen hatte, rechtskräftige Urteile gegen die 
Klägerin. Dies gab den Anlaß, daß Frau v. L. eine Geſellſchafterverſammlung 
berief, worin die Erhebung einer Regreßklage gegen A. wegen vorzeitiger 
Verteilung des Geſellſchaftsvermögens beſchloſſen wurde. Gegen dieſe Klage 
erhob A. u. a. die Einrede der Verjährung, die in allen Inſtanzen für begründet 
erachtet wurde. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Das Kammergericht hat den Anſpruch mit Recht für verjährt 
erachtet. Während das Gejellichaftsvermögen am 13. April 1907 verteilt 
war, wurde die Klage am 17. Juni 1912 erhoben. Nach § 73 Abſ. 3 GmbHG. 
finden auf den Erſatzanſpruch einer Geſellſchaft m. b. H. gegen ihren Liqui⸗ 
dator die den Geſchäftsführer betreffenden Vorſchriften in Abſ. 3 und 4 des 
§ 43 entſprechende Anwendung; nach § 43 Abſ. 4 aber BAR der Anſpruch 
gegen Geſchäftsführer in fünf Jahren. — — — 

Wann die fünfjährige Verjährung beginnt, iſt in § 43 Abſ. 4 Gmb G. 
freilich ebenſowenig gejagt wie in den gleichlautenden Beſtimmungen über 
die Verjährung der Erſatzanſprüche gegen Vorſtands- und Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder von Akt.⸗Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften (§§ 241 Abſ. 5, 249 Abſ. 4 
HGB.; §§ 34 Abſ. 4, 41 Abſ. 4 GenG.). Infolgedeſſen find verſchiedene Mei⸗ 
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nungen darüber hervorgetreten, was hier i. S. des 8 198 BGB. als Ent⸗ 
ſtehung des Anſpruchs zu gelten habe. Das Kammergericht nimmt im An⸗ 
ſchluß an Hachenburg in Staubs GmbHG. § 43 Anm. 21 an, daß ſchon der 
Zeitpunkt der Begehung der Pflichtverletzung entſcheide. Dagegen hat der 
erkennende Senat in RGEntſch. 83, 356 den Augenblick für maßgebend er- 
klärt, in welchem zuerſt die objektive Möglichkeit vorliegt, den Schuldner, 
ſei es auch nur mit einer Feſtſtellungsklage, wegen des Schadens zu belangen. 
Dieſe Abweichung in der Auslegung des Geſetzes — ob Vornahme der Hand⸗ 
lung, ob Schadenseintritt — ſpielt hier keine Rolle, da der Schaden der Klä⸗ 
gerin notwendig mit der pflichtwidrigen Handlung des A. entſtand. Dadurch, 
daß dieſer das Vermögen vorzeitig verteilte, entzog er ihr die Mittel, die ſie 
zur Befriedigung der Gläubiger bereithalten mußte. Was aber die Reviſion 
für maßgebend anſieht, die Kenntnis der Geſellſchaft von dem Schaden — 
hier die Kenntnis der Klägerin von der unbefriedigt gebliebenen Forderung — 
wird in feſter Rechtſprechung des Reichsgerichts als Anfangszeitpunkt der 
Verjährung abgelehnt (vgl. RGEntſch. 29, 28; 39, 48; 83, 356). § 852 BGB. 
hat auszuſcheiden, um eine Deliktsklage handelt es ſich nicht. Daß unter Um⸗ 
ſtänden der Regreßanſpruch verjähren kann ehe die Geſellſchaft von ſeiner 
Entſtehung Kenntnis erhält, iſt dem Geſetzgeber nicht entgangen. Er hat es 
in Kauf genommen, um den Zweck zu erreichen, daß die verantwortlichen Per⸗ 
ſonen nicht allzu lange in Beſorgnis der Verfolgung ſchweben (vgl. den Kom⸗ 
miſſ.⸗Bericht zum Aktiengeſ. von 1884, 13 f.). 

Ob dem A. eine böswillige Handlungsweiſe vorzuwerfen war oder nicht, 
begründet nach § 43 Abſ. 4 GmbHG. für die Verjährung keinen Unterſchied. 
Die Reviſion vertritt den gegenteiligen Standpunkt mit der Behauptung, 
daß im vorliegenden Fall der § 73 Abſ. 3, außer mit § 43 Abſ. 4, auch mit 
§ 31 Abſ. 5 zuſammengefaßt werden müſſe. Nur im allgemeinen, führt fie 
aus, verjährten Anſprüche aus § 73 ſchon in fünf Jahren; es verhalte ſich anders, 
wenn fie zugleich Anſprüche aus §§ 30. 31 ſeien. Habe der Liquidator böslich 
nicht bloß das Sperrjahr verletzt, ſondern Vermögensſtücke verteilt, die zur 
Erhaltung des Stammkapitals erforderlich waren, ſo greife die gewöhnliche 
dreißigjährige Verjährung Platz. Durch A. ſei ohne Rückſicht auf Deckung des 
Stammkapitals ſchlechthin das ganze Geſellſchaftsvermögen verteilt worden. 

Damit hat die Reviſion das Verhältnis der verſchiedenen Verjährungs⸗ 
vorſchriften zueinander mißverſtanden. § 73 verbietet dem Liquidator, das 
Vermögen der Geſellſchaft vor Ablauf des Sperrjahres und vor Tilgung oder 
Sicherſtellung der Schulden zu verteilen. Dagegen beziehen ſich die §§ 30. 31 
auf den Fall, wenn ein Geſellſchafter zur Erhaltung des Stammkapitals er⸗ 
forderliches Vermögen ausbezahlt empfängt. Teilt ein fremder Liquidator 
den Geſellſchaftern im Sperrjahre das geſamte Vermögen auf, ſo richtet ſich 
die Verjährung ſeiner Erſatzverpflichtung nur nach § 73 Abſ. 3 (8 43 Abſ. 4), 
nicht nach § 31 Abſ. 5. Wohl ijt es möglich und trifft gerade hier zu, daß beide 
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Geſetzesbeſtimmungen gleichzeitig anzuwenden ſind, indem der Liquidator 
Geſellſchafter iſt und innerhalb der abzuwartenden Friſt Stammlapital ſich 
ſelbſt zuweiſt. Dann gilt aber § 31 Abſ. 5 nur für feine Haftung als Geſell⸗ 
ſchafter, während die Verabſäumung der Pflichten, die ihm als Organ der Ge⸗ 
ſellſchaft obliegen, inſofern nicht in Betracht kommt. Auch der Kommentar 
von Staub⸗Hachenburg § 73 Anm. 13, auf den ſich die Reviſion beruft, iſt 
keiner andern Meinung. Wie nun das Kammergericht feſtgeſtellt hat, wurde 
die Erhebung lediglich einer Klage gegen A. beſchloſſen, die ſich auf Mängel 
ſeiner Geſchäftsführung ſtützte. Dieſe Feſtſtellung beruht auf rechtlich un⸗ 
bedenklicher Auslegung der Geſellſchafterbeſchlüſſe und wird von der Revi⸗ 
fion nicht angegriffen. — — —" 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 7. Dez. 1915 in der preuß. Sache 
Spr. Kalkw. (Kl.) w. A. (KG. Berlin). II. 338/14. 


17. Fixgeſchäft, wenn bis zu einem beſtimmten Tage die Stellung 
eines Akkreditivs vereinbart iſt. 
§GB. § 376. 


Die Parteien hatten am 14. Febr. 1916 abends 8 Uhr mündlich einen Ver⸗ 
trag über Lieferung von 200 Ztr. Schweineſchmalz zum Preiſe von 344.4 
für den Ztr. an Klägerin geſchloſſen. Dieſer Vertrag wurde ſchriftlich be⸗ 
ſtätigt. Es war darin vereinbart, daß Akkreditiv über 68000 % „morgen“ 
— alſo am 15. Februar — geſtellt werden ſollte. Das Akkreditiv ijt unftreitig 
erft am 16. Februar geftellt worden. Die Cache hat dann unter den Parteien 
bis zum 27. Februar geruht. An dieſem Tage ſetzte die Klägerin der Be⸗ 
klagten eine Nachfriſt bis zum 1. März, die bis zum 6. März verlängert wurde. 
Lieferung iſt nicht erfolgt. — Die Klägerin verlangte nunmehr Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Das Geſchäft iſt mündlich am 14. Februar abends 8 Uhr ab- 
geſchloſſen und dabei verabredet, daß das Akkreditiv „morgen“ — alſo am 
15. Februar — geſtellt werden ſolle; es betraf einen zu der fraglichen Zeit 
ſehr gefragten Artikel, deſſen Preis, wie am beſten die klägeriſche Preis- 
berechnung ergibt, jäh ſtieg. Schon dieſe Umſtände ergeben zur Genüge, 
daß dieſe — an ſich für die Stellung eines Akkreditivs ſehr kurz bemeſſene 
Friſt — für das Geſchäft von ausſchlaggebender Bedeutung war. Wenn 
ein Kaufmann in Magdeburg abends um 8 Uhr die Verpflichtung übernimmt, 
am nächſten Tage ein Akkreditiv in Berlin zu eröffnen, ſo iſt das die deut⸗ 
lichſte Bekundung der nach übereinſtimmender Auffaſſung der Parteien durch 
die Sachlage gebotenen Eile. 
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Um jo mehr aber ift das bei den gegenwärtigen Verhältniſſen der Fall. 
Während der Kriegszeit haben, insbeſondere im Nahrungsmittelgeſchäft, die 
bisherigen Formen der Zahlung oder Kreditgewährung in weitem Umfange 
ihre Bedeutung verloren und an ihre Stelle ſind die Geſchäfte mit Akkreditiv⸗ 
ſtellung getreten. Dieſe Akkreditivſtellung gibt dem Verkäufer die Gewähr 
der Zahlungsfähigkeit feines Gegenkontrahenten und der rechtzeitigen Ver⸗ 
fügungsmöglichkeit über den Gegenwert, die — bei der häufig rein zufälligen 
Verbindung der Kontrahenten und den zahlreichen Zwiſchenhändlern, die 
erfahrunggemäß in Frage kommen — in ganz andrer Weiſe als im Friedens⸗ 
geſchäfte Bedingung einer ordnungmäßigen Abwickelung iſt. Die ordnung- 
mäßige Akkreditivſtellung ift daher, wenn jie auch nur eine Vorbereitung der 
eigentlichen Zahlung iſt, dennoch bereits ein Teil der dem Schuldner ob- 
liegenden Leiſtung, es iſt, wie das Landgericht es zutreffend ausdrückt, „die 
primäre Verpflichtung“ des Schuldners. Wenn daher in den gegenwärtigen 
Zeiten ein befriſtetes Akkreditiv vereinbart wird, ſo ſind die Parteien ſich über 
die Weſentlichkeit dieſer Friſtbeſtimmung durchaus klar, und erſt recht, wenn 
es ſich um eine ſo kurz bemeſſene Friſt handelt, wie hier. 

Daran wird auch nicht das geringſte durch den Umſtand geändert, daß 
die Beklagte das Beſtätigungsſchreiben erſt durch die Hände ihres Magde⸗ 
burger Vertreters gehen ließ, alſo auf die beſchleunigte Zuſtellung dieſes 
Schreibens an die Klägerin keinen beſonderen Wert legte, denn da das Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben keine neuen Vertragsbeſtimmungen enthielt, ſondern nur 
das mündlich Vereinbarte richtig wiedergab, entbehrt es jeder ſelbſtändigen 
Bedeutung; ſeine Bedeutung erſchöpft ſich in der Feſtſtellung des mündlich 
Verabredeten. Dieſe mündlichen Verabredungen mußte die Klägerin ein⸗ 
halten, gerade wie ſie ſie hätte einhalten müſſen, wenn eine ſchriftliche Be⸗ 
ſtätigung des Geſchäfts nicht erfolgt wäre. 

Es handelt ſich mithin um ein Geſchäft, bei dem bedungen iſt, daß die 
Leiſtung des einen Teils genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder innerhalb 
einer beſtimmten Friſt bewirkt werden ſollte, und das Landgericht hat mit 
Recht die Beſtimmung des § 376 HGB. für anwendbar erklärt. Da die Friſt 
unſtreitig nicht innegehalten iſt, hatte die Beklagte das Recht, vom Vertrage 
zurückzutreten oder, falls Klägerin im Verzuge war, Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen; das Recht der Beklagten auf Erfüllung war 
erloſchen, da mit dem Eintritt der Fälligkeit nicht die Anzeige erſtattet war, 
daß auf Erfüllung beſtanden werde; ebenſo wie die Klägerin mit dem Ablauf 
der Friſt das Recht, ihrerſeits Srfültung zu beanspruchen, verloren hatte 
(ROHGSEntich. 4, 286; 9, 411). — — —' 


Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 18. April 1917. C. St. w. 
W. M. & Co. Bf. IV. 378/16. Nö. 
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II. Verfahren. 


18. Streitwert einer für die Dauer eines Unterhaltsprozeſſes durch 
einſtweil. Verfügung feſtgeſetzten Geldrente. 
Vgl. 66 Rr. 105. 
GSG. § 9a; BRO. § 940. 

Dem Beklagten ijt durch Urteil des Landgerichts im Wege der einſtweil. 
Verfügung auferlegt, dem Kläger, feinem Enkel, monatlich 15 & als Unter- 
haltsbeitrag, beginnend mit dem 15. April 1915 bis auf weiteres zu bezahlen. 
Seine Berufung iſt auf feine Koſten zurückgewieſen. Gegen die für die Ber.⸗ 
Inſtanz unter Zugrundelegung eines Streitwerts von 900 & aufgeſtellte 
Gerichtskoſtenrechnung hat der Beklagte Erinnerung mit dem Antrage er⸗ 
hoben, der Berechnung den Betrag der Unterhaltsgelder für ein Jahr als 
Streitwert zugrunde zu legen. Der Betrag für ein Jahr beläuft ſich auf 
12mal 15 = 180 &. 

Für die Berechnung des fünffachen Betrages nimmt die angefochtene 
Gerichtskoſtenrechnung auf den §9a GKG. Bezug, der hier auch anwend⸗ 
bar iſt. Nicht aber die Beſtimmung des Abſ. 3, an die der Beklagte gedacht 
haben mag, da die dort angeordnete Berechnung des Streitwerts auf den 
einjährigen Betrag der geforderten Geldrente nur ſtattfindet, wenn für die 
Dauer des eine „Eheſache“ betreffenden Rechtsſtreits über die Unterhaltungs⸗ 
pflicht der Ehegatten zu entſcheiden iſt. Dagegen liegt hier der Fall des Abſ. 2 
Satz 1 vor, wonach bei Unterhaltsanſprüchen, die auf geſetzlicher Vorſchrift 
beruhen, der Wert des Rechts auf die wiederkehrenden Leiſtungen auf den 
fünffachen Betrag des einjährigen Bezuges zu berechnen iſt falls nicht der 
Geſamtbetrag der geforderten Leiſtungen geringer iſt. Letzteres trifft hier 
aber zu. Dieſe Ausnahme iſt nicht nur gegeben, wenn der geringere Geſamt⸗ 
betrag der geforderten Leiſtungen im Antrage beziffert iſt, ſondern auch 
dann, wenn die Umſtände des Falles ergeben, daß die zugeſprochenen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen hinter dem fünffachen Betrage des einjährigen Bezuges 
zurückbleiben. Darüber, ob dies der Fall iſt, entſcheidet das richterliche Er⸗ 
meſſen (vgl. auch Rittmann, Wert des Streitgegenſtandess § 151 S. 305). 

Vorliegendenfalls kommt die Verpflichtung des Beklagten zur Unter⸗ 
haltsgewährung an den Kläger nun nur für die Dauer des über den klägeriſchen 
Unterhaltsanſpruch geführten Hauptprozeſſes in Betracht. Dieſer wird aber 
nach Überzeugung des Gerichts innerhalb zweier Jahre von April 1915 an 
rechtskräftig entſchieden ſein. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 29. Jan. 1916 i. S. L. (Kl.) 

w. L. Bf. VI. 345/15. B. 
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19. Gerichtsſtand des Vertrages bei der Klage auf Rückgabe ver⸗ 
mieteter Gegenſtände oder Schadenerſatz. 
Vgl. 50 Nr. 274 m. N.; auch unten Nr. 26. 
BRD. 3 29; BOB. § 556. 

Kläger hatte an die verklagte Intendantur in Altona fein in R., LG.-Be- 
zirks Bremen, belegenes Wirtſchaftsanweſen „Landluſt“ vom 31. März 1915 
ab vermietet. Der Mietvertrag iſt mit dem 1. Juli 1916 aufgelöſt worden. 
Kläger behauptete, daß von den in dem Anweſen untergebrachten Mann⸗ 
ſchaften die Räume über den ordnungmäßigen Gebrauch hinaus beſchädigt 
worden ſeien und forderte hierfür von der Beklagten Schadenerſatz. Die 
Beklagte erhob die Einrede der Unzuſtändigkeit des angegangenen Bremer 
Gerichts, die zurückgewieſen wurde. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Kläger ſtützt ſeinen Hauptanſpruch in Höhe von 6464,31 4 darauf, 
daß die ihm zurückgegebenen vermieteten Räumlichkeiten über den vertrag⸗ 
mäßigen Gebrauch hinaus abgenutzt worden ſeien. Er behauptet damit, daß 
die Beklagte ihre Verpflichtung zur Rückgabe der vermieteten Sachen nicht 
gehörig erfüllt habe. Ob der Vermieter auch ſchon während der Dauer des 
Mietverhältniſſes einen Anſpruch auf Entſchädigung wegen eines vertrag⸗ 
widrigen Gebrauchs der Sachen gegen den Mieter hat, iſt rechtlich ohne Be⸗ 
deutung, da der Kläger ſeinen hier klagend geltend gemachten Anſpruch auf 
die nicht gehörige Erfüllung der Rückgabeverpflichtung der Beklagten ſtützt 
und es hierauf für die Frage der Zuſtändigkeit des Gerichts allein ankommt. 
Dieſe Rückgabeverpflichtung hat die Beklagte, wie auch das Landgericht nicht 
verkennt, an ſich an dem Orte zu erfüllen, wo ſich die vermieteten Räumlich⸗ 
keiten befinden. Dies iſt auch noch beſonders aus dem Vertrage zu folgern, 
wonach die Vergütung für die Abnutzung des Lokals und Inventars von der 
Bremer Garniſonverwaltung zu regeln iſt. Daraus folgt aber nach § 29 ZPO., 
daß dieſer Ort auch für die Geltendmachung des fraglichen Anſpruchs ent⸗ 
ſcheidend iſt, denn die ſtreitige Verpflichtung i. S. von § 29 ZPO., aus der 
der Schadenerſatzanſpruch hergeleitet wird, iſt die Verpflichtung der Beklagten 
als Mieterin, die vermietete Sache in vertragmäßigem Zuſtande zurückzu⸗ 
liefern. Ob der Kläger von der Beklagten die Wiederherſtellung des vertrag⸗ 
mäßigen Zuſtandes ſelbſt oder Schadenerſatz in Geld beanſprucht, iſt rechtlich 
ohne Bedeutung, da nach § 29 der Gerichtsſtand für jede Klage auf Entſchä⸗ 
digung wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung einer ſtreitigen 
Verpflichtung gegeben iſt. Ebenſo iſt es ohne Bedeutung, daß im vorliegen⸗ 
den Fall die vermietete Sache ſelbſt dem Kläger bereits zurückgegeben worden 
iſt, da der Anſpruch die nicht gehörige Erfüllung der aus dem Mietvertrage 
ſich ergebenden Rückgabeverpflichtung betrifft (vgl. RG. in Seuff A. 50 Nr. 274). 

Ebenſo ergibt ſich die Zuſtändigkeit des Bremer Gerichts auch hinſichtlich 
des Schadenerſatzanſpruchs wegen nicht erfolgter Rückgabe einer Anzahl von 
Gegenſtänden, die ſich in den vermieteten Räumlichkeiten befunden haben. 


32 20. Streitverkündung. 


Daß dieſe Gegenſtände, für welche der Kläger einen Schadenerſatz von 
1352,80 % fordert, an dem Orte, wo fie ſich befunden, zurückzugeben waren, 
ergibt ſich aus der Natur der Sache. Daraus folgt aber wieder nach § 29 ZPO., 
daß für die Klage auf Entſchädigung wegen nicht gehöriger Erfüllung dieſer 


Rückgabeverpflichtung das Bremer Gericht zuſtändig ift. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. Juni 1917. E. B. w. 
ſtellvertr. Int. des IX. Armeekorps. Bf. VI. 125/17. No. 


20. ft die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitver- 
kündung mit der Einlegung der Berufung zuläſſigd 
Vgl. 72 Nr. 83 m. N. 
BPO. 58 74. 70. 66 Abſ. 2, 518. 

Obige Frage iſt vom Reichsgericht im Gegenſatz zur Entſcheidung des 
Ber.⸗Gerichts (Seuff A. 72 Nr. 83) mit folgender Begründung bejaht worden: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Berufung der Firma Heinrich B. als unzu⸗ 
läſſig verworfen, weil der Beitritt dieſer Firma, welcher die Beklagte den 
Streit verkündet hatte, früheſtens am 12. Mai 1916 mit der Zuſtellung des 
die Beitrittserklärung enthaltenden Schriftſatzes an den Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten der Klägerin erfolgt, die Berufung dagegen bereits vorher durch die 
am 11. Mai geſchehene Einreichung der Ber.⸗Schrift bei dem Ber.⸗Gericht 
eingelegt, die Einlegung der Berufung vor erfolgtem Beitritt aber unzu⸗ 
läſſig jet. | 

Allerdings ift der Beitritt der Firma B., wodurch ſie die Stellung eines 
Nebenintervenienten erlangte, gemäß § 70 BRO. nicht vor dem 12. Mai 
1916 erfolgt, während ihre Berufung bereits am 11. Mai nach § 518 BRO. 
eingelegt war. Unrichtig iſt aber die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß des⸗ 
halb die Berufung unzuläſſig fei. Denn unverändert trotz der ſpäteren An⸗ 
derung der Zivilprozeßordnung, wonach die Einlegung der Berufung bereits 
mit der Einreichung der Ber.-Schrift bei dem Ber.⸗Gericht erfolgt, iſt § 66 
Abſ. 2 ZPO. geblieben. Darnach kann nach wie vor die Nebenintervention 
auch in Verbindung mit der Einlegung eines Rechtsmittels erfolgen. Mit 
dieſer Beſtimmung tft § 70 BRO. dadurch in Einklang zu ſetzen, daß zwar 
die Nebenintervention ſich erſt vollendet mit der Zuſtellung des die Beitritts⸗ 
erklärung enthaltenden Schriftſatzes an beide Parteien, daß aber, falls die 
Nebenintervention, wie im vorliegenden Falle, in Verbindung mit der Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels erfolgen ſoll, was das Geſetz geſtattet, die Einreichung 
des die Beitrittserklärung enthaltenden Schriftſatzes bei dem für das Rechts⸗ 
mittel zuſtändigen Gerichte zugleich mit der Einlegung des Rechtsmittels 
genügt, falls nur die Zuſtellung des Schriftſatzes ſpäter erfolgt. Dies ent⸗ 
ſpricht der in RGEntſch. 76, 167 ff. abgedruckten Entſcheidung, deren Be⸗ 
gründung beizutreten iſt. In dem dort zur Entſcheidung ſtehenden Falle 
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enthielt allerdings die Rev.⸗Schrift zugleich die Beitrittserklärung, und es 
wurde die Beſtimmung im § 5534 3PO., wonach die Rev.⸗Schrift der 
Gegenpartei von Amts wegen zuzuſtellen iſt (entſprechend § 520 ZPO. für 
die Ber.⸗Schrift), verwertet. Im vorliegenden Falle dagegen enthielt die 
Ber.⸗Schrift nur eine Bezugnahme auf den gleichzeitig eingereichten beſon— 
deren, die Beitrittserklärung enthaltenden Schriftſatz. Es muß auch hier 
genügen, daß dieſer Schriftſatz nach der Einreichung der Ber.-Schrift noch 
innerhalb der Ber.⸗Friſt den beiden Parteien zugeſtellt iſt. Das angegriffene 
Urteil beruht demnach auf einer Verletzung des § 66 Abſ. 2 IPOD. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 1. Mai 1917. K. w. K. II. 19/17. 


21. Eine außergerichtliche Dereinbarung über die Koften ändert nicht 
die geſetzliche Koſtenpflicht des die Klage zurücknehmenden Klägers. 
Vgl. 63 Nr. 263 m. N.; 68 Nr. 246; 69 Nr. 256. 

BPO. § 271 Abſ. 3. 

Die Klägerin hat bei der mündlichen Verhandlung vor dem Landgericht 
die Klage zurückgenommen. Nach § 271 Abſ. 3 BRO. verpflichtet die Buriic- 
nahme der Klage den Kläger, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, ſofern 
nicht über ſie bereits rechtskräftig erkannt iſt oder ein gerichtlicher Vergleich 
abgeſchloſſen worden ijt (vgl. Gaupp-Stein Anm. VI, 1; Skonietzki-Gelpcke 
Note 20; Förſter⸗Kann Anm. 5, b ß zu 8 271 ZPO.). Eine außergerichtliche 
Vereinbarung über die Pflicht der Koſtentragung kommt aber gegenüber der 
prozeßrechtlichen Vorſchrift des § 271 Abſ. 3 nicht in Betracht; 

jo auch OLG. Dresden in SeuffA. 63 Nr. 263; Förſter⸗Kann a. a. O.; für den Fall 
der Zurücknahme einer Reviſion RG. in ZW. 1904, 365°’; a. M. Gaupp⸗Stein und 

Skonietzki⸗Gelpcke a. a. O. 

Auf Grund eines außergerichtlichen Abkommens über die Koſten können dem 
Klageteil privatrechtliche Anſprüche gegen den Beklagten, der unter Berufung 
auf die Vorſchrift in § 271 Abſ. 3 BRO. die Verurteilung des Klägers zur 
Tragung der Koſten erwirkt hat, zuſtehen, die gegebenenfalls in einem be— 
ſonderen Rechtsſtreit, nicht jedoch im Koſtenfeſtſetzungsverfahren geltend zu 
machen ſind. Bei dieſer Sachlage iſt eine Beweiserhebung darüber, ob das 
behauptete Abkommen zwiſchen den Parteien getroffen worden iſt, nicht 
veranlaßt. Die ſofortige Beſchwerde der Klägerin gegen das landgerichtliche 
Urteil war vielmehr koſtenfällig zurückzuweiſen. 


Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Dez. 1915. B. w. H. 
Beſchw.⸗Reg. 567/15. F---z, 
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22. Dorbehaltsurtetl; ein rechtlicher Huſammenhang der Aufrechnungs- 
einrede mit der Klageforderung wird nicht durch einen Aufrechnungs— 
vertrag hergeſtellt. 

(Vgl. 67 Nr. 218.) 

BRO. § 302; BGB. § 387. 

Gegen die Klage auf Bezahlung einer Tiſchlerrechnung wollte die Bee 
klagte aufrechnen mit einer Proviſionsforderung, die angeblich ihrem Manne 
gegen den Kläger zuſtehen und deren Aufrechnung gegen die Klageforderung 
ihr Mann mit dem Kläger abgemacht haben ſollte — was alles vom Kläger 
beſtritten wurde. Das Landgericht verurteilte die Beklagte unter Vorbehalt 
der Entſcheidung über die Aufrechnung. Die en der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — -Nach § 302 Abſ. 1 BBO. konnte das Landgericht über den 
zur Entſcheidung reifen Teil der Klageforderung erkennen und die Entjchei- 
dung über die Aufrechnung vorbehalten, weil die Gegenforderung der Be- 
klagten zur Klageforderung nicht in rechtlichem Zuſammenhange ſteht. Sie 
ſtammt weder aus demſelben Rechtsverhältniſſe wie die Werklohnforderung 
des Klägers; noch ſtehen beide Forderungen in einem Bedingungsverhältnis 
zueinander. Der vom Geſetz geforderte rechtliche Zuſammenhang wird auch 
dadurch nicht herbeigeführt, daß verabredete Aufrechnung behauptet wird. 
Wenn das angenommen werden ſollte, könnte der mit einer entſcheidungs— 
reifen Forderung in Anſpruch genommene Beklagte ſeine unreife Gegen⸗ 
forderung zur Reife bringen, ſolange ihm Zeit zum Nachweiſe der Verab- 
redung gelaſſen wird. Bei dieſer ausdehnenden Geſetzesauslegung würde 
der Zweck des Geſetzes, die feſtſtehende Klageforderung vor der unbewieſenen 
Gegenforderung zu bevorzugen, verloren gehen (vgl. OL GRſpr. 16, 102; 
20, 317).“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 18. Sept. 1917. Frau M. 

(BEL) w. R. Bf. III. 216/17. B. 


23. Der Leiſtungsanſpruch gegen die Frau und der Anſpruch auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung gegen den Mann find verjchieden- 
artige Anſprüche. 

Vgl. 61 Nr. 64; 70 Nr. 93. 

BPL. §§ 739 ff. 

Die Beſchwerde der Klägerin richtet ſich dagegen, daß ihr durch den Be⸗ 
ſchluß des Landgerichts die Hälfte der geſamten Prozeßkoſten auferlegt iſt. 
Ob dieſe Koſtenverteilung der Klägerin gerecht wird, kann dahinſtehen. Auch 
wenn es nicht der Fall ſein ſollte, muß dieſer Beſchwerde der Erfolg verſagt 
bleiben. — — — 

Das Landgericht hat durch Urteil v. 26. Okt. 1916 der Klägerin die Koſten 
der gegen den verklagten Ehemann gerichteten Klage auferlegt, der verklagten 
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Ehefrau die der gegen fie gerichteten Klage. Hätte es die Koſten nach Quoten 
verteilt, wäre jede Unklarheit vermieden worden. Nachdem die wenig glück— 
liche Koſtenentſcheidung einmal ergangen iſt, muß zunächſt geprüft werden, 
ob, wie das Landgericht meint, mit der Klage ein einheitlicher Anſpruch gegen 
die beiden verklagten Eheleute erhoben iſt, oder ob verſchiedene, rechtlich ſelb— 
ſtändige Anſprüche geltend gemacht ſind. Im erſten Fall würde ſich fragen, 
ob die Halbierung der Prozeßkoſten dem Maße der Beteiligung der Beklagten 
am Rechtsſtreit entſpricht. Im letzten Fall würde dagegen dem jetzt anhängigen 
Beſchwerdeverfahren der Boden entzogen ſein. Denn vor der Koſtenfeſtſetzung 
müßte der Streitwert der beiden verſchiedenen Anſprüche feſtgeſtellt ſein, 
und da das Landgericht das ausdrücklich abgelehnt hat, wäre es Sache der 
Klägerin, ſich hiergegen mit der Beſchwerde zu wenden. 

Der erkennende Senat iſt im Gegenſatz zu der von Gaupp-Stein 
und Rittmann vertretenen Auffaſſung der Anſicht, daß es ſich vorliegend 
nicht um einen einheitlichen Anſpruch, ſondern um getrennte, rechtlich von- 
einander unabhängige Anſprüche handelt. Der gegen den Ehemann gerichtete 
Anſpruch auf Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung in das von ſeiner Ehefrau ein⸗ 
gebrachte Gut hat zwar zur Vorausſetzung, daß gegen die Frau der Anſpruch, 
deſſen Vollſtreckung er dulden ſoll, überhaupt beſteht. Inſofern iſt allerdings 
der gegen den Mann gerichtete Anſpruch akzeſſoriſcher Art. Die Rechtsnatur 
beider Anſprüche iſt aber ganz verſchieden. Während der Prozeß, ſoweit er 
gegen die Frau geführt wird, die Frage zum Gegenſtande hat, ob gegen ſie 
überhaupt ein Anſpruch beſteht, wird gegen den Mann geltend gemacht, daß 
er bejahendenfalls verpflichtet ſei, die Zw.⸗Vollſtreckung zu dulden. Die Grund⸗ 
lage dieſes Anſpruchs iſt alſo güterrechtlicher Art, während der Anſpruch gegen 
die Frau ſich auf ganz andern Rechtsgebieten bewegt. Trotz ihres tatſäch⸗ 
lichen Zuſammenhangs find alſo die beiden Anſprüche rechtlich völlig vere 
ſchieden geartet. Daß ſie inſoweit voneinander unabhängig ſind, kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß ſie keineswegs in derſelben Klage zuſammen geltend 
gemacht werden müſſen, und daß, wie gerade dieſer Prozeß lehrt, der eine 
von ihnen begründet, der andre unbegründet ſein kann. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden kann von einem einheitlichen Anſpruch, der nur in verſchiedener 
Richtung geltend gemacht werde, füglich nicht geſprochen werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts in Entſch. 50, 53 fteht der hier vertretenen Auf- 
faſſung nicht entgegen. Dort handelt es ſich um andre Fragen. 

Hiernach kann die erhobene Beſchwerde, die ſich ausdrücklich nur gegen den 
zweiten Abſchnitt des landgerichtlichen Beſchluſſes wendet, keinen Erfolg haben. 
Ob die Klägerin ſachlich im Recht iſt, kann erſt geprüft werden, wenn ſie gegen 
den erſten Abſchnitt des landgerichtlichen Beſchluſſes Beſchwerde eingelegt 
haben wird. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 9. Febr. 1917. E. A. G. 

w. M. K. und F. K. Bs. Z. V. 5/17. Nö. 
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24. Eine Verurteilung nach § 890 SP. fett ſchuldhafte Verfehlung 
gegen das rechtskräftig gewordene Urteilsverbot voraus. 
Vgl. 52 Nr. 130; 54 Nr. 201; 63 Nr. 55. 
IB. § 890. 

Der Auffaſſung des Landgerichts iſt inſofern zuzuſtimmen, als objektiv 
eine Zuwiderhandlung gegen das Verbot des Urteils v. 27. Jan. 1916 vorliegt, 
und zwar eine Zuwiderhandlung in der Zeit nach Eintritt der Rechtskraft 
jenes Urteils. Der Beklagten iſt allgemein unterſagt worden, die Bezeichnung 
Oja zur Kennzeichnung ihres Hamburger Unternehmens, alſo ihres am Jung— 
fernſtieg betriebenen Parfümeriegeſchäfts, zu benutzen. Ihre Geſchäftsanzeige 
in der Aprilnummer des R.ſchen Modeblatts fügt der Hauptbezeichnung 
„Parfümerie Frau Selma Z. Jungfernſtieg 38 (neben Streits Hotel)“ die 
Kebenbezeichnung „früher Oja, Neuer Wall 50“ hinzu. Damit behauptet 
ſie geradezu, daß ihr Geſchäft mit dem früher in Hamburg betriebenen Oja— 
geſchäft identiſch, lediglich eine Fortſetzung desſelben unter verändertem Namen 
ſei. Außerdem kann aber beim flüchtigen Leſen der Anzeige ſehr leicht der 
Irrtum entſtehen, daß die Beklagte noch immer, wie früher, ein Hamburger 
Zweiggeſchäft der Klägerin leite. In beiden Beziehungen iſt unbedenklich 
eine verbotwidrige Benutzung der Bezeichnung Oja feſtzuſtellen. 

Aber eine Verurteilung nach §890 ZPO. ſetzt voraus, daß der Beklagten 
eine ſchuldhafte Verfehlung gegen das rechtskräftig gewordene Urteilsverbot 
nachzuweiſen iſt, und das iſt nicht der Fall. Die neuerliche Verteidigung 
der Beklagten, gegen die die Klägerin Einwendungen nicht hat machen können, 
geht dahin, daß bei Eintritt der Rechtskraft des Urteils, der mit Ablauf des 
18. März 1916 erfolgte und am 24. März 1916 der Klägerin vom Gerichts— 
ſchreiber beſcheinigt worden iſt, und gar zu der Zeit, als ſie früheſtens durch 
ihre Anwälte von dem Eintritt der Rechtskraft Kenntnis erhalten habe, die 
Aprilnummer des Modeblatts bereits druckfertig oder gar ſchon gedruckt ge— 
weſen ſei, ſodaß ſie die Veröffentlichung der beanſtandeten Anzeige garnicht 
mehr habe verhindern können. Das wird durch die zu den Akten gebrachte 
Beſcheinigung der Firma Gebr. R. beſtätigt, wonach das Modeblatt ſchon zu 
Anfang April erſchienen iſt. Danach läßt ſich nicht feſtſtellen, daß die Beklagte 
nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils ſchuldhaft etwas getan oder unter⸗ 
laſſen hat, was m die Veröffentlichung der Anzeige von Bedeutung geweſen tft. 

Ein ſolches Verhalten vor Eintritt der Rechtskraft des Urteils würde die 
Verhängung einer Strafe nicht ohne weiteres rechtfertigen. Ob eine arg— 
liſtige oder auch nur grobfahrläſſige Herbeiführung eines hernach nicht mehr ver— 
meidlichen Verſtoßes gegen das Urteilsverbot die Bedeutung einer ſtraf— 
baren Zuwiderhandlung gewinnen kann, darf dahingeſtellt bleiben. Denn es 
iſt der Beklagten nicht zu widerlegen, daß ſie zu einer Zeit, wo ihr die Wirk— 
ſamkeit eines künftigen rechtskräftigen Verbots noch nicht zum Bewußtſein 
gebracht war, die Anordnung getroffen habe, daß ihre Geſchäftsanzeige in 
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der Herbſtnummer des Modeblatts in der nächſten Frühjahrsnummer mit 
etwas fetterem Druck wiederholt werde, und daß ſie ohne ſtrafwürdige Acht— 
lofigteit verſäumt habe, dieſen Auftrag zurückzunehmen. 
Der an ſich zuläſſigen ſofortigen Beſchwerde war demnach ſtattzugeben. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 11. Nov. 1916. Tja (Kl.) 
w. Z. Bs. Z. II. 92/16. B. 


25. Über die Vereinbarung der Einſchränkung des rechtlichen Gehörs 
durch den Schiedsvertrag. 
§§ 1041 Nr. 4 und Abſ. 2, 1034 BPO. 

Die Klägerin beantragte Vollſtreckbarkeitserklärung eines Schiedsſpruchs; 
die Beklagte bat um Abweiſung der Klage und erhob Widerklage mit dem An— 
trag, den Schiedsſpruch aufzuheben. Während das Landgericht nach den An— 
trägen der Beklagten erkannte, hob das Oberlandesgericht die Entſcheidung 
des Landgerichts auf, erklärte die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Schiedsſpruch 
für zuläſſig und wies die Widerklage ab. Die Reviſion der Beklagten blieb 
erfolglos. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Schickſal der Reviſion hängt davon ab, ob das Schiedsgericht ent— 
ſprechend der Vereinbarung der Parteien nach der Schiedsgerichtsordnung 
(der Münchener Getreidehändler und Müller) verfahren iſt. Dieſe Frage iſt 
zu bejahen, weshalb die Reviſion keinen Erfolg haben kann. 

Die Klägerin hat aus dem Wortlaut des Schlußbriefs v. 18. Okt. 1914 
und des Schiedsgerichtsſcheins v. 8. Sept. 1915 die Folgerung abgeleitet, 
daß die Streitteile einen Verzicht auf den Anfechtungsgrund des § 1041 
Nr. 4 BRO. vereinbart haben. — — — | 

Maßgebend für den Umfang, in dem die Parteien Anſpruch auf recht- 
liches Gehör haben, ſind die Beſtimmungen des Schiedsvertrages, hier alſo 
jener Schiedsgerichtsordnung. Da die Parteien im Schiedsvertrage nach § 1041 
Abſ. 2 BRO. auf das rechtliche Gehör ganz verzichten können, iſt auch jede 
Einſchränkung des rechtlichen Gehörs durch den Schiedsvertrag zuläſſig. Haben 
ſich die Parteien einer Beſchränkung des rechtlichen Gehörs unterworfen, 
jo iſt die Anfechtung des Schiedsſpruchs auch nach § 1041 Nr. 1 BPO. wegen 
Unzuläſſigkeit des Verfahrens nicht möglich. Die Verſagung der Beſchränkung 
des rechtlichen Gehörs ſtellt gleichzeitig ſtets auch die Verletzung einer weſent— 
lichen Grundlage des Verfahrens dar. Man darf aber dieſen Fall nicht unter 
die einem Verzicht unzugängige Beſtimmung des § 1041 Nr. 1 BRO. bringen, 
denn dadurch würde man die in §1041 Ab. 2 zugelaſſene Vereinbarung über 
die Unſchädlichkeit der Nichtgewährung oder Beſchränkung des Gehörs wirkungs⸗ 
los machen und die beſondere Anordnung des Geſetzgebers in § 1041 Abſ. 2 
wieder beſeitigen. Dieſe Geſetzesauslegung verſtieße gegen Wortlaut und 
Sinn des § 1041 Abſ. 2 und kann daher nicht angängig ſein (vgl. RGEntſch. 35, 
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422/426). Rechtsirrig iſt die Meinung der Beſchwerdeführerin, daß das an⸗ 
gefochtene Urteil wegen Verletzung des § 1034 und des § 1041 Nr. 1 auch 
dann nicht beſtehen bleiben könnte, wenn die Schiedsgerichtsordnung das recht 
liche Gehör der Parteien in das freie Ermeſſen der Schiedsrichter geſtellt habe, 
weil § 1034 Abſ. 1 darüber eine zwingende Geſetzesvorſchrift gebe. Vielmehr 
iſt, wie das Ber.⸗Gericht ausgeſprochen hat, anerkannten Rechtens, daß eine 
hinſichtlich des rechtlichen Gehörs von § 1034 Abſ. 1 abweichende Geſtaltung 
des Verfahrens durch den Schiedsvertrag vereinbart werden kann (RGeEntſch. 35, 
422; Gruchots Beitr. 40, 844). 

Dem Ber.⸗Gericht iſt zuzugeben, daß tatſächlich durch die Schiedsgerichts 
ordnung das Verfahren abweichend von § 1034 Abſ. 1 ZPO. geordnet iſt. 
Nach §10 Abſ. 2 Schiedsger O. haben die Schiedsrichter vor Fällung des 
Spruches die Parteien zu hören, ſoweit ſie dies für erforderlich erachten. 
Dieſe Beſtimmung weicht von § 1034 Abſ. 1 BRO. ab. Denn hier iſt vorge⸗ 
ſchrieben, daß die Schiedsrichter vor Erlaſſung des Schiedsſpruchs die Parteien 
zu hören und das dem Streit zugrunde liegende Sachverhältnis zu ermitteln 
haben, ſoweit ſie die Ermittelung für erforderlich erachten; eine Einſchränkung 
des Gehörs der Parteien durch das Ermeſſen der Schiedsrichter iſt demnach 
in § 1034 nicht vorgeſehen. Die Anſicht der Beklagten, daß die Abweichung auf 
eine ungenaue Faſſung der Schiedsgerichtsordnung zurückzuführen ſei, kann 
nicht als zutreffend erachtet werden. Wenn man bei der Aufſtellung der Schieds- 
gerichtsordnung den Parteien das rechtliche Gehör in demſelben Umfang hätte 
zugeſtehen wollen wie in der Zivilprozeßordnung, ſo würde man entweder 
keine Beſtimmung darüber getroffen oder die Vorſchrift des § 1034 Abſ. 1 
BPO. unverändert übernommen haben. — — — Die Auslegung des Ber.⸗ 
Gerichts verſtößt daher nicht, wie die Beklagte meint, gegen die §§ 133 und 157 
BGB., weil fie erſichtlich dem wirklichen Willen des Verfaſſers der Schieds- 
gerichtsordnung entſpricht und auch Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte keine dem Wortlaut entgegenſtehende Auslegung erfordern. 
Die Betrachtung der geſamten Vorſchriften über das Verfahren vor dem 
Schiedsgericht zeigt, daß auf tunlichſte Beſchleunigung der Rechtſprechung 
hingewirkt ijt. Nach §1 Abſ. 1 bezweckt die Vereinigung der Münchener Ge- 
treidehändler und Müller durch ihre Schiedsgerichtsordnung, Streitigkeiten 
im Geſchäftsverkehr mit möglichſt wenig Zeit- und Koſtenaufwand zu erledigen. 
Die Verhandlungen des Schiedsgerichts ſind mündlich, die Vorbereitung 
des Verfahrens durch Schriftſätze iſt nicht eingeführt, Vertretung der Parteien 
durch Berufsanwälte iſt nicht zugelaſſen, das Nichterſcheinen einer Partei 
hemmt die Verhandlungen nicht, Urkunden und Beweisſtücke ſind zur Stelle 
zu bringen, der Schiedsſpruch iſt den Parteien möglichſt ſofort zu verkünden. 
Alle Vorſchriften ſind auf Vermeidung von Zeitverluſt abgeſtellt. Aus dieſem 
Grunde iſt auch das eingeſchränkte, von dem Ermeſſen der Schiedsrichter ab⸗ 
hängige rechtliche Gehör eingeführt. Wer für die ſchiedsgerichtliche Entſchei⸗ 
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dung ſeiner Streitigkeit uneingeſchränkte Anhörung durch die Schiedsrichter 
beanſprucht, darf ſich der Schiedsgerichtsordnung nicht unterwerfen. Dafür, 
daß die Beklagte die Beſtimmungen der Schiedsgerichtsordnung über das 
rechtliche Gehör anders aufgefaßt habe, als ihr Wortlaut beſagt, fehlt jeder An⸗ 
haltspunkt. 

Hiernach iſt die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß das Schiedsgericht 
zur Ablehnung der Verleſung des Briefwechſels und zur Vernehmung der 
beiden Sachverſtändigen ohne Zuziehung und ohne Schlußgehör der Parteien 


befugt war, nicht zu beanſtanden. — — —“ 
Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 13. Juli 1917. W. & Co. 
w. W. & W. (OLG. München). Reg. Nr. 58/17. F—z. 


26. Konkurs des Mieters, Kündigung durch den Konk.⸗Verwalter; 
Anſpruch des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der 
Wohnung als Maſſeſchuld. 

Vgl. 64 Nr. 189 ſowie oben Nr. 19. 

KO. §§ 19. 59; BGB. § 556. 

Der Kläger beanſpruchte aus abgetretenen Rechten des Zimmermeiſters 
V. in L. als Maſſeſchuld des über das Vermögen des Kaufmanns G. in L. 
eröffneten Konk.⸗Verfahrens Erſatz der Koſten von Wiederherſtellungsarbeiten 
in der dem G. vermieteten Wohnung und Mietzins für / Jahr, nachdem 
der verklagte Konk.⸗Verwalter nach Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens den 
Mietvertrag für den 31. Dez. 1915 gekündigt hatte. — In 2. Inſtanz wurde 
der Anſpruch des Klägers als Maſſeſchuld feſtgeſtellt aus folgenden Gründen: 

„Die vom Gemeinſchuldner gemietete Wohnung war ihm vor der Er⸗ 
öffnung des Konk.⸗Verfahrens überlaſſen worden. Dies hatte zur Folge, 
daß von nun an der Konk.⸗Verwalter an die Stelle des Mieters trat, jedoch 
beide Teile das Mietverhältnis nach § 19 KO. kündigen durften. Für die Zeit 
von der Eröffnung des Verfahrens bis zu feiner Beendigung oder dem jrühe- 
ren Ende des Mietverhältniſſes hatte ſonach der Konk.⸗Verwalter das Miet⸗ 
recht als zur Maſſe gehörig zu beanſpruchen, dagegen aber auch die aus dem 
Mietverhältniſſe ſich ergebenden Gegenleiſtungen zu bewirken. Inſoweit dieſe 
Leiſtungen für die Zeit nach der Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens erfolgen 
mußten, bilden fie Maſſeſchulden nach § 59 Nr. 2 KO. Dieſe Gegenleiſtungen 
erſchöpfen ſich nicht mit der Entrichtung des Mietzinſes, ſondern dazu gehören 
auch die ſonſt aus dem Mietvertrage fließenden Verpflichtungen, ſoweit ſie 
für die angegebene Zeit zu bewirken ſind. 

Infolge der Kündigung des Beklagten endigte das Mietverhältnis mit 
dem 31. Dez. 1915, und zwar nicht nur mit Wirkung für die Konk. Maſſe, 
ſondern ſchlechthin, auch gegenüber dem Gemeinſchuldner ſelbſt. Sofort nach 
der Beendigung des Mietverhältniſſes war die Wohnung zurückzugeben 
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(§ 556 Abſ. 1 BGB.). Die Rückgabepflicht gehörte alſo zu denjenigen Ver— 
pflichtungen aus dem Mietvertrage, die für die Zeit nach der Eröffnung des 
Konk.⸗Verfahrens erfolgen mußten und deshalb nach der angezogenen Be— 
ſtimmung Maſſeſchulden find (vgl. Jaeger KO. § 59 Anm. 7). Es wäre unrichtig, 
einen Unterſchied zu machen zwiſchen den wiederkehrenden Leiſtungen und 
andern Verpflichtungen aus dem Mietvertrage und die letzten nicht als Maſſe— 
ſchulden zu behandeln, wie der Beklagte es auſcheinend will. Wenn auch die 
Vorſchriften der 8819 bis 21 KO. den Bedürfniſſen Rechnung tragen ſollen, 
die ſich bei „andauernden“ Schuldverhältniſſen ergeben (vgl. Jaeger KO. 
§ 59 Anm. 9,819 Anm. 1), jo folgt daraus noch nicht, daß ihre Wirkung vor 
ſolchen Verpflichtungen Halt machen müßte, die ſich während des Mietver— 
hältniſſes nicht dauernd wiederholen. 

Die Rückgabe der Mieträume hat in dem Zuſtande zu erfolgen, in welchem 
ſie ſich bei ordnungmäßigem Gebrauch bei der Beendigung des Mietver— 
hältniſſes befinden müſſen (88 556 Abſ. 1, 548 BGB.). Dazu gehört, daß der 
Mieter Veränderungen, die nicht durch den vertragmäßigen Gebrauch herbei— 
geführt find, ſchon vorher beſeitigt habe. — — — Dieſe Verpflichtung zur Wieder— 
herſtellung bildete nun einen Teil der Rückgabepflicht und kann nicht einer andern 
rechtlichen Beurteilung unterworfen werden als dieſe ſelbſt. Sie iſt daher eine 
Maſſeſchuld nach 859 Nr. 2 KO., ebenſo ijt es aber auch eine Entſchädigungs— 
pflicht, die ſich aus einer Nichterfüllung jener Verpflichtung ergibt, insbeſon— 
dere etwa infolge eines Verzugs (vgl. Jaeger KO. § 59 Anm. 7). 

Der Beklagte iſt unbeſtritten der nach dem Vorſtehenden ihm als Maſſe— 
ſchuld obliegenden Verpflichtung zur Wiederherſtellung der Mieträume 
nicht nachgekommen. Da er die Erfüllung verweigert hat, kann der Kläger 
als Rechtsnachfolger des Vermieters V. Erſatz dafür in Geld — als Maſſe— 
ſchuld — fordern, ohne daß er noch eine Friſt zur Wiederherſtellung hätte be— 
ſtimmen müſſen (§ 250 BGB.). Dieſer Anſpruch gehört auch nicht etwa zu 
denjenigen Forderungen wegen Nichterfüllung, die nach § 26 S. 2 GO. nur 
als Konk.⸗Forderungen geltend gemacht werden können, ſoweit kein Anſpruch 
auf abgeſonderte Befriedigung beſteht. Denn zu ſolchen ſind nur diejenigen 
zu rechnen, die durch Erfüllungsablehnung des Verwalters nach den konkurs— 
rechtlichen Vorſchriften der §§ 17. 20 Abſ. 2 KO. oder von Rechts wegen mit 
der Konk.⸗Eröffnung nach § 18 KO. entſtanden ſind (vgl. Jaeger KO. § 26 
Anm. 17); das trifft auf den ſtreitigen Anſpruch nicht zu. 

Der Klaganſpruch iſt daher dem Grunde nach gerechtfertigt. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 27. März 1907. E. w. Z. 70. 
20/17. — e 


l. Bürgerliches Recht. 


27. Kann die ärztliche Tätigkeit zu Wettbewerbszwecken eingeſchränkt 
| werdend 
i BGB. 138. 

Durch Vertrag vom 6. Jan. 1914 ſtellte die Beklagte, Frau Dr. L. in D., 
den Kläger vom J. Okt. 1914 ab als Abteilungsarzt für die chirurgiſche Abtei⸗ 
lung an der ihr gehörigen Heilanſtalt unter Vorbehalt eines beiden Teilen 
zuſtehenden halbjährigen Kündigungsrechts an. In dem Vertrage verpflich⸗ 
tete ſich der Kläger, nach Aufhebung des Vertrags, einerlei aus welchen Grün⸗ 
den und von welcher Seite dieſe erfolgen möge, auf die Dauer von drei Jahren 
in D. ſelbſt und in den Vororten Dis keinerlei Konkurrenzpraxis, weder ſelb⸗ 
ſtändig noch als angeſtellter Arzt, bei Meidung einer Vertragsſtrafe von 
10000 & zu betreiben; dieſe Beſtimmung ſollte aber hinfällig fein, wenn die 
Heilanſtalt ihren Charakter aufgeben oder geſchloſſen werden ſollte. Nachdem 
am 22. März 1915 die Beklagte dem Kläger zum 22. September 1915 gekün⸗ 
digt hatte, klagte der Kläger auf Feſtſtellung der Unwirkſamkeit des Wett⸗ 
bewerbsverbots. — In den erſten Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen. 
Das Reichsgericht erkannte nach dem Klagantrage. Aus den Gründe: 

„In dem Urteile v. 11. Juni 1907 (III. 21/07, RGEntſch. 66, 143) hat 
der erkennende Senat ausgeſprochen, daß für Arzte und Rechtsanwälte ein 
vertragmäßiges Wettbewerbsverbot kraft ihrer Berufsſtellung an ſich ſchlecht⸗ 
hin gegen die guten Sitten ſei, und zur Begründung ausgeführt, das eigentüm⸗ 
liche und entſcheidende Gepräge beider Berufe liege darin, daß ſie fundamentale 
allgemeine, öffentliche Zwecke, nämlich die der Geſundheitspflege und der Rechts⸗ 
pflege, auf Grund ſtaatsſeitig geforderter und gewährleiſteter wiſſenſchaft⸗ 
licher Vorbildung unter beſonderer Verantwortung zu erfüllen haben; ſie 
ſeien Träger geiſtiger Kräfte im Dienſte des Gemeinwohls und deshalb ſeien 
Wettbewerbsabkommen zwiſchen Arzten wie zwiſchen Rechtsanwälten in 
beſonderem Maße anſtößig; es zieme nach allgemeiner Anſchauung den Ver⸗ 
tretern dieſer wiſſenſchaftlichen, ſtaatlich geordneten, den wichtigſten Gemein⸗ 
intereſſen dienenden Berufe nicht, der Berufsausübung irgendeine Beſchrän⸗ 
kung (nach Ort, nach Zeit oder gegenſtändlich) aufzuerlegen oder auferlegen 
zu laſſen; dieſe Berufe müßten frei ſein kraft der ihnen innewohnenden ſitt⸗ 


lichen Würde im öffentlichen Intereſſe; es verletze das öffentliche serene un⸗ 
Seufert Artz Bb. 78. 8. Folge Bb. 18 Heft 2. 
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mittelbar, wenn für die Ausübung dieſer Berufe private Monopole irgend⸗ 
welcher Art geſchaffen und dieſe der Allgemeinheit gewidmeten Funktionen 
in privatem Intereſſe und zu privatem Nutzen irgend gehemmt und gebunden 
würden. 

Auf Grund dieſer Ausführungen, die mit der grundſätzlichen Auffaſſung 
des erkennenden Senats in ſpäteren, die Stellung der Arzte bereffenden Ent⸗ 
ſcheidungen im Einklange ſtehen (z. B. Entſch. 68, 186; JW. 1915, 696 — 
Warneyer 8. Jahrg. S. 241 Nr. 162) und deren Richtigkeit der 7. Zivil⸗ 
ſenat in ſeinem Urteil v. 15. Okt. 1912 (Entſch. 80, 223) nicht etwa bekämpft, 
ſondern nur dahingeſtellt ſein läßt, iſt auch in dem vorliegenden Falle die Rechts⸗ 
gültigkeit des Wettbewerbsabkommens auf Grund des § 138 BGB. zu ver⸗ 
neinen. Die Gründe, aus denen das Landgericht und das Oberlandesgericht 
die Anwendbarkeit jener Ausführungen auf den gegebenen Fall verneint 
haben, ſind nicht zu billigen. 5 

Da die ſittliche Würde und die öffentlichrechtliche Bedeutung des ärzt⸗ 
lichen Berufs, das öffentliche Intereſſe an einer guten Geſundheitspflege 
die freie, ungebundene Ausübung dieſes Berufs fordern, iſt die Auferlegung 
einer Beſchränkung der Berufsausübung mit den guten Sitten nicht nur dann 
unvereinbar, wenn ſie durch einen Vertrag zwiſchen zwei gleichgeſtellten Arzten 
erfolgt, ſondern auch wenn ſich ein Arzt einer nicht ärztlich vorgebildeten In⸗ 
haberin einer gewerblich betriebenen Privatkrankenanſtalt zur Unterlaſſung 
des Wettbewerbs verpflichtet. Nicht die Stellung desjenigen, zu deſſen Gunſten 
das Wettbewerbsverbot vereinbart iſt, entſcheidet, ſondern die des Verpflich⸗ 
teten; iſt dieſer ein Arzt, ſo verſtößt die Beſchränkung gegen die guten Sitten, 
auch wenn damit ein gewerbliches Unternehmen gegen den Wettbewerb 
geſchützt werden ſoll. Ob die Sittenwidrigkeit zu verneinen iſt, wenn der 
Arzt ſich lediglich verpflichtet, einen gewerblichen Anſtaltsbetrieb zu unterlaſſen, 
bedarf hier keiner Entſcheidung; denn dem Kläger iſt, wie die Reviſion mit Recht 
hervorhebt, in dem Vertrage die Verpflichtung auferlegt, keinerlei Konkurrenz⸗ 
praxis, weder ſelbſtändig noch als angeſtellter Arzt, zu betreiben, ſich alſo 
jeder ärztlichen Berufsausübung in D. und deſſen Vororten zu enthalten. 

Mit der Entſcheidung vom 11. Juni 1907 iſt weiter auch die Erwägung un⸗ 
vereinbar, daß ein Wettbewerbsabkommen im Intereſſe des Unternehmers 
einer gewerblichen Anſtalt unentbehrlich und nicht ſittenwidrig ſei, daß es viel⸗ 
mehr umgekehrt ſittenwidrig erſcheinen würde, wenn ein an einer ſolchen An- 
ſtalt angeſtellter Arzt, nachdem er jahrelang die Vorteile einer geſicherten Stel⸗ 
lung genoſſen und ſich die Kenntnis des Patientenkreiſes verſchafft habe, 
unter Ausnutzung der geſchaffenen Beziehungen und der durch ſeine Anſtalts⸗ 
tätigkeit erlangten Kenntniſſe ſeinen bisherigen Dienſtherrn durch ungehinderte 
Ausübung der ärztlichen Tätigkeit an demſelben Orte ſchädigen könnte. Wäre 
dieſe Erwägung ausſchlaggebend, ſo hätte ſie auch in dem damals entſchiedenen 
Falle zur Verneinung der Sittenwidrigkeit führen müſſen, denn es handelte 
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ſich auch dort um einen Vertrag, durch den ein Arzt von einem anderen als 
Aſſiſtent gegen ein feſtes Gehalt auf Jahre angeſtellt war. Gegenüber dem 
oben erwähnten Grundſatze, daß das öffentliche Intereſſe an einer guten Ge⸗ 
ſundheitspflege die Beſchränkung der ärztlichen Berufsausübung verbiete, 
fällt ſie nicht ins Gewicht. 

Endlich ſchlägt auch die Ausführung der Vorinſtanzen nicht durch, der 
hier vertretene Standpunkt müſſe dahin führen, daß dem Arzte auch während 
ſeiner Anſtellung an der Krankenanſtalt keine Schranke hinſichtlich ſeiner 
Berufsausübung auferlegt werden dürfe. Daß einem angeſtellten Arzte 
während der Dauer ſeiner Anſtellung die Ausübung jeder Berufstätigkeit 
außerhalb des Anſtellungsverhältniſſes verboten wird, hat regelmäßig ſeinen 
Grund darin, daß er feine ganze Arbeitskraft dem Intereſſe ſeines Dienſt⸗ 
herrn zu widmen hat, und verſtößt inſoweit nicht gegen die ſittliche Würde 
und die öffentlichrechtliche Bedeutung des ärztlichen Berufs. Ob etwas 
andres anzunehmen iſt, wenn ausnahmsweiſe durch ein ſolches Verbot einem 
nicht voll beſchäftigten Arzte nur der Wettbewerb unterſagt werden ſoll, be⸗ 
darf zurzeit keiner Entſcheidung. 

Demnach ift dem Feſtſtellungsantrage des Klägers zu entſprechen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 16. März 1917. Sch. (Kl.) w. L. 
III. 395/16. Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 10 S. 35. 
28. Nach der Abnahme“ hat der Beſteller die Vergütung für d das Werk 
zu lefften, trotz noch vorhandener geringer Mängel.“ 
gl. 63 > 156 m. N.; 65 Nr. 184. — gl. 59 Nr. 77; 63 Nr. 223; 65 Nr. 137 m. N. 
BGB. §§ 640 641. 320. 

Klüger hatte auf Bezahlung einer gelieferten Blockſäge geklagt. Nach 
Erledigung der Hauptſache hatte das Landgericht die geſamten Koſten dem 
Kläger aufgelegt, weil er zu früh geklagt habe. Auf ſofortige Beſchwerde 
wurde⸗ dieſes Urteil aufgehoben und wurden die Koſten gegeneinander auf⸗ 
gehoben. Aus den Gründen: | 

„Dem Landgericht kann nicht darin beigetreten werden, daß die vom Kläger 
gelieferte Blockſäge nicht abgenommen ſei. Unter Abnahme verſteht das Land⸗ 
gericht zutreffend die Annahme als Erfüllung (vgl. RGEntſch. 57, 338 /9, in 
SeuffA. 60 Nr. 165). Da nach der Beweisaufnahme die Säge wiederholt, 
und zwar mehrere Wochen lang, zu Geſchäftszwecken des Beklagten benutzt 
worden iſt, ſo kann dieſe Benutzung nicht lediglich als Probebenutzung unter 
Aufſchub der Abnahme angeſehen werden; vielmehr lag in der Annahme 
und Benutzung des Werkes deſſen Abnahme. Das Recht des Beklagten, Mängel 
der Säge zu rügen und deren Beſeitigung zu verlangen, wurde dadurch nicht 
beſeitigt, ſondern nur für den Fall der Kenntnis von Mängeln bei vorbehalt⸗ 
loſer Abnahme eingeſchränkt (§ 640 Abſ. 2) und im übrigen die Beweislaſt 
dafür, daß die Leiſtung dem Vertrage entſpreche, umgekehrt. 
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Hieraus folgt aber nicht ohne weiteres, daß der Beklagte gemäß 9 641 
das Werk bei der Abnahme ſogleich hätte bezahlen müſſen und daher die Prozeß⸗ 
koſten zu tragen hätte. Die Auffaſſung des Landgerichts von der Tragweite 

des § 641 erſcheint nicht ganz zutreffend. Es wird bei dieſer Vorſchrift davon 
ausgegangen, daß die Leiſtung vertragmäßig iſt, und für dieſen Fall, ent⸗ 
ſprechend dem § 452 für den Kauf, der Zeitpunkt der Zahlung der Vergütung 
und des Beginns der Verzinſung feſtgeſetzt. Für den Fall der Mangelhaftig⸗ 
keit des Werks und für das Recht, deswegen die Vergütung ganz oder teilweiſe 
zurückzuhalten, iſt aus § 641 nichts zu entnehmen: es kommt dafür der Grund⸗ 
ſatz des § 320 zur Anwendung. 

Für die Entſcheidung in ſolchen Fragen ſind die Verkehrsüblichkeit und 
die Umſtände des Einzelfalls maßgebend. Bei Werken kleineren Umfangs 
und Wertes z. B. bei Kleidungsſtücken u. dgl. wird man es als verkehrsüblich 
bezeichnen dürfen, daß der Werklohn nicht eher entrichtet wird, als bis das Werk 
mangelfrei fertiggeſtellt worden iſt. Auf der andern Seite kann es bei Werken 
großen Umfangs, wie bei Bauwerken, nicht zweifelhaft ſein, daß die Zahlung 
der ganzen Bauſumme nicht verweigert werden darf, wenn nach der Abnahme 
noch kleine Mängel abzuſtellen ſind. Im vorliegenden Fall handelt es ſich um 
ein Werk von nicht unbedeutendem Werte; die Mängel waren — — — nicht 
ſehr erheblich, wenigſtens konnte ihre Beſeitigung nicht ſehr große Koſten 
verurſachen. In ſolchen Fällen erſcheint es nicht billig und entſpricht nicht der 
Verkehrsauffaſſung, den ganzen Werklohn zurückzuhalten; es darf nur ein 
Teil wegen der Mängel zurückbehalten werden. Freilich braucht ſich der Schuld⸗ 
ner des Lohnes bei der Bemeſſung nicht eng an die etwaigen Koſten der Be⸗ 
ſeitigung durch Dritte zu halten, er kann einen reichlichen Betrag zurückhalten. 

Danach wäre es gerechtfertigt geweſen, wenn der Beklagte von dem Preis 
der Säge ohne Zubehör, der 660.4 betrug, der Mängel wegen die Hälfte mit 
330. zurückbehalten hätte. Dies ergibt, daß die Klage, ſoweit die ſtreitigen 
660 A1 in . kommen, zur Hälfte begründet, zur Hälfte unbegründet war. 


u 


— — — 


Beſchluß des OG. zu Hann (5. Sen.) v. 22. Sept. 1916. St. (Kl.) 
w. P. — Bs. Z V. 60/16. 0 | Nö. 


29. Bloße Sicherheitsleiftungen in Warengeſchäften find nicht Leiſtungen 
auf Grund des Geſchäftes. 
Vgl. 67 Nr. 115. 176 S. 316/7. 

BGB. § 764; BirjG. § 55 (RGBl. 1908, 215). 

Die Beklagte hatte am 6. und 20. Juni 1912 je 50 Tonnen Kupfer, und 
zwar die erſten mit Lieferungstermin Januar 1913, die letzten mit Lieferungs⸗ 
termin Oktober 1912, auf Grund der in der Schlußnote enthaltenen Bedin⸗ 
gungen an den Kläger verkauft. Kläger zahlte am 26. Juni 1912 1500.4, 
am 3. Juli 1912 1000.4 und am 10. Juli 1912 1500. & auf dieſe Verträge an 
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die Beklagte; er bezeichnet dieſe Einzahlungen als Sicherheitsleiſtungen. 
Als die Beklagte im Oktober 1912 mit Rückſicht auf den Rückgang der Kupfer⸗ 
preiſe weitere Einſchüſſe forderte, lehnte der Kläger dieſe weiteren Zahlungen 
ab, die Beklagte ſtellte daraufhin die Engagements des Klägers glatt und klagte 
den Reſt gegen ihn ein. Damit wurde ſie zuletzt vom Reichsgericht abgewieſen, 
weil es ſich um reine Spielgeſchäfte handle, gegen die der Einwand aus §§ 764. 
762 BGB. begründet ſei. Der Kläger forderte darauf in einem neuen Rechts⸗ 
ſtreit von der Beklagten die Rückzahlung der von ihm eingezahlten 4000 ,# nebſt 
Zinſen. — Dieſer Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Urteils: 
„Im Vorprozeß iſt unter Billigung des Reichsgerichts entſchieden worden, 
daß die ſtreitigen Geſchäfte der Parteien v. 6. und 20. Juni 1912 als reine 
Kursunterſchiedsgeſchäfte auf Grund der §§ 764. 762 BGB. ungültig und 
klaglos ſeien und daß der Spieleinwand auch nicht auf Grund der §§ 58. 50 
und 53 Börf®. ausgeſchloſſen fei. Dem iſt beizutreten. Daher iſt auch für 
die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits davon auszugehen, daß die 
Geſchäfte der Parteien v. 6. und 20. Juni 1912 unerlaubte Börſengeſchäfte 
ſind. Es fragt ſich dann weiter, ob die vom Kläger am 26. Juni, 3. Juli 
und 10. Juli 1912 gemachten Zahlungen von 1500, 1000 und 1500 /, wie 
die Beklagte geltend macht, „Leiſtungen auf Grund des Geſchäfts“ ſeien, 
welche gemäß § 55 BörſG. nicht aus dem Geſichtspunkte zurückgefordert werden 
könnten, daß für den Leiſtenden nach den §§ 52—54 BörſG. eine Verbind⸗ 
lichkeit nicht beſtanden habe. — — — Die Beklagte meint, die Zahlungen des 
Klägers ſeien Vorſchüſſe auf die bei der endgültigen Abrechnung der Geſchäfte 
zu erwartenden Verluſte und daher als „Leiſtungen auf Grund des Geſchäfts“ 
zu bezeichnen. Dieſe Begründung trifft nicht zu. Die abſeiten der Beklagten 
eingeforderten Einſchüſſe (Margen) ſtellen ſich vielmehr als Sicherheitslei⸗ 
ſtungen dar, wie ſie auf Grund der für Börſengeſchäfte der vorliegenden Art 
meiſt vereinbarten Geſchäftsverbindungen in Fällen von Kursrückgängen 
zur Deckung des zu erwartenden Verluſtes des Kunden durch den Verkäufer 
eingefordert zu werden pflegen. Es kommt allerdings auch vor, daß vor Ab⸗ 
rechnung eines Geſchäfts Abſchlagszahlungen abſeiten des Kunden an den Ver⸗ 
käufer (Bankier) gezahlt werden, welche als vorweggenommene Teilerfül⸗ 
lungen auf einen zu erwartenden Verluſt gewollt ſind und daher nicht zurück⸗ 
gefordert werden können. Dieſe werden in der Regel aber nur dann gezahlt 
werden, wenn der Umfang des Verluſtes annähernd feſtſteht oder voraus⸗ 
ſehbar iſt. Mangels beſonderer Vereinbarung beſteht aber die Vermutung 
dafür, daß Einſchüſſe (Margen) zur Deckung des Bankiers bei Kursrückgängen, 
mithin als Sicherheiten gezahlt werden. Der von der Beklagten vorgelegte, 
auf den Streitfall bezügliche Briefwechſel der Parteien bietet keinerlei Anhalt 
dafür, daß die Zahlungen des Klägers nicht als Sicherheitsleiſtungen, ſondern 
als vorweggenommene Erfüllungszahlungen auf künftige Differenzen auf⸗ 
gefaßt werden könnten. Handelt es ſich hier aber um bloße Sicherheitsleiſtungen, 
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jo trifft der § 55 Börf®. nicht zu und können die Leiſtungen, da es ſich hier auch 
nicht um Geſchäfte in Wertpapieren handelt (§ 54 BsrjG.), zurückgefordert 
werden, weil eine Verbindlichkeit, für welche die Sicherheitsleiſtungen haften, 
nicht beſteht. (Staub Erf. zu § 376 HGB. Anm. 52.) 

Aus den angegebenen Gründen ergibt ſich, daß der Klaganſpruch auf 
Rückgewährung der vom Kläger am 26. Juni, 3. und 10. Juli 1912 geleiſteten 
Einſchußzahlungen begründet iſt.“ 


Urteil des OLG. zu e (6. Sen.) v. 6. Juli 1916. L. F. w. L. S. 
Bf. VI. 42/16. Nö. 


30. Der Benutzer eines angrenzenden Kellers haftet für den gefahr⸗ 
loſen Zuſtand der öffentlichen Straße. — Feſtſtellungsintereſſe“ bezüglich 
zukünftigen Schadens.“ | 

“Bol. 59 Nr. 204 m. N.; 68 Nr. 211. — gl. 41 Nr. 2 m. N.; 44 Nr. 140. 

BOB. § 823; SIEB. § 36712. — ZPO. § 256. 

Der Unfall hat ſich auf folgende Weiſe zugetragen. Die mit ihren zwei 
Kindern vom Jungfernſtieg herkommende Klägerin trat, während die 
beiden eiſernen Klapptüren im Bürgerſteig noch geſchloſſen waren, an das 
Schaufenſter der Beklagten heran, um einen gerade über der Offnung am 
Schaufenſter angebrachten Speiſezettel zu leſen. Am Kantſtein des Bürger- 
ſteigs hielt der Eiswagen der Nebenintervenientin, von dem Eis in den Keller 
der Beklagten gebracht werden ſollte. In dem Augenblick, als die Klägerin 
die ihr zunächſt gelegene Hälfte der Tür betrat, öffnete der im Schacht unter 
der Tür ſtehende Hausknecht F. die andre Hälfte und die Klägerin trat mit dem 
nächſten Schritt in die ſo entſtandene Offnung. Sie kam zu Fall, wurde zwar 
von F. aufgefangen, erlitt jedoch Beſchädigungen ihres Körpers und ihrer 
Kleidung. Der Eiswagenkutſcher V. war im Augenblick des Unfalls damit be⸗ 
ſchäftigt, ſeinen Wagen zum Abladen des Eiſes vorzubereiten, während ſein 
Begleiter, ein junger Menſch von etwa 16 Jahren, mit F. in den Keller ge⸗ 
gegangen war, um hier das nach Behauptung der Beklagten frei Eiskeller zu 
liefernde Stangeneis in Empfang zu nehmen. 

Daß bei dieſem Hergange kein eigenes Verſchulden der Klägerin zu dem 
Unfall mitgewirkt hat, ſollte kaum ausgeführt zu werden brauchen. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß man auf dem Bürgerſteig, zumal dem einer erſten Geſchäfts⸗ 
ſtraße, muß gehen und an ein Schaufenſter herantreten dürfen ohne befürchten 
zu müſſen, in eine ſich plötzlich unmittelbar vor den Füßen auftuende Offnung 
zu fallen. Deshalb gereicht es der Klägerin nicht zum Verſchulden, wenn ſie 
im Augenblick des Herantretens nicht auf den Boden vor ihren Füßen, ſondern 
nach dem von der Beklagten ausgehängten Speifezettel geblickt hat. Eben⸗ 
ſowenig würde es ſchuldhaft ſein, wenn ſie nach der andern Straßenſeite ge⸗ 
ſehen haben ſollte. 
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Es liegt ferner auf der Hand, daß ein Unfall wie der fragliche nicht ohne 


grobe Unachtſamkeit derjenigen Perſönlichkeiten eingetreten ſein kann, denen 


die zur Vermeidung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen obliegen. In dieſer 
Beziehung kommt in erſter Linie die Beklagte in Betracht, die den Keller mit 
ſeiner für die Straßenbeſucher gefährlichen Einrichtung zu ihrem Betriebe 
benutzte. Sie hatte deshalb die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um 
die Vorübergehenden und die von ihr ſelbſt durch den Speiſezettel zum Heran⸗ 
treten an das Schaufenſter Angelockten vor der mit der Einrichtung des Eis⸗ 
ſchachts verbundenen Gefahr zu ſchützen. Die Beklagte iſt eine Geſellſchaft 
m. b. H., i. S. des Bürgerl. Geſetzbuchs ein Verein, der nach § 31 BGB. für 
den Schaden haftet, den der Vorſtand, ein Mitglied des. Vorſtandes oder ein 
andrer verfaſſungmäßig berufener Vertreter in Ausübung der zuſtehenden 
Verrichtungen Anderen durch eine zum Schadenerſatz verpflichtende Handlung 
zufügt. Die bisherigen Feſtſtellungen ergeben, ohne daß auf die weiteren Be⸗ 
weisantretungen eingegangen zu werden braucht, daß der Vorſtand oder die 
ſonſtigen berufenen Vertreter der Beklagten es an der durch den Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt in der Verwahrung des fraglichen Eisſchachtes, einer 
Offnung auf öffentlicher Straße i. S. des § 36712 StGB., haben fehlen laſſen. 
Die Beklagte haftet der Klägerin deshalb ſowohl nach Abſ. 1, wie nach Abſ. 2 
des § 823 BGB. — — — 

Hiernach hat das Landgericht die Beklagte mit Recht als für den Schaden 
der Klägerin haftbar angeſehen. Die Entſcheidung entſpricht jedoch nicht völlig 
dem, was das Landgericht auszuſprechen beabſichtigt hat. Die Klägerin hat 
neben dem Antrage auf Zahlung gewiſſer Geldbeträge zur Ausgleichung 
ihres bereits entſtandenen Vermögensſchadens und des Nichtvermögens⸗ 
ſchadens beantragt, feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet ſei, ihr den aus 
dieſem Unfall entſtandenen und noch entſtehenden Schaden zu erſetzen. Dieſer 
Anſpruch, über den das Landgericht dem Zuſammenhang ſeiner Gründe nach 
gleichfalls zugunſten der Klägerin hat erkennen wollen, kann ſeinem Inhalt 
nach nicht in die Fragen des Grundes und des Betrages zerlegt werden. Er 
iſt im übrigen, ſoweit er ſich auf den noch entſtehenden Schaden richtet, be⸗ 
gründet, ohne daß feſtgeſtellt zu werden braucht, ob die Klägerin augenblick⸗ 
lich noch unter den Folgen des Unfalls leidet; denn die Erfahrung zeigt, daß 
bei derartigen Unfällen ſich häufig ſpäter noch Folgen zeigen, deren Auftreten 
zur Zeit der klagweiſen Geltendmachung bereits entſtandener Schäden noch 
nicht zu überſehen iſt. Weil ohne Feſtſtellung der Erſatzpflicht des Schuldigen 
die Verjährung des Anſpruchs auf Ausgleichung ſolcher noch nicht erkennbarer 
Schadensfolgen zu beſorgen ſein würde, muß ein rechtliches Intereſſe des durch 
den Unfall Betroffenen an der Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht des Schul⸗ 
digen auch für zukünftigen Schaden als vorhanden anerkannt werden. Dagegen 
fehlt es auf ſeiten der Klägerin an dem Feſtſtellungsintereſſe bezüglich ſchon ent⸗ 
ſtandenen Schadens noch über den ziffermäßig eingeklagten Schaden hinaus. 


— 
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Inſoweit iſt ihr Antrag, zu deſſen e in . * en vor⸗ 
gebracht iſt, abzuweiſen., 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen. v. 12 Seb. 1916, P. w. N. Aut. 
= Bf. I. ee NO. 


31. Der Ehemann 8 geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch 
der Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 
BGB. §§ 1380. 1363. 847. 

Die Frau des Klägers war auf der ſchadhaften Treppe, die auf den zu 
ihrer Mietwohnung im Hauſe des Beklagten gehörigen Bodenraum führte, 
zu Fall gekommen und verletzt worden. Für die Folgen des Unfalls machte 
der Kläger den Beklagten verantwortlich, weil er den gefährlichen Zugang zur 
Treppe und ihre Geländerloſigkeit ſchuldhaft geduldet und nicht rechtzeitig 
beſeitigt habe. Mit der Klage verlangte er u. a. ein ſeiner Ehefrau gebührendes 
Schmerzengeld von 3000 4. — In 2. Inſtanz wurde der Anſpruch dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„— — Der Kläger kann den ihm aus dem Unfall feiner Ehefrau. er⸗ 
wachſenen Schaden ſowohl aus der Verletzung ſeines ſich auf auch auf ſeine An⸗ 
gehörigen erſtreckenden Mietrechts (vgl. RGEntſch. 81, 214 ff.) als auch aus § 845 
BGB., den der Verunglückten ſelbſt aber nach § 1380 BGB. in eigenem Namen 
geltend machen. Dieſe letztere Befugnis bezieht ſich auch auf den Schmerzengeld⸗ 
anfptuch feiner Ehefrau. Er hat zwar nicht den Erſatz eines Vermögensſchadens 
zum Gegenſtande, iſt aber, weil die Entſchädigung in Geld zu leiſten iſt, ein 
vermögensrechtlicher Anſpruch. Da er in den § 1366—1370 BGB., welche 
die Beſtandteile des Vorbehaltsgutes erſchöpfend aufzählen, nicht mitauf⸗ 
geführt iſt, gehört er notwendigerweiſe zum eingebrachten Vermögen der 
Ehefrau (§§ 1363. 1365). Gegen dieſe Eigenſchaft und gegen die Anwendung 
des § 1380 läßt ſich auch aus der Vorſchrift des 2. Satzes des § 847 Abſ. 1 nichts 
herleiten. Danach darf der vertraglich nicht anerkannte und noch nicht rechts⸗ 
hängige Anſpruch auf Schmerzengeld nicht übertragen und daher auch nicht 
mit einem Nießbrauch belaſtet werden (§ 1069 Abſ. 2). Aber die Nutznießungs⸗ 
befugnis des Ehemannes iſt rechtlich kein Nießbrauch. Sie hat nur ähnliche 
Rechtswirkung wie dieſer. Der Ehemann erwirbt die Früchte des eingebrachten 
Frauengutes wie ein Nießbraucher (§ 1383). Die Nutznießung iſt keine Dienſt⸗ 
barkeit i. S. des 5. Abſchn. des 3. Buchs des BGB., ſondern hat ihre Wurzel 
lediglich in dem Weſen der Ehe, in den gegenſeitigen nahen Beziehungen 
der Ehegatten zueinander und bildet eine entſprechende Ausgleichung der 
Pflicht des Ehemannes zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes (8 1389). 
Freilich verlangt der Kläger Zahlung nicht an die Verletzte, ſondern an 
ſich ſelbſt. Aber auch dagegen find Bedenken nicht zu erheben, da ſeine nach dem 
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Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils vorgetragene Behauptung, ſeine 
Ehefrau ſei mit der Einklagung und Vereinnahmung ihrer Schmerzengeld⸗ 
forderung durch ihn einverſtanden, von dem ones nicht beftritten worden 


ee 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 20. März 1917. L. (Bkl.) w. . Fuchs 
(OL G. Bamberg.) III. 452/16. Auch in W 90 Nr. 15° S. 68. 


32. Serrüttung der Ehe durch fortwährendes Vorhalten eines Ehebruchs. 
* Vgl. 25 Nr. 32. 
. BGB. § 1568. | 

Das Berufungsgericht erblickt eine ſchwere, das Scheidungsverlangen 
der Klägerin rechtfertigende Eheverfehlung des Beklagten darin, daß er ſeit 
fünf Jahren der Klägerin ohne hinreichenden tatſächlichen Anhalt fortgeſetzt 
den Vorwurf des Ehebruchs gemacht habe, indem es zugleich aus der häufigen 
Wiederholung dieſes Vorwurfs die Abſicht des Beklagten entnimmt, die Klägerin 
zu demütigen. Dieſe Feſtſtellung reicht aus, um die Annahme einer ſchweren 
Eheverfehlung i. S. des § 1568 BGB. zu rechtfertigen. Mit Recht führt der 
Ber.⸗Richter aus, daß der ſcheidungsberechtigte Ehegatte, wenn er von ſeinem 
Scheidungsrechte keinen Gebrauch machen will, dem ſchuldigen Gatten nicht 
fortgeſetzt ſeine Verfehlung vorhalten darf. Das Reichsgericht hat bereits mehr⸗ 
fach ausgeſprochen, daß der Gatte, der ſich entſchließt, ſich über einen Ehebruch 
des anderen Teils hinwegzuſetzen und die eheliche Gemeinſchaft aufrecht⸗ 
zuerhalten, damit die Verpflichtung überkommt, ſein Verhalten ſo zu geſtalten, 
daß ein erträgliches Zuſammenleben der Ehegatten ſtattfinden kann (JW. 1906, 
38915). Das wird aber unmöglich gemacht, wenn ſich der ſchuldige Gatte 
ſeinen Fehltritt fortwährend vorhalten laſſen muß. Derartige, wie hier jahrelang 
fortgeſetzte Vorwürfe ſind für den ſchuldigen Ehegatten unerträglich und daher 
geeignet, für ihn einen Scheidungsanſpruch zu begründen. Iſt aber ein der⸗ 
artiges Verhalten mit den Ehepflichten ſelbſt dann nicht vereinbar, wenn ein er⸗ 
wieſener Ehebruch des anderen Teils vorliegt, ſo vermag es ein bloßer Ver⸗ 
dacht der ehelichen Untreue noch weniger zu entſchuldigen. Der Vorwurf, das 
in der Ehe geborene Kind ſei von der Frau im Ehebruch erzeugt, iſt für die Frau 
derart ſchwer und kränkend, daß er auf Grund eines bloßen Verdachtes nur beim 
Vorliegen gewichtiger tatſächlicher Anhaltspunkte ausgeſprochen werden darf. 
Der Beklagte hält ſich, wie das Ber.⸗Gericht annimmt, von der Richtigkeit 
der der Klägerin gemachten Vorwürfe feſt und unerſchütterlich überzeugt. 
Dieſer Umſtand würde die Annahme einer ſchweren Eheverfehlung aus⸗ 
ſchließen können, wenn der Beklagte ſeiner Überzeugung trotz des Mangels 
von einer objektiven Prüfung ſtandhaltenden tatſächlichen Unterlagen nur im 
Prozeß oder bei ſonſtigen Anläſſen zur Wahrung ſeiner Rechte Ausdruck ge⸗ 
geben hätte. Entſchloß ſich aber der Beklagte zur Fortſetzung der Ehe mit. ber 


50 33. Eintritt als Geſellſchafter. 


Klägerin, weil er fic) über deren nach feiner Überzeugung vorgefallenen Fehl⸗ 
tritt hinwegſetzen wollte oder ihn nicht hinreichend beweiſen zu können glaubte, 
ſo durfte er der Klägerin darüber nicht fortgeſetzt Vorhaltungen machen, um 
ſie, wie der Ber.⸗Richter feſtſtellt, zu demütigen. Dieſes Verhalten verſtieß 
gegen die Ehepflichten und konnte bei jahrelanger Fortſetzung ohne Rechts⸗ 
irrtum als eine ſchwere Eheverfehlung angeſehen werden. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 22. Febr. 1917. H. w. H. (OLG. 
Poſen). IV. 379/16. 


33. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns; 
Haftung für beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 
Vgl. 40 Nr. 129 m. N. 

HSB. §§ 28. 123. 

Die Klägerin hatte im Jahre 1914 Waren an das von dem Kaufmann 
R. E. betriebene Park⸗Kaffehaus in W. geliefert. E. war nicht in das Handels- 
regiſter eingetragen. Er blieb der Klägerin aus den Lieferungen den Betrag 
von 2188,06. nebſt Zinſen ſchuldig. Am 6. Juni 1916 ſchloſſen die verklagten 
Eheleute Fr. mit E. und deſſen Ehefrau einen Geſellſchaftsvertrag, inhalts deſſen 
das Kaffeehaus von nun an von den vier Perſonen gemeinſam betrieben werden 
ſollte. Eine Eintragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter erfolgte nicht. 
Am 19. Juni desſelben Jahres fochten die Beklagten den Geſellſchaftsvertrag 
wegen argliſtiger Täuſchung an. Der hierüber entſtandene Rechtsſtreit wurde 
durch einen Vergleich erledigt, demzufolge die Beklagten aus der Geſellſchaft 
ausſchieden. Die Klägerin forderte nun von den Beklagten die Begleichung 
ihrer Forderung mit der Begründung, daß die Beklagten als perſönlich haf⸗ 
tende Geſellſchafter in das Geſchäft des E. eingetreten ſeien, und daß den Gläu⸗ 
bigern gegenüber die Wirkſamkeit der offenen Handelsgeſellſchaft und damit 
die Haftung der Beklagten als gegeben anzunehmen ſei, weil die Gefell- 
ſchaft ihre Geſchäfte begonnen habe. — Das Landgericht erkannte nach 
dem Klagantrage; die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: 

„— — — Die Klage iſt auf die 88 28 123 HGB. geſtützt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 28 ſind erfüllt, denn die Beklagten ſind durch den Vertrag 
v. 6. Juni 1916 als perſönlich haftende Geſellſchafter in das Geſchäft eines Ein⸗ 
zelkaufmanns eingetreten. E. war durch den Betrieb des Kaffeehauſes auch 
ohne Eintragung Vollkaufmann i. S. des §1 HGB. Die Wirkſamkeit der 
off. Handelsgeſellſchaft und damit die Häftung der neu eingetretenen Ge⸗ 
ſellſchafter tritt nach § 123 Abſ. 1 HGB. mit dem Zeitpunkt ein, in dem die 
Geſellſchaft in das Handelsregiſter eingetragen wird. Beginnt aber die Ge⸗ 
ſellſchaft ihre Geſchäfte ſchon vor der Eintragung, ſo tritt die Wirkſamkeit mit 
dem Zeitpunkt des Geſchäftsbeginns ein. Dabei macht es für die Wirkſamkeit 
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der off. Handelsgeſellſchaft Dritten gegenüber keinen Unterſchied, ob der der 
Eintragung zugrunde liegende Geſellſchaftsvertrag gültig iſt oder nicht. Durch 
die Eintragung wird den Gläubigern gegenüber eine ſelbſtändige Verpflich⸗ 
tung begründet (RGeEntſch. 51, 39; 76, 441 und 89, 98) und zwar bezieht ſich 
dieſe Verpflichtung gleichmäßig auf die bereits entſtandenen und die noch 
entſtehenden Schulden. Der von Düringer⸗ Hachenburg in Anm. 4 zu 
928 gemachte Unterſchied zwiſchen den vor und den nach Beginn der neuen 
Geſellſchaft begründeten Verbindlichkeiten findet im Geſetze keine Stütze, 
da dieſes ſchlechthin von ‚entſtandenen“ und nicht von erſt entſtehenden“ 
Verbindlichkeiten des früheren Einzelkaufmanns ſpricht (RGEntſch. 76, 439). 
Eine derartige Trennung würde in der Praxis auch zu Schwierigkeiten und Ver⸗ 
wicklungen führen. . 

Die Eintragung in das Handelsregiſter hat in vorliegendem Fall nicht 
ſtattgefunden, jedoch hat die Geſellſchaft tatſächlich ihre Geſchäfte begonnen. 
Zur Annahme eines tatſächlichen Geſchäftsbeginns iſt nicht erforderlich, daß 
ſämtliche Geſellſchafter handeln, vielmehr genügt die im Einverſtändnis mit 
den übrigen vorgenommene Tätigkeit eines einzelnen, wenn dieſer nur die Ab⸗ 
ſicht hatte, in Vertretung der Geſellſchaft tätig zu werden. In vorliegendem 
Fall iſt dies ſowohl bezüglich E.s als auch bezüglich des verklagten Ehemanns 
Fr. durch die Beweisaufnahme Hargelegt. — — — 

Der tatſächliche Geſchäftsbeginn iſt aber in ſeiner Wirkſamkeit nach § 123 
Abſ. 2 der Eintragung in das Handelsregiſter gleichzuſtellen. Beiden Tat⸗ 
beſtänden iſt gemeinſam, daß ſie die Haftung der neuen Geſellſchafter unab⸗ 
hängig von der Gültigkeit des Geſellſchaftsvertrags begründen. Für beide 
hat deſſen Gültigkeit lediglich die Bedeutung eines Beweggrundes, der Dritten 
gegenüber nicht erheblich iſt. Für Dritte iſt nur der nach außen kundgegebene 
Wille entſcheidend, ſei es, daß dieſer durch den tatſächlichen Beginn der Ge⸗ 
ſchäfte, ſei es, daß er durch die Eintragung in das Handelsregiſter geltend ge⸗ 
macht wird. Im Rechtsverkehr wird das Auftreten als Kaufmann ebenſoſehr, 
wenn nicht in noch höherem Grade, in dem Betreiben eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Handelsgewerbes wie in der Eintragung eines ſolchen gefunden (ſo 
Staub Anm. 16 zu § 123). Die Rechtsnormen, betreffend das Verhältnis 
zu Dritten, finden jedenfalls mit dem Beginn des Geſchäftsbetriebes, ſpä⸗ 
teſtens mit der Eintragung Anwendung (RGeEntſch. 34, 55). Mit dem Eintritt 
der einen oder der anderen Tatſache iſt die rechtliche Wirkſamkeit der off. 
Handelsgeſellſchaft im Verhältnis zu Dritten begründet (OberſtL G. für Bayern 
in Seuff A. 40, 191). Danach haften die Beklagten für die Forderung der Klä⸗ 
gerin ebenſo, als wenn die Geſellſchaft in das Handelsregiſter eingetragen wor⸗ 
den wäre. 

Bei dieſer Sachlage bedarf es nicht der Prüfung, ob die Anfechtbarkeit 
des Geſellſchaftsvertrages von den Beklagten auch deshalb nicht geltend ge⸗ 
macht werden könne, weil ihnen der § 123 Abſ. 2 BGB. entgegenſteht und fie 


nicht behauptet haben, daß die Klägerin von der . gewußt . 
(RGEntſch. 76, 441; Leipzg. 1909, 859). — — —“ 


Urteil des OLG. zu FrankfurtaM. (3. u 18. a 1917. Fr (Bt) 
w. ©. en BUT - Cr. 


34. Besirfsagent; Tragweite feines Do ee für Ache 
* durch den Geſchäftsherrn ſelbſt. 
S0. 389. | 

Auf Grund eines Schriftwechſels vom 30. Mai 1912 tom. 1 ben 
Parteien ein in der Folge in Vollzug geſetzter Vertrag zuſtande, kraft deſſen 
der Kläger von der Beklagten als deren Handlungsagent und zwar als Leiter 
der „Abteilung Königsberg“ beſtellt worden iſt. Der Kläger fordert Buchauszug 
auf Grund des 891 Satz 2 HGB. und. zufünftige Zahlung eines Teils der 
ſich nach dem Buchauszug bei einer beſtimmten Berechnung ergebenden Provi⸗ 
ſionsforderung. 

Das Landgericht hat abgewieſen, weil der Kläger nicht zum Bezirksagenten 
beſtellt ſei. Die Berufung iſt zurückgewieſen mit der Begründung, es könne 
dahinſtehen, ob der Kläger ausdrücklich für einen beſtimmten Bezirk beſtellt 
geweſen ſei. Denn vorliegend ſei in Abweichung von der dispoſitiven Vor⸗ 
ſchrift des § 89 HGB. vereinbart, daß die Proviſion für Vertragsangebote 
von ſeiten der Beklagten und für Aufträge an die Beklagte vom Kläger nur 
dann verdient werde, wenn die Angebote oder Aufträge auf Grund beſtimmter 
Bemühungen des Klägers zuſtandekommen; nur in betreff ohne ſeine Be⸗ 
mühungen zuſtandegekommener Aufträge verlange Kläger einen Buchauszug, 
der Anſpruch ſei alſo nicht gerechtfertigt. | 

Die Auffaſſung des Ber.⸗Richters iſt rechtsirrig. 

— — — Es liegen unzweideutige Willenserklärungen beider Teile vor 
dahin, daß die Provinz Oſtpreußen das alleinige Arbeitsfeld des Klägers 
fein ſollte. War aber der Kläger Bezirksagent i. ©. des § 89 HGB. für Ofte 

preußen, jo. wird der Klaganſpruch durch § 91 Satz 2 ohne weiteres begründet. 
| Die den Proviſionsanſpruch auslöſende Mitwirkung des Handlungsagenten 
kann je nach dem einzelnen Vertrage eine verſchiedene ſein; ſie kann im Ab⸗ 
ſchluß oder in der Vermittelung beſtehen, ſie kann auch, wie dies der Ber.⸗ 
Richter hier annimmt, in einer Tätigkeit des Agenten beſtehen, die nicht einmal 
eine Vermittelung im eigentlichen Sinne darſtellt, nämlich in Informationen 
des Klägers an die Beklagte, auf Grund deren die Beklagte die in engeren Sub⸗ 
miſſionen erlangten Anfragen zu Offerten herausarbeitet und ſo zu per⸗ 
fekten Aufträgen gelangt. Eine ſolche Vereinbarung über die für den Pro⸗ 
viſionsanſpruch entſcheidende Mitwirkungsart und Mitwirkungsform iſt aber 
etwas völlig andres als die durch 8.89. offengelaſſene Abmachung, daß der Be⸗ 
zirfsagent für direkte Geſchäfte des Geſchäftsherrn. in ſeinem Bezirk keine 
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Provifion zu esp habe. Jene Vereinbarung hat mit dem bitlichen 
Recht des Bezirksagenten nichts zu tun und ſteht auf völlig gleicher Linie mit 
Vereinbarungen, daß der Agent, um ſeine Proviſion zu verdienen, in beſtimmter 
Weiſe zu vermitteln oder in beſtimmter Weiſe abzuſchließen habe. Daß durch 
Vereinbarungen letztgedachter Art die eine eigene proviſionsfreie Tätigkeit 
des Geſchäftsherrn für den beſtimmten Bezirk im Zweifel ausſchließende Vor⸗ 
ſchrift des § 89 nicht berührt wird, liegt auf der Hand; ebenſowenig iſt dies 
der Fall bei der durch den hier ſtrittigen Vertrag nach der Auffaſſung des Ber.- 2 
Richters vorgeſchriebenen Mitwirkungsart. 

Aus der Auffaffung des Ber.⸗Richters würde fic) auch ergeben, daß die 
Beklagte, nachdem ſie durch die Anregung und Tätigkeit des Klägers in das 
oſtpreußiſche Geſchäft hineingekommen war, jeden Proviſionsanſpruch des 
Klägers ſchlechtweg vereiteln könnte, indem ſie für die ihr mit oder ohne Wiſſen 
des Klägers zugegangenen Anfragen deſſen Informationen nicht einholte 
oder ablehnte oder nicht zur Bearbeitung der Anfragen benutzte. Daß dies 
die Vertragsabſicht beider Teile nicht geweſen ſein kann, weder die des Klägers 
noch nach Treu und Glauben die der Beklagten, verſteht ſich von ſelbſt. 

Das Ber.⸗Urteil iſt hiernach aufzuheben und zunächſt dem Klagantrage, 
ſoweit er Buchauszug fordert, ſtattzugeben durch Teilurteil, auf welches hin 
das Verfahren ſeinen Fortgang zu nehmen hat. | 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 7. Nov. 1916 0. (Kl.) w. Sem. 
AktGeſ. er Celle). III. 215/16; | 


35. Aus einer berlezung feine Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der 
Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. | 
| Vgl. 47 Nr. 214; 53 Nr. 29. 
: HOB. § 246; BGB. §§ 31. 278. 

Der Beklagte war Vorſtand der in Liquidation getretenen legenden Akt.⸗ 
Geſellſchaft bis ihm ſeine Stellung vom Aufſichtsrat am 29. Juni 1910 gekün⸗ 
digt wurde. Er behauptete, gegen die Klägerin Schadenerſatzanſprüche zu 
haben, weil das ihm vertragmäßig zuſtehende Recht auf eine ſeiner Stellung 
entſprechende rückſichtvolle Behandlung ſchuldhaft vom Auſſichtsrat verletzt 
und es ihm dadurch unmöglich gemacht worden ſei, nach ſeinem Ausſcheiden 
eine andre gleichwertige Stellung zu erlangen. Die Akt.⸗Geſellſchaft klagte 
auf Feſtſtellung, daß dem Beklagten die behaupteten Anſprüche nicht zu⸗ 
ſtänden. Beklagter erhob Widerklage auf Entſchädigung. In 1. Inſtanz wurde 
die Widerklage für erledigt erklärt und die Klage abgewieſen. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Widerklage, um die es ſich allein noch handelt, gründet ſich in erſter 
Linie darauf, daß der Aufſichtsrat der Klägerin das Recht des Beklagten auf 
eine feiner Stellung entſprechende, rückſichtvalle und billige Behandlung 
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ſchuldhaft verletzt habe und daß er, infolge ſeiner dadurch verminderten Er⸗ 
werbschancen, einen Vermögensſchaden erlitten habe. Dieſe Begründung iſt 
an ſich ſchlüſſig; ſofern die unangemeſſene Behandlung eines Angeſtellten 
ſich als eine ſchuldhafte Vertragsverletzung darſtellt, erwächſt ihm daraus nach 
allgemeinen Grundſätzen ein — vertragmäßiger — Anſpruch auf Schadenerſatz. 
Die klagende Akt.⸗Geſellſchaft iſt daher für den dem Widerkläger angeblich 
erwachſenen Schaden haftbar, wenn der Auſſichtsrat, ſofern er das Recht des 
Beklagten auf angemeſſene Behandlung verletzte, als Erfüllungsgehülfe i. S. 
des § 278 BGB. handelte, wenn er alſo, bei ſeiner ihm vorgeworfenen Stellung⸗ 
nahme gegenüber dem Beklagten, als Organ der Akt.⸗Geſellſchaft bei Erfüllung 
der ihr obliegenden vertraglichen Verbindlichkeiten auftrat. 

Eine Haftung der Akt.⸗Geſellſchaft für die Handlungen des Aufſichts⸗ 
rats gemäß § 31 BGB. kommt ſomit, da es ſich um die Haftung aus einem Ver⸗ 
tragsverhältnis handelt, nicht in Betracht (vgl. Komm. von RGRäten § 31 
Anm. 3; ZW. 1904, 52), ganz abgeſehen davon, daß es im vorliegenden Fall 
überhaupt an den Vorausſetzungen einer Haftung aus unerlaubter Handlung 

i. S. des § 823 BGB. fehlt. Ebenſowenig kommt § 829 BGB. in Betracht. 

Es kann ſich daher lediglich fragen, ob das Handeln des Aufſichtsrats 
in der Generalverſammlung ein Handeln in Vertretung der Geſellſchaft i. S. 
des § 278 BGB. darſtellt. Das ijt mit dem Landgericht zu verneinen. 

Der Aufſichtsrat hat gemäß § 246 HGB. eine Überwachungspflicht, 
die ihm gegenüber der Geſellſchaft obliegt; indem er ſie wahrnimmt, handelt 
er auf Grund von Pflichten, die ihn ſelbſt, nicht die Geſellſchaft treffen; wenn 
er dieſe ÜUberwachungspflicht verletzt oder bei ihrer Wahrnehmung die Rechte 
Dritter verletzt, macht er ſich ſelbſt verantwortlich, nicht die Geſellſchaft, die 
inſofern von ihm garnicht vertreten wird, ſich ſeiner nicht zur Erfüllung ihr 
obliegender Verbindlichkeiten bedient. Auch wenn der Aufſichtsrat daher in 
der Generalverſammlung die Anſprüche auf angemeſſene Behandlung, die 
Bellagter nicht nur gegenüber der Geſellſchaft, ſondern auch gegenüber dem 
Auſſichtsrat als Kontrollorgan haben mag, verletzt haben ſollte, können daraus 
Rechte gegen die Geſellſchaft nicht hergeleitet werden. 

Aber ſelbſt wenn man ſich auf dieſen grundſätzlichen Standpunkt nicht 
ſtellen und annehmen wollte, daß die Geſellſchaft gemäß § 278 BGB. für das 
Auftreten des Aufſichtsrats in der Generalverſammlung verantwortlich wäre, 
würde man zu keinem anderen Reſultat kommen“ (wird näher ausgeführt). — — 


Urteil des OLG zu Hamburg (4. Sen.) v. 11. Okt. 1916. Akt.⸗Geſ. Hanſ. 
Lloyd in Liqu. w. D. Bf. IV. 361/15. Nö. 
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36. Eingetr. Genoſſenſchaft, Nachſchußforderung des Konf.-Derwalters; 
kann ein Genoſſe Sahlung vorſchützen, wenn er die Haftfumme ſchon 
an den Liquidator bezahlt hatte d 

Gens. §§ 105; KO. § 8. 


Der Kläger war mit 10 Geſchäftsanteilen Genoſſe der K., Eingetr. Ge⸗ 
noſſenſch. m. b. H., die in Konkurs geriet. Vor der Konk.⸗Eröffnung hatte 
die Genoſſenſchaft liquidiert und die Liquidatoren hatten auf Grund eines 
Gen.⸗Verſ.⸗Beſchluſſes von den Genoſſen die Haftſumme, von dem Kläger 
alſo 3000 M eingezogen. Nach der am 15. Nov. 1913 erfolgten Konk.⸗Eröff⸗ 
nung hatten fie die geſamte Aktivmaſſe, darunter auch die vom Kläger ge⸗ 
zahlten 3000. in denſelben Geldſcheinen, die er hingegeben hatte, und mit 
der ausdrücklichen Erklärung, daß dies die vom Kläger gezahlte Haftſumme 
ſei, an den Konk.⸗Verwalter abgeliefert. Gemäß § 106 GenG. ſtellte der 
Konk. Verwalter ſpäter die Vorſchußberechnung auf und nahm in ſie auch 
den Kläger mit 3000.“ auf. In dem nach § 107 anberaumten Termin wen⸗ 
dete der Kläger ein, er habe die Haftſumme bereits bezahlt. Das Amts⸗ 
gericht erklärte die Berechnung für vorläufig vollſtreckbar. Kläger erhob nun 
Klage auf Feſtſtellung, daß dem Konk.⸗Verwalter gegen ihn aus dem voll⸗ 
ſtreckbaren Beſchluß des Amtsgerichts ein Recht nicht zuſtehe. Die Klage 
wurde abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Ob die vom Kläger in erſter Reihe erhobene Klage die Anfechtungs⸗ 
klage aus § 111 GenG. und ob jie deshalb ſchon als zweifellos verſpätet ab- 
zuweiſen ſei, oder ob fie eine auf § 256 ZPO. gegründete Feſtſtellungsklage 
ſei, und ob eine ſolche überhaupt angeſichts der beſonderen Beſtimmung des 
§ 111 Gen. erhoben werden könne, braucht nicht erörtert zu werden, da jeden⸗ 
falls aus ſachlichen Gründen von keinem Geſichtspunkt aus die eingeklagten 
Anſprüche dem Kläger gegen den Beklagten zuſtehen. 

Die Verpflichtung der Genoſſen, in Höhe der Haftſumme Nachſchüſſe 
zu leiſten, iſt in ihrer Entſtehung durch die Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen der Genoſſenſchaft bedingt (88 105. 141 Gen.). Die Liqui- 
datoren waren alſo garnicht berechtigt, die Haftſumme von dem Kläger ein⸗ 
zuziehen. Zahlte er ſie daher, ſo entrichtete er nicht die Haftſumme, ſondern 
machte eine Leiſtung ohne jeden rechtlichen Grund. Das Gezahlte wurde 
Vermögen der Genoſſenſchaft und ijt dann, da es gemäß 81 KO. zur Konk.⸗ 
Maſſe gehörte, dem Geſetze gemäß dem Beklagten als ein Teil dieſer Maſſe 
übergeben worden. Die erſt mit der Konk.⸗Eröffnung entſtehende Nachſchuß⸗ 
pflicht wurde von dem Beklagten ſpäter nach den Vorſchriften der §§ 106 ff. 
GenG. in Anſpruch genommen. Das, was der Kläger vor der Konk.⸗Cröff⸗ 
nung an die Liquidatoren zahlte, kann alſo unmöglich als Erfüllung der Nach⸗ 
ſchußpflicht angeſehen werden. Eine entſprechende Anwendung des § 8 KO., 
wie der Kläger fie verlangt, iſt nicht angängig. Die Vorausſetzungen und Grund⸗ 
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lagen dieſerz Beſtimmung find ganz andre. Dort handelt es ſich um eine Lei⸗ 
ſtung, die nach der Konk.⸗Eröffnung auf eine fällige Schuld gemacht wird 
und gewiſſermaßen nur durch Vermittelung des Gemeinſchuldners zur Konk.⸗ 
Maſſe kommt; hier aber hat der Kläger an die Gemeinſchuldnerin auf die ver⸗ 
meintlich ſchon beſtehende, aber tatſächlich noch garnicht entſtandene Schuld 
geleiſtet, das Geleiſtete iſt in das Vermögen der Gemeinſchuldnerin überge⸗ 
gangen und dann durch einen beſonderen Akt auf Grund geſetzlicher Ver⸗ 
pflichtung mit der übrigen Aktivmaſſe von den Vertretern der Gemeinſchuld⸗ 
nerin dem Beklagten ausgehändigt. Ob dabei noch dieſelben Geldſcheine vor⸗ 
lagen, die der Kläger den Liquidatoren gezahlt hatte und ob dieſes und der 
Zweck der Zahlung dem Beklagten ausdrücklich mitgeteilt iſt, hat dabei nach 
obigem keine Bedeutung, da die Scheine bereits Genoſſenſchaftsvermögen 
geworden waren und höchſtens ein obligatoriſcher Anſpruch des Klägers auf, 
Rückzahlung beitand. 

Auch aus dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung ift ein 
Anſpruch gegen den Beklagten außerhalb des Könk.⸗Verfahrens nicht begrün⸗ 
det. Der Kläger will einen ſolchen Anſpruch entweder der Nachſchußforderung 
gegenüber zur Aufrechnung ſtellen oder nötigenfalls Begleichung dieſes An⸗ 
ſpruchs in voller Höhe, nicht etwa als Konk.⸗Forderung haben. Eine ſolche 
iſt nicht angemeldet, ihre Feſtſtellung kommt hier nicht in Frage. Zu prüfen 
iſt alſo nur, ob die Maſſe als ſolche bereichert iſt. Das iſt zu verneinen. Eine 
unmittelbare Vermögensverſchiebung zwiſchen dem Kläger und der Konf.- 
Maſſe liegt, wie bereits oben dargetan ift, überhaupt nicht vor. Vielmehr ge- 
langte die Leiſtung des Klägers in das Vermögen der Gemeinſchuldnerin 
und dann erſt mit dieſem durch einen neuen Rechtsakt auf Grund beſonderer 
geſetzlicher Vorſchrift zun Maſſe. In Frage kann alſo überhaupt nur eine Be⸗ 
reicherung der Genoſſenſchaft vor der Konk.⸗Eröffnung kommen. Ob ſie vor⸗ 
liege und daher eine Konk.⸗Forderung des Klägers begründet ſei, kann hier 
dahingeſtellt bleiben. Die Aufnahme des Klägers in die vom Beklagten auf⸗ 
geſtellte Vorſchußberechnung, ihre Vollſtreckbarkeitserklärung und die darauf⸗ 
hin vom Kläger durch Hinterlegung gemachte Leiſtung ſtellen keine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung des Beklagten dar. Denn der e übte damit 
nur fein geſetzliches Recht aus. ö 

Es kann ſchließlich auch nicht anerkannt werden, daß der Beklagte damit 
wider Treu und Glauben gehandelt habe und ſein Anſpruch gegen den Kläger 
aus der Vorſchußberechnung daher durch die exc. doli generalis beſeitigt werde. 
Die vorher von den Liquidatoren gemachte Leiſtung durfte er als Erfüllung 
des erſt ſpäter entſtandenen Anſpruchs aus der Nachſchußpflicht des Klägers 
nicht gelten laſſen. Dadurch waren beſondere Beziehungen geſchaffen, die 
unabhängig waren von der ſpäter entſtandenen Nachſchußpflicht. Wenn er 
dann aus dieſer Pflicht den Kläger in Anſpruch nahm, übte er nicht nur ein 
im $ 105 GenG. begründetes Recht aus, ſondern kam auch der ihm als Konk.⸗ 
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Verwalter obliegenden Pflicht nae Er hat alſo in feiner Weiſe gegen Treu 
und Glauben verſtoßen.“ | 


Urteil des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 9. Okt. 1917. W. w. S. 
2 U. 79/17. | Th. 


37. Sog. Kriegs⸗Erſatzware muß befonders ſorgfältig auf Mängel 
unterſucht werden. 
GB. § 377. 

Der Kläger hatte vom Beklagten am 6. Sept. 1916 10000 Kilo kalzinierten 
Soda⸗Erſatz laut übergebenem Typmuſter zu 11. & für 100 Kilo ab Lager Frank- 
furt a. M. gekauft. Die Ware war geliefert, der Kaufpreis mit 1100 & be⸗ 
zahlt worden. Nachdem der Kläger einen Teil verbraucht hatte, verlangte, 
er Wandelung. Er behauptete, die Ware ſei untauglich; ein Teil ſei zu Seifen⸗ 
pulver verarbeitet worden, nach Verkauf desſelben habe ſich herausgeſtellt, 
daß der Soda⸗Erſatz eiſenhaltig ſei, die Wäſche bekomme infolgedeſſen Roſt⸗ 
flede. — Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

— — — Unfjtreitig iſt der die verkaufte Ware bringende EBWagen 
am. 21. Sept. 1916 in Altona entladen worden. Die Ware iſt alsbald, ohne auf 
Zuſammenſetzung und Beſchaffenheit unterſucht zu werden, zu Waſchpulver 
verarbeitet und an Kunden abgegeben worden. Am 28. Sept. iſt nach der 
Behauptung des Klägers die erſte Beſchwerde bei ihm eingelaufen und er 
will dann unverzüglich die Beſchaffenheit der Ware dem Beklagten gegenüber 
gerügt haben. Daß, wenn der Kläger überhaupt zur Unterſuchung der Ware 
verpflichtet war und wenn das Vorhandenſein von Eiſenoxyd im Glauberſalz 
nicht als heimlicher Mangel gelten kann, die früheſtens am 28. Sept. erſtattete 
Mängelrüge verſpätet war, bedarf keiner Ausführung. 

Nach Anſicht des Ber.⸗Gerichts kann es nicht zweifelhaft fein, daß der 
Kläger die Ware nach der Ablieferung alsbald hätte unterſuchen müſſen. 
Der Kauf war für beide Teile ein Handelsgeſchäft. Grundſätzlich war daher 
nach § 377 HGB. die Unterſuchung geboten. Sie war um fo mehr angezeigt, 
als eine Erſatz⸗Ware verkauft war, deren einzelne Beſtandteile nicht angege⸗ 
ben und auch aus dem Muſter dem Kläger nicht erkennbar waren. Erfahrung⸗ 
gemäß iſt ſolche im Kriege gelieferte Erſatzware vielfach minderwertig. Der 
Kläger hätte daher allen Grund gehabt, jie vor der Verarbeitung zu unter- 
ſuchen. Als Fachmann mußte er ſich darüber klar fein, welch ſchwerer Schaden. 
angerichtet werden konnte, wenn das Waſchpulver aus ungeeignetem Material 
hergeſtellt wurde. Er hätte, ebenſo wie der Sachverſtändige A. es getan hat, 
die Unterſuchung mühelos durch eine Waſchprobe bewerkſtelligen können. 
Sofort würde er dann feſtgeſtellt haben, daß ſchädliche Beſtandteile in der 


Ware waren, die jedenfalls vor der Verarbeitung au Waſchpulver 1 be⸗ 
Seufferts Urchiv Bb. 78. & Folde Bd. 18 Heft 2. 
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ſeitigt oder durch Zuſatz geeigneter Stoffe unſchädlich gemacht werden müſſen. 
Ein heimlicher Mangel i. S. des § 377 Abſatz 2 HGB. kann daher in dem Vor⸗ 
handenſein von Eiſenoxyd im Glauberſalz nicht gefunden werden. 

Die gelieferte Ware würde hiernach als genehmigt gelten, es ſei denn, 
daß es ſich, wie es der Vorderrichter für möglich hält, um eine Ware handelte, 
die von der Beſtellung offenſichtlich ſo ſehr abwich, daß der Beklagte die Ge⸗ 
nehmigung für ausgeſchloſſen halten mußte. Vorliegend kann indeſſen dieſe 
Vorſchrift des § 378 HGB. keine Anwendung finden. Verkauft iſt lediglich 
kalzinierter Soda⸗Erſatz. Dieſer Soda⸗Erſatz war eine Ware, deren Begriffs⸗ 
merkmale jedenfalls beim Abſchluſſe nicht feſtſtanden. Welche Eigenſchaften 
ihr innewohnten, ſtand⸗ völlig dahin. Verkauft iſt alſo nichts andres als eine 
Ware, der vom Beklagten nachgerühmt wurde, daß ſie Soda erſetzen könne. 
Kraft welcher Eigenſchaften ſie dieſe Fähigkeit haben ſollte, iſt von den Parteien 
nicht klargeſtellt worden. Unter dieſen Umſtänden iſt es begrifflich ausgeſchloſ⸗ 
ſen, feſtzuſtellen, ob die gelieferte Ware von der beſtellten in geringerem oder 
höherem Grade abwich. Daß damals unter der Bezeichnung ‚Soda⸗Erſatz' im 
Handel eine Ware ganz beſtimmter Art verſtanden worden wäre, iſt weder an⸗ 
zunehmen noch vom Kläger behauptet worden; es konnten vielmehr unter 
dieſer Bezeichnung Waren der verſchiedenſten Art und Zuſammenſetzung ge⸗ 
handelt werden. Iſt das aber der Fall, ſo fehlte es an jeder Vergleichungs⸗ 
möglichkeit zwiſchen der gelieferten und der beſtellten Ware. Die Ware, 
die der Beklagte geliefert hat, iſt alſo gegenüber der Beſtellung kein aliud 
i. S. des § 378 HGB., ſondern eine Ware, die der vom Beklagten zugeſicherten 
Eigenſchaften ermangelte. Das Fehlen dieſer Eigenſchaften hätte Kläger durch 
die Unterſuchung feſtſtellen können und müſſen. Da er das nicht getan hat, 


gilt die gelieferte Ware als genehmigt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 31. OU. 1917. H. K. w. O. J. 
Bf. IV. 147/17. . No. 


38. Die Seeverſicherung deckt auch die Koften des Landtransports von 

einem Swifchenhafen nach dem Beſtimmungsort, wenn die Seercife 

in dem Swiſchenhafen wegen Kriegsausbruchs aufgegeben worden war. 
HB. §§ 828 Abi. 2, 816. 

Nach der vorgelegten Verſicherungspolice aus Macaſſar 30. Mai 1914 
hat die Firma L. & Co., Generalagentin der verklagten Verſich.⸗Geſellſchaft, 
1508 Bund Stuhlrohr für Rechnung der Klägerin gegen die Gefahren der 
Seereiſe vom Golf Tomini (Tomonibocht auf Celebes, Niederl. Indien) bis 
nach Hamburg in Verſicherung genommen. Bis Batavia iſt die Ware mit dem 
Dampfer „Van Overſtraten“ gegangen. Dort iſt ſie in den Dampfer „Bandoeng“ 
des Rotterdamer Lloyd eingeladen, welcher nach Hamburg gehen ſollte, aber 
Hamburg nicht erreicht hat. Als dieſer Dampfer Ende Auguſt 1914 in Rotter⸗ 


\ 
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dam angekommen war, hat die Reederei wegen des ausgebrochenen Krieges 
die Weiterreiſe nach Hamburg aufgegeben. Nachdem Klägerin auf ihre An⸗ 
frage vom Rotterdamer Lloyd mittels Schreibens v. 10. Sept. 1914 die Aus⸗ 
kunft erhalten hatte, daß die für Hamburg und Bremen beſtimmte Ladung 
„für Rechnung und Gefahr der Eigentümer“ in Rotterdam lagere, hat die 
Klägerin einem Spediteur in Haarlem den Auftrag erteilt, die Ware für ſie 
in Empfang zu nehmen und mit der Bahn nach Bergedorf zu befördern. 

Mit der im Dezember 1914 erhobenen Klage verlangt Klägerin von der 
Beklagten auf Grund der Police und gemäß § 828 HGB. Erſtattung ihrer 
Mehrkoſten für Löſchung, einſtweilige Lagerung und Weitertransport nach 
Hamburg und Bergedorf mit 1164,25 %. Die außergerichtliche Zahlungs⸗ 
forderung iſt vergeblich geweſen. Das Landgericht hat dem Klagantrage ent⸗ 
ſprochen. Die Berufung der Beklagten kann nicht für begründet gehalten 
werden. 

Da der Vertreter der Beklagten in der Ber.⸗Inſtanz ausdrücklich erklärt 
hat, daß die Koſtenrechnung nicht beanſtandet werden ſolle, kommt es nur auf 
die Entſcheidung der Rechtsfrage an, ob die Beklagte auf Grund des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages die der Klägerin erwachſenen Koften zu tragen hat. Die 
Streitfrage iſt nach dem deutſchen Rechte zu entſcheiden, die verklagte Verſich.⸗ 
Geſellſchaft hat ihren Sitz in Hamburg. Die Klägerin iſt eine deutſche Firma 
mit dem Sitz in Bergedorf. Die Verſicherung bezieht ſich auf eine Beför⸗ 
derung von Waren nach Hamburg und hier in Hamburg ſind nach der Police 
die Anſprüche der Klägerin aus dem Verſich.⸗Vertrage geltend zu machen. 
Der Umſtand, daß die Police in Macaſſar (in Niederl.⸗Indien) gezeichnet iſt 
und daß ſich der Unterzeichner der engliſchen Sprache bedient hat, iſt uner⸗ 
heblich. Es liegt kein Grund dazu vor, ein andres Recht zur Anwendung zu 
bringen als deutſches. 

Dias hat die Beklagte in der Ber.⸗Inſtanz auch grundſätzlich anerkannt. 
Jedes in Geld. ſchätzbare Intereſſe, welches jemand daran hat, daß Schiff 
oder Ladung die Gefahren der Seeſchiffahrt beſteht, kann nach § 778 HGB. 
Gegenſtand der Verſicherung ſein. Das verſicherte Intereſſe beſtand hier darin, 
daß die Ware der Klägerin auf der unternommenen Seereiſe ungefährdet 
nach Hamburg käme. Die Seereiſe hat aber wegen des Kriegsausbruchs 
in Rotterdam aufgegeben und es haben beſondere Koſten aufgewandt werden 
müſſen, um die Ware auf dem Landwege nach Hamburg zu ſchaffen. Die 
hierdurch veranlaßten beſonderen often hat Beklagte nach § 828 Abf. 2 HGB. 
zu tragen. Der Erſatz der dort erwähnten Koſten bildet gerade den Gegenſtand 
des vorliegenden Rechtsſtreits. 

Die verklagte Verſich.⸗Geſellſchaft hat ſich gegen die Anwendbarkeit des 
§ 828 Abſ. 2 auf die Police und ferner auf die Vorſchriften der §§ 829 und 
816 HGB. berufen. Dieſe Einwendungen können aus onen Gründen 


nicht für durchſchlagend gehalten werden. | 
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1. Für die Beurteilung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Parteien 
iſt allerdings in erſter Reihe der in der Police zum Ausdruck gekommene Ver⸗ 
ſich⸗Vertrag maßgebend. Wenn daher in der Police Beſtimmungen ent⸗ 
halten wären, die ſich mit dem angezogenen deutſchen Geſetze nicht in Ein⸗ 
klang bringen ließen, ſo wäre das deutſche Geſetz nicht anwendbar. Ein ſolcher 
Gegenſatz zwiſchen der Police und dem deutſchen Geſetze iſt indeſſen nicht vor⸗ 
handen. Von beſonderer Bedeutung iſt die Abmachung, die ſich auf dem 
gettel befindet, welcher (mit der Abſicht, das Policeformular, das die Kriegs⸗ 
gefahr von der Verſicherung ausſchloß, abzuändern) auf die Sa geflebt 
ijt. Sie lautet: 

This Policy covers also — — — all consequences of hostilities or warlike 

operations, wether before or after declaration of war. 

Beklagte will nun unterſchieden wiſſen zwiſchen den unmittelbaren und mittel- 
baren Folgen von Feindſeligkeiten oder kriegeriſchen Maßnahmen. Nur für 
die erſtbezeichneten unmittelbaren Folgen will Beklagte verantwortlich ſein, 
nicht aber für die mittelbaren Folgen, wozu ſie die hier in Frage kommenden 
Mehrkoſten zählt. Ferner vertritt Beklagte die Meinung, daß nur die eigent⸗ 
lichen Sachſchäden, d' h. die Schäden, von denen das verſicherte Gut ſelbſt 
betroffen würde, unter die Verſicherung fielen. Dieſe Einſchränkung der Ver⸗ 
pflichtungen des Verſicherers gegenüber dem deutſchen, Geſetze finden jedoch 
in der Police keine Stütze, weder in den allgemeinen Beſtimmungen, noch 
viel weniger in der Kriegsklauſel, welche vielmehr alle Folgen von Feind⸗ 
ſeligkeiten oder kriegeriſchen Maßnahmen unter die Verſicherung fallen läßt. 
Gegenüber dieſem Wortlaut kann es nicht darauf ankommen, was die engliſche 
Rechtsanſchauung mit We typiſch engliſchen Kriegsklauſel ausgedrückt haben 
will. 

2. Nach § 829 HGB. ſollen die Vorſ chriften der §§ 827 und 828 nur gelten 
unbeſchadet der Vorſchriften der §§ 814 und 816 HGB. Hier kommen nur 
die §§ 828 und 816 in Frage. Es fragt ſich, ob die Vorſchrift des § 828 Abi. 2 
wegen der Vorſchrift des § 816 HGB. im n . unan⸗ 
wendbar werde. 

Wenn der 1. Satz des § 816 als eine Ausnahme gegenüber der Vorſchrift 
des 9 828 Satz 2 anzuſehen iſt, jo enthält der 2. Satz des § 816 wiederum zwei 
Ausnahmen von der Ausnahme, welche beide Platz greifen, ſo daß durch den 
§ 816 für den vorliegenden Fall nichts geändert iſt und die Regelvorſchrift 
des § 828 Satz 2 in Wirkſamkeit bleibt. Beklagte ſucht allerdings glauben zu 
machen, daß der erſte Teil des 2. Satzes in § 816 (die erſte Ausnahme von der 
Ausnahme) hier nicht zuträfe, weil ja Klägerin ausdrücklichen Auftrag erteilt 
habe, ihre Ware von Rotterdam mit der Bahn weiterzubefördern. Dieſe Aus⸗ 
legung iſt offenbar verfehlt. Es kommt darauf an, ob die andre Art der Beför⸗ 
derung als mit dem dazu beſtimmt geweſenen Schiffe auf den Auftrag oder 
die Zuſtimmung der Klägerin zurückzuführen iſt. Das iſt ganz und garnicht 
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ber Fall geweſen. Klägerin ijt vielmehr gezwungen geweſen, für ihre in Rotter- 
dam lagernde Ware ein andres Beförderungsmittel zu ſuchen, nachdem durch 
die Kriegsereigniſſe die Weiterbeförderung auf dem Seewege verhindert 
worden war. Die Haftung der Beklagten iſt ferner auch daraus herzuleiten, 
daß in der fahrplanwidrigen Unterbrechung der Seereiſe zweifellos ein Un⸗ 
fall zu erblicken iſt, der ſich auf eine von der Beklagten übernommene Gefahr, 
nämlich die Kriegsgefahr, gründet (§ 816 HGB. am Schluß). 
Die Berufung der Beklagten war demnach zu verwerfen. — — — - 
Urteil des OLG. zu Er. (3. Sen.) v. 11. Jan. 1916. H. B. ee 
rohrfabr. (Kl.) w. Verſ.⸗G. A. Bf. III. 221/15 | B. 


39. Ein Vertrag zwifchen Abnehmern und Fabrikanten über Be⸗ 
emisnngen beim Weiterfauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder 
der Gewerbeordnung. 

Vgl. 60 Nr. 174; 69 Nr. 243; auch 68 Nr. 187. 

GewO. 8 1; BGB. ss 138, 723. 

Die Beklagte hatte dem klagenden Verbande gegenüber einen Ver 
pflichtungsſchein unterſchrieben, in dem ſie ſich verpflichtete, für die Zeit 
vom 1. Febr. 1915 bis 31. März 1916 nur an ſolche Händler und Wieder⸗ 
verkäufer zu liefern, die den Verpflichtungsſchein des Zigarettenſchutzverbandes 
unterſchrieben hätten, ſowie die Mindeſt⸗Kleinverkaufspreiſe ihrer Marken 
feſt vorzuſchreiben. Sie trat am 26. Okt. 1915 von ihrer Reversverpflichtung 
zurück. Kläger lehnte die Rücktrittserklärung als unbegründet ab. Die Be⸗ 
klagte hatte auch die in dem Schein vorgeſchriebene Kündigung auf den 31. März 
1916 ausgeſprochen. Kläger erhob Klage auf Feſtſtellung, daß der Verpflich⸗ 
tungsſchein bis zum 31. März 1916 zu Recht beſtehe. Das Landgericht gab 
dem Klagantrage ſtatt. Die Berufung der Beklagten wurde zurückge wieſen. 
Aus den Gründen: 

„— — Die Verſuche der Beklagten, ſich von der einmal übernommenen 
Verbindlichkeit freizumachen, konnten keinen Erfolg haben. 

Das gilt zunächſt von den Einwendungen, daß die übernommene Ver⸗ 
pflichtung, als gegen die guten Sitten und die Gewerbeordnung verſtoßend, 
nichtig ſei. — — — Wenn auch die Verpflichteten durch den Revers in ihrer 
geſchäftlichen Bewegungsfreiheit ſtark beeinträchtigt werden, ſo kann doch 
von einem Verſtoß gegen die Gewerbefreiheit nicht die Rede ſein. Denn daß 
auch diejenigen, die ſich dem Reversſyſtem nicht angeſchloſſen haben, ihr Ge⸗ 
werbe frei betreiben können, ſogar mit gutem Erfolge, gibt die Beklagte aus⸗ 
drücklich zu, indem ſie auf das Gedeihen der Geſchäftsbetriebe der Schleuderer 
hinweiſt. Schon dies ergibt, daß eine Beſchränkung der Gewerbefreiheit nicht 
vorliegt. Aber auch ſonſt ſcheitert die Berufung der Beklagten auf die guten 
Sitten daran, daß irgendwelche unlautere Zwecke abſeiten des Klägers nich 
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verfolgt werden. Der ausgeſprochene Zweck der Zuſammenſchließung iſt der, 
daß die Einzelverkäufer die von den Fabriken feſtgeſetzten Kleinverkaufspreiſe 
einhalten und nicht ‚jchleudern‘, womit erreicht werden ſoll, daß die Klein⸗ 
verkäufer genügenden Verdienſt haben, um ſich halten zu können. Inwiefern 
eine ſolche Zuſammenſchließung den guten Sitten zuwiderlaufen ſolle, iſt 
nicht erſichtlich. Der Umſtand, daß eine ſolche Zuſammenſchließung für Außen⸗ 
ſtehende Nachteile hat, kann hier nicht ins Gewicht fallen, da dies bei jedem 
Zuſammenſchluß dieſer Art der Fall iſt. Auch in den Mitteln, die der Kläger 
zur Erreichung ſeines Zwecks anwendet, kann etwas Unerlaubtes nicht er⸗ 
blickt werden. Der Kläger gibt jedem Intereſſenten Gelegenheit zum un⸗ 
entgeltlichen Beitritt. Nur ſeinen Teilnehmern macht er Bezugs⸗ und Ab⸗ 
ſatzvorſchriften. Da er ſowohl Fabrikanten wie Händler umfaßt, vermag er 
den außenſtehenden Händlern den Bezug von Verbandsfabrikaten zu ſperren. 
Als unerlaubt kann aber nach feſtſtehender höchſtrichterlicher Rechtſprechung 
eine ſolche Sperre nur dann angeſehen werden, wenn ſie gegen eine beſtimmte 
Perſon gerichtet iſt, die ſie in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz vernichten will. 
Das liegt hier nicht vor. Einmal iſt gegen die Beklagte und ſonſtige Außen⸗ 
ſtehende garnicht mit beſtimmten unzuläſſigen Mitteln oder Maßregeln vor⸗ 
gegangen worden; es iſt keineswegs eine völlige Lieferungsſperre und die 
damit verknüpfte Abſchneidung der Erwerbsmöglichkeit angedroht, ſo daß man 
von einer Vergewaltigung aller Erwerbsgenoſſen durch den Kläger und von 
der Anmaßung einer Zwangs⸗ und Strafgewalt über ſämtliche Gewerbsgenoſſen 
(vgl. RGEntſch. 56, 278) ſprechen könnte. Dann aber beſtand auch, worauf 
bereits hingewieſen, eine Möglichkeit für die Beklagte, auch außerhalb des Ver⸗ 
bandes ihr Geſchäft, und zwar nach ihrer eigenen Behauptung mit beſſerem 
Erfolg als innerhalb des Verbandes, zu betreiben. 

Ebenſowenig kann die Beklagte damit gehört werden, daß ſie nach § 723 
BGB. die Geſellſchaft wegen Vorliegens eines wichtigen Grundes habe kün⸗ 
digen dürfen. Sie wirft dem Kläger vor, daß er den in Ausſicht geſtellten 
Zweck, die Beſeitigung der Schleuderei, nicht erreicht habe, was ſich auch ſchon 
daraus ergebe, daß ſich der Verband jetzt aufgelöſt habe, weil eben der Zweck 
nicht zu erreichen geweſen ſei. Und ihr Verbleiben im Verbande würde 
ihren Ruin herbeigeführt haben. Daß der Kläger ſein Ziel, die Schleuderei 
zu beſeitigen, mit aller Kraft zu erreichen verſucht hat, iſt gerichtsbekannt. 
Daß es bei der großen Zahl von Fabrikanten und Händlern dem Kläger nicht 
in der Zeit von ein bis zwei Jahren gelingen werde, die Schleuderei völlig 
zu beſeitigen, mußte für jeden verſtändigen Menſchen von vornherein klar ſein 
und konnte auch von der Beklagten nicht erwartet werden. Daher iſt es auch 
unerheblich, aus welchen Gründen der Verband ſich neuerdings aufgelöſt 
hat, ob, wie er ſelbſt behauptet, wegen der jüngſten Steuergeſetzgebung auf 
dem Zigarettenmarkte oder, wie Beklagte darlegt, wegen der ihm klar⸗ 
gewordenen Unmöglichkeit der Ausrottung der Preisſchleuderei, denn keines⸗ 
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falls iſt aus dieſer nachträglichen Auflöſung für die Beklagte ein Recht auf 
Kündigung des Geſellſchaftsverhältniſſes zu entnehmen. Was die Beklagte 
an tatſächlichem Material hinſichtlich des vertragwidrigen Verhaltens einzelner 
Verbandsmitglieder, ja auch von Vorſtandsmitgliedern, beigebracht oder unter 
Beweis verſtellt hat, iſt ohne rechtliche Erheblichkeit. Es iſt eine bekannte 
Tatſache, daß bei Kartellen aller Art Übertretungen der Kartellabreden vor⸗ 
kommen. Solche Übertretungen liegen gewiſſermaßen in der Natur der Sache. 
Daß bei einer Zuſammenſchließung von vielen Tauſenden von Perſonen, 
wie im vorliegenden Falle, die Zahl der Kartellbrüche keine geringe iſt, iſt 
nichts Auffallendes und vor allem nichts Beſonderes, dem Weſen des Kartells 
Zuwiderlaufendes. Auch daß es dem Kläger nicht gelingt, alle derartigen Zu⸗ 
widerhandlungen aufzudecken und zu verfolgen, rechtfertigt nicht den Stand⸗ 
punkt, daß der Kläger ſeinen Verpflichtungen gegenüber den Geſellſchaftern 
nicht nachgekommen ſei. Wenn aber die Beklagte meint, daß ſie zur ſofortigen 
Auflöſung des Vertrages berechtigt geweſen ſei, weil ſie andernfalls dem Ruin 
entgegengegangen ſei, ſo iſt dieſe Behauptung ſchon an ſich wenig glaubhaft 
und damit allein nicht bewieſen, daß die Beklagte behauptet, ihre Einnahmen 
ſeien nach ihrem Anſchluß an den Verband beſonders ſtark zurückgegangen. 
Aber auch wenn dieſer Rückgang der Einnahmen die Folge des Anſchluſſes 
an den Kläger geweſen wäre, ſo durfte die Beklagte trotzdem das auf die kurze 
Dauer von 13 Monaten eingegangene Geſellſchaftsverhältnis deshalb doch nicht 
ſofort löſen. Sie hat ſich dann eben in ihren Erwartungen verrechnet und 
hätte ſich die Folgen ihres Beitritts vorher gründlicher überlegen ſollen. 

Demnach hat das Landgericht den Verpflichtungsſchein mit Recht für 
bindend erklärt. — — —“ 

Urteil des OLG zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. Jan. 1917. Zig.⸗Schutz⸗ 
verband E. V. w. Gebr. S. Bf. VI. 77/16. | Nö. 


40. Keine Derweifung des Rechtſtreits an das a Kaufmanns: 
gericht. 

Geſ. v. 6. Juli 1904 (RGBl. 266); ZPO. § 505. 

Nach §§ 4 und 5 Nr. 6 des Geſetzes betr. Kaufmannsgerichte v. 6. Juli 
1904 (RG Bl. 266) iſt für den vorliegenden Rechtsſtreit das Kaufmanns⸗ 
gericht der Stadt München zuſtändig, falls der Jahresarbeitsverdienſt der 
Beklagten an Lohn oder Gehalt den Betrag von 5000. & nicht überſteigt. 
Dieſe Zuſtändigkeit iſt eine ausſchließende und zwingende, die jederzeit, daher 
auch noch in der Ber.⸗Inſtanz, von Amts wegen zu prüfen iſt. Für die Frage 
der Zuſtändigkeit iſt maßgebend der Betrag des Jahresverdienſtes zur Zeit 
der Klagerhebung, wenn das Dienſtverhältnis, aus dem geklagt wird, in dieſem 
Zeitpunkt noch fortdauert, ſonſt der Jahresverdienſt bei Beendigung des 
ſtreitigen Verhältniſſes. Hier iſt das Dienſtverhältnis durch den Brief v. 24. Sept. 
1913 außerordentlich gekündigt und dieſe Kündigung nach Empfang des Briefes, 
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ſohin vor der Klagerhebung, in Wirkſamkeit getreten. Zur Berechnung ſteht 
daher der Jahresarbeitsverdienſt der Beklagten für die Zeit vom 27. Sept. 
1912 bis zum 26. Sept. 1913. Dieſer betrug auf Grund der Einträge in den 
Büchern 4945 M. Damit iſt die Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts der Stadt 
München gegeben, weshalb unter Aufhebung des landgerichtlichen Urteils 
die Klage angebrachtermaßen abzuweiſen war. Eine Verweiſung des Rechts⸗ 
ſtreits an das zuſtändige Kaufmannsgericht kommt nicht in Frage. Die Ver⸗ 
weiſung nach §8 505 ZPO. und 827 Bim. zur Entlaſtung der Gerichte v. 
9. Sept. 1915 (RGBl. 562) kann nur an ein ordentliches Gericht erfolgen; 
eine Verweiſung an ein Sondergericht, insbeſondere an ein Gewerbe⸗ oder 
Kaufmannsgericht iſt unzuläſſig. 

In dieſem Sinn ſprechen ſich auch die Motive jener Geſetzesbeſtimmung 
aus. Nur die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit (8 12 GG., 8 3 EinfGeſ. 
3. ZPO.) werden davon betroffen. Bei Verweiſung an ein Sondergericht 
wäre auch die in § 505 Abſ. 3 ZPO. vorgeſehene einheitliche Behandlung 
der Koſten nicht durchführbar; (vgl. Reichst Verh. 246, 4571 oben; JW. 1910, 
688. 869; Förſter Komm. ZPO., 1158). 


Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 10. Nov. 1917. O. w. H. L. 
49/16. F—z. 


II. Verfahren. 


41. Zuläſſigkeit der Beſchwerde eines Proze ßunfähigen. 
Vgl. 49 Nr. 271. 
3 PO. § 52. 567. 

De. M., der durch einen allerdings noch nicht rechtskräftigen Beſchluß 
des Amtsgerichts H. wegen Geiſteskrankheit entmündigt iſt, will gegen den 
Fiskus eine Schadenerſatzklage auf den Betrag von 70000. geltend machen, 
weil er, obwohl niemals geiſteskrank, ſeit dem Jahre 1895 von Richtern und 
Verwaltungsbeamten als Irrſinniger verfolgt werde und dadurch in ſeiner 
Exiſtenz, Geſundheit und Erwerbsfähigkeit aufs ſchlimmſte geſchädigt worden 
fei. Er hat beim Landgerichte München I um Bewilligung des Armenrechts 
für den beabſichtigten Rechtsſtreit nachgeſucht. Das Landgericht hat das 
Armenrecht verweigert, weil der Geſuchſteller nicht prozeßfähig ſei. 

Die Beſchwerde des Dr. M. gegen dieſen Beſchluß iſt in formeller Hin⸗ 
ſicht nicht zu beanſtanden und auch nicht etwa als Rechtsmittel einer prozeß⸗ 
unfähigen Perſon als unzuläſſig zu behandeln und deshalb als unſtatthaft zu 
verwerfen, weil die Rechtsmittelinſtanz auch durch Handlungen eines in Wirk⸗ 
lichkeit Prozeßunfähigen eröffnet wird (Stein ZPO. % 1, 171 und JW. 1916, 
521). Sie iſt vielmehr ſachlich zu würdigen. 

Dieſe Würdigung ergibt aber, daß das Rechtsmittel nicht begründet iſt, 
weil das Landgericht mit Recht angenommen hat, daß der Geſuchſteller zur⸗ 
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zeit nicht prozeßfähig iſt, und weil daher den Anſpruch des Beſchwerdeführers, 
ſelbſt wenn er an ſich gerechtfertigt wäre, nur deſſen geſetzlicher Vertreter 
geltend machen könnte, auch inſoweit lediglich das Geſuch um Bewilligung 
des Armenrechts in Frage ſteht (Neumiller ZPO.? 4, 139, Nachtr. gu § 118). 
Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 12. Okt. 1917. D. M. w. Bayer. 
Fiskus. Beſchw.⸗Reg. 357/17. F—z, 


— 


42. Wohnort im Sinne der Suſtellungsvorſchriften. 
| Vgl. 47 Nr. 67. 3 
| BPO. § 180. 

Die beim Landgericht zu Pl. eingegangene Klage war gerichtet gegen den 
Kaufmann und Stickereibeſitzer K. St. zu Pl., Nordſtr. 2. Die Klage wurde 
ausweislich der Urkunde des Gerichtsvollziehers, da er den Empfänger ſelbſt 
in der Wohnung nicht angetroffen habe und eine Zuſtellung nach § 181 BRO. 
nicht ausführbar geweſen, am 22. Mai 1915 durch Niederlegung beim Polizei- 
vorſteher zu Pl. zugeſtellt. Im Verhandlungstermin am 10. Juni 1915 er- 
ging gegen den nichterſchienenen Beklagten ein Verſäumnisurteil, das eben⸗ 
falls durch Niederlegung und zwar auf der Gerichtsſchreiberei des Amts⸗ 
gerichts, am 19. Juni 1915 zugeſtellt wurde. Am 15. Juli 1915 legte der Be⸗ 
klagte gegen das Verſäumnisurteil Einſpruch ein und bat um Wiederein⸗ 
ſetzung gegen den Ablauf der Einſpruchsfriſt, indem er geltend machte, daß 
er ſich bereits im Januar 1915 in Pl. polizeilich abgemeldet und ſich ſeitdem 
in St. Gallen aufgehalten habe; erſt Mitte Juli 1915 habe er von der Zuſtellung 
des Verſäumnisurteils zufällig Kenntnis erhalten. — Das Landgericht wies 
die Anträge ab; in 2. Inſtanz wurde dagegen der Einſpruch für begründet 
erklärt und die Sache ans Landgericht zurückverwieſen. Aus den Gründen: 

„Wäre die Zuſtellung der Klage und des Verſäumnisurteils ordnung⸗ 
gemäß erfolgt, ſo würde der Einſpruch allerdings verſpätet eingelegt ſein. 
Die Frage aber, ob die erwähnten Zuſtellungen rechtswirkſam ſeien, hat das 
Landgericht zu Unrecht bejaht. — — — Es iſt nicht maßgebend, worauf die 
erſten Richter das Hauptgewicht legen, wo der Beklagte zur Zeit der Zuſtel⸗ 
lungen ſeinen Wohnſitz i. S. des § 7 BGB. gehabt hat, denn für Zuſtellungen 
entſcheidet nicht der juriſtiſche Wohnſitz des Empfängers, ſondern das tat⸗ 
ſächliche Wohnen (Seuffert ZPO., 280 § 180, 1 Abſ. 2; RG. in SeuffA. 47 
Nr. 67). Die Zuſtellung ſowohl der Klage wie des Verſäumnisurteils iſt im 
vorliegenden Fall erfolgt nach den Beſtimmungen des § 182 ZPO. Die dort 
gedachte Erſatzzuſtellung ſetzt zu ihrer Wirkſamkeit voraus, daß der Empfänger 
an dem Orte der Zuſtellung eine Wohnung i. ©. von § 180 BRO. hat; 

Seuffert § 182 Anm. 1; Seuff A. a. a. O.; Förſter⸗Kann § 182 Nr. 1; Peterjen-Remelé 

§ 182 II 4 und 5. | 

Unter Wohnung in dieſem Sinne ift die Räumlichkeit zu verſtehen, die 
der Empfänger zur Zeit der Zuſtellung tatſächlich zum Wohnen benutzt, ins⸗ 
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beſondere die Stätte, wo er zu ſchlafen pflegt (Stein ZPO. § 180 II; Seuffert 
8 180, 1 Abſ. 2). Der bloße Beſitz eines zum Wohnen eingerichteten Hauſes 
genügt nicht, wie denn jemand auch nicht überall dort, wo er Grundeigen⸗ 
tum, insbeſondere ein Wohnhaus hat, lediglich im Hinblick auf dieſen Grund⸗ 
beſitz ſeinen Wohnſitz hat. 

Vorliegend hat nun zwar der Beklagte in Pl., Nordſtr. 2 ein Hausgrund⸗ 
ſtück. Die Wohnung aber, die er anſcheinend bisher darin innegehabt, hat 
er bei feiner Überſiedelung nach St. Gallen am 13. März 1915 aufgegeben. 
Das folgt unwiderleglich aus der von ihm ſelbſt an dieſem Tage bewirkten po- 
lizeilichen Abmeldung. Gerade dadurch, daß er ſich auf dem Polizeiamt nach 
St. Gallen abmeldete, gab er deutlich zu erkennen, daß er von Pl. nach St. Gal⸗ 
len verziehen und ſeine Wohnung in Pl. aufgeben wolle. Die polizeiliche 
Abmeldung widerlegt gerade die vom Landgericht aufgeſtellte Vermutung, 
daß ſich der Beklagte nur vorübergehend auf Reiſen habe begeben, ſeine Woh⸗ 
nung in Pl. aber habe beibehalten wollen. Es wird in der Regel für jemand, 
der an einem beſtimmten Orte bisher gewohnt hat und dort weiterhin ein zum 
Wohnen geeignetes Grundſtück beſitzt, anders als durch polizeiliche Abmeldung 
nach einem andern Ort garnicht möglich ſein, darzutun, daß er an jenem Orte 
ſeine Wohnung aufgebe. | 

Der Umſtand, daß der Beklagte noch jetzt Wohnräume und Möbel in feinem 
Grundſtück in Pl. hat, genügt nicht zu der Annahme, daß er noch jetzt eine Woh⸗ 
nung i. S. von § 180 ZPO. in Pl. habe. Er mag die Räume beibehalten haben, 
weil er zunächſt nicht gewußt, wohin mit ſeinen Möbeln, oder er mag gehofft 
haben, in nicht allzu ferner Zeit nach Pl. zurückkehren zu können; aber dies 
rechtfertigt nicht die Annahme, er habe trotz ſeines, der zuſtändigen Behörde 
ausdrücklich erklärten Wegzugs von Pl. nach St. Gallen weiter in Pl. wohnen 
wollen. Spräche man einer polizeilichen Abmeldung die Wirkung der Auf⸗ 
gabe der bisherigen Wohnung i. S. des § 180 BRO. trotz des Wegzugs von dem 
Orte, wo dieſe gelegen, lediglich deshalb ab, weil der Abmeldende Räumlich⸗ 
keiten und Möbel in dem ihm gehörigen Grundftüd beibehält, jo könnte je⸗ 
mand, der ſich in einer ſolchen Lage befindet, ſich überhaupt nicht dagegen 
ſchützen, daß er i. S. der Vorſchriften der §§ 180 ff. ZPO. noch als an ſeinem 
bisherigen Wohnort wohnend angeſehen wird, obwohl er tatſächlich nicht mehr 
dort wohnt, ſondern nach einem andern Ort übergeſiedelt iſt. 

Eine andre Beurteilung könnte vielleicht Platz greifen, wenn der Beklagte 
in Pl. ſein Geſchäft beibehalten hätte oder weiterhin von hier aus Geſchäfte 
betriebe. Allein das wird ſchon durch die Auskunft des Amtsgerichts aus dem 
Handelsregiſter zu Pl. v. 29. April 1916 in Verbindung mit der erwähnten 
Polizeiauskunft voll widerlegt. — — — 

Steht nach alledem. feſt, daß der Beklagte ſeit dem 13. März 1915 in Pl. 
eine Wohnung nicht mehr hat, ſo iſt ſowohl die Klagezuſtellung als auch die 
Zuſtellung des Verſäumnisurteils unwirkſam. Der Mangel der Zuſtellung 
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konnte nicht dadurch geheilt werden, daß der Beklagte auf andre Weiſe, etwa 
durch eine Mitteilung ſeiner Wirtſchafterin, von der Zuſtellung und von dem 
Inhalt des zugeſtellten Schriftſtücks Kenntnis erhielt. Erſt mit dem Zeit⸗ 
punkt, in dem er nach feiner eigenen Erklärung die Ladung erhalten hat, ijt 
die Zuſtellung als bewirkt anzuſehen (8 187 ZPO.). Das ijt Mitte Juli 1915. 
Denn erſt zu dieſer Zeit hat der Beklagte nach ſeiner Angabe von der Zu⸗ 
ſtellung des Verſäumnisurteils, damit aber auch von der der Klage Kenntnis 
erhalten, und dieſe Erklärung iſt maßgebend für den Zeitpunkt, zu dem die 
Ladung in den Beſitz des Beklagten i. S. des § 187 BRO. gelangt iſt. Anders 
als durch dieſe Erklärung kann der Nachweis, daß und wann der Beklagte die 
Ladung erhalten hat, überhaupt nicht geführt werden. Am 10. Juni 1915 lag 
ſonach eine gültige Klagezuſtellung noch nicht vor; ein Verſäumnisurteil hätte 
alſo gegen den Beklagten nicht erlaſſen werden dürfen. Da das Landgericht 
den zuläſſigerweiſe und rechtzeitig eingelegten Einſpruch als unzuläſſig ver- 
worfen hat, ſo war dieſes Urteil aufzuheben, die Zuläſſigkeit des Einſpruchs 
auszuſprechen und die Sache nach § 538 Nr. 1 ZPO. zur weiteren Ver⸗ 


handlung an das Landgericht zurückzuverweiſen. —— —" 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 12. Juli 1916. K. w. S. 70. 
247/15. re 


43. Koftenfrage bei Suriidnahme der Klage, wenn gegen den Bee 
klagten ſchon ein Verſäumnisurteil erlaffen war. 
Vgl. 52 Nr. 120 m. N. 
BPO. 58 271. 344. 

Nach § 271 BRO. hat die Zurücknahme der Klage zur Folge, daß der Rechts⸗ 
ſtreit als nicht anhängig geworden anzuſehen iſt; ſie verpflichtet den Kläger, 
die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, ſofern nicht über ſie bereits rechtskräf⸗ 
tig erkannt iſt. Auf Antrag des Beklagten iſt dieſe Verpflichtung durch Ur⸗ 
teil auszuſprechen. Ob dieſe Koſtenpflicht des Klägers auch die Koſten der Säum⸗ 
nis des Beklagten umfaßt, oder ob dieſe nach § 344 BRO., wenn das Verſäum⸗ 
nisurteil in geſetzlicher Weiſe ergangen iſt, den Beklagten treffen müſſen, 
darüber herrſcht in Schrift und Rechtſprechung Streit. Die Wiſſenſchaft 
neigt überwiegend der Anſicht zu, daß § 344 ZPO. unanwendbar fet, weil 
§271 BBO. einen ſelbſtändigen Tatbeſtand für die Koſtenpflicht aufſtelle, 
neben welchem für andre Koſtenbeſtimmungen kein Raum ſei (Zuſammen⸗ 
ſtellung bei Stein zu § 271). Das Reichsgericht hat ſich in einer älteren Ent⸗ 
ſcheidung ohne Begründung auf den gegenteiligen Standpunkt geſtellt (JW. 
1887, 312). Die Rechtſprechung der Oberlandesgerichte iſt nicht einheitlich 
(vgl. Buſchs Z. 45, 494; Seuff A. 52 Nr. 120; OL GRſpr. 17, 320; 23, 176). 

Der erkennende Senat hält nach dem Stande der Geſetzgebung den § 344 
BRO. nicht für anwendbar. Iſt infolge der Zurücknahme der Klage der Rechts⸗ 
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ſtreit als nicht anhängig geworden anzuſehen, ſo kann die Koſtenpflicht, wenn 
das Geſetz nicht ein andres befiehlt, nicht aus prozeßrechtlichen Vorſchriften 
hergeleitet werden, welche einen Tatbeſtand zur Vorausſetzung haben, der 
kraft der geſetzlichen Fiktion für die rechtliche Beurteilung auszuſcheiden hat. 
Wenn daher der §271 BRL. als Folge der Klagezurücknahme die Koſten⸗ 
pflicht des Klägers verfügt, ſoweit nicht rechtskräftig andres erkannt iſt, ſo 
ſtellt er damit einen Verpflichtungsgrund auf, der die Koſtenpflicht ſelbſtändig 
und unabhängig von andern Koſtenvorſchriften begrenzt und der daher nicht be⸗ 
rührt werden kann durch die Schickſale der Klage, die als nicht anhängig ge⸗ 
worden gilt. Die Erwägung, daß der die Klage zurücknehmende Kläger nicht 
ſchlechter geſtellt werden dürfe als der ſchließlich unterliegende, ſchlägt nicht durch, 
weil in letzterem Falle eben andre Koſtenvorſchriften anzuwenden ſind. Die 
einzige Einſchränkung, welche der § 271 für die Koſtenpflicht des Klägers 
gibt, iſt ausdrücklich nur die, daß nicht bereits rechtskräftig über die eles 
erkannt iſt. 

Daß dies richtig iſt, ergibt ſich auch aus dem Unterſchied, der hinsichtlich 
der Entſtehung des Anſpruchs zwiſchen § 271 und den übrigen Koſtenbeſtim⸗ 
mungen beſteht. Während nach letzteren Vorſchriften die Verurteilung in die 
Koſten rechtgeſtaltend wirkt, es alſo eines Urteils bedarf, um die Koſtenpflicht 
zur Entſtehung zu bringen, verpflichtet die Rücknahme der Klage den Kläger, 
auch ohne gerichtlichen Ausſpruch die Koſten zu tragen. Das nur auf Antrag 

ergehende Urteil hat alſo lediglich feſtſtellenden Charakter. Mit dieſer Eigen⸗ 

ſchaft des Urteils würde es nicht vereinbar ſein, wenn die Koſtenentſcheidung 
zum Teil nach anderweitigen Rechtsgrundſätzen getroffen werden könnte, 
deren Anwendung dem Urteil notwendig einen rechtsgeſtaltenden Charakter 
geben müßte. Iſt die Klage zurückgenommen, ſo iſt das Gericht nur in der 
Lage, die Verpflichtung des Klägers zur Tragung aller noch nicht rechtskräf⸗ 
tig auferlegten Koſten auf Antrag durch Urteil feſtzuſtellen. Wollte man da⸗ 
gegen neben § 271 noch § 344 ZPO. anwenden, jo müßte erforderlichenfalls 
in eine Beweisaufnahme über die Frage eingetreten werden, ob das Ver⸗ 
ſäumnisurteil in geſetzlicher Weiſe ergangen ſei. Denn nur dann ſollen nach 
§ 344 3 PO. den Beklagten die Koſten treffen. Eine ſolche Beweisaufnahme 
würde aber nicht nur im Widerſpruch ſtehen mit der mehrerwähnten geſetz⸗ 
lichen Fiktion, alſo prozeßrechtliche Tatbeſtände und ſei es auch nur wegen 
der Koften zur Erörterung ziehen, obſchon die Klage als nicht anhängig ge⸗ 
worden anzuſehen iſt, ſondern auch eine Entſcheidung nach Rechtsgrundſätzen 
vorbereiten, für deren Anwendung neben § 271 kein Raum iſt. 

Schließlich heißt es im § 344 3 PO., daß die Verſäumniskoſten der ſäu⸗ 
migen Partei auch dann aufzuerlegen ſind, wenn infolge des Einſpruchs eine 
abändernde Entſcheidung erlaſſen wird. Das iſt hier nicht der Fall. Die ab⸗ 
ändernde Entſcheidung wird auf Grund der Rücknahme der Klage erlaſſen, 
nicht des Einſpruchs. Wird auf Grund des letzteren zugunſten des Beklagten 
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entſchieden, ſo ergeht das Urteil auf Grund des Einſpruchs und die Koſten ſind 
durch dieſes Urteil nach § 91 dem Unterliegenden, die Säumniskoſten nach 
9 344 dem Säumigen aufzuerlegen. Wird dagegen die Klage zurückgenommen, 
ſo erfolgt die Entſcheidung, wenn ſie notwendig wird, nicht infolge des Ein⸗ 
ſpruchs, ſondern, wenn auch auf Antrag des Beklagten doch infolge der Ver⸗ 
fügung des Klägers über ſeine Klage. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 30. März 1917. A. K. iv. 
Sp. A. & Co. Bs. Z. V. 18/17. 1 Nö. 


U 


44. Offentliche Beamte als Zeugen. 
Vgl. 60 Nr. 111 m. N. 
BPO. § 376. 

Die als Zeugen benannten Tierärzte haben über eine tierärztliche Unter⸗ 
ſuchung Auskunft zu geben, welche ſie nicht auf Grund eines bürgerlichrecht⸗ 
lichen Dienſtvertrages, ſondern in ihrer Eigenſchaft als öffentliche Beamte 
vorgenommen haben jollen. Daß dieſe Beamten nach ftaat3- und verwal⸗ 
tungsrechtlichen Grundſätzen über das Ergebnis amtlicher Unterſuchungen 
Verſchwiegenheit zu bewahren haben, wenn nicht — was hier nicht der Fall 
iſt — ihre Aufgabe gerade darin beſtand, Privaten Zeugniſſe auszuſtellen, 
kann nicht zweifelhaft erſcheinen. Hieraus folgt, daß gemäß § 376 ZPO. 
eine Vernehmung der Zeugen ohne vorherige Einholung der Genehmigung 
der vorgeſetzten Dienſtbehörde durch das Prozeßgericht unzuläſſig iſt. 

Wenn Gaupp-Stein ZPO. § 376 I a. E. unter Berufung auf die 
Kommiſſionsverhandlungen meint, daß die Vorſchrift des § 376 nicht Platz 
greife, wenn der Fiskus ſelbſt Prozeßpartei ſei, ſo kann dieſer Auffaſſung 
angeſichts der unzweideutigen und bedingungloſen Faſſung des Geſetzes nicht 
beigepflichtet werden. Von einer Anwendung des § 376 kann nur dann ab- 
geſehen werden, wenn die auf den Zeugen ſich berufende Partei gleichzeitig 
ſeine vorgeſetzte Dienſtbehörde iſt. Das trifft im vorliegenden Falle nicht 
zu. Es gehören ſogar der als Partei auftretende Fiskus und die vor⸗ 
geſetzte Dienſtbehörde nicht einmal demſelben Staate an. Die Erwägung 
der Kommiſſion, daß nicht in Rechtsſtreitigkeiten, wo es ſich lediglich 
um Geltendmachung oder Verteidigung vermögensrechtlicher Intereſſen des 
Staates handelt, eine dem Staate ungünſtige Zeugenausſage vereitelt werden 
dürfe, hat genügende Berückſichtigung in der Beſtimmung des Geſetzes ge⸗ 
funden, daß die Genehmigung nur verſagt werden darf, wenn die Ablegung 
des Zeugniſſes dem Wohl des Reichs oder eines Bundesſtaats Nachteil be⸗ 
reiten würde. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1917. D. Kol. Geſ. 
(Kl.) w. das Schutzgeb. Bs. Z. 14/17. Nö. 


N 
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45. Nachträgliche Vereidigung eines uneidlich zu vernehmenden 
Zeugen, um eine Berichtigung der Ausſage zu ermöglichen. 
Vgl. 42 Nr. 70. | 
BRO. § 393 Ab. 2. 


Um die Chelichfeit des in der Ehe geborenen Kindes wirkſam anzufechten, 
hat der Kläger die Vermutung des § 1591 Abſ. 2 BGB. zu widerlegen, daß 
er ſeiner Frau während der Empfängniszeit vom 9. Februar bis 10. Juni 
1914 beigewohnt habe. Das Ber.⸗Gericht erklärt den durch Zeugnis ſeiner 
Frau erhobenen Beweis des Klägers für mißlungen, da ſie in beiden Inſtanzen 
uneidlich ausgeſagt habe, mit dem Kläger am 11., 15. und 23. März 1914 
geſchlechtlich verkehrt zu haben. Der Antrag des Klägers, die Zeugin nach⸗ 
träglich zu vereidigen, wurde abgelehnt und dazu bemerkt, ihre bisherigen 
Ausſagen könnten dem Kläger nichts nützen, der Eid aber dürfe nicht dazu 
dienen, eine Zeugin, deren Angaben Mißtrauen entgegengebracht wird, 


. zu einer Anderung ihrer Ausſage zu beſtimmen. Die Reviſion hält dieſe Be⸗ 


gründung für rechtsirrig, da der Eid geradezu bezwecke, einen Zeugen zu einer 
wahrheitgemäßen Ausſage, alſo auch nötigenfalls zu einer Anderung einer 
bisher unwahren Ausſage zu beſtimmen. Dieſe Rüge wegen Verletzung der 
§§ 391. 393 ZPO. kann keinen Erfolg haben. 

Zuzugeben iſt, daß der ſchriftſtelleriſch, auch mitunter in der Rechtſprechung 
vertretene Standpunkt, wonach die nachträgliche Vereidigung nach § 393 
Abſ. 2 BRO. nur dazu dienen dürfe, das Gewicht einer für glaubwürdig er⸗ 
achteten Ausſage zu verſtärken, der Bedeutung des Eides nur einſeitig gerecht 
wird. Denn wenn der Eid überhaupt die Wahrheit der Zeugenausſagen tun⸗ 
lichſt gewährleiſten ſoll, ſo muß dieſer Grundgedanke auch bei der Anordnung 
der nachträglichen Vereidigung nach § 393 Abſ. 2 ZPO. gelten, alſo auch für 
den Fall, daß das Gericht von der nachträglichen Vereidigung erwartet, es 
werde der Zeuge ſeine möglicherweiſe unwahre Ausſage berichtigen. Ob 
der Zeuge, der das Zeugnis ſogleich hätte verweigern können, auch den nach⸗ 
träglich erforderten Eid verweigern kann, kommt bei der Anordnung der Ver⸗ 
eidigung ſelber nicht in Frage. — Daß aber das Ber.⸗Gericht ſich zu der Ab⸗ 
lehnung der nachträglichen Vereidigung der Zeugin durch eine rechtswidrige 
Verkennung ſeiner Befugniſſe hätte beſtimmen laſſen, kann nicht angenommen 
werden. Es hat die Glaubwürdigkeit der Zeugin, die als Frau des Klägers 
und als Mutter des Beklagten nach § 383 Nr. 2. 3 BRO. uneidlich vernommen 
iſt und deren Vereidigung auch nad) § 384 Nr. 2 geſetzlich nicht geboten war, 
nicht bezweifelt. Es hat ferner ihre Ausſage über den mit dem Kläger im März 
1914 gepflogenen Geſchlechtsverkehr, ſo wie ſie die Verhältniſſe und Um⸗ 
ſtände näher dargelegt hat, als wahrheitgemäß aufgefaßt. Daraufhin konnte 
das Ber.⸗Gericht nach feinem freien fachlidyen Ermeſſen, das vom Rev.⸗Gericht 
nicht nachzuprüfen iſt, und trotz des etwaigen Mißtrauens des Klägers gegen 
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die Ausſage ſeiner Frau deren e s FEN ohne Prozeßverſtoß 
ablehnen. 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 22. März 1917. R. w. R. (DRG. 
Stuttgart) IV. N Auch in N 90 a 18 ©. 81. 


46. Wie weit ift das Ber.⸗Gericht in einer gaser iene Sache 
an die num des Reichsgerichts gegenüber neuen Catfachen 
| gebunden? 
id Vgl. 67 Nr. 66 m. N. 
BPO. 88 565 Abſ. 2. 

Der verklagte Konk.⸗Verwalter wollte gegen die Konk.⸗ Forderung der 
Klägerin mit einer Schadenerſatzforderung aufrechnen, zu deren Begründung 
er geltend machte, daß die Rechtsvorgängerin der Klägerin den zwiſchen ihr 
und dem Gemeinſchuldner beſtehenden Agenturvertrag ſchuldhaft verletzt, 
namentlich durch ſtändige Ablehnung angebotener Geſchäfte über Holzliefe⸗ 
rungen dem Gemeinſchuldner eine gewinnbringende Agenturtätigkeit un- 
möglich gemacht habe. Das Ber.⸗Gericht hatte in ſeinem früheren Urteil die 
Erſatzforderung für unbegründet erklärt und den Anſpruch der Klägerin als 
Konk.⸗Forderung feſtgeſtellt. Durch Urteil des Reichsgerichts v. 30. Jan. 1914 
wurde das Ber.⸗Urteil aufgehoben und die Sache zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an einen andern Senat des Ber.⸗Gerichts zurückverwieſen. Mit 
Rückſicht auf den Inhalt des Rev.⸗Urteils beſchränkte das Ber.⸗Gericht die 
Verhandlung auf die Höhe des Erſatzanſpruchs und wies dann die Klage in 
Höhe der Gegenforderung ab. Die Klägerin legte Reviſion ein. Sie bean⸗ 
ſtandete die Beſchränkung der Ber.⸗Verhandlung auf die Höhe des Erſatz⸗ 
anſpruchs, da ſie neue Tatſachen zum Grunde dieſes Anſpruchs geltend zu 
machen habe. — Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das Rev.⸗Urteil v. 30. Jan. 1914 fomint in feinen Emiſcheidungsgründen 
zu dem Ergebniſſe, daß der Schadenerſatzanſpruch des Beklagten dem Grunde 
nach gerechtfertigt, und daß nur noch über feine Höhe zu entſcheiden fei. ——— . 
Für die bindende Kraft des Rev.⸗Urteils kommt nur § 565 Abſ. 2 BPO. in 
Betracht. Gerade dieſe Vorſchrift, der das Ber.⸗Gericht eine ſolche Bedeutung 
nicht beimeſſen will, rechtfertigt aber die von ihm angeordnete Beſchränkung. 
Schließt auch § 565 Abſ. 2 die Berückſichtigung neuer Tatſachen nicht grund⸗ 
ſätzlich aus (vgl. RGEntſch. 76, 190), fo läßt ſich doch nur nach dem Inhalt 
des Rev.⸗Urteils im einzelnen Falle beurteilen, inwieweit für eine wieder⸗ 
holte Erörterung der tatſächlichen Grundlagen noch Raum iſt. Die rechtliche 
Beurteilung, die nach § 565 Abſ. 2 für das Ber.⸗Gericht maßgebend fein ſoll, 
umfaßt nicht bloß die Rechtsnormen und Rechtsgrundſätze, ſondern auch ihre 
Anwendung auf den Sachverhalt. Hat alſo das Rev.⸗Gericht dieſe Anwendung 
ſelbſt vorgenommen, ſo iſt dies auch für das Ber.⸗Gericht bindend. Allerdings 
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handelt es ſich dabei zunächſt um den Sachverhalt, der dem Rev.⸗Gericht vor⸗ 
lag. Der Gedanke, der dieſer Bindung zugrunde liegt, iſt aber folgender: 
Das Rev.⸗Gericht ſollte eigentlich den Rechtsſtreit, der im Wege der Reviſion 
zu ſeiner Würdigung gelangt, ſelbſt erledigen. Tut es dies nicht, was nach der 
auf Gründen der Zweckmäßigkeit beruhenden Ordnung des § 565 ZPO. 
die Regel bildet, dann erledigt das Ber.⸗Gericht die Sache, ſoweit es ſeiner 
Erledigung überhaupt noch bedarf, kraft der ihm vom Rev.⸗Gericht erteilten 
Anweiſung, und es iſt deshalb auch an dieſe Anweiſung gebunden. Hat das 
Rev⸗Gericht eine beſtimmte Frage auf Grund des ihm vorliegenden Sachver⸗ 
halts bereits abſchließend bejaht, dann ſteht es dem Ber.⸗Gericht nicht mehr zu, 
ihre Beantwortung, ſei es auch auf Grund neuer Tatſachen, in Zweifel zu 
ziehen. Die gegenteilige Auſfaſſung würde eine unbeſchränkte und unabſeh⸗ 
bare Wiederholung der Erörterung bereits völlig und abſchließend erledigter 
Streitpunkte ermöglichen, die nicht bloß der in § 565 Abſ. 2 beabſichtigten Be⸗ 
grenzung der Aufgabe des Ber.⸗Richters widerſprechen würde, ſondern über⸗ 
haupt mit den Anforderungen einer geſunden Prozeßführung unvereinbar 
wäre und insbeſondere eine unerträgliche Prozeßverſchleppung zur Folge 
haben müßte. Um die abſchließende Erledigung einer beſtimmten Frage 
aber handelte es ſich hier, wenn auf Grund des unſtreitigen oder, ſoweit be⸗ 
ſtritten, feſtgeſtellten Sachverhalts im Rev.⸗Urteil ausgeführt wurde: eine 
ſchuldhafte Vertragsverletzung durch die Rechtsvorgängerin der Klägerin liege 
vor und laſſe den Schadenerſatzanſpruch des Beklagten dem Grunde nach 
als gerechtfertigt erſcheinen, über die Höhe werde das Ber.⸗Gericht unter Be⸗ 
rückſichtigung des Vorbringens der Streitteile nach § 287 BRO. zu entſcheiden 
haben. Die Anweiſung an das Ber.⸗Gericht, die rechtliche Beurteilung i. S. 
des § 565 Abſ. 2, ging gerade dahin, daß die Frage des Grundes der Gegen- 
forderung erledigt ſein und nur noch ihre Höhe geprüft werden ſollte. Das 
Ber.⸗Gericht durfte daher den Grund der Gegenforderung nicht mehr in 
Zweifel ziehen, und es war deshalb auch gerechtfertigt, daß es durch Be— 
ſchränkung der Verhandlung auf die Frage der N eine we. des Grundes 
von vornherein ausſchloß. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. März 1917. * (Kl.) 
w. G. Konk. III. 398/16. Auch in Rogentfch 90 Nr. 7 S 
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47. Die Drohung muß für den Abſchluß des angeblich erzwungenen 
Kechtsgeſchäfts beſtimmend geweſen fein. 
Val. 64 Nr. 148 m. N. 
BGB. § 123. 

Den Einwand des Vergleichs ſuchte die Klägerin durch die Behauptung 
zu entkräften, ſie ſei zum Abſchluß des Vergleichs beſtimmt worden durch 
die Drohung des Beklagten, er werde, wenn ſie nicht auf ſeine Bedingungen 
eingehe, überhaupt nichts zahlen und es ſchon ſo einrichten, daß ſie ihm in 
Rußland nichts anhaben könne, auch ſonſt in Rußland Schwierigkeiten bereiten. 
Die Replik der Drohung wurde für nicht beachtlich erklärt aus folgenden 
Gründen: 

„Die Klage ſteht und fällt mit der Beantwortung der Frage, ob die Klä⸗ 
gerin durch Drohung zum Abſchluß des Vergleichs beſtimmt worden iſt. Dieſe 
Frage muß aber verneint werden. Zwar verlangt das Bürgerl. Geſetzbuch 
zum Tatbeſtande der Drohung nicht Erheblichkeit des in Ausſicht geſtellten 
Übels, um ſo gewiſſenhafter wird aber der Richter die Frage zu prüfen haben, 
ob die Drohung in der Tat beſtimmend für die Willenserklärung des Be- 
drohten geweſen iſt. Im vorliegenden Fall kommt in Betracht, daß der Be⸗ 
klagte ein Ruſſe iſt und in Rußland wohnt. Die ruſſiſchen Verhältniſſe waren 
auch vor dem Kriege, namentlich in den Nachbarprovinzen allenthalben be⸗ 
kannt. Man wußte ſehr genau, daß, wenn der Schuldner nicht gutwillig zahlte 
oder ſich einigte, im Wege des Zwanges nichts zu erreichen war, und daß 
ein ſolcher Schuldner Mittel und Wege genug hatte, um ſich ſeiner Zahlungs⸗ 
verbindlichkeit zu entziehen. Auch der Klägerin waren dieſe Verhältniſſe nicht 
unbekannt, wie ſie in 1. Inſtanz bereits zugegeben hat. Wenn unter dieſen 
Umſtänden der Beklagte der Klägerin wirklich erklärt haben ſollte, falls ſie 
auf die Zahlungsbedingungen nicht eingehe, ſo werde er überhaupt nichts zahlen, 
er werde es jo einrichten, daß die Klägerin ihm in Rußland nichts anhaben 
könne, ſo hat er ſie nur auf etwas hingewieſen, was ihr ſelbſt ſchon hinlänglich 
bekannt war und worauf ſie, auch wenn der Beklagte keinen Ton darüber geſagt 
hätte, ohne weiteres hätte rechnen müſſen und offenbar . hat. Be⸗ 
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zeichnend in dieſer Beziehung iſt, daß die Klägerin nach ihrem eigenen Vor⸗ 
bringen ſchon vor dem Vergleich von Außerungen des Beklagten, er werde 
ihr nichts zahlen, ſie werde ihm bei den unſicheren Verhältniſſen in Rußland 
nichts anhaben können, Kenntnis erhalten hat, und daß ihr Anwalt ihr darauf 
geraten hat, einen Vergleich abzuſchließen, um nicht alles zu verlieren, dieſen 
Vergleich aber dann wegen der angeblichen Drohung anzufechten. Hatte 
aber die Klägerin ſchon ohne daß der Beklagte etwas davon ſagte, das Bewußt⸗ 
ſein, daß ſie, wenn ſie ſich auf einen Vergleich nicht einließ, von dem Beklagten 
nichts erhalten, und daß der Beklagte es ſo einrichten werde, daß ſie ihm in 
Rußland nichts anhaben könne, ſo kann der Hinweis auf dieſe ihr längſt bekannte 
Tatſache für ſie nicht beſtimmend zu dem Vergleich geweſen ſein. Es fehlt 
alſo an dem erforderlichen Kauſalzuſammenhang. Allerdings ſoll der Beklagte 
auch noch hinzugefügt haben, er werde der Klägerin auch ſonſt in Rußland 
Schwierigkeiten machen. Indes dieſe Drohung iſt zu allgemein und unbe⸗ 
ſtimmt und läßt in keiner Weiſe erkennen, was das für Schwierigkeiten ſeien 
und worauf ſie ſich beziehen ſollen. Sie konnte daraus nicht entnehmen, 
was für ein Übel und für welche Fälle es in Ausſicht geſtellt werde. Wegen 
dieſer Allgemeinheit und Unbeſtimmtheit kann weder in ſolcher Außerung 
eine Drohung erblickt noch auch angenommen werden, daß die Klägerin da⸗ 
durch irgendwie in ihrem Willen beeinflußt worden ſei. 
Hiernach iſt der Vergleich wirkſam.“ 
Urteil des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 25. Sept. 1917. 2 U. 6/17. 
Th. 


48. Hettenhandel als unlautere Machenſchaft. 
| BGB. § 134. 
BRBVO. v. 23. März 1916 § 5; v. 24. Juni 1916 § 11. 

Die Beklagte hatte der Klägerin am 13. Mai 1916 einen Poſten Schoko⸗ 
lade zum Preiſe von 7,60. für das kg verkauft, aber nicht geliefert; 
Die Beklagte hatte dieſe Ware am ſelbigen Tage von der Firma P. F. Schr. 
und dieſe von der Herz. Schl.⸗Holſt. Kakao⸗Geſ. gekauft. Klägerin klagte auf 
Schadenerſatz, weil ſie die Ware mit Gewinn weiterverkauft habe. Die 
Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen: 

D die Klage iſt unhaltbar. Der Vorderrichter bezeichnet das vorliegende 
Geſchäft zutreffend als ein Kettenhandelsgeſchäft. Ein ſolches iſt es auch im 
wahren Sinne des Wortes, denn im Lauf weniger Stunden ging die Ware 
von der Fabrikantin, bei der ſie übrigens lagern blieb und nach der Abſicht 
ſämtlicher Vertragsparteien zunächſt auch lagern bleiben ſollte, über drei Per— 
ſonen, nämlich P. F. Schr., die Beklagte, die Klägerin, die die Ware auch 
gleich weiterverkauft hat, und ſoll dann ſchließlich der Fabrikantin, die ſie 
mit 7,50. für das kg abzüglich 10% an P. F. Schr. verkauft hatte, am Abend 
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zu 9,70 wieder angeboten worden ſein. Mit Unrecht meint aber der Vorder- 
richter, daß die Beurteilung des Geſchäfts als Kettenhandelsgeſchäft ohne 
rechtliche Bedeutung ſei, da die Verordnung v. 24. Juni 1916 auf das vorlie⸗ 
gende Geſchäft nicht zur Anwendung komme. Daß dieſe Verordnung hier 
nicht zur Anwendung kommt, iſt richtig. Damit erledigt ſich indeſſen die Frage 
nach der Rechtsgültigkeit dieſes Geſchäfts keineswegs. In § 11 dieſer Verordn. 
wird der Kettenhandel als ein Beiſpiel der „unlauteren Machenſchaften“ 
bezeichnet. Solche unlauteren Machenſchaften verbietet aber für Gegenſtände 
des täglichen Bedarfs, insbeſondere Nahrungsmittel aller Art, der § 5 Verordn. 
v. 23. März 1916, die auf das vorliegende Geſchäft anwendbar iſt. Der Ketten⸗ 
handel, wie er hier betrieben worden iff, iſt im Sinn der Verordn. v. 23. März 
1916 als unlautere Machenſchaft anzuſehen. Das Gericht ſchließt ſich in bezug 
auf die Beurteilung des Kettenhandels der Entſcheidung des Reichsgerichts 
v. 23. März 1917 in ZW. 1917, 727 an. Darnach iſt als unlautere Machen- 
ſchaft anzuſehender Kettenhandel i. S. der Kriegsverordnungen jedes Ein⸗ 
ſchieben eines Zwiſchengliedes in den Verteilungsprozeß einer Ware, das für 
die allgemeinen Bedürfniſſe der Kriegswirtſchaft unnütz iſt und lediglich aus 
eigenſüchtigen Intereſſen erfolgt. Der Zwiſchenhandel erfüllt eine berechtigte 
wirtſchaftliche Aufgabe, ſelbſt wenn er ſich in mehreren Gliedern dazwiſchen 
ſchiebt, ſofern dabei ein arbeitteiliges Zuſammenwirken ſtattfindet und er ledig⸗ 
lich Mittel zu dem Zweck iſt, die Ware in einer den verſchiedenſten Bedürfniſſen 
entſprechenden Weiſe dem Verbraucher zuzuführen. Dann übt jedes Zwiſchen⸗ 
glied in dieſer Verteilung eine beſondere Funktion aus, erfüllt eine eigene 
wirtſchaftliche Aufgabe. Davon kann im vorliegenden Fall nicht entfernt die 
Rede ſein. Eine ſolche beſondere wirtſchaftliche Aufgabe hätte der Neben⸗ 
intervenient P. F. Schr. erfüllen können, der, wie gerichtsbekannt iſt, ein ſehr 
großes Delikateſſen⸗Detailgeſchäft betreibt und dem die Herz. Schl.⸗Holſl.ſche 
Kakaogeſellſchaft die Ware ausdrücklich mit der Bedingung verkauft haben 
will, ſie dem verbrauchenden Publikum direkt zuzuführen. Dagegen diente 
die Rückgabe der Ware von P. F. Schr. an den Großhandel, in dem ſie dann 
im Laufe weniger Stunden von Hand zu Hand lief, nur zu einer Verteuerung 
der Ware. Dieſe Zwiſchenglieder haben garnicht den Gedanken gehabt, 
eine beſondere wirtſchaftliche Aufgabe zu erfüllen, ſondern lediglich den des 
eigenen Gewinns. Ein ſolches Verhalten iſt aber aus guten Gründen gegen⸗ 
über Gegenſtänden des täglichen Bedarfs im Kriege nicht geſtattet, da das 
Korrektiv des unbeſchränkten freien Handels, das für die Bedürfniſſe der Be— 
völkerung genügende Angebot, fehlt. Daß es ſich hier um einen Gegenſtand 
des täglichen Bedarfs i. S. dieſer Verordnung handelt, hat die Klägerin mit 
Unrecht beſtritten. Die Verordnung bezeichnet insbeſondere als Gegenſtand 
des täglichen Bedarfs „Nahrungsmittel aller Art“, und die Verordnung 
des Reichskanzlers v. 26. Mai 1916 führt als einen Gegenſtand des täg⸗ 
lichen Bedarfs ausdrücklich „Schokolade“ auf, woraus ſich ſchon ergibt, daß i. S. 
. 6* 
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des Kriegsverordnungsrechts die Schokolade als ein derartiger Gegenſtand 
anzuſehen iſt. i 

Endlich trägt das Gericht auch keine Bedenken, feſtzuſtellen, daß die Par— 
teien i. S. des §5 Verordn. v. 23. März 1916 das vorliegende Geſchäft ab⸗ 
geſchloſſen haben, „um den Preis zu ſteigern“. Es folgt auch hier dem Urteil 
des Reichsgerichts v. 23. März 1917. Es genügt zum Vorſatz, daß die Parteien 
nicht nur das Bewußtſein gehabt haben, daß durch ihre Machenſchaften der 
Preis der Ware für die Allgemeinheit verteuert werde, ſondern daß ſie dieſe 
Preisſteigerung auch in ihren Willen aufgenommen haben. Es iſt nicht etwa 
erforderlich, daß die Herbeiführung des Erfolges der Preisſteigerung der 
ausſchließliche Beweggrund für das Handeln der Parteien geweſen iſt; viel- 
mehr reicht es für den Vorſatz ſchon aus, daß die Parteien dieſen Erfolg mit 
in ihren Willen aufgenommen haben. Das iſt aber hier ohne Zweifel der Fall 
geweſen. 

Darnach unterliegt das vorliegende Geſchäft der Strafbeſtimmung des 
853 Verordn. 23. März 1916 und iſt es als ſolches nichtig. Die Klage war 
daher abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. Nov. 1917. R. & M. w. 

J. Schn. Bf. VI. 139/17. 5 Nö. 


49. Verſchulden des Käufers durch Nichtannahme der nach Ablauf 
der Nachfriſt vom Verkäufer angebotenen Erfüllung. 
Vgl. 60 Nr. 183 m. N.; 65 Nr. 207; auch 72 Nr. 31 m. N. 
BGB. §§ 254. 326. 

Die Beklagte hatte der Klägerin am 13. Febr. 1915 einen Poſten hollän⸗ 
diſches Dörrgemüſe verkauft, die Ware aber wegen des in Holland erlaſſenen 
Ausfuhrverbots nicht liefern können. Als nach Ablauf einer von der Klägerin 
geſetzten Nachfriſt das Ausfuhrverbot zeitweiſe aufgehoben wurde, bot ſie 
der Klägerin die Lieferung an, die jedoch von dieſer abgelehnt wurde. Die 
Klage der Klägerin auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung wurde abgewieſen 
und die Berufung der Klägerin zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: 

„Dem Landgericht iſt darin beizuſtimmen, daß infolge des ſeit 11. Januar 
1915 in Holland wirkſamen Ausfuhrverbots für Konſerven und von Samen und 
Hülſenfrüchten die Erfüllung des zwiſchen den Parteien am 13. Febr. 1915 
abgeſchloſſenen Kaufvertrags über holländiſches Dörrgemüſe Julienne Ernte 
1914 von Anfang an unmöglich war, der Vertrag daher gemäß § 306 BGB. 
nichtig iſt. — — — Dem an ſich begründeten Schadenerſatzanſpruch der 
Klägerin ſteht aber der Umſtand entgegen, daß fie das nachträgliche Lieferungs- 
angebot der Beklagten ohne jeden Grund abgelehnt hat. Wie das Reichsgericht 
in dem Urteil v. 30. Mai 1883 (Seuff A. 39 Nr. 38) überzeugend ausführt, 
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kann die Nichtannahme nachträglich angebotener Erfüllung der Geltend⸗ 
machung eines Schadenerſatzanſpruchs in beſtimmter Richtung entgegen- 
ſtehen; gewährt das nachträgliche Anerbieten der Ware dem Käufer alles das, 
für deſſen Entgehen er den Verkäufer verantwortlich machen will, ſo kann 
er es nicht ablehnen, ohne ſich um die Geltendmachung dieſer Verantwortung 
zu bringen. Dieſer für das Recht vor 1900 ausgeſprochene Grundſatz muß 
unter der Herrſchaft des Bürgerl. Geſetzbuchs um ſo mehr gelten, als der Ge⸗ 
danke, worauf er beruht, durch § 254 BGB. in erweitertem Umfang geſetz⸗ 
liche Anerkennung gefunden hat: wenn der Beſchädigte es ſchuldhafterweiſe 
unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern, ſo hängt die Scha⸗ 
denerſatzpflicht ſowie der Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit der Schaden von dem einen oder 
andern Teil verurſacht worden iſt (vgl. Urteil des OLG. Hamburg v. 20. März 
1905 in SeuffA. 60 Nr. 183). 
a Allerdings war die Klägerin zu der Zeit, als ihr die Beklagte das nach⸗ 
trägliche Angebot der Lieferung machte, berechtigt, auf Grund des § 307 
(oder des § 326) Schadenerſatz zu verlangen, und der erſatzberechtigte Käufer 
iſt grundſätzlich nicht verpflichtet, im Intereſſe des ſäumigen Verkäufers be⸗ 
ſondere Tätigkeit zu entwickeln (Seuff A. 45 Nr. 30). Es kann der Klägerin 
auch zugegeben werden, daß der Käufer im allgemeinen nicht verpflichtet 
iſt, nachdem er mit Recht Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangt hat, 
das nachträgliche Angebot des Verkäufers zu einem Deckungskauf anzunehmen 
(Urt. des RG. v. 15. April 1910 in JW. 1910, 6134). Das ſch ließt aber die An⸗ 
wendung des § 254 BGB. im Hinblick auf die beſonderen Umſtände des ein⸗ 
zelnen Falles nicht aus (vgl. Leipz Z. 1909, 143 Nr. 19). Wenn freilich der 
Käufer Grund zu der Befürchtung hatte, der Verkäufer werde ihm, wenn 
er deſſen nachträgliches Angebot annehme, weitere unberechtigte Schwierig- 
keiten machen, ift für die Anwendung des § 254 kein Raum (vgl. das erwähnte 
reichsgerichtl. Urteil v. 15. April 1910). Zu einer ſolchen Befürchtung lag aber 
für die Klägerin im vorliegenden Falle nicht der geringſte Anlaß vor. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 3. Dez. 1917. H. & M. w. H. — 
L. 92/17. N F—2. 


50. Recht des Bürgen einer Hypothek, ſich auf eine gemäß § 8 Vim. 
vom 8. Juni 1916 getroffene Anordnung zu berufen. 
BGB. §§ 767. 768 Nr. 1. 

Eine für die Klägerin eingetragene, ihr von der Beklagten abgetretene 
Hypothek von 200000 % war infolge nicht rechtzeitiger Zinszahlung fällig 
geworden. Die Beklagte hatte für die Hypothek im Abtretungsvertrage die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen. Durch Gerichtsbeſchluß v. 16. Nov. 
1916 war gemäß § 8 Bim. über die Geltendmachung von Hypotheken, Grund⸗ 
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ſchulden und Rentenſchulden v. 8. Juni 1916 auf den Antrag des Schuldners 
und Grundeigentümers angeordnet worden, daß die Fälligkeit der Hypothek 
infolge der nicht rechtzeitigen Zahlung der Zinſen als nicht eingetreten gelte. 
Die Parteien ſtreiten darüber, ob auch die Beklagte als Bürgin des Hyp.⸗ 
Kapitals ſich auf dieſen Beſchluß berufen kann oder nicht. 

Die gleiche Frage tft ſchon nach den früheren Verordnungen v. 22. Dez. 
1914 und 20. Mai 1915 ſtreitig geweſen. Für den Standpunkt der Klägerin 
haben ſich Heinitz in D3J. 1915, 913ff. und Scholz in JW. 1916, 926 erklärt. 
Der Standpunkt der Beklagten wird dagegen vertreten von Nußbaum 
in ZW. 1916, 932 und von Stillſchweig dort 1916, 1071. Die letztere Auf⸗ 
faſſung iſt für richtig zu erachten. 

Eine ausdrückliche Entſcheidung der Streitfrage iſt aus den Vorſchriften 
der Bkm. v. 8. Juni 1916 nicht zu entnehmen. Gemäß $1 und § 8 kommt die 
Bewilligung von Zahlungsfriſten und die Beſeitigung von Rechtsfolgen le⸗ 
diglich für Anſprüche aus einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld 
in Betracht. Der Anſpruch aus einer Bürgſchaft für eine derartige Schuld 
iſt kein Anſpruch aus der Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld ſelbſt, 
ſondern ein ſelbſtändiger Anſpruch aus dem zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Bürgen geſchloſſenen Bürgſchaftsvertrage. Die Bürgſchaft begründet keine 
Geſamtſchuld mit der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners; vielmehr wird der 
Bürge Schuldner eines eigenen Schuldverhältniſſes, deſſen Gegenſtand nicht 
die Hauptſchuld ſelbſt, ſondern nur die Sicherung ihrer Erfüllung iſt. Unmittel⸗ 
bar kann ſich deshalb der Bürge auf die Vorſchriften der Verordnung nicht be⸗ 
rufen. Die Wirkſamkeit der Beſeitigung von Rechtsfolgen auch für den Bürgen 
ergibt ſich aber aus den Vorſchriften der §§ 767 und 768 Abſ. 1 BGB., welche 
beſtimmen, daß für die Verpflichtung des Bürgen der jeweilige Beſtand der 
Hauptverbindlichkeit maßgebend iſt und daß der Bürge die dem Hauptſchuld⸗ 
ner zuſtehenden Einreden geltendmachen kann. Es iſt dies der Grundſatz, 
der für die ganze Regelung der Bürgſchaft maßgebend iſt. Er ergibt den 
Begriff der Bürgſchaft als einer rein akzeſſoriſchen Schuldverbindlichkeit. 
Handelt es ſich um die Bewilligung einer Zahlungsfriſt i. S. des § 1 VO., 
jo ergibt §6 die Entſcheidung unmittelbar. Wenn die Zahlungsfriſt wie eine 
von dem Gläubiger bewilligte Stundung wirkt, fo kommt dies nach § 768 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. dem Bürgen zugute. Das gleiche gilt aber auch für eine 
Anordnung i. S. des §8 VO. Unter dem jeweiligen Beſtand der Hauptver⸗ 
bindlichkeit, welche für die des Bürgen maßgebend iſt, iſt das rechtliche Daſein 
und der gegenſtändliche Umfang der Hauptverbindlichkeit zu verſtehen. Iſt 
die Fälligkeit der Hauptverbindlichkeit nicht eingetreten oder nachträglich wieder 
weggefallen, ſo kann ſich auch der Bürge hierauf berufen und Abweiſung der 
gleichwohl erhobenen Klage verlangen. Es ergibt ſich dies aus dem akzeſſori⸗ 
ſchen Charakter der Bürgſchaft. Wenn die Klägerin geltend macht, es liege 
ein ſelbſtändiger Verzug des Bürgen vor, der die Fälligkeit ſeiner Verbind⸗ 
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lichkeit begründe und durch die Anordnung v. 16. Nov. 1916 nicht betroffen 
werde, auch überhaupt nicht unter die Verordn. v. 8. Juni 1916 falle, ſo iſt 
damit die Rechtslage verkannt. Die Fälligkeit der Verpflichtung des Bürgen 
hängt ab von der Fälligkeit der Hauptverbindlichkeit. Eine eigene Säumnis 
des Bürgen kommt überhaupt nicht in Betracht. 

Auch aus dem wirtſchaftlichen Zweck der Verordn. v. 8. Juni 1916 iſt 
das Gegenteil nicht herzuleiten. Es iſt allerdings richtig, daß dieſe Verordnung 
lediglich den Schutz des Grundbeſitzes in Anſehung des Hypothekenkredits 
bezweckt. Insbeſondere geht dies aus der Begründung (vgl. Güthe-Schlegel⸗ 
berger Kriegsb. 4, 65ff.) ſowie aus der Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 Satz 2 hervor, 
wonach für den perſönlichen Schuldner die Rechtswohltaten der Verordnung 
nur in Betracht kommen, ſoweit er gleichzeitig Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks iſt. Unmittelbar kann aus der letzteren Vorſchrift zugunſten des 
Standpunkts der Klägerin nichts hergeleitet werden. Allerdings ſteht der 
Bürge einer Hyp.⸗Forderung gegenüber dem ganzen Rechtsverhältnis ähn⸗ 
lich wie der perſönliche Schuldner der der Hypothek zugrunde liegenden Ver⸗ 
bindlichkeit, welcher nicht Eigentümer des Grundſtücks iſt. Dieſe Ahnlichkeit 
iſt aber nur äußerlicher Art. Das Rechtsverhältnis beider iſt durchaus verſchie⸗ 
den, wie aus der obigen Erörterung über den Begriff und das Weſen der Bürg⸗ 
ſchaft hervorgeht. 

Auch ſonſt ergibt die Verordnung nichts, was gegen den Standpunkt 
der Beklagten geltend gemacht werden könnte. Unmittelbar kann aus dem 
wirtſchaftlichen Zweck nichts hergeleitet werden, vielmehr ſind nur die wirk⸗ 
lich getroffenen Vorſchriften und diejenigen Rechtsfolgen maßgebend, die ſich 
aus der Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes der Bürgſchaft gegenüber dem 
Gläubiger und dem Schuldner der Hauptverbindlichkeit ergeben. Es kann 
aber auch nicht zugegeben werden, daß der Bürge vollſtändig außerhalb des 
Kreiſes derjenigen Perſonen ſtände, denen der Schutz der Verordnung zugute 
kommen ſoll. Wird eine Bürgſchaft für eine Hypothek übernommen, ſo er⸗ 
gibt es ſich von ſelbſt, daß dieſem Verhältnis nähere Beziehungen zwiſchen 
dem Bürgen und dem Grundſtückseigentümer und Schuldner der Hypothek 
zugrunde liegen müſſen, die den Bürgen zur Übernahme der Bürgſchaft 
bewogen haben. So liegt die Sache auch hier. Die Beklagte hatte dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer das belaſtete Grundſtück verkauft und war urſprünglich hin⸗ 
ſichtlich ihrer Reſtkaufgeldhypothek Gläubigerin der ſtreitigen Hypothek ge⸗ 
weſen. Welcher Art die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Bürgen 
und dem Grundſtückseigentümer find, kommt allerdings rechtlich nicht in Be- 
tracht und entzieht ſich auch der näheren Feſtſtellung. Immerhin bilden auch 
dieſe rechtlichen Beziehungen ein bedeutſames Moment des Hypotheken⸗ 
kredits, und es läßt ſich nicht allgemein ſagen, daß dieſe rechtlichen Beziehungen 
völlig außerhalb des Kreiſes der durch die VO. v. 8. Juni 1916 geſchützten 
Intereſſen lägen. Denkbar iſt allerdings, daß die Übernahme einer Bürgſchaft 
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auf perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Bürgen zu dem Glau- 
biger beruht. Auch im vorliegenden Fall iſt die Bürgſchaft übernommen in 
Verbindung mit der Abtretung der ſtreitigen Hypothek von der Beklagten 
an die Klägerin. Es könnte ein Bürge vertraglich darauf verzichten, feiner- 
ſeits ſich auf die Rechte zu berufen, die ein Schuldner aus einem in Gemäß⸗ 
heit der Bkm. v. 8. Juni 1916 erlaſſenen Beſchluſſe erwachſen. Im vorliegen- 
den Falle ift dies unmöglich. — — — Der Vertrag v. 6. Dez. 1913 ergibt keinen 
Anhalt dafür, daß die Beklagte einen derartigen Verzicht hätte ausſprechen 
oder die Klägerin einen ſolchen hätte verlangen wollen, zumal mit Rück⸗ 
ſicht auf die Zeit des Abſchluſſes dieſes Vertrages lange vor Ausbruch des 
Krieges. — — — 

Es verbleibt alſo im vorliegenden Fall bei den Rechtsfolgen, die ſich aus 
dem Begriff der Bürgſchaft ergeben. Auch wirtſchaftlich erſcheint dies um ſo 
mehr als angemeſſen, als bei der entgegengeſetzten Auffaſſung der Bürge einer 
doppelten Schädigung ausgeſetzt ſein würde, inſofern er einerſeits die Schuld 
zu einem früheren Zeitpunkt bezahlen müßte als der Verpflichtung des Haupt⸗ 
ſchuldners entſpricht, anderſeits nicht einmal von dem Hauptſchuldner hier⸗ 
für Erſatz vor Ablauf der dieſem gewährten Friſt erlangen könnte. Dieſes 
Ergebnis würde unbillig ſein und weit über die Zwecke hinausreichen, die der 
BVO. v. 8. Juni 1916 zugrunde liegen. 

Die Berufung ift darnach mit Anwendung der §§ 97. 708. Nr. 7 ZPO. 
zurückzuweiſen. 

Urteil des KG. zu Berlin (22. Sen.) v. 20. Sept. 1917. M. w. Landbank. 


22 U. 1994/17. O. H. 
51. Unberechtigte Verwendung eines Bauentwurfs; ungerechtfertigte 
Bereicherung. 
Vgl. 9 Nr. 29; 63 Nr. 11. 
BGB. § 812. 


Die verklagte Stadtgemeinde hatte die Errichtung eines Garniſon⸗ 
lazaretts übernommen; ſie hatte infolgedeſſen auch die Bauarbeiten, u. a. 
den Einbau einer Warmwaſſerheizung zu vergeben. Mit dem Schreiben 
v. 8. Januar 1917 fragte ſie bei der klagenden Firma an, ob ſie den Bauent⸗ 
wurf dazu „koſtenlos und ohne jede Verbindlichkeit für den Bauherrn“ anfertigen 
wolle. Die Klägerin fertigte daraufhin einen Bauentwurf einſchließlich Koſten⸗ 
anſchlags an und ſandte ihn an die Beklagte ein. Dieſe verwendete nun einen 
Teil der Arbeiten der Klägerin, ohne ihr den Einbau der Anlage zu übertragen, 
in der Weiſe, daß ſie den Koſtenanſchlag mit den Vorderſätzen und dem Texte 
ſämtlicher Einzelpoſitionen in einer unter Weglaſſung der Preisanſätze von ihr 
hergeſtellten Abſchrift einer Konkurrenzfirma A. B. mit der Aufforderung zugäng⸗ 
lich machte, die Preiſe einzuſetzen, die fie bei Übertragung der Arbeit fordern 
würde. Die Konkurrenzfirma füllte den Koſtenanſchlag dementſprechend 


51. Ungerechtfertigte Bereicherung. 81 


aus und erhielt die Bauausführung übertragen. Der von der Klägerin gegen 
die Beklagte erhobene Anſpruch auf Zahlung einer angemeſſenen Vergütung 
wurde, ſoweit er auf Vertrag, unerlaubte Handlung und Verletzung des § 36 
UrhG. v. 19. Juni 1901 geſtützt war, abgewieſen, dagegen aus ungerecht- 
fertigter Bereicherung in 2. Inſtanz mit folgender Begründung anerkannt: 

„— — Zur Herausgabe der Bereicherung it verpflichtet, wer durch 
die Leiſtung eines anderen oder in ſonſtiger Weiſe auf deſſen Koſten etwas ohne 
rechtlichen Grund erlangt (§§ 812 ff. BGB.). Die Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift kann nun nicht etwa ſchon aus dem Grunde in Frage kommen, weil die 
Beklagte die von der Klägerin auf deren Koſten hergeſtellten Arbeiten ohne 
Gegenleiſtung erhalten hat. Sie hat zwar inſofern durch die Leiſtung der 
Klägerin und ſofern dieſe Arbeit und Stoff auf das hergeſtellte Werk verwendet 
hatte, auch auf deren Koſten etwas erlangt, aber das iſt nicht ohne rechtlichen 
Grund geſchehen, ſondern mit Willen der Klägerin und auf Grund ihres An⸗ 
gebots, auf ihre Koſten die Arbeit für die Beklagte auszuführen. Allerdings 
muß davon ausgegangen werden, daß die Klägerin nur unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen der verklagten Stadtgemeinde die Arbeiten koſtenlos zur Verfügung 
ſtellen wollte, nur zu beſtimmten Zwecken, damit ſie nämlich für den inneren 
Dienſt ihrer Behörden gebraucht, zu deren Unterrichtung und zur Vorberei⸗ 
tung ihrer Entſchließung, ob der Klägerin der Auftrag erteilt werden ſollte, 
zu dienen hätten. Daraus folgt aber, daß die Anwendung der Grundſätze 
über rechtloſe Bereicherung auch nur ſo lange ausgeſchloſſen bleiben kann, 
als die Beklagte von den Arbeiten den beſtimmungmäßigen Gebrauch machte. 
Dagegen ändert ſich die Rechtslage in dem Augenblick, wo ſie dieſe Grenze 
überſchritt und durch beſtimmungwidrige Verwendung ſich einen Vermögens⸗ 
vorteil verſchaffte. Was ſie dadurch erlangte, hat ſie nicht mehr mit dem Willen 
der Klägerin, ſondern gegen deren Willen, alſo auch ohne rechtliche Billigung 
erlangt. Schon dieſe gegenſtändliche (objektive) Widerrechtlichkeit genügt, 
abgeſehen von jedem Verſchulden, um die Vorausſetzung zu erfüllen, daß 
ſie den durch die eigenmächtige Verwendung der von der Klägerin hergeſtellten 
Arbeiten erlangten Vorteil ohne rechtlichen Grund erworben hat. Dieſer 
Vorteil beſtand aber in der auf Grund der Ausſage des Zeugen N. ziffer⸗ 
mäßig genau feſtlegbaren Erſparnis von 200 K. Daß fie mehr noch erlangt 
hätte, iſt nicht nachgewieſen und würde nicht etwa ſchon dann als nachgewieſen 
gelten können, wenn etwa die Firma A. B. durch die Benutzung der Vor⸗ 
arbeiten der Klägerin noch mehr an Zeit und Koſten erſpart hätte; denn eine 
Bereicherung der Beklagten kann nur nach Höhe desjenigen Betrags ange⸗ 
nommen werden, um welchen ihr der Preis von der Firma A. B. mit Rück⸗ 
ſicht auf die Ausnutzung der von der Klägerin geleiſteten Arbeit billiger ge⸗ 
ſtellt worden iſt. Wenn nun weiter feſtzuſtellen wäre, daß die Beklagte dieſen 
Vorteil auf Koſten der Klägerin erlangt habe, ſo wären alle Vorausſetzungen 
für die Anwendung des § 812 BGB. gegeben. Nun darf aber das Erfordernis 
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der Bereicherung auf Koſten eines anderen nicht ſo eng aufgefaßt werden, 
daß es nur gegeben wäre, wenn Vermögenswerte unmittelbar aus dem Ver⸗ 
mögen des einen in das des andern übergehen, ſondern es iſt ſchon dann er⸗ 
füllt, wenn der Vermögensſtand des einen durch die dem anderen Vorteil 
bringende Handlung überhaupt nachteilig berührt wird, beiſpielsweiſe injo- 
fern, als jenem die Möglichkeit durch ſie entzogen wird, ſeinerſeits einen Ge⸗ 
winn zu machen. Nun iſt aber die Klägerin allerdings durch das Verfahren 
der Beklagten um einen Vermögenszuwachs gebracht worden, wie die 
tatſächlichen Verhältniſſe ergeben. Die Klägerin hat nämlich ſchon im 1. 
Rechtsgang unangefochten behauptet, daß, wenn die Beklagte ſie vorher ge⸗ 
fragt hätte, ob ſie deren Arbeit ſo wie nachher geſchehen verwenden dürfe, 
ſie zwar die Erlaubnis gegeben, aber dafür eine Vergütung verlangt haben 
würde, wie ſie das Kriegsminiſterium üblicherweiſe zahle, wenn es ſich der⸗ 
artige Vorarbeiten von jemand herſtellen laſſe und ihm dann den Auftrag 
zur Ausführung des Werkes ſelbſt nicht erteile. Die Klägerin würde alſo, 
wie fie ſelbſt jagt, 1% der Bauſumme verlangt haben, und es darf bei der Dring⸗ 
lichkeit, die die Angelegenheit unbeſtrittenermaßen hatte, unbedenklich unter⸗ 
ſtellt werden, daß die verklagte Stadtgemeinde, deren Oberhaupt offenbar 
ſehr viel daran gelegen war, die andre Firma ſtatt der Klägerin heranzu⸗ 
ziehen, dieſer anſtandlos den Betrag bewilligt hätte, um ſo mehr, als ſie ſich 
ſagen mußte, daß ſie durch die Benutzung der Vorarbeiten auf der andern 
Seite etwas erſparen würde. Es deckt ſich demnach das, was der Klägerin 
entgangen iſt, gerade mit dem, was die Beklagte erlangt hat, und letztere 
muß daher für verpflichtet erachtet werden, der Klägerin herauszugeben, 
was ſie durch die objektiv unzuläſſige Verwendung ihrer Vorarbeiten erlangt 
hat und was, wenn ſie richtig gehandelt hätte, dieſer zugefloſſen wäre. 

Dieſes Ergebnis entſpricht auch in hohem Maße der Billigkeit, und es 
ſteht im Einklange mit einem Rechtsgrundſatz, den das Reichsgericht — wenn 
auch unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts (RGEntſch. 45, 173, in Seuff A. 
55 Nr. 143) — dahin ausgeprägt hat, es ſei mit dem natürlichen Rechtsgefühl 
unvereinbar, daß jemand das unangefochten behalte, was er durch eine wider⸗ 
rechtliche Handlung (im weiteſten Sinne, alſo auch nur objektiv widerrechtliche 
Handlung) erlangt und dem durch ſie in ſeinen Rechten Verletzten entzogen hat. 

Vgl. auch ROH GEntſch. 22.331; RGeEntſch. 43, 56. in Seuff A. 54 Nr. 173; 46, 14; 70, 249. 

Auch für das Urheberrecht iſt der Grundſatz, daß, wer zwar nicht ſchuld⸗ 
haft, wohl aber objektiv widerrechtlich in fremdes Recht eingreift und dadurch 
Vermögensvorteile erlangt, zu deren Herausgabe nach den Grundſätzen über 
ungerechtfertigte Bereicherung verpflichtet ſei, im früheren Recht (§ 55 Abſ. 4 
Geſ. v. 11. Juni 1870) zum Geſetz erhoben, aber auch für das geltende Recht 
vorwiegend anerkannt worden (vgl. Riezler Urh.- und Erfinderr. § 28) — —.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 27. Sept. 1917. 5 0. 8/17. — Ch. 
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52. Dorausfegungen der vorbeugenden Unterlaſſungsklage. 
§§ 249. 824 BGB. 
Vgl. 69 Nr. 240 m. N. 71 Nr. 164. 

Die gegenwärtige Klage ift, wie das Ber. Gericht zutreffend annimmt, 
nicht die Schadenerſatzklage auf Wiederherſtellung eines früheren Zuſtandes 
(§ 249 BGB.) in der Form der Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigungen; 
ſie iſt vielmehr die vorbeugende Unterlaſſungsklage, darauf gerichtet, neue 
ſchadenſtiftende Handlungen zu verhüten. Die Unterlaſſung eines künftig 
als drohend gedachten Eingriffs in den Rechtskreis eines andern bedeutet 
an ſich nicht die Wiederherſtellung eines Zuſtandes der Vergangenheit, ſon⸗ 
dern ſie läßt einen künftigen nicht zur Entſtehung kommen. Nur in den Fällen, 
wo nicht einzelne Handlungen, ſondern fortlaufende Beeinträchtigungen 
in Frage ſtehen, kann die fernere Unterlaſſung die Beſeitigung des eingetre⸗ 
tenen Schadens bedeuten, wie die Aufhebung und fernere Unterlaſſung von 
Sperr⸗ und Boykottmaßregeln, die Entfernung und . 
lichung von Plakaten; N 

val. RGeEntſch. 48, 114; 56, 271; 57, 157; 60, 12, 20; 88, 130; Warn. Ripr. 1908 Nr. 

576; 1913 Rr. 10. 

Davon iſt im gegebenen Fall keine Rede; die Klage auf Unterlaſſung 
fernerer Kundgabe der vom Kläger behaupteten wahrheitwidrigen Ausſtreu⸗ 
ungen der Beklagten iſt lediglich vorbeugenden Charakters; ſie will weitere 
Handlungen derſelben Art verhüten. 

Die vorbeugende Unterlaſſungsklage aber, die nicht den Charakter einer 
Schadenerſatzklage auf Wiederherſtellung, ſondern einer Abwehr künftiger 
rechtswidriger Eingriffe in den Rechtskreis der Kläger hat, iſt nach der feitftehen- 
den Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht unbeſchränkt zuläſſig. Sie iſt 
allgemein im beſtehenden bürgerlichen Recht nicht vorgeſehen und erfordert 
den Nachweis eines beſonderen Rechtsſchutzbedürfniſſes. Dies insbeſondere 
dann, wenn die Unterlaſſung von Handlungen begehrt wird, die bereits durch 
Strafgeſetz einem jeden verboten ſind. Es gibt keine zivilrechtliche Klage 
gegen den Ehebrecher auf Unterlaſſung weiterer Ehebruchshandlungen, gegen 
den Dieb auf Unterlaſſung weiterer Diebſtähle, auch nicht gegen den Beleidiger 
auf Unterlaſſung weiterer Beleidigungen (vgl. RGEntſch. 77, 217; 82, 59, 
in Seuff A. 69 Nr. 33; 88, 130). 

Ein dringendes und beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis iſt aber für den 
gegebenen Fall vom Kläger nicht dargetan, der ſich darauf beſchränkt hat, 
die Behauptung der Außerungen der Beklagten vorzutragen und darauf 
das Unterlaſſungsverlangen zu ſtützen. Die Reviſion verkennt das auch nicht: 
ſie wirft dem Ber.⸗Gericht nur vor, daß es nicht geprüft habe, ob nicht ein 
beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis beſtehe, und daß es unterlaſſen habe, durch 
Ausübung des Fragerechts den Kläger auf die Notwendigkeit einer Begrün- 
dung ſeiner Klage nach dieſer Richtung hinzuweiſen. Allein das Fragerecht 
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des § 139 ZPO. hat nicht den Zweck, dem Kläger für eine erhobene Klage erſt 
die notwendige Begründung an die Hand zu geben; es iſt dazu beſtimmt, 
Unklarheiten zu beſeitigen, Ergänzungen in den Angaben herbeizuführen, 
nicht aber einer Klage erſt den Boden zu bereiten, auf dem ſie Ausſicht auf 
Erfolg haben kann. 

Es kommt für den gegebenen Fall aber ferner in Betracht, daß die von 
dem Beklagten nach dem Vortrage des Klägers verbreitete Behauptung, 
der Kläger ſei der Vater eines von der Beklagten zu 1 geborenen unehelichen 
Kindes, als die Ehre oder den Ruf des Klägers verletzend und deshalb die 
Grundlage einer Rechtsverfolgung gemäß §§ 186. 187 StGB. in Verb. mit 
§ 823 Abſ. 2 BGB. oder gemäß § 824 BGB. nur inſofern angeſehen werden 
kann, als jene Behauptung zugleich die Behauptung eines unſittlichen Verkehrs 
des Klägers mit der Beklagten zu 1 einſchließt. Dem Kläger komm! es aber, 
wie die Begründung der Klage und wie auch die Ausführung der Reviſion 
dartut, nicht darauf an, eine Behauptung der Beklagten in der letzteren Rich⸗ 
tung aus der Welt zu ſchaffen; er will vielmehr feſtgeſtellt wiſſen, daß er nicht 
der Vater eines unehelichen Kindes der Beklagten zu 1 ſei. Für eine ſolche 
Feſtſtellung iſt aber die Klage auf Unterlaſſung der weiteren Behauptung 
dieſer Vaterſchaft keinesfalls ein gegebener Weg. 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 5. Nov. 1917. VI. 232/1917. Auch 
in RGentſch. 91 Nr. 65. S. 266. Ch. 


53. Verletzung bei dem Betriebe einer Eiſenbahn; höhere Gewalt, 
wenn Vorbeugungsmaßregeln ungewöhnlich ſchwierig waren. 
Vgl. 60]Rr. 170 m. N., Nr. 90. 

HaftpflG. 5 1. 

Der Kaufmann Ernſt M. in Halle, der bei der Klägerin gegen Unfall 
verſichert war, iſt am 16. Okt. 1913 dadurch zu Schaden gekommen, daß er, 
auf einem Zweirad fahrend, auf dem Wege von Dölau nach Halle, neben 
welchem das Geleiſe der von der Beklagten betriebenen Halle⸗Hettſtädter Eiſen⸗ 
bahn einherläuft, geſtürzt iſt und ſich die rechte Hand verletzt hat. M. ſtellt den 
Vorgang ſo dar, daß er in dem Augenblick, als er der Lokomotive eines ihm 
begegnenden Zuges vorbeigefahren war, einen ſtechenden, wie von einem 
fliegenden Funken herrührenden Schmerz im Auge empfunden habe, daß er 
unwillkürlich mit der Hand nach dem Auge fahrend die Gewalt über das in 
ziemlich ſchneller Fahrt befindliche Rad verloren habe und dadurch in den neben 
der Straße herlaufenden Graben ſtürzend mit der rechten Hand unter die 
Räder des Zuges geraten ſei. 

Den ihm nach ſeiner Anſicht zuſtehenden Anſpruch auf Schadenerſatz 
hat M. an die Klägerin abgetreten, den dieſe hier geltend macht. 

Nach den Feſtſtellungen des Vorderichters iſt an der Unfallſtelle der Eiſen⸗ 
bahnkörper von dem Wege zunächſt durch einen ſchmalen, etwa 25 em 
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tiefen Graben, ſodann durch eine Reihe auf 9-9 m Abſtand ſtehender Bäume 
getrennt. Die Entfernung der nächſten Schiene von den Bäumen iſt 2,80 m. 
Der Vorderrichter verneint die Haftung der Eiſenbahn, weil der Unfall durch 
höhere Gewalt herbeigeführt ſei. Die Entſcheidung beruht auf zutreffender 
Rechtsanwendung. Die Angriffe der Reviſion ſind nicht begründet. 

Der Vorderrichter hat höhere Gewalt angenommen. Er gibt zu, daß 
der Unfall nicht eingetreten wäre, wenn der Eiſenbahnkörper an der betreffen⸗ 
den Stelle durch Mauer oder Zaun gegen den Weg getrennt geweſen wäre; 
eine ſolche Maßregel ſei aber unter den obwaltenden Verhältniſſen der Beklag⸗ 
ten nicht zuzumuten; es ſei auf das Verhältnis zwiſchen dem angeſtrebten 
Erfolge und den aufzuwendenden Mitteln Rückſicht zu nehmen; Maßregeln, 
welche den wirtſchaftlichen Erfolg des Unternehmens überhaupt ausſchließen, 
ſeien nicht zu fordern. Im vorliegenden Falle hätte die Beklagte den Bahn⸗ 
körper vom Wege hinlänglich zweckmäßig und vorſichtig getrennt gehabt; 
es verhalte ſich hier weſentlich anders, als wenn die Schienen auf den Weg 
ſelbſt gelegt werden, wie bei der Straßenbahn, und wo dann durch einen ſol⸗ 
chen Fall des Radfahrers nur die in dem Betriebe liegende und mit ihm ge⸗ 
gebene Gefahr ausgelöſt werde, während es ſich hier um ein ganz ungewöhn⸗ 
liches, mit dem Betriebe keineswegs ſchon ſeiner Natur nach verknüpftes 
Ereignis handle, durch das die Gefahr erſt geſchaffen worden ſei. 

Die Reviſion beruft ſich demgegenüber auf die abweichende Beurteilung, 
welche in der Rechtſprechung Fälle gleicher Art finden, die ſich im Betriebe 
- einer Straßenbahn ereignen. Die Tatſache iſt richtig. Aber dabei wird das 
entſcheidende Gewicht darauf gelegt, daß dort Fälle dieſer Art nicht ſelten ſind, 
daß unter den dort obwaltenden Verhältniſſen mit ihnen allermaßen zu rech⸗ 
nen iſt, ſo daß es ſich um eine mit dem Betrieb unzertrennlich verbundene Ge⸗ 
fahr handelt, die der Unternehmer dadurch auf ſich nimmt, daß er den Betrieb 
eröffnet. Es kommt dabei in Betracht, daß die Straßenbahn nach ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung ſich für ihren Betrieb derſelben öffentlichen Straße bedienen muß, 
auf der ſich der allgemeine Verkehr bewegt, wobei dann die Vorgänge jenes 
Betriebes und dieſes Verkehrs derartig ineinandergreifen, daß eine ſtändige 
gegenſeitige Rückſichtnahme ſtattfinden muß, ſo daß ſich kaum noch ſagen läßt, 
daß die Ereigniſſe des allgemeinen Verkehrs als von außerhalb des Betriebes 
eingreifende Vorkommniſſe anzuſehen ſeien. Das liegt bei einer Eiſenbahn 
ganz anders, die ihren eigenen Bahnkörper beſitzt, von dem jeder andre Ver⸗ 
kehr ferngehalten wird. Wie weit man bei der Anordnung von Sicherungs⸗ 
maßregeln hier zu gehen hat, läßt ſich nicht wohl grundſätzlich beſtimmen, 
ſondern iſt von der Lage des einzelnen Falles, insbeſondere von den örtlichen 
Verhältniſſen, von der Art des Bahnbetriebes und dem Grade ſeiner Gefähr⸗ 
lichkeit, die verſchieden ſein können, abhängig. Daß der Vorderrichter hier 
unter den oben angegebenen Verhältniſſen weitere beſondere Vorſichtsmaß⸗ 
regeln nicht für erforderlich erachtet hat, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
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wie der Unfall denn auch, der eigenen Darſtellung des Verletzten entſprechend, 
nur in einer unglücklichen Verkettung der Umſtände und des Verlaufs der 
Dinge ſeine Erklärung findet. Die Reviſion vermißt den Nachweis, daß die 
Schutzmaßregeln, welche erforderlich geweſen wären, die Wirtſchaftlichkeit 
des ganzen Unternehmens in Frage geſtellt hätten. Das iſt indeſſen nicht un⸗ 
erläßliche Vorausſetzung. Nach den obwaltenden Umſtänden konnte der Vor⸗ 
derrichter auch ohne das den Unfall auf höhere Gewalt zurückführen. Daß 
der Unternehmer unbedingt wirkungvolle Vorkehrungen gegen ſolche Un⸗ 
glücksfälle trifft, etwa durch Errichtung von Mauern oder dichten Zäunen, 
kann ihm im Hinblick auf die zu dem ungewöhnlichen, kaum vorausſehbaren 
Anlaß außer Verhältnis ſtehenden Schwierigkeiten und monnigfeltigen Une 
zuträglichkeiten nicht angeſonnen werden. 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. März 1916. Zür. Allg. Unf. VG. 
(Kl.) w. L. & Co. (OL G. Naumburg). VI. 456/15. 


54. Begriff des Halters eines Kraftwagens. 
Vgl. 6⁰ Nr. 7; 65 Nr. 8. 
KFG. § 7. 

Der Artiſt Z. fuhr im März 1913 mit einem Kraftwagen nach Kiel und. 
überfuhr dort den Kläger. Dieſer verlangte Schadenerſatz, und zwar von 
Z. als Führer, von der Witwe Fr. als Halterin des Kraftwagens. Die 
Klage gegen die Witwe Fr. wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Ob die Beklagte Fr. an dem in Rede ſtehenden Kraftwagen rechtswirk⸗ 
ſam das Eigentum erlangt hat, ſteht dahin. Es bedarf aber keiner Entſcheidung 
der Eigentumsfrage. Zu prüfen iſt vielmehr lediglich, ob die Beklagte Halterin 
des Kraftwagens im Sinne des § 7 KrfG. v. 3. Mai 1909 war. 

Faiür die Frage, wer als Halter eines Kraftfahrzeuges anzuſehen iſt, ent- 
ſcheidet nicht das Eigentumsrecht. Der Begriff des Halters iſt erſt allmählich 
in Anlehnung an die Rechtſprechung über den Begriff des Tierhalters nach 
§ 833 BGB. entwickelt und feſtgeſtellt worden. Während der 1. Entwurf 
des oben erwähnten Reichsgeſetzes neben dem Führer den „Betriebsunter⸗ 
nehmer‘ haften ließ, wurde in den 2. Entwurf aus Anlaß eines Geſetzentwurfs 
des Kaiſerl. Automobilklubs an Stelle des Betriebsunternehmers der Halter 
eingeführt mit dem Bemerken: ‚Nicht als Halter des Fahrzeugs hat derjenige 
zu gelten, dem lediglich die Benutzung des Fahrzeugs, ſei es entgeltlich oder 
unentgeltlich überlaſſen wird, während der Überlaſſende nach wie vor die 
Koſten trägt, die durch die Aufbewahrung, Unterhaltung und Benutzung 
des Fahrzeugs verurſacht werden“. In der Rechtſprechung ijt man demgemäß 
davon ausgegangen, daß die Rechtsſtellung des Halters eines Kraftwagens 
vorwiegend auf tatſächlichen, namentlich wirtſchaftlichen Beziehungen beruht; 
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daß es nicht darauf ankommt, ob er Eigentümer ift oder den Wagen als Mieter 
oder dgl. verwendet, ſondern nur darauf, ob er ihn ‚für eigene Rechnung in 
Gebrauch hat und ob er diejenige umfaſſende Verfügungsgewalt über das 
Fahrzeug beſitzt, welche ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt'. 

Wendet man dieſe Grundſätze auf den vorliegenden Fall an, ſo hält 
ſich der Senat überzeugt, daß die Beklagte Fr. nicht als Halterin des fraglichen 
Kraftwagens angeſehen werden kann. Aus der Zeugenausſage der uneiolich 
vernommenen Tochter der Beklagten, Frau Kr., der das Gericht vollen Glauben 
beimißt, geht hervor, daß die im Jahre 1854 geborene Beklagte ſich nur des⸗ 
halb bei der zuſtändigen Polizeibehörde als Eigentümerin des Gefährts ein— 
tragen und führen ließ, weil ſie Sicherheit für die von ihr und ihrer Tochter 
dem 3, dem damaligen Bräutigam der letzteren, für den Ankauf des Wagens 
dargeliehenen 170 1 haben wollte. Im übrigen hat die Beklagte fic) um das 
Kraftfahrzeug überhaupt nicht gekümmert, insbeſondere, wie Frau Kr. be— 
kundet, keine Unterhaltungskoſten dafür entrichtet. Vielmehr iſt Z. mit dem 
Wagen umher⸗ und nach Kiel gefahren, wo er als Artiſt eine Anſtellung an- 
zutreten hatte. Er hat, wie auch Zeuge Gr. bekundet hat, für Aufbewahrung 
und Unterhaltung des Fahrzeugs geſorgt; wie denn auch er und nicht die Be- 
klagte von der Behörde den vorgeſehenen Erlaubnisſchein erhalten hat. — — — 

Die Klage gegen die Witwe Fr. iſt daher mit Recht abgewieſen worden: 
der Berufung mußte der Erfolg verſagt werden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg. (3. Sen.) v. 11. Dez. 1917. H. (W.) 
w. F. — Bf. III. 20/17. | B. 


55. Eheſcheidung wegen Verbrechens und Verurteilung; Beweis des 
Empfindens der Ehrloſigkeit durch den andern Eheteil. 
Vgl. 56 Nr. 78 m. N.; 58 Nr. 144. | 
BGB. § 1568. 

Die Parteien hatten am 12. April 1904 die Ehe geſchloſſen, aus der drei 
Kinder hervorgegangen ſind. Durch Urteil des Schwurgerichts M. v. 8. Okt. 
1910 wurde der Beklagte, nachdem er am 6. April 1910 in Unterſuchungshaft 
genommen war, wegen eines am 6. Nov. 1909 begangenen Straßenraubs 
unter Einrechnung mehrerer Vorſtrafen zu einer Geſamtzuchthausſtrafe von 
6 Jahren und zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von 
8 Jahren verurteilt. Die Klägerin erhob wegen der bezeichneten Straftat 
im Nov. 1912 Klage auf Scheidung aus Verſchulden des Beklagten, welcher 
Klage vom Landgericht ſtattgegeben wurde. Im 2. Rechtszuge beantragte der 
Beklagte widerklagend die Scheidung aus alleinigem Verſchulden der Klägerin, 
weil dieſe Ehebruch treibe und ſeit ſeiner Verhaftung bereits zweimal außer⸗ 
ehelich ein Kind geboren habe. Das landgerichtliche Urteil wurde dahin ge— 
ändert, daß die Klage abgewieſen und die Scheidung lediglich auf die Wider- 
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klage aus Verſchulden der Klägerin ausgeſprochen wurde. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Gründe: 


„Das Ber.⸗Gericht erkennt an, daß in der von dem Beklagten begangenen 
ſtrafbaren Handlung des Straßenraubs ein ehrloſes und unſittliches Verhalten 
zu erblicken ſei, es nimmt aber abweichend von dem Landgericht an, daß hier⸗ 
durch die eheliche Geſinnung der Klägerin nicht zerſtört worden ſei. Dieſe 
Annahme wird einmal damit begründet, daß die Parteien einer Volksſchicht 
angehörten, deren Bildung, Ehrbegriff und Sittlichkeitsgefühl ſo tief ſtehe, 
daß auch ſchwerere Verfehlungen, insbeſondere Eigentumsvergehen, nicht 
als beſonders ehrlos und unſittlich gälten. Zu dieſer Volksſchicht ſei der Be⸗ 
klagte als gewöhnlicher Ackerknecht und Schäfer zu rechnen. Dieſe Begrün⸗ 
dung kann, worin der Reviſion nur beigetreten werden kann, rechtlich nicht ge⸗ 
billigt werden. Ein ſolches allgemeines Urteil, daß in den geſellſchaftlich tiefer 
ſtehenden Volksklaſſen das Ehrgefühl und Sittlichkeitsempfinden ſo wenig 
entwickelt ſei, daß ſelbſt das ſchwere Verbrechen eines Straßenraubs nicht 
als eine, die Ehe zerrüttende ehrloſe oder unſittliche Handlung empfunden 
werde, entſpricht nicht der Erfahrung und nicht dem Geſetze. 

Vgl. über die Unzuläſſigkeit des einem beſtimmten Bevölkerungsteil die Glaubwürdigkeit 
abſprechenden Urteils das Erkenntnis des Reichsgerichts v. 7. März 1891 in Gruchots 
Beitr. 35, 971/2. 

Das Sittlichkeitsempfinden iſt nicht von Beſitz oder Bildung abhängig. Ein 
gehobenes Sittlichkeitsgefühl iſt ebenſo bei Perſonen niederen Standes 
wie bei Perſonen höheren Standes anzutreffen, wie es umgekehrt bei Per⸗ 
ſonen beſſeren Standes ebenſo wie bei denen niederen Standes fehlen kann. 
Es kommt hierfür ganz auf das perſönliche Empfinden des einzelnen an. 
In dieſer Beziehung fehlt es aber an einer Feſtſtellung. Vlber die Denk⸗ und 
Empfindungsweiſe der Klägerin iſt in dem Ber.⸗Urteil überhaupt nichts geſagt 
und hinſichtlich ihres Mannes nur bemerkt, daß er ein gewöhnlicher Ackerknecht 
und Schafhirte fet, der ſeinen Dienſt öfters gewechſelt habe. 

Als weiterer Grund dafür, daß die eheliche Geſinnung der Klägerin 
nicht zerſtört worden ſei, wird angeführt, daß dieſe während der erſten Zeit 
der Strafhaft ihres Mannes öfter an ihn geſchrieben und um Geld zum Unter⸗ 
halt für ſich und die Kinder gebeten habe, daß daraufhin auch von dem Beklagten 
nach und nach im ganzen 33.4 und im Januar 1912 16 , geſchickt worden 
ſeien. Hieraus wird gefolgert, daß Klägerin in ihren Briefen ihre eheliche Ge⸗ 
ſinnung zum Ausdruck gebracht haben müſſe, da der Beklagte ſonſt nicht ge⸗ 
antwortet und Geld geſchickt haben würde. Dieſe Ausführungen entbehren, 
wie die Reviſion mit Recht rügt, der genügenden Begründung und ſind auch 
nicht von Rechtsirrtum frei. Begreiflicherweiſe war die Klägerin, um mit 
ihren Kindern leben zu können, darauf angewieſen, von ihrem Manne Unter⸗ 
halt zu erbitten. Es kann hieraus nur geſchloſſen werden, daß ihre Briefe 
nicht in unfreundlichem Tone gehalten fein werden. Für die vom Berufungs- 
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richter gezogene weitere Folgerung iſt ein ausreichendec Anhalt nicht vorhanden. 
Es iſt aber auch rechtsirrtümlich, wenn das Oberlandesgericht ausſchließlich 
darauf Gewicht legt, daß die eheliche Geſinnung in den Briefen zum äußeren 
Ausdruck gekommen ſei. Entſcheidend iſt die innere Geſinnung und Empfin⸗ 
dungsweiſe der Klägerin, die zur Erlangung des Vorteils einer Unterſtützung 
in ihren Briefen einen freundlicheren Ton angeſchlagen haben kann als es 
ihrem wirklichen Empfinden entſprach. Abgeſehen hiervon hat das Oberlandes⸗ 
gericht auch darin einen nicht zu billigenden Rechtsſtandpunkt eingenommen, 
daß es die in der Zeit von Okt. 1910 bis Jan. 1912 von der Klägerin geſchriebe⸗ 
nen Briefe, die vor dem 15. Febr. 1916, dem Tage der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem Ber.⸗Gericht, weit zurückliegen, für das Nichtvorhanden⸗ 
ſein einer Ehezerrüttung als maßgebend anſieht. Es handelt ſich nicht um einen 
der Verzeihung oder dem Verzicht ähnlichen Rechtsvorgang, der, ſobald er 
einmal als abgeſchloſſener Vertrag in die Erſcheinung getreten iſt, ſogleich 
eine beſtimmte Wirkung hervorruft. Für die Frage der Zerrüttung der Ehe 
bleibt vielmehr, wie das Reichsgericht ſchon oft ausgeſprochen hat (vgl. Komm. 
von RGRäten Anm. 5 zu § 1568), zu unterſuchen, welche Wirkung die Ver⸗ 
fehlungen des einen Ehegatten zur Zeit der letzten ntiindliden Verhandlung 
vor dem Ber.⸗Gericht auf den andern Ehegatten gehabt haben. Es iſt ſehr wohl 
möglich, daß die Verfehlung zunächſt noch nicht von dem andern Ehegatten 
als ehezerrüttend empfunden wird, daß ihm die volle Bedeutung und Schwere 
der Verfehlung erſt {pater zum Bewußtſein kommt und demgemäß die ehe⸗ 
zerrüttende Wirkung erſt während des Prozeſſes eintritt. Eine Prüfung nach 
dieſer Richtung iſt von dem Oberlandesgericht nicht vorgenommen. Schon 
aus dieſem Grunde muß die Aufhebung des Urteils erfolgen, ganz abgeſehen 
davon, daß auch hier die Beurteilung von der ſchon vorher gemißbilligten 
Anſchauung beeinflußt wird, die Parteien gehörten vermöge der Beſchäfti⸗ 
gung des Mannes als einfacher Ackersknecht und Hirt einer Volksſchicht an, 

die an Eigentumsvergehen, e an Straßenraub, keinen oe 
Anſtoß nähme. 

Wenn ſchließlich das Ber. Gericht noch darauf hinweiſt, daß die Klägerin 
mehr als zwei Jahre nach der Beſtrafung des Beklagten mit der Erhebung 
der Scheidungsklage gewartet habe, ſo kann dieſer Umſtand für Verneinung 
der Ehezerrüttung nicht verwertet werden. Aus dem Aufſchub der Scheidungs⸗ 
klage würde der Klägerin ein Nachteil nur inſofern entſtehen können, als die 
Friſt des § 1571 BGB. abgelaufen wäre. Dieſer Friſtablauf iſt indes dadurch 
gehindert, daß bereits am 6. April 1910, zu welcher Zeit ſeit Begehung der der 
Klägerin übrigens erſt ſpäter bekannt gewordenen Straftat noch nicht 6 Monate 
vergangen waren, infolge der Inhaftnahme des Beklagten die häusliche Ge⸗ 
meinſchaft der Parteien aufgehoben worden iſt. Im übrigen iſt es dem Be⸗ 
lieben des Ehegatten überlaſſen, ob er die Scheidungsklage etwas früher oder 
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kann aus der ſpäteren Anſtellung der Scheidungsklage um ſo weniger gezogen 
werden, als für die Ehezerrüttung, wie bereits vorher dargelegt iſt, nicht der 
Zeitpunkt der Klageſtellung, ſondern der Zeitpunkt der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem Ber.⸗Gericht maßgebend iſt. 

Die Aufhebung des Ber.⸗Urteils war hiernach geboten, und zwar nach dem 
den Eheprozeß beherrſchenden Grundſatz der Einheitlichkeit der Entſcheidung 
auch hinſichtlich der Widerklage. Die noch nicht entſcheidungsreife Sache 
war an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. S v. 22. Juni 1916. F. w. F. (OLG. 

un) IV. 94/16. 


? 


56. Erbſchaft⸗Ausſchlagung vor einem erſuchten Richter? 
BGB. § 1945. 


Das Amtsgericht K. hatte nach dem Tode des ohne Teſtament verſtor⸗ 
benen Paul L. als Nachlaßgericht verſchiedene Amtsgerichte mittels eines 
Rundſchreibens um die Vernehmung mehrerer in ihren Bezirken wohnhafter 
Perſonen und insbeſondere um Entgegennahme ihrer Erklärungen darüber 
erſucht, ob fie die Erbſchaft ausſchlügen oder nicht. Von dem zuerſt erſuchten 
Amtsgericht A. wurde daraufhin am 7. Juli 1916 die jetzige Beſchwerdeführerin 
Hedwig P. vernommen, die zum Protokoll dieſes Gerichts die Erbſchaft aus⸗ 
ſchlug. Nach dem Rundlauf des Schreibens (21. Aug. 1916) erklärte das Amts⸗ 
gericht K. die Hedwig P. für die einzige geſetzliche Erbin, weil auch die anderen 
vernommenen Perſonen die Erbſchaft ausgeſchlagen hatten, die Ausſchlagung 
der Hedwig P. aber zu ſpät erfolgt ſei, indem das Protokoll über ihre Aus⸗ 
ſchlagung erſt am 21. Aug. 1916, alſo erſt nach Ablauf der ſechswöchigen Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt in den Einlauf des Nachlaßgerichts gelangt ſei. — Die Be⸗ 
ſchwerde der Hedwig P. wurde vom Landgericht zurückgewieſen, ihre weitere 
Beſchwerde hatte dagegen Erfolg. Gründe: 

„Die Entgegennahme der Erklärung über die Ausſchlagung einer Erb⸗ 
ſchaft nach § 1945 BGB. gehört unbeſtritten zu den Verrichtungen, die gemäß 
§ 72 FGG. dem Amtsgericht als Nachlaßgericht zuſtehen. Deshalb und da 
ein andres nicht beſtimmt iſt, erſtrecken ſich die Vorſchriften über die Leiſtung 
der Rechtshülfe nach § 2 FGG. gemäß § 1 dieſes Geſetzes auch auf dieſe Ver⸗ 
richtung. Das Amtsgericht K. war demnach befugt, an das örtlich zuſtändige 
Amtsgericht A. das Erſuchen um die Entgegennahme einer etwaigen Aus⸗ 
ſchlagungserklärung der in A. wohnenden Hedwig P. zu richten und ander⸗ 
ſeits das Amtsgericht dort im Hinblick auf die §§ 158 und 159 GVG. nicht be⸗ 
rechtigt, die Erledigung des Erſuchens abzulehnen. Durch dieſes Erſuchen 
iſt ſomit die Entgegennahme der Ausſchlagungserklärung der P. in geſetz⸗ 
lich einwandfreier Weiſe und ſo, wie ſie dem Nachlaßgericht oblag, auf das Amts⸗ 
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gericht A. übertragen worden. Allerdings handelte dieſes Gericht, indem es 
dem Erſuchen entſprach, nicht in Vertretung oder im Auftrage des Nachlaß⸗ 
gerichts, ſondern kraft ſeiner eigenen und lediglich durch den Umfang des 
geſtellten Erſuchens begrenzten Amtsgewalt (vgl. Hellwig Z PR. § 60; Schlegel⸗ 
berger GVG. 8157 Anm. und Hauck GVG. § 157 Bem. 2; RGentſch. 71, 
307). Da ihm aber die Verrichtung vom Nachlaßgericht ohne Vorbehalt oder 
Einſchränkung übertragen war, ſo mußte deren Vollzug für und gegen die 
Hedwig P. die gleiche Wirkung haben, wie wenn die Ausſchlagungserklärung 
im Wege der gerichtlichen Vernehmung von dem erſuchenden Gerichte ſelbſt 
entgegengenommen worden wäre. 

Dieſer Auffaſſung ſteht der Wortlaut des § 1945 Abſ. 1 BGB. nicht ent⸗ 
gegen. Denn hier iſt nur der Grundſatz ausgeſprochen, daß die Ausſchlagung 
der Erbſchaft durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht zu erfolgen habe. 
In welcher Weiſe dieſe Erklärung dem Nachlaßgericht gegenüber zu erfolgen 
hat, iſt aber nicht näher beſtimmt. Die Befugnis des Nachlaßgerichts, dieſe 
Erklärung auch auf dem Wege des uneingeſchränkten Erſuchens um Rechts⸗ 
hülfe mit denſelben Wirkungen herbeizuführen, wie wenn die Vernehmung 
hierüber durch das Nachlaßgericht ſelbſt vorgenommen worden wäre, iſt . 
hierdurch nicht beſeitigt oder irgendwie behindert. 

Die Vorſchriften in § 130 BGB. können hier überhaupt keine Anwendung 
finden, weil im vorliegenden Falle der Rechtshülfe das erſuchte Gericht an Stelle 
des erſuchenden die übertragende Verrichtung vorgenommen hat und daher 
von Abgabe einer Willenserklärung in Abweſenheit des anderen im Sinne 
dieſer Geſetzesſtelle nicht geſprochen werden kann. Die im § 1945 Abſ. 1 Halb- 
ſatz 2 vorgeſchriebene öffentliche Beglaubigung der Ausſchlagungserklärung 
wurde aber gemäß § 129 Abſ. 3 BGB. durch die Beurkundung der Erklärung 
durch das erſuchte Gericht erſetzt. 

Hiernach muß im Gegenſatz zu Staudinger und Planck und im Anſchluß 
an die im Komm. von RGRäten zu § 1945 Bem. 2 vertretene Anſicht ange⸗ 
nommen werden, daß die Erklärung der Ausſchlagung der Erbſchaft gegenüber 
dem vom Nachlaßgericht erſuchten Gericht mit ſofortiger Rechtswirkſamkeit 
abgegeben werden kann, wenn das Erſuchen auch auf die Herbeiführung einer 
ſolchen Erklärung durch den Erben gerichtet iſt. Dies war aber hier der Fall. 
Die Ausſchlagung der Erbſchaft durch die Hedwig P. iſt daher am 7. Juli 1916 
vor dem Amtsgericht A. rechtswirkſam erfolgt und die gegenteilige Anſicht der 
beiden Vorinſtanzen nicht gerechtfertigt.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 1. Juni 1917. III 34/17. 

Bay Ob Gz. 18, 103. 


~ 


7® 


92 . 57. Einkindſchaft. 


57. Darf der Eingekindſchaftete auf den Pflichtteil geſetzt werden? 
Vgl. 70 Nr. 62 m. N. 
BGB. §§ 2303. 1741; Einf / Art. 209. 

„— — — Der Erblaſſer hat den Klägern, als eingekindſchafteten Kindern 
aus der erſten Ehe ſeiner erſten Frau, letztwillig je eine beſtimmte Summe zur 
Abfindung ihrer Pflichtteilsanſprüche hinterlaſſen. Daß dieſe verletzt ſeien, 
haben die Kläger nicht geltend gemacht. Falls ſie daher keine weitergehenden 
Rechte als die leiblichen Kinder des Erblaſſers haben, ſtehen ihnen jedenfalls 
die durch das angefochtene Teilurteil aberkannten Anſprüche nicht zu. 

Das Schickſal der Berufung hängt mithin von der Entſcheidung der Frage 
ab, ob die eingekindſchafteten Kinder durch den Einkindſchaftsvertrag vom Jahre 
1855, auf den allein fie die Klage ſtützen und ſtützen können, ſolche weiter⸗ 
gehenden Rechte erlangt haben. Die gemäß § 214 Abſ. 2 Einf G. z. BGB. 
nach altem Recht zu beantwortende Frage war mit dem 1. Richter zu verneinen. 

Die Einkindſchaft iſt ein deutſchrechtliches Inſtitut, deſſen Wirkungen ſtreitig 
ſind. Die Meinungen gruppieren ſich vornehmlich um die ſog. Filiations⸗ 
und die Erbvertragstheorie. Die Anhänger der erſten geſtehen in der Mehrzahl 
dem neuen Elternteil das Recht zu, die Vorkinder auf Pflichtteil zu ſetzen. 
Die Anhänger der letzten halten im weſentlichen dafür, daß die Vorkinder 
durch die Einkindſchaft ein vertragmäßiges unentziehbares und unbeſchränk⸗ 
bares Recht auf ihren, den Anteilen leiblicher Kinder gleichkommenden ge⸗ 
ſetzlichen Erbteil erwerben. 

Das Reichsgericht, 3. Zivilſen., hat in ſeinem Erkenntnis v. 7. Jan. 1882 
(Entſch. 6 Nr. 43 S. 163, in SeuffA. 37 Ne. 229) der zweiten Theorie für den 
Fall den Vorzug gegeben, daß das Partikularrecht keine auf die Begründung 
eines Kindesverhältniſſes hinweiſende Beſtimmungen enthalte, und daß der 
Vertrag ſelbſt ſchlechthin die Einkindſchaft vereinbare, ohne dem neuen Eltern⸗ 
teil die Teſtierfreiheit wie bei leiblichen Kindern zu gewähren. Das Reichs⸗ 
gericht gelangt zu ſeinem Ergebnis durch die Erwägung, daß der Einkindſchafts⸗ 
vertrag einerſeits einen Verzicht auf die Abteilung, anderſeits einen Erbver⸗ 
trag enthalte. Das Geſchäft ſei daher für die Vorkinder ein gewagtes, inſo⸗ 
fern ſie Rechte aufgeben, ohne dafür mindeſtens gleichwertige Rechte zu 
erwerben. 

In Verfolg dieſer Grundſätze iſt derſelbe Senat des Reichsgerichts in 
ſeinem Erkenntnis v. 9. März 1883 (SeuffA. 38 Nr. 233) im beſonderen Falle 
zum entgegengeſetzten Ergebnis gelangt, da hier die Vorkinder nach vorheriger 
Abteilung eingekindſchaftet ſeien und der darüber errichtete Vertrag die Be- 
ſtimmung enthalte, daß ſie ein Erbrecht gleich den Kindern aus der neuen Ehe 
haben ſollten. | 5 

Ebenſo hat derſelbe Senat in ſeinem Urteil v. 18. Januar 1887 JW. 
1887, 712°) in einem Falle entſchieden, in welchem im Einkindſchaftsvertrage 
beſtimmt war, daß die Kinder der erſten Ehe eingekindſchaftet würden ,der- 
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geſtalt', daß fie ‚in aller Hinſicht gleiche Rechte“ wie die etwaigen Kinder der 
neuen Ehe haben ſollten. Hier ſei die Wirkung der Einkindſchaft klar und un⸗ 
zweideutig durch die angeführte Wendung des Vertrages dahin beſtimmt worden, 
daß die Vorkinder gleiche Rechte wie die etwaigen Nachkinder haben ſollten, 
der neue Elternteil alſo berechtigt ſein ſolle, die Vorkinder auf Pflichtteil 
zu ſetzen. Der Einwand, jene Wendung ſei in faſt allen Einkindſchaftsverträgen 
enthalten, ſtehe nicht entgegen und laſſe ſich höchſtens gegen das erſtangeführte 
Erkenntnis inſofern verwerten, als dort ausgeſprochen fei, daß die Einkind⸗ 
ſchaftsverträge im Zweifel die dort angegebene Bedeutung hätten. 

Dieſer Zweifel an dem grundſätzlichen Ergebnis des Urteils des 3. Zivilſen. 
v. 7. Jan. 1882 ift auch vom 6. Zivilſen. des Reichsgerichts in feinem Er⸗ 
kenntnis v. 12. Juli 1894 (HanſGerztg. Beibl. 1897 Nr. 15 S. 24) aufgenom⸗ 
men worden. 

Für das hamburgiſche Recht hat Baumeiſter (§ 88) die Anſicht vertreten, 
daß das durch die Einkindſchaft begründete Recht ſeinem Inhalt nach ein ein⸗ 
faches Inteſtaterbrecht gewähre, das den Eltern die Befugnis, anderweitig 
letztwillig zu verfügen, nicht entziehe. Ihm hat ſich Niemeyer (Hamb. Privatr. 
§ 168 Nr. 7 S. 441) im weſentlichen angeſchloſſen, während Mittelſtein (Ein⸗ 
kindſchaft §§ 16. 17) ſich auf den Boden der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
ſtellt. Der 2. Senat des jetzt erkennenden Gerichts hat in feinem in HanſGerztg. 
1903 Beibl. Nr. 154 S. 269 abgedruckten Erkenntnis ausgeſprochen, daß 
in der hamburgiſchen Rechtſprechung der Satz durchweg Anerkennung gefunden 
habe, daß der Einkindſchaftsvertrag ein unentziehbares Inteſtaterbrecht nicht 
gewähre. | | | 

Einer grundſätzlichen Entſcheidung über die Wirkung der Einkindſchafts⸗ 
verträge als ſolcher bedarf es im vorliegenden Falle nicht, da hier auch 
und gerade nach der reichsgerichtlichen Rechtſprechung ein unentziehbares 
Inteſtaterbrecht der eingekindſchafteten Kinder nicht angenommen werden kann. 

Geht man nämlich davon aus, daß in erſter Linie Zweck und Inhalt 
des Einkindſchaftsvertrages ſelbſt entſcheiden, ſo iſt vorliegendenfalls von 
Bedeutung, daß in dem Vertrage der Anteil der einzukindſchaftenden Kinder 
am Nachlaß ihres verſtorbenen Vaters feſtgeſtellt und ihnen eine von ihren 
Vormündern als ausreichend bezeichnete Sicherſtellung eines entſprechenden 
Präzipuums gewährleiſtet worden iſt. Die Kinder der erſten Ehe haben daher 
im vorliegenden Falle keine Rechte am Nachlaß ihres väterlichen Vermögens 
aufgegeben, für fie handelte es fic) mithin nicht um ein gewagtes Geſchäft. 
Anderſeits beſtimmt der Vertrag ausdrücklich, die Vorkinder ſollten eingekind⸗ 
ſchaftet werden, ,dergeftalt, daß dieſelben mit den in dieſer einzugehenden 
Ehe etwa noch erzeugt werdenden Kindern gleiche Rechte, namentlich auch 
Erbrechte genießen und, falls die Ehe kinderlos bleiben ſollte, ihn (d. i. den 
neuen Elternteil) allein zu beerben berechtigt fem follen‘. Der Senat iſt der 
Überzeugung, daß damit ganz ähnlich wie in dem oben angeführten vom 
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Reichsgericht in ſeinem Erkenntnis v. 18. Jan. 1887 behandelten Falle klar 
und unzweideutig zum Ausdruck gebracht iſt, daß die Vorkinder die gleiche erb⸗ 
rechtliche Stellung wie etwaige Nachkinder haben, nicht weniger, aber auch 
nicht mehr Rechte als dieſe erwerben ſollten. Die Kläger wollen den eben 
wiedergegebenen Satz des Vertrags dahin ausgelegt wiſſen, daß die eingekind⸗ 
ſchafteten Kinder bei beerbter neuer Ehe allerdings nur die Erbrechte wie 
leibliche Kinder, bei kinderloſer neuer Ehe indeſſen ein unentziehbares Recht 
auf ihren geſetzlichen Erbteil haben ſollten. Für dieſe Unterſcheidung fehlt es 
an jedem inneren Grunde. Auch rein grammatikaliſch iſt der Schluß nicht 
zwingend; der Schlußteil des fraglichen Satzes bedeutet nicht notwendig 
etwas Gegenſätzliches zum erſten Teil, ſondern offenbar nur eine Verſtärkung 
und Bekräftigung, nämlich die Hervorhebung, daß die Vorkinder bei kinder⸗ 
loſer neuer Ehe den Verwandten vorgehen ſollten. Ganz beſonders führt 
zu dieſer Auslegung aber auch die bereits beſprochene Erwägung, daß die 
Vorkinder Rechte am Nachlaß ihres verſtorbenen Vaters nicht aufgegeben 
haben, ſo daß kein Grund erſichtlich iſt, warum ſie erbrechtlich beſſer geſtellt 
werden ſollten als etwa zu erwartende Kinder der neuen Ehe. — — — 
War ſonach der ſtreitige Einkindſchaftsvertrag dahin auszulegen, daß 
die Kinder der erſten Ehe der erſten Frau des Erblaſſers M. erbrechtlich leib⸗ 
lichen Kindern des M. gleichgeſtellt werden ſollten, ſo war dieſer befugt, ſie 
auf Pflichtteil zu ſetzen. Damit fällt die Berufung.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 14. Juni 1917. K. u. Gen. 
(Kl.) w. F. u. Gen. Bf. III. 32/17. B. 


58. Der Handlungsagent kann ſeine Proviſion nur von dem Reine 
erlöſe berechnen. 
HBB. § 88. 

Kläger war Agent der Beklagten, einer Bremer Kaffeeimportfirma, 
gegen 1% Proviſion. Die Beklagte verkaufte durch ſeine Vermittlung im 
Nov. 1914, Jan. 1915 und Febr. 1915 an die Poſener Firma E. drei Partien 
Kaffee zu einem feſten Satze verzollt, waggonfrei Poſen. Der Geſamtfakturen⸗ 
betrag belief fic) auf 201500 K. Von dieſem Betrage verlangte der Kläger 
1% Proviſion mit 2015 /. Die Beklagte bezahlte ihm aber nur 1401,26 K, 
indem fie vom Fakturenbetrage den von ihr verauslagten Zoll und die Fracht 
von Bremen nach Poſen in Abzug brachte und dem Kläger die Proviſion 
nur vom Reſte vergütete. Die Klage auf Zahlung des ſich danach ergebenden 
Unterſchiedes von 613,74. nebſt Zinſen wurde abgewieſen und die Berufung 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Bei Entſcheidung der Frage, von welchem Betrage der Kläger die Pro⸗ 
viſion fordern kann, iſt die Vorinſtanz zutreffend davon ausgegangen, daß der 
Handlungsagent grundſätzlich die Proviſion nur vom Reinerlös des Geſchäfts, 
alſo vom Nettobetrage des Kaufpreiſes, fordern kann und daß bei der Berech⸗ 
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nung der Proviſion nicht nur Deforte und Skonti ſondern auch die vom 
Geſchäftsherrn bezahlten Beträge an Fracht und Zöllen in Abzug zu bringen 
ſind, weil ſie den Kaufpreis mindern. Dieſe Grundſätze kommen auch im vor⸗ 
liegenden Fall in Anwendung. Zwar ſteht feſt, daß die Beklagte der Poſener 
Firma die drei Partien Kaffee zu einem für das Pfund vereinbarten einheit⸗ 
lichen Satze verzollt, waggonfrei Poſen verkauft hat, ſo daß die Käuferin 
mit dem Kaufpreis zugleich die Fracht und den Zoll bezahlte und ihr demgemäß 
eine Faktura erteilt wurde, in welcher die von der Verkäuferin verauslagten 
Fracht⸗ und Zollbeträge nicht neben dem Preiſe der Ware geſondert aufge⸗ 
führt, waren, was geſchehen wäre, wenn die Käuferin die Ware unverzollt, 
waggonfrei Bremen, gekauft hätte, wie ſie ihr inhalts des Briefes der Be⸗ 
klagten v. 11. Nov. 1914 von dieſer zunächſt angeboten war. Hat aber der 
Agent die Proviſion immer nur vom Nettoerlös des Geſchäfts zu beanſpruchen, 
ſo kann es nicht wohl einen Unterſchied machen, ob in der Faktura nur der, 
die genannten Unkoſten des Verkäufers einſchließende, Geſamtpreis erſcheint, 
zu welchem verkauft worden iſt, oder ob nach Maßgahe des geſchloſſenen 
Kaufes dieſe Unkoſten dem Käufer neben dem eigentlichen Preiſe belaſtet 
werden. Im erſten Fall erhält man den Nettobetrag der Faktura, wenn man 
vom Geſamtpreis außer dem Skonto auch die Fracht und die Zölle abzieht. 
Daß weitere Unkoſten des Verkäufers, welche nur wirtſchaftlich, nicht rechtlich 
eine Minderung des Kaufpreiſes darſtellen, wie Lagergeld, Rollgeld, Trink⸗ 
gelder, allgemeine Handlungsunkoſten u. dgl. nicht abgezogen werden dürfen, 
bedarf keiner Ausführung. Vom Kläger iſt geltend gemacht worden, der Agent 
könne nicht wiſſen, wie hoch ſich die Auslagen des Geſchäftsherrn beliefen, 
und es ſei bedenklich, ihm das Recht zu geben, Einſicht in die Bücher des 
Geſchäftsherrn zu verlangen und die angeblichen Unkoſten nachzuprüfen. 
Das Bedenken iſt unbegründet. Der Agent iſt auch hinſichtlich der Höhe des 
zwiſchen dem Verkäufer und dem Käufer vereinbarten Kaufpreiſes in der 
Regel auf die Angaben des Geſchäftsherrn angewieſen. Seine Tätigkeit be⸗ 
ruht auf gegenſeitigem Vertrauen. Daß im vorliegenden Falle die Auslagen 
der Beklagten die von ihr angegebene Höhe erreicht haben, iſt außer Streit. 
Der Kläger hat vorgetragen, die Verkehrsſitte kenne keinen Abzug von 
Auslagen des Geſchäftsherrn, die in den Kaufpreis eingeſchloſſen ſeien, ſon⸗ 
dern gewähre dem Agenten die Proviſion von dem ganzen Betrage der Fak⸗ 
tura abzüglich der in ihr ausdrücklich aufgeführten Auslagen und Skonti. 
Er hat gebeten, hierüber einen Sachverſtändigen zu vernehmen. Der Ver⸗ 
nehmung eines ſolchen bedarf es aber nicht. Dem Gericht genügt die Sach⸗ 
kunde der mit Kaufleuten beſetzten Vorinſtanz, um feſtzuſtellen, daß eine Ver⸗ 
kehrsſitte oder eine Übung des behaupteten Inhalts nicht befteht. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 16. Okt. 1917. C. M. (Kl.) 
w. R. & Co. — Bf. III. 212/17. . B. 
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II. Verfahren. 


59. Rechtliches Intereſſe des betreibenden Gläubigers zur Neben⸗ 
intervention zugunſten des verklagten Zwangs verwalters. 
Vgl. 70 Nr. 91 m. N. 
3BO. 88 66. 72; BBG. § 154. 

Der Beklagte war zum Zwangsverwalter eines Grundſtücks beſtellt, 
deſſen Mieten am 1. März 1915 dem Kläger abgetreten waren. Der Beklagte 
hatte ihm nur die Mieten bis zum 1. Okt. 1915 überlajjen, während der Kläger 
auch noch die Mieten für das letzte Vierteljahr 1915 beanſpruchen zu können 
glaubte und auf Feſtſtellung dieſes ſeines Rechtes klagte. Der Beklagte ver⸗ 
kündete dem Hypothekarier P. den Streit mit der Begründung, daß P. die 
Zwangsverwaltung des in Rede ſtehenden Grundſtücks betreibe und den Stand— 
punkt einnehme, daß die Abtretung der Mieten überhaupt unwirkſam ſei. 
P. trat dem Rechtsſtreit als Nebenintervenient auf ſeiten des Beklagten bei. 
Der Kläger beſtritt die Zuläſſigkeit der Nebenintervenienten ohne Erfolg. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Nebenintervenient P. hat, wenn auch nur wegen ſeiner Zinſen, 
zu den den Zwangsverkauf betreibenden Gläubigern gehört. Darnach iſt das 
Landgericht mit Recht davon ausgegangen, daß der Beklagte auch ihm für die 
ordnungmäßige Einziehung der Grundſtücksmieten verantwortlich war und 
möglicherweiſe Schadensanſprüche von ihm zu gewärtigen hatte, falls er die 
ſtreitigen Mieten zu Unrecht dem Kläger überließ. Das genügt, um ein recht⸗ 
liches Intereſſe des P. zu begründen und ſeinen Beitritt zu rechtfertigen; 

vgl RGeEntſch. 77, 365 und Hanſ. OLG. 2. Sen. in HanſGZZ. 1915, 54. 

Daß P. ſpäter die Zinſen, wegen deren er zu den betreibenden Gläu⸗ 
bigern‘ gehörte, bezahlt erhalten hat, iſt ohne Bedeutung. Ein nachträglicher 
Wegfall des zur Zeit des Beitritts vorhandenen Intereſſes macht die Neben⸗ 
intervention nicht unzuläſſig (OL GRſpr. 25, 63). — 

Es kann deshalb unerörtert bleiben, ob nicht ganz abgeſehen davon, daß 
P. zu den betreibenden Gläubigern gehörte, ſein rechtliches Intereſſe i. S. von 
§ 66 BELO. ſchon dadurch gegeben fei, daß die Zurückweiſung der klägeriſchen 
Zeſſionsanſprüche den teilweiſen Ausfall beſeitigen oder wenigſtens mindern 
würde, den er hinſichtlich des Kapitals ſeiner Hypothek unſtreitig erlitten hat.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. Juli 1916 K. (Kl.) w. 

Pf. Bs. Z. VI. 26/16. Nö. 


60. Begriff der Mehrkoſten i. S. des N 18 Abi. 5 RAO. 
Vgl. 41 Nr. 294; 65 Nr. 38. 
BRO. § 91 Abſ. 2; RAO. § 18 Abſ. 5 
Die Beklagten haben die bei den Hamburger Gerichten zugelaſſenen 
Rechtsanwälte U. und K. in Cuxhaven zu Prozeßbevollmächtigten in einem 
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vor den Hamburger Gerichten zu verhandelnden Rechtsſtreit beſtellt. Dieſe 
haben wiederum Hamburger Rechtsanwälte mit ihrer Vertretung betraut. 
Das Landgericht hat eine in Cuxhaben zu bewerkſtelligende Beweisaufnahme 
angeordnet; die Vertretung der Beklagten hat hierbei einer ihrer Prozeß⸗ 
bevollmächtigten übernommen. Der Gerichtsſchreiber des Landgerichts hat 
bei Feſtſetzung der vom Kläger zu 29/30 zu erſtattenden Koſten u. a. eine 
halbe Prozeßgebühr und eine halbe Beweisgebühr nebſt zugehörigen Baujd)- 
lägen in Anſatz gebracht, welche für die im 1. Rechtszug ſtattgehabte Beweis- 
aufnahme beſonders berechnet worden ſind. Die vom Kläger hiergegen ein- 
gelegte Erinnerung iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden. Auch die gegen 
dieſen Beſchluß erhobene Beſchwerde iſt unbegründet. 

| Der Kläger beruft ſich für jenen Standpunkt mit Unrecht auf die Vor⸗ 
ſchrift des § 18 Abſ. 5 RA O., wonach die Mehrkoſten nicht von der Gegenpartei 
erſtattet zu werden brauchen, welche bei der Vertretung einer Partei vor 
einem Kollegialgericht durch einen bei demſelben zugelaſſenen Rechtsanwalt 
dadurch entſtehen, daß dieſer ſeinen Wohnſitz nicht am Ort des Gerichts hat. 
Eine richtige Auslegung dieſer Geſetzesbeſtimmung hat unter Mehrkoſten 
diejenigen zu verſtehen, welche dadurch entſtanden ſind, daß die Partei nicht 
einen am Ort des Prozeßgerichts anſäſſigen Anwalt zum Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten beſtellt hat. Daß die Partei dieſen letztbezeichneten Weg mit der Wir⸗ 
kung hätte gehen können, daß die dabei gemäß § 91 BRO. zur zweckentſprechen⸗ 
den Rechtsverteidigung notwendig aufgewandten Koſten hätten erſetzt werden 
müſſen, kann nicht wohl bezweifelt werden. Es kann aber keinen Unterſchied 
machen, ob die Partei ſofort in Hamburg anſäſſige Anwälte zu Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beſtellte, oder ob ſie zunächſt die Cuxhavener Anwälte beauftragte 
und ihnen das Weitere überließ. | 

Übereinſtimmend RGeEntſch. 14, 377 (in Geuff. 41 Nr. 294); 

Wenn im vorliegenden Fall die Beklagten einem Hamburger Anwalt 
Prozeßvollmacht erteilt hätten, ſo würden, ganz abgeſehen von der Frage 
der Verwendung eines Verkehrsanwalts (GebO. f. RA. § 44) die Soften 
für Betrauung eines Cuxhavener Anwalts mit der Vertretung bei der Beweis⸗ 
aufnahme erſtattet werden müſſen. Dieſe Koſten decken ſich aber mit den hier 
in Rechnung geftellten. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 3. März 1917. H. w. M. 

Bs. Z. VI. 22/17. | Nö. 


61. Die Beftellung als Armenanwalt begründet noch nicht den Our 
ſtellungszwang. 
BRO. §§ 176. 115°. 
Der Reviſion, welche rügt, daß das Oberlandesgericht zu Unrecht eine 
Terminsverſäumnis auf ſeiten des Klägers angenommen habe, war der Er⸗ 
folg nicht zu verſagen. Nach § 335 Nr. 2 BRO. durfte das angefochtene Ver⸗ 
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ſäumnisurteil nur ergehen, wenn der Kläger zum Termin v. 6. Juni 1916 ord⸗ 
nungmäßig geladen war, d. h. wenn die Zuſtellung der Ladung an ihn perſönlich 
den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprach. Das iſt zu verneinen. 

Innerhalb eines anhängigen Rechtsſtreits müſſen alle Zuſtellungen 
an den für die Inſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten erfolgen (§ 176 
ZPO.) Wird in Anwaltsprozeſſen die einmal erteilte Vollmacht widerrufen, 
ſo wirkt ſie trotzdem dem Gegner gegenüber fort, bis ihm von der Beſtellung 
eines andern Prozeßbevollmächtigten Anzeige erſtattet iſt (§ 87 Abſ. 1). Bis 
zu dieſem Zeitpunkte ſind alle Zuſtellungen nach § 176 an den bisherigen 
Prozeßbevollmächtigten zu richten; jede andre Zuſtellung, insbeſondere an 
die Partei ſelbſt, iſt wirkunglos. Die Zivilprozeßordnung geht davon aus, 
daß mit Erteilung der Vollmacht der äußere Prozeßbetrieb dem Gericht und 
dem Gegner gegenüber der Hand der Partei für immer entgleitet und auf 
den Anwalt übergeht, und daß die Befugnis zur eigenen Prozeßführung 
für ſie auch nicht im Fall des Vollmachtswiderrufs von neuem begründet wird. 
Nur in Ausnahmefällen und nur auf Grund einer beſonderen Beſtimmung 
iſt fortan die unmittelbare Ladung der Partei ſelbſt geſtattet (vgl. Hahn 
Mater. z. ZPO. 227. 228; § 239 Abſ. 3, § 244 Abſ. 2 ZPO.). 

Urſprünglich war Rechtsanwalt G. dem Kläger als Armenanwalt zuge⸗ 
ordnet und von ihm zur Prozeßführung bevollmächtigt worden. Er war auch 
als Prozeßbevollmächtigter des Klägers aufgetreten. Im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits entzog ihm der Kläger die Vollmacht. Sein Antrag, ihm einen an⸗ 
dern Pflichtanwalt zu beſtellen, wurde von dem Oberlandesgericht als un⸗ 
begründet zurückgewieſen. Nach dem Vollmachtswiderruf nahm Rechtsan⸗ 
walt G. die folgenden Termine nicht mehr wahr, und da der Kläger einen 
andern Rechtsanwalt nicht bevollmächtigte, ſo ergingen die Verſäumnisurteile 
v. 2. Febr. und v. 4. Mai 1915 gegen ihn. Bis dahin mußten, auf Grund 
der §§ 176. 87 ZPO. alle Zuſtellungen an Rechtsanwalt G. bewirkt werden, 
da eine dem § 87 Abſ. 1 entſprechende Mitteilung dem Gegner noch nicht 
zugegangen war. An dieſer Rechtslage hatte ſich dadurch, daß dem Kläger 
nach Erlaß des Reichsgerichtsurteils v. 20. Nov. 1915 Rechtsanwalt K. als 
neuer Armenanwalt beigeordnet war, nichts geändert. Die Zuordnung eines 
Pflichtanwalts ſteht — auch in Verbindung mit der Mitteilung des Zuord⸗ 
nungsbeſchluſſes an die Gegenpartei — der Beſtellung eines Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, wie der § 176 fie verlangt, nicht gleich. Der entgegengeſetzten 
Anſicht Steins (Anm. TIL 2 zu §176 ZPO.) kann nicht beigetreten werden. 
Zwar ſetzt die Beſtellung eines Prozeßbevollmächtigten i. S. des § 176 nicht 
immer die tatſächliche Erteilung einer Prozeßvollmacht, ſondern nur einen 
Akt voraus, durch welchen ein Anwalt ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen dem Gericht und dem Gegner zu erkennen gibt, er ſei Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter und wolle als ſolcher für die Partei handeln. Ein ſolcher Akt, z. B. 
ſachliches Verhandeln vor Gericht oder die Zuſtellung eines vom Anwalt 
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in der Eigenſchaft als Prozeßbevollmächtigter unterzeichneten Schriftſatzes 
würde auch die im § 87 verlangte Mitteilung von der Beſtellung eines an⸗ 
dern Prozeßbevollmächtigten darſtellen oder in rechtswirkſamer Weiſe erſetzen. 
Der Handlung des Anwalts, durch welche er ſelbſt ſich als Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten bezeichnet und ſich als ſolchen in den Rechtsſtreit einführt, und welche 
dem Gegner erſt die Befugnis und die Möglichkeit gewährt, die darin liegende 
Behauptung der Vollmachtserteilung zu prüfen und den Mangel der letzteren 
erforderlichenfalls zu rügen, kann aber der öffentlichrechtliche Akt der Zuord⸗ 
nung als Armenanwalt nicht gleichgeſtellt werden. Mit ihm erfüllt das Gericht 
nur ſeine öffentlichrechtliche Pflicht, der armen Partei einen Anwalt zur vor⸗ 
läufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte zur Verfügung zu ſtellen. 
Er verpflichtet zugleich den Anwalt, ſich ihr zur Entgegennahme der Voll⸗ 
macht zur Verfügung zu halten, enthält aber keine Vollmachtserteilung und 
begründet auch nicht die Vermutung einer ſolchen. Denn die arme Partei 
iſt in ihrem Entſchluſſe, ob ſie dem ihr zugeordneten Anwalt Prozeßvollmacht 
geben will oder nicht, völlig frei. In die prozeßrechtlichen Beziehungen der 
Parteien zueinander greift daher der Zuordnungsbeſchluß nicht ein. Erſt 
wenn der beigeordnete Pflichtanwalt nach außen erkennbar als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter der armen Partei handelnd auftritt, gilt er auch dem Gegner gegen⸗ 
über als beſtellter Prozeßvertreter i. S. des § 176 ZPO., gleichviel ob eine 
Vollmacht der armen Partei vorliegt oder nicht. 

Rechtsanwalt K. hat jedoch niemals eine Erklärung abgegeben oder eine 
Handlung vorgenommen, durch welche er ſich die Stellung eines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beigelegt hatte. — — — Deshalb iſt feit dem Widerruf der 
dem Rechtsanwalt G. erteilten Vollmacht weder ein neuer Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter beſtellt noch von einer ſolchen Beſtellung der Beklagten Mitteilung 
gemacht worden. Sie mußte daher nach wie vor Zuſtellungen an Rechtsan⸗ 
walt G. richten und zu ſeinen Händen den Kläger zum Termin v. 6. Juni 1916 
laden. — — — Da das Oberlandesgericht ſomit unter Verſtoß gegen die 
§§ 176. 87 Abſ. 1 und 335 Nr. 2 BRO. eine Säumnis des Klägers zu Unrecht 
als vorliegend angenommen hat, mußte das u § 345 une Verſäumnis⸗ 
urteil aufgehoben werden. 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 25. Okt. 1916 B. (Kl.) w. D. 

Ver. Anſt. (OLG. Stuttgart). I. 116/16. Auch in RGEntſch. 89 Nr. 9 S. 42. 


62. Unwirkſamkeit der Zuftellung eines Urteils, in deſſen Eingangs- 
vermerk fälſchlich andre Richter als mitwirkend genannt ſind als die 
es unterſchrieben haben. 

Vgl. 48 Nr. 219. 

BPO. 88 313%. 315. 317 Abſ. 2. 

In dem auf Grund der mündlichen Verhandlung v. 3. November 1916 
ergangenen, am 10. Nov. verkündeten Urteil des Oberlandesgerichts waren 
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als Entſcheidungsrichter § 313 Nr. 2 ZPO.) aufgeführt: Senatspräſident R., 
die Oberlandesgerichtsräte K. und S., Amtsgerichtsrat M. und Land⸗ 
gerichtsrat D. Unterſchrieben war es indeſſen von den vier zuletzt genannten 
Herren und von Oberlandesgerichtsrat B. In dieſer Form war das Urteil 
ausgefertigt und von dem Prozeßbevollmächtigten des Beklagten dem des 
Klägers am 5. Dez. 1916 zugeſtellt worden. Dieſer hatte bereits am 29. Nov. 
die Berichtigung der Unſtimmigkeit zwiſchen den Unterſchriften und dem Ver⸗ 
merk am Kopfe des Urteils beantragt. Der letztere wurde nunmehr dem 
Inhalt des Sitzungsprotokolls v. 3. Nov. entſprechend auf Grund des § 319 
BRO. durch Beſchluß vom 1. Dez. dahin berichtigt, daß nicht Senatspräſident 
R., ſondern Oberlandesgerichtsrat B. bei der Urteilsfällung mitgewirkt habe. 
Dieſer Beſchluß iſt von Amts wegen beiden Parteien am 6. Dez. und das 
Urteil mit ihm dem Prozeßbevollmächtigten des Beklagten von dem des 
Klägers am 8. Dez. zugeſtellt worden. Der die Einlegung der Reviſion ent— 
haltende Schriftſatz iſt am 8. Jan. 1917 bei dem Reichsgericht eingegangen. 
Die Reviſionsfriſt wäre daher verſäumt, wenn die Zuſtellung v. 5. Dez. 
wirkſam wäre (8552 ZPO.). Das iſt indeſſen zu verneinen. 

Bereits der 1. und der 5. Zivilſenat des Reichsgerichts (vgl. Gruchot 46, 
1078 und JW. 1903, 3836) haben ausgeſprochen, daß die Zuſtellung eines 
Urteils, das von andern Richtern als von denen unterzeichnet iſt, welche nach 
dem Eingangsvermerk die Entſcheidung getroffen haben, nicht geeignet iſt, 
eine Rechtsmittelfriſt in Lauf zu ſetzen. Freilich war die Sachlage damals 
inſoweit eine andre, als der Eingangsvermerk objektiv richtig, dagegen eine 
Unterſchrift von ſeiten eines an der Urteilsfällung nicht beteiligten Richters 
geleiſtet war, während hier die Unterſchriften von denjenigen Richtern, welche 
. tatfächlich bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, herrühren, der Eingangs⸗ 
vermerk aber falſch gefaßt war. Beide Fälle ſind jedoch ſachlich gleich zu be⸗ 
urteilen. Denn durch den Vermerk am Kopfe des Urteils ſoll bezeugt werden, 
daß die in ihm aufgeführten Perſonen die Urteilsfinder waren. § 313 Nr. 2 
BRO. fteht aber mit § 315 derart in untrennbarem Zuſammenhange, daß ein 
Urteil nur dann i. S. des letzteren als unterſchrieben gelten kann, wenn der 
Eingangsvermerk und die Unterſchriften ſich decken. Solange das nicht zu⸗ 
trifft, darf nach 8317 Abſ. 2 eine Urteilsausfertigung nicht erteilt werden. 
Geſchieht es doch, ſo iſt ſie einer wirkſamen Zuſtellung nicht fähig, weil die 
Parteien auf die Befolgung der im öffentlichen Intereſſe gegebenen Vor⸗ 
ſchriften der §§ 313 Nr. 2, 315. 317 Abſ. 2 nicht verzichten können. Am 
5. Dez. lag alſo — den Parteien erkennbar — ein im Sinne des Geſetzes voll⸗ 
ſtändiges Urteil noch nicht vor, fo daß feine Zuſtellung auf den Beginn der Rechts— 
mittelfriſt keinen Einfluß ausüben konnte. Die Zuſtellung wurde auch durch 
die v. 6. Dez. nicht wirkſam, denn abgeſehen davon, daß dieſe nicht auf Be⸗ 
treiben einer Partei (§ 317 Abſ. 1), ſondern von Amts wegen erfolgte, hatte 
ſie nicht das berichtigte Urteil, ſondern nur den Berichtigungsbeſchluß zum 
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Gegenſtande. Die an ſich ordnungmäßige Urteilszuſtellung v. 8. Dez. kann 
aber erſt von dieſem Tage an Rechtswirkungen äußern. Denn die Zuſtellung 
iſt eine Handlung, ein tatſächlicher Akt, der, wenn er einmal wirkunglos vor- 
genommen iſt, rechtlich ebenſo anzuſehen und zu behandeln iſt, als wenn 
überhaupt nichts geſchehen wäre. Er kann daher durch nachträgliche Hand⸗ 
lungen nicht ergänzt und nicht rückbezüglich mit Rechtswirkung ausgeſtattet 
werden. Das muß hier um ſo mehr gelten, als die Zuſtellung v. 5. Dez. von dem 
Beklagten, die vom 8. Dez. dagegen von dem Kläger veranlaßt, im erſteren 
Falle alſo dieſer, im letzteren der Beklagte der Zuſtellungsempfänger war. — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 24. April 1917. Sch. (Kl.) w. M. 

III. 10/17. Auch in RGEntſch. 90 Nr. 43 S. 172. 


63. Begründung des abgewieſenen Schadens anſpruchs mit einer neuen 
Schad ensurſache; keine Einrede der Rechtskraft. 
Bal. 41 Nr. 306; 45 Nr. 140 m. N.; 64 Nr. 57. 
BRO. § 322; BGB. § 823. 

In beiden Prozeſſen handelt es ſich um den Unfall v. 20. Juli 1913, 
nämlich die Beſchädigung, die dem der Klägerin gehörigen Schiffe dadurch 
zugefügt iſt, daß die Kette, an der der Fährprahm läuft, beim Anziehen unter 
das Schiff geriet und hinter das Ruder hakte, wodurch das Schiff beſchädigt⸗ 
iſt. In beiden Prozeſſen wird die gleiche Summe als Schadenerſatz vom Be⸗ 
klagten, dem Eigentümer der Fähranlage gefordert. Inſoweit iſt das Klage⸗ 
begehren in beiden Prozeſſen unzweifelhaft identiſch, der Unterſchied beſteht 
darin, daß im Vorprozeß ein Verſchulden der Schiffsbeſatzung behauptet 
wurde, die den Prahm vor dem Paſſieren des Schleppzuges vom Ufer ab— 
gelegt habe, während jetzt der Anſpruch auf die Behauptung geſtützt wird, 
der Fährprahm ſei unſachgemäß gebaut, denn der Führerſtand ſei ſo niedrig 
angelegt, daß, wenn ein Kaſtenwagen auf der Fähre ſtehe, hierdurch dem 
Führer die Ausſicht nach der Seite verſperrt ſei. Dies ſei auch zur Zeit des 
Unfalls der Fall geweſen; es liege hierin ein Verſchulden der Organe des Reichs, 
die den Fährprahm eingeſtellt und hätten arbeiten laſſen, das die Beſchädigung 
verurſacht habe. Ä 

Es fragt ſich, ob, wie der Beklagte einwendet und der Vorderrichter an- 
nimmt, über den im jetzigen Prozeß geltend gemachten Anſpruch bereits durch 
die Abweiſung der Klage des früheren Prozeſſes entſchieden iſt. Es iſt hier⸗ 
für zu prüfen, was unter dem durch die Klage erhobenen Anſpruch i. S. des 
§ 322 BPO. zu verſtehen iſt. Hierbei iſt auf die Beſtimmung des § 253 Nr. 2 
BRO. zurückzugehen, wonach in der Klageſchrift die beſtimmte Angabe des 
Grundes des erhobenen Auſpruchs gefordert wird, die dann wieder, ſoweit 
ſie ſich mit dem mündlich verhandelten Prozeßſtoff deckt, regelmäßig den Um⸗ 
fang deſſen begrenzt, worüber das Urteil in ſeinem entſcheidenden Teil ſich 
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ausſpricht. Daß zur Auslegung der Urteilsentſcheidung, insbeſondere wenn 
Jes ſich wie hier um Klagabweiſung handelt, auf die Gründe des Urteils ein- 
zugehen und hieraus die nähere Beſtimmung deſſen zu entnehmen iſt, was 
durch die Klagabweiſung nach dem aus der Begründeng erſichtlichen Sinn 
der Entſcheidung gejagt ſein ſoll, unterliegt keinem Bedenken (vgl. RGentſch. 
41, 128, in Seuff A. 54 Nr. 60; 47, 366; 74, 121; 79, 230). 

Die prozeffuale Vorſchrift der jog. materiellen Rechtskraft, aus der ſich 
die bindende Kraft der urteilgemäßen Feſtſetzung ergibt, beruht auf Gründen 
des öffentlichen Intereſſes; fie bezweckt vor allem eine Sicherung des Rechts- 
friedens und eine Feſtigung des Anſehens der Gerichte und ihrer als Staats» 
akt ſich darſtellenden Erkenntniſſe. Naturgemäß beſchränkt ſich dies auf den 
Ausſpruch des Gerichts, ſoweit er über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des 
den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildenden Anſpruchs ergeht. Ferner wird 
dem Kläger dadurch, daß er ſein Klagebegehren dem Gegenſtande wie dem 
Grunde nach genau anzugeben hat, die Behauptungspflicht auferlegt, 
hierdurch für den Beklagten feſtgeſtellt, um welchen Anſpruch es ſich handelt, 
und ihm die Möglichkeit gegeben, ſich in ſachgemäßer, den Prozeßgegenſtand 
inhaltlich treffender Weiſe zu erklären und gegenüber demjenigen, was zur 
Begründung der verlangten Leiſtung oder Feſtſtellung vorgebracht wird, 
ſeine Rechte zu wahren. 

Die Anſicht, daß es in dieſer Beziehung genüge, wenn der Kläger das 
konkrete Rechtsverhältnis, auf das er ſeinen Anſpruch gründet, angebe, 
kann als zutreffend nicht angeſehen werden. Es iſt richtig, daß die Zivilprozeß⸗ 
ordnung ſelbſt nicht näher beſtimmt, was unter Klagegrund zu verſtehen iſt, 
ob alſo die Bezeichnung des obligatoriſchen Verpflichtungsgrundes oder des 
dinglichen Rechts genügt. Die Berufung auf verſchiedene Stellen der Prozeß⸗ 
ordnung, insbeſondere auf §331 ZPO., wonach im Verſäumnisverfahren 
das tatſächliche mündliche Vorbringen als zugeſtanden anzunehmen iſt (vgl. 
im einzelnen u. a. Seuffert Anm. IV, Stein Anm. III, 3 zu § 253 ZPO.), 
erſcheint für die Begründung ſowohl der einen wie der anderen Meinung 
von keiner ausſchlaggebenden Bedeutung. Dagegen iſt auf die Begründung 
des Entwurfs einer ZPO. S. 182 (Hahn Mater. z. ZPO. 1, 255) hinzuweiſen, 
wo betont iſt, daß die Grundlage für den Rechtsſtreit durch die Klageſchrift 
beſtimmt werden ſoll, und daß den Klagegrund diejenigen Tatſachen bilden, 
die nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts an ſich geeignet ſind, den erhobe⸗ 
nen Anſpruch als in der Perſon des Klägers entſtanden und zugleich als durch 
den Beklagten verletzt erſcheinen zu laſſen. Dieſe „rechtsbegründenden Tat⸗ 
ſachen“, wie ſie die Motive nennen, ſind aber nicht durch die Bezeichnung 
des Rechtsverhältniſſes gegeben, ſondern erfordern eine nähere tatſächliche 
Unterlage, aus der ſich nach Anſicht des Klägers ein Verpflichtungsverhältnis 
beſtimmten Inhalts ergeben ſoll, auf Grund deſſen die Gegenpartei in Anſpruch 
genommen wird. Mit der in Rechtſprechung und Schrifttum herrſchenden 
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Meinung ift davon auszugehen, daß es der Anführung der tatſächlichen Mo⸗ 
mente, aus denen das Entſtehen des Verpflichtungsgrundes vom Kläger 
gefolgert wird, bedarf zur Beſtimmung des Klaganſpruchs, der zur Entſchei⸗ 
dung geſtellt wird. Wie bei dinglichen Klagen nicht die Behauptung des ding⸗ 
lichen Rechts genügt, ſondern die Angabe der Erwerbstatſachen hinzukommen 
muß, da ſonſt die erforderliche Beſtimmtheit fehlt (vgl. RG. in Warneyer 
Ergbd. 1913 Nr. 258), ſo reicht auch die Behauptung, daß eine unerlaubte 
Handlung den Schadenerſatzanſpruch begründe, nicht aus, ſondern es iſt durch 
Angabe beſtimmter Tatſachen näher darzulegen, worauf die Verbindlichkeit 
zum Schadenerſatz gegründet wird. Nur hierdurch wird der Beklagte darüber 
aufgeklärt, worin der geltendgemachte Verpflichtungsgrund beſtaht und dem 
Richter die Kenntnis der klagebegründenden Tatſachen; vermittelt, durch 
deren Prüfung er in die Lage verſetzt wird, zu entſcheiden, ob der Klage⸗ 
anſpruch begründet iſt oder nicht. 

Vgl. hierzu u. a. RGeEntſch. 10, 434, in SeuffA. 39 Nr. 145; 11, 242; 86, 377; RG. in 
Geuff. 41 Nr. 306, in JW. 1901, 4834, und in Warneyer Ergbd. 1912 Nr. 153; 
Stein Komm. IX zu 5 322, III 3 zu § 253 u. III zu 268 30. ferner Seuffert 
Komm. § 253 III; Hellwig Zivilprozeßr., 308 ff. 

Die Entſcheidung, welche Rechtsfolgen aus den behaupteten Tatſachen 
herzuleiten ſind, iſt Sache des Richters, woraus folgt, daß eine Anderung 
der rechtlichen Geſichtspunkte, die vom Kläger in der Klageſchrift vorgetragen 
ſind, ebenſowenig unzuläſſig iſt wie das Fehlen der Angaben der rechtlichen 
Konſtruktion in der Klage oder im mündlichen Vortrag von Bedeutung iſt, 
wenn dem Gericht nur das tatſächliche Material, das zur Begründung des 
Klaganſpruchs genügend iſt, unterbreitet wird. Daß der Kläger durch eine 
ausdrückliche Erklärung, er wolle ſeinen Anſpruch nur aus einem beſtimmten 
Rechtsverhältnis herleiten, die rechtliche Beurteilung ſeitens des Gerichts 
einſchränken kann, iſt ein Umſtand, auf den hier nicht näher einzugehen iſt. 

. Darnad) ene die u der ah entſchiedenen Sache nicht 
durch. 


Urteil des OLG. zu Kiel 0. Sen.) v. 2. Nov. 1916. K. w. Deuͤtſches Reich. 
U I. 22/16. Schlesw. Holſt. Anz. 1917, 49. 


64. Vollſtreckungsgegenklage ſolange der Gläubiger fic) nicht bezüglich 
der empfangenen Teilzahlungen für befriedigt erklärt hat. 
BBO. §§ 767. 757. 

Bei der Vollſtr.⸗Gegenklage beſteht das Rechtsſchutzbedürfnis vom Be⸗ 
ſtehen des Titels an und inſolange als der Gläubiger die Möglichkeit hat, 
auf Grund des Vollſtr.⸗Titels zu vollſtrecken. Dieſe Möglichkeit iſt erſt dann 
nicht mehr vorhanden, wenn die Zw.⸗Vollſtreckung beendigt und der Gerichts⸗ 
vollzieher die vollſtreckbare Ausfertigung zurückgegeben oder bei Teilleiſtungen 
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dieſe auf der vollſtreckbaren Ausfertigung bemerkt und dem Schuldner Quit⸗ 
tung erteilt hat (§§ 757. 775 Nr. 4 ZPO.). So liegt aber hier die Sache nicht. 

Die Zw.⸗Vollſtreckung wurde betrieben für einen Betrag von 504 
Unterhalt für Mai 1916 und 100. Unterhaltsrückſtände für die Zeit vom 
1. Juli 1915 bis 1. Juni 1916. Bezahlt waren aber von dieſen Beträgen die 
50% für Mai 1916 und 25% der Rückſtände. Bezüglich dieſer Beträge be⸗ 
ſtand alſo zur Zeit der Pfändung kein Vollſtr.⸗Anſpruch mehr. Es wäre daher 
Verpflichtung der Beklagten geweſen, dieſe Rechtslage alsbald, ſpäteſtens in 
der mündlichen Verhandlung v. 6. Juni 1916, durch Erteilung einer Befrie⸗ 
digungserklärung anzuerkennen. Auf dieſe Weiſe wäre es ihr möglich geweſen, 
ji vor der Überbürdung der Soften zu ſchützen (§ 93 ZPO.; Falkmann 
Zw.⸗Vollſtr. 383; Gaupp⸗Stein BRO. Anm. III zu § 767). 

Dies hat die Beklagte unterlaſſen. Sie hat weder vor noch nach der Er⸗ 
hebung der Klage den Kläger in eine Lage verſetzt, in der er ſich gegenüber einer 
Vollſtreckung für die bereits bezahlten Beträge von 50 M und 25. dem Vollſtr.⸗ 
Organ gegenüber ohne weiteres ſchützen konnte. Auf den Brief v. 29. Mai 1916 
kann ſich die Beklagte nicht berufen. Darin iſt nur erklärt, daß die Pfändung 
im Hinblick auf den Widerſpruch der Mutter des Klägers aufgehoben und das 
Angebot des Klägers, die Rückſtände in monatlichen Raten von 25. abzu⸗ 
zahlen, angenommen werde. Auch in der mündlichen Verhandlung v. 6. Juni 
1916 hat die Beklagte nur die Erklärung abgeben laſſen, daß die in Mitte 
liegende Pfändung bereits vor Zuſtellung der Klage aufgehoben worden ſei. 
Weder im Brief v. 29. Mai 1916 noch in der Verhandlung v. 6. Juni 1916 
iſt eine Erklärung abgegeben worden, die als Anerkennung der erfolgten Teil⸗ 
befriedigung gedeutet werden könnte und daher dem Kläger das Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis genommen hätte. Selbſt wenn alſo die Beklagte durch ihr Verhalten 
zur Erhebung der Klage keine Veranlaſſung gegeben hätte, was übrigens vom 
Kläger mit der Begründung beſtritten wird, die Beklagte habe ihm auf alle 
mögliche Weiſe Unannehmlichkeiten zu bereiten verſucht, ſo hätte die Beklagte 
doch im Verhandlungstermin v. 6. Juni 1916 die Teilbefriedigung anerkennen 
müſſen. Es iſt daher auch nicht richtig, daß der Kläger zum mindeſten ſeinen 
Anſpruch auf die Koſten hätte beſchränken müſſen, da die Hauptſache erledigt 
war. Da die Beklagte die Zw.⸗Vollſtreckung auch nur wegen des Wider⸗ 
ſpruchs der Mutter des Klägers aufgehoben hat, iſt es auch unzutreffend, daß die 
Zw.⸗Vollſtreckung durch Befriedigung beendigt worden und deshalb die Voll⸗ 
ſtr.⸗Gegenklage gegenſtandlos geweſen ſei. 

Das Landgericht hat deshalb mit Recht der Klage okiaegeten und Die 
Berufung der Beklagten ift unbegründet. 


‚Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 4. Okt. 1916. G. w. G. L. 412/16. 
F—2. 


I. Bürgerliches Recht. 


65. Begriff des Hettenhandels. 
Vgl. oben Nr. 48. 
BGB. §§ 134. 138; BRBO. zur Bekämpfung des Kettenhandels § 11. 

Laut Beſtätigungsſchreiben v. 11. Nov. 1916 hatte der Kläger zu den dort 
angegebenen Bedingungen vom Beklagten rund 10 Tonnen prima geſalzenes 
und gepökeltes Robbenfleiſch gekauft. Er hatte die Ware an die Firma C. & R. 
weiterverkauft. Der Beklagte lieferte nur einen Teil der Vertragsmenge. 
Der Kläger wurde von C. ER. auf Schadenerſatz in Anſpruch genommen 
und zahlte in Erfüllung dieſer Forderung 506,40 %. Mit der Klage begehrte 
er vom Beklagten Schadenerſatz wegen nicht gelieferter 5064 kg Robben⸗ 
fleiſch. In 2. Inſtanz wurde der Anſpruch für begründet erklärt. — Aus den 
Gründen: 

„Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil das Geſchäft zwiſchen 
dem Kläger und der Firma C. & R. wegen verbotenen Kettenhandels nichtig 
und daher nicht geeignet ſei, die Grundlage einer Schadenerſatzforderung abzu⸗ 
geben. Das Ber.⸗Gericht vermag ſich dieſer Auffaſſung nicht anzuſchließen. 
Das Landgericht meint: Für die Frage, ob Kettenhandel vorliege, komme es 
nicht darauf an, ob die durch die mehrfache Veräußerung der Ware herbei⸗ 
geführte Preisſteigerung groß oder gering ſei. Denn Lebensmittel dürften 
nach der Verordnung v. 24. Juni 1916 im Handel nicht von Hand zu Hand 
gehen; ein Großhändler dürfe ſie nicht an den andern Großhändler verkaufen. 
Der Kaufmann ſei verpflichtet, ſich darüber zu unterrichten, zu welchem Zweck 
derjenige, dem er ſie anbiete, die Ware erwerben wolle. — Dieſe Auffaſſung 
wird dem Grundgedanken der erwähnten Verordnung nicht gerecht. Wäre 
ſie richtig, ſo würde damit jeglicher Zwiſchenhandel in Lebensmitteln ausge⸗ 
ſchaltet und auf dieſe Weiſe gerade das erreicht ſein, was die Verordnung 
v. 24. Juni 1916 verhindert wiſſen wollte: eine unerträgliche Erſchwerung der 
Verſorgung des Verbrauchers mit Lebensmitteln zu angemeſſenem Preiſe. 
Bei den unter Kaufleuten herrſchenden Gepflogenheiten kann von dem Ver⸗ 
käufer unmöglich verlangt werden, daß er ſich vorweg darüber verge wiſſere, 
was der Käufer mit der Ware anzufangen gedenke. Angeſichts der in Handels⸗ 
kreiſen üblichen und in den Verhältniſſen des Warenverkehrs wohlbegründeten 
Abneigung des Kaufmanns, dem Lieferanten Einblick in ſeine Dispoſitionen 

Seufferté Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 4. 8 
By 


106 65. Kettenhandel. 


zu gewähren, würde auch dieſe Forderung, ſollte ſie vom Geſetz wirklich gewollt 

ſein, eine ſtarke Beeinträchtigung des Verkehrs mit Lebensmitteln und damit 
der notwendigen Verſorgung des Publikums zur Folge haben. Aus dem 
Geſetze ſind denn auch derartig undurchführbare und zweckwidrige Vorſchriften 
nicht zu entnehmen. 

Verboten find unlautere Machenſchaften, zu denen insbeſondere Ketten- 
handel gezählt wird. Das bloße Gehen der Ware von Hand zu Hand aber iſt 
keineswegs immer verbotener Kettenhandel. Hat ein Kaufmann Lebens⸗ 
mittel im großen erworben, ſo muß er ſie naturgemäß wieder abſetzen. Dazu 
bedarf es beſonderer Verbindungen und Gelegenheiten. Nicht jeder Groß⸗ 
händler hat die Möglichkeit, die Ware unmittelbar dem Verbrauche zuzu⸗ 
führen. Fehlen ihm die Verbindungen, ſo muß er eben, will er nicht die 
Ware zurückhalten und gerade dadurch das Intereſſe der Allgemeinheit ſchädigen, 
an einen andern Großhändler weiterverkaufen, der vielleicht die zum Ver⸗ 
trieb an das Publikum unentbehrlichen Kleinhändler und Konſumentenvereini⸗ 
gungen an der Hand hat. In dieſem Verhalten des Kaufmanns, der alſo not- 
gedrungen die Ware an einen andern Großhändler veräußern muß, wenn ſie 
nicht liegen bleiben ſoll, kann etwas Unzuläſſiges nicht erblickt werden, falls 
nicht etwa das Weiterveräußern dazu benutzt wird, eine unangemeſſene Preis- 
ſteigerung herbeizuführen. Hiernach muß, um den Begriff des Kettenhandels 
zu erfüllen, ein weiteres Moment hinzukommen: das der objektiv ungerecht- 
fertigten Verteuerung der Ware. Eine im volkswirtſchaftlichen Sinn über⸗ 
flüſſige, daher ſchädliche und vom Geſetz als ſittenwidrig gekennzeichnete 
Steigerung der Lebensmittelpreiſe braucht aber keineswegs ſchon dann vorzu⸗ 
liegen, wenn, wie hier, der Kaufmann, der vom Importeur gekauft hat, die 
Ware an einen Großhändler abgibt zum weiteren Vertriebe. Daß der Zwiſchen⸗ 
handel an ſich nicht ohne weiteres als Kettenhandel anzuſprechen iſt, iſt in der 
Rechtſprechung ſchon wiederholt zum Ausdruck gekommen (vgl. insbeſondere 
die Entſcheidungen des Hanſ. OLG. Bf. IV, 20/17, und des Reichsgerichts 
in IW. 1917, 727). Der Beklagte könnte mit jenem Einwande dann durch- 
dringen, wenn er im einzelnen darlegen und nachweiſen würde, daß der Kläger, 
obwohl er Gelegenheit gehabt hätte, ſelbſt das Robbenfleiſch nutzbringend an 
Konſumenten zu veräußern, aus unlauteren Gründen, insbeſondere um einen 
höheren Gewinn zu erzielen, es vorgezogen hätte, die Ware an C. & R. zu 
veräußern, oder aber, daß der Kläger zum mindeſten beim Abſchluß gewußt 
hätte, C. & R. würden ihrerſeits die Ware, anſtatt ſie alsbald dem Verbrauche 
zuzuführen, in ſpekulativer Abſicht an einen andern Großhändler weiter⸗ 
veräußern. Für alles dies fehlt es an jeglichem Anhalt. Übrigens iſt es für 
den Beſtand des zwiſchen dem Kläger und C. & R. gemachten Geſchäfts be- 
langlos, ob C. & R. von vornherein die Abſicht gehabt haben, an der Ware 
in unzuläſſiger Weiſe zu verdienen. Und ebenſowenig kann allein aus der 
vom Kläger beſtrittenen Tatſache, daß C. & R. das Robbenfleiſch an einen in 
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Bremen anſäſſigen Großhändler weiterveräußert haben, ohne weiteres auf die 


Unzuläſſigkeit auch dieſes Abſchluſſes geſchloſſen werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 16. Jan. 1918. G. H. w. A. J. 
Bf. IV. 228/17. Nö. 


66. Zeitpunkt für die Berechnung des vom Käufer wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangten abſtrakten Schadenerſatzes. 
BGB. §§ 249. 287. 326. 


Die Klägerin hatte im Juni 1914 von der Beklagten 6 Wagen Sonnen⸗ 
blumenkuchen⸗Mehl gekauft, lieferbar Oktober / März je einen Wagen. Die 
Beklagte lieferte nichts trotz ihr jeweils nach Ablauf des betreffenden Monats 
geſetzter Nachfriſten. Die Klägerin verlangte Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, und zwar den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreiſe und dem 
Marktpreiſe zur Zeit des Ablaufs der Nachfriſten. — Der Klage wurde in allen 
Inſtanzen ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— —— Die Erſatzpflicht der Beklagten hat das Ber.⸗Gericht, entſprechend 
dem Verlangen der Klägerin, nach der jog. abſtrakten Schadensberechnung 
beſtimmt. Dabei hat es bezüglich der einzelnen Monatslieferungen den Ab⸗ 
lauf der dafür geſetzten Nachfriſt als den für die Bemeſſung des Schadens 
maßgebenden Zeitpunkt angeſehen. Die Reviſion iſt der Anſicht, daß bei 
richtiger Anwendung der Vorſchrift des § 249 BGB. nicht der Verkaufswert 
berücksichtigt werden dürfe, den die Ware zur Zeit des Ablaufs der Nachfriſt 
gehabt habe, ſondern daß zu vergleichen ſei wie die Klägerin ſtehen würde, 
wenn die Beklagte vertragmäßig gehandelt, d. h. die einzelnen Lieferungen 
nicht nur überhaupt, ſondern auch zu den im Vertrag vorgeſehenen Zeiten 
ausgeführt hätte, und wie die Klägerin nunmehr dadurch ſteht, daß die Er⸗ 
füllung überhaupt unterblieben iſt. Das würde im vorliegenden Fall für die 
abſtrakte Berechnung zu dem Ergebniſſe führen, daß als Zeitpunkt, der bei der 
Ermittelung des Schadens zu berückſichtigen iſt, an die Stelle des Ablaufs der 
mehreren Nachfriſten, der jeweils in den dem Lieferungsmonat folgenden 
Monat fällt, der Anfang des letzteren Monats oder auch das Ende des Lieferungs- 
monats zu treten hätte. ö 

Die Reviſion tritt mit dem Angriff in Gegenſaß zu der in der Rechtſprechung 
herrſchenden und namentlich auch vom Reichsgericht ſchon vielfach anerkannten 
Auffaſſung, daß der Käufer, der den ihm aus der Nichterfüllung erwachſenen 
Schaden abſtrakt berechnet, grundſätzlich die Wahl hat, ob er den Zeitpunkt 
des Eintritts des Verzugs oder des Ablaufs der Nachfriſt heranziehen will. 
Ein Anlaß, von dieſer Auffaſſung abzugehen, liegt nicht vor, insbeſondere 
kann nicht anerkannt werden, daß jie der Vorſchrift des § 249 BGB. wider⸗ 
ſtreite. Die Reviſion überſieht, daß — abgeſehen von hier nicht in Betracht 
kommenden Ausnahmefällen — das über die Zeit der Leiſtung des Verkäufers 
Vereinbarte den Inhalt der Leiſtung nicht berührt, daß auch die verſpätet 
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bewirkte Leiftung, jofern fie nur ſonſt dem Vertrag entſpricht, die Vertrag3- 
leiſtung iſt. Die Tatſache, daß die Leiſtung nicht zur vereinbarten Zeit er⸗ 
folgt, iſt für ſich allein in den Regelfällen überhaupt bedeutunglos und gewinnt 
erſt durch den an beſondere Vorausſetzungen gebundenen Hinzutritt des Ver⸗ 
zugs Einfluß auf das Vertragsverhältnis. Aber auch dieſer Einfluß beſteht 
nicht etwa darin, daß an die Stelle des urſprünglichen Vertragsverhältniſſes 
etwas andres tritt, ſondern das alte Vertragsverhältnis dauert weiter, bis der 
Käufer die in § 326 BGB. vorgeſehene Umwandlung herbeiführt. Hat aber 
der Käufer bis dahin den urſprünglichen Erfüllungsanſpruch gehabt, dann 
entſpricht es der Vorſchrift des § 249 Satz 1, wenn bei der Berechnung ſeines 
Schadens nicht die im Vertrage vorgeſehene Leiſtungszeit, alſo die Fälligkeit 
als entſcheidend angeſehen wird, ſondern die Folgen der Nichterfüllung nach 
dem Zeitpunkte beurteilt werden, in dem der Erfüllungsanſpruch erliſcht und 
durch den Schadenerſatzanſpruch erſetzt wird. Statt dieſes Zeitpunktes kann 
der Käufer freilich auch den ihm vielleicht vorteilhafteren Zeitpunkt des Eintritts 
des Verzugs feiner Berechnung zugrunde legen. Dieſe Vergünſtigung recht- 
fertigt fic) daraus, daß der ſäumige Schuldner, wie die Vorſchriften der §§ 286. 
287 BGB. ergeben, für die dem Gläubiger nachteiligen Folgen ſeines Verzugs 
einzuſtehen hat. 

Gegen eine mißbräuchliche Ausnutzung der danach dem Käufer gebotenen 
Möglichkeit, durch die Wahl des Zeitpunktes der Friſtbeſtimmung oder die 
Bemeſſung der Friſt auf die Höhe des zu erſetzenden Schadens einzuwirken, 
iſt der Verkäufer geſchützt durch den in der Rechtſprechung anerkannten, im 
gegebenen Falle von dem Ber.⸗Gericht auch angewendeten allgemeinen 
Grundſatz, daß der Gläubiger bei der Friſtbeſtimmung nicht gegen die An⸗ 
forderungen von Treu und Glauben verſtoßen, insbeſondere nicht auf Koſten 
des Schuldners ſpekulieren darf. Ein weiterer Schutz des Verkäufers ergibt 
ſich aus dem allgemeinen Weſen der abſtrakten Schadensberechnung. Da die 
Zulaſſung dieſer Berechnungsart nur auf der Vermutung beruht, daß der 
Käufer durch den Weiterverkauf den berechneten Gewinn hätte erzielen können, 
iſt es dem Verkäufer im Einzelfall unbenommen, nach § 287 ZPO. frei zu 
würdigende Umſtände darzulegen, die die Vermutung entkräften. Nach 
dieſer Richtung hat die Beklagte in den Vorinſtanzen nichts vorgebracht. Viel⸗ 
mehr hat jie ſich auf den allgemeinen, mit der Vorſchrift des § 249 BGB. 
und dem Weſen des Anſpruchs auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung un⸗ 
vereinbaren Einwand beſchränkt, daß die geſamte Schadensberechnung der 
Klägerin abzuſtellen ſei auf Mitte Oktober 1914, alſo auf eine Zeit, zu der 
noch nicht einmal die erſte Lieferung fällig war. : 

Hiernach war die Reviſion zurückzuweiſen.“ 3 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 25. Sept. 1917. J. B. & O. (BEL) 

w. L. Nehf. II. 100/17. Auch in RGeéEntſch. 90 Nr. 107 S. 423. 


67. Vermigensiibernahme. 109 


67. Übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine 
Haftung aus § 419 BGB. für die Schulden. 
| Vgl. 65 Nr. 24. | 
BGB. 88 419. 414 ff.; HGB. § 25. 

Der Kläger hatte von der off. Handelsgeſellſchaft P. & St. in C. für die 
Vermittelung von Geſchäften 5760 / zu fordern, auf deren Bezahlung er 
die Beklagte in Anſpruch nahm, nachdem dieſe das Geſchäft der erwähnten 
Handelsgeſellſchaft mit allen Rechtsverbindlichkeiten, insbeſondere auch mit 
jener Proviſionsſchuld übernommen hatte. — Die Klage wurde in allen In⸗ 
tanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — Der Vorderrichter hat ohne Rechtsverſtoß angenommen, daß 
es an einem beſonderen Verpflichtungsgrunde fehlt, kraft deſſen der Kläger 
gemäß § 25 Abſ. 3 HGB. der Beklagten die Bezahlung der Proviſionsſchuld 
anſinnen könnte. Soweit § 419 BGB. in Betracht kommt, wird deſſen An⸗ 
wendbarkeit zutreffend unter Hinweis darauf verneint, daß die Beklagte nur 
das Vermögen der off. Handelsgeſellſchaft P. & St. und nicht auch das Ver⸗ 
. mögen der Teilhaber der Geſellſchaft übernommen hat. Dieſe Begründung 
ſteht im Einklange mit der Anſicht, welche das Reichsgericht im Urteil III. 99/09 
v. 1. Febr. 1910 (JW. 1910 242%) ausgeſprochen hat. Der Tatbeſtand des 
§ 419 Abſ. 1 würde bei einer Sachlage der bezeichneten Art nur dann gegeben 
ſein, wenn die off. Handelsgeſellſchaft die Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon 
hätte. Nach der herrſchenden, auch vom Reichsgerichte ſtändig vertretenen 
Anſicht iſt jedoch dieſe Auffaſſung nicht gerechtfertigt. Träger der im Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen vereinigten Rechte ſind vielmehr die Geſellſchafter. Daß 
zur Erleichterung des Rechtsverkehrs das Geſellſchaftsvermögen mit einer 
gewiſſen Selbſtändigkeit ausgerüſtet iſt, nähert die off. Handelsgeſellſchaft 
zwar einer juriſtiſchen Perſon, ſtellt fie einer ſolchen aber nicht gleich (RGEntſch. 
65, 23 u. 227; 84, 111). Auch der wirtſchaftliche Grund, welcher zur Auf⸗ 
ſtellung der Vorſchrift im § 419 geführt hat, trifft auf den Erwerb des Ge⸗ 
ſchäfts einer off. Handelsgeſellſchaft nicht zu. Die Beſtimmung beruht auf dem 
Gedanken, daß da, wo die Vermögensmaſſe geblieben iſt, welche die natürliche 
Unterlage des einem Schuldner gewährten Kredits bildet, auch die Befriedigung 
von den Gläubigern ſoll geſucht werden dürfen (RGeEntſch. 69, 288; 85, 169). 
Die Kreditunterlage für den Gläubiger, der mit einer off. Handelsgeſellſchaft 
abſchließt, bildet aber außer dem Geſellſchaftsvermögen das gemäß § 128 HGB. 
neben dieſem haftende Vermögen der Geſellſchafter. 

Auch inſoweit iſt ein Rechtsirrtum nicht erſichtlich, als das Ber.⸗Gericht 
ausführt, daß im Fall der Übernahme der Proviſionsſchuld durch die Be⸗ 
klagte ein Schuldverhältnis zwiſchen ihr und dem Kläger nicht hergeſtellt 
fein würde. Das Vorliegen einer befreienden Schuldübernahme (88 414 ff. 
BGB.) behauptet der Kläger, der die off. Handelsgeſellſchaft nach wie vor 
für haftbar erachtet, ſelbſt nicht. Für die Annahme aber, daß die Beklagte 
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neben die off. Handelsgeſellſchaft als Mitſchuldnerin habe treten und dem 
Kläger ein unmittelbares Recht auf die Proviſion ihr gegenüber habe ein- 
räumen wollen, ſind ausreichende Anhaltspunkte in den Ergebniſſen der 
Streitverhandlung nicht aufzufinden. Der Behauptung, daß ein Fall der 
Schuldmitübernahme vorliege, läßt ſich allerdings nicht mit dem Vorder⸗ 
richter der §329 BGB. entgegenhalten, der den Fall der Erfüllungsübernahme 
im Auge hat. Dagegen ergibt fic) aus der allgemeinen Vorſchrift im § 328, 
daß ein Gläubigerrecht des Klägers durch den Schuldbeitritt der Beklagten 
nur erzeugt ſein würde, wenn die Abſichten der an der Vereinbarung der 
Übernahme beteiligten Vertragsparteien auf die Begründung eines ſolchen 
Rechts gerichtet geweſen wären. 
Die Reviſion mußte hiernach zurückgewieſen werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 6. Juli 1917. B. (Kl.) w. M. Geſ. 
in L. III. 126/17. 


68. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner 
berichtigten Forderung auf dieſen übergehen. 
Vgl. 63 Nr. 130; 66 Nr. 211. 
BGB. 59 426. 401. 412. 

Die Kaufleute B. und W. in F., die gemeinſchaftlich ein fog. Immobilien- 
geſchäft betrieben, hatten der klagenden Bank zur Sicherheit für das ihnen 
eröffnete Kontokorrent zwei ihnen gehörige Hypotheken übertragen. Außer⸗ 
dem hatte ihr der Geſellſchafter B. eine ihm perſönlich zuſtehende Geldfor⸗ 
derung an die Firma M. Schn. in F. verpfändet. Die Kontokorrentforderung 
betrug ſchließlich 1410 76,50 K. Anfang Juni 1915 befriedigte ſich die Klä⸗ 
gerin wegen dieſer Forderung durch Einziehung der ihr verpfändeten Geld⸗ 
forderung des Geſellſchafters B., über deſſen Vermögen nach der Ver⸗ 
pfändung, am 15. Oktober 1913, das Konk.⸗Verfahren eröffnet worden war. 
Mit der geſchehenen Befriedigung erklärte der verklagte Konk.⸗Verwalter ſein 
Einverſtändnis. Auf ſein Verlangen trat ihm daraufhin Mitte Juni 1915 
die Klägerin die ihr zur Sicherheit übertragenen Hyp.-Forderungen ab. Da⸗ 
bei hatte ſie überſehen, daß der Anſpruch auf Wiederübereignung der Hypo— 
theken ſchon von einem andern Gläubiger gegen B. und W. gepfändet und ihr 
zur Einziehung überwieſen worden war. Sie focht nun die Übertragung der 
Hyp.⸗Forderungen an die Bi.ſche Konk.-Maſſe wegen Irrtums an und klagte 
dann gegen den Konk.⸗Verwalter auf deren Rückabtretung wegen ungerecht— 
fertigter Bereicherung. — Der Klage wurde in den erſten Inſtanzen ſtatt— 
gegeben. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Hafteten die beiden Geſellſchafter für die Kontokorrentfor— 
derung der Klägerin zugleich perſönlich als Geſamtſchuldner, ſo wäre in Frage 
gekommen, ob nicht der Beklagte auf Grund des § 426 Abſ. 2 in Verbindung 
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mit den §§ 401. 412 BGB. berechtigt war, von der Klägerin die Abtretung 
der Hyp.⸗Forderungen ganz oder doch teilweiſe zu verlangen. § 426 Abſ. 2 
ſchreibt vor, daß, ſoweit ein Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt und 
von den übrigen Gläubigern Ausgleichung verlangen kann, die Forderung 
des Gläubigers gegen die übrigen Schuldner auf ihn übergeht. Auf dieſen 
Paragraphen und auf die mit ihm zuſammenhängenden Fragen geht das 
Oberlandesgericht mit keinem Wort ein, obwohl ſich der Beklagte auch auf 
ihn berufen und darum ſchon das Landgericht auch ihn in den Kreis ſeiner 
Erörterungen gezogen hatte. Es hätte unterſucht werden müſſen, ob und 
inwieweit der Beklagte von dem Geſellſchafter W. Ausgleichung verlangen 
konnte. Nach § 426 Abſ. 1 Satz 1 find zwar die Geſamtſchuldner im Verhält⸗ 
niſſe zueinander zu gleichen Anteilen verpflichtet, aber nur, ſoweit nicht ein 
andres beſtimmt iſt, und ein andres braucht nicht ausdrücklich beſtimmt zu 
fein, es genügt vielmehr (vgl. RGEntſch. 79, 291), wenn es fic) aus den Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere (vgl. Warneyer 1911 Nr. 394 und gerade für Gefell- 
ſchaften RGEntſch. 85, 161/163) aus der Natur des zwiſchen den Geſamt⸗ 
ſchuldnern beſtehenden Rechtsverhältniſſes ergibt. 
Der Mangel des Ber.⸗Urteils, der in dem Fehlen eines Eingehens auf 
§ 426 Abſ. 2 liegt, wäre unſchädlich, wenn der Beklagte auch beim Beſtehen 
eines Ausgleichungsanſpruchs kein Recht auf Abtretung der Hyp.⸗Forderungen 
erworben hätte. §§ 401. 412 ſagen nur, daß mit der abgetretenen oder kraft 
Geſetzes übergehenden Forderung die „Hypotheken oder Pfandrechte, die für 
ſie beſtehen, ſowie die Rechte aus einer für ſie beſtellten Bürgſchaft“ auf den 
neuen Gläubiger übergehen. Um eine Hypothek, die für die Forderung der 
Klägerin beſtellt geweſen wäre, handelt es ſich hier nicht, auch nicht um ein 
Pfandrecht an einer Hypothek, noch weniger um eine Bürgſchaft. Der Klä⸗ 
gerin waren vielmehr Hyp.⸗Forderungen zu vollem Rechte ſicherunghalber 
(fiduziariſch) abgetreten. Der Vorſchrift in § 401 Abſ. 1 kommt aber eine 
über den Wortlaut hinausgehende Bedeutung zu, ſie erſtreckt ſich auch auf 
andre Nebenrechte (RGEntſch. 65, 418/419). Nach § 297 des 1. Entwurfs 
ſollten allgemein die zur Verſtärkung der Forderung dienenden Nebenrechte 
mit übergehen. In der 2. Kommiſſion wurde zwar dieſer Vorſchrift die be⸗ 
ſchränkte Faſſung des Geſetzes gegeben, dabei aber bemerkt (Prot. 1, 386), die 
gewählte Faſſung, die angezeigt erſcheine, weil unter Nebenrechten auch 
ſolche verſtanden werden könnten, auf die die Vorſchrift nicht paſſe (wie das 
kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht), ſchließe ſelbſtverſtändlich die Anwen— 
dung der Beſtimmung auf andre Nebenrechte nicht aus. Ob man jedoch bei 
der entſprechenden Anwendung ſo weit gehen kann, zu ſagen, daß auch ein 
dem bisherigen Gläubiger (fiduziariſch) zu ſeiner Sicherung zu Vollrecht ein- 
geräumtes Recht auf den neuen Gläubiger übergehe, kann zweifelhaft ſein. 
Rechtlich iſt die Sicherungsabtretung keine Verpfändung. Indeſſen das durch 
Sicherungsabtretung begründete Recht vertritt nicht nur wirtſchaftlich die 
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Stelle eines Pfandrechts, ſondern es weiſt auch in rechtlicher Beziehung dem 
Pfandrechte verwandte Züge auf. Das abgetretene Recht ſcheidet nicht end⸗ 
gültig aus dem Vermögen des Abtretenden (Anvertrauenden, Fiduzianten) 
aus, es ſoll vielmehr ebenſo wie das Pfandrecht dem Gläubiger (Treuhänder, 
Fiduziar) nur zur Sicherung ſeiner Forderung dienen, und nur ſolange dieſer 
Zweck es nötig macht, darf es der Gläubiger behalten (vgl. Warneyer 1910 
Nr. 38 und RGeEntſch. 89, 195). Das hat die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts beiſpielsweiſe dahin geführt, im Konkurſe des Gläubigers den Ab- 
tretenden als Ausſonderungsberechtigten und umgekehrt im Konkurſe des 
Abtretenden den Gläubiger nicht als Ausſonderungsberechtigten, ſondern nur 
als Abſonderungsberechtigten zu behandeln (vgl. u. a. einerſeits Warneyer 
1910 Nr. 38 und RGentſch. 24, 45, anderſeits RGeEntſch. 45, 80 in Seuff A. 
45 Nr. 155 und 55 Nr. 191). Das nötigt auch dazu, bei der rechtsgeſchäftlich 
oder kraft Geſetzes erfolgenden Übertragung einer Forderung, zu deren Siche⸗ 
rung ein Recht zu Vollrecht abgetreten ijt, die §§ 401. 412 entſprechend anzu⸗ 
wenden. Wenn vielleicht auch nicht ſo, daß das ſicherunghalber abgetretene 
Recht unmittelbar auf den neuen Gläubiger übergeht (vgl. inſoweit RihEntſch. 
89, 195), ſo doch in der Weiſe, daß der neue Gläubiger regelmäßig einen 
Anſpruch gegen den bisherigen Gläubiger auf Übertragung des ihm ſicherung⸗ 
halber abgetretenen Rechts erwirbt. Der Wechſel des Gläubigers und damit 
des Treuhänders mag unter Umſtänden dem andern Teile zum Nachteil ge⸗ 
reichen, aber dieſen Nachteil muß er als eine Folge des Umſtandes, daß er ſein 
Recht ſicherunghalber abgetreten hat, ebenſo auf ſich nehmen, wie ſich den 
Wechſel des Gläubigers nach der ausdrücklichen Vorſchrift des Geſetzes der⸗ 
jenige gefallen laſſen muß, der zur Sicherung der Forderung eine Hypothek 
oder ein Pfandrecht beſtellt oder Bürgſchaft geleiſtet hat. 
Das Oberlandesgericht hätte hiernach ein Eingehen auf § 426 Abſ. 2 
und die mit ihm zuſammenhängenden Fragen nicht unterlaſſen dürfen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 26. Nov. 1917. Konk. B. (Bkl.) 
w. B.⸗M. Bank (OLG. Frankfurt a. M.). IV. 308/17. Auch in RG.⸗ 
Entſch. 91 Nr. 68 S. 277. 


69. Haben beim Tode eines von mehreren Mietern oder Pächtern 
deſſen Erben ein Kündigungsrecht 
BGB. §§ 569. 596. 


Der Beklagte hatte im Jahre 1915 die in ſeinem Hauſe zu Nürnberg zum 
Betrieb einer Kaffeewirtſchaft eingerichteten Räume an Julius K. und E. Z. 
bis zum Jahre 1925 um den anfänglichen Jahreszins von 11000 . verpachtet. 
K. iſt am 25. April 1916 geſtorben. Die Kläger, ſeine Erben, kündigten die 
Pacht am 30. Juni 1916 auf 1. Oktober 1916; der Beklagte nahm die Kün⸗ 
digung nicht an. Mit der Klage verlangten die Kläger die Feſtſtellung der 
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Beendigung des Vertragsverhältniſſes der Parteien auf 1. Oktober 1916. 
In den erſten Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. — Aus den Gründen: 

„Das Bürgerl. Geſetzbuch hat nach § 569 im Fall des Todes des Mieters 
ſowohl deſſen Erben als dem Vermieter das Recht zur Kündigung des Miet- 
verhältniſſes unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt gewährt. Dasſelbe Kün⸗ 
digungsrecht kommt auch beim Tode des Pächters deſſen Erben zu, dem Ver⸗ 
pächter dagegen iſt es verſagt (§§ 581. 596 BGB.). Durch die Einräumung 
dieſes Kündigungsrechts iſt das Bürgerl. Geſetzbuch im Anſchluß an das preuß. 
Allg Landrecht vom Standpunkt des gemeinen Rechts und andrer Geſetz⸗ 
gebungen abgewichen, die dem Tode des Mieters oder Pächters keinen Ein⸗ 
fluß auf den Beſtand des Miet⸗ oder Pachtverhältniſſes gewährten. Der geſetz⸗ 
geberiſche Grund des Kündigungsrechts war, wie die Entſtehungsgeſchichte 
erkennen läßt (Mot. 2, 416; Prot. 2, 218 ff.; Kommiſſ. Bericht 1281), die 
Erwägung, daß der Tod des Mieters oder Pächters vielfach eine tiefgreifende 
Veränderung der häuslichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe mit ſich bringe, 
daß die gewährte Kündigungsbefügnis meiſt den Abſichten der Parteien ent⸗ 
ſpreche und daß die Befugnis in hohem Maße geeignet ſei, zufällige Härten 
und Unbilligkeiten auszugleichen. Eine ausdrückliche Beſtimmung für den 
Fall, daß mehrere Mieter oder Pächter gemeinſchaftlich den Vertrag ge- 
ſchloſſen haben, iſt im Bürgerl. Geſetzbuch nicht getroffen; es iſt zwar an den 
erwähnten Stellen der Entſtehungsgeſchichte der beſondere Fall der gemein⸗ 
ſchaftlichen Miete durch Ehegatten erörtert worden, die Entſcheidung der 
Frage iſt jedoch der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überlaſſen worden. 

Das Ber.⸗Gericht hat für den vorliegenden Fall das Kündigungsrecht 
der Erben des verſtorbenen einen Pächters verneint und dargelegt: § 569 BGB. 
bezwecke die Löſung des ganzen Mietverhältniſſes. Dieſe könne aber durch 
die Kündigung der Erben des einen Mieters nicht herbeigeführt werden, weil 
der überlebende Mieter ein Kündigungsrecht nicht habe und weil die Erben 
des andern das Kündigungsrecht nicht allein für ſich ausüben könnten. Denn 
die Kündigung ſei ein unteilbares Recht und könne, wie der Rücktritt (§ 356 
BGB.) nur von allen und gegen alle Vertragsgenoſſen ausgeübt werden. 
Dieſe Darlegung entſpricht der im Schrifttum überwiegend vertretenen Wuf- 
faſſung. Dieſer iſt jedoch nicht beizutreten. 

Die Anwendung der für den Rücktritt in § 356 BGB. getroffenen Be⸗ 
ſtimmung iſt nicht gerechtfertigt. Kündigung und Rücktritt find begrifflich ver- 
ſchiedene Rechtshandlungen. Während die Kündigung das Schuldverhältnis 
für die Zukunft beendet, bedeutet der Rücktritt die Erklärung, daß das wirkſam 
eingegangene Geſchäft als nicht geſchloſſen zu erachten jet (RGEntſch. 83, 400). 
Eine entſprechende Anwendung des in § 356 BOB. für den Rücktritt aus⸗ 
geſprochenen Grundſatzes der Unteilbarkeit der Rechtsausübung auf die Kün⸗ 
digung verbietet ſich deshalb, weil dieſer Grundſatz im Geſetze nur für be⸗ 
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ſtimmte einzelne Rechtshandlungen, wie neben dem Rücktritt für die Wane 
delung, den Wiederkauf, den Verkauf und für einzelne andre Fälle (§§ 1066 
Abſ. 2, 1082. 1258 BY.) vorgeſchrieben iſt. So hat auch das Reichsgericht 
anläßlich der Beurteilung der Frage, ob das Anfechtungsrecht i. S. von § 123 
BGB. von mehreren Käufern oder Verkäufern nur gemeinſchaftlich ausgeübt 
werden könne, die entſprechende Anwendung verneint (JW. 1907, 301; 
RGeEntſch. 56, 423). ö 

Das zwiſchen mehreren Mietern oder Pächtern mit dem Vermieter oder 
Verpächter begründete Rechtsverhältnis iſt ein einheitliches; die Gebrauchs- 
überlaſſung an erſtere iſt regelmäßig eine unteilbare Leiſtung. Die Löſung 
eines ſolchen Rechtsverhältniſſes nach dem Tode eines der Mieter oder Pächter 
kann daher nur eine einheitliche in dem Sinne ſein, daß das Rechtsverhältnis 
auch für den überlebenden Mieter oder Pächter beendet wird. Die Fort⸗ 
ſetzung des Verhältniſſes durch einen der Mieter oder Pächter iſt auf der 
Grundlage des urſprünglichen Verhältniſſes nicht möglich. Würde ſie ſtatt⸗ 
finden, fo wäre, ähnlich wie in dem RGeEntſch. 86, 60 entſchiedenen Falle, 
die Begründung eines neuen Vertragsverhältniſſes anzunehmen. Aus dieſer 
Einheitlichkeit des Rechtsverhältniſſes in Verbindung damit, daß § 569 dem 
überlebenden Mieter das Kündigungsrecht nicht gewährt, folgt jedoch noch 
nicht, daß eine Kündigung durch die Erben des verſtorbenen Mieters unzu⸗. 
läſſig ſei. Denn es beſteht die Möglichkeit, daß nach dem Inhalt des Vertrags⸗ 
verhältniſſes den Erben die Rechtsmacht zuſtehe, auch mit Wirkung für den 
Überlebenden die Kündigung zu erklären und daß ſich dieſer zu ſeinen Gunſten 
oder Ungunſten die Kündigung gefallen laſſen müſſe, auch ſelbſt das Kündi⸗ 
gungsrecht gewinne. Ob eine ſolche Rechtslage gegeben ſei, iſt nicht nach 
allgemeinen Grundſätzen, ſondern nach den geſamten Umſtänden des einzelnen 
Falles unter Beachtung des dem § 569 BGB. zugrunde liegenden Rechts⸗ 
gedankens, der beſonderen Natur des Rechtsverhältniſſes und der Partei- 
abſichten zu entſcheiden, ohne daß eine tatſächliche oder rechtliche Vermutung 
für die eine oder andre Auffaſſung Platz greift. 

Zunächſt iſt das zwiſchen den mehreren Mietern oder Pächtern begründete 
Rechtsverhältnis zu unterſuchen und zu erörtern, ob ſich nicht hieraus das 
Recht der Erben auf die Kündigung mit Wirkung für den andern Vertrags⸗ 
genoſſen ergebe. Nach der einwandfreien Annahme des Ber.-Gerichts beſtand 
zwiſchen beiden Pächtern ein Geſellſchaftsverhältnis. Gemäß § 727 BGB. 
wird die Geſellſchaft durch den Tod eines der Geſellſchafter aufgelöſt, wenn 
ſich nicht aus dem Geſellſchaftsvertrage etwas andres ergibt. Im Fall der 
Auflöſung der Geſellſchaft durch den Tod eines Geſellſchafters würde bei 
Bejahung der Unkündbarkeit des noch bis 1925 dauernden Pachtvertrags 
ſich die Auseinanderſetzung über die Geſellſchaft noch jahrelang hinausziehen. 
Möglicherweiſe laſſen ſich auch aus der Art der Beteiligung der einzelnen 
Geſellſchafter an der Geſellſchaft und deren perſönlicher und wirtſchaftlicher 
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Lage Schlüſſe darauf ableiten, ob die Erben im Hinblick auf die gebotene 
gegenſeitige Rückſichtnahme zur Kündigung mit Wirkung für den überlebenden 
Mitpächter befugt ſeien. Man denke an den Fall, daß die Erben kleine Kinder 
ſind, während der Erblaſſer ein betriebſamer, tüchtiger Mann war, der gerade 
für die Ausübung des geſchloſſenen Geſellſchafts- und Pachtvertrags beſonders 
ſachkundig und geeignet war. 

Weiterhin bedarf das Pachtverhältnis ſelbſt einer Prüfung dahin, ob 
ſich nicht aus deſſen Geſamtumſtänden ein auch gegen den Verpächter wirk⸗ 
ſames Kündigungsrecht der Erben ergebe. Die Pacht gehört zu den Verträgen, 
die in beſonderem Maße den Grundſätzen von Treu und Glauben unterworfen 
ſind. In mannigfacher Beziehung muß bei der Pacht als einem auf eine 
gewiſſe Dauer eingegangenen Rechtsverhältniſſe der Veränderung der Um⸗ 
ſtände Rechnung getragen werden. Eine ſolche beſonders ſchwerwiegende 
Veränderung bringt gerade der Tod des Mieters oder Pächters mit ſich. Die 
hierauf beruhende Vorſchrift des § 569 BGB. iſt dazu beſtimmt, Härten und 
Unbilligkeiten auszugleichen. Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt zu erwägen, 
ob nicht auch der Verpächter insbeſondere, wenn er das Verhältnis der meh⸗ 
reren Pächter unter ſich kennt, die Löſung der ganzen Pacht ſich anſinnen 
laſſen müſſe. 

Da das Ber.⸗Gericht bisher den Sachverhalt nach den beſprochenen, 
für die Entſcheidung erheblichen Richtungen noch keiner Erörterung unter- 
zogen hat, ſo war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zu 
anderweitiger Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.-Gericht zurück⸗ 
zuverweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. Juni 1917. Kl. u. G. (Kl.) 
w. R. III. 25/17. Auch in RGentſch. 90 Nr. 85 S. 328. 


70. Umwandlung einer Sinſenſchuld in eine Darlehnsſchuld; Folgen für 
die Verjährung und für die Dersinfung. 
BGB. §§ 607. Abſ. 2, 225. 248. 

Der Klaganſpruch ſtützt ſich auf die Vereinbarung v. 15. April 1901, wo⸗ 
nach der Beklagte dem Erblaſſer der Kläger gegenüber die Verpflichtung etme 
gegangen iſt, ſchriftliche Schuldanerkenntniſſe dahin abzugeben, daß er die 
jeweils rückſtändigen Zinſen des ihm vom klägeriſchen Erblaſſer gewährten 
Darlehns als neue Darlehen ſchulde. 

Eine ſolche Vereinbarung iſt nicht um deswillen nichtig, weil ſie, wie 
Beklagter meint, gegen § 225 Satz 1 BGB. verſtieße. Allerdings hat hier die 
vereinbarte Umwandlung der Zinsſchuld in eine Darlehnsſchuld auch die 
Wirkung, daß von der Umwandlung an die Schuld nicht mehr gemäß § 197 
BGB. in 4 Jahren, ſondern gemäß 8 195 BGB. in 30 Jahren verjährt. 
Nach der Umwandlung in ein Darlehn (§ 607 Abſ. 2 BGB.) liegt eine Bins- 
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ſchuld nicht mehr vor, die Schuld iſt vielmehr Darlehnsſchuld geworden und 
kann auch nur innerhalb der regelmäßigen Verjährungsfriſt verjähren; 
vgl. RG. in JW. 1906, 458; Oertmann Anm. 2 b yy und Anm. 3b zu § 196 BGB.; 

Planck Anm. 1 zu 5 196 BGB.; Komm. von RGRäten Anm. 1 zu § 196 BGB.; 

Enneccerus BR. § 214 I; abweichend v. Staudinger Anm. 5 zu § 196 BGB. 

Aber ein ſolcher Einfluß der Vereinbarung auf die Verjährungsfriſt kann 
noch nicht ausreichen, das Geſchäft als nichtig gemäß § 225 BGB. erſcheinen 
zu laſſen. Wollte man dies annehmen, ſo würde in jeder Stundung der For⸗ 
derung, die gemäß § 202 BGB. die Verjährung hinausſchiebt, ein Verſtoß 
gegen § 225 BGB. zu finden fein. Das Reichsgericht hat dieſe Auslegung 
bereits verworfen und hat ausgeführt, daß unter § 225 BGB. nur ſolche 
Geſchäfte fielen, die unmittelbar auf eine Erſchwerung der Verjährung gerichtet 
ſeien, nicht aber ſolche, die nur in ihren Folgen mittelbar zu dieſer Erſchwerung 
führten (vgl. Warneyer RGRſpr. 1908 Nr. 53; 1911 Nr. 259). Die Um⸗ 
wandlung einer Zinsſchuld in eine Darlehnsſchuld iſt geſetzlich geſtattet durch 
die Vorſchrift des § 607 Abſ. 2 BGB., die eine ſolche Umwandlung allgemein 
zuläßt ohne Rückſicht darauf, auf welchem Schuldgrunde die urſprüngliche 
Verbindlichkeit beruht. Iſt die Umwandlung zuläſſig, ſo muß auch der hier 
vorliegende Vertrag zuläſſig ſein, wonach ſich der Schuldner zur Vornahme 
der Umwandlung verpflichtet. Die Folgen für die Verjährung ergeben ſich 
dann aus der ſtattgehabten Umwandlung. Gegen § 225 Satz 1 BGB. ver- 
ſtößt aber die Abrede nicht, weil ſie nicht zum Gegenſtande hat eine vertrag⸗ 
mäßige Verlängerung der Verjährung für eine ihrem Schuldgrund nach un⸗ 
verändert bleibende Schuld, ſondern weil ſie auf Umwandlung des urſprüng⸗ 
lichen Schuldgrundes gerichtet iſt und dadurch erſt in weiterer Folge die Er⸗ 
ſchwerung der Verjährung bewirkt. Dieſe Verjährungserſchwerung iſt alſo 
nicht der Gegenſtand einer hierauf gerichteten Vereinbarung, ſondern ſie iſt 
die geſetzliche Folge der über die Anderung des Schuldgrundes getroffenen 
Abrede. Inwieweit der Umwandlungsabrede das nicht zum Inhalt des Ge- 
ſchäfts erhobene Motiv zugrunde lag, die Verjährung zu erſchweren, kommt 
für den rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtand nicht in Betracht. 

Beklagter will weiter die Nichtigkeit der Abrede daraus herleiten, daß 
Beklagter außer der Verpflichtung, anzuerkennen, daß er die rückſtändigen 
Zinſen als Darlehen ſchulde, in der Vereinbarung v. 15. April 1901 ferner 
die Verpflichtung übernommen habe, dieſe neuen Darlehen wiederum mit 
4% zu verzinſen. Richtig iſt, daß dieſes letztere Verſprechen gegen § 248 Abſ. 1 
BGB. verſtößt und daher nichtig iſt. Wenn demgegenüber geltend gemacht 
wird, daß eben nicht die urſprünglichen Zinſen, ſondern die umgewandelten 
Darlehen verzinſt werden follten, fo läßt die Ausnahmevorſchrift des § 248 
Abſ. 2 Satz 1 BGB. erkennen, daß der § 248 Abſ. 1 BGB. auch gegenüber 
ſolchen Umwandlungsgeſchäften Geltung beanſprucht, denn im Abſ. 2 Satz 1 
des § 248 iſt als ausnahmsweiſe unter gewiſſen Vorausſetzungen zuläſſig ge⸗ 
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rade ein ſolches Umwandlungsgeſchäft aufgeführt, woraus fic) ergibt, daß es 
beim Fehlen dieſer beſonderen Vorausſetzungen unter das Verbot des Abſ. 1 
fällt. Tatſächlich bietet die Vereinbarung, daß die Zinsſchuld als neue Dar⸗ 
lehnsſchuld gelten ſolle, beſonders leicht dem Gläubiger den Anlaß, ſich Zinſes⸗ 
zinſen auszubedingen, und es iſt auch aus dieſem Grunde anzunehmen, daß 
das Verbot des § 248 Abſ. 1 BGB. ſich auch auf Zinſen umgewandelter Zinſen 
erſtreckt. | | 
Demnach iſt ein Teil der Vereinbarung v. 15. April 1901 nichtig, und die 
Folge iſt nach § 139 BGB., daß das ganze Rechtsgeſchäft nichtig iſt, wenn 
nicht dargetan wird, daß es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen ſein 
würde. Mit dem Landgericht iſt aber dieſe letztere Ausnahme als hier vor⸗ 
liegend anzuſehen. | 
Urteil des OLG. zu Kiel (2. BG.) v. 16. Jan. 1917. H. w. F. U. II. 98/15. 
SchlHolſt. Anz. 1917, 225. 


71. Die einfeitige Verfügung eines Geſamthänders über feinen Anteil 
kann durch Genehmigung wirkſam werden. 
| BOB. §§ 185. 719. 


Die Zeugen H. und P. waren als Geſellſchafter Miteigentümer des 
Grundſtücks; ſie konnten daher nur gemeinſchaftlich über die Mieten verfügen, 
ſie alſo auch nur gemeinſchaftlich abtreten, wie das Landgericht zutreffend 
ausgeführt hat. In der Tat handelt es ſich, wie der Wortlaut der Abtretungs⸗ 
erklärungen ergibt und wie die Vernehmung der Zeugen H. und P. völlig 
klargeſtellt hat, bei den fraglichen Abtretungen nicht um eine gemeinſchaftliche 
Verfügung der beiden Miteigentümer. Jeder von ihnen iſt der irrigen Mei⸗ 
nung geweſen, daß er — ohne Rückſicht auf ſeinen Miteigentümer — in der 
Lage ſei, frei über die Hälfte der Mieten als ſeinen Anteil zu verfügen, und 
hat in dieſem Sinne mittels Abtretung verfügt. Eine ſolche nach § 719 BGB. 
unzuläſſige Verfügung iſt aber keineswegs nichtig. Nach § 185 BGB. iſt eine 
Verfügung, die ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand trifft, wirkſam, 
wenn ſie mit Einwilligung des Berechtigten erfolgt und ſie wird wirkſam, 
wenn der Berechtigte ſie genehmigt. Wenn alſo die Zedenten überhaupt 
keinerlei Recht an den abgetretenen Mieten beſeſſen hätten, wäre die Ab⸗ 
tretung durch die Genehmigung des Forderungsinhabers zur Wirkſamkeit 
gelangt. 

Nicht anders kann die Sachlage ſich deswegen geſtalten, weil die Mieten 
Geſamthandsvermögen waren. Wenn man mit dem Reichsgericht (Entſch. 65 
S. 231) annimmt, daß die einzelnen Geſellſchafter, wenn ſie über das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen Verfügung treffen, damit über eigene, ihnen gehörige Ver⸗ 
mögensgegenſtände verfügen, fo iſt zwar 8 185 BGB. nicht unmittelbar 
anwendbar, es handelt ſich aber dann um eine Verfügung des Berechtigten, 
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zu der ihm — da die Verwaltung und demgemäß die Verfügung nur allen 
Berechtigten gemeinſam zuſteht — die Verfügungsmacht fehlt. Ein auf jol- 
cher Beſchränkung der Verfügungsmacht beruhendes Hindernis wird aber 
durch die Zuſtimmung derjenigen Perſonen, in deren Intereſſe die Verfügungs⸗ 
macht des Berechtigten beſchränkt iſt, aufgehoben; denn wenn ſchon nach 
§ 185 BGB. die Verfügung eines Nichtberechtigten durch Zuſtimmung des 
Berechtigten wirkſam wird, ſo fehlt jeder Grund, ſolcher Zuſtimmung die 
Wirkſamkeit zu verſagen, wenn es ſich nur um einen Mangel der Verfügungs⸗ 
macht handelt; der geſetzgeberiſche Gedanke des § 185 BGB. trifft in einem 
ſolchen Falle nur in BEN Maße zu (vgl. dazu v. Tuhr B. R. 2 8 60 
Anm. 19). 

Nimmt man dagegen an, daß das Geſamthandvermögen und demgemäß 
die einzelnen Vermögensgegenſtände vom Einzelvermögen der Teilhaber 
völlig getrennt ſind, daß Subjekt des Geſamthandvermögens nicht die einzelnen 
Teilhaber, ſondern nur die Teilhaber in ihrer Geſamtheit als Perſonengruppe 
ſind, ſo handelt es ſich bei der Verfügung eines Teilhabers über einen Gegen⸗ 
ſtand des Geſamtvermögens unmittelbar um einen Fall des § 185 BGB.; 
er iſt nicht nur in der Verfügung über den Gegenſtand im Hinblick auf das 
Mitverwaltungsrecht der übrigen Geſamthänder beſchränkt, ſondern es fehlt 
ihm als einzelnem auch die nur der Geſamtheit daran zuſtehende Berechtigung. 
Die Verfügung des einzelnen iſt bei dieſer Auffaſſung nicht anders anzuſehen 
denn als eine Verfügung über eine fremde Sache. 

Die vorliegenden Abtretungen ſind daher infolge der gegenſeitigen Ge⸗ 
nehmigungen wirkſam geworden. | 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 14. Nov. 1917. W.E. E. w. 

R. Chr. u. L. B. Bf. IV. 233/ 379/15. Nö. 


— 


72. Der Differenzeinwand verſtößt auch dann nicht gegen die guten 
Sitten, wenn er ſchon beim Dertragſchluß beabſichtigt war. 
BGB. 88 764. 138. 

Der Kläger hatte im Jahr 1912 mit dem Beklagten Termingeſchäfte in 
Kupfer gemacht. Er klagte einen Saldo von 900 .K ein und machte zugleich 
in Erwartung des dann auch erhobenen Differenzeinwandes geltend, daß der 
Beklagte von vornherein bei Eingehung der Geſchäfte die Abſicht gehabt habe, 
einen Gewinn einzuſtreichen und den Verluſten mit dem Einwande der Un⸗ 
klagbarkeit des Geſchäfts zu begegnen. Der Beklagte jet daher ſchadenerſatz— 
pflichtig und fein, des Klägers Schaden belaufe ſich auf mehr als 900 1. Die 
Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Da die Erklärungen des Klägers dahin zu verſtehen find, daß 
er die Klage nicht mehr darauf ſtützen will, daß es ſich um zugelaſſene Börſen⸗ 
termingeſchäfte handle, und daß er das Vorhandenſein der Vorausſetzungen 
des § 764 BGB. nicht mehr beſtreiten will, fo ſteht nunmehr feſt, daß durch 
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die der Klage zugrunde liegenden Geſchäfte eine Verbindlichkeit nicht be⸗ 
gründet worden iſt. 

Aber auch ein Schadenerſatzanſpruch ſteht dem Kläger nicht zu. Denn 
wenn der Beklagte, wie der Kläger behauptet, von vornherein die Abſicht 
gehabt haben ſollte, falls ſich Differenzen zu ſeinen Laſten ergeben würden, 
dieſe nicht zu bezahlen, ſondern von dem ihm geſetzlich zuſtehenden Rechte 
der Erfüllungsverweigerung Gebrauch zu machen, ſo war dies ein Umſtand, 
mit dem der Kläger von vornherein rechnen mußte. Indem der Kläger in 
ſeinen Schlußſcheinen von den offiziellen Börſenbedingungen zu ſeinem Vor⸗ 
teile ſo weit abwich, daß ſeine Termingeſchäfte den Charakter als zugelaſſene 
Geſchäfte verloren, ſetzte er ſich ſtets der Möglichkeit aus, daß ſeine Kundſchaft 
mit Berufung auf die geſetzlichen Beſtimmungen die Erfüllung verweigerte. 
Er war alſo von Anbeginn auf den guten Willen der Kundſchaft angewieſen; 
geſetzliche Zwangsmittel ſtanden ihm gegen ſie nicht zu Gebote. | 

Wenn nun der Beklagte für den Fall des Fehlſchlages feiner Spekulationen 
von vornherein die ihm immer auch ohne ſein Zutun offenſtehende Möglich⸗ 
keit ins Auge faßte und die Abſicht hegte, ſich der Bezahlung der Differenzen 
durch Berufung auf das Geſetz zu entziehen, ſo iſt darin ebenſowenig eine vor⸗ 
ſätzliche, gegen die guten Sitten verſtoßende Schädigung des Klägers i. S. 
des § 826 BGB. zu erblicken, wie etwa darin, daß der Beklagte ohne urſprüng⸗ 
liche Abſicht erſt nach eingetretenem Verluſt der Klage gegenüber von ſeinen 
Rechtsbehelfen Gebrauch gemacht hätte. Die Geltendmachung geſetzlicher 
Rechte kann nur im Fall der Schikane (§ 226 BGB.) unter den Geſichtspunkt 
von Treu und Glauben gebracht werden (vgl. auch RG. in JW. 1909, 54), 
wie ſchon der Satz des römiſchen Rechts es ausſpricht: nullus videtur dolo 
facere, qui suo jure utitur. 

Dafür, daß der Beklagte beſondere Anſtalten getroffen hätte, um den 
Kläger in dem Glauben zu feſtigen, daß er es mit einem zuverläſſigen Manne 
zu tun habe, der nie daran denken würde, ſich der Bezahlung der Differenzen 
zu entziehen und daß der Kläger auf dieſe Weiſe zur Anknüpfung der Geſchäfts⸗ 
verbindung mit dem Beklagten verleitet worden wäre, iſt nichts hervor⸗ 
getreten und von dem Kläger auch nichts behauptet worden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 13. Okt. 1917. S. (Kl.) w. Br. 
Bf. II. 75/17. B. 


73. Die Befriſtung des Hypothekſchuldners nach der BRD O. 
v. 8. Juni 1916 kommt auch dem Bürgen zugute. 
Vgl. oben Nr. 50. 
BGB. §§ 767 ff. 
Die Beklagte hatte ſich für eine der Klägerin zuſtehende Hypotheken⸗ 
forderung von 18000 % ſelbſtſchuldneriſch verbürgt. Das Hyp.⸗Kapital 
wurde zum 1. Juli 1916 gekündigt, dem Hyp.⸗Schuldner aber nach der BRVO. 
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v. 8. Juni 1916 (RGBl. 62) eine Zahlungsfriſt bis zum 1. Juli 1918 bewilligt. 
Die Klägerin verlangte nun Zahlung von der Beklagten als Bürgin; die 
Klage wurde aber in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach §4 BRVO. über die Geltendmachung von Hypotheken ꝛc., v. 
8. Juni 1916 kann das Amtsgericht des dinglichen Gerichtsſtandes dem an⸗ 
erkennenden Schuldner eine Zahlungsfriſt bewilligen. Dieſe Friſt wirkt nach 
86 wie eine vom Gläubiger bewirkte Stundung. Damit ift zum Ausdruck 
gebracht, daß die Friſt ganz allgemein und in jeder Beziehung die Bedeutung 
einer Stundung hat. Wirtſchaftliche und dem angeblichen Zwecke des Geſetzes 
entnommene Ergänzungen, wie fie die Vorinſtanz im Anſchluß an die Aus- 
führungen des OLG. Stuttgart im Recht 1916 Nr. 323 anſtellt, können — 
ganz abgeſehen von der Frage ihrer Richtigkeit — dieſer allgemeinen Faſſung 
gegenüber nicht ins Gewicht fallen und nicht dahin führen, den § 6 einſchränkend 
dahin auszulegen, daß die Friſt nur im Verhältnis zwiſchen Gläubiger und 
Hauptſchuldner wie eine Stundung wirke. Es finden darnach die allgemeinen 
rechtlichen Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetzbuchs über die Wirkung einer 
dem Hauptſchuldner vom Gläubiger gewährten Stundung für den Bürgen 
Anwendung. Dieſe Wirkung wird gemäß der akzeſſoriſchen Natur der Bürg⸗ 
ſchaft durch § 768 Abſ. 1 Satz 1 BGB. dahin beſtimmt, daß der Bürge die 
Stundungsbewilligung als eine dem Hauptſchuldner zuſtehende Einrede 
auch für ſich geltend machen kann. Das Recht des Bürgen in dieſer Beziehung 
geht ſogar ſo weit, daß einer entgegenſtehenden Abrede zwiſchen Gläubiger 
und Hauptſchuldner die Wirkſamkeit verſagt wird (RGEntſch. 56, 312; 59, 228). 

In der Rechtſprechung iſt die zu entſcheidende Frage, ſoweit erſichtlich, 
unter der Herrſchaft der Bkm. v. 8. Juni 1916 noch nicht erörtert. Das von 
der Vorinſtanz angezogene Urteil des OLG. Stuttgart iſt unter der Herrſchaft 
der älteren Verordnungen, die im weſentlichen einen nur prozeſſualen Inhalt 
hatten und eine dem § 6 entſprechende Beſtimmung nicht enthielten, ergangen. 
Im Schrifttum iſt die Frage ſtreitig. Stillſchweig in JW. 1916, 1071 geht 
davon aus, daß ſchon das Inkrafttreten der Bekanntmachung, nicht erſt die 
gerichtliche Friſtbewilligung im Einzelfalle den Beſtand der Verbindlichkeit 
des Hauptſchuldners beeinträchtige und ſpricht darnach dem Bürgen auch in 
dem Falle, daß der Hauptſchuldner eine Friſtbewilligung noch nicht erlangt 
hat, ein wenn auch kraft der akzeſſoriſchen Natur beſchränktes Recht auf die 
Befriſtung zu. Auf der andern Seite iſt Scholz in JW. 1916, 926 der Meinung, 
daß die Verordnung ausſchließlich den Hyp.⸗Schuldner ſchützen wolle. Zwei⸗ 
felnd iſt anſcheinend Zweigert nach Güthe-Schlegelberger Kriegsbuch 3, 78. 
Eine Mittelmeinung vertritt Nußbaum JW. 1916, 932; er gewährt dem 
Bürgenden Schutz jedenfalls dann, wenn der Hauptſchuldner die Zahlungsfriſt 
erwirkt hat. Dieſer Meinung war beizutreten.“ 

Urteil des OLG. zu Braunſchweig (1. Sen.) v. 11. Jan. 1918. 1 V. 
74/17. A. H. 
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74. Über die Haftung der Bank aus einem gefälſchten Scheck. 
ScheckG. § 8. 

Die Klägerin klagte gegen die Beklagte auf Zahlung von 1598,65 M 
mit Zinſen mit der Behauptung: Im Dezember 1913 habe ihr damaliger 
Buchhalter W. einen ihr von der Firma St. & R. überſandten Orderſcheck 
über 1598,65 4 auf die Filiale der Vogtländiſchen Bank in R. unberechtigt 
mit dem Giro ihres Prokuriſten F. Sch. verſehen und bei der Filiale W. der 
Beklagten diskontiert, den Erlös aber in eigenem Nutzen verwendet. Die 
Beklagte ſei ihr zum Schadenerſatze verpflichtet, weil ſie an den nicht be⸗ 
rechtigten Dritten gezahlt, und weil ſie in grober Fahrläſſigkeit unterlaſſen 
habe, die Namenszeichnung F. Sch. zu prüfen. — Das Oberlandesgericht 
beſtätigte die vom Landgericht ausgeſprochene Klagabweiſung mit folgender 
Begründung: 

„Ob das Indoſſament auf dem der Klage zugrunde liegenden Scheck 
von W. gefälſcht worden iſt, kann für die Entſcheidung dahingeſtellt bleiben. 

Für die Entſcheidung iſt zunächſt weſentlich, ob die Klägerin die Beklagte 
zur Herausgabe des Schecks hätte anhalten können, wenn ſie die behauptete 
Veruntreuung und Fälſchung entdeckt hätte, während die Beklagte noch im 
Beſitz des Schecks war. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß die Beklagte, wenn 
ſie nach Scheckrecht den Scheck ſelbſt nicht herauszugeben hatte, aus dieſem 
Rechte auch den Geldbetrag nicht herauszugeben braucht, der ſpäter an die 
Stelle des Schecks infolge der Einlöſung durch die Vogtländiſche Bank getreten 
iſt. In dieſer Hinſicht kommt zunächſt folgendes in Betracht. 

Der Scheck bezeichnete als Zahlungsempfänger die Klägerin oder deren 
Order, war alſo zweifellos durch Indoſſament übertragbar (88 4. 8 ScheckG.) 
Nach § 8 Abſ. 2 finden insbeſondere in betreff der Legitimation ſowie in betreff 
der Verpflichtung des Beſitzers zur Herausgabe die Vorſchriften der Art. 36 
und 74 WO. entſprechende Anwendung. Die Beklagte als nach den Beſtim⸗ 
mungen des Art. 36 WO. — d. h. im vorliegenden Falle durch das einzige 
damals auf dem Scheck befindliche Indoſſament — legitimierte Beſitzerin 
hätte nach Art. 74 WO. zur Herausgabe des Schecks ſelbſt nur dann angehalten 
werden können, wenn die Klägerin ihr nachwies, daß ſie den Scheck in böſem 
Glauben erworben habe oder daß ihr bei dem Erwerb eine grobe Fahrläſſig⸗ 
keit zur Laſt falle. Das gilt ſelbſt wenn man davon ausgeht, daß ſich die nach 
§ 8 ScheckG. anwendbare Beſtimmung in Art. 36 WO., wonach der Zahlende 
nicht verpflichtet iſt, die Echtheit der Indoſſamente zu prüfen, nur auf den 
Wechſelſchuldner bezieht, nicht aber auch auf den Erwerber eines Wechſels 
im Wege der Diskontierung. Das Geſetz fordert in Art. 36 WO. nicht eine 
Reihe von erſten Indoſſamenten. Der falſche Schriftakt ſteht, was die wirk⸗ 
fame Übertragung des Rechts aus dem Wechſel (oder Scheck anlangt, dem erſten 
Schriftakt gleich. Auch der erſte gutgläubige Nehmer erwirbt auf Grund des 
falſchen Indoſſaments das Recht aus dem Wechſel (Scheck). Sein Erwerb 
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iſt keineswegs immer ein grobfahrläſſiger, wenn er ſich über die Echtheit des 
Indoſſaments nicht vergewiſſert. Nicht der redliche Erwerber, der das Papier 
unmittelbar von dem Fälſcher durch Indoſſament erwirbt, ſoll den Schaden 
tragen, ſondern der frühere Wechſelgläubiger. Seine Sache iſt es, ſich an den 
Fälſcher zu halten. Die Sicherheit des Verkehrs fordert, daß für das Indoſſa⸗ 
ment des Fälſchers der Grundſatz, wonach niemand mehr Rechte übertragen 
kann als er ſelbſt hat, hier nicht gelten darf. Der Fälſcher hatte zwar nicht 
das Recht, aber die tatſächliche Möglichkeit, über das Papier zu verfügen. 
Daher genügte für den Übergang des Rechts aus dem Papier ſein Schriftakt. 
Dieſe Ausführungen Grünhuts in ſeinem Wechſelrecht 2, 114 ff. ſind allent⸗ 
halben zu billigen. 

Daß nun im vorliegenden Fall die Beklagte beim Erwerbe des Schecks 
in böſem Glauben geweſen ſei, daß alſo der für ſie tätig gewordene Angeſtellte 
die Unechtheit des Giros gekannt habe (Staub⸗Stranz WO. Art. 74 Anm. 3), 
behauptet die Klägerin ſelbſt nicht. Das iſt auch durch die Umſtände des Falles 
in keiner Weiſe beanzeigt. Ebenſowenig iſt aber eine grobe Fahrläſſigkeit der 
Beklagten gegeben. — — — 

Nach alledem hätte aus dem Scheckrecht die Klägerin den Anſpruch auf 
Herausgabe des Schecks nicht erheben können. Sie kann folgeweiſe auch nicht 
einen an deſſen Stelle getretenen Anſpruch haben. — — — 

Klagegründe des Zivilrechts, auf welche Schadenerſatz⸗ oder Bereicherungs⸗ 
anſprüche geſtützt werden ſollen, würden nur inſoweit zuläſſig ſein, als ſie die 
Grundſätze des Scheckrechts nicht berühren. In dieſer Hinſicht hat aber die 


Klägerin nichts Beachtliches vorgebracht. — — —" 
Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 31. Jan. 1917. Schr. w. A. 
2 O. 12/16. F- ch. 


75. Derjährungsfrift für den Rückgriff der Berufsgenoſſenſchaft gegen 
den Unternehmer, wenn die Klage erſt nach Inkrafttreten der RVerf.- 
Ordnung erhoben iſt. 

Vgl. 71 Nr. 85. | 
RVO. § 907, Einf. Art. 6; Gew. § 138; Einf®. z. BSB. Art. 169. | 
Am 6. Dezember 1912 erlitt der im Fleiſchereigeſchäft der Beklagten 

beſchäftigte Schulknabe S. dadurch einen Betriebsunfall, daß er beim Wurſt⸗ 
machen mit der rechten Hand in den durch einen elektriſchen Motor getriebenen 
Fleiſchwolf geriet und dadurch dieſe Hand verlor. Durch Beſcheid der Flei⸗ 
ſchereiberufsgenoſſenſchaft v. 5. April 1913 hat dieſe dem Verletzten vom 
7. März 1913 an eine vorläufige Unfallrente und durch Beſcheid v. 28. Sept. 
1914 eine Dauerrente zugebilligt. Den Erſatz für dieſe Renten verlangte ſie 
mit der Klage von der Beklagten, die dagegen u. a. die Einrede der Verjährung 
erhob. Dieſe Einrede wurde verworfen: 
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„Der Unfall hat am 6. Dez. 1912 ſtattgefunden. Die Reichs Verſich⸗ 
Ordnung, ſoweit ſie hier intereſſiert, iſt erſt am 1. Februar 1913 in Kraft 
getreten. Nun ſagt allerdings ein Urteil des Reichsgerichts v. 10. Mai 1915 
(JW. 1915, 797) und ein andres v. 23. Dez. 1914 (Warneyer Rechtſpr. 1915, 96), 
daß in ſolchem Falle auf die Inanſpruchnahme des Unternehmers durch die 
Berufsgenoſſenſchaft für Aufwendungen die RVerſOrdnung Anwendung 
finde. Allein damit ſind die Verjährungsvorſchriften nicht betroffen. Für die 
Verjährung gibt vielmehr Art. 6 EinfGeſ. z. RVerſO. beſondere Beſtimmungen. 
Nach Abſ. 3 desſ. beſtimmt ſich der Beginn der Friſten allemal nach altem 
Recht, wenn der Unfall vor dem 1. Jan. 1913 ſtattgefunden hat. Daß hier 
unter den Friſten die Verjährungsfriſten einbegriffen ſind, folgt ſchon aus der 
ganz allgemeinen Faſſung des Geſetzes und wird auch in der Begründung 
zum Geſetze ausdrücklich hervorgehoben (Hannow Komm. RVerſO. I Art. 6 
Note 1). Darnach wurde hier alſo mit dem 6. Dez. 1912 die Verjährungsfriſt 
in Lauf geſetzt. Über die Dauer dieſer Friſt ſchreibt Art. 6 Abſ. 2 vor, daß 
das alte Recht maßgebend ſei, wenn darnach die Friſt länger ſei als nach 
der RVerſO. Das ijt hier der Fall. Nach § 138 Gew. verjährt der Erſatz⸗ 
anſpruch, da kein ſtrafgerichtliches Urteil ergangen war, erſt in zwei Jahren 
nach dem Unfalle. Gemäß § 907 RVerſO. würde dagegen die Verjährungs⸗ 
friſt nur ein Jahr betragen. Die zweijährige Verjährungsfriſt, die ebenfalls 
ſchon vor der Klagerhebung abgelaufen geweſen ſein würde, iſt hier aber 
gemäß § 138 GewllG. dadurch unterbrochen, daß Beklagter gegen die Mit- 
teilung des Vorſtandes der Berufsgenoſſenſchaft von der beabſichtigten Geltend⸗ 
machung des Erſatzanſpruchs am 23. Mai 1914 die Genoſſenſchaftsverſammlung 
angerufen hat. Vom letztgenannten Tage an lief alſo nach ausdrücklicher 
Geſetzesvorſchrift eine neue Verjährungsfrjſt, die bei der am 4. Jan. 1915 
erfolgten Klagerhebung noch nicht beendigt war.“ 

Urteil des OLG. zu Braunſchweig (2. Senat) 18. Jan. 1916. 2 V. 

75/15. | A.H. 


76. Beamtenhaftung; die Koften eines Vorprozeſſes gegen einen 
dritten Erſatzpflichtigen als mittelbarer Schaden. 
Vgl. 71 Nr. 208. 
BOB. § 839; RGeſ. v. 22. Mai 1910. 

Am 7. Sept. 1912 ſchleppte der Schlepper Roland den mit Weizen be⸗ 
ladenen Leichter Joachim, von Brunsbüttel kommend, durch den Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Kanal. Der Schlepper wurde von dem Kanallotſen B. geführt. In 
der Nähe von km 75,5 ſtieß der Leichter mit dem entgegenkommenden ſchwe⸗ 
diſchen Dampfer Freya zuſammen. Er ſprang leck und ſeine Weizenladung 
wurde beſchädigt. Sie war bei den Klägern verſichert, die den Schaden den 
Ladungseigentümern erſetzten und dann zunächſt Klage auf Erſatz des Schadens 
gegen den Eigner des Leichters Joachim, Auguſt P. in Hamburg, erhoben. 
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In dieſem Prozeſſe ſtand der jetzige Beklagte auf Streitverkündung der 
Kläger ihnen in allen drei Inſtanzen als Nebenintervenient zur Seite. Die 
Klage wurde rechtskräftig abgewieſen. In einem neuen Rechtsſtreit verlangten 
die Kläger von dem Reichsfiskus Erſatz des Schadens, und zwar zuzüglich der 
Koſten des Vorprozeſſes. — Das Landgericht wies durch Teilurteil den Klag⸗ 
anſpruch in betreff der genannten Soften (6719,51 4) nebſt Zinſen ab. Auf 
Berufung der Kläger wurde der Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt; die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Kläger gründen ihren Anſpruch auf Erſtattung der Koſten des Vor⸗ 
prozeſſes auf § 839 BGB. und 81 Gef. v. 22. Mai 1910 über die Haftung 
des Reichs für feine Beamten. In tatſächlicher Beziehung hat das Ber. 
Gericht feſtgeſtellt, der Verlauf des Vorprozeſſes habe erwieſen, daß gegrün⸗ 
deter Anlaß für die Kläger vorgelegen habe, zunächſt den Schiffseigner P. 
zu belangen, auch habe der jetzige Beklagte im Vorprozeſſe als Nebeninter⸗ 
venient ſeine ernſtliche Meinung dahin zu erkennen gegeben, daß ein Dritter 
(P.) für den eingetretenen Schaden hafte. Unter dieſen Umſtänden müſſe 
— ſo führt das Ber.⸗Gericht weiter aus — der Beklagte die Koſten auch 
des Vorprozeſſes als jog. indirekten Kolliſionsſchaden tragen. Die gegen 
dieſes Ergebnis von der Reviſion erhobenen Bedenken ſind nicht gerecht⸗ 
fertigt. 

Das Ber.⸗Gericht verweiſt in den Gründen des angefochtenen Urteils 
auf mehrere Entſcheidungen des Hanf. Oberlandesgerichts (HanſGZ. Hauptbl. 
1901 Nr. 32; 1905 Nr. 125; 1909 Nr. 39; 1911 Nr. 46). In dieſen Erkennt⸗ 
niſſen wird als Grundſatz aufgeſtellt, daß in den Prozeſſen wegen Schiffs⸗ 
zuſammenſtoßes oder in ähnlichen Fällen (vgl. a. a. O. 1911 Nr. 46) die Koſten 
des Vorprozeſſes als mittelbarer Schade dann zuzuſprechen ſeien, wenn ſie 
auf Grund verſtändiger Erwägungen, alſo ohne Verſchulden aufgewandt 
worden ſeien. Dieſe Bedingung liege insbeſondere dann vor, wenn der Ge- 

ſchädigte zunächſt eine Perſon auf Schadenerſatz belangt habe, die ſich nach 
näherer Klärung der Sachlage als nicht verantwortlich erweiſe, und wenn 
er dem — wie ſich ſpäter herausſtellte — wirklich Schuldigen den Streit ver⸗ 
kündet habe, worauf dieſer die Prozeßführung, ſei es ſtillſchweigend, ſei es 
ausdrücklich, namentlich durch Beitritt gutgeheißen habe. Der Schuldige 
könne ſich nicht beklagen, wenn er für die Koſten des von ihm ige Vor⸗ 
prozeſſes aufkommen ſolle. 

Es braucht nach Lage des gegenwärtigen Rechtsſtreits nicht darüber ent- 
ſchieden zu werden, ob die dargelegte Rechtsauffaſſung ohne Einſchränkungen 
zu billigen ſei. Denn der gegenwärtig verfolgte Anſpruch zeigt eine Beſonder— 
heit, welche die Pflicht zur Erſtattung der Koſten des Vorprozeſſes als bedenfen- 
frei erſcheinen läßt. Dem Kanallotſen B., der den Schlepper Roland geführt 
hat, fällt nur Fahrläſſigkeit zur Laſt. Er und hier der an ſeiner Stelle verant— 
wortliche Reichsfiskus kann alſo von dem Geſchädigten nur dann in Anſpruch 
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genommen werden, wenn dieſer „nicht auf andre Weiſe Erſatz zu erlangen 
vermag“ (§ 339 Abf. 1 Satz 2 BGB.). Die Behauptung der Unmöglichkeit, 
anderweitigen Erſatz zu ſuchen, gehört zur Klagebegründung, und die Be⸗ 
weislaſt dafür trifft den Kläger (RGeEntſch. 81, 430; 86, 287, in SeuffA. 71 
Nr. 208). Im vorliegenden Fall kam als andrer Erſatzpflichtiger der im Vor⸗ 
prozeſſe verklagte Schiffseigner P. in Frage. Die Klägerinnen mußten alſo 
davon ausgehen, die Klage gegen das Reich könne nur dann durchdringen, 
wenn von P. kein Schadenerſatz zu erlangen war. Dieſe Vorausſetzung hatten 
die Klägerinnen nachzuweiſen. So erſcheint der Vorprozeß gegen P., mit 
deſſen rechtskräftiger Entſcheidung es nunmehr feſtſteht, daß von dieſem kein 
Erſatz des Schadens zu holen iſt, als eine Maßnahme, welche aus der durch den 
Schiffszuſammenſtoß hervorgerufenen Rechtslage als deſſen natürliche, dem 

gewöhnlichen Verlauf der Dinge entſprechende Folge hervorging. ö 
| Die Reviſion wendet ein, die Erhebung der Vorklage fet nicht auf ein 
Handeln des Lotſen B. zurückzuführen, ſondern beruhe lediglich auf der eigenen 
freien Entſchließung der Klägerinnen. Dies trifft nicht zu. B. hat den Schiffs⸗ 
zuſammenſtoß verſchuldet und iſt für alle daraus erwachſenden Schadens- 
folgen verantwortlich. Eine verſtändige Würdigung der durch den Schiffs⸗ 
unfall geſchaffenen Rechtslage mußte aber die Erſatz ſuchenden Geſchädigten 
oder deren Rechtsnachfolger dazu führen, den Vorprozeß anzuſtrengen. Die 
Reviſion meint zwar, zur Geltendmachung der Anſprüche der Klägerinnen 
gegen den Reichsfiskus ſei es keineswegs erforderlich geweſen, vorher durch 
einen Vorprozeß zu ermitteln, daß P. den Klägerinnen nicht hafte; dies 
hätte fic) auch im Rahmen der Klage gegen den Reichsfiskus feſtſtellen laſſen. 
Dem iſt jedoch ebenfalls nicht beizutreten. Es iſt feſtgeſtellt, daß gegründeter 
Anlaß vorlag, P. für ſchadenerſatzpflichtig zu halten. Aus dieſem Grunde 
ſtand der Erfolg einer in erſter Linie gegen das Reich zu erhebenden Klage 
im ungewiſſen. Eine ſichere Feſtſtellung der Nichthaftung von P. konnte nur 
in einem gegen dieſen ſelbſt geführten Prozeſſe erfolgen. Dies anzunehmen, 
ift hier um jo weniger bedenklich, als die Erhebung des Zeugenbeweiſes fic) 
in einem Prozeſſe gegen P. anders geſtaltete als in dem Rechtsſtreit gegen 
das Reich. Bei der Durchführung des Vorprozeſſes bewegten ſich hiernach 
die Klägerinnen auf dem normalen, durch die Rechtsordnung gewieſenen 
Wege (vgl. Entſch. 81, 433). Sie durften dieſen Rechtsſtreit ebenſowohl 
für erforderlich halten wie der jetzige Beklagte und frühere Nebenintervenient. 


Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 10. Nov. 1917. D. Reich (Bkl.) 
w. Vaterl. VerſGeſ. (OL G. Kiel). I. 123/17. Auch in RGEntſch. 91 
Nr. 56 S. 232. 
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77. Inwieweit iſt dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein 
| Berufswechſel anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordert? 
Vgl. 63 Nr. 13 m. N. 
HaftpflG. § 7; BGB. §§ 254. 843. 

Der verklagte bayeriſche Eiſenbahnfiskus war dem Grunde nach rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden, dem Kläger zur Hälfte den Schaden zu erſetzen, den 
er bei einem Eiſenbahnunfall am 3. Mai 1911 erlitten hatte. Streitig war 
noch, ob und in welcher Höhe der Kläger eine Rente wegen Erwerbseinbuße 
zu beanſpruchen habe. Während das Landgericht eine ſolche bis zum 3. April 
1920 zugeſprochen hatte, begrenzte das Obexlandesgericht durch Teilurteil 
die Dauer der Rente bis zum Kriegsausbruch; es nahm an, daß der Kläger 
bis zum 1. Jan. 1912 monatlich 170 , von da bis 1. Jan. 1914 200 M und 
von da ab 225 M verdient haben würde und durch den Unfall gänzlich erwerbs⸗ 
unfähig geworden ſei. Dementſprechend wurde die Höhe der Rente bemeſſen 
und die Urteilsſumme feſtgeſetzt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Kläger hat bei dem Unfall einen Schädelbruch mit langer Bewußt⸗ 
loſigkeit und ſchwerer Gehirnerſchütterung erlitten und ein Nervenleiden 
davongetragen. Er hatte nach beſonderer Vorbildung und längerer Lehrzeit 
den Beruf als Möbelzeichner ausgeübt, der, wie das Ber.⸗Gericht ſagt, eine 
gewiſſe geiſtige Veranlagung und Gewandtheit erfordert. Nach dem Gut⸗ 
achten der ärztlichen Sachverſtändigen iſt er zu 50% erwerbsbehindert. Das 
Ber.⸗Gericht hält dieſe Erwerbsbeſchränkung als praktiſch der völligen Erwerbs⸗ 
unfähigkeit gleichſtehend. Die Betriebe, für die der Kläger in Betracht komme, 
beſchäftigten Leute nicht, die nur zum Teil arbeitsfähig ſeien, und könnten 
ſie nicht beſchäftigen, ſo daß er in ſeiner früheren Stellung als Zeichner wie in 
ähnlichen Erwerbszweigen jedenfalls bis zum Kriegsausbruch keinen Erwerb 
mehr habe finden können, obwohl er es an gutem Willen zu arbeiten nicht 
habe fehlen laſſen und jeder Anhalt mangle, daß er eine Arbeitsunfähigkeit 
vorgetäuſcht habe. Ein Berufswechſel, ſei es mit neuer Vorbildung, ſei es 
durch Übergang zu gewöhnlicher Handarbeit ſei ihm aber nicht zuzumuten. 

Dieſe Anſicht des Ber.⸗Gerichts iſt allerdings inſoweit nicht zu billigen, 
als es meint, dem Verletzten ſei ein Berufswechſel, der eine neue Vorbildung 
erfordere, ſchlechthin nicht anzuſinnen. Einen allgemeinen Grundſatz dieſes 
Inhalts hat das Reichsgericht, ſoviel erſichtlich, auch nicht aufgeſtellt. Soweit 
der Verletzte den Reſt ſeiner Erwerbsfähigkeit in einer ihm zuzumutenden 
Beſchäftigung nutzbar machen kann, hat er keinen Schaden erlitten und iſt 
der Erſatzpflichtige zu keiner Entſchädigung verbunden. Der Kläger war, als 
ihn der Unfall betraf, 23 Jahre alt, und es iſt nicht einzuſehen, warum an ſich 
ein junger Mann in dieſem Alter nicht gehalten ſein ſollte, wenn er ſeinem 
bisherigen Beruf infolge einer Verletzung nicht mehr nachgehen kann, ſich 
einem andern Beruf zuzuwenden, der feinem Bildungsgrad und feiner gejell- 
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ſchaftlichen Stellung entſpricht und in dem er die ihm verbliebene Arbeits- 
fähigkeit verwerten kann. Ob dem Verletzten die Verpflichtung zu einem ſolchen 
Berufswechſel aufzuerlegen iſt, wird durchaus von den Umſtänden des Einzel⸗ 
falls abhängen. Indes kommt hier auf die irrtümliche Auffaſſung des Ber.- 
Gerichts in dieſem Punkt nichts an; denn, nachdem der Kläger, wie feſtgeſtellt, 
zahlreiche Verſuche, eine neue Lebensſtellung zu begründen, fruchtlos unter⸗ 
nommen hat und aus allen Stellen ausſcheiden mußte, weil er wegen ſeines 
nervöſen Zuſtands ſich als unbrauchbar gezeigt hat, war es Sache der Be⸗ 
klagten, die dafür darlegungs⸗ und beweispflichtig iſt, daß der Kläger, der 
durch den Unfall zur Aufgabe ſeines Berufs gezwungen wurde, anderweitig 
Verdienſt finden könne, Berufe zu bezeichnen, in die der Kläger eintreten 


könne und, falls ſie eine neue Ausbildung erheiſchten, die Koſten dafür zu 


bezahlen oder ihm zur Verfügung zu ſtellen. Der Beklagte hat aber in dieſer 
Richtung nichts vorgebracht und nichts getan, nicht einmal bis zuletzt einen 
Beruf zu benennen gewußt, den der Kläger bei ſeinem Leiden ergreifen könnte. 
Insbeſondere hat er nicht verſucht, den Kläger in dem umfänglichen und viel⸗ 
geſtaltigen Betriebe der Eiſenbahnverwaltung, der faſt für jede Art der Tätig⸗ 
keit eine Gelegenheit bietet, mit einer angemeſſenen und geeigneten Beſchäf⸗ 
tigung anzuſtellen oder ihm nur den Vorſchlag dazu gemacht. Der Beklagte 
hat ſich darauf beſchränkt, vom Kläger zu verlangen, er ſolle niedere Hand⸗ 
arbeit verrichten, wozu er fähig ſei. Dazu iſt jedoch der Kläger zum Vorteil 
des Beklagten, wie das Ber.⸗Gericht zutreffend ausführt, nicht verpflichtet. ——“ 

Urteil des Reichsgerichts v. 28. Jan. 1918 (6. Sen.). W. w. bayer. 

EBFiskus. VL 421/17. (OL G. München.) F—2. 


78. Die Verſäumung der Ausſchlußfriſt für die Anfechtungsklage des 
Kont.-Derwalters berührt nicht das Anfechtungsrecht des? einzelnen 
| Glaubigers. 
AnfG. § 13 Abſ. 4; KO. § 41. 

Die Philipp B.ſchen Eheleute in Nieder⸗R. verkauften 1908 und 1909 
an ihren Sohn Peter B. und deſſen Ehefrau eine Anzahl von Grundſtücken 
in der Gemarkung Nieder⸗R. Der Verkäufer Philipp B. ſtarb am 25. Jan. 
1910. Am 5. Dez. 1910 wurde der Nachlaßkonkurs eröffnet. Zum letzteren 
meldete der Spar⸗ und Kreditverein zu Nieder⸗M. am 20. Dez. 1910 eine 


Forderung an, die in Höhe von 75000 . anerkannt und feſtgeſtellt wurde, 


aber nur zum Teil Deckung fand und mit einem Reſtbetrage ausfiel. Am 3. Sept. 
1912 wurde das Konk.⸗Verfahren eingeſtellt. Der Kläger als Verwalter des 
über das Vermögen des Spar⸗ und Kreditvereins eröffneten Konkurſes focht 
mit der Anfang November 1914 bei Gericht eingereichten Klage die erwähnten 
Kaufverträge und die mit ihnen zuſammenhängenden Rechtshandlungen 


wegen Gläubigerbenachteiligung an. Die Klage wurde jedoch als verſpätet 
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abgewieſen und die vom Kläger hiergegen eingelegte Berufung blieb ohne 
Erfolg. Auf feine Reviſion wurde das Ber.⸗Urteil aufgehoben und die Sache 
an das Ber.⸗Gericht zurüdvermiejen. Aus den Gründen: 

„— — — Der am 5. Dez. 1910 über den Nachlaß des Schuldners, 
Philipp B., eröffnete Konkurs fand am 3. Sept. 1912 durch Einſtellung des 
Verfahrens ſein Ende. Erſt ſpäter, im November 1914, wurde die vorliegende 
Anfechtungsklage erhoben. Der Verwalter im Nachlaßkonkurſe hatte jeiner- 
ſeits die Erhebung einer Anfechtungsklage unterlaſſen; mit Recht zieht hieraus 
der Ber.⸗Richter den Schluß, daß das Anfechtungsrecht des Konk.⸗Verwalters 
infolge Ablaufs der in § 41 KO. geſetzten, mit der Eröffnung des Konk.-Ver⸗ 
fahrens beginnenden einjährigen Ausſchlußfriſt untergegangen jet. Der Ber.⸗ 
Richter zieht daraus aber weiter den Schluß, daß der Ablauf dieſer Friſt auch 
das Anfechtungsrecht des Klägers als Einzelgläubigers zum Erlöſchen gebracht 
habe. Er führt in dieſer Hinſicht zunächſt zutreffend aus, es könne ſich nur 
noch um eine Anfechtung nach § 3 Nr. 1 AnfG. handeln, da die in § 3 Nr. 3 
und 4 beſtimmten Ausſchlußfriſten auch unter Berückſichtigung der Beſtim⸗ 
mungen des § 13 Abſ. 4 AnfG. zur Zeit der Erhebung der Klage abgelaufen 
geweſen ſeien. Nach § 36 KO. werde, fo führt er weiter aus, das Anfechtungs⸗ 
recht während des Konkurſes vom Konk.⸗Verwalter ausgeübt, und zwar als 
Vertreter und im Namen ſämtlicher Konk.⸗Gläubiger, deren gemeinſchaft⸗ 
liches Recht es ſei. Deshalb bringe die Nichteinhaltung der einjährigen Aus⸗ 
ſchlußfriſt des § 41 KO. das Anfechtungsrecht zum Untergang, und zwar 
nicht nur dem Konk.⸗Verwalter, ſondern allen Konk.⸗Gläubigern gegenüber, 
ebenſo wie dies durch Verzicht des Konk.⸗Verwalters, durch Vergleich mit 
dieſem oder durch Erlaß ſeitens desſelben geſchehe. Nach § 13 Abſ. 4 AnfG. 
könne der aus § 41 KO. hergeleitete Einwand der Klage des Klägers entgegen- 
geſetzt werden und ſei ſogar von Amts wegen zu berückſichtigen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung finde in den Motiven zum AnfG. (S. 32) Beſtätigung. Wenn in 
§ 13 Abſ. 4 AnfG. gejagt fet, daß nach der Beendigung des Konk.⸗Verfahrens 
Anfechtungsrechte, deren Ausübung dem Konk.⸗Verwalter zuſtand, von den 
einzelnen Gläubigern nach Maßgabe dieſes Geſetzes verfolgt werden können, 
ſoweit nicht dem Anſpruch entgegenſtehende Einreden gegen den Verwalter 
erlangt ſeien, ſo ſeien, wie ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ergebe, 
unter „Einreden“ nicht nur Einreden im engeren Sinne zu verſtehen, ſondern 
auch Einwendungen andrer Art, insbeſondere die ſtärker als bloße Einreden 
wirkende Einwendung der Erlöſchung des Rechts durch Ablauf der Ausſchluß⸗ 
friſt. Aus den Motiven zu § 34 des Entw. der KO. ſei nicht zu folgern, daß 
§ 34 (41) nur für das Konk.⸗Verfahren gelten ſolle. Es fet nicht anzunehmen, 
daß der Geſetzgeber im Konkurſe die Anfechtung nur während eines Jahres, 
nachher aber noch zehn Jahre lang habe zulaſſen wollen, da ein weſentlicher 
Grund für die Beſtimmung jener kurzen Ausſchlußfriſt der geweſen ſei, für den 
Teilnehmer an den Rechtshandlungen Klarheit bezüglich derſelben zu ſchaffen 


a 
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und ihn nicht für lange Zeit in Ungewißheit über die Gültigkeit derſelben zu 
laſſen. Der Umſtand endlich, daß bei einem über ein Jahr hinaus dauernden 
Konkurſe dem einzelnen Gläubiger das Anfechtungsrecht ganz genommen würde, 
wenn der Konk.⸗Verwalter es nicht ausgeübt habe, ſtehe nicht entgegen, da 
der Konk.⸗Verwalter genügend Zeit gehabt habe, fic) über die Anfechtungs⸗ 
frage ſchlüſſig zu machen, darin auch von dem Einzelgläubiger unterſtützt 
werden könne und ſich bei Verſäumung der Friſt unter Umſtänden den Gläu⸗ 
bigern gegenüber regreßpflichtig 3 

Bei dieſen Ausführungen iſt nicht genügend Rückſicht genommen auf. 
das Verhältnis, in dem die beiden in Betracht kommenden Geſetze, die Kon⸗ 
kursordnung und das Anfechtungsgeſetz, zueinander ſtehen. Die Konkursord⸗ 
nung regelt die Anfechtung im Konkurſe, daneben hat die Anfechtung aufer- 
halb des Konkurſes im Anfechtungsgeſetz ihre beſondere Regelung erfahren. 
Für die Dauer des Konk.⸗Verfahrens gelangt freilich das Anfechtungsrecht 
der einzelnen Gläubiger in die Hand des Verwalters, der zu deſſen Ausübung 
allein berufen iſt (KO. § 36). Keineswegs aber geht das Anfechtungsrecht 
des Einzelgläubigers mit der Eröffnung des Konkurſes unter, ſondern es bleibt 
beſtehen und kann nach der Beendigung des Konk.⸗Verfahrens verfolgt werden, 
allerdings nur ſoweit nicht dem Anſpruch entgegenſtehende Einreden gegen 
den Konk.⸗Verwalter erlangt ſind (AnfG. § 13). Beide Geſetze enthielten 
urſprünglich Beſtimmungen über die Verjährung des Anfechtungsanſpruchs; 
an deren Stelle iſt ſpäter die Feſtſetzung entſprechender Ausſchlußfriſten ge⸗ 
treten. Aber dieſe Beſtimmungen ſtehen ſelbſtändig nebeneinander. Nach 
§ 41 KO. kann die Anfechtung im Konkurſe nur binnen Jahresfriſt feit der 
Eröffnung des Verfahrens erfolgen. Dagegen ijt in § 12 AnfG. für die An⸗ 
fechtung der nach § 3 Nr. 1 anfechtbaren Rechtshandlungen eine zehnjährige 
Friſt geſetzt worden. Das rechtfertigt die Annahme, daß die in § 41 KO. 
getroffene, für die Anfechtung im Konkurſe maßgebende Friſtbeſtimmung die 
Anfechtung außerhalb des Konkurſes nicht berühre, eben weil für dieſe im 
AnfGeſetz beſondere Beſtimmungen getroffen ſind. Eine Beſtätigung findet 
dieſe Auffaſſung darin, daß hinſichtlich der in § 3 Nr. 2 bis 4 AnfG. erwähnten 
Anfechtungsfälle in § 13 Abſ. 4 beſtimmt worden iſt, die in § 3 Nr. 2 bis 4 
beſtimmte Friſt ſolle, falls die Anfechtung nicht ſchon zur Zeit der Eröffnung 
des Konk.⸗Verfahrens erfolgt war, von dieſem Zeitpunkte berechnet werden, 
ſofern die Anfechtung bis zum Ablauf eines Jahres ſeit der Beendigung des 
Konk.⸗Verfahrens erfolge. Denn hier wird eine Unterſcheidung danach, ob 
der Konk.⸗Verwalter ſeinerſeits vom Anfechtungsrecht Gebrauch gemacht hat 
oder nicht, überhaupt nicht gemacht, die Beſtimmung gilt mithin auch dann, 
wenn der Konk.⸗Verwalter von ſeinem Anfechtungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hatte; das Geſetz legt mithin auf die Frage, ob die Anfechtung durch 
den Verwalter erfolgt war oder nicht, hier überhaupt keinen Wert. Wenn dies 
aber für die Fälle des § 3 Nr. 2 bis 4 AnfG. zutrifft, kann nicht wohl das 
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Recht der Einzelanfechtung im Falle des § 3 Nr. 1 durch den Ablauf der Frift 
des § 41 KO. berührt werden. Der Erwägung des Ber.⸗Richters: der Grund 
für die Beſtimmung einer einjährigen Ausſchlußfriſt in § 41 KO. jet der ge⸗ 
weſen, für den Teilnehmer an der anfechtbaren Rechtshandlung Klarheit be⸗ 
züglich derſelben zu verſchaffen und ihn nicht für lange Zeit in Ungewißheit 
über ihre Gültigkeit zu laſſen, iſt entgegenzuhalten, daß dieſer Grund auf die 
im Anfechtungsgeſetz, insbeſondere in deſſen § 12 getroffenen Friſtbeſtimmungen 
nicht paßt und insbeſondere dann verjagt, wenn die Einzelanfechtung bereits 
vor der Konk.⸗Eröffnung erfolgt war, der Anfechtungsgegner mithin davon, 
daß er dem Anfechtungsanſpruch eines einzelnen Gläubigers gegenüberſtehe, 
bereits vorher Kenntnis erlangt hatte. Nur über die Entſchließung des Konk.⸗ 
Verwalters, ob er von ſeinem Anfechtungsrecht Gebrauch machen wolle oder 
nicht, ſoll nach der vom Ber.⸗Richter angezogenen Begründung des Geſetzes 
der Anfechtungsgegner nicht über ein Jahr hinaus in Unkenntnis gelaſſen 
werden. 

In Übereinſtimmung mit den Motiven zu § 34 des Entw. der KO. ſowie 
mit der herrſchenden Lehre (vgl. dazu insbeſondere auch Jaeger, AnfG. § 13 
Anm. 28) iſt hiernach der Meinung, daß die Verſäumung der in § 41 KO. 
geſetzten Friſt eine dem Anfechtungsrecht des Einzelgläubigers entgegen⸗ 
ſtehende Einrede i. S. des § 13 Abſ. 4 AnfG. nicht begründe, vor der gegen- 
teiligen Meinung der Vorzug zu geben. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 6. Nov. 1917. Konk. Spar V. D. 
(Kl.) w. B. (OLG. Darmſtadt). VII. 259/17. Auch in RGEntſch. 91 
Nr. 25 S. 90. 


79. Die Unterhaltsrente der getrennt lebenden Ehefrau unterliegt 
nicht der Verwaltung und Nutznießung des Mannes. 
BGB. §§ 1361. 1363. , 

— — — Der Mann hat der Frau nach Maßgabe feiner Lebensſtellung, 
ſeines Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu gewähren. Das 
hat, ſolange die häusliche Gemeinſchaft beſteht, in der durch die Lebensgemein⸗ 
ſchaft gebotenen Weiſe ($ 1360 BGB.) durch Gewährung des Unterhalts 
im gemeinſamen Haushalt zu geſchehen. Liegen die Vorausſetzungen für ein 
getrenntes Leben der Eheleute vor, dann iſt der Unterhalt durch Entrichtung 
einer Geldrente zu gewähren (§ 1361). Mit dieſer Rente ſoll ſich die Ehefrau 
den Unterhalt, den ſie im Hauſe des Mannes nicht mehr empfängt, beſchaffen, 
ſie muß deshalb über den Rentenbetrag zu verfügen berechtigt ſein. Die ge⸗ 
ſetzliche Zweckbeſtimmung der Rente ſchließt es ohne weiteres aus, daß der 
Ehemann auf das, was er der Frau zur eigenen Beſchaffung ihres Unterhalts 
an Geldbeträgen zu geben verpflichtet iſt, güterrechtliche Gerechtſame geltend 
machen und ihr damit die Verfügung über die Rente entziehen könne. Es be⸗ 
durfte bei der Regelung des Güterrechts im Geſetze keiner dies ausdrücklich 
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ausſprechenden, die Rente zum Vorbehaltsgut machenden Beſtimmung. 
Schon § 1361 bringt, indem er der Frau einen Rentenanſpruch gegen den 
Mann gibt, zum Ausdruck, daß der Mann dieſem Anſpruch nur als Schuldner 
gegenüberſteht und daß das zur Erfüllung des Anſpruchs zu gewährende Geld, 
weil es von der Frau zur Beſchaffung ihres Unterhalts verwendet werden 
ſoll, damit der ehemänniſchen Verwaltung und Nutznießung entzogen tft. — — 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 15. Juni 1917. L. w. L. VII. 
106/16 (OLG. Düſſeldorf). — Auch in RGéEntſch. 90 Nr. 83 S. 323. 


80. Keine Koftenvorfchußpflicht des verklagten Ehemannes für eine 
ausſichtloſe Klage der Frau. 
BGB. 51387. 

U Wenn auch der Ehemann bei dem hier offenbar unter den Eheleuten 
beſtehenden Güterſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft ſeiner Ehefrau 
die Koſten eines gegen ihn ſelbſt geführten Prozeſſes bereitzuſtellen hat, ſo 
beſteht von dieſer Regel doch eine Ausnahme für offenbar ausſichtloſe Prozeſſe. 
Nach dem bisher vorliegenden Material ſcheint dem Gericht aber die Be⸗ 
rufung der Klägerin gegen das die Klage abweiſende Urteil des Landgerichts 
zu Hamburg ausſichtlos zu ſein, und es liegt daher keine Veranlaſſung vor, 
dem Ehemann die Zahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes aufzuerlegen. 

Sollte daher auch die Pflicht zur Leiſtung des Vorſchuſſes an ſich gegeben 
ſein, ſo hat das Gericht doch bei ihm zuſtehenden freien Ermeſſen keine Pflicht, 
dem Antrage zu entſprechen. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Febr. 1918. S. w. S. 


Bf. VI. 2/18. B. 
81. Das Bezugsrecht auf neue Aktien iR nicht Frucht oder Nutzung 
der Aktien. 

Vgl. 72 Nr. 125. 


HGB. § 282; BOB § 99. 

Zum H.ſchen Familienfideikommiß gehören u. a. 270 Aktien der Aktien⸗ 
geſellſchaft G. zum Nennwert von je 1000 „. Dieſe Geſellſchaft hatte aus 
ihren Erträgniſſen bedeutende Rücklagen gemacht, über die durch Beſchluß 
der Generalverſammlung in der Weiſe verfügt wurde, daß das Aktienkapital 
von 30 auf 40 Millionen .M erhöht wurde, die hierzu erforderlichen 10 Mil⸗ 
lionen „ den Rücklagen entnommen und die für dieſen Betrag ausgegebenen 
neuen Aktien den Aktionären unentgeltlich im Verhältnis von einer neuen 
auf drei alte Aktien zur Verfügung geſtellt wurden. Das Fideikommißgericht 
erklärte die auf die 270 alten Aktien treffenden 90 neuen Aktien als Beſtand⸗ 
teil des Fideikommiſſes; da nach § 44 bayer. Fideikommißedikts der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer alle Rechte und Verbindlichkeiten eines Nutzungseigentümers 
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habe und ihm die Verwaltung und der Genuß des Fideikommiſſes gebühre, 
hänge die Entſcheidung von der Beantwortung der Frage ab, ob das Bezugs⸗ 
recht auf neue Aktien als Frucht (oder Nutzung) der Aktien zu An jet; 
Dieje Frage jet aber zu verneinen; 

mit Planck Bem. 3 zu § 99 BGB; Staudinger Bem. 2 A zu $ 2112; BGB. v. RG.- 

Räten Bem. 3 zu $ 1068; Staub Bem. 11 zu § 282 HGB.; Brand Bem. 3a zu 

§ 282 HGB.; Holdheims Z. 15, 188; Leipz3. 1913, 48 und 913; OLGRipr. 24, 

140; 35, 22. 

Die vom Nutznießer des Fideikommiſſes eingelegte Beſchwerde wurde vom 
Oberſten LG. zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Auch das Beſchwerdegericht ſchließt ſich der in Schrifttum und Recht— 
ſprechung überwiegend vertretenen Anſchauung an, daß das Bezugsrecht auf 
neue Aktien nicht als Frucht oder Nutzung der Aktie zu erachten iſt und demnach 
nicht dem Nießbraucher, ſondern dem Eigentümer der alten Aktie gebührt. 

Der Beweis allerdings, den das Fideikommißgericht für ſeine Anſicht 
aus dem Wortlaut des § 282 HGB. entnimmt, iſt kein durchſchlagender. Wenn 
dort jedem „Aktionär“ der Anſpruch auf Zuteilung eines ſeinem bisherigen 
Aktienbeſitz entſprechenden Teils der neuen Aktien zugeſprochen wird, ſo iſt 
es durchaus nicht unzweifelhaft, ob unter dem „Aktionär“ der „Aktionär als 
ſolcher“, der Eigentümer im bewußten Gegenſatz zu einem Nutzungsberechtigten 
gemeint iſt. Der Ausdruck „Aktionär“ könnte unter Umſtänden auch in dem 
Sinne „der aus der Aktie Berechtigte“ auszulegen ſein; es wird alſo durch 
den Wortlaut der angezogenen Geſetzesſtelle die Streitfrage nicht gelöft. 
Mit Recht führt aber das Kammergericht in OLGRſpr. 24, 139 aus, daß das 
Bezugsrecht auf neue Aktien weder ein Vorteil iſt, den der Gebrauch der Aktie 
gewährt, noch eine Frucht i. S. des § 99 BGB., da es kein beſtimmunggemäßer, 
regelmäßig wiederkehrender Ertrag iſt, daß es auch nicht aus der Aktie ſelbſt 
entſteht, ſondern zu ſeiner Entſtehung noch andrer mitwirkender Umſtände 
— der Erhöhung des Grundkapitals und des Beſchluſſes der Generalverſamm⸗ 
lung — bedarf, daß es demnach ein neu erworbenes ſelbſtändiges Vermögens- 
recht bildet, das das Stammrecht des Eigentümers der Aktie vermehren ſoll, 
alſo dieſem, nicht dem Nießbraucher gebührt. Der gleichen Anſicht ſind außer 
den vom Oberlandesgericht genannten Schriftſtellern auch noch Ehrenberg 3 
Abt. I, 327 und Lehmann AktGeſellſch. 2, 66. 465, woſelbſt ausgeführt iſt, 
daß das Bezugsrecht ebenſowenig eine Frucht der Aktie ſei wie nach 8 1083 
BGB. die Prämie bei.einem Prämienpapier. Die Richtigkeit dieſer Anſchauung 
will auch der Beſchwerdeführer anſcheinend für den Normalfall der Ausgabe 
neuer Aktien gegen Zahlung eines Übernahmepreiſes durch den Aktionär 
garnicht beſtreiten, er glaubt aber, ſie treffe dann nicht zu, wenn, wie hier, 
die für die Kapitalserhöhung erforderliche Summe den Rücklagen entnommen 
wird und die neuen Aktien den Aktionären ohne Entgelt zur Verfügung ge— 
ſtellt werden. Dieſer Anſicht kann jedoch nicht beigetreten werden. Für die 
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Aktiengeſellſchaft wäre der Erfolg ganz der gleiche geweſen, wenn fie nicht 
den von ihr eingeſchlagenen Weg gewählt, ſondern den für die Erhöhung 
des Stammkapitals erforderlichen Teil der Erträgniſſe den Aktionären in 
Geſtalt von Dividenden zugeführt und die für die Erhöhung des Stamm⸗ 
kapitals benötigte Summe durch Einzahlungen der Aktionäre auf die neuen 
Aktien beſchafft hätte. Es iſt nicht einzuſehen, welchen Unterſchied es für die 
rechtliche Behandlung der neuen Aktien begründen ſollte, daß die Geſellſchaft, 
offenbar nur, um in der Feſtſetzung ihrer Dividenden nicht allzu hoch greifen 
zu müſſen, den zweiten Weg gewählt hat. 

Wenn der Beſchwerdeführer meint, die von der Geſellſchaft aus den 
Rücklagen geleiſteten Einzahlungen ſeien als Frucht anzuſehen und dasſelbe 
treffe folglich auch auf die neuen Aktien zu, ſo iſt das nicht richtig, denn die 
aus den Erträgniſſen des Unternehmers gemachten Rücklagen ſind eben nicht 
mehr „Frucht“ i. S. des § 99 BGB., alſo beſtimmunggemäßer, regelmäßig 
wiederkehrender Ertrag, ſondern kapitaliſierter Ertrag und demnach Mehrung 
des Stammvermögens. Gleicher Anſicht iſt für den Fall der Ausgabe von 
Gratisaktien Winkler in KeipZ. 1913, 48. 

Die Beſchwerde war demnach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 


Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern v. 18. Jan. 1918 betr. das H.ſche 
FamzFideik. III. 2/18. F—z, 


II. Verfahren. 


82. Der Nebenintervenient kann ſein Rechtsmittel nicht verfolgen, 
wenn die unterſtützte Hauptpartei das ihrige zurückgezogen hat. 
Vgl. 45 Nr. 46. 

N BBO. 9 67. 

Die Beklagten waren nach dem Klagantrage verurteilt worden; die 
Koſten des Rechtsſtreits waren ihnen auferlegt, abgeſehen von den Koſten 
der Nebenintervention, letztere waren dem Nebenintervenienten, der auf 
Streitverkündung der Beklagten dieſen beigetreten war, auferlegt worden. 
Gegen dieſes Urteil legten zunächſt die-Beklagten Berufung ein. Dann focht 
auch der Nebenintervenient das Urteil mit der Berufung an. Die Beklagten 
nahmen ihre Berufung vor der mündlichen Verhandlung zurück und ließen 
ſich in dieſer nicht vertreten. Die Berufung des Nebenintervenienten wurde 
als unzuläſſig verworfen. Aus den Gründen: „ 

„Es fragt ſich, ob der Nebenintervenient die von ihm eingelegte Berufung 
aufrechterhalten und durchführen kann, nachdem die von ihm unterſtützte 
Hauptpartei ihre Berufung zurückgenommen hat. Die Frage iſt im Hinblick 
auf die Vorſchrift in § 67 ZPO. zu verneinen. Der Nebenintervenient kann 
Rechtsmittel innerhalb der für die Partei laufenden Friſt ſelbſtändig einlegen, 
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hat aber auch die Hauptpartei das Rechtsmittel eingelegt und nimmt fie es 
zurück, ſo kann auch der Nebenintervenient ſein Rechtsmittel nicht weiter 
verfolgen. Das folgt ſchon daraus, daß das Rechtsmittel — auch ohne eine 
dahingehende ausdrückliche Erklärung — ſtets als im Namen der Hauptpartei 
eingelegt gilt, jo daß, wenn dieſe es nicht fortſetzen will, damit auch der Durch⸗ 
führung abſeiten des Nebenintervenienten der Boden entzogen iſt. Hinzu⸗ 
kommt, daß in der dem Gericht und der Gegenpartei gegenüber abgegebenen 
Erklärung, die Berufung werde zurückgenommen, regelmäßig auch ein Ver⸗ 
zicht auf das Recht der Berufung zu erblicken iſt, deſſen Wirkſamkeit nach 
§ 514 ZPO. nicht davon abhängt, daß der Gegner die Verzichtleiſtung an⸗ 
genommen hat. Liegt aber ein ſolcher Verzicht vor, ſo kann auch der Neben⸗ 
intervenient den Prozeß nicht fortſetzen, weil dieſe Handlung mit einer Hand⸗ 
lung der Hauptpartei in Widerſpruch ſteht. Im vorliegenden Fall kann die 
Annahme eines Verzichts um ſo weniger in Zweifel gezogen werden, als die 
Zurücknahme der Berufung unſtreitig auf Grund eines en den Haupt⸗ 
parteien geſchloſſenen Vergleichs erfolgt if. — — — 

Da hiernach die noch weiter verfolgte Berufung des Siebeninbeinentenken 
an ſich nicht era ist, war fie nach § 535 8 0. als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 1. Mai 1917. E. L. Konk. (Kl.) 

w. H. Bf. III. u B. 

3 


83. Kläger muß die Prozeßkoſten tragen, wenn der . vor 
Suſtellung der Klage bezahlt wird. 
Vgl. 57 Nr. 18 m. N.; 59 Nr. 133; auch die folgende Nr. m. N. 
ZPO. § 91. 

Die ſofortige Beſchwerde ift form- und friſtgerecht eingelegt, aber un⸗ 
begründet. Von den in der Klage geforderten 6370,72 hat die Beklagte 
5940,48 M vor Klagezuſtellung bezahlt, den Reſtanſpruch hat der Kläger fallen 
laſſen. Durch die Auferlegung der durch den Reſtanſpruch erwachſenen Koſten 
erachtet er ſich nicht beſchwert, wohl aber durch die Auferlegung der Koſten 
bezüglich des nach Einreichung, aber vor Zuſtellung der Klage bezahlten Be⸗ 
trages, und zwar deshalb, weil die Beklagte Anlaß zur Erhebung der Klage 
gegeben habe. 

Die Verurteilung in die Koſten des Rechtsſtreits auf Grund der prozeſ⸗ 
ſualen Koſtenpflicht hat zur Vorausſetzung, daß der Hauptanſpruch zur Zeit 
der Klagerhebung begründet iſt. Wird die Klage, trotzdem daß der Haupt- 
anſpruch erledigt iſt, unverändert zugeſtellt, ſo iſt ſie als unbegründet abzu⸗ 
weiſen und der Kläger muß die Koſten tragen. Dieſer Koſtenpflicht kann er 
ſich nicht entziehen dadurch, daß er demnächſt in der mündlichen Verhandlung 
den durch Zuſtellung der Klage rechtshängig gewordenen, unbegründeten 
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Hauptanſpruch fallen läßt. Unabhängig von dieſer durch das formale Unter⸗ 
liegen im Prozeß bedingten Koſtenpflicht des Klägers kann ein materiell⸗ 
rechtlicher Anſpruch auf Erſatz der Koſten beſtehen, wenn, wie der Kläger hier 
behauptet, die Beklagte die Erhebung der Klage verſchuldet hat. Dann be⸗ 
gründet dieſe prozeßrechtlich unabwendbare Koſtenpflicht des Klägers den 
Verzugsſchaden, den die Beklagte auf Grund des materiellen Rechts erſetzen 
muß. Aber dieſer Anſpruch muß im Wege beſonderer Klage geltend gemacht 
werden, wie das Landgericht mit Recht ausſpricht. Denn es iſt nicht der An⸗ 
ſpruch auf Verurteilung der Beklagten in die Koſten des anhängigen Pro- 
zeſſes auf Grund der §§ 91 ff. ZPO., ſondern ein Anſpruch auf Erſatz der 
dem Kläger durch die Anſtrengung dieſes Prozeſſes entſtandenen Koſten. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 21. Juni 1916. L. w. M. E H. 
Bs. V. 46/16. NO. 


84. Koftenpflicht, wenn die Klage ohne Sutun des Klägers erledigt wird, 
BVgl. 68 Nr. 263 m. N.; 67 Nr. 117; 71 Nr. 97; auch die vorige Nr. m. N. 
QBO. 8 91. 271. 

Der Beklagte hat bei ſeinem Schuldner K. Sachen pfänden laſſen, die die 
Klägerin dem K. auf Abzahlung unter Eigentumsvorbehalt verkauft hatte 
und die noch nicht voll bezahlt waren. Die Klägerin erſuchte den Beklagten 
unter Vorlegung der Originalverträge vergeblich um Freigabe der Sachen 
und erhob ſodann die gegenwärtige Klage mit dem Antrage, die Pfändung 
für unzuläſſig zu erklären. Nach Erhebung der Klage bezahlte der Beklagte 
den Reſtkaufpreis an die Klägerin, worauf dieſe in der erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung anzeigte, daß der Hauptanſpruch erledigt ſei, und Verurteilung 
des Beklagten in die Koſten des Rechtsſtreits erbat. Der Beklagte beantragte, 
die Koſten der Klägerin aufzuerlegen. — Das Landgericht hat zuungunſten 
des Beklagten erkannt. Mit ſofortiger Beſchwerde hat der Beklagte Aufhebung 
des Urteils und Verurteilung der Klägerin in die Koſten des Rechtsſtreits erbeten. 

Die von der Klägerin angezeigte Erledigung des Hauptanſpruchs iſt 
nach der Klagerhebung durch ein vom Willen der Klägerin unabhängiges 
Ereignis eingetreten. Die Koſten des Rechtsſtreits hat daher die Partei zu 
tragen, die unterlegen wäre, wenn das Ereignis nicht eingetreten wäre. Da 
die Klägerin zur Zeit der Klagerhebung unſtreitig Eigentümerin der vom 
Beklagten bei ſeinem Schuldner gepfändeten Sachen war, daher ihre Klage 
gemäß § 771 ZPO. begründet war und fie überdies ſchon vor Erhebung der 
Klage den Beklagten unter Vorlegung der ihr Eigentum dartuenden Ver⸗ 
träge vergeblich um Freigabe erſucht hatte, Beklagter auch Einwendungen 
in der Sache ſelbſt nicht erhoben hat, ſo hätte der Beklagte verurteilt werden 
müſſen. Er hat daher die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen; 


vgl. Stein ZPO. 10 Bem. III Abſ. 2 zu § 91; HanfGB,, Beibl. 1912 Nr. 172 S. 299; 
OLG. Kiel in OLGRſpr. 9, 133; a. M. Mannherz bei Gruchot 49, 82. 
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Die Beſchwerde war daher als unbegründet zurückzuweiſen. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 25. Jan. 1916 i. S. E. (BEL). 
w. F. Bs. Z. III. 6/10. B. 


85. Been beim Unterliegen des Klägers auf Grund einer 
Aufrechnung. 
Vgl. Bd. 58 Nr. 19. 
BBO. § 91; BGB. 389. 

Klägerin hatte gegen den Beklagten auf Vollſtreckbarkeitserklärung eines 
zwiſchen den Parteien ergangenen Schiedsſpruchs geklagt und in 1. Inſtanz 
ein obſiegendes Urteil v. 27. Nov. 1915 erwirkt. Am 19. April 1916, nachdem 
der Beklagte gegen dieſes Urteil Berufung eingelegt hatte, rechnete die Klägerin 
mit der dem Schiedsſpruch zugrundeliegenden Forderung gegen eine Forderung 
auf, die der Beklagte gegen ſie in einem andern Prozeſſe eingeklagt hatte. 
Durch Beſchluß v. 15. Juni 1916 wurde die Ausſetzung dieſes Verfahrens 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des Prozeſſes des Beklagten gegen die 
Klägerin angeordnet. Nachdem inzwiſchen dieſer Prozeß entſchieden und 
durch Urteil des 2. Zivilſenats dieſes Gerichts v. 22. Mai 1917 die Aufrech⸗ 
nung mit der dem Schiedsſpruch zugrunde liegenden Forderung für wirkſam 
erklärt worden war, beantragten beide Parteien, die Hauptſache für erledigt 
zu erklären und dem Gegner die Koſten des Verfahrens zur Laſt zu legen. 
Dem Antrage des Beklagten wurde ſtattgegeben und die Koſten der Klägerin 
auferlegt. Aus den Gründen: 

„Damit, daß die Klägerin mit der dem Schiedsſpruch, deſſen Vollſtreck— 
barkeitserklärung ſie in dieſem Prozeſſe urſprünglich gefordert hat, zugrunde 
liegenden Forderung gegen eine Forderung des Beklagten aufgerechnet hat, 
hat ſie ihrer Klage ſelbſt die Grundlage entzogen. Denn unſtreitig ſtanden die 
beiden Forderungen ſich ſchon vor der Erhebung dieſer Klage gegenüber. 
Es iſt dem Reichsgericht (vgl. Entſch. 50, 391, in SeuffA. 58 Nr. 19; JW. 
1902 Beil. 2 S. 198) darin beizutreten, daß, wenngleich in ſolchem Fall die 
Beſeitigung des Klaganſpruchs ſelbſt erſt durch die Aufrechnungserklärung 
erfolgt (§ 388 BGB.), doch aus § 389 BGB. folgt, daß die Klage in ſolchem 
Fall von vornherein unbegründet war. Denn es tritt eine Rückwirkung der 
Aufrechnungserklärung auf den Zeitpunkt des Gegenüberſtehens der For⸗ 
derungen ein, die eben zur Folge hat, daß die Klageforderung als im Augen⸗ 
blick des Gegenübertretens erloſchen anzuſehen iſt. Mit Unrecht beruft ſich 
die Klägerin insbeſondere auch darauf, daß nach § 389 die Forderungen als 
erloſchen „gelten“ und nicht erloſchen „ſein“ jollen. Denn nach dieſer Beſtim⸗ 
mung des Geſetzes iſt es eben ſo anzuſehen, als ob die beiden Forderungen 
in dem Zeitpunkt des Gegenübertretens erloſchen ſind, und ſtand der Klägerin 
alsdann kein Anſpruch auf die Vollſtreckbarkeitserklärung des Schiedsſpruchs 
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mehr zu. Iſt dies aber der Fall, jo muß die Klage als von vornherein unbe- 
gründet erachtet und die Klägerin nach § 91 BRO. mit den Koſten des Ver⸗ 
fahrens belaſtet werden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 26. Jan. 1918. O. B. & Co. 
w. E. L. | Nö. 


86. Wert einer zu erſetzenden Hypothek. 
Vgl. 60 Nr. 4 m. N.; 62 Nr. 106; 68 Nr. 147. 
. BPO. § 287. 

Für den Kläger waren auf zwei Hausgrundſtücken an dritter Stelle zwei 
Hypotheken von je 8000 & zur Sicherheit für höhere Forderungen eingetragen. 
Zur weiteren Sicherheit waren ihm die Mietzinſen aus den beiden Häuſern 
abgetreten, er jollte fic) aus ihnen befriedigen, ſoweit fie nicht zur Deckung 
der Laſten der Grundſtücke nötig waren. Im Jahre 1912 ſollte nun der 
Kläger auf Wunſch des Grundſtückseigentümers die beiden Hypotheken gegen 
andre umtauſchen. Der Notar, der die Abtretungen des Klägers beurkundete, 
gab jedoch deſſen Hypotheken aus der Hand, ehe er die dafür verſprochenen 
Hypotheken erhalten hatte. Der Empfänger der klägeriſchen Hypotheken ver⸗ 
äußerte ſie an einen gutgläubigen Dritten, ſodaß der Kläger, da der Empfänger 
mittellos war, die beiden Hypotheken verlor. Da auch der Hauseigentümer 
unpfändbar war, klagte der Kläger ſeinen durch den Verluſt der beiden Hypo- 
theken entſtandenen Schaden in Höhe von „ 16 000 gegen den Notar ein. 
— Das Landgericht ſprach dem Kläger die volle Summe zu. Das Ber.⸗Gericht 
dagegen ſchätzte den Wert der Hypotheken nur auf die Hälfte ihres Nenn⸗ 
werts, indem es ausführte: Ob die beiden Hypotheken einen Verkaufs⸗ 
wert hätten, möge dahingeſtellt bleiben; jedenfalls erſchöpfe ſich ihr Wert 
nicht in ihrem Verkaufswerte. Sie hätten infolge ihrer Zinserträge und 
der Möglichkeit künftiger Wertſteigerung der Grundſtücke einen inneren Kapi⸗ 
talwert. Hypotheken, die ein Jahrzehntlang ohne Stockung hohe Zinſen 
abgeworfen hätten, ſtellten einen erheblichen Kapitalwert dar, der nach 
freiem Ermeſſen zu beſtimmen und danach auf die Hälfte des Nennwerts 
der Hypotheken, alſo auf 2 mal 4000 „ bemeſſen worden ſei. — Die 
Revjſion wurde mit folgender Begründung zurückgewieſen: 

„Nach § 287 BBO. bedurfte die Schätzung des Schadens des Klägers auf die 
Hälfte des Nennwerts der Hypotheken keiner näheren Begründung. Die Mög⸗ 
lichkeit, auf anderm Wege zu einer andern Bemeſſung des Schadens zu 
gelangen, macht die Schätzung des Ber.⸗Gerichts nicht unzuläſſig. Es iſt auch 
nicht angängig, die Höhe des Schadens nach dem Werte zu bemeſſen, den 
die Hypotheken für den Kläger hatten, d. h. nach einem die 5 %ige Ver⸗ 
zinſung gewährleiſtenden Kapital, oder, da die Hypotheken unbeſtritten nur 
zum Nennwert zurückerworben werden können, dem Betrage von 16000 KM 
gleichzufegen. Der regelmäßige Eingang der Hypothekenzinſen 995 ſich in 

Seufferts Archiv Bd. 78. 8. Folge Bd. 18 Heft 4. 
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dieſem Sinne nur dann heranziehen, wenn ſicher wäre, daß hierin auch in 
Zukunft keine Anderung eintreten würde; das läßt ſich aber bei Hypotheken, 
die nicht an erſter oder zweiter Stelle ſtehen, nicht ſagen. Der weitere 
Umſtand, daß die Hypotheken nur zum Nennwert zurückerworben werden 
könnten, kommt nicht in Betracht, da der Antrag des Gegners nicht auf 
Rückgabe der Hypotheken, ſondern auf Erſatz des Schadens ging, der gerade 
darin beſteht, daß der Kläger die Hypotheken nicht zurückerhalten kann. 
Urteil des Reichsgerichtes (3. Sen. v. 22. Sept. 1916. H. (Kl.) w. H. 
(OLG. Frankfurt a / M.). III. 126/16.) Ka. 


87. Faſſung des Offenbarungseides für den geſetzlichen Vertreter eines 
zur Herausgabe einer Sache verurteilten Minderjährigen. Su 
der weiteren Beſchwerde. 

Vgl. 67 Nr. 237 m. N. 

BRO. §§ 883 Abſ. 2, 568 Abi. 2. 

Es handelt ſich vorliegendenfalls darum, in welcher Form der geſetzliche 
Vertreter eines zur Herausgabe einer beſtimmten Sache verurteilten Minder⸗ 
jährigen, wenn dieſe Sache von dem das Urteil vollſtreckenden Gerichts— 
vollzieher nicht bei ihm vorgefunden iſt, den im § 883 Abſ. 2 BRO. vor⸗ 
geſehenen Offenbarungseid zu leiſten hat. 

Das Amtsgericht hat gemeint, der geſetzliche Vertreter müſſe beſchwören, 
daß er — der geſetzliche Vertreter — nach ſorgfältiger Prüfung und Er- 
kundigung die Überzeugung erlangt habe, daß der minderjährige Schuldner die 
Sache — vorliegendenfalls einen Grundſchuldbrief — nicht beſitze. Das 
Landgericht dagegen hat den Eid dahin formuliert, daß der geſetzliche 
Vertreter ſeine nach ſorgfältiger Prüfung und Erkundigung dahin erlangte 
Überzeugung zu beſchwören habe, daß der minderjährige Schuldner den 
Brief nicht heſitze und auch nicht wiſſe, wo der Brief ſich befinde. 

Es fragt ſich zunächſt, ob die gegen den letzteren Beſchluß erhobene 
weitere — ſofortige — Beſchwerde mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 
§ 568 Abſ. 2 3PO., nach der nur dann, wenn in der Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt, 
eine weitere Beſchwerde gegen ſie ſtatthaft iſt, zugelaſſen werden kann. Die 
Frage iſt zu bejahen. Die Beſchwerung des Gläubigers durch den land— 
gerichtlichen Beſchluß gegenüber dem des Amtsgerichts liegt darin, daß nach 
erſterem der geſetzliche Vertreter, wofern er zwar ſelbſt, nicht aber der minder— 
jährige Schuldner weiß, daß ſich der Brief in des letzteren (juriſtiſchem) 
Beſitz befindet, den Eid, ohne ſich einer Verletzung ſeiner Eidespflicht ſchuldig 
zu machen, abzuleiſten vermag. 


88. Anfechtung einer Pfändung. 139 


Die Beſchwerde iſt aber auch begründet. Das Geſetz faßt den Eid des 

3 883 Abſ. 2 dahin, daß Schuldner die Sache nicht beſitze, auch nicht wiſſe, 
wo ſie ſich befinde; es fügt aber im Abſatz 3 hinzu, daß das Gericht eine 
der Lage der Sache entſprechende Abänderung der Eidesnorm beſchließen könne. 
Solche Anderung iſt hier geboten, da nicht der Schuloner ſelber, ſondern deſſen 
geſetzlicher Vertreter eidespflichtig tft. Hinſichtlich des vom geſetzlichen Ver⸗ 
treter der nicht prozeßfähigen Partei abzuleiſtenden zugeſchobenen Eides 
(§ 473 BRO.) iſt anerkannten Rechtes, daß der geſetzliche Vertreter ſowohl 
über ſeine eigenen Handlungen und Wahrnehmungen als auch über Hand— 
lungen und Wahrnehmungen der von ihm vertretenen Partei den Eid ab- 
zuleiſten hat. Werden dieſe auch für die Faſſung des Offenbarungseides 
nach § 883 Abſ. 2 ZPO. paſſenden Grundſätze nach Maßgabe des bj. 3 
zur Anwendung gebracht, und wird dabei gebührend berüdjichtigt, einmal, 
daß der geſetzliche Vertreter eines Minderjährigen nicht nur fem Prozeß-, 
ſondern auch ſein rechtsgeſchäftlicher Vertreter iſt, daß aber anderſeits nicht 
der geſetzliche Vertreter, ſondern nur der Minderjährige ſelbſt zur Heraus⸗ 
gabe der Sache verurteilt worden iſt, ſo wahrt die in der Beſchlußformel 
erfolgte Eidesfaſſung ſowohl ausreichend die Intereſſen des Gläubigers 
als ſie auch die Rechte der ſchwurpflichtigen Partei in keiner Weiſe verletzt. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 26. Juni 1916. B. w. 

Chr. Bs. IV. 70/16. Nö. 


88. Das Pfandungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens 
des pfändenden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 
Vgl. 70 Nr. 53 m. N. 
KO. § 30; BGB. § 166; 3 PO. §§ 828 ff. 

Die Klägerin forderte Schadenerſatz, weil der Gerichtsvollzieher St. den 
ihm durch ihren Prozeßbevollmächtigten am 25. Februar 1914 erteilten Voll⸗ 
ſtreckungsauftrag gegen ihren Schuldner H. ſchuldhaft nicht vollzogen habe. 
Die Inſtanzen verurteilten nach dem Antrag der Klage; ſie ſtellten gegenüber 
dem Einwande des Beklagten, eine etwaige Pfändung wäre gegen die Klägerin 
nach § 30 KO. anfechtbar geweſen, ein Schade ſei der Klägerin alſo nicht 
erwachſen, feſt, daß die Klägerin und deren Prozeßbevollmächtigter von der 
Zahlungseinſtellung des Schuldners keine Kenntnis hatten, und der Ber. Richter 
fügte hinzu, auf das etwaige Wiſſen des GerVollziehers von der Zahlungs— 
einſtellung komme es nach der Entſcheidung des 7. Zivilſen. des Reichsgerichts 
v. 12. Mai 1914 in JW. 1914, 863° nicht an. — Die Reviſion bekämpfte 
lediglich dieſen letzten Entſcheidungsgrund und beantragte, unter Aufhebung 
des angefochtenen Urteils auf die Berufung des Beklagten die Klage ab- 
zuweiſen. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Entſcheidung des 7. Zivilſen. des Reichsgerichts v. 12. Mai 1914 
muß beigetreten werden. N 

10* 
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Der Beſchluß der vereinigten Bivilfenate des Reichsgerichts v. 2. Juni 
1913, nach welchem der GerVollzieher dem ihn mit Pfändung beauftragenden 
Gläubiger nur als Beamter, nicht aus einem bürgerlich-rechtlichen Vertrags⸗ 
verhältnis (Mandat, nach Bürgerl. Geſetzbuch ein auf Geſchäftsbeſorgung 
gerichtetes Dienſtverhältnis) haftet (RGEntſch. 82, 85 ff.) hat S. 90 dahin⸗ 
geſtellt, ob die Befugniſſe des GerVollziehers, mit Wirkung für und ge— 
gen den Gläubiger zu handeln, eine Vertretungsmacht desſelben i. S. des 
§ 164 BGB. begründen. 

Dies iſt zu verneinen. Die Vertretungsmacht beſteht darin, daß die 
vom Vertreter im Namen des Vertretenen abgegebene privatrechtliche, 
insbeſondere rechtsgeſchäftliche Willenserklärung unmittelbar für und gegen 
den Vertretenen wirkt (§ 164), und gerade weil er der Erklärer des Willens 
iſt, kommt für Willensmängel und für die Kenntnis oder das Kennenmüſſen 
gewiſſer Umſtände nur die Perſon des Vertreters in Betracht, nicht die 
Perſon des Vertretenen, ſoweit nicht § 166 Abſ. 2 einſchlägt. Angenommen, 
es ſei rechtlich möglich, daß der kraft ſeiner Amtspflicht zur Pfändung 
ſchreitende GerVollzieher in betreff dieſer ſeiner Amtshandlung zugleich 
eine privatrechtliche Willenserklärung im Namen des Gläubigers und mit 
Wirkung für denſelben abgibt, ſo bleibt zu fragen, welchen Inhalt denn 
eine ſolche Willenserklärung haben könnte. Die Pfändung wird bewirkt 
durch Inbeſitznahme der im Gewahrſam des Schuldners befindlichen Förper- 
lichen Sachen (ZPO. $ 808), und durch fie erwirbt der Gläubiger ein 
Pfandrecht an dem gepfändeten Gegenſtande (§ 804). Die zwangweiſe 
(BBO. §§ 758. 759) Inbeſitznahme der Sachen kann eine privatrechtliche 
Willenserklärung des Gläubigers nicht ſein, denn ſie liegt außerhalb des 
Bereichs der privatrechtlichen Willens möglichkeiten; fie it alſo ausſchließlich 
eine Amtshandlung des GerVollziehers, nicht aber zugleich eine privatrechtliche 
Willenserklärung, die der GerVollzieher für den Gläubiger auch nur abgeben 
könnte. Der Erwerb des Pfändungspfandrechts iſt die an die Pfändung 
geknüpfte, geſetzliche notwendige Folge, die eines darauf gerichteten Willens 
des Gläubigers und einer auf ſie abzielenden Willenserklärung des Gläubigers 
nicht bedarf, ſondern ganz unabhängig von ſolchem Willen und ſolcher 
Willenserklärung von Rechts wegen eintritt. Auch das Pfändungspfand⸗ 
recht, das nur eine Vorſtufe der notwendig alsbald vorzunehmenden öffent⸗ 
lichen Verſteigerung (ZPO. §§ 814. 816) und nur eine einſtweilige, zu⸗ 
gunſten des wachſamen Gläubigers getroffene Regelung der Rechtslage 
bis zur Verſteigerung darftellt (Motive zu §§ 657. 658 des Entw. der ZPO.), 
liegt außerhalb des Bereichs der privatrechtlichen Willensmöglichkeiten. 
Es iſt rechtsgeſchäftlich garnicht erwerbbar; darum heißt es in § 804 
Abſ. 2 auch nur „es gewährt dem Gläubiger im Verhältnis zu andern 
Gläubigern dieſelben Rechte wie ein durch Vertrag erworbenes Fauſtpfand⸗ 
recht“. Die Kehrſeite dieſer Sätze zeigt ſich in der Perſon des Schuldners, 
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an den als Empfänger die angebliche privatrechtliche, für den Gläubiger 
abgegebene Willenserklärung des GerVollziehers gerichtet ſein müßte. Ab⸗ 
geſehen davon, daß der Natur der Vorgänge nach dem Schuldner jedes 
„Bewußtſein davon fehlen muß, der bei ihm pfändende und dadurch dem 
Gläubiger ein Pfändungspfandrecht erwerbende GerVollzieher trete ihm 
als privatrechtlicher Willenserklärer, als Willenserklärer für den Gläubiger, 
gegenüber, erhellt aus der Beſtimmung des § 808 Abſ. 3 ZPO.: „der 
Ger⸗Vollzieher hat den Schuldner von der geſchehenen Pfändung in Kenntnis 
zu ſetzen“ (entſprechend § 829 Abſ. 3) unzweideutig, daß die Pfändung und 
deren Wirkung, das Pfändungspfandrecht, der vorherigen Kenntnis des 
Schuldners nicht bedarf, daß es gleichgültig iſt, ob die angebliche privat⸗ 
rechtliche Willenserklärung des GerVollziehers dem Schuldner vorher zur 
Kenntnis kommt oder auch nur zugeht. 

Der vermeintlichen Willenserklärung des GerVollziehers fehlt hienach 
ein privatrechtlicher Inhalt und ein privatrechtlich erforderlicher und beſtimmter 
Empfänger (ein Anderer, demgegenüber ſie abzugeben wäre). 

Die Beſtimmungen der Ziv.⸗Prozeßordnung und der Dienſtanweiſung 
ergeben aber weiter, daß der GerVollzieher die — tatſächlich immer fehlende 
— Abſicht oder auch nur das — tatſächlich nie vorhandene — Bewußtſein, 
bei der Wegnahme der Sachen und bei dem dadurch für den Gläubiger 
entſtehenden Erwerb des Pfändungspfandrechts privatrechtlich für den Gläubi⸗ 
ger zu handeln, nämlich eine für und gegen den Gläubiger wirkende privat⸗ 
rechtliche Willenserklärung abzugeben, nicht nur nicht haben kann, ſondern 
ſogar nicht einmal haben darf. Der GerVollzieher iſt kraft Geſetzes amtlich an 
die Vorſchrift des § 775 gebunden; er muß pfänden, trotzdem daß ihm 
die Zahlungseinſtellung des Schuldners oder der Antrag auf Eröffnung 
des Konk Verfahrens bereits bekannt war oder bekannt wird. Daß dieſer 
geſetzliche amtliche Zwang des GerVollziehers zur Pfändung trotz feiner 
Kenntnis von der Zahlungseinſtellung oder dem Konkursantrag eine pribate 
rechtliche Willensbetätigung des GerVollziehers ausſchließt, iſt bereits ſeit 
lange erkannt und vom Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen; 

im Urt. v. 5. Juni 1883, III. 36/83, RGeEntſch. 9, 363 (Seuff A. 39, 70); im Urt. v. 

5. April 1887, III. 317/86, unvollſtändig abgedruckt bei Bolze 4, 1519); im Urt. v. 

11. Dez. 1899, IV. 245/99 in Gruchot 44, 1204/1206. 

Eine die Zahlungseinſtellung berückſichtigende Willensbildung und Wil⸗ 
lenserklärung des GerVollziehers für den Gläubiger ſetzt in erſter Linie vor⸗ 
aus, daß dem GerVollzieher hinſichtlich der Zahlungseinſtellung und deren 
Rechtsfolgen Willensfreiheit eingeräumt iſt, nämlich die Freiheit der Ent⸗ 
ſchließung, ob die Pfändung wegen der ihm kund gewordenen, auf Zahlungs- 
einſtellung hindeutenden Tatſachen zu unterlaſſen oder trotzdem vorzunehmen 
fei. Eine ſolche Freiheit iſt dem GerVollzieher aber gerade nicht einge⸗ 
räumt: er muß trotz voller Kenntnis wirklicher Zahlungseinſtellung pfänden 
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und dadurch dem Gläubiger das Riſiko der ſpäteren Anfechtung (RGeEntſch. 
21, 429, in Seuff A. 45 Nr. 8) und jedenfalls, wenn der Gläubiger die ge 
pfändeten Sachen freigibt, die Koſten der Pfändung aufbürden; er haftet 
ſogar dem Gläubiger kraft § 775 ZPO. dafür, daß er dies tue. Alſo kann 
ſeine Kenntnis nicht die Kenntnis des Gläubigers als des durch den GerBVoll- 
zieher privatrechtlich gemäß § 164 BGB. Vertretenen fein. Es iſt ſchlechter⸗ 
dings unmöglich, daß der GerVollzieher einen nach ſeiner Kenntnis dem Glau- 
biger offenbar gefährlichen und ſchädlichen Akt vornimmt und vornehmen muß 
und dabei doch zugleich eine der von ihm erkannten Urſache der Gefahr, 
nämlich der Zahlungseinſtellung, gerade widerſtreitende und trotzende Wil⸗ 
lenserklärung für den Gläubiger abgibt. Nimmt man entgegen dem für das 
frühere Recht ergangenen Beſchluß der verein. Zivilſenate des Reichsge⸗ 
richts v. 28. Juni 1883 (RGeEntſch. 21, 420 ff, in Seuff A. 45 Nr. 8) an, daß die 
Pfändung trotz Kenntnis von der Zahlungseinſtellung oder dem Konkursantrag 
eine unerlaubte Handlung i. S. des BGB. iſt, fo würde ſich ſogar ergeben, 
daß der Gläubiger durch eine wiſſentlich rechtswidrige und doch durch § 775 
BRO. vorgeſchriebene Handlung des GerVollziehers als feines Vertreters 
einer unerlaubten Handlung ſchuldig würde (RCEntſch. 21, 432). 

Die Beſeitigung dieſes widerſpruchvollen Wirrſals und die Löſung der 
ganzen Frage liegt in dem aus dem Dargelegten folgenden Grundſatze: 
es iſt überhaupt rechtlich unmöglich, daß der GerVollzieher in bezug auf die 
geſetzlich vorgeſchriebenen Vorausſetzungen ſeiner Amtshandlung, der Pfändung, 
und in bezug auf die geſetzlich beſtimmten Wirkungen dieſer ſeiner Amts⸗ 
handlung zugleich privatrechtlich, insbeſondere für den Gläubiger, handelt, daß 
er in bezug auf dieſe Vorausſetzungen und Wirkungen zugleich einen private 
rechtlichen, rechtsgeſchäftlichen Willen, insbeſondere für den Gläubiger, erklärt. 

Die Akte des GerVollziehers ſind, auch wenn ihm die zu pfändende 
Sache vom Schuldner freiwillig zu weiterer, ſelbſtverſtändlich amtlicher 
Behandlung herausgegeben wird, rein amtliche, und ihre Wirkungen treten 
nicht kraft rechtsgeſchäftlicher Regeln ein, ſondern allein kraft beſtimmter 
poſitiver Geſetzesgebote (§§ 804 Abſ. 2, 815 Abſ. 3. ZPO.). 

Wie ſehr im beſonderen Grade das Pfändungspfandrecht den privat⸗ 
rechtlichen, rechtsgeſchäftlichen Regeln entrückt iſt, wird beſtätigt durch die 
Unanwendbarkeit der nach § 1207 BGB. für das vertragmäßige Pfandrecht 
geltenden Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten: die gepfändete Sache muß dem Schuldner wirk⸗ 
lich gehören, RGEntſch. 22, 270; 26, 104, (in SeuffA. 46, 36); 40, 292; 
43, 180, (in Seuff A. 54 Nr. 199); 60, 72; eine dem § 898 ZPO. entſprechende 
Beſtimmung iſt für das Pfändungspfandrecht nicht geſchaffen. 

Gerade dieſe Beſtimmung des § 898 zeigt übrigens, welche ernſten 
Bedenken ſich nach dem Ausgeführten gegen die den Eigentumserwerb 
des Gläubigers durch den GerVollzieher als feinen Vertreter betreffende 
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Entſcheidung des 6. Bivilfen. des Reichsgerichts v. 29. Juni 1911 in RGEntſch. 
77, 24 (vgl. 39, 160, in Seuff A. 53 Nr. 5; 43, 180) ergeben. Dieſe Ber 
denken im einzelnen zu erheben und durchzuführen, erſcheint hier, wo es ſich 
nur um die Kenntnis des pfändenden GerVollziehers von der Zahlungsein— 
ſtellung des Schuldners und um die Bedeutung dieſer Kenntnis für die Anfecht- 
barkeit des Pfändungspfandrechts handelt, weder geboten noch angezeigt. 
Es mag jedoch darauf hingewieſen werden, daß die Motive des durch die 
Novelle v. 17. Mai 1898 eingeführten § 898 ZPO. beſagen: „Die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. (§§ 892. 893. 932 ff, 1242) und des HGB. (§§ 366. 
367) über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers gelten nur für den 
Erwerb durch Rechtsgeſchäft und finden daher auf einen Erwerb, der im 
Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgt, an ſich keine Anwendung. Es liegt 
jedoch im Sinne dieſer Vorſchriften, wenn der Schutz auch demjenigen 
zuteil wird, welcher gemäß §§ 779 und 7790 (= 88 894. 897) erwirbt. 
Der Entwurf dehnt daher die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, auf den letzteren Fall aus. 

Die Reviſion iſt hienach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 4. Mai 1917. Preuß. Staat 
(Bkl.)»w. M. & Co. III. 29/17. Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 49 S. 193. 


89. Anwendung des § 68 KO. auf den Fall der Pfandbeſtellung. 
Vgl. 72 Nr. 234 m. N. 

KO. § 68. 

Der in Konkurs gefallene Kläger ſchuldete der Beklagten bei Konkurs⸗ 
ausbruch 28032 K. Für die Schuld hatte ſeine Mutter eine ihr zu⸗ 
ſtehende Hypothek von 27000 % der Beklagten verpfändet. Während des 
Konkurſes erhielt die Beklagte aus dieſem Pfande 27000 „. Demnächſt 
wurde im Konkurs ein Zwangsvergleich auf 20 v. H. geſchloſſen. Der 
Streit drehte ſich um die Frage, ob die Beklagte den Vergleichsbetrag 
von 20 v. H. von den ganzen 28032 M oder nur von 28032 — 27000 
= 1032 4 fordern könne. Beide Inſtanzen haben im erſteren Sinne 
entſchieden. Aus der Begründung des Berlirteils: 

„8 64 KO., der die Frage der Rechtsſtellung desjenigen Konk.⸗Gläubigers 
regelt, der Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung hat, kommt nicht in 
Betracht. Denn nach Wortlaut und Sinn iſt § 64, wie auch in der 
Wiſſenſchaft und der Rechtſprechung allgemein anerkannt iſt, nur für den Fall 
anwendbar, in dem der Gegenſtand der abgeſonderten Befriedigung zum 
Vermögen des Konk.⸗Schuldners, nicht, wie hier, zum Vermögen eines 
Dritten gehört. Dagegen ijt 868 KO. wenn auch vielleicht nicht 
unmittelbar, ſo doch jedenfalls entſprechend, anwendbar. Dort iſt be⸗ 
ſtimmt: | Ä 


/ 


* 
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Wird über das Vermögen mehrerer oder einer von mehreren Perſonen, welche nebeneinander 
für dieſelbe Leiſtung auf das Ganze haften, das Konk.⸗Verfahren eröffnet, ſo kann der 
Gläubiger bis zu ſeiner vollen Befriedigung in jedem Verfahren den Betrag geltend 
machen, den er zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens zu fordern hatte. 

§ 68 KO. ſpricht alſo den Grundſatz aus, daß dann, wenn mehrere 
Perſonen „für dieſelbe Leiſtung auf das Ganze“ haften, und einer der- 
ſelben in Konkurs gerät, Teilbefriedigungen durch einen andern der Vere 
pflichteten auf die Konk.⸗Befriedigung ohne Einfluß find. Daß dieſe Vor- 
ſchrift auf den Fall Anwendung findet, wenn ein Bürge für die Konf.- 
Forderung haftet, iſt allgemein anerkannt. Dabei hat das Reichsgericht 
bereits folgendes ausgeſprochen: auch wenn der Bürge ſich nicht für die 
Schuld in voller Höhe verbürgt hat, ſondern ſeine Bürgſchaft ſich auf 
eine beſtimmte kleinere Summe beſchränkt, ſo haftet er doch „auf das 
Ganze“, § 68 ijt alſo auch in einem ſolchen Fall anwendbar (vgl. RCEntſch. 
8, 290). Auch der Pfandſchuldner haftet „auf das Ganze“, ſelbſt wenn 
das von ihm beſtellte Pfand im Werte den Betrag der Hauptſchuld nicht 
erreicht. Da auch ſonſt ſowohl wirtſchaftlich wie rechtlich (val. BGB. § 770 
mit § 1211, § 774 mit § 1225, § 767 mit § 1210) das Pfandverhältnis 
dem Bürgſchaftsverhältnis ſehr ähnlich geſtaltet iſt, ſo rechtfertigt ſich die, 
mindeſtens entſprechende, Anwendung des § 68 KO. auf diejenigen Fälle, 
in denen die Konk.⸗Forderung durch ein von dritter Seite beſtelltes Pfand 
geſichert iſt. 

Der entgegenſtehenden Anſicht von Jaeger KO. § 64 Note 3 a. E. 
und § 68 Note 4 kann ſich das Ber.⸗Gericht nicht anſchließen. 


Urteil des OLG. zu Hamm v. 7. Jan. 1918. 4/5 U. 95/16. 
F—th. 


Nachruf. 


Der langjährige Herausgeber von Seufferts Archiv, 
Herr Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Heinrich Schütt, ijt am 
25. Mai 1918 in Leipzig im 83. Lebensjahre geſtorben. Mit 
ihm iſt ein Mann, gleich ausgezeichnet durch Gaben des 
Geiftes und des Herzens, dahingegangen; ein liebenswiirdiger 
Mann von vornehmem, aufrechtem Weſen, durch ſcharfen 
Verſtand, verbunden mit hohem Pflichtgefühl und unge- 
wöhnlicher Arbeitsfreudigkeit, zu großen Leiſtungen be- 
fähigt. Geboren am 9. Dezember 1835 in Burg in Dith- 
marſchen, wurde er 1864 Kirchſpielvbogt in Lunden, 1866 
zunächſt Aſſeſſor, ſodann Rat am Obergericht in Glückſtadt 
und im folgenden Jahre Appellationsgerichtsrat in Kiel, 
wo er von 1879 ab als Oberlandesgerichtsrat tätig war. 
Von 1871 bis 1886 vertrat er den Wahlkreis Pinneberg im 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe. Im Jahre 1866 wurde er 
an das Reichsgericht berufen, bei dem er lange Sabre hin- 
durch bis zu feinem 1908 erfolgten Übertritt in den Ruhe- 
ſtand als Mitglied des 5. Zivilſenats an der Rechtſprechung 
auf dem Gebiete des Sachenrechts hervorragenden Anteil 
hatte. Aus Anlaß des 25 jährigen Beſtehens des Reichs- 
gerichts ernannte ihn am 1. Oktober 1904 die Leipziger 
Univerjität zum Ehrendoktor, wobei feiner fünfundzwanzig⸗ 
jährigen Tätigkeit als Herausgeber des Archivs beſonders 
gedacht wurde. Die Herausgabe des Archivs hatte er am 
1. Oktober 1879 übernommen. Während bis dahin nur 
Entſcheidungen der oberſten Gerichte im Archiv abgedruckt 
wurden, fanden ſeit dem Inkrafttreten der neuen Gerichts- 
verfaſſung auch rechtskräftige Entſcheidungen der Ober- 
landesgerichte Aufnahme. Trotz dieſer und in der Folge- 
zeit durch die ſpätere Reichsgeſetzgebung veranlaßter weiterer 


Anderungen des ftoffliden Inhalts war Schütt dauernd 
eifrig beſtrebt, das Archiv nach den von dem Begründer in 
dem Vorwort zum erſten Bande aufgeſtellten Richtlinien 
zu leiten und weiterzuentwickeln. Durch verſtändnisvolle 
Auswahl und peinlich ſorgfältige Bearbeitung der zum Ab- 
druck gebrachten Entſcheidungen hat er das hohe Anſehen 
des Archivs in der Juriſtenwelt unvermindert zu erhalten 
und zu fördern verſtanden. Auch nach dem Übertritt in 
den Ruheſtand führte er die Geſchäfte als Herausgeber 
des Archivs, die ihm die größte Freude und Befriedigung 
gewährten, weiter, und er widmete ſich dieſer Aufgabe 
ſelbſt während ſeiner in den letzten Monaten eingetretenen 
Erkrankung bis zu ſeinem Tode mit größter Hingebung. 
Die Bände 35 bis 72 und die fünf erſten Hefte des lau- 
fenden Bandes 73 find das Werk feiner faſt vierzigjährigen 
Tätigkeit im Dienſte des Archivs und ſichern ihm neben 
dem ihm ſchon bei ſeinen Lebzeiten zum Ausdruck gebrachten 
innigen Dank der Familie Seuffert ein dauerndes ehren— 
volles Andenken in weiten juriſtiſchen Kreiſen. 


Entſprechend dem Wunſche des Verſtorbenen hat bis 
auf weiteres der Unterzeichnete die Herausgabe des Archivs 
im Einverſtändnis mit dem Verlag übernommen. An die 
Herren Mitarbeiter ergeht daher die Bitte, die Fortführung 
des Archivs durch die Lieferung von Beiträgen in gleich 
dankenswerter Weiſe wie bisher zu unterſtützen. 


Leipzig, den 4. Juni 1918. 


Arndts, Reichsgerichtsrat. 


I. Bürgerliches Recht. 


90. Eine Verordnung, die mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft 
treten ſoll, gilt vom Beginn dieſes Tages an. 
BGB. § 186 ff. 

Am 5. Nov. 1915 hatte die Klägerin dem Beklagten 54 Barrel Tran 
zum Preiſe von 301 / für 100 kg netto ab Kai Hamburg, prompt zu emp⸗ 
fangen, netto Kaſſe gegen Lieferſchein verkauft. Gemäß § 15 der Hamburger 
Platzuſancen bedeutet „prompt“ binnen drei Werktagen nach dem Tage des 
Abſchluſſes. Da der 7. November ein Sonntag war, endete dieſe Friſt mit 
dem 9. November. Am 9. Nov. 1915 erſchien im Reichsgeſetzblatt Nr. 158 
S. 735 die Verordnung des Bundesrats über Ole und Fette v. 8. November. 
Die Verordnung iſt laut ihrem $ 17 mit dem Tage der Verkündung in Kraft 
getreten, jedoch mit Ausnahme des § 16, der die Strafdrohung für Zuwider⸗ 
handlungen enthielt und erſt vom 10. November an gelten ſoll. Die Ver⸗ 
ordnung beſtimmt in den 88 3 und 4, daß Tran nur durch den Kriegsausſchuß 
abgeſetzt werden darf und daß jeder, der ſolche Ware im Gewahrſam hat, 
jie dem Kriegsausſchuß auf Verlangen zu einem im 86 feſtgeſetzten Preiſe 
von 250 für 100 kg überlaſſen muß. Klägerin überſandte den Lieferſchein 
über die ſtreitige Ware dem Beklagten durch die Poſt am Sonnabend, dem 
6. November, und der Beklagte erhielt ihn am 8. November. Er ſchickte ihn 
am 9. November zurück, weil Klägerin wegen des in der Verordnung ent⸗ 
haltenen Abſatzverbots die Ware nicht mehr liefern könne. Klägerin hielt die 
Ware zur Verfügung des Beklagten und klagte auf Zahlung des Kaufpreiſes 
nebſt Zinſen. — Das Landgericht wies die Klage ab; Berufung und Reviſion 
blieben erfolglos. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: | 

„Die Verordnung über Ole und Fette ift laut ihrem $ 17 mit dem Tage 
der Verkündung, dem 9. November, in Kraft getreten, mit Ausnahme je- 
doch des die Strafdrohung enthaltenden § 16, der ſeit dem 10. November gilt. 
Der Tag iſt hierbei, wie in allen Beſtimmungen ſolcher Art, als Zeiteinheit 
behandelt; es kann ſich alſo nur fragen, ob die Verordnung mit dem Anfang 
oder mit dem Ende des 9. Novembers in Kraft getreten iſt. Der Wortlaut 
ſpricht für den Anfang. So hat auch das Reichsgericht über eine e 

Seufferts Archiv Bd. 73 3. Folge Bd. 18 Heft 5. 
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Beſtimmung der Novelle zur ZPO. v. 5. Juni 1905 durch Beſchluß v. 2. Okt. 
1905 (VI. 459/05) entſchieden. Im Streitfall wird die Richtigkeit dieſer Aus⸗ 
legung noch dadurch beſtätigt, daß die Strafdrohung des vom 10. November 
an geltenden § 16 offenbar einen Tag ſpäter als der übrige Inhalt der Ver⸗ 
ordnung in Kraft treten ſollte. 

Der Verſuch der Reviſion, darzutun, daß jedenfalls das Abſatzverbot 
des § 3 erſt zugleich mit der Strafbeſtimmung des § 16 in Kraft getreten fei, iſt 
verfehlt. Die Verordnung beſagt durch den § 17 das Gegenteil. Mit der 
Geltung des Abſatzverbots v. 9. November an iſt es auch ſehr wohl vereinbar, 
daß die Übertretung erſt vom folgenden Tage an unter Strafe ſteht, und daß die 
Anmeldungen der Waren gemäß dem Stande vom 11. November erfolgen ſollen. 

Danach durfte die Klägerin ſchon am 9. November den Tran nur 
noch durch den Kriegsausſchuß „abſetzen“. Daß unter Abſetzen jede Ver⸗ 
äußerung im Sinne des Bürgerl. Geſetzbuchs und darüber hinaus jedes wirt⸗ 
ſchaftliche Ausderhandgeben zu verſtehen iſt, hat der Senat ſchon bei Aus⸗ 
legung einer andern Kriegsverordnung in dem Urteil v. 24. April 1917 (II. 
539/16) und in bezug auf die hier fragliche Verordnung neuerdings in dem 
Urteil II. 243/17 ausgeſprochen. Dies ſtimmt auch mit dem Sprachgebrauch 
des vom Landgericht mit Recht herangezogenen Kaligeſetzes v. 10. Mai 1910. 
Der Einwand der Reviſion, daß die Verordnung nicht die Erfüllung der vor 
ihrem Erlaß geſchloſſenen Verkäufe verbiete, iſt alſo unhaltbar. 

Somit durfte die Klägerin ſeit Beginn des 9. Novembers die Ware nicht 
mehr an den Beklagten liefern. Da Beklagter den Lieferſchein am 8. No⸗ 
vember erhalten hat, war er bei Beginn des 9. Novembers keinesfalls mit der 
Abnahme in Verzug. Die Lieferung iſt alſo nicht durch einen Umſtand, den 
er zu vertreten hat, unmöglich geworden. Es liegt vielmehr ein Fall des 
§ 323 BGB. vor. Klägerin iſt von der Lieferpflicht frei, hat aber auch den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung verloren. 

Denn der letzte Angriff der Reviſion, daß die Klägerin die Pflicht zur 
Übergabe der Ware vor dem 9. November durch Überſendung des Lieferſcheins 
erfüllt habe, iſt unberechtigt. Der Lieferſchein iſt nicht ein Papier, das die 
Ware vertritt. Auch iſt in der Urkunde und in ihrer Überſendung keine Ab⸗ 
tretung des Anſpruchs auf Herausgabe gegen den Verwahrer enthalten. Der 
Lieferſchein ijt vielmehr nur eine an den Verwahrer gerichtete, widerrufliche 
Anweiſung, die Ware der in dem Scheine genannten Perſon auszuliefern; 
weshalb die Verbindlichkeit des Verkäufers, die Ware zu übergeben, erſt da⸗ 
durch getilgt wird, daß der Verwahrer jie der Anweiſung gemäß tatſächlich 
ausliefert. Da dies ohne Schuld des Beklagten nicht geſchehen iſt, ſo iſt die 
Reviſion zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 7. Dez. 1917. R. Gebr. (Kl.) w. H. 

(OLG. Hamburg). II. 293/17. Auch in RGentſch. 91 Nr. 86 S. 339. 
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91. Der Wohnſitz der Garniſon nach § 9 BGB. gilt nur für Berufs- 

ſoldaten. 

Vgl. 69 Nr. 209; 71 Nr. 104. 
BGB. 99. 5 
Der bis zum 1 Kriegsbeginn als Gärtner in Braunſchweig wohnhaft geweſene 

Beklagte wurde von ſeiner Ehefrau auf Unterhalt verklagt, machte aber die 
Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Landgerichts Braunſchweig geltend, 
da er ſeit Kriegsbeginn als Militärperſon ſeinen Garniſonort in Halberſtadt 
(Preußen) habe, wenn er auch ſeit etwa Jahresfriſt nach Blankenburg (Braun- 
ſchweig) abkommandiert ſei. Die Einrede wurde verworfen aus folgenden 
Gründen: 

„Zu der nach § 2632 ZPO. maßgebenden Zeit der Klagerhebung gehörte 
der Beklagte infolge der Mobilmachung als Sanitätsunteroffizier des Be⸗ 
urlaubtenſtandes dem Inf.⸗Reg. 27 in Halberſtadt an, war aber bereits im 
Auguſt 1915 zu dem Reſervelazarett in Blankenburg abkommandiert. Nun 
hat ſich der Beklagte auf § 9 Abſ. 1 BGB. geſtützt, wonach ‚eine Militärperſon 
ihren Wohnſitz am Garniſonorte' hat. Richtig ijt, daß der Garniſonort des 
Inf.⸗Reg. 27 Halberſtadt iſt und daß bei den gewöhnlichen Abkommandierungen 
der durch den Garniſonort begründete Wohnſitz der Militärperſonen regel⸗ 
mäßig nicht geändert wird (Colmar in DIZ. 1916, 1180; Verf. preuß. Kriegsm. 
v. 27. Febr. 1916 in pr. IM Bl. 1916, 56). Ob von dieſer Regel bei lang⸗ 
friſtigen Kommandos, wie hier, eine Ausnahme zu machen iſt (Dresden in 
Seuff A. 69, Nr. 209), kann auf ſich beruhen. Denn der Beklagte gehört 
überhaupt nicht zu den Militärperſonen i. S. des § 9 Abſ. 1 BGB. Die gegen⸗ 
teilige Anſicht wird zwar in dem Komm. von RGRäten? §9 Anm. 1 damit 
begründet, daß nach § 38 RMilG. v. der Mobilmachung an alle einberufenen 
oder freiwillig eintretenden Offiziere und Mannſchaften des Beurlaubten⸗ 
ſtandes ebenfalls zu den Militärperſonen des aktiven Heeres gehören (ebenjo 
KG. in DIZ. 1915, 1036). Allein dieſe auch vom Braunſchw. er geteilte 

Anſicht (Braunſchw. Z. 62 Bd. 2) ift nicht haltbar. 

Der §9 BGB. iſt aus 8 14 BRO. in der Faſſung vom 30. Januar 1877 
übernommen, und letztere Vorſchrift hat wiederum in § 39 Abſ. 2 Mil. 
v. 2. Mai 1874 ihr Vorbild. Im QMilGeſetz aber wird, wenn man von der 
Beſtimmung in § 59 Abſ. 2 einmal abjieht, der Ausdruck Militärperſonen 
nur von Berufsſoldaten gebraucht. Insbeſondere unterſcheidet § 38 desſ. 
ausdrücklich zwiſchen den „Militärperſonen des Friedensſtandes“ (A) und 
anderſeits (B 2) allen in Kriegszeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen oder 
freiwillig eintretenden Offizieren ꝛc. und Mannſchaften, welche ebenſowenig 
wie die Offiziere und Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes als Militär⸗ 
perſonen bezeichnet werden. 

Daß in der Tat §9 Abſ. 1 BGB. den Ausdruck Militärperſonen nur in 
dieſer Beſchränkung auf Berufsſoldaten verſteht, folgt toeiter aus der Be⸗ 
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ſtimmung in Abſ. 2. Darnach ſollen die Vorſchriften in Abſ. 1 über den Wohn⸗ 
ſitz des Garniſonortes keine Anwendung finden auf Militärperſonen, ,die nur 
zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen‘. Nur zur Erfüllung der Wehrpflicht 
dienen aber auch im Kriege die zum Heeresdienſte eingezogenen Nicht⸗Berufs⸗ 
ſoldaten. Denn nach dem Geſetze v. 11. Febr. 1888 § 24 beſteht die Wehr⸗ 
pflicht für jeden Deutſchen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 45. Lebens⸗ 
jahre. Allerdings braucht er nicht während dieſer ganzen Beit bei der Waffe 
zu dienen, kann aber, ſoweit er tauglich iſt, nach § 23 im Kriegsfall unbeſchränkt 
herangezogen werden. Mit der weitaus herrſchenden Meinung iſt deshalb 
anzunehmen, daß auch im Kriegsfall durch § 9 Abſ. 1 BGB. ein Wohnſitz für 

Nicht⸗Berufsſoldaten nicht begründet wird.“ 

Planck BGB. 4 und 9 Nr. 1; Enneccerus-Lehmann BR. 9 8 89 Nr. 14; Recht 1915, 
318. 63; Schlegelberger in Gruchot 59, 234; Bayr. Ob LG. im Recht 1915, 170, 2; 
DRS. München: OL GRechtſpr. 32, 299; Stuttgart: Recht 1916, 1189; JW. 1916, 211. 

Urteil des OLG. zu Braunſchweig (2. Sen.) v. 27. Febr. 1917. 2 V. 
109/16. A. H. 


92. Das Mißverhältnis zwiſchen dem Vermögensvorteil und der 
Leiſtung muß vorhanden und dem Wucherer bekannt geweſen ſein. 
Vgl. 49 Nr. 239; 54 Nr. 10. 
BGB. § 138 Abſ. 2. 

Beide Vorinſtanzen hatten angenommen, daß der Anſpruch des Klägers 
zwar an ſich durch den vorgelegten Wechſel ſich als begründet darſtellen würde, 
daß er aber als unbegründet erſcheine infolge der von dem Beklagten erhobenen 
Einrede, daß das dem Wechſel zugrunde liegende Rechtsgeſchäft ein wucheriſches 
und deshalb gemäß § 138 Abſ. 2 BGB. nichtig fet. Hinſichtlich dieſes Rechts⸗ 
geſchäfts war in den Vorinſtanzen feſtgeſtellt, daß der Kläger als Bevoll— 
mächtigter ſeiner Ehefrau an den Beklagten eine Reihe von Hypotheken im 
Geſamtbetrage von 45000. abgetreten hatte, durch deren Beleihung der 
Beklagte ſich Gelder für die Ausnutzung ſeiner Erfindungen verſchaffen wollte, 
und daß der Beklagte als Gegen wert dem Kläger zwei Wechſel zu je 30000 K, 
darunter den eingeklagten Wechſel, ausgeſtellt habe. Gegen die Einrede 
des Wuchers behauptete der Kläger, die Wechſel der Beklagten ſeien mit Rück— 
ſicht auf deſſen wirtſchaftliche Lage wertlos geworden. Das Ber.-Gericht 
hielt dieſe Behauptung für unerheblich, weil der Kläger beim Vertragſchluß 
von einer Mittelloſigkeit des Beklagten, wie er ſelbſt ſage, nichts gewußt habe. 
— Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Es liegt ein von Amts wegen zu beachtender Rechtsirrtum 
bei der Feſtſtellung des auffälligen Mißverhältniſſes zwiſchen der Leiſtung 
des Klägers und den Vermögensvorteilen, die er ſich dafür hat verſprechen 
oder gewähren laſſen, inſofern vor, als der Ber.-Richter erklärt, der Kläger 
könne mit der Behauptung, daß die Wechſel mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche 
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Lage des Beklagten wertlos geweſen ſeien, um deswillen nicht gehört 
werden, weil er das beim Vertragsabſchluß nicht gewußt habe. Der Senat 
hat bereits ausgeſprochen, daß von einem Mißverhältnis i. S. des § 138 Abſ. 2 
BGB. keine Rede ſein könne, wenn die Leiſtung des angeblich Bewucherten 
lediglich in einem Wechſelverſprechen beſteht, das wegen ſeiner Mittelloſigkeit 
wertlos iſt (V 130/15; Urt. v. 9. Okt. 1915). 

Allerdings hat der 2. Zivilſenat in dem Urteil v. 28. Januar 1913 (II 
538/12) Ausführungen gemacht, welche dahin verſtanden werden können, 
daß nach dem Wortlaut des § 138 Abſ. 2 es nicht auf den Wert des Verſprechens, 
ſondern auf den Wert des Verſprochenen — alſo bei dem Verſprechen einer 
Geldſumme lediglich auf deren ziffermäßigen Betrag — anzukommen habe. Aber 
auch in dieſem Urteil iſt ausgeſprochen, daß die Mittelloſigkeit des Verſprechen⸗ 
den jedenfalls inſofern in Betracht kommt, als bei der Feſtſtellung des Wertes 
der Leiſtung des andern Teils — des angeblich wucherlich Ausbeutenden — 
das Riſiko zu berückſichtigen iſt, das er durch Hingabe von Vermögensſtücken 
gegen ein bloßes, wenn auch wechſelmäßiges, Verſprechen eines Mittelloſen 
übernimmt. Der Ber.⸗Richter ſcheint denn auch nicht verkennen zu wollen, 
daß die Frage der Wertloſigkeit der Wechſel erheblich ſein würde, wenn der 
Kläger davon Kenntnis gehabt hätte. Der Ber.⸗Richter will ihn aber mit 
der Behauptung, daß die Wechſel wertlos geweſen ſeien, um deswillen nicht 
hören, weil er von der Wertloſigkeit nichts gewußt habe. Damit vermiſcht der 
Ber.⸗Richter in unzuläſſiger Weiſe den ſubjektiven und den objektiven Tat⸗ 
beſtand des Wuchers. Er verkennt, daß das Beſtehen eines auffälligen Miß⸗ 
verhältniſſes ein objektives Erfordernis des § 138 Abſ. 2 bildet, das zunächſt, 
unabhängig von den Vorſtellungen der Vertragsparteien, vorhanden ſein 
muß, und daß zu dieſem objektiven Tatbeſtandsmerkmale⸗ dann noch das 
Bewußtſein desjenigen, der ſich die Vorteile verſprechen oder gewähren läßt, 
von dem Vorhandenſein eines auffälligen Mißverhältniſſes hinzukommen 
muß, um den ſubjektiven Tatbeſtand, die Ausbeutung, zu erfüllen; 

vgl. das Urt. des erkennenden Senats v. 27. Okt. 1917, V 105 / 1917; ferner RGEntſch. 60, 

11; 86, 300. 

Hat alſo der Kläger wirklich die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Beklagten 
nicht gekannt und deshalb das Wechſelverſprechen für nicht wertlos gehalten, 
ſo würde dennoch nicht ausgeſchloſſen ſein, daß das Rechtsgeſchäft ſeinem 
objektiven Inhalt nach wegen der Wertloſigkeit des Wechſelverſprechens und 
des ſich daraus ergebenden Fehlens eines auffälligen Mißverhältniſſes des 
wucherlichen Charakters entbehrte. 

Da das Urteil auf der dargelegten Geſetzesverletzung beruht, mußte es 
aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung 
an das Ber.⸗Gericht zurückberwieſen werden. 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 28. Nov. 1917. B. (Kl.) w. G. — 
V. 308/17. 
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93. Verſchiedene Arten von kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreiben. 
Vgl. oben Nr. Nr. 3 m. N. 
BGB. 5151; HORB. § 346. 

Es handelt ſich hier nicht um ein mit rechterzeugender Kraft ausge⸗ 
ſtattetes Beſtätigungsſchreiben im Sinne eines annahmebedürftigen Vertrags⸗ 
antrages, ſondern um ein Schriftſtück, durch das der bereits längere Zeit 
vorher mündlich zuſtande gekommene Vertrag nachträglich als geſchloſſen 
beſtätigt und ſo ein Beweismittel geſchaffen werden ſollte. Derartige Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben haben nur rechtbeurkundende Bedeutung, fo daß Ab⸗ 
weichungen oder Weglaſſungen in ihnen den Beſtand des geſchloſſenen Ver⸗ 
trags nicht berühren (vgl. Staub HGB. Exkurs zu § 372 A. 38). Für fie gilt 
zwar die Regel, daß nach der Zweckbeſtimmung ſolcher ſchriftlicher Feſtſetzungen 
Punkte, die Gegenſtand der Parteiberedungen waren, in dem Schriftſtück 
aber keine Aufnahme gefunden haben, als aufgehoben anzuſehen ſind; der 
Gegenbeweis iſt jedoch zuläſſig. 

Aus dem Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 5. Nov. 1917. 50. 

279/14. | Ch. 


94. Rücktritt des Verkäufers, wenn die zum Vertrieb im Ausland 
verkaufte Ware im Inland abgeſetzt werden ſoll. 
Vgl. 66 Nr. 44 m. N. 
BGB § 242. 

Der Kläger hatte vom Beklagten 20 t Cremor Tartari zum Preiſe von 
204 % für einen Doppelzentner zu den ſich aus dem Beſtätigungsſchreiben 
ergebenden Bedingungen gekauft. Die Lieferung ſollte darnach frei Bord 
Lübeck mit 10 t im Januar und mit 10 t im April 1915 erfolgen. Die erſten 
10 t hat der Kläger erhalten. Ende April 1915 ſandte der Beklagte weitere 
dt an den Kläger nach Veile. Dieſe Sendung wurde auf Wunſch des Klägers 
nicht über Lübeck, ſondern auf der Eiſenbahn verladen. Auf der Grenzſtelle 
Woyens wurde ſie indes aufgehalten, da nach der Abſendung ein deutſches 
Ausfuhrverbot erlaſſen worden war. Der Beklagte ließ dieſe 5 t nach Leipzig 
zurückſenden. Inzwiſchen hatte der Kläger den Kaufpreis von 10200 % dem 
Beklagten in einem Scheck überwieſen und ihn aufgefordert, die Ware zu ſeiner 
Verfügung zu halten, da ſie in Deutſchland verkauft ſei. — Der Kläger be⸗ 
antragte, den Beklagten zur Lieferung von 5t Cremor Tartari zum Preiſe 
von 204 % für 1 dz innerhalb des Deutſchen Reichs zu verurteilen. Der Be⸗ 
klagte lehnte die Lieferung ab, weil er die Ware nur zur Verwendung im 
Auslande verkauft habe und er jie infolgedeſſen nicht zur Verwendung im In⸗ 
lande zu liefern brauche. Beide Inſtanzen billigten den Standpunkt des Be⸗ 
klagten und wieſen die Klage ab. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Im Schlußſchein v. 12. Nov. 1914 iſt allgemein, alſo für die Leiſtungen 
beider Parteien aus dem der Klage zugrunde liegenden Kaufvertrage Leipzig 
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als Erfüllungsort bedungen (§ 269 BGB.). Daran iſt weder durch die im 
»Schlußſchein zu findende Beſtimmung ‚Lieferung frei Bord Lübeck noch 
dadurch etwas geändert worden, daß die Parteien mit Rückſicht auf die kriege⸗ 
tijden Creignifje {pater vereinbart haben, daß die Ware mit der Eiſenbahn 
nach Veile verſendet werden ſolle. Die Worte ‚frei Bord Lübeck“ betreffen 
an ſich nur die Preisvereinbarung und bedeuten, daß die Beförderungskoſten 
bis an Bord des die Ware zur Weiterbeförderung übernehmenden Schiffes 
in Lübeck in den Kaufpreis eingeſchloſſen, darnach (entgegen der Vorſchrift 
in § 448 BGB.) vom Beklagten zu bezahlen ſind. Daneben folgt aus dieſen 
Worten, daß der Beklagte vertraglich übernommen hat, auf Gefahr des Klägers 
(§ 447 BGB.) die Verſendung der Ware bis zu dem angegebenen Beſtimmungs⸗ 
orte zu beſorgen. Entſprechendes gilt auch hinſichtlich der ſpäteren Verein⸗ 
barung, durch die der Beklagte es übernommen hat, die Ware auf der Eiſen⸗ 
bahn nach Veile zu ſenden. Dieſe Verſendung iſt mit Rückſicht auf die 
Vertragsabrede, daß Leipzig Erfüllungsort ſei, ein Geſchäft des Klägers, 
zu deſſen Beſorgung ſich der Beklagte verpflichtet hat. Der Beklagte iſt daher 
nach § 242 HGB. an ſich bei Ausführung der Überſendung an die Verſand⸗ 
anweiſung des Klägers auch dann gebunden, wenn ſie von der beim Vertrag⸗ 
ſchluß erteilten (frei Lübeck) oder der nachträglich vereinbarten Anweiſung 
(nach Veile) abweicht. Die Berechtigung des Klägers, vom Beklagten die 
Beachtung einer veränderten Verſandanweiſung zu verlangen, iſt indeſſen 
nach § 242 HGB. dahin einzuſchränken, daß der Beklagte der veränderten 
Anweiſung dann nicht nachzukommen braucht, wenn durch deren Ausführung 
ſeine Intereſſen erheblich beeinträchtigt würden. 

Nach den übereinſtimmenden Angaben der Parteien ſteht feſt, daß die Par⸗ 
teien ſchon früher wiederholt Kaufverträge über Cremor Tartari miteinander 
geſchloſſen haben und daß in dieſen Fällen der Beklagte die Ware ſtets nach 
Veile, alſo nach Dänemark, an den Kläger überſendet hat. Im vorliegenden 
Falle war dem Beklagten freigeſtellt, ob er dem Kläger die Ware nach Veile, 
wie nachträglich beſtimmt worden iſt, oder frei Bord Lübeck überſenden wollte; 
im Schlußſchein ijt nach dem Zeugniſſe Schm.'s dann ‚frei Bord Lübeck' ledig⸗ 
lich aus dem Grunde geſchrieben worden, weil der Beklagte nicht recht wußte, 
wie die Lage der Frachtverhältniſſe zur Zeit der Lieferung ſein würde. Aus den 
Angaben der Sachverſtändigen ergibt ſich nun für das Ber.⸗Gericht die Gewiß⸗ 
heit, daß nach der Auffaſſung der am Handelsverkehr mit Cremor Tartari 
beteiligten Kreiſe einer Vertragsbeſtimmung ‚frei Bord Lübeck und auch der 
im vorliegenden Fall ſpäter getroffenen Abrede der Lieferung nach Veile die 
Bedeutung zukommt, daß der Käufer nicht berechtigt iſt, die Auslieferung der 
Ware an einem Orte innerhalb der Grenzen des Deutſchen Reichs und zur 
Verwendung im Inlande zu verlangen. Der einleuchtende Grund dieſer 
Auffaſſung iſt, wie die Darlegungen der Sachverſtändigen gleichfalls mit 
voller Gewißheit ergeben, daß der verkaufende Erzeuger vor einem Wett⸗ 
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bewerb des Käufers im Inland geſchützt ſein ſoll und will. Der Käufer, dem 
die Ware ins Ausland geliefert wird, iſt zwar nicht gehindert, ſie ins Inland 
zurückzubefördern und auf dieſe Weiſe mit dem Verkäufer hier in Wettbewerb 
zu treten. Daß ein Käufer dieſen Weg wählt, liegt indes, insbeſondere wenn 
er dabei noch den deutſchen Eingangszoll zu bezahlen hat, ſo fern, daß die 
Vertragſchließenden dieſe Möglichkeit nicht ernſtlich in Betracht zu ziehen 
brauchen. Ob die berichtete Verkehrserſcheinung als ein Handelsbrauch 
anzuſehen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Für die gegenwärtige Entſcheidung 
genügt die Feſtſtellung, daß die Verkehrsauffaſſung beſteht. Bei Berückſichti⸗ 
gung dieſer Verkehrsauffaſſung und der feſtgeſtellten Tatſachen, daß bei den 
früheren Abſchlüſſen der Parteien über Cremor Tartari die Verſendung der 
Ware ſtets nach Veile erfolgt und daß auch für den Vertrag v. 12. Nov. 1914 
nachträglich die Verſendung mit der Eiſenbahn nach Veile vereinbart worden 
iſt, iſt das Ber.⸗Gericht überzeugt, daß bei der Schließung des Vertrages 
v. 12. Nov. 1914 die Parteien ſtillſchweigend darüber einverſtanden geweſen 
ſind, der Beklagte ſei nur verpflichtet, die Ware dem Kläger nach Dänemark 
zu liefern. Der Beklagte hat demgemäß auch auf den Vertrag v. 12. Nov. 1914 
die erſten 10 t dem Kläger unſtreitig nach Dänemark geliefert und dann hin⸗ 
ſichtlich der ihm jetzt abgeforderten 5 t den Verſuch gemacht, gemäß der nach⸗ 
träglich getroffenen Verſendungsabrede das Geſchäft durch Überſendung der 
Ware nach Dänemark abzuwickeln. An der Ausführung iſt er lediglich durch 
eine von ſeinem Willen unabhängige Maßnahme der deutſchen Regierung ge⸗ 
hindert worden. Das Ber.⸗Gericht iſt davon überzeugt, daß der Kläger, 
wäre ihm die Ware nach Dänemark ausgeliefert worden, garnicht daran ge⸗ 
dacht hätte, ſie ins Deutſche Reich zurückzubefördern. Jedenfalls konnte der 
Beklagte damit rechnen, daß der deutſche Eingangszoll und die durch Zurück⸗ 
beförderung nach Deutſchland entſtehenden ſonſtigen Unkoſten ihm eine ſtarke 
tatſächliche Sicherheit gegen eine Zurückbringung der Ware bieten würde. 

Nach dieſen Erwägungen kann der Kläger dem Beklagten nach Treu und 
Glauben nicht anſinnen, daß er durch Verſendung der Ware nach Lübeck dazu 
mitwirke, eine ihm durch Eröffnung eines inländiſchen Wettbewerbs durch den 
Kläger nachteilige Verwertung der Ware zu ermöglichen. Der Kläger hat 
ſtets betont, daß er die Lieferung der Ware nach Lübeck zu ihrer Verwertung 
im Deutſchen Reiche verlange, alſo entſchloſſen ſei, dadurch mit dem Beklagten 
in Wettbewerb zu treten. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 26. April 1917. Friis w. Nopl. 
10. 153/16. F—ch. 


95. Erfüllungsort beim inländiſchen Abladegeſchäft. 
BGB. § 269. 157. 
Die Vertragsbeſtimmung in der Schlußnote v. 14. März 1916 „Lieferung: 
März — Abladung von Holland, holländiſches Ausfuhrverbot vorbehalten“ 
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betrifft nur eine Beſtimmung über die Zeit der Lieferung der Ware, zumal 
es ſich nicht um ein eigentliches Überſeegeſchäft handelt. Der Gedanke, daß 
damit der Erfüllungsort für den Verkäufer, welcher gleich dem Käufer in 
Hamburg ſeine Handelsniederlaſſung hat und zur Zeit des Vertragſchluſſes 
hatte, nach Holland verlegt ſei, widerſpricht dem verkehrsüblichen Sinn der 
fraglichen Beſtimmung. Dies um ſo mehr, als es zum mindeſten ungewöhn⸗ 
lich ſein würde, ein ganzes Land als „Erfüllungsort“ zu bezeichnen. Vielmehr 
iſt mangels beſonderer entgegenſtehender Umſtände die fragliche Beſtimmung 
für den Erfüllungsort des Verkäufers ohne Bedeutung. 

Weitere Beſtimmungen: „Preis ... waggonfrei Duisburg“ und „Zahlung: 
Kaſſa netto gegen Duplikatfrachtbrief“ ſind, wenn man jede einzelne für ſich 
allein betrachtet, gleichfalls nach der hier fraglichen Richtung hin nicht ent⸗ 
ſcheidend. Die erſte Beſtimmung iſt an ſich nur eine Maßgabe für die Preis⸗ 
berechnung und die zweite eine ſolche für die Zahlungszeit. Dies hindert 
aber nach anerkannten Rechtsgrundſätzen nicht, fie für die Frage, wo der 
Erfüllungsort des Verkäufers iſt, zur Auslegung und Klarſtellung des Vertrags⸗ 
willens heranzuziehen; 

vgl. Düringer HGB. 2, 526 VI Abſ. 3; Staub HGB.“ Exk. zu § 372 Anm. 31; Stau- 

dinger BGB. § 269 Anm. II. la. . 

Nun ift der fragliche Verſand von Holland nach Duisburg auf dem Waſſer⸗ 
wege erfolgt, und unbeſtritten iſt dieſe Beförderungsart von den Parteien 
ſchon beim Vertragſchluß in Ausſicht genommen worden. Demgemäß iſt der 
Vorderrichter zutreffend davon ausgegangen, daß der Duplikatfrachtbrief, 
den die Klägerin als Verkäuferin zu beſchaffen hatte, um gegen dieſen Zahlung 
des Kaufpreiſes zu erlangen, ab Duisburg (und nicht etwa ab Holland) zu 
lauten hatte und daß die Klägerin nicht nur die Verſendungskoſten bis Duis⸗ 
burg (waggonfrei Duisburg) zu bezahlen hatte, ſondern die Ware in Duisburg 
zum Weitertransport auf die Bahn geben mußte. Dies weiſt aber mit ge⸗ 
nügender Klarheit darauf hin, daß die Beförderung der Ware bis Duisburg 
nicht eine bloße Nebenverpflichtung der Klägerin war, ſondern zu ihren 
weſentlichen Vertragspflichten gehörte, ſo daß Duisburg als der Erfüllungs⸗ 
ort für ihre Lieferungspflicht anzuſehen ijt. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 14. Mat 1917 A. H. (Kl.) 

w. T. — Bf. I. 18/17. B. 
96. Die formungültige Anderung einer Vertragsbeſtimmung macht 
einen formgültigen Vertrag nicht ungültig. 
Vgl. 61 Nr. 151 m. N. 
BGB. § 313. 

Das Landgericht hat die Unwirkſamkeit des notariellen Kaufvertrags 
v. 15. Dez. 1916 daraus hergeleitet, daß die Parteien eine formloſe Abänderung 
einer Vertragsbeſtimmung vereinbart haben. Das iſt rechtsirrtümlich. 
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Ob dieſe Abänderung, die ſich auf die Reſtkaufgeldhypothek von 20004 
bezieht, der Form des § 313 BGB. zu ihrer Wirkſamkeit bedurft hätte, kann 
auf ſich beruhen. Auch wenn man dies bejaht, würde der formgültig abge⸗ 
ſchloſſene Kaufvertrag v. 15. Dez. 1916 nicht hinfällig geworden ſein, da ein 
wirkſam zuſtande gekommener Vertrag ſeine Wirkſamkeit nicht dadurch ver⸗ 
lieren kann, daß nach ſeinem Abſchluß eine unwirkſame Abänderung vereinbart 
wird. Das Gegenteil folgt auch nicht aus § 139 BGB., deſſen Vorſchrift 
auf einen derartigen Fall überhaupt nicht anwendbar iſt, vielmehr nur den 
Fall betrifft, inwieweit ſich Teile eines einheitlichen Rechtsgeſchäfts in betreff 
ihrer Wirkſamkeit beeinfluſſen. Der auf den Kaufvertrag v. 15. Dez. 1916 
geſtützte Klaganſpruch iſt deshalb begründet. 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 9. Aug. 1917. St. w. H. U II. 92/17. 

SchlHolſt. Anz. 1917, 218. 


97. Reiſegefahr beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 
Vgl. 72 Nr. 173 m. N. 
BGB. § 447. 

Inhaltlich des Beſtätigungsſchreibens v. 6. April 1914 hat die Klägerin 
der Beklagten zehn Tonnen weißen China⸗Pflanzentalg, Juni bis Auguſt⸗ 
Abladung von China cif Rotterdam, verkauft, und zwar Ware einer beſtimmten 
näher angegebenen Beſchaffenheit, Zahlung netto Kaſſe gegen Verladungs⸗ 
dokumente bei Ankunft des Dampfers. Die Beklagte hat nicht beſtritten, 
daß die Verkäuferin zehn Tonnen weißen China⸗Pflanzentalg in der bedungenen 
Zeit mit dem Dampfer „Helgoland“ nach Rotterdam verladen hat. Nach der 
beſtrittenen Behauptung der Klägerin iſt der Dampfer auf der Reiſe nach 
Kriegsausbruch in Alexandrien mitſamt der Ladung kondemniert und dieſe 
verkauft worden. 

Klägerin hat der Beklagten unſtreitig vor Klagerhebung das v. 8. Juni 1914 
über die fragliche Abladung ausgeſtellte Konnoſſement angedient. Sie ver⸗ 
langt mit der Klage die Zahlung des Fakturenbetrages, da feſtſtehe, daß der 
Dampfer nicht mehr ankommen werde und die Beklagte die Reiſegefahr trage. 

Die Beklagte ſteht demgegenüber auf dem Standpunkt, Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben und eigene Faktura der Klägerin ergäben, daß die Verkäuferin die 
Gefahr der Reiſe zu tragen habe. Klägerin könne in keinem Falle Zahlung 
verlangen, bevor ſie nicht nachgewieſen habe, daß Ware der bedungenen 
Eigenſchaften abgeladen ſei. 

Nach den von der Klägerin im gegenwärtigen Rechtszuge beigebrachten 
Schriftſtücken hält ſich der Senat für überzeugt, daß der Dampfer „Helgoland“ 
in Alexandrien rechtskräftig mit der Ladung kondemniert und auch die hier 
ſtreitigen zehn Faß Pflanzentalg verkauft worden ſind. Die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits hängt daher von der Frage ab, wer die Gefahr der Reiſe zu tragen 
hatte. Iſt dieſe Frage zuungunſten der Beklagten zu beantworten, ſo iſt ſie 
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ſachfällig, denn ihr Standpunkt, ſie brauche keinesfalls eher zu zahlen, als 
bis die Klägerin nachgewieſen habe, daß Ware der bedungenen Qualität ab⸗ 
geladen worden ſei, iſt unrichtig. Zu zahlen war inhaltlich des Vertrages 
gegen Verladungsdokumente. Dieſe ſind der Beklagten unſtreitig angedient 
worden. Ob die Ware ſelbſt die vertraglichen Eigenſchaften beſitze, mußte 
ſpäterer Feſtſtellung vorbehalten bleiben, da Beklagte zunächſt einmal zur 
Vorleiſtung verpflichtet war. Ob es anders läge, wenn bereits bei der An⸗ 
dienung feſtgeſtanden hätte, daß die auf die Dokumente abgeladene Ware 
nicht von vertraglicher Beſchaffenheit ſei, bedarf keiner Entſcheidung, da die 
Beklagte eine derartige Behauptung nicht aufgeſtellt hat. 

Anlangend die Frage der Gefahrtragung, ſo handelt es ſich im vorliegen⸗ 
den Falle um das typiſche überſeeiſche Abladegeſchäft. Nach feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung genügt der Verkäufer ſolchenfalls ſeiner vertraglichen Verpflichtung, 
wenn er die Ware im überſeeiſchen Abladeort nach dem Beſtimmungshafen 
auf den Weg bringt und dem Käufer die über die gehörige Abladung aus⸗ 
geſtellten Dokumente übergibt; jedenfalls für die erſtgenannte Verpflichtung 
iſt der Abladeplatz der Erfüllungsort für den Verkäufer. Demgemäß hat 
regelmäßig der Käufer die Gefahr der Reiſe zu tragen. Die jog: cif-Stlaujel 
betrifft nur die Koſtenfrage und ſpricht gerade für die Gefahrtragung durch 
den Käufer. | 

Selbſtverſtändlich ijt es denkbar und in der Rechtſprechung auch anerkannt, 
daß die Parteien Abweichendes vereinbaren können. Da es ſich hierbei aber 
um eine Ausnahme von dem Regelfall handelt, und zwar um eine Ausnahme, 
die im Handelsverkehr nach den bisherigen Erfahrungen nur ſelten vorkommt, 
ſo wird man ſolche Vereinbarung nur dann annehmen können, wenn ein 
dahingehender Wille der Parteien klar und deutlich und in einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe zum Ausdruck gelangt iſt. 

Davon kann in dem hier der Beurteilung unterliegenden Falle keine 
Rede ſein. Die Beklagte kann ſelbſt nicht behaupten, daß eine ausdrückliche 
Abrede des Inhalts, daß vorliegenden Falls die Verkäuferin die Gefahr der 
Seereiſe zu tragen haben ſolle, getroffen worden ſei. Die Beklagte hat viel⸗ 
mehr auf einen dahingehenden Willen der Vertragſchließenden aus einigen 
im, Vertrage vorgeſehenen Klauſeln geſchloſſen, aus denen ſich ihrer Meinung 
nach ergebe, daß die Parteien ſtillſchweigend die Gefahr der Reiſe der Klägerin 
aufgebürdet wiſſen wollten. Solcher Wille konnte aber dieſen beſonderen 
Abreden nicht zweifelfrei entnommen werden. 

Die Klauſel: „Netto Kaſſe gegen Verladungsdokumente bei Ankunft des 
Dampfers“ enthält nach feſtſtehender Rechtſprechung, die auch gegenüber 
neuerlichen Angriffen mit Recht aufrecht erhalten worden iſt (vgl. HanſGzZ. 
Hauptbl. 1917 Nr. 14 S. 17) lediglich eine Zeitbeſtimmung; der Kaufpreis 
iſt daher fällig, ſobald feſtſteht, daß der Dampfer die Ware überhaupt nicht mehr 
anbringen wird. Die Frage der Gefahrtragung wird dadurch nicht berührt. 
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Die Klauſel: „Erfüllungsort Hamburg“ kann ſich nach dem ganzen Zu⸗ 
ſammenhange nur auf die Verpflichtung des Käufers beziehen. Die Gefahr⸗ 
frage hat auch dadurch nicht geregelt werden ſollen. Dafür ſpricht auch die 
Stellung dieſer vorgedruckten Klauſel in dem jetzt überreichten Original des 
Beſtätigungsſchreibens. 

Die Klauſel: „Gegen dieſen Kontrakt beſtimmte oder verladene Quanti⸗ 
täten, die ihren Beſtimmungsort nicht erreichen, validieren gegen denſelben“, 
ſoll offenbar nur bedeuten, daß Teilmengen, wenn jie auf dieſen Kontrakt“ 
einmal verladen ſind, unter allen Umſtänden, insbeſondere ohne Rückſicht auf 
ihr ſpäteres Schickſal, die vertraglich zu liefernde Menge entſprechend ver⸗ 
mindern ſollen. Mit der Regelung der Gefahrtragung hat auch dieſe Abrede 
nichts zu tun. Rechtlich iſt ſie, wie der 1. Richter zutreffend angenommen hat, 
bedeutungslos. 

Die Klauſel: „Folgen von höherer Gewalt entbinden die Verkäufer von 
rechtzeitiger Erfüllung des Kontraktes oder heben ſolchen auf“, gewährt dem 
Verkäufer die Berechtigung, unter Umſtänden einſeitig vom Vertrage zurückzu⸗ 
treten. Der Käufer kann ſich auf die Klauſel nicht berufen. Die Gefahrfrage 
wird durch ſie nicht berührt. 

Endlich hat ſich die Beklagte für die Richtigkeit ihrer Anſicht darauf be⸗ 
rufen, daß die Klägerin in ihrer Faktura bei dem Poſten „Verſicherung £ 310“ 
vermerkt habe: „der dieſen Betrag überſteigende Teil des Policenwertes gilt 
für Verkäufers Rechnung“. Beklagte folgert aus dieſem Vermerk, daß darnach 
der Verkäufer, der nur den Fakturenwert zu verſichern brauche, im Fall des 
Untergangs der Ware den Überſchuß der höheren Verſicherungsſumme zu 
beanſpruchen habe, daß ihm alſo der Konjunkturgewinn zukommen ſolle; wem 
aber der aus der Verſicherung entſtehende Gewinn gebühre, der habe auch 
die Gefahr zu tragen. Ob die tatſächlichen Vorausſetzungen, von denen die 
Beklagte bei dieſen Ausführungen ausgeht, zutreffen, kann unerörtert bleiben. 
Sie rechtfertigen jedenfalls nicht den daraus gezogenen Schluß in ſeiner All⸗ 
gemeinheit, und wenn ſie es täten, ſo würde daraus noch keineswegs zwingend 
folgen, daß nun auch der Verkäufer durch jenen Zuſatz ſeinen Willen habe 
zum Ausdruck bringen wollen, ſeinerſeits die Gefahr der Seereiſe zu tragen. 
Die Frage iſt und bleibt vielmehr, ob aus dem in dem Beſtätigungsſchreihen 
erſchöpfend niedergelegten Vertragsinhalt der Wille der Parteien erhellt, 
bei dieſem beſonderen Vertrage abweichend von dem Regelfall die Gefahr 
der Seereiſe dem Verkäufer aufzubürden. Die Frage war aber zu verneinen, 
wie im vorſtehenden ausgeführt. 

Muß man ſonach davon ausgehen, daß dieſe Geſahr auch im vorliegen⸗ 
den Falle vom Käufer zu tragen iſt, ſo war die Beklagte nunmehr, da nach 
den jetzt beigebrachten Urkunden für die Überzeugung dieſes Gerichts feſt⸗ 
ſteht, daß die Ware den Beſtimmungsort nicht mehr erreichen wird, für ſach⸗ 
fällig zu erachten. 
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Der Berufung war daher zu entſprechen. 


Urteil ne OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 30. Jan. 1917. Kont. Prod. Geſ. 
( (Kl.) w. J. G. — Bf. III. 267/16. B. 


98. Hat die Vereinbarung einer ſechsmonatigen Garantiefriſt Einfluß 
auf die ſechsmonatige Verjährung des Gewährleiſtungsanſpruchsd 
Vgl. 63 Nr. 241 m. N. 

BGB. § 477. 

Die Klägerin hatte von der Beklagten 156 Doſenſchinken gekauft und 
am 5. April 1915 geliefert erhalten. Bei der erſten Unterſuchung wurden 
keine Mängel gefunden, dagegen ſtellte ſich bei einer ſpäteren Unterſuchung 
am 6. Aug. 1915 heraus, daß in vier Kiſten ſämtliche Doſen „hoch rund bom⸗ 
biert“ waren. Die Klägerin zeigte dies der Beklagten an und verlangte die 
Lieferung mangelfreier Erſatzware. Da die Beklagte ſich ablehnend verhielt, 
auch eine Friſtſetzung unbeachtet ließ, klagte die Klägerin am 5. Nov. 1915 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Die Beklagte berief ſich auf Ver⸗ 
jährung (§ 477 BGB.), wogegen die Klägerin geltend machte, daß im Handel 
mit Fleiſchkonſerven der Handelsgebrauch beſtehe, daß der Verkäufer für die 
binnen 6 Monaten nach Lieferung auftretenden Mängel der Ware Gewähr 
leiſten müſſe, woraus zu folgern ſei, daß bezüglich eines während der Garantie⸗ 
friſt entdecketen Mangels der Lauf der Verjährung erſt mit der Entdeckung des 
Mangels beginne. — Das Landgericht ſtellte das Beſtehen des behaupteten 
Handelsgebrauchs feſt, lehnte aber die von der Klägerin daraus gezogene 
Folgerung ab und erkannte auf Abweiſung der Klage. Die Berufung der 
Klägerin und ebenſo ihre Reviſion wurden zurückgewieſen. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Nach § 459 Abſ. 1 BGB. haftet der Verkäufer dem Käufer dafür, daß 
die Kaufſache zu der Zeit, zu der die Gefahr auf den Käufer übergeht, nicht 
mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhn⸗ 
lichen oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder 
in nicht unerheblichem Maße mindern, und nach § 459 Abſ. 2 haftet der Ver⸗ 
käufer auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Übergangs der Gefahr die zuge⸗ 
ſicherten Eigenſchaften hat. Aus dem Umſtande, daß die Parteien ſich ſtill⸗ 
ſchweigend dem nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts beim Verkauf von 
Fleiſchkonſerven beſtehenden Handelsgebrauch unterworfen haben, kraft deſſen 
der Verkäufer für die innerhalb von 6 Monaten nach Lieferung auftretenden 
Mängel der Ware Gewähr leiſten muß, ergibt ſich daher an und für ſich nichts 
andres als eine nähere Vereinbarung über Inhalt und Umfang der Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Verkäufers. Die verkaufte Ware ſoll nicht bloß zur Zeit 
des Gefahrübergangs, der ſich regelmäßig vor oder zugleich mit der Ablieferung 
vollzieht, ſondern auch noch eine geraume Zeit nach der Ablieferung zum 
menſchlichen Genuſſe brauchbar ſein, ſie ſoll alſo zur Zeit des Gefahrübergangs 
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die Eigenſchaft längerer Haltbarkeit haben, und der Verkäufer joll dafür ein⸗ 
ſtehen müſſen, daß binnen 6 Monaten nach der Ablieferung Mängel nicht 
hervortreten. Die ſo vereinbarte Gewährleiſtungsfriſt fällt nun allerdings 
nach Beginn und Dauer mit der in § 477 BGB. feſtgeſetzten kurzen Verjährungs⸗ 
friſt zuſammen, und es beſteht deshalb die Möglichkeit, daß der Käufer einen 
Mangel zwar noch innerhalb der Friſt, aber zu ſpät entdeckt, um die Verjährung 
noch unterbrechen zu können. Hieraus allein läßt ſich jedoch nicht, wie die 
Reviſion will, folgern, daß in der ſtillſchweigenden Unterwerfung unter den 
Handelsgebrauch zugleich die Vereinbarung einer Hinausſchiebung des Be⸗ 
ginns oder der Dauer der geſetzlichen Verjährungsfriſt läge. Die Beſtimmung 
des § 477 BGB. bezweckt, im Intereſſe der Verkehrs⸗ und Rechtsſicherheit 
baldmöglichſt nach der Ablieferung eine klare Rechtslage zu ſchaffen (RGEntſch. 
56, 169) und gerade der Handelsverkehr neigt wenig zu Abmachungen, die 
dieſem Zweck entgegen einer Verzögerung der endgültigen Erledigung Vor⸗ 
ſchub leiſten. Wenn das Reichsgericht im Anſchluß an die Rechtſprechung 
zu Art. 349 alt. HGB. (RZEntſch. 37, 81; in Seuff A. 52, Nr. 101) auch unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts (daſ. 65, 121; in Seuff A. 63 Nr. 241; Hold⸗ 
heims MSc. 16, 169), angenommen hat, daß die Vereinbarung einer Garantie- 
zeit von länger als ſechsmonatiger Dauer regelmäßig zugleich die Bedeutung 
einer Hinausſchiebung des Beginns der geſetzlichen ſechsmonatigen Verjährungs⸗ 
friſt bis zu der während der Garantiezeit erfolgten Entdeckung eines Gewährs⸗ 
mangels habe, ſo hat es ſich dabei von der Erwägung leiten laſſen, daß bei 
gleichzeitigem Beginn der ſechsmonatigen Verjährungsfriſt und einer oft 
mehrjährigen Garantiezeit der Käufer trotz der Garantie überhaupt nicht in 
der Lage ſein würde, ſeine Anſprüche wegen eines erſt ſpäter als ſechs Monate 
nach der Ablieferung entdeckten Mangels geltend zu machen. Dieſer Grund 
entfällt aber hier, wo die handelsgebräuchliche Garantiezeit nicht über die 
Verjährungsfriſt hinausreicht, und es beſteht auch ſonſt kein Anhalt für die 
Annahme, daß die Parteien den Beginn der Verjährungsfriſt des 8 477 BGB. 
hätten verſchieben oder dieſe Friſt hätten verlängern wollen. 
Die Reviſion iſt daher zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 14. Dez. 1917. P. Sch. (Kl.) w. 

J. & U. (KG. Berlin). II. 261/17. Auch in RGeEntſch. 91 Nr. 76 S. 305. 


99. Aufhebung der Tauglichkeit der Mietſache zum vertragmäßigen 
Gebrauch durch Kriegsmaßnahmen. 
Vgl. 71 Nr. 81. 
BGB. §§ 537. 542. 

Die Klägerin hatte den ihr gehörigen, an der Strandſtr. 12 in Borkum 
gelegenen Laden Nr. 4 am 20. Mai 1911 an die verklagte Ehefrau auf 6 Jahre, 
vom 1. Juni 1913 bis 1. Nov. 1918, um den jährlichen Mitpreis von 1250 M 
vermietet. Der am 15. Aug. 1915 fällige Mietzins war nicht bezahlt und 
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deshalb im Dezember 1915 eingeflagt worden. Während des Verfahrens 
über die Klage hatte die Beklagte der Klägerin ein Schreiben v. 3. Mai 1916 
zugehen laſſen des Inhalts, ſie betrachteten das „Pacht“ verhältnis ſeit 1. Aug. 
1914 als aufgehoben und kündigten, falls dieſer ihr Wille nicht deutlich genug 
zum Ausdruck gekommen ſein ſollte, jetzt nochmals das „Miet“verhältnis 
gemäß § 542 BGB. Daraufhin beantragte die Klägerin des weiteren die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Mietvertrag v. 20. Mai 1911 bis zum 1. Nov. 1918 zu Recht 
beſtehe. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter erachtet den ſtrittigen Vertrag mit der Klägerin für 
einen Mietvertrag, nicht, wie die Beklagten wollen, für einen Pachtvertrag. 
Er folgert aus einer Reihe von Umſtänden, daß der von beiden Teilen gewollte 
vertragmäßige Gebrauch die Verwendung des Ladens zu einem Geſchäfts⸗ 
betrieb während des alljährlich auf Borkum ſtattfindenden Sommerbade⸗ 
betriebs war, und findet in dem bei Beginn des jetzigen Krieges von der zu⸗ 
ſtändigen Militärbehörde erlaſſenen Verbot jedes Badebetriebes auf Borkum, 
verbunden mit dem Verbot an die Inſelbewohner, fremde Perſonen als An⸗ 
geſtellte zu halten, den Tatbeſtand des § 537 BGB., jo daß die Beklagten zur 
Nichtzahlung des Mietzinſes für 15. Aug. 1915 und zur Kündigung nach 
§ 542 berechtigt geweſen ſeien. Dieſe Darlegungen treffen durchweg zu. 

Die Feſtſtellung, daß der vertragmäßige Gebrauch die geſchäftliche Ver⸗ 
wendung für den alljährlichen Sommerbadebetrieb war, iſt rein tatſächlich 
und frei von Rechtsirrtum. Die Rechtsauffaſſung, daß das in keiner Weiſe 
mit den perſönlichen Verhältniſſen der Beklagten zuſammenhängende, ſondern 
allein wegen der örtlichen Lage der Inſel Borkum in Verfolg von Kriegs⸗ 
zwecken erlaſſene Verbot jedes Badebetriebs für den vermieteten Laden 
einen Fehler, einen Mangel herbeigeführt hat, der die Tauglichkeit des Ladens 
zu dem vertragmäßigen Gebrauch aufhebt, ſtimmt mit der Rechtſprechung 
des jetzt erkennenden Senats überein. Der von beiden Teilen gemeinte 
und gewollte vertragmäßige Gebrauch konnte überhaupt nur gewollt und 
vereinbart werden wegen der örtlichen Lage des Ladens inmitten des all⸗ 
jährlichen Inſelbadebetriebs. Durch dieſe örtliche Lage wurde die Tauglich⸗ 
keit des Ladens zu dem vertragmäßigen Gebrauch erſt begründet. Das Verbot 
dieſes Badebetriebs betraf alſo die Mietſache, den Laden, ſelbſt wiederum 
eben wegen der örtlichen Lage auf der Inſel, auf der nunmehr aus Kriegs⸗ 
zwecken der gewöhnliche Badebetried nicht mehr geduldet werden durfte 
RGentſch. 79, 95; 87, 280). Wie beim Pachtvertrage ein die Pachtſache 
ſelbſt treffendes die Möglichkeit vertragmäßiger Nutzung, d. h. die Möglichkeit 
des Fruchtgenuſſes (§ 581) aufhebendes, behördliches Verbot gemäß §§ 581. 
537 zu Laſten des Verpächters geht (RGeEntſch. 87, 279/281), jo hat es 
auch der Vermieter zu tragen, wenn die Mietſache wegen eben der örtlichen 
Lage, die den vertragmäßigen Gebrauch erſt ermöglichte, von einem ihre 
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Tauglichkeit zu dem vertragmäßigen Gebrauch aufhebenden Verbot be- 
troffen wird. 

Die Klägerin wendet ein, die Beklagten könnten den Laden zu Verkaufs⸗ 
zwecken weiter benutzen, nämlich mit der ſtarken Kriegsgarniſon auf Borkum 
ein gutes Geſchäft machen. Ein ſolcher Geſchäftsbetrieb wäre aber ein nach 
Gegenſtand und Betriebsart völlig andrer als der beiderſeits beim Vertrag⸗ 
ſchluß gemeinte und gewollte: gemeint und gewollt war ein Geſchäftsbetrieb 
mit dem Badepublikum, und daß dieſer andern Bedürfniſſen und Neigungen 
dient und angepaßt ſein muß als ein Geſchäft mit der jetzigen Kriegsgarniſon, 
an deren Möglichkeit beim Vertragſchluß kein Teil dachte, liegt auf der Hand. 
Die von der Reviſion angezogene Entſcheidung RGEntſch. 4, 171 hatte einen 
hiervon abweichenden Tatbeſtand zum Gegenſtande. Dort hatte der Kläger 
die Räume zur Betreibung einer Möbelfabrikation gemietet, es war ihm 
durch behördliche Anordnung jedoch nur die Fabrikation von Polſtermöbeln 
geſtattet worden; es handelte ſich alſo nur um eine Beſchränkung der Möbel⸗ 
fabrikation auf die einen Teil derſelben bildenden Polſtermöbel. Hier aber 
iſt der den Beklagten angeſonnene Geſchäftsbetrieb mit der Kriegsgarniſon 
nicht ein Teil des Geſchäftsbetriebs mit dem Badepublikum, ſondern ein davon 
durchaus verſchiedener, den beiderſeitigen Mietzwecken ferngelegener Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb. 

Die Klägerin meint weiter, die Beklagte hätte ja, wie ſie behaupte, den 
Laden und den Vorplatz desſelben zur Aufbewahrung ihrer Verkaufsgegen⸗ 
ſtände weiter benutzt. Dieſe (nach der Behauptung der Beklagten durch die 
Unmöglichkeit der Fortſchaffung der Gegenſtände verurſachte) Benutzung 
iſt jedoch nicht der beiderſeits gewollte vertragmäßige Gebrauch: nicht zum 
Lagern und Aufbewahren von Verkaufsgegenſtänden war der Laden gemietet 
und vermietet, ſondern zu fortgeſetztem Verkauf der Gegenſtände in lebendigem 
Geſchäftsverkehr mit dem Badepublikum während der Badezeit. Auch dieſe 
Einwendung beſeitigt alſo nicht den Tatbeſtand und die Rechtsfolgen des § 537. 

Die Reviſion iſt hiernach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 26. Okt. 1917. Gem. B. (Kl.) 

w. Schn. III 212/17 (OLG. Celle). Auch in RGéEntſch. 91 Nr. 17 S. = 


100. Fällt der Lohnanſpruch des Mäklers fort, wenn bei dem ver- 
mittelten auflöſend bedingten Geſchäft die Bedingung eintritt? 
Vgl. Bd. 71 Nr. 113 m. N., 248. 

BGB. § 652 

Kläger hatte als Makler zwiſchen dem Beklagten und den Firmen Th. M. 
& Sohn und H. Schn. Verträge über die Lieferung von Schokolade franko 
Rotterdam mit den Klauſeln „force majeure vorbehalten“ und „Ausfuhr— 
verbot und force majeure vorbehalten“ vermittelt. Die Geſchäfte kamen 
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wegen eines von Holland erlaſſenen Ausfuhrverbots nicht zur Ausführung. 
Da der Beklagte ſich infolgedeſſen weigerte, dem Kläger ſeine Mäklergebühr 
von insgeſamt 4572,07 % zu bezahlen, erhob Kläger auf Zahlung dieſes 
Betrages Klage. — Das Landgericht wies die Klage ab; in 2. Inſtanz wurde 
der Beklagte antraggemäß verurteilt. Aus den Gründen: 

„Daß der Kläger die hier fraglichen Geſchäfte, für die er ſeine Mäkler⸗ 
gebühr verlangt, vermittelt hat, gibt der Beklagte zu. Er meint aber zur 
Bezahlung der Gebühr nicht verpflichtet zu ſein, da die Geſchäfte wegen höherer 
Gewalt nicht zur Ausführung gelangt ſeien. Dieſer Standpunkt kann indeſſen 
nur bezüglich eines Teiles der Geſchäfte in Frage kommen. Wie der Beklagte 
ſelbſt erklärt hat, iſt das Ausfuhrverbot, das die Ausführung dieſer Verträge 
verhindert haben ſoll, am 23. März 1916 erlaſſen worden. Damals hätten 
aber die Abſchlüſſe v. 27. Jan. 1916 und 24. Febr. 1916 ſchon ausgeführt ſein 
müſſen. Der erſte Abſchluß verpflichtete den Beklagten zur Lieferung von 
20000 kg Schokolade in wöchentlichen Raten von je 5000 kg ab 27. Januar 1916, 
der zweite zur Lieferung von 5000 kg Schokolade in der auf den 24. Febr. 1916 
folgenden Woche. Wäre der Beklagte ſeiner Vertragspflicht nachgekommen, 
ſo wären dieſe Verträge beim Eintritt des Ausfuhrverbots ſchon längſt er⸗ 
ledigt geweſen. Bei dieſer Sachlage kann der Beklagte ſich der Bezahlung 
der Mäklergebühr wegen dieſer durch ſeine Schuld nicht rechtzeitig erfüllten 
Verträge gewiß nicht entziehen. Zu demſelben Ergebnis muß man aber auch 
wegen der Gebühr für das Geſchäft v. 22. Febr. 1916 kommen, deſſen Aus⸗ 
führung allerdings erſt Ende März beginnen ſollte, alſo von dem Ausfuhr⸗ 
verbot voll umfaßt wurde. 

Es handelt ſich hier um ein unter der auflöſenden Bedingung der force 
majeure abgeſchloſſenes Geſchäft. Die Frage, ob bei ſolchen Geſchäften der 
Lohnanſpruch des Mäklers bei Eintritt der Bedingung hinfällig wird, iſt ſehr 
beſtritten. : 

Sie wird z. B. bejaht von Planck BGB. zu $ 652; Staub HGB. Anm. 30 vor § 93; 

Staudinger zu § 652; Ritter, HGB. § 93; verneint von dem Komm. von RGRäten 

§ 652; Crome B. R. 2 3 272; Ortmann § 652, Düringer HGB. § 99 Anm. 3; vgl. 

auch Hanser Z. Hauptbl. 1915 Nr. 155, 1916 Nr. 116. 

Das Gericht ſchließt ſich grundſätzlich der letzteren Anſicht an, wenn auch 
anzuerkennen iſt, daß aus den begleitenden Umſtänden und der Verkehrsauf⸗ 
faſſung in einzelnen Fällen entnommen werden muß, daß nach der Abſicht 
der Parteien das Recht des Mäklers auf ſeine Gebühr in Wegfall kommen 
ſoll, wenn das Geſchäft infolge einer auflöſenden Bedingung wieder aufge⸗ 
hoben wird. Daß im vorliegenden Fall sſolche Umſtände vorliegen, kann 
nicht anerkannt werden. 

Die während des Krieges angeblich entſtandene Verkehrsanſchauung, 
auf die ſich der Beklagte berufen hat, iſt nicht erwieſen worden. Die Gut⸗ 
achten der Sachverſtändigen ſtimmen darin un daß ſich während des 

Seufert Archiv Bd. 78. 8. Folge Gd. 18 Heft 5. 12 
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Krieges eine derartige Verkehrsauffaſſung nicht gebildet habe, wenn auch der 
Sachverſtändige W. meint, daß ſie vorher ſchon beſtanden habe, was von dem 
andern Sachverſtändigen beſtritten wird. Jedenfalls hat das Gericht dieſen 
Gutachten nicht die Überzeugung entnehmen können, daß in dem hier in 
Betracht kommenden Handelszweige eine von der allgemeinen Regel abweichende 
Verkehrsanſchauung herrſche, nach der der Mäkler ſeinen Anſpruch auf den 
Mäklerlohn verliert, wenn das unter der auflöſenden Bedingung der höheren 
Gewalt abgeſchloſſene Geſchäft infolge Eintritts der Bedingung hinfällig 
wird. Es kann aber auch dem Landgericht nicht zugegeben werden, daß mit 
Rückſicht auf die Ausfuhrverbote, die gerade während des Krieges zahlloſe 
Geſchäfte nicht zur Ausführung kommen laſſen, die Parteien von vornherein 
darüber einverſtanden geweſen ſein ſollen, daß der Kläger einen Mäklerlohn 
nicht verlangen könne, falls die Geſchäfte tatſächlich wegen eines Ausfuhr- 
verbots nicht ausgeführt werden würden. Denn wenn auf der einen Seite 
durch dieſe große Zahl von Ausfuhrverboten für den Geſchäftsherrn die Gefahr 
entſteht, dem Mäkler auch für ein nicht zur Ausführung gelangendes Geſchäft 
eine Vergütung bezahlen zu müſſen, falls beim Eintritt der Bedingung der 
Anſpruch auf die Vergütung nicht wegfällt, ſo beſteht im entgegengeſetzten 
Fall für den Mäkler die Gefahr, daß unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
in faſt allen Fällen fein Anſpruch auf den Mäklerlohn in der Schwebe bleibt 
und daß er häufig den bereits echaltenen Lohn wieder herausgeben müßte. 
Sehr weſentlich für die Beurteilung der ganzen Frage iſt die von dem Sadı- 
verſtändigen H. bekundete Außerung des Inhabers einer der erſten Firmen 
des Hamburger Platzes, daß die Gewinne während des Krieges bei den zur 
Ausführung gelangenden Geſchäften durchweg ſo groß ſeien, daß ſie auch die 
Mällervergütungen für die nicht zur Ausführung kommenden Geſchäfte tragen 

könnten. 
Daher iſt der Anſpruch des Klägers auf ſeine Gebühren begründet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. Dez. 1917. O. P. w. H. S. 

Bf. VI. 349/16. Nö. 


101. Iſt der Mäklerlohn von Ausführung des vermittelten Geſchäfts 
abhängig gemacht, ſo hat der Auftraggeber über die Ausführung zu 
entſcheiden. 

Vgl. 51 Nr. 21 m. N. 

BGB. § 652; HGB. § 93. 

Die klagende Handelsgeſellſchaft verlangte auf Grund von zwei Proviſions⸗ 
ſcheinen Vergütung für die Vermittlung des Verkaufs von Pelzen an die 
Kriegsbekleidungsämter in Magdeburg und Stettin. Der Beklagte hatte 
die Kaufverträge nur zum Teil erfüllt und wurde inſoweit rechtskräftig zur 
Bezahlung der vereinbarten Vergütung verurteilt. Streitig blieb die Ver⸗ 
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gütungspflicht inſoweit, als es nicht zur Ausführung der Kaufverträge ges 
kommen war. — Die 1. Inſtanz verurteilte den Beklagten; das Ber.⸗Gericht 
wies die Klage ab. — Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: ö 

„Die Klägerin hatte unter Widerſpruch des Beklagten geltend gemacht, 
die Proviſion ſei mit dem Abſchluß der vermittelten Verträge, nicht erſt mit 
ihrer Ausführung verdient geweſen, der Beklagte habe die Verträge nur aus 
Gewinnſucht nicht erfüllt, weil er anderweit Pelze zu höheren Preiſen habe 
verkaufen können, er fet deshalb nach § 88 Abſ. 2 HGB. zur Bezahlung der 
Proviſion verpflichtet. Das Ber.⸗Gericht lehnt aus zutreffenden Erwägungen 
die Anwendung des § 88 HGB. deshalb ab, weil die Klägerin nicht Agent, 
ſondern Mäkler ſei. Es legt ferner die Vergütungsabrede dahin aus, daß der 
Lohn erſt mit der Ausführung der vermittelten Verträge verdient ſein ſollte, 
und erklärt das weitere Vorbringen der Klägerin für unerheblich, weil der 
Beklagte der Klägerin gegenüber zur Ausführung nicht verpflichtet geweſen 
ſei und ein argliſtiges Verhalten nicht vorliege. Die Vertragsauslegung iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. — — — Das Weſen des Mäklervertrages nach 
§ 652 BGB. ſteht der Auslegung nicht im Wege. Wie dem Mäkler eine Ver⸗ 
gütung für den Fall verſprochen werden kann, daß trotz ſeiner Tätigkeit der zu 
vermittelnde Vertrag nicht zuſtande kommt, ſo kann auch vereinbart werden, 
daß der Anſpruch auf den Mäklerlohn noch von andern Vorausſetzungen, 
insbeſondere der Ausführung des vermittelten Vertrages, abhängig ſein ſoll. 
Iſt aber der Vertrag i. S. des Ber.⸗Urteils auszulegen, dann konnte ein Lohn⸗ 
anſpruch der Klägerin nur inſoweit entſtehen, als der vermittelte Vertrag zur 
Ausführung gelangte. Ob aber der Beklagte den Vertrag ausführen wollte, 
ſtand, ſoweit das Verhältnis zur Klägerin in Frage kommt, im Ermeſſen des 
Beklagten. Wie der Geſchäftsherr einen ihm angebotenen Vertragsabſchluß 
frei ablehnen darf und den Mäklerlohn ſelbſt dann nicht ſchuldet, wenn die 
Ablehnung grundlos und geſchäftlich nicht zu rechtfertigen iſt, ſo hat er gegen⸗ 
über dem Mäkler auch freie Hand bezüglich der Ausführung des vermittelten 
Vertrages, wenn ausnahmsweiſe, wie hier, der Anſpruch auf die Proviſion 
von der Ausführung abhängig gemacht worden iſt. In dieſem Sinn hat das 
Reichsgericht (vgl. Bolze Prax. 6 Nr. 491) für das frühere Recht ausgeſprochen, 
daß die Proviſion nicht gefordert werden könne, wenn ſie von der Ausfüh⸗ 
rung des vermittelten Geſchäfts abhängig gemacht worden, die Ausführung 
aber, gleichgültig aus welchem Grunde, unterblieben ſei, und ferner, daß 
der Mäkler weder die Ausführung verlangen noch das Geſchäft als ausge⸗ 
führt behandeln dürfe, wenn der Auftraggeber es hätte ausführen können. 
Die Entſcheidung trifft auch für das heutige Recht zu. 

Hatte aber der Beklagte bezüglich der Ausführung des vermittelten Ver⸗ 
trages freie Hand, dann kann auch von einer Argliſt gegenüber der Klägerin 
nicht geſprochen werden, wenn er von ſeiner Befugnis dahin Gebrauch machte, 
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daß er die Ausführung unterließ. Das Bewußtſein, daß die Klägerin keine 
Vergütung erhalten werde, machte ſein Verhalten nicht argliſtig, und wenn 
die Reviſion geltend macht, der Beklagte habe nicht nur durch den höheren 
Preis verdienen, ſondern auch die Proviſion erſparen wollen, ſo wäre das 
für Anſprüche der Klägerin nur dann von Belang, wenn die ſpäter ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfte mit den von der Klägerin vermittelten zuſammen⸗ 
hingen, der Beklagte alſo die von der Klägerin aufgewendete Mühe für ſich 
verwertet hätte. Dafür liegt aber kein Anhaltspunkt vor. 

Der Beklagte hatte übrigens, auch wenn man die Behauptungen der 
Klägerin als richtig unterſtellt, von ſeinem Vorgehen keineswegs nur Vorteile 
zu erwarten. Er ſetzte ſich den Schadenerſatzanſprüchen derjenigen aus, mit 
denen er die von der Klägerin vermittelten Verträge abgeſchloſſen hatte. Ob 
er auf dieſe Gefahr hin die Ausführung verweigern und andre Verträge ab- 
ſchließen wollte, war ausſchließlich Sache ſeiner eigenen Prüfung und Ent⸗ 
ſchließung. Damit entfällt auch der aus § 826 BGB. entnommene Klagegrund. 

Die Klage iſt daher mit Recht abgewieſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. H. H. (Kl.) w. N. 
(KG. zu Berlin). III. 186/16. 


102. Unfallverſicherung des Abonnenten einer Seitung. Hinfälligkeit 
von Verwirkungsklauſeln nach § 6 VerſbertrGeſ. 
Vgl. 39 Nr. 45 m. N.; 71 Nr. 188. 
Verſ BG. § 4. 

Am 24. Nov. 1916 erlitt der Ehemann der Klägerin, welcher Abonnent 
der Kieler N. N. war, an einer Kreisſäge des Gutes Rastorf dadurch einen 
Unfall, daß ihm durch einen zu zerſägenden Balken der Ringfinger der 
linken Hand abgeſchlagen und der kleine Finger derſelben Hand gequetſcht 
wurde. 

Zur Heilung dieſer Verletzungen wurde er ſofort in das Krankenhaus 
Preetz aufgenommen und ſtarb hier am 6. Dez. 1916. Mittels Schreibens 
v. 8. Dez. 1916 wandte ſich die Klägerin unter Beifügung der letzten Quittung 
über den bezahlten Bezugspreis für die Zeitung an die Kieler N. N. und bat 
auf Grund der bei dieſer Zeitung beſtehenden Abonnentenfürſorge um die 
Auszahlung der Unfallvergütung. Die Beklagte lehnte wegen Verſpätung 
der Anzeige den Antrag ab. — Die Klage wurde in 1. Inſtanz abgewieſen, 
auf die Berufung der Klägerin wurde aber nach dem Klagantrage erkannt aus 
folgenden Gründen: 

„— — — Nach dem Gutachten des Medizinalrats Dr. K. kann es nicht 
zweifelhaft ſein, daß der Tod des Ehemannes der Klägerin durch all- 
gemeine Sepfſis erfolgt iſt und dieſes Eiterfieber im urſächlichen Zuſammen⸗ 
hange mit dem Unfall geſtanden hat. — — — Es läßt ſich die Klage nur auf 
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§ 11 der Verſich.⸗Bedingungen ſtützen, da der § 15 lediglich den Fall im Auge 
hat, daß der Tod eines Abonnenten ſofort durch den erlittenen Unfall ver⸗ 
urſacht worden iſt. Die nach § 18 in erſter Reihe anſpruchsberechtigte Klägerin 
war darnach an ſich auf Grund des Vertrages, falls ſie Rechte auf die Unfall⸗ 
vergütung geltend machen wollte, verpflichtet, den am 24. Nov. 1916 erlittenen 
Unfall ihres Ehemanns unverzüglich, ſpäteſtens dreimal 24 Stunden nach 
Eintritt des Unfalls, perſönlich oder durch eingeſchriebenen Brief unter Bei⸗ 
fügung der letzten Monatsquittung bei den Kieler N. N. anzumelden, und 
es wird ſich, da ſie dieſe Meldung unſtreitig erſt durch ihr Schreiben v. 8. Dez. 
1916 erſtattet hat, fragen, ob ſie trotzdem und ungeachtet der Verwirkungs⸗ 
klauſel des § 16 die eingeklagte Forderung geltend machen kann. 

Hierbei iſt, wenn der § 11 der Verſich.⸗Bedingungen auch die Meldung 
eines jeden Unfalls zur Erhaltung des Rechts des Anſpruchsberechtigten vor⸗ 
ſchreibt, zunächſt zu berückſichtigen, daß dieſe Vorſchrift nur inſoweit Platz 
greifen kann, als es ſich um einen Unfall handelt, bei dem die Möglichkeit eines 
tödlichen Ausganges beſteht, während für den Fall, daß eine urſprünglich 
leichte Verletzung durch Umſtände, welche der Bezugsberechtigte bei Anwen⸗ 
dung der im Verkehr üblichen Sorgfalt nicht vorausſehen konnte, zu einer 
tödlichen wird, ſchon nach den allgemeinen, den Verſicherungsvertrag beherrſchen⸗ 
den Grundſätzen von Treu und Glauben dem Berechtigten nicht die Verpflich⸗ 
tung auferlegt werden kann, den Unfall ſpäteſtens innerhalb 72 Stunden 
anzuzeigen, um die Wohltaten der Abonnentenfürſorge genießen zu können. 
Vielmehr wird man in einem ſolchen Falle die dreitägige Meldefriſt nicht mit 
dem Unfall ſelbſt, ſondern mit dem Zeitpunkt beginnen laſſen müſſen, in welchem 
dieſer zu einem für den Durchſchnittsmenſchen erkennbaren Ereignis i. S. 
der Verſich.⸗Bedingungen der Beklagten wird, welches für eine Unfallver⸗ 
gütung in Frage kommen kann. Andernfalls würde die Beklagte von den 
zahlreichen Abonnenten ihrer Zeitung mit einer jedes Maß überſchreitenden 
Anzahl von Meldungen in Anſpruch genommen werden, was ſie bei Über⸗ 
nahme der Abonnentenfürſorge offenbar nicht beabſichtigt hat, und letztere 
wiederum für einen großen Teil der Anſpruchsberechtigten in Fortfall kommen, 
wenn es dieſen nicht geſtattet ſein ſollte, die Meldung eines von dem Abonnenten 
wirklich erlittenen Unfalls, deſſen Gefährlichkeit ſich erſt ſpäter herausſtellt, 
nachzuholen. Denn die Verſicherungsſumme wird von der Beklagten nach 
§ 1 der Bedingungen für die Verunglückung eines nachgewieſenermaßen inner⸗ 
halb dreier Monate nach dem Unfallereigniſſe geſtorbenen Abonnenten ohne 
jede Einſchränkung gewährt, und es hieße dieſe Fürſorge ihres gemeinnützigen 
Charakters, der ihr innewohnen ſoll, völlig entkleiden, wollte man der Be⸗ 
klagten das Recht zugeſtehen, bei der Bewilligung der Unfallvergütung Be⸗ 
dingungen aufzuſtellen, die in ihrer Wirkung nur dazu dienen, die im 81 
übernommene Verpflichtung möglichſt zu beſeitigen. Es kann auch nicht zu 
gegeben werden, daß dadurch die Stellung des Verſicherungnehmers gegen⸗ 


166 102. Abonnentenverſicherung. 


über dem Verſicherer eine zu günftige werden würde, da die Haftpflicht des 
letzteren ſich nur über den kurzen Zeitraum von drei Monaten nach dem Unfall 
erſtreckt und der Bezugsberechtigte an ſich in einem Rechtsſtreit über die Ver⸗ 
gütung immer den Beweis erbringen muß, daß die Meldung nach den eben 
erörterten Grundſätzen rechtzeitig innerhalb einer Friſt von dreimal 24 Stunden 
erfolgt iſt. 

Mit Recht hat deshalb das Verſich.⸗Vertragsgeſetz v. 30. Mai 1908 im 
Anſchluß an die bisherige Rechtſprechung und das Schrifttum in ſeinem 86 
ein zwingendes Recht gegenüber den zahlreichen ſog. Verwirkungsklauſeln 
der Verſicherungsverträge geſchaffen, indem es Abreden, durch welche der 
Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei wird, wenn der Verſicherung⸗ 
nehmer oder ein ſonſtiger Bezugsberechtigter gewiſſe ihm in dem Vertrage 
auferlegte Pflichten nicht erfüllt, nicht ohne weiteres verbindliche Geltung 
verleiht, ſondern unter Umſtänden die Verwirkung nicht eintreten läßt. Hierzu 
gehört aber insbeſondere auch die Pflicht zur Anzeige des Verſicherungsfalls, 
über welche die Parteien vorliegend ſtreiten. Bei ihrer Verletzung gegenüber 
den Vertragsbeſtimmungen tritt die nachteilige Rechtsfolge für den Ver⸗ 
ſicherungnehmer nicht ein, wenn ſie weder auf deſſen Vorſatz noch grober 
Fahrläſſigkeit beruht. Erſterer iſt als abſichtliche, letztere als die in beſonders 
nachläſſiger Weiſe eintretende Unterlaſſung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt auszulegen (vgl. Komm. v. Gerhard, Hagen rc. Anm. 1 und 7 zu 86, 
Hager⸗Brucks Anm. 1 und 4b ebenda). 

Es war demnach noch unter dieſem Geſichtspunkte zu prüfen, ob die 
unſtreitig erſt unterm 8. Dez. 1916 erfolgte, am nächſten Tage bei der Be⸗ 
klagten eingegangene Anmeldung des Unfalls als ohne ein Verſchulden der 
Klägerin noch rechtzeitig erfolgt anzuſehen iſt. Dies muß aber nach dem Er⸗ 
gebniſſe der Beweisaufnahme 2. Inſtanz bejaht werden. Beide ſachverſtändige 
Zeugen haben die Verletzung des Ehemannes der Klägerin bei ſeiner noch am 
Unfallstage ſelbſt erfolgten Einbringung in das Krankenhaus für gering ge⸗ 
halten. Es brauchte deshalb auch die Klägerin nicht anzunehmen, daß ſie 
einen tödlichen Ausgang nehmen könnte, zumal ſie ſich ſagen durfte, daß durch 
die ſofortige Aufnahme ihres Ehemannes in das Krankenhaus alles geſchehen 
ſei, um eine ordnungmäßige Behandlung der Wunden zu gewährleiſten. Auch 
als ihr Ehemann am 28. Nov. 1916 nach Haus beurlaubt wurde und dann 
in dem von Dr. P. geſchilderten Zuſtande in das Krankenhaus zurückkehrte, 
handelte ſie nicht grob fahrläſſig, wenn ſie die Anmeldung des Unfalls unter⸗ 
ließ. Denn einmal durfte ſie, da ſelbſt der ſachverſtändige Arzt dies nicht getan 
hat, als Laie nicht annehmen, daß die Schmerzen ihres Ehemannes in der 
rechten Schulter und die Steifheit ſeiner ganzen rechten Körperſeite auf die 
Verletzung an ſeiner linken Hand zurückzuführen ſei, und dann iſt nach dem 
Zeugniſſe von Dr. P. auch nicht ausgeſchloſſen, daß ein Teil der Beſchwerden, 
welche der Ehemann bei ſeiner Rückkehr in das Krankenhaus hatte, noch aus 
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einer Erkältung bei der Rückfahrt herzuleiten und bei ihm zu Haufe noch nicht 
jo ſichtbar in die Erſcheinung getreten war. Endlich war die Klägerin auch 
noch nicht zur Anzeige des Unfalls verpflichtet, als ihr Dr. P. einen oder zwei 
Tage vor dem Tode ihres Ehemannes von der gefährlichen Wendung in deſſen 
Zuſtande Mitteilung machte, denn er hatte dabei hinzugeſetzt, daß er einen 
urſächlichen Zuſammenhang mit dem Unfall nicht für wahrſcheinlich halte, 
ſondern hat auch damals noch an eine Erkrankung an akutem Rheumatismus 
geglaubt. Er hat der Klägerin ſogar noch am Tage nach dem Tode und in der 
Folgezeit bis zur Bekanntmachung des Ergebniſſes der Sektion wiederholt die 
Erteilung einer Beſcheinigung über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
dem Tode und dem Unfall zwecks Erlangung der Verſicherungsſumme ab⸗ 
gelehnt. Dieſe hat die Anzeige alſo rechtzeitig erſtattet, wenn ſie ſie am 8. Dez. 
1916, an welchem Tage die Leichenunterſuchung ſtattgefunden hat, an die 
Beklagte abſandte. Im übrigen würde auch durch den unſtreitig am 9. Dez. 
1916 erfolgten Eingang dieſer Anmeldung bei der Beklagten die dreitägige 
Friſt des § 11 Verſich Bed. gewahrt worden fein, wenn man fie mit dem Tode 
des Ehemannes beginnen laſſen wollte. 

Schließlich kann der Klägerin auch nicht vorgehalten werden, daß ſie nicht 
die vom Reichsgericht in älteren Entſcheidungen, wie z. B. RGEntſch. 49, 290, 
verlangten Sicherungsmaßregeln zur Beobachtung der Verſich.⸗Bedingungen 
getroffen habe, insbeſondere durch die nicht innerhalb drei Tagen nach dem 
Unfall erſtattete Anzeige an die Beklagte dieſe außerſtand geſetzt habe, 
ſelbſt eine Unterſuchung durch einen Vertrauensarzt gemäß § 13 Abſ. 2 ihrer 
Verſich.⸗Bedingungen vornehmen zu laſſen. Selbſt wenn man hierin ein 
vertragwidriges Verhalten der Klägerin erblicken wollte, ſo beruht dies bei 
der geſchilderten Sachlage ebenfalls nicht auf einem Verſchulden derſelben, 
und dann iſt auch nicht erſichtlich, daß durch die Außerachtlaſſung der Vor⸗ 
ſchrift des § 11 in dieſem Falle die Zahlungspflicht der Beklagten beſeitigt 
worden wäre. Denn es iſt nicht anzunehmen, daß durch die Zuziehung eines 
anderen Arztes, nachdem die Klägerin dargetan hat, daß durch die ſofortige 
Aufnahme ihres Ehemannes in das Krankenhaus der Vorſchrift des § 14 der 
Bedingungen entſprechend verfahren iſt, eine andre Rechtslage für die Be⸗ 
klagte geſchaffen worden, insbeſondere der Tod nicht eingetreten oder die 
Todesurſache früher erkannt worden wäre als es unter der Behandlung des 
Sanitätsrats Dr. P. der Fall geweſen iſt. 

Die Beklagte kann ſich demnach der Zahlung der ausgeſetzten Unfall⸗ 
vergütung von 1000 „ nebſt Verzugszinſen ſeit der Klagezuſtellung nicht 
entziehen.“ | | 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 23. Okt. 1917 L. w. Kieler N. N. 

SchleswHolſt. Anz. 1918, 21. UI 65/17. 
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II. Verfahren. 


103. Verpflichtung des Rechtsanwalts zur Ausſtellung einer Poſt⸗ 
vollmacht für ſeinen Nachfolger. 

Der Kläger, der im Jahre 1915 die Anwaltskanzlei des Beklagten über⸗ 
nahm, forderte die Erteilung einer Poſtvollmacht, deren Ausſtellung bei der⸗ 
artigen Übernahmen verkehrsüblich, außerdem durch den Beklagten vertrag⸗ 
mäßig zugeſichert worden ſei. Der Beklagte wurde in beiden Inſtanzen 
verurteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es ſpricht von vornherein die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß der Be⸗ 
klagte beim Abſchluß des Ubernahmevertrags fic) dem Kläger verpflichtet haben 
werde, Poſtvollmacht zu erteilen. Ohne ſolche war eine ordnungmäßige 
Fortführung der bisherigen Anwaltsgeſchäfte des Beklagten kaum denkbar. 
Es liegt im Weſen der Sache, daß die Übernahme einer Anwaltskanzlei nicht 
mit einem Male und alsbald, ſondern erſt allmählich zur Kenntnis der daran 
Intereſſierten gelangt. Es dauert notwendig längere Zeit, ehe die Übernahme 
allgemein bekannt iſt. Dazu trägt namentlich bei, daß die Kanzleiadreſſen 
der Anwälte an den verſchiedenſten Stellen veröffentlicht zu werden pflegen, 
in Adreßbüchern, Kanzleikalendern, Gerichtsanſchlägen, Fernſprechverzeich⸗ 
niſſen u. dgl. Die Berichtigung ſolcher Veröffentlichungen geſchieht aber in 
der Regel nur in größeren zeitlichen Zwiſchenräumen. Hieraus entſteht die 
unvermeidliche Folge, daß auch nach der Kanzleiübernahme noch auf einige 
Zeit hinaus immer wieder Poſtſendungen an der alten Stelle dem ausge⸗ 
ſchiedenen Anwalt zugehen, die deſſen bisherige Geſchäfte betreffen oder 
doch in Beziehung dazu ſtehen, alſo eine Fortführung ſeiner bisherigen Kanzlei⸗ 
tätigkeit zum Gegenſtand haben. Es bedarf keiner Darlegung, daß es für 
ſeinen Geſchäftsnachfolger eine Beeinträchtigung ſeines mit der Geſchäfts⸗ 
übernahme bezweckten Erfolgs bedeutet, wenn ſolche nachträgliche Poſtſendungen 
ihm zunächſt nicht ausgehändigt werden können, ſondern erſt an den früheren 
Kanzleiinhaber abgegeben werden müſſen. Die damit unausbleiblich ver⸗ 
bundene Verzögerung der Erledigung der einſchlagenden Angelegenheiten 
ſchließt eine Gefährdung, wenn nicht Schädigung der Intereſſen des Über⸗ 
nehmenden in ſich. Es wird dies um ſo mehr der Fall ſein, je ausgedehnter 
der Kundenkreis des bisherigen Geſchäftsinhabers war und je weiter bekannt 
deſſen Name iſt. Der Beklagte aber erfreute ſich ſeiner eigenen Angabe nach 
einer umfangreichen Praxis. 

Von dieſen Grunderwägungen aus tritt das Ber.-Gericht der Beweis⸗ 
würdigung des Landgerichts bei, daß gegen den Beklagten eine Vertragszuſage, 
dem Kläger Poſtvollmacht erteilen zu wollen, als erwieſen zu erachten tft. — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 16. Okt. 1917. R. w. Sch. 

70. 106/17. | F—ch. 
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104. Antragſteller nach § 81 GG., wenn der Nebenintervenient ein 
Rechtsmittel eingelegt hat d 
Vgl. 68 Nr. 107 m. N. 
GKG. § 81. 

Abweichend von den Entſcheidungen des 2. Zivilſen. des Hanſeat. Ober⸗ 
landesgerichts v. 13. Febr. 1913 (HanſGGZ. 1913 Bd. 111) und 21. April 1917 
(Bf. II 86/17) iſt der hier entſcheidende Senat der Anſicht, daß, wenn ein Rechts⸗ 
mittel von einem Nebenintervenienten eingelegt iſt, für die Rechtsmittelinſtanz, 
ſolange die vom Nebenintervenienten unterſtützte Partei ſelbſt in der Rechts⸗ 
mittelinſtanz nicht aufgetreten iſt, der Nebenintervenient als Antragſteller 
i. S. des § 81 GKG. anzuſehen iſt. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 9. Nov. 1917. L. w. T. 

Bf. I. 275/17. 


105. Ein Mangel der Klagezuftellung nach § 172 SPO. wird durch 
Verzicht geheilt. 
Vgl. 41 Nr. 223; 57 Nr. 90; 67 Nr. 66. 
BPO. §§ 172. 295. 

Beklagter, der das geſchuldete Kapital nebſt Zinſen vor dem Verhandlungs⸗ 
termin bezahlt hatte, iſt durch Urteil des Landgerichts v. 23. Okt. 1917 zu den 
Koſten des Rechtsſtreits verurteilt worden. Dieſes Urteil iſt vom Beklagten 
rechtzeitig mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten worden, weil die Klage 
nicht ordnungmäßig zugeſtellt geweſen ſei. Beklagter gehört nämlich dem 
aktiven Heere als Gemeiner an, fo daß die Zuſtellung gemäß § 172 BRO. 
an den Chef der zunächſt vorgeſetzten Kommandobehörde und nicht, wie ge⸗ 
ſchehen, an den Beklagten perſönlich hätte erfolgen ſollen. Ob dieſe Zu⸗ 
ſtellung trotz der angezogenen Vorſchrift nicht doch noch für zuläſſig und wirk⸗ 
ſam zu erachten war, | 

wie das Landgericht in Übereinſtimmung mit der Entſche idung des Kammergerichts v. 

31. Dez. 1902 (OL GRſpr. 6, 394) ausgeſprochen hat, | | 
mag dahingeſtellt bleiben, denn der Beſchwerde muß auch dann der Erfolg 
verſagt werden, wenn unterſtellt wird, daß der § 172 BBO. eine Zwangs⸗ 
vorſchrift enthält, da Beklagter durch ſein Verhalten zu erkennen gegeben 
hat, daß er auf die Rechtsfolgen des Mangels der Klagezuſtellung verzichten 
wolle. 

Beklagter war berechtigt, die geſetzwidrig erfolgte Zuſtellung gänzlich 
unbeachtet zu laſſen. Das hat er indeſſen nicht getan. Er hat vielmehr einen 
Rechtsanwalt mit ſeiner Vertretung beauftragt, und dieſer hat, nachdem er 
zwei Schriftſätze zu den Akten hat gelangen laſſen, in dem vor der Kammer. 
für Handelsſachen anberaumten Verhandlungstermin v. 28. Juni 1917 be⸗ 
antragt, die Sache an die Zivilkammer zu verweiſen, ohne auch nur des Mangels 
bei der Zuſtellung Erwähnung zu tun. Es mag zweifelhaft ſein, ob dieſe 
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Verhandlung vor der Kammer für Handelsſachen als eine „mündliche Ver⸗ 
handlung“ i. S. von § 295 BRO. zu beurteilen fei, in welcher der Mangel bei 
Verluſt des Rügerechts geltend gemacht werden mußte. Entſcheidend iſt 
aber ſchon, daß der Anwalt des Beklagten trotz Kenntnis des Mangels ſich 
auf den Antrag beſchränkt hat, den Rechtsſtreit an die Zivilkammer zu ver⸗ 
weiſen. Um eine Entſcheidung über die Koſten herbeizuführen, bedurfte es 
keines Antrages auf Verweiſung an die Zivilkammer und die Entſcheidung 
über Wirkſamkeit der Klagezuſtellung hatte der Entſcheidung über die Hin⸗ 
gehörigkeit der Sache voraufzugehen (vgl. RGeEntſch. 34, 394/395; JW. 
1889 Nr. 28238). In dem Verhalten des Beklagten iſt daher ein ſtillſchweigen⸗ 
der Verzicht auf das Rügerecht gemäß § 295 ZPO. zu finden, woraus ſich 
ergibt, daß er mit Recht zu den Koſten des Rechtsſtreits verurteilt iſt. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 18. Dez. 1917. K. w. Sp. 
& Schw. — Bs. Z. III. 88/17. B. 


* 


106. Auch in Eheſachen bedarf es für die Suläſſigkeit der Berufung 
ö einer Beſchwerung des Berufungsklägers. 
Vgl. 66 Nr. 147 m. N., 68 Nr. 247. 
ZPO. 88 614. 511. 

Durch das Urteil des Landgerichts war die Beklagte dem Klagantrage 
entſprechend zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft verurteilt worden. 
Der Kläger legte Berufung ein mit dem Antrage auf Scheidung der Ehe. 
Er begründete die Berufung damit, daß ſeit dem Jahre 1911 die Parteien 
keinen Geſchlechtsverkehr mehr miteinander gepflogen hätten, das von der 
Beklagten am 27. Okt. 1915 geborene Kind im Ehebruch erzeugt ſei und wegen 
dieſes Ehebruchs der Beklagten, von welchem er erſt kurz vor Einlegung der 
Berufung durch die damalige Schwangerſchaft der Beklagten Kenntnis er⸗ 
langt habe, die Scheidung verlangt werde. — Die Berufung wurde als un⸗ 
zuläſſig verworfen. Aus den Gründen: 

„— — — Der Grundſatz, daß die Zuläſſigkeit einer Berufung eine Be⸗ 
ſchwerung (gravamen) des Ber.⸗Klägers durch das angefochtene Urteil voraus⸗ 
jest, gilt an ſich auch für den Eheprozeß. Die demgegenüber von dem Kläger 
angerufene Entſcheidung des Reichsgerichts in Entſch. 36, 351 (SeuffA. 51 
Nr. 154) betrifft einen von der hier maßgeblichen Sach⸗ und Rechtslage ab⸗ 
weichenden beſonderen Fall. Dieſes Urteil verwirft ausdrücklich die Begrün⸗ 
dung der Zuläſſigkeit der Berufung ſeitens einer in der 1. Inſtanz ſiegreichen 
Partei im Eheprozeß mit den Vorſchriften von ZPO. 8 614 (§ 574 a. F.) 
und § 616 (8576 a. F.). Vielmehr ſoll nur diejenige Berufung zuläſſig fein, 
welche das Mittel iſt, um dem Ber.⸗Kläger einen wirkſamen Verzicht auf die 
Folgen des für ihn obſieglichen Urteils zu ermöglichen, weil andernfalls trotz 
eines ſolchen Verzichts ein die Eheſcheidung ausſprechendes Urteil, welches 
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gemäß § 625 ZPO. von Amts wegen zuzuſtellen iſt, rechtskräftig werden würde. 
Daneben wird in der Entſcheidung auf den im § 622 BRO. zum Ausdruck 
gebrachten Gedanken einer tunlichſten Aufrechterhaltung der Ehe verwieſen 
(ſiehe auch Gaupp BRO. 8 511 Anm. IIa). 

In dem hier votliegenden Fall hat aber der Kläger garnicht die Berufung 
eingelegt, um einen wirkſamen Verzicht auf die Folgen des erſtinſtanzlichen 
Urteils zu ermöglichen, und wenn er einen ſolchen Verzicht wünſchte, ſo könnte 
er — anders als bei einem die Scheidung ausſprechenden Urteil — die Rechts⸗ 
kraft des Urteils durch Nichtzuſtellung verhindern und brauchte einem etwa 
rechtskräftig gewordenen Urteil keine weitere Folge zu geben. Des weiteren 
iſt die Berufung nicht erforderlich, um für die Geltendmachung des jetzt vom 
Kläger angeführten Eheſcheidungsgrundes Raum zu ſchaffen. Vielmehr iſt 
auch nach Rechtskraft des angefochtenen Urteils der Kläger in der Lage, wegen 
des nunmehr behaͤupteten Ehebruchs der Beklagten die Scheidungsklage anzu⸗ 
ſtellen und hieran insbeſondere nicht durch den 8 616 BRO. behindert. So 
hat denn auch das Reichsgericht (4. Sen.) in einer Entſcheidung v. 15. Febr. 
1915 i. S. Gr. w. Ehefrau darauf hingewieſen, daß für eine Verbindung der 
Klage auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft mit der Scheidungsklage 
in demſelben Prozeſſe zwar nach § 614 die Möglichkeit, nicht aber ein aus 
§ 616 abzuleitender Zwang gegeben ſei, und daß der Rechtsgrund beider Klagen 
voneinander verſchieden ſei. Schließlich ſoll die gegenwärtige Berufung 
— anders als in dem Fall Entſch. 36, 351 — nicht etwa der Aufrechterhaltung 
der Ehe dienen, ſondern gerade ihre Scheidung herbeiführen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 27. März 1916. K. w. K. Bf. I. 
363/15. a Nö. 


107. Unpfändbarkeit der Nutzungen eines nach $ 2338 BGB. be- 
| — ſchränkten Pflichtteils. 
BRO § 863; BOB. 83 2338. 2336. 

Vorausſetzung für die in § 2338 BGB. zugelaſſene Beſchränkung des 
Pflichtteils eines Abkömmlings und demgemäß für die Unpfändbarkeit der 
von dieſem Abkömmling gezogenen Nutzungen aus der Erbſchaft gemäß § 863 
BPO. iſt, daß der Abkömmling entweder in ſolchem Maße der Verſchwendung 
ergeben oder in ſolchem Maße überſchuldet iſt, daß ſein ſpäterer Erwerb er⸗ 
heblich gefährdet wird. Nach § 2338 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit § 2336 
Abſ. 2 muß der Grund der Beſchränkung in der Verfügung angegeben werden. 
Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat die Ungültigkeit der Anordnung zur 
Folge (OLG. Rſpr. 21, 341; 24, 99). 

Dieſen Erforderniſſen iſt in der letztwilligen Verfügung des Rentners 
Joh. Sch., des Vaters des Schuldners, v. 12. Aug. 1913 genügt. Das Teſta⸗ 
ment beſagt in §1, daß fic) das Vermögen des Erblaſſers laut Inventar v. 
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1. Jan. 1904 auf 500000. belaufen und ſich durch ſpätere Verluſte, welche 
der Erblaſſer durch ſeinen Sohn Chriſtian — den Schuldner — erlitten habe, 
auf 350000 % verringert habe. Im §2 Nr. 1 verfügt ſodann der Erblaſſer, 
daß der dem Schuldner zugewendete Erbteil auf 30000. feſtgeſetzt werde 
und daß dieſes Kapital für die Lebenszeit des Sohnes Chriſtian unter der 
Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers verbleiben und dem Sohne Chriſtian 
nur der jährliche Reinertrag ausbezahlt werden ſolle; ferner, daß dieſe Verfügung 
getroffen wurde, „um dieſes Vermächtnis vor den Zugriffen früherer Gläubiger 
zu ſchützen gemäß § 2338 BGB.“. Nach dem Tode des Sohnes Chriſtian 
ſoll das Vermächtnis an die geſetzlichen Erben des Sohnes Chriſtian als Nach⸗ 
vermächtnisnehmer fallen. 

Damit iſt der Grund der getroffenen letztwilligen Verfügung nach der 
Vorſchrift des § 2336 Abſ. 2 BGB. genügend bezeichnet. Er beſteht in der 
Überſchuldung des Sohnes Chriſtian. Dieſe Überſchuldung hebt der Erblaſſer 
durch den im §2 Nr. 1 des Teſtamentes enthaltenen Hinweis auf frühere 
Gläubiger ſeines Sohnes, gegen deren Zugriff der Sohn Chriſtian durch die 
gemäß § 2338 BGB. getroffene Anordnung geſchützt werden ſoll, deutlich 
hervor. Damit iſt zugleich mit ausreichender Deutlichkeit die Befürchtung 
zum Ausdruck gebracht, daß der ſpätere Erwerb des Schuldners erheblich ge⸗ 
fährdet werde. 

Durch die eidesſtattliche Verſicherung der Ehefrau Auguſte Sch. iſt ferner 
glaubhaft gemacht, daß der Schuldner die Erträgniſſe aus ſeinem väterlichen 
Nachlaß zur Erfüllung der ihm geſetzlich obliegenden Unterhaltspflicht gegenüber 
ſeiner Ehefrau und zum eigenen ſtandesgemäßen Unterhalt bedarf ($ 863 ZPO.). 

Darnach ſind die Bezüge des Schuldners aus ſeinem väterlichen Nachlaß 
gemäß § 863 ZPO. der Pfändung nicht unterworfen. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 12. Febr. 1918 J. H. w. 
Chr. Sch. Bs. VI. 13/18. Nö. 


108. Der Zufchlag in der Zwangsverſteigerung erſtreckt ſich nicht auf 
fremdes Zubehör im unmittelbaren Beſitz eines Dritten. 
3VGeſ. §§ 55. 90. 

Die klagende Fabrik hatte an Th. in U. einen Sauggasmotor nebſt Zu⸗ 
behör gegen Teilzahlungen unter Eigentumsvorbehalt geliefert; zurzeit be⸗ 
ſtand noch ein unbeglichener fälliger Reſt von 1827,55 4. Das Elektrizitäts⸗ 
werk des Th., in das die Maſchinen eingebracht wurden, war von ihm auf dem 
Grundſtück PlNr. 1698 erbaut, das den Wirtseheleuten A. in U. gehörte und 
wovon Th. einen Ausbruch zu erwerben gedachte; ehe jedoch der notarielle 
Kaufvertrag v. 6. Juni 1914 grundbuchamtlich vollzogen wurde, kam es zur 
Beſchlagnahme und Zwangsverſteigerung des A.ſchen Grundbeſitzes mit der 
PlNr. 1698. Eingeſteigert wurde er am 11. Sept. 1914 von der verklagten 
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Bierbrauerei, einer Aktiengeſellſchaft, die zugleich die letzte noch zum Zug 
kommende Hypothekgläuberin war. Das Elektrizitätswerk wurde in den 
Verſteigerungsakten nicht erwähnt; eine Anmeldung nach §37 ZWGeſ. war 
ſeitens der Klägerin nicht erfolgt, weil ſie nach ihrer Behauptung von dem 
ganzen Verfahren keine Kenntnis erhielt. Das Elektrizitätswerk wurde nach 
der Verſteigerung von Th. weiterbetrieben. Im November 1916 klagte die 
Klägerin gegen die Beklagte auf Herausgabe des Motors nebſt Zubehör mit 
der Behauptung, Th. ſei mit den vertragmäßigen Teilzahlungen im Rückſtand 
geblieben, die Beklagte aber behaupte, durch den Zuſchlag nunmehr Eigen⸗ 
tümerin des Elektrizitätswerks geworden zu fein und verweigere trotz Auf- 
forderung die Herausgabe der Maſchinen. — Das Landgericht wies die Klage 
ab. Auf die Berufung der Klägerin, die bei der Schlußverhandlung ihren 
Herausgabeantrag durch den Antrag auf Zahlung von 1827,55 % nach Wahl 
der Schuldnerin erweiterte, wurde die Beklagte ſchuldig erkannt, nach ihrer 
Wahl an die Klägerin entweder den von ihr an Th. gelieferten Sauggas⸗ 
motor nebſt Zubehör herauszugeben oder 1827,55 , zu bezahlen. Aus den 
Gründen: N 
„Rechtsirrig iſt die Meinung des Landgerichts, daß auch der noch nicht 
eingetragene Käufer des beſchlagnahmten Grundſtücks einem eingetragenen 
Eigentümer gleichſtehe, wenn er ſich im Beſitz befindet. Eigentümer i. S. 
der Reichsjuſtizgebung kann nur ſein, wer durch Auflaſſung und Grundbuch⸗ 
eintrag das Eigentum am Grundſtück erworben hat (§§ 873. 925 BGB.; 
Jaeckel⸗Güthe Bem. 1 zu § 26 BBG.). Fehlt auch nur letzterer, jo fehlt es 
am Eigentum als ſolchem, und es kommt im Rahmen des § 55 BBE. nur darauf 
an, welches Rechtsverhältnis jetzt und dermalen beſteht, nicht aber ob und wann 
etwa die fehlende Umſchreibung im Grundbuch nachgeholt werden kann und 
nachgeholt wird. Die §§ 26 und 55 BBE. dienen nur dem Zweck, gegenüber 
einem eingetragenen Recht den an fic) auch während des ZwVerſt.⸗Verfahrens 
zuläſſigen Eigentumswechſel auf das Verfahren einflußlos zu machen, um 
Verzögerungen zu vermeiden. Es handelt ſich hier im Grunde um eine Aus⸗ 
nahme von §§ 750. 771 ZPO. Solange aber der Eigentumswechſel nicht 
dinglich vollzogen iſt, ift nach dem ZwVerſtGeſetz der noch nicht eingetragene 
Käufer trotz der Beurkundung des Kaufs und der Auflaſſung noch ein Dritter, 
dem die Widerſpruchsklage zuſteht. Das iſt gerade in ſolchen Fällen wichtig, 
in denen der nicht zur Eintragung gelangte Käufer bereits Pächter oder Mieter 
des beſchlagnahmten Grundſtücks iſt und Gegenſtände darauf eingebracht 
hat, die Zubehör wären, wenn ſie im Eigentum des Schuldners ſtünden. Was 
dem Landgericht vorzuſchweben ſcheint, wäre die Argliſteinrede: weil Th. 
nach Umſchreibung im Grundbuch die Widerſpruchsklage nicht erheben könne, 
ſei ſie ihm auch jetzt ſchon zu verſagen. Das wäre ebenſo falſch wie beim Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren in bewegliche Sachen (RGeEntſch. 3, 189; 68, 424). Ob im 
Verſteigerungsverfahren im Grundſtücke die Sache wenigſtens dann anders 
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liegt, wenn der Dritte das beſchlagnahmte Zubehör bereits vom Schuldner 
erworben hat, während hinſichtlich des Grundſtücks die Umſchreibung noch 
ausſteht, kann offen bleiben; denn hier liegt der Fall nicht ſo, da ja Th. die 
Maſchinen von Anfang an eingebracht und nicht erſt von A. nach der Beſchlag⸗ 
nahme erworben hat. Es kommt alſo hier ſehr wohl darauf an, ob A. oder Th. 
zur Zeit des Zuſchlags erkennbar den unmittelbaren Beſitz der ſtreitigen Ma⸗ 
ſchinen gehabt hat. Das Ber.⸗Gericht iſt der Anſicht, daß Th. unmittelbarer 
Beſitzer dieſer Maſchinen iſt und daß dieſer unmittelbare Beſitz des Th. offen⸗ 
ſichtlich in erkennbarer Weiſe (RGeEntſch. 49, 253) ſchon bei der Zw.⸗Verſteige⸗ 
rung v. 11. Sept. 1914 beſtand. Dies ergibt ſich eigentlich klar aus dem eigenen 
nunmehrigen Vorbringen der Beklagten. Denn wenn ſie behauptet, daß 
Th. ſchon vor der Wegmeſſung der ſpäter gekauften, aber nicht umgeſchriebenen 
Fläche aus Pl.⸗Nr. 1698 von A. in den Beſitz eingewieſen war und daß die 
Eheleute A. niemals das von Th. auf der weggemeſſenen Grundfläche erbaute 
Elektrizitätswerk beſeſſen und betrieben haben, ſo liegt es auf der Hand, daß 
dieſe Beſitzverhältniſſe des Th. für jeden Einwohner von U. und für jeden 
an die Erwerbung des WA fchen Beſitzes herangetretenen Intereſſenten äußer- 
lich erkennbar waren. Von allem andern abgeſehen mußte die Beklagte wiſſen 
und hat ſie nach der Überzeugung des Gerichts gewußt, wer in U. und ins⸗ 
beſondere für das dortige Wirtsanweſen die elektriſche Beleuchtung liefert, 
ob A. oder Th. Wer aber das Elektrizitätswerk betreibt, den Strom liefert und 
die Bezahlung annimmt, der iſt der unmittelbare Beſitzer, mag der Grund 
und Boden des Werkes gehören, wem er will. — — — 

Daß die Beklagte den mittelbaren Beſitz an den ſtreitigen Maſchinen hat 
und ihn ſich ſelbſt zuſchreibt, ergibt ſich ſchon aus ihrem Verhalten in der 1. In⸗ 
ſtanz. Da ſie auf die Aufforderung zur freiwilligen Herausgabe der Maſchinen 
die Herausgabe zugeſtandenermaßen verweigert hat, iſt der Schluß gerecht— 
fertigt, daß ſie ſich den Beſitz an den Maſchinen zuſchreiben wollte. Der mittel- 
bare Beſitz der Beklagten ergibt ſich aber auch aus ihrem weiteren Vorbringen 
in der Ber.⸗Inſtanz, wonach es ſich bei der Errichtung des Elektrizitätswerkes 
auf einem Teile der Pl.⸗Nr. 1698 nicht um einen heimlichen oder irrtümlichen 
Überbau gehandelt, vielmehr A. dem Th. die Erbauung und den Betrieb des 
Werkes auf ſeinem Grundbeſitz ſchon vor dem Eigentumsübergang geſtattet 
habe. Denn wenn das richtig iſt, ſo iſt dieſe Vereinbarung die Grundlage 
eines Rechtsverhältniſſes i. S. des § 868 BGB., und zwar bei Unentgeltlich⸗ 
keit mindeſtens einer Leihe (§ 598 BGB., vgl. OL GRſpr. 9, 304); der Beſitz, 
der dem Th. eingeräumt wurde, iſt bis zum Eigentumsübergang der unmittel- 
bare Beſitz, für ſpätere Zeit der Eigentumsbeſitz. Der mittelbare Beſitz bleibt 
in ſolchen Fällen zunächſt beim Grundſtückseigentümer, der mangels Ver⸗ 
briefung ja nach dem beſtehenden ſchuldrechtlichen Vertrag ſogar die Be⸗ 
ſeitigung des Werkes verlangen und ſein Grundſtück zurücknehmen kann. Wenn 
nun die Beklagte behaupten will, ſie ſtehe zu Th. jetzt in dem gleichen Verhält⸗ 
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nis wie früher A., jo ergibt ſich daraus ohne weiteres der mittelbare Beſitz 
der Beklagten. — — — 

Hatte hiernach Th. bei der Verſteigerung erkennbar den unmittelbaren 
Beſitz am Werk und damit auch an den Maſchinen als unbeſtrittenem Zubehör, 
fo ging das Eigentum an den Maſchinen nicht auf Grund des §55 ZVG. an 
die Beklagte über und iſt der Eigentumsvorbehalt der Klägerin noch aufrecht; 
denn das Vorhandenſein eines fälligen Reſtes beſtreitet die Beklagte nicht. 

Dann aber muß die Beklagte ihren mittelbaren Beſitz zugunſten der 
Klägerin aufgeben, weil dieſe und nicht ſie die Eigentümerin iſt. Dieſe Heraus⸗ 
gabe kann auch durch Erklärung geſchehen, die Maſchinen können trotzdem im 
Gewahrſam des unmittelbaren Beſitzers Th. bleiben; will die Klägerin die 
Herausgabe an ſie ſelbſt gegen den Willen des Th. betreiben, ſo muß ſie auch 
dieſen verklagen. 

Wenn die Klägerin ihrem Antrag auf Herausgabe noch einen Zahlungs— 
antrag nach Wahl der Schuldnerin auf den behaupteten Rückſtand beigefügt 
hat, ſo iſt demgegenüber der Einwand der unzuläſſigen Klagänderung nicht 
gerechtfertigt. Denn es handelt fic) nicht um einen Übergang zum Intereſſe 
an Stelle der Herausgabe nach § 268 Nr. 3 ZPO., ſondern um eine ſprachliche 
Erweiterung der Klage, die eigentlich eine ſachliche Verminderung der An- 
ſprüche der Klägerin enthält und deshalb nach § 268 Nr. 2 mit 88 527. 529 BRO. 
zuläſſig iſt. Da dieſer Zuſatz dem verklagten Teil hiernach günſtiger iſt, als wenn 
er nach dem urſprünglichen Klageantrage verurteilt würde, kommt es auch 
nicht darauf an, ob der zu ſeiner Wahl geſtellte Zahlungsanſpruch ſich aus dem 
bürgerlichen Recht begründen läßt; denn die Beklagte iſt nicht beſchwert, wenn 
man ihr geſtattet, einen berechtigten Anſpruch durch einen andern abzugelten, 
obwohl ſie in Wirklichkeit zur urſprünglich verlangten Herausgabe zu verurteilen 
wäre.“ 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 12. Nov. 1917. M. w. B. L. 100/17. 
F—2. 


109. Einſtweilige Verfügung auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen 
eine beantragte betrügeriſche Eigentums übertragung. 
GBO. § 40; BGB. § 899; ZPO. § 9. 

Wie auch das Landgericht durch Erlaſſung des Arreſtbefehls v. 10. Dez. 
1917 anerkannt hat, iſt durch die beigebrachten Urkunden glaubhaft gemacht, 
daß der Antragsgegner die Antragſtellerin zu dem zwiſchen ihnen vor dem 
Notar geſchloſſenen Kaufvertrag über das bezeichnete Grundſtück und der im 
Anſchluß daran erklärten Auflaſſung des Grundſtücks durch argliſtige Täuſchung 
beſtimmt hat, inſofern er der Wahrheit zuwider vorſpiegelte, daß die von 
ihm der Antragſtellerin abgetretene Forderung durchaus ſicher und auch 
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alsbald beitreibbar ſei. Dies läßt die von der Antragſtellerin erklärte An⸗ 
fechtung begründet erſcheinen. Die deshalb nach § 142 Abſ. 1 BGB. nichtige 
Auflaſſung kann nicht zu einem gültigen Wechſel in der Perſon des Grund⸗ 
ſtückseigentümers führen. Der Antragsgegner hat das notarielle Protokoll 
über die mit dem Eintragungsantrage verbundene Auflaſſung beim Grund⸗ 
buchamt eingereicht, ſodaß mit der baldigen Eintragung des Eigentums⸗ 
wechſels im Grundbuche zu rechnen iſt. Nach ſeiner Eintragung als Eigen⸗ 
tümer könnte der Antragsgegner oder ein Rechtsnachfolger auf Grund des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs gültig über das Grundſtück verfügen, 
insbeſondere das Grundſtück mit Wirkſamkeit veräußern und belaſten, ſolange 
nicht zugunſten der Antragſtellerin ein Widerſpruch gegen ſein Eigentum im 
Grundbuch eingetragen iſt. 

Um die Vereitelung der Anſprüche der Antragſtellerin aus der An⸗ 
fechtung der Auflaſſung zu verhüten, iſt ſonach die Eintragung eines ſolchen 
Widerſpruchs erforderlich. Und wenn nun auch der Widerſpruch nach der 
Ordnungsvorſchrift des § 40 Wb). 1 GBO. nicht vor der Eintragung des 
neuen Eigentümers eingetragen werden darf, ſo ſteht doch in einem Falle 
wie dem jetzigen, wo die Auflaſſung dem Grundbuchamte bereits vorliegt, 
nichts entgegen, im voraus eine hierauf gerichtete einſtweilige Verfügung zu 
erlaſſen. Da im übrigen in der Wahl der zu treffenden Anordnungen freies 
Ermeſſen zuſteht, war die Beſchwerde ſo wie geſchehen zu beachten. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 11. Januar 1918. 
6a Reg. 5/18. Ch. 


I. Bürgerliches Recht. 


110. Beerbung eines im Ausland außerhalb feines Hetmatftaats ge- 
ſtorbenen Ausländers nach den Geſetzen des Heimatſtaats. 
EG. BSB. Art. 25. 


Am 9. Nov. 1908 ſtarb in Petersburg, wo er ſeinen Wohnſitz hatte, der 
belgiſche Staatsangehörige Auguſt R. ohne Hinterlaſſung eines Teſtaments. 
Als ſeine Erben bezeichnete das Petersburger Bezirksgericht durch Urteil vom 
5. Sept. 1909 die Witwe und zwei Neffen, nämlich Emil R. und Otto R. 
Die Klägerinnen ſind Schweſtern von Otto R. Sie machten geltend, der Erb⸗ 
laſſer fei nach belgiſchem Recht beerbt worden, nach belgiſchem Recht aber ſeien 
ſie neben der Witwe und den Neffen des Erblaſſers Erben geworden; Otto R. 
ſei von allen Verwandten mit Ausnahme von Emil R. mit der Regelung der 
Erbſchaft in Rußland beauftragt geweſen und habe lediglich zur Vereinfachung 
der Sache bei dem Erbausweiſe vor dem Petersburger Gerichte die von ihm 
vertretenen Verwandten nicht mit als Erben angegeben, es ſei aber mit ihm 
gleichmäßige Teilung der Erbſchaft unter alle Neffen und Nichten vereinbart 
geweſen. Nach ſeinem inzwiſchen erfolgten Tode habe die Beklagte, ſeine Witwe 
und alleinige Erbin, das Erbrecht der Klägerinnen nach Auguſt R. beſtritten. 
Die Klägerinnen klagten daher auf Feſtſtellung ihres Miterbenrechts. Das 
Landgericht hat, von der Maßgeblichkeit des belgiſchen Rechts ausgehend, 
dem Feſtſtellungsantrage der Klägerinnen entſprochen. Auf Berufung der 
Beklagten hat jedoch das Oberlandesgericht den Anſpruch der Klägerinnen 
= Miterbenbeteiligung abgewieſen. Die Reviſion der Klägerinnen hatte 

Erfolg. Aus den Gründen: 

Das Oberlandesgericht hält zwar für erwieſen, daß der Erblaſſer als 
belgiſcher Staatsangehöriger geſtorben ſei, erkennt auch an, daß, wenn er 
infolgedeſſen nach belgiſchem Rechte beerbt worden wäre, das Miterbrecht der 
Klägerinnen nicht zweifelhaft ſein könne, es kommt aber dazu, ruſſiſches Recht 
für maßgebend zu erklären, und ſtellt feſt, daß nach ruſſiſchem Rechte, wie es 
zur Zeit des Erbfalles galt, bei der geſetzlichen Erbfolge in der Seitenlinie 
Brüder die Schweſtern und Neffen die Nichten des Erblaſſers ausſchloſſen. 
Ein geſetzliches Miterbrecht der Klägerinnen erachtet es darum nicht 15 gegeben. 


Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 6. 
By 
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Dieſen Teil der Urteilsbegründung ſtellt die Reviſion zur Nachprüfung. 
Die Nachprüfung ergibt, daß er in einem weſentlichen Punkte auf Rechts⸗ 
irrtum beruht. 

Zutreffend ſagt das Oberlandesgericht, die Frage, welches Erbrecht im 
Streitfall anwendbar ſei, beſtimme ſich in erſter Linie nach inländiſchem Rechte, 
alſo nach deutſchem Rechte und den in Deutſchland anerkannten Grundſätzen 
des internationalen Privatrechts. Richtig iſt auch, daß das EG. zum BGB., 
das nur Vorſchriften über die Beerbung eines Deutſchen und über die Be⸗ 
erbung eines im Inlande verſtorbenen Ausländers gibt (Art. 24 bis 28) die 
Frage, nach welchem Rechte ein im Auslande verſtorbener Ausländer beerbt 
wird, nicht unmittelbar beantwortet. Unrichtig aber iſt die Anſicht des Ober⸗ 
landesgerichts, daß eine entſprechende Anwendung der im EG. über die 
Beerbung eines im Inlande verſtorbenen Ausländers enthaltenen Sätze 
höchſtens in ſolchen Fällen denkbar iſt, wo der Erblaſſer nur im Inlande be⸗ 
findliche Sachen hinterlaſſen habe, während ſich im gegebenen Falle die geſamte 
Hinterlaſſenſchaft, die bewegliche ſowohl wie die unbewegliche, in Rußland 
befinde, dort der Erblaſſer auch verſtorben ſei und ſich überdies bereits ein 
ruſſiſches Gericht mit der Prüfung und Feſtſetzung der Erbfolge unter Erlaß 
eines Urteils befaßt habe, und daß dies dazu zwinge, die Frage, welches Erb⸗ 
recht hier anzuwenden ſei, nach ruſſiſchem Rechte zu entſcheiden. 

Bei der eigenartigen Entſtehungsgeſchichte der dem EG. zum BGB. 
ſchließlich einverleibten Sätze des internationalen Privatrechts iſt es verſtänd⸗ 
lich, daß über die Art, wie die Lücken auszufüllen ſind, die das EG. bewußt 
gelaſſen hat, die Anſichten ſehr auseinander gehen. Indeſſen herrſcht darüber 
jetzt ziemlich allgemeines Einverſtändnis, daß da, wo das EinfGeſetz keine voll⸗ 
ſtändige Lücke zeigt, ſondern wenn auch keine vollkommenen, ſo doch unvoll⸗ 
kommene Kolliſionsnormen aufſtellt und in ſeinen Vorſchriften, wie auf dem 
Gebiet des Erbrechts, an die Staatsangehörigkeit anknüpft und nach ihr das 
ſog. Perſonalſtatut beſtimmt, die Staatsangehörigkeit auch außerhalb des 
eigentlichen Anwendungsbereiches der Vorſchriften des EinfGeſetzes als der 
von dieſem gewollte Ausgangspunkt für die Beſtimmung der zuſtändigen 
Rechtsordnung zu nehmen iſt. Davon iſt auch bereits das Reichsgericht in 
verſchiedenen Fällen (vgl. z. B. RGeEntſch. 62, 400 betr. Art. 14, Warn. Erg. 1911 
Nr. 126 und 1913 Nr. 53 betr. Art. 19) ausgegangen. Und, was insbeſondere 
die Beerbung von Ausländern betrifft, jo hat dementſprechend auch der J. Zivil⸗ 
ſenat des Kammergerichts in dem vom Oberlandesgericht angeführten, auf 
weitere Beſchwerde ergangenen Beſchluſſe (KJB. 42, 141) ſchon ausgeſprochen, 
das in Art. 25 EG. anerkannte Staatsangehörigkeitsrecht greife nicht bloß bei 
inländiſchem Wohnſitze des ausländiſchen Erblaſſers, ſondern auch noch viel 
mehr dann Platz, wenn der ausländiſche und im Auslande wohnhaft geweſene 
Erblaſſer nur im Inlande befindliche Gegenſtände hinterlaſſen habe. Dieſen 
Ausſpruch mißverſteht das Oberlandesgericht, wenn es ihn dahin auslegt, daß 
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die entſprechende Anwendung des Art. 25, Satz 1 auf Ausländer mit auslän⸗ 
diſchem Wohnſitze das Vorhandenſein von Vermögen im Inlande zur not⸗ 
wendigen Vorausfetzung habe, eine Vorausſetzung, die in dem vom Kammer⸗ 
gericht entſchiedenen Falle erſichtlich auch garnicht zutraf. Auch der Umſtand, 
daß ſich im Streitfall das geſamte Vermögen des Erblaſſers in Rußland 
befand, könnte, wenn der Erblaſſer belgiſcher Staatsuntertan war, an der 
grundſätzlichen Anwendbarkeit des belgiſchen Rechts auf ſeine Beerbung eben⸗ 
ſowenig etwas ändern wie die Tatſache, daß ſich nach ſeinem Tode ein ruſſiſches 
Gericht mit der Prüfung und Feſtfetzung der Erbfolge unter Erlaß eines Urteils 
(einer Art Erbſchein) befaßt hat. | 

Muß hiernach im Streitfalle mit Rückſicht auf die vom Oberlandesgerichte 
feſtgeſtellte Staatsangehörigkeit des Erblaſſers grundſätzlich vom belgiſchen 
Rechte ausgegangen werden, ſo iſt doch das belgiſche Recht ſo anzuwenden, 
wie es der belgiſche Richter zur Anwendung gebracht haben würde, d. h. nicht 
nur in ſeinen Sachnormen, ſondern regelmäßig auch in ſeinen Kolliſionsnormen. 
Auch das entſpricht der neuen Rechtſprechung des Reichsgerichts (vgl. außer 
den vorhin angeführten Entſcheidungen noch RGentſch. 78, 236 u. 237). 
In Bezug auf das unbewegliche Vermögen eines Belgiers läßt nun, wie 
das Oberlandesgericht feſtſtellt, das belgiſch⸗franzöſiſche Recht — ebenſo wie 
z. B. das öſterreichiſche (vgl. RGEntſch. Bd. 63, 356) — das Recht, insbeſon⸗ 
dere das Erbrecht, des Ortes gelten, wo ſich die Grundſtücke befinden, das Recht 
der belegenen Sache. Da zudem auch das ruſſiſche Recht, wie das Oberlandes⸗ 
gericht gleichfalls feſtſtellt, beides mit maßgeblicher Bedeutung für das Reviſions⸗ 
gericht (§ 562 ZPO.), in Bezug auf den Grundbeſitz, den Ausländer in Rußland 
haben, unbedingt ſeine eigenen Vorſchriften für maßgebend erklärt, ſo beſteht 
inſoweit nicht einmal ein Gegenſatz zwiſchen dem belgiſchen und dem ruſſiſchen 
Rechte, vielmehr iſt, ſoweit es ſich um die Erbfolge in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen des Erblaſſers handelt, die Annahme des Oberlandesgerichts, daß 
ruſſiſches Recht anzuwenden ſei, im Ergebnis unter allen Umſtänden zutreffend. 
Was dagegen das bewegliche Vermögen des Erblaſſers betrifft, das den 
Hauptbeſtandteil der Erbſchaft ausmacht, ſo hätte das Oberlandesgericht vom 
Standpunkte der grundſätzlichen Maßgeblichkeit des belgiſchen Rechts, den es 
nach der hier vertretenen Anſicht einzunehmen gehabt hätte, in eine Prüfung 
der Frage eintreten müſſen, welche Beſtimmungen dieſes Recht, das belgiſche, 
über die Erbfolge in das bewegliche Vermögen von Belgiern trifft, die mit aus⸗ 
ländiſchem Wohnſitz im Auslande ſterben. Insbeſondere hätte unterſucht werden 
müſſen, ob das belgiſch⸗franzöſiſche Recht inſoweit das Recht des letzten Wohn⸗ 
ſitzes oder, wie — entſprechend der immer mehr zunehmenden Bedeutung der 
Staatsangehörigkeit im internationalen Rechte — namentlich in neuerer Zeit 
vielfach angenommen wird, das Heimatrecht des Erblaſſers (la loi nationale) 
entſcheiden läßt. Einer Entſcheidung der Frage hätte es nicht bedurft, wenn ſie 
in einem zwiſchen Belgien und Rußland geſchloſſenen Staatsvertrage geregelt 
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wäre. Das iſt jedoch nach der Feſtſtellung des Oberlandesgerichts nicht der Fall, 
da danach eine Konvention der beiden Staaten zwar beſteht, ſie aber die Streit⸗ 
frage nicht behandelt. In eine Prüfung der Streitfrage iſt indeſſen das Ober⸗ 
landesgericht nicht eingetreten, es hat ſie vielmehr, von ſeinem Standpunkt 
aus mit Recht, ausdrücklich unerörtert gelaſſen. Sein Urteil unterliegt daher 
der Aufhebung. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. Nov. 1917. T. w. H. (CLG 
Köln) IV. 253/17. Auch in Entſch. 91 Nr. 37 S. 139. A. 


111. Beweislaſt des Klägers für das Suftandefommen eines mündlichen 
Kaufvertrags gegenüber dem Einwande der vereinbarten Schriftform. 
Bol. Bd. 58 Nr. 136 m. N. 

B68. § 125 Sat 2; BBO. § 282. 

Die Klägerin verlangte Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines Kauf— 
vertrags. Die Beklagte wendete ein, der Vertrag ſei nicht feſt abgeſchloſſen, 
es fet vielmehr vorbehalten worden, daß das Geſchäft erſt durch ſchriftliche Be⸗ 
ſtätigung ſeitens der Beklagten zuſtande kommen ſollte, und letztere ſei ſodann 
nur unter einer nicht eingetretenen Bedingung erfolgt. Das Landgericht hat 
auf einen Eid über vorbehaltloſen Abſchluß des Geſchäfts für die Beklagte 
erkannt. Berufung und Reviſion der Klägerin waren erfolglos. Aus den 
Gründen: | 

„Die Entſcheidung des Berufungsgerichts beruht auf der Erwägung, 
daß die Beweislaſt für den vorbehaltloſen Abſchluß des Geſchäfts die Klägerin 
treffe, daß ein Beweis hierfür aus der vorgelegten Korreſpondenz nicht zu 
entnehmen ſei, und daß es deshalb auf den von der Klägerin dem Gegner zu— 
geſchobenen Eid ankomme. 

In der Rechtslehre beſteht Streit darüber, wer beweispflichtig iſt, wenn 
hinſichtlich eines an ſich nicht formbedürftigen Vertrags der eine Teil behauptet, 
es jet Beurkundung verabredet worden; vgl. z. B. einerſeits Planck A. 3, 
Staudinger A. 5, anderſeits Komm. v. RGR. A. 3 zu § 154 BGB., Cccius 
bei Gruchot Bd. 45, S. 271. Auch bezüglich der damit verwandten Frage, wer 
beweispflichtig iſt, wenn vom Kläger unbedingter Abſchluß des Vertrags, 
vom Beklagten Setzung einer aufſchiebenden Bedingung behauptet wird, 
beſteht Meinungsverſchiedenheit, doch hat ſich hier die Rechtſprechung und 
mit ihr die überwiegende Meinung in der Rechtslehre auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß es Sache des Klägers fei, den unbedingten Vertrags- 
abſchluß zu beweiſen (vgl. die Zitate bei Gaupp⸗Stein A. IV. 5 zu § 282 
ZPO.) Nun beſteht ja grundſätzlich ein Unterſchied zwiſchen beiden Fällen; 
in Fällen der letzterwähnten Art ſteht der Abſchluß des Vertrags außer 
Streit und es iſt nur feſtzuſtellen, ob ſeine Wirkſamkeit vom Eintritte der 
Bedingung abhängig gemacht worden iſt, während in Fällen der hier in 
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Rede ſtehenden Art ftreitig iſt, ob es überhaupt zum Abſchluß eines Ver⸗ 
trags gekommen iſt. Aber dieſem theoretiſchen Unterſchied ijt eine praf- 
tiſche Bedeutung für die Beweisfrage nicht beizumeſſen. Denn für die in⸗ 
ſoweit allein bedeutſame Frage, ob ein bindender Vertrag zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, macht es keinen Unterſchied, ob der behauptete Vorbehalt dahin 
gegangen iſt, daß der Vertrag mit Eintritt der Bedingung in Wirkſamkeit 
treten ſolle, oder dahin, daß er durch Abgabe einer ſchriftlichen Erklärung erſt 
abgeſchloſſen werden und auf dieſe Weiſe in Wirkſamkeit treten ſolle. Es 
muß daher auch in Fällen der letzteren Art vom Kläger der Beweis für den 
Abſchluß des Vertrags in der von ihm behaupteten Art und Weiſe verlangt 
werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 18. Febr. 1918. B. w. B. (OLG. 
Hamm). IV. 427/17. a. 4 A. 


112. Über den Einfluß der Verordnung gegen übermäßige Preis- 
ſteigerung auf die abſtrakte Schadenberechnung des Käufers. 
WO. v. 23. Juli 1915 5 5 Nr. 1; RGBl. 467. 

(Die Klägerin begehrte die Verurteilung der Beklagten zur Bezahlung 
von 1740 und 5% Zinſen daraus ſeit dem 3. Mai 1916 mit der Begründung, 
die Beklagte habe ſich am 15. Jan. 1916 verpflichtet, ihr 2 Faß Spiritus zu 
je 6001 zum Preiſe von 285. für 100! käuflich zu liefern, jedoch trotz Gewährung 
einer Nachfriſt die Lieferung nicht ausgeführt. Die Klägerin ſei deshalb be⸗ 
rechtigt, Schadenerſatz wegen Nichtlieferung zu verlangen; der Schaden 
betrage bei Zugrundelegung eines Preiſes von 530 / für 100 J reinen Alkohols, 
wie ihn die Beklagte am 16. Febr. 1916 der Klägerin gegenüber ſelbſt berechnet 
habe, 1740 K. — Das Landgericht gab dem Klagantrag ſtatt; die Berufung der 
Beklagten blieb erfolgslos. Aus den Gründen: 

„Die Anſicht des Landgerichts, daß aus der Verordnung gegen übermäßige 
Preisſteigerung v. 23. Juli 1915 (RGBl. S. 467) kein begründeter Einwand 
gegen die von der Klägerin gewählte und angewandte abſtrakte Schadenberech⸗ 
nung erhoben werden könne, weil es ſich im vorliegenden Falle nicht um ein 
Kauf⸗ oder ſonſtiges Erwerbsgeſchäft, ſondern nur um eine Schadenerſatz⸗ 
forderung handle, iſt mit dieſer Begründung allerdings nicht richtig. Die Ver⸗ 
ordnung bezweckt die Verhinderung einer wirtſchaftlich unbegründeten Preis⸗ 
ſteigerung im Verkehr mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs. Sowenig nun 
nach §5 Nr. 1 VO. der Verkäufer eines derartigen Gegenſtandes mit einem 
wirtſchaftlich ungerechtfertigten Marktpreis einen übermäßigen Gewinn 
beziehen darf, ſowenig darf bei der Geltendmachung eines abſtrakten Schaden⸗ 
erſatzanſpruchs deſſen Höhe nach dem Unterſchiede zwiſchen einem ſolchen 
Marktpreis und dem Preiſe berechnet werden, um den die Ware vertragmäßig 
zu liefern geweſen wäre. Der abſtrakt berechnete Schadenerſatz darf m. a. W. 
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„nicht zu einem übermäßigen Gewinn im Sinne der Preisſteigerungsverord⸗ 
nung v. 23. Juli 1915 führen“ (vgl. ZW. 1918, 358 Fußnote 2). Wo dies 
dennoch der Fall iſt, iſt das Schadenerſatzbegehren inſoweit als gegen ein Ver⸗ 
botgeſetz und möglicherweiſe gegen die guten Sitten verſtoßend gemäß 88 134. 
138 Abſ. 1 BGB. nichtig. Die für die Zeit vor der Erlaſſung der Verordnung 
ſchon in Geltung geweſenen und vom 1. Richter vollkommen zutreffend wieder⸗ 
gegebenen Rechtsgrundſätze für die Geltendmachung eines abſtrakten Schadens 
und für die Art ſeiner Berechnung haben ſomit durch die Verordnung, ins⸗ 
beſondere deren 8 5 Nr. 1 bezüglich der darin bezeichneten Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs eine Einſchränkung dahin erfahren, daß während der Geltungs⸗ 
dauer dieſer Verordnung nur ein ſolcher Betrag zu erſetzen iſt, der ſich unter 
Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe und insbeſondere der Marktlage, 
alſo nicht des Marktpreiſes, nicht als ein übermäßiger Gewinn darſtellt; 
RGentſch. 90, 305; RG. in JW. 1917, 9014; im Recht 1916, 196 Nr. 411 u. 344 Nr. 553; 
ferner JW. 1916, 1328 u. Recht 1916, 640 und 1917, 594 Nr. 1157 bis 1159. 
Demnach wäre vom Landgericht vor allem zu prüfen geweſen, ob und 
inwieweit etwa die Schadenberechnung der Klägerin einen Verſtoß gegen 
§5 Nr. 1 VO. enthält und ob etwa infolge der freiwilligen Ermächtigung des 
Klageanſpruchs auf 1740 % die Annahme eines übermäßigen Gewinnes 
ausgeſchloſſen wurde (Recht 1917, 461, Nr. 352). Die nunmehr in der Ber.⸗ 
Inſtanz vorzunehmende Prüfung ergibt die Bejahung dieſer letzten Frage. 
Daß Spiritus ein Gegenſtand des täglichen Bedarfs iſt, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Übermäßig im Sinne der VO. iſt aber ein Gewinn nur, 
wenn er denjenigen überſteigt, der bei normaler Marktlage im Frieden hätte 
bezogen werden können (RG. im Recht 1917, 459, Nr. 330) und wenn er durch 
Ausbeutung der Kriegsnot erzielt wurde (Oberſtes LG. f. Bayern und RG. 
ebendort 460 Nr. 344 und Nr. 347). Es iſt nun eine gerichtsbekannte und des⸗ 
halb keines weiteren Beweiſes bedürftige Tatſache, daß im Frieden ein kauf⸗ 
männiſcher Gewinn von 33%, allgemein als ein ſolcher betrachtet wurde, der 
bei normaler Marktlage in der Regel bezogen werden konnte und durfte. Die 
Klägerin hat bei einer Gegenſtandsſumme des mit der Beklagten abgeſchloſſenen 
Lieferungsvertrags von 4620.46 (ohne 60 4 Koſten und Speſen) einen ab⸗ 
ſtrakten Schaden von 1740 A oder von rund 37,6% berechnet und erſetzt ver⸗ 
langt, alſo um etwa 4,6% mehr, als der kaufmänniſche Friedensgewinn be- 
tragen durfte. In dieſer geringen Erhöhung vermag aber das Ber.⸗Gericht 
bei Berückſichtigung der geſamten hier in Frage ſtehenden Verhältniſſe, der 
ſchon in der Vorinſtanz eingehend gewürdigten beſonderen Umſtände des Falles 
und der von den Sachverſtändigen bekundeten Lage des Spiritusmarkts zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes, und des mit dem 5. März 1916 eingetretenen 
Endes der von der Klägerin geſetzten Nachfriſt (JW. 1918, 35%) die Geltend⸗ 
machung eines übermäßigen Gewinnes nicht zu erblicken und zwar um fo weni- 
ger, als die Klägerin bei Berechnung des Gewinnes auch die Erhöhung ihrer 
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Unternehmerkoſten infolge der Kriegsteuerung billigerweiſe mit in Anſchlag 
bringen durfte und von einer Ausbeutung der Kriegsnot hier ſelbſtverſtändlich 
nicht geſprochen werden kann (vgl. RG. im Recht 1916, 345 Nr. 544; KG. in 
JW. 1917, 116). | 
Der von der Beklagten erhobene Einwand der gänzlichen oder doch teil- 
weiſen Nichtigkeit des Schadenerſatzanſpruchs der Klägerin aus dem Geſichts⸗ 
punkt der VO. v. 23. Juli 1915 und insbeſondere wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten iſt daher nicht gerechtfertigt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu München (2. Sen.) v. 21. März 1918. L. w. K. 
L. 610/17. F—ch. 


s 
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113. Über die Zuläſſigkeit und Wirkung der teilweiſen Anfechtung 
eines Kaufvertrags. 
Vgl. 69 Nr. 30 m. N. 
BGB. § 139. 

Der Kläger ſtützt ſeinen Anſpruch in erſter Linie auf Anfechtung wegen 
Irrtums und argliſtiger Täuſchung. Mit Recht hat das Landgericht dieſen 
Klaggrund ſchon deshalb zurückgewieſen, weil der Kläger nur einen Teil eines 
einheitlichen Rechtsgeſchäfts anfechten will und dies regelmäßig unzuläſſig iſt. 

Der Kläger hatte durch Vertrag v. 30. Juli 1914 feinen Hof für 189000 4 
an den Kaufmann K. verkauft, und es war bereits in dem Kaufvertrage vor⸗ 
geſehen, daß der Kaufpreis in Höhe von 33000 . durch Abtretung von 54000 „ 
Nominal⸗Anteilen an einer beſtimmten Geſellſchaft m. b. H. berichtigt werden 
ſollte. Lediglich dieſen Teil des Vertrags ficht der Kläger an, er hebt aus⸗ 
drücklich hervor, daß er den Kaufvertrag im übrigen beſtehen laſſen wolle. 

Nun iſt es zwar nicht ſchlechthin unzuläſſig, einen Teil eines einheitlichen 
Rechtsgeſchäfts anzufechten, aber die Teil-Anfechtung ſetzt voraus, daß es 
ſich um eine von dem Inhalt des übrigen Geſchäfts trennbare Abrede handle, 
daß ſich alſo feſtſtellen läßt, daß das Geſchäft auch ohne den angefochtenen Teil 
geſchloſſen wäre. Die Regel des § 139 BGB. hat auch hier zur Anwendung zu 
kommen. Würde man dies nicht annehmen, ſo würde aus einem innerlich 
zuſammenhängenden Geſchäft ein Teil herausgeriſſen werden, und der Reſt, 
der beſtehen bleiben ſoll, würde dem Anfechtungsgegner nunmehr als der maß⸗ 
gebliche Vertrag aufgenötigt werden, obwohl dieſer einen Vertrag mit dem 
beſchränkten und veränderten Inhalt niemals gewollt hat; 

vgl. RG. in JW. 1913, 18; Danz in Iherings Jahrb. 46; 457; Komm. von RGRäten. 

Anm. 1 u. 6 zu § 142 BGB.; Staudinger Anm. 6 zu § 142 BGB. 

So liegt der Fall hier. Es läßt ſich nicht feſtſtellen, daß der Kaufmann K. 
den Kaufvertrag zum Preiſe von 189000 , wie er vereinbart ijt, geſchloſſen 
hätte, wenn nicht von vornherein vereinbart wäre, daß ein erheblicher Teil 
des Kaufpreiſes (33000 /) durch Hingabe der Anteile gezahlt werden ſollte. 
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Gerade, wenn dieſe Anteile, wie der Kläger behauptet, in Wahrheit wertlos 
waren und ihre Wertloſigkeit dem K. bekannt war, läßt ſich um ſo weniger an⸗ 
nehmen, daß K. ſich auf einen Kaufvertrag mit einem inſoweit bar zu zahlenden 
Kaufpreiſe von 189000 „ eingelaſſen hätte. Es muß alſo bei der Regel des 
§ 139 BGB. bleiben, daß im Zweifel bis zum Beweiſe des Gegenteils alle ein- 
zelnen Teile des Rechtsgeſchäfts weſentliche und untrennbare Beſtandteile 
desſelben bilden, und der Kläger hat nichts anführen können, um darzutun, daß 
es hier anders wäre. Die ganzen Umſtände und die Bedeutung der ſtreitigen 
Abrede ſprechen entſcheidend gegen eine ſolche Annahme. 

In Frage kann daher nur kommen, ob die Anfechtung der Teilabrede 
gemäß § 139 BGB. die Unwirkſamkeit des ganzen Kaufgeſchäfts auch wider 
den Willen des anfechtenden Klägers zur Folge habe oder ob die Anfechtung 
unwirkſam ſei, weil der mit ihr erſtrebte Rechtserfolg, nur die Teilabrede zu 
vernichten, nicht eintreten kann, der weitergehende Erfolg der Vernichtung 
des ganzen Geſchäfts aber nicht gewollt iſt. Dieſe Frage iſt in dem letzteren 
Sinne zu entſcheiden; denn die Regelung der Anfechtung im BGB. beruht, 
wie die §§ 142. 143. 144 BGB. ergeben, auf dem Grundgedanken, daß es bei 
den anfechtbaren Geſchäften der Willenserklärung des Anfechtenden bedarf, 
um das Geſchäft unwirkſam zu machen. Beſchränkt aber der Anfechtende die 
Anfechtung unzuläſſigerweiſe nur auf einen Teil des Geſchäfts, während er 
dies im übrigen beſtehen laſſen will, ſo fehlt es an der erforderlichen Kund⸗ 
gebung des Willens, daß das einheitliche Rechtsgeſchäft hinfällig ſein ſolle, und 
die nur auf den Teilerfolg gerichtete Erklärung iſt unwirkſam, da ſie dieſen 
Teilerfolg nicht erreichen kann. Schon das Anfechtungsſchreiben v. 10. März 1916 
ließ deutlich erſehen, daß nur die Abrede der Annahme der Geſchäftsanteile 
als Teil des Kaufpreiſes angefochten ſein ſollte. 

Würde man aber Nichtigkeit des ganzen Vertrages annehmen, ſo könnte 
Kläger im Wege der ungerechtfertigten Bereicherung nur Herausgabe des von 
ihm hingegebenen Grundſtücks fordern. Einen Anſpruch auf Gelderſatz würde 
der Kläger, da die Vorausſetzungen des § 812 Abſ. 2 BGB. nicht behauptet 
ſind, nur nach Maßgabe der Grundſätze über unerlaubte Handlungen haben. 

Auf unerlaubte Handlung wird denn auch der Anſpruch in zweiter Linie 
geſtützt. — — —" 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 13. Nov. 1917. — H. w. P. — U. II. 

1917. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918, 31. 


114. Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 
Vgl. 30 Nr. 165. 166. 
BGB. §§ 145. 157. 
Die Beklagte war der Klägerin aus käuflicher Lieferung von Garn 1725 4 
mit Zinſen ſchuldig geworden; ſie hatte jedoch die Bezahlung abgelehnt, weil 
ſie ſich eine höhere Gegenforderung zuſchrieb, mit der ſie aufrechnete. Sie 
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verlangte nämlich 1985. Schadenerſatz, weil ihr die Klägerin einen von ihr 
gekauften Poſten Garn nicht geliefert habe. Im Brief v. 31. Mai 1915 hatte 
nämlich die Klägerin der Beklagten mehrere näher bezeichnete Poſten Garn 
„freibleibend“ zum Kaufe angeboten und hinzugefügt, daß ſie ſich Zwiſchen⸗ 
verkauf vorbehalte. Nach Empfang dieſes Briefes rief am Vormittage des 
1. Juni 1915 der Geſchäftsführer der Beklagten Sch., die Klägerin mittels 
Fernſprechers an und teilte dem auf Seiten der Klägerin am Fernſprecher 
befindlichen Angeſtellten K. u. a. mit, daß die Beklagte die in dem Briefe er⸗ 
wähnten erſten zwei Poſten Garn nehme. Die Beklagte vertrat nun die Anſicht, 
es ſei durch dieſe Mitteilung der Kauf zuſtande gekommen. Die Klägerin ſtellte 
den Abſchluß eines Kaufes in Abrede, wurde aber von beiden Inſtanzen unter 
Zurückweiſung der Aufrechnungseinrede verurteilt, vom Oberlandesgericht 
mit folgender Begründung: 

„Da die Beklagte die Entſtehung der Klageforderung nicht beſtreitet und 
lediglich einwendet, die Forderung ſei durch Aufrechnung mit einer Gegen⸗ 
forderung getilgt, hängt die Entſcheidung davon ab, ob die Gegenforderung 
begründet iſt. Dies hat das Landgericht mit Recht verneint. 

Wenn die Klägerin mit Brief v. 31. Mai 1915 der Beklagten mehrere Poſten 
Garn — darunter den hier fraglichen Poſten — „freibleibend“ anbot und hin⸗ 
zufügte, daß Zwiſchenverkauf vorbehalten bleibe, ſo wollte ſie damit erkennbar 
ein für ſie unverbindliches Angebot machen und die Beklagte lediglich zu einem 
entſprechenden Angebot anregen. Sie brachte damit aber nicht, wie die Beklagte 
meint, zum Ausdruck, daß ſie nur dann, wenn ſie das Garn inzwiſchen weiter⸗ 
verkauft haben ſollte, an den Antrag nicht gebunden ſein wollte; denn das Wort 
„freibleibend“ beſagt deutlich, daß das Angebot ſchlechthin unverbindlich ſein 
ſoll (vgl. auch Staudinger 7.8 Bem. 5 zu § 145 BGB.; Düringer⸗ Hachenburg 
HGB 2, 135). Fügte die Klägerin noch hinzu, daß der Zwiſchenverkauf vor- 
behalten bleibe, ſo wollte ſie damit nach Lage des Falles nicht die Unverbind⸗ 
lichkeit ihres Angebots einſchränken, ſondern noch beſonders hervorheben, daß 
ſie ſich auch den Weiterverkauf vorbehalte. Dieſer beſonderen Hervorhebung 
bedurfte es an ſich allerdings nicht, da das Angebot ſchon infolge der Hinzufügung 
des Wortes „freibleibend“ ſchlechthin unverbindlich war; dergleichen überflüſſige 
Zuſätze werden aber im geſchäftlichen Verkehr nicht ſelten gemacht und im vor⸗ 
liegenden Fall erklärt ſich der Zuſatz überdies aus den Umſtänden. Die an⸗ 
gebotenen Poſten Garn befanden ſich nach Ausweis des Briefes v. 31. Mai 1915 
nicht im Beſitze der Klägerin, ſondern lagerten noch bei dritten Firmen. In⸗ 
folge der durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe kam es nun nicht ſelten vor, 
daß der Verkäufer nicht liefern konnte, weil er von ſeinen Lieferanten im Stiche 
gelaſſen wurde, und daß er deshalb auf Schadenerſatz belangt wurde. Die 
Klägerin wollte ſich nun offenbar vor ſolchen Anſprüchen möglichſt ſchützen 
und ſich daher nicht vorzeitig binden; fie ftellte deshalb das Angebot nur frei- 
bleibend. Sie wollte ſich jedoch auch den Weiterverkauf vorbehalten und fügte 
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offenbar aus dieſem Grunde noch die entſprechende Beſtimmung dem An⸗ 
gebote hinzu. — — — 

Enthielt ſonach das Schreiben der Klägerin v. 31. Mai 1915 dem Sinne 
nach lediglich das Erſuchen, ihr ein Angebot zu machen, ſo kam der Vertrag über 
den Poſten Garn nicht ſchon mit der Erklärung der Beklagten v. 1. Juni 1915, 
daß ſie das Garn nehme, zuſtande, ſondern erſt dann, wenn die Klägerin 


dieſes Angebot annahm. $$ 145ff. BGB.). — — —" 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 4. Juli 1917. W. & Co. w. L. — 
3 O. 95/16. F—ch. 


115. Sweijährige Verjährungsfriſt des Mäklerlohnes eines Kaufmanns. 
BGB. § 196 Nr. 1; 653; HGB. § 344. 


Durch Vertrag v. 31. Jan. 1909 hatte der Beklagte den Kläger beauftragt, 
ihn bei der Verwertung ſeiner in der Flur G. erworbenen Braunkohlenab⸗ 
baurechte zu unterſtützen. Der Kläger ſollte im Fall der Veräußerung unter 
ſeiner Vermittlung ein Viertel, im Fall einer von ihm nicht vermittelten Ver⸗ 
äußerung 2% des dem Beklagten zufließenden Reingewinns erhalten. 

Mit der Behauptung, daß der Beklagte ohne ſeine Vermittlung die Ab⸗ 
baurechte im Jahre 1910 an die G.er Kohlenfelder⸗Verwertungsgeſellſchaft 
m. b. H. und dieſe ſie 1910 oder 1911 an den Königlich Sächſiſchen Staatsfiskus 
weiterveräußert habe, und daß dabei dem Beklagten ein Gewinn von mindeſtens 
65000 „ zugefloſſen fei, begehrt der Kläger als 2% von dem Gewinne 1300 K4 
nebſt 4% Zinſen ſeit dem 10. Februar 1916. Die Klage wurde in 2. Inſtanz 
auf Grund der von dem Serlagten erhobenen Einrede der Verjährung abge- 
wieſen. Gründe: 

„— — — Daß der Kläger Kaufmann iſt und zur Zeit des Abſchluſſes des 
Vertrags v. 31. Januar 1909 war, kann nach der Beſcheinigung des Rates der 
Stadt L. nicht zweifelhaft ſein, wird vom Kläger auch ſelbſt nicht mehr beſtritten. 
Es greift infolgedeſſen, da es ſich bei dem Vertrage v. 31. Januar 1909 um die 
Beſorgung eines fremden Geſchäfts handelte, die nach der Vorſchrift in § 344 
HGB. in den Kreis des vom Kläger betriebenen Handelsgewerbes fiel, für den 
vom Kläger auf Grund jenes Vertrags erhobenen Anſpruch die Beſtimmung 
in § 196, Nr. 1 BGB. Platz. Ohne Einfluß iſt die Höhe des Anſpruchs: 

RGeEntſch. 66, 49, auch 72, 179 in Verb. m. OL GAnn. 32, 62; RGeEntſch. 81, 8 

Danach verjährte der Klaganſpruch, da der Kläger ſelbſt nicht behauptet 
hat, daß ſeine Leiſtungen für einen Gewerbebetrieb des Beklagten erfolgt ſeien, 
in zwei Jahren. Die Verjährung begann nach §§ 198. 201 BGB. mit dem 
Schluße des Jahres, in welchem der Anſpruch zur Entſtehung gelangt war. 
Entſtanden aber war der Anſpruch des Klägers, ſobald er geltend gemacht 
werden konnte, ohne daß es darauf ankommt, ob der Kläger vom Beſtehen 
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des Anſpruchs Kenntnis hatte (JW. 1912, 7Ob). Geltend machen konnte der 
Kläger den Anſpruch auf die 2% vom Reingewinn ſofort, nachdem der Beklagte 
die Abbaurechte veräußert und die Gegenleiſtung dafür erhalten hatte. Das 
iſt nach der eigenen Darſtellung des Klägers im landgerichtlichen Tatbeſtand 
in Verbindung mit der Ausſage des Zeugen O. keinesfalls ſpäter als 1911 
geweſen. Der Anſpruch des Klägers war alſo mit Schluß des Jahres 1913 
verjährt. Daran wurde durch die Verordnung v. 22. Dez. 1914 (NO). 543) 
nichts geändert.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden 2. Sen.) v. 31. Dez. 1917. — D. w. D. — 
2 O. 80/17. | F—ch. 


116. Kann der perſönliche Schuldner aus einer Hypothek gegen die 
Sinfenforderung einwenden, daß er nicht gemahnt ſeid 
BGB. § 284, BRO. § 93. 

Der Beklagte ift als perſönlicher Schuldner auf rückſtändige, am Fällig⸗ 
keitstage nicht bezahlte Hyp.⸗Zinſen verklagt worden; er hat dieſe Zinſen nach 
Zuſtellung der Klage und vor dem erſten Verhandlungstermin bezahlt, dadurch 
hat ſich die Hauptſache erledigt. Der Beklagte hat ſich gegen die Koſtenlaſt ver⸗ 
wahrt und zur Begründung vorgetragen, daß ſein Nachfolger im Eigentum 
des belaſteten Grundſtücks die Zinſenzahlung Jahre lang vorgenomnien habe, 
daß er ſelbſt die Unterlaſſung der Zinszahlung nicht gekannt habe, und auch vor 
Zuſtellung der Klage nicht gemahnt worden ſei. Der Kläger hat dieſe Dar⸗ 
ſtellung in tatſächlicher Beziehung nicht beſtritten, ihr jedoch entgegengehalten, 
daß der Beklagte auch ohne Mahnung durch den Eintritt des Zahltages in 
Verzug geraten ſei und daher zur Klage Veranlaſſung gegeben habe. Das Land⸗ 
gericht iſt der Auffaſſung des Klägers gefolgt und hat die Koſten dem Beklagten 
auferlegt. 

Der Senat hält dieſe Auffaſſung nicht für zutreffend und nimmt an, daß. 
der Beklagte nicht durch ſein Verhalten zur Erhebung der Klage Veranlaſſung 
gegeben hat. | 

Es tft nicht zweifelhaft, daß der Beklagte als Schuldner mit dem Ablauf 
des Zinszahlungstermins auch ohne Mahnung in Verzug geraten war. Es 
iſt auch richtig, daß der Verzug des Schuldners regelmäßig dem Gläubiger einen 
ſchon für ſich allein genügenden Anlaß zur Klagerhebung gibt. Indeſſen iſt 
dies nicht immer der Fall. Ausnahmsweiſe können die Umſtände ſo liegen, 
daß der Gläubiger nach den auch im Gebiete des Prozeßrechts innerhalb ge⸗ 
wiſſer Grenzen geltenden Grundſätzen von Treu und Glauben und von ver⸗ 
nünftiger gegenſeitiger Rückſichtnahme, trotz ſchon vorliegenden Verzugs des 
Schuldners, dieſem noch beſonders Gelegenheit zur Leiſtung gewähren muß, 
ehe er ihn verklagt, wenn er ſich nicht ſelbſt die Koſtenlaſt zuziehen will (OLG. 
Rſpr. 2, 163; 11, 54). 
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Zu dieſen Ausnahmefällen gehört der vorliegende Fall. Es geſchieht 
überaus häufig, daß der Eigentümer eines Grundſtücks und Hyp.⸗Schuldner 
dem neuen Erwerber des Grundſtücks die Zinszahlung auch ohne eigne Ent⸗ 
laſſung aus dem Schuldverhältnis überläßt. Dieſer Zuſtand iſt ſogar der wirt⸗ 
ſchaftlich natürliche, da die Hyp.⸗Zinſen geldlich zunächſt aus den dem jeweiligen 
Grundſtückseigentümer zufließenden Grundſtückseinnahmen geleiſtet zu werden 
pflegen. Dem Volksempfinden, das überhaupt die dingliche und die obliga⸗ 
toriſche Seite nur ſchwer auseinanderhält, liegt es ſogar am nächſten, den Grund⸗ 
ſtückseigentümer, auch wenn er die perſönliche Schuld nicht übernommen hat, 
ohne weiteres als den Zahlungspflichtigen anzuſehen. Dieſe volkstümliche, 
aber rechtlich unzutreffende Anſchauung iſt dennoch für das Maß gegenſeitiger 
Rückſichtnahme der Beteiligten nicht unbeachtlich. Kommt noch hinzu, daß, 
wie hier, der dargelegte Zuſtand der Zinſenzahlung Jahre lang beſteht, ſo 
erfordert es das Gebot der vernünftigen Erwägung und der angemeſſenen 
Rückſicht, daß dem Schuldner, der den Grundſtücksverhältniſſen ferngerückt iſt, 
zum mindeſten eine Mitteilung zugeht, ehe er verklagt wird. Denn es kann auch 
weiterhin nicht verkannt werden, daß ſolche Schuldner, mögen ſie auch nach 
ſtrengem Rechte dazu verpflichtet ſein, nur ſelten die Zinszahlung durch den 
Grundſtückseigentümer, der Jahre lang ſeine Zinſen richtig bezahlt hat, über⸗ 
wachen, ohne daß man ihnen hieraus einen beſonderen Vorwurf machen kann. 

Der’§ 93 BRO. führt alſo zu der dem Beklagten günſtigen Entſcheidung. 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 29. Nov. 1917. G. w. P. W. I. 67/17. 

SchlHolſt. Anz. 1918, 25. 


117. Verpflichtung des Verkäufers, die Koſten von Ausbeſſerungen 
zu tragen, die dem Mieter vor dem Verkauf des Grundſtücks zu⸗ 
geſagt waren. 

Vgl. 61 Nr. 198. 

BGB. §§ 434. 439. 571. . 

Der Kläger hatte am 31. Mai 1916 vom Beklagten das Grundſtück 
H.⸗Straße 3 in L. gekauft, worin einem gewiſſen L. gemietete Räume überlaſſen 
waren. Dieſem waren im März 1916 Ausbeſſerungen der Mieträume zugeſagt 
worden, die erſt im Sommer 1916 ausgeführt werden ſollten. Der Kläger ließ 
ſie vornehmen und forderte vom Beklagten Erſatz der Aufwendungen dafür in 
Höhe von 1254,07. nebſt 4% Zinſen feit dem 21. Nov. 1916. — Der Beklagte 
wurde in beiden Inſtanzen verurteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Gerichts: 

„Durch die Zuſage der Ausbeſſerungen an den Mieter L., die unbeſtritten 
in einer gegen den Beklagten wirkſamen Weiſe erfolgt iſt, iſt der Inhalt des 
Mietvertrags zwiſchen dem Beklagten und L. erweitert worden. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung, die eine Nebenleiſtung aus dem Mietvertrage bildete, war vertrag⸗ 
mäßig erſt zu einer nach der Veräußerung des Grundſtücks an den Kläger 
liegenden Zeit zu erfüllen. Sie gehörte alſo zu den ſich während der Dauer des 
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Eigentums des Klägers aus dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen, 
in die der Kläger an Stelle des Beklagten nach § 571 BGB. eintrat, da die 
Mieträume vor der Veräußerung dem Mieter L. überlaſſen worden waren. 
Sie war nunmehr eine eigene Verpflichtung des Klägers. Daraus folgt aber 
noch nicht, daß ſie im Verhältnis zwiſchen den Parteien auch dem Kläger zur 
Laſt fiele. Für dieſes Verhältnis war der von den Parteien abgeſchloſſene 
Kauf maßgebend. Danach hat insbeſondere der Beklagte das erkaufte Grund⸗ 
ſtück frei von Rechten zu verſchaffen, die Dritte gegen ihn geltend machen konnten 
(§ 434 BGB.). Dazu gehören nicht. nur dingliche ſondern auch perſönliche, 
die dem Käufer gegenüber wirkſam find, namentlich auch Mietrechte. Aller- 
dings war beiden Parteien das Mietverhältnis mit L. bekannt, das alſo an 
ſich nicht zu den Rechten gehören follte, von denen das Grundſtück freizubleiben 
habe. Das galt aber nur inſoweit, als der Umfang der Verpflichtungen aus dem 
Mietvertrage, die den Kläger treffen konnten, den Parteien beim Vertrag⸗ 
ſchluſſe bekannt oder doch erkennbar war — — —; nicht aber auch für ſolche 
außergewöhnliche Verpflichtungen, mit denen nicht zu rechnen war. Zu der⸗ 
artigen außerge wöhnlichen Verpflichtungen gehört die durch die Zuſage an 
den Mieter L. begründete. Sie überſtieg nicht nur das vom Käufer vorauszu⸗ 
ſehende Maß der während der Dauer eines beſtehenden Mietverhältniſſes 
herzuſtellenden Ausbeſſerungen durch die Höhe des erforderlichen Aufwandes, 
ſondern war auch dadurch ungewöhnlich, daß ſie erſt in einer ſpäteren Zeit zu 
erfüllen war. Der Käufer durfte erwarten, daß ihm ſolche Verpflichtungen 
bei den Vertragsverhandlungen bekanntgegeben würden. Das iſt aber un⸗ 
beſtritten geſchehen. Der Beklagte ſelbſt hat nach ſeiner Darſtellung keine Kennt⸗ 
nis von der Zuſage gehabt, beide Parteien haben daher nicht den Willen gehabt, 
daß durch den Kauf die Verpflichtung aus der Zuſage dem Kläger aufgebürdet 
werden ſollte. Das Recht des Mieters L. auf dieſe Nebenleiſtung aus dem Miet⸗ 
vertrage gehörte daher zu den Rechten Dritter, von denen das verkaufte Grund⸗ 
ſtück nach § 434 BGB. frei ſein mußte. Der Beklagte war deshalb dem Kläger 
verpflichtet, dieſes Recht zu beſeitigen (vgl. Seuff A. 61 Nr. 198). Der Kläger 
hat ihn dazu im Briefe v. 27. Juli 1916 aufgefordert, er hat in ſeinem Schreiben 
v. 1. Auguſt 1916 die Leiſtung abgelehnt. Dadurch iſt er mit der Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung in Verzug gekommen. Der Kläger kann daher — und zwar 
mit Rückſicht auf die ernſthafte und beſtimmte Ablehnung des Beklagten ohne 
Beſtimmung einer Nachfriſt — nach §§ 440 Abſ. 1, 326 BGB. vom Beklagten 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangen (vgl. Sächſ. OLG. Ann. 27, 
277). Der ihm zu erſetzende Schaden beſteht in dem Aufwande, den er für die 
zugeſagten Ausbeſſerungen auf Grund ſeiner dem Mieter gegenüber beſtehenden 
eigenen Verpflichtung machen mußte, da der Beklagte das Recht des Mieters 
nicht beſeitigte. — — —“ | | 

Urteil des CLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 2. Mai 1917. B. w. A. 20. 

24/17. | Fo. 
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ee Schutzloſigkeit eines vermieteten Grundſtücks gegen ungewöhnliche 
Hodfluten; ob vertretbarer Mangel? 
Vgl. 65 Nr. 139. 
BGB. §§ 587. 538. 

Nach § 538 BGB. kann der Mieter vom Vermieter Schadenerſatz verlangen, 
wenn die Mietſache beim Abſchluß des Mietvertrags mit einem Mangel der 
im 8537 BGB. bezeichneten Art behaftet ijt oder wenn ein ſolcher Mangel 
ſpäter infolge eines Umſtandes, den der Vermieter zu vertreten hat, entſteht 
oder wenn der Vermieter mit der Beſeitigung eines Mangels in Verzug kommt. 
Der Mangel der Mieträume der Beklagter wird nun darin geſehen, daß 
ſie gegen das vom Fleet eindringende Waſſer nicht genügend geſchützt ſind, 
und daß das Waſſer bei Erreichung einer beſtimmten Waſſerhöhe, und zwar einer 
ſolchen von mehr als 7,52 m über Hamburger Null, in die Kellerräume der 
Beklagten eindringt und ſie überſchwemmt. Dieſer Zuſtand der Mieträume 
hat, wie der beiderſeitige Vortrag der Parteien ergibt, vom Abſchluß des Miet- 
vertrags an beſtanden. Es kommt daher, falls überhaupt ein Mangel der 
Mieträume als vorhanden anerkannt werden ſollte, nur der erſte der drei im 
8538 BGB. angeführten Haftungsfälle in Betracht. Weder iſt der gerügte 
Mangel ſpäter, d. h. nach Abſchluß des Vertrags infolge eines Umſtandes 
entſtanden, den der Vermieter zu vertreten hat, noch iſt der Vermieter mit der 
Beſeitigung des Mangels in Verzug gekommen, da nicht behauptet iſt, daß die 
Beklagte den Kläger jemals zur Beſeitigung des Mangels aufgefordert habe. 

Die Beweisaufnahme hat nun ergeben, daß das Grundſtück des Klägers 
bis auf 7,52 m Höhe über Hamburger Null gegen eindringendes Waſſer ge⸗ 
ſchützt iſt. Weiter hat die Beweisaufnahme ergeben, daß der Normal⸗Hoch⸗ 
waſſerſtand in Hamburg 5,10 m beträgt, und daß die Sturmfluten v. 16. Jan. 
und 16. Febr. 1916 den Normal⸗Hochwaſſerſtand um 3,0 und 2,9 m, alſo die 
auf 7,52 m liegende Brüſtungshöhe um 0,67 und 0,68 m überjchritten haben. 
Die Auskunft der Hamburgiſchen Waſſerbau⸗Direktion v. 9. Auguſt 1916 ergibt, 
daß die beiden Sturmfluten v. 16. Januar und 16. Februar 1916 außer⸗ 
gewöhnlich hohe waren, wie ſie nur ganz vereinzelt vorkommen, und daß die 
letzte derartig hohe Flut am 23. Dezember 1894 ſtattgefunden hat. 

Der Kläger meint nun, daß derartige ungewöhnlich hohe Sturmfluten 
ſo ſeltene und für Hamburg unerwartete Naturereigniſſe ſeien, daß die wirkſame 
Schützung der in Frage kommenden Grundſtücke gegen ſolche Hochfluten außer⸗ 
halb der einem Grundeigentümer zuzumutenden Sorgfaltspflichten liege und 
daher auch von ihm nicht gefordert werden könne. Hierzu iſt vorweg zu bemerken, 
daß an und für ſich die Schutzloſigkeit des klägeriſchen Grundſtücks gegen die 
Einwirkungen derartiger — ſelbſt ungewöhnlicher — Hochfluten einen Mangel 
darſtellt, der die Tauglichkeit der Mietſache zu dem vertragmäßigen Gebrauch 
mindert (8537 BGB.). Denn die bei ſolchen Sturmfluten in den Steller- 
räumen eintretenden Überſchwemmungen beeinträchtigen den Gebrauch der 
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Räume und beſchädigen die dort lagernden Waren. Aber es iſt gleichwohl 
dem Kläger zuzugeben, daß Fälle möglich ſind, in denen derartige Unzuläng⸗ 
lichkeiten, welche in normalen Verhältniſſen als ſolche nicht erkennbar ſind und 
welche in ihren ſchädlichen Wirkungen erſt durch das Hinzutreten andrer Ein⸗ 
flüſſe in die Erſcheinung treten, um deswillen von der Verkehrsanſchauung 
nicht als vertretbare Mängel angeſehen werden, weil die ſie hervorrufenden 
Ereigniſſe ſo ſelten und ſo ungewöhnlich ſind, daß im Verkehr mit ihrem Ein⸗ 
treten nicht gerechnet wird und daher Vorkehrungen gegen ſie im allgemeinen 
nicht getroffen zu werden pflegen. Für ſolche Fälle würde die Anſchauung 
gerechtfertigt ſein, daß der tatsächlich vorhandene Mangel wegen des ganz aus⸗ 
nahmsweiſe vorkommenden Auftretens ſeiner ſchädigenden Wirkungen als 
Mangel im Rechtsſinne nicht anzuſehen ſei. 

Daß hier ein ſolcher Fall gegeben ſei, kann jedoch dem Kläger nicht zu⸗ 
gegeben werden. Bereits am 16. Januar 1916 war Hamburg von einer Sturm⸗ 
flut heimgeſucht worden, welche die hier in Frage kommenden Kellerräum⸗ 
lichkeiten unter Waſſer geſetzt hatte. Daß dieſe Sturmflut v. 16. Januar 1916 
ein außergewöhnliches Naturereignis war, wie ſolches mit dieſer Heftigkeit 
ſeit 22 Jahren in Hamburg nicht vorgekommen war, mag zugegeben werden. 
Allein auf Grund der Auskunft der Hamburgiſchen Waſſerbaudirektion vom 
8. Mai 1917 iſt feſtzuſtellen, daß im Januar und Februar 1916 anhaltend 
ganz außergewöhnliche Witterungs- und Waſſerverhältniſſe geherrſcht haben. 
„Stürmiſche weſtliche Winde“ — heißt es in der Auskunft — „hielten den 
Waſſerſtand der Elbe andauernd hoch, ſo daß nicht weniger als 14 Sturmfluten 
vom St. Pauli⸗Pegel aufgezeichnet wurden. Unter dieſen Umſtänden wäre die 
Befürchtung des Eintreffens einer abermaligen Hochflut, welche das in Frage 
kommende Grundſtück gefährdete, nicht unbegründet geweſen.“ Wie die Bau⸗ 
polizeibehörde weiter unter dem 22. Mai 1917 berichtet, haben die Grund⸗ 
eigentümer gefährdeter Grundſtücke damals dieſem Umſtande mehrfach Rech⸗ 
nung getragen und Sicherungsvorkehrungen getroffen. Daß dieſe Grund⸗ 
eigentümer mit ihren Maßnahmen ſämtlich eine ungewöhnliche und nicht 
zu erwartende Vorſicht bewieſen haben ſollten, kann nicht angenommen werden. 

Danach iſt feſtzuſtellen, daß die Schutzloſigkeit des klägeriſchen Grundſtücks 
gegen die Einwirkungen ſolcher ſelbſt ungewöhnlicher Sturmfluten unter den 
obwaltenden Umſtänden, insbeſondere bei der andauernd ungünſtigen Wetter⸗ 
und Sturmlage, nach der Anſchauung beteiligter Kreiſe, die ſich durch Sicherungs⸗ 
maßregeln gegen eine Wiederholungsgefahr geſchützt haben, als ein vom Grund⸗ 
eigentümer zu vertretender Mangel anzuſehen iſt. Kläger muß daher der Be- 
klagten für die Folgen dieſes W in dem durch § 538 BGBl. feſtgeſetzten 
Umfange einſtehen. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 7. Mai 1918. C. J. w. L. & Co. 
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119. Inwieweit haben Gewerbetreibende ihre Ladentiſche reinzuhalten d 
B88. 38 823. 254. 

Der Kläger machte die Beklagte haftbar für eine Verletzung, die er am 
28. Dezember 1914 in ihrem Verkaufsladen in D. erlitten haben wollte. Er 
behauptete, ſich dort beim Ausſuchen von Glasabfällen, die er zu Vogelbade⸗ 
häuschen benötigt habe, am Mittelfinger der rechten Hand eine Rißwunde 
zugezogen zu haben, in die Staub, Schmutz oder Abfallſtoffe eingedrungen 
ſeien, die auf den Glasabfällen gelagert hätten. Die Blutvergiftung habe ſeine 
völlige Erwerbsunfähigkeit zur Folge gehabt. Er verlangte eine Jahresrente 
von 400 „, beginnend am 1. Januar 1915; wurde aber mit der Klage abge⸗ 
wieſen. Seine Berufung blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

Eine beſondere geſetzliche Vorſchrift, aus deren Verletzung der Kläger 
Schadensanſprüche gegen die Beklagte herleiten könnte, kommt nicht in Frage. 
Nach § 120 REST. find Gewerbeunternehmer zwar verpflichtet, u. a. die Ar⸗ 
beitsräume und Betriebseinrichtungen ſo einzurichten und zu unterhalten und 
den Betrieb ſo zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Ge⸗ 
ſundheit ſo geſchützt ſind, wie es die Natur des Betriebes geſtattet; insbeſondere 
haben ſie für Beſeitigung des beim Betrieb entſtehenden Staubes und der dabei 
entſtehenden Abfälle Sorge zu tragen. Dieſe Vorſchrift iſt aber nur zum Schutze 
der Arbeiter gegeben; der Kläger, der den Laden der Beklagten nur aufgeſucht 
hat, um dort etwas zu kaufen, kann ſich nicht auf ſie berufen. 

Als allgemeiner Grundſatz iſt von der Rechtſprechung anerkannt, daß, wer 
auf ihm gehörigen oder ſeiner Verfügung unterſtehenden Grund und Boden 
einen Verkehr mehr oder weniger allgemeiner Art eröffnet hat, für die Verkehrs⸗ 
ſicherheit zu ſorgen hat. Dies gilt insbeſondere für Kaufleute, die einen ſolchen 
Verkehr für ihre beſonderen Geſchäftszwecke geſchaffen haben und deshalb für 
die Verkehrsſicherheit der der Allgemeinheit zugänglichen Räumlichkeiten ein— 
zuſtehen haben (Komm. v. RGRäten? § 823 Anm. 6a und c). — — — Die 
Verpflichtung für die Verkehrsſicherheit zu ſorgen, ſchließt aber nicht die Ver⸗ 
pflichtung in ſich, jede Gefahr auszuſchließen. Der Handel mit Glasabfällen 
bringt für den, der damit zu tun hat, die Gefahr mit ſich, daß er ſich dabei ver⸗ 
letzt. Dies beruht auf der dem Glas eigentümlichen Sprödigkeit und darauf, 
daß ſich an ſeinen Schnittflächen ſcharfe Kanten bilden. Wird Glas oder werden 
Glasabfälle, wie es verkehrsüblich iſt, in Räumen offen gelagert, ſo ſind ſie 
der Verſtaubung und Beſchmutzung ausgeſetzt. Es würde eine Überſpannung 
der an die Verkehrsſicherungspflicht zu ſtellenden Anforderungen ſein, wollte 
man von einem mit Glas handelnden Gewerbetreibenden verlangen, daß er 
beſondere Vorkehrungen gegen eine Verletzung für den trifft, der mit der bloßen 
Hand das Glas berührt. Selbſt wenn der Kläger ſich daher beim Durchſuchen 
der Glasabfälle an der Hand blutig verletzt haben ſollte und ſelbſt wenn dabei 
Staub oder Schmutz in die Wunden eingedrungen ſein und eine Blutvergiftung 
herbeigeführt haben ſollte, ſo würde er die Beklagte dafür nicht verantwortlich 
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machen können, weil ihr nach der Verkehrsauffaſſung nicht angeſonnen werden 
kann, daß ſie hiergegen Schutzmaßregeln treffe. 

Der Kläger behauptet nun zwar, die Beklagte treffe ein beſonderes Ver⸗ 
ſchulden, inſofern ſie es unterlaſſen habe, die Glasabfälle überhaupt zu reinigen. 
Darauf ſei es zurückzuführen, daß die Abfälle am 28. Dez. 1914 in außerge⸗ 
wöhnlich ſtarkem Umfange mit Staub, Schmutz oder Abfällen behaftet ge⸗ 
weſen ſeien. In dieſer Beziehung fehlt es jedoch zunächſt an jedem tatſächlichen 
Anhaltspunkte dafür, in welchem Maße die Glasabfälle an dem Tage beſchmutzt 
geweſen ſind. Die eigenen Angaben des Klägers hierzu ſind zu allgemein und 
laſſen ſich auch nicht nachprüfen. Der Zeuge E. aber hat hierzu folgendes an⸗ 
gegeben: Die Glasabfälle, die unter der Ladentafel nebeneinander hingeſtellt 
worden ſeien, ſeien an ihrem Standorte nicht gereinigt worden; es habe ſich 
deshalb auf ihnen gewöhnlich eine Lagerſtaubſchicht befunden, ſie ſei aber 
niemals ſehr dick geweſen; die einzelnen Abfallſtücke hätten an ihrem Standorte 
meiſtens nicht länger als 14 Tage geſtanden. — — — Da hiernach die unter 
der Ladentafel immer nur kurze Zeit aufgeſtapelten Glasabfälle nicht in großem 
Umfange der Beſchmutzung ausgeſetzt waren, ihre Reinigung aber immer nur 
unter der Gefahr einer Verletzung für den damit Beauftragten vorgenommen 
werden konnte, ſo kann in dem Unterlaſſen der Säuberung eine ſchuldhafte 
Verletzung der Verkehrspflichten nicht gefunden werden. Nur dieſe würde aber 
eine Haftpflicht der Beklagten zu begründen vermögen. 

Der Kläger iſt übrigens nach ſeinen eigenen Angaben von Beruf Klempner 
und hat fic) ſchon ſeit Jahren ausſchließlich mit der Herſtellung von Vogel- 
badehäuschen aus Zinkblech beſchäftigt, die an den Seiten mit Glasſcheiben 
verſehen wurden. Er kannte hiernach aus Erfahrung die Gefahren einer Ver⸗ 
letzung, welche eine Beſchäftigung mit Glasabfällen mit ſich bringt. Es iſt ferner 
jedem erwachſenen Menſchen bekannt, daß eine Verunreinigung einer Wunde 
mit Schmutz, Staub oder unreinen Abfällen zu einer Blutvergiftung führen 
kann. Deshalb hat dies auch der Kläger gewußt, als er am 28. Dezember 1914 
den Laden der Beklagten betrat. Obwohl er nun da mit eigenen Augen ſah, 
daß die Glasabfälle, wie er es jetzt darſtellt, beſchmutzt waren, hat er ſie ſelbſt 
mit den Händen berührt, um ſich mit Genehmigung des Zeugen E., der von 
der Beklagten als ihr Verkäufer angeſtellt war, für ſeine Zwecke geeignete Stücke 
zum Kauf auszuwählen. Damit hat er im Einverſtändnis mit einem hierzu 
ermächtigten Vertreter der Beklagten ſtillſchweigend zu erkennen gegeben, daß 
eine Haftung der Beklagten vertraglich ausgeſchloſſen ſein ſolle; die ſich für ſie 
etwa daraus ergeben ſollte, daß ſie für eine gehörige Reinigung der Glasabfälle 
ſchuldhafterweiſe nicht geſorgt hatte (vgl. Warneyer Jahrb. 1910, 460). 

Selbſt wenn man aber ein Verſchulden der Beklagten bejahen und auch 
verneinen wollte, daß der Kläger auf eigene Gefahr gehandelt habe, ſo fehlt es 
immer noch an dem Nachweiſe des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen 
dem ſchuldhaften Verhalten der Beklagten und der Schädigung, u 8 Kläger 

Seufferts Urdiv Bd. 73. 8. Folge Bd. 18 Heft 6. 
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erlitten haben will. Weil in einem offenen Raume gelagerte Gegenſtände jeder- 
zeit dem Staub ausgeſetzt ſind, müßte im vorliegenden Fall der Kläger beweiſen, 
daß gerade die im Übermaß auf den Glasabfällen lagernden Staub⸗ oder 
Schmutzteile die Urſache ſeiner Blutvergiftung geweſen ſeien, dieſe alſo nicht 
eingetreten ſein würde, wenn ſich darauf nur ſoviel Staub befunden hätte, wie 
bei einer regelmäßigen Säuberung unvermeidbar geweſen ſein würde. Es 
lehrt die Erfahrung der Wiſſenſchaft, iſt alſo gerichtskundig, daß es mikroſkopiſch 
kleine Lebeweſen ſind, die durch die Verunreinigung des Blutes eine Blut⸗ 
vergiftung hervorrufen. Die größere oder geringere Beſchmutzung eines Gegen⸗ 
ſtandes iſt alſo für die Feſtſtellung ohne Bedeutung, ob ſich jemand bei ſeiner 
Berührung eine Blutvergiftung zugezogen hat. 

Dieſe Feſtſtellung kann im vorliegenden Fall auch noch aus einem anderen 
Grunde nicht getroffen werden. Der Kläger hat auch nicht den Nachweis 
erbracht, daß an den Glasabfällen haftende Stoffe es geweſen ſeien, die bei 
ſeinem Hantieren damit in ſeine Wunde eingedrungen ſeien. Eine Schnitt⸗ 
oder Rißwunde an der offenen Hand iſt aber bei jeder Berührung irgendeines 


Gegenſtandes der Gefahr einer Verunreinigung ausgeſetzt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 15. Mai 1917. De. w. K. & Co. 


7 O. 39/17. | F—ch. 


120. Übergang des Eigentums; die Einigung kann der Übergabe 
| vorausgehen. 
Vgl. 60 Nr. 128 m. N. 
BGB. § 929. 

Der verklagte Konk.⸗Verwalter hatte ein in der Nachlaßmaſſe des Sch. 
vorgefundenes Untergeſtell eines Kraftwagens trotz Widerſpruchs des Klägers 
verkauft und dafür mindeſtens 4000 „ erzielt. Der Kläger behauptete, daß 
das Geſtell ihm gehört habe. Er wollte es in einem Vertrage v. 5. März 1913 
von dem verſtorbenen Sch. und ſeinem Schwager D. zu Eigentum übertragen 
erhalten haben, und zwar zur Sicherung für ein verzinsliches Darlehn von 
5000 , das er den beiden zum Erwerbe des Geſtells gegeben habe. Für ſein 
Eigentum berief er ſich außerdem darauf, daß der Ingenieur Z., der Leipziger 
Vertreter der Audiwerke in Z., von denen das Geſtell geliefert worden iſt, es 
ihm nach Bezahlung der 5000 & als ſein Eigentum bezeichnet und daß dem 
der verſtorbene Sch. zugeſtimmt habe. Auch darauf ſtützte er ſich, daß Sch. und 
D. einige Tage darnach bei Abholung des Geſtells es für ihn in Empfang ge⸗ 
nommen hätten. Da der Beklagte nach dem Verkauf nicht mehr imſtande war, es 
ihm herauszugeben, machte der Kläger ihn für ſeinen Schaden haftbar. Unter 
Berückſichtigung der Rückzahlungen auf das Darlehn und der aufgelaufenen 
Zinſen berechnete er dieſen Schaden für den 30. Sept. 1916 auf 3336.4, 
— In 2. Inſtanz wurde der Beklagte verurteilt mit folgender Begründung: 
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„Nach dem Wortlaut des Vertrags v. 5. März 1913 haben der verſtorbene 
Sch. und D. dem Kläger das Kraftwagengeſtell übereignet. Sie waren aber 
damals noch nicht in ſeinem Beſitze, ſollten nach ihrem mit den Audiwerken 
abgeſchloſſenen Vertrag es vielmehr erſt dann erhalten, wenn ſie es voll⸗ 
bezahlt hatten. Der Kläger hat alſo damals noch nicht die tatſächliche Gewalt 
darüber eingeräumt erhalten und hat mithin damals nicht durch Übergabe das 
Eigentum erworben (§ 929 BGB.). Ob aber die in dem Vertrag ausgeſprochene 
Übereignung aufgefaßt werden kann als Abtretung des Herausgabeanſpruchs, 
der Sch. und D. noch nicht unbedingt zuſtand, und ob hierdurch, obwohl ſie 
die Eigentümer des Geſtells noch nicht waren, die zum Eigentumsübergang 
erforderliche Übergabe nach § 931 BGB. rechtswirkſam erſetzt worden iſt, 
bedarf für das Urteil nicht der Entſcheidung. Auch auf die Frage braucht nicht 
eingegangen zu werden, welche rechtliche Bedeutung den Worten zukommt, die 
der Vertreter der Audiwerke in Gegenwart des Klägers und Sch. gebraucht 
hat, als das Geſtell noch im Beſitze dieſer Firma war. Denn Sch. und D. haben 
das Geſtell alsbald tatſächlich übergeben erhalten. Da ſie vorher eben in dem 
Vertrage v. 5. März 1913 erklärt hatten, es dem Kläger übereignen zu wollen, 
ſie alſo verpflichtet waren, ihm daran das Eigentum zu verſchaffen, ſo muß an⸗ 
genommen werden, daß jie bei diejer ſpäteren Inempfangnahme die Abſicht 
hatten, es für ihn zu erwerben. Sie haben zwar dem Vertreter der Audiwerke, 
A., der ihnen das Geſtell übergeben hat, wie dieſer ausgeſagt hat, davon nichts 
erwähnt, daß jie es im Auftrage des Klägers abholten. Weil aber bei der Über- 
tragung beweglicher Sachen der Veräußerer in der Regel kein Gewicht darauf 
legt, wer nunmehr der Eigentümer wird, ſo iſt die Übergabe hier in dem Sinne 
zu verſtehen, daß Eigentümer der werden ſolle, für den Sch. und D. es erwerben 
wollten (Komm. von RGRäten? § 929 Anm. 3). 

Iſt aber der Kläger auf jeden Fall hierdurch der Eigentümer des Geſtells 
geworden, ſo iſt auf ſeine Koſten die vom Beklagten verwaltete Konk.⸗Maſſe 
durch den Verkauf ohne rechtlichen Grund bereichert worden (§ 812 Abſ. 1, 
Satz 1 BGB.). Da er das Geſtell zur Sicherung ſeiner Darlehnsanſprüche 
übereignet erhalten hat, jo deckt ſich der ihm deshalb an die Maſſe (§ 59 Nr. 3 

KO.) zuſtehende Anſpruch mit dem Betrage ſeiner Darlehnsforderung. Als 
Schadenerſatzanſpruch nämlich, wie der Kläger es will, läßt ſich die Klage 
nicht halten. Schadenerſatzpflichtig würde ihm der Konk.⸗Verwalter nur dann 
ſein, wenn er während des Rechtsſtreits das Geſtell verkauft hätte (§ 989 BGB.). 
Daß ſich dieſer bei dem Verkauf nicht in gutem Glauben befunden habe, be⸗ 
hauptet der Kläger ſelbſt nicht (§ 990 Abſ. 1 BGB.). Daß ſich der verſtorbene 
Sch., da er ſelbſt das Geſtell dem Kläger übereignet hatte, bei einem ander⸗ 
weitigen Verkauf nicht auf ſeinen guten Glauben würde haben berufen können, 
iſt hierbei ohne Bedeutung; denn der Verkauf iſt nicht durch ihn erfolgt, ſondern 
durch den für feinen Nachlaß beſtellten Verwalter (§ 161 Wh]. 1 BGB.; Jaeger 


KO. §6 Anm. 49). Einen Verzugsſchaden aber macht der Kläger nicht geltend 
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(§ 990 Abi. 2 BGB.). Von einer Zurückverweiſung der Sache konnte abgeſehen 
werden, da der Beklagte gegen die Höhe der Forderung nichts eingewendet hat, 
der Anſpruch mithin nur als dem Grunde nach u angeſehen werden 
kann. — — —" 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. un 13. Nod. 1917. L. w. Sch. Nachl.⸗ 
Konk. 7 O. 123/17. F—ch. 


121. Eigentum an einem Bciefmarkenalbum und an nachträglich ein- 
gefügten Briefmarken. 
Vgl. 66 Nr. 52. 
BGB. §§ 929. 947 Abſ. 2; 97 ff. 

Im Nachlaß des verſtorbenen Bruders des Klägers war in einem ihm vom 
gemeinſchaftlichen Vater leihweiſe zur Verfügung geſtellten Schreibtiſch ein 
Briefmarkenalbum gefunden worden, das von dem Verwalter über den Nachlaß 
des Bruders veräußert wurde. Der Kläger forderte von dem Nachlaßverwalter 
die Herauszahlung des Erlöſes mit der Begründung, daß das Album ihm gehört 
habe, da es ihm von einem verſtorbenen Paten geſchenkt worden ſei. — Er drang 
damit in beiden Inſtanzen durch. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Mit Recht erachtet das Landgericht als voll bewieſen, daß die fragliche 
Briefmarkenſammlung Eigentum des Klägers geweſen iſt. Wenn ſich aus 
allem, was die Zeugin im Lauf der Jahre über die Schenkung der Sammlung, 
über den Zweck dieſer Schenkung, über die Aufbewahrung des Albums für den 
Kläger gehört hat, in ihr die Überzeugung gebildet hat, die Briefmarkenſammlung 
gehöre dem Kläger, ſo ſteht dieſe Überzeugung mit den Tatſachen im Einklang 
und vermag dem Gericht ebenſo den vollen Beweis von dem Eigentum des 
Klägers an der Sammlung zu erbringen. Auch das wird durch die Zeugin voll 
bewieſen, daß das Album lediglich deshalb an den Erblaſſer gelangt iſt, weil es 
in dem ihm von ſeinem Vater geliehenen Schreibtiſch ſich befand, daß aber der 
Vater nicht das Eigentum daran auf den Erblaſſer übertragen wollte. | 

Demgegenüber kann ſich der Beklagte nicht auf $ 1006 BGB. berufen. 
Denn da der Kläger ſein Eigentum bewieſen und den Beweis erbracht hat, 
daß der Erblaſſer den Beſitz nicht in einer das Eigentum begründenden Art 
erworben hat, ſo iſt die geſetzliche Vermutung widerlegt, und wenn nunmehr 
der Beklagte Eigentumserwerb auf Grund Erſitzung behauptet, ſo iſt er beweis⸗ 
pflichtig. Den Beweis für die Erſitzung hat er nicht erbracht. — — — 

Der Kläger kann den vollen, durch den Verkauf der Briefmarkenſammlung 
erzielten Erlös verlangen, mag ſich auch der Beſtand der Sammlung durch Ver⸗ 
tauſchen und Hinzufügen einzelner Marken ſeitens der Brüder Otto und Fried⸗ 
rich V. im Laufe der Jahre verändert haben. Denn eine Briefmarkenſammlung 
iſt als körperliche Geſamtſache ein einheitliches Ganzes, an dem ſelbſtändig und 
unabhängig von dem Wechſel der ſie bildenden Einzelſachen Rechte begründet 
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werden können. Die Sachinbegriffe wurden ſchon nach gemeinem Recht dann 
als ſelbſtändige Sachen angeſehen, wenn ſie nach der Verkehrsanſchauung 
einen von der Individualität unabhängigen Beſtand haben (Fr. 1 83 de rei 
vind. 6, 1; Regelsberger Pand. 370. 373). Das trifft, wie auf die Herde und die 
Bibliothek, auch auf eine Münz- oder Briefmarkenſammlung zu. Das Bürgerl. 
Geſetzbuch hat hieran nichts geändert; es behandelt den Sachinbegriff als etwas 
Feſtſtehendes und ſetzt in § 1035 BGB. auch voraus, daß dingliche Rechte an 
ihm beſtehen können. Dem Kläger ſtand alſo das Eigentum an der Brief⸗ 
markenſammlung als ſolcher, nicht an dem Album und den einzelnen Marken, 
zu und das Weſen dieſer Sammlung wurde nicht dadurch verändert und ſein 
Eigentum daran nicht dadurch beeinträchtigt, daß ſeine Brüder Marken daraus 
entnahmen und durch andere erſetzten. 

Hölder Allg. Teil des BGB. 206; Ceſack B. R. 1, 113 5 42 IV 2; Gierke Deutſch. 

Privatr. 2, 53. 

Und da das die einzelnen Marken enthaltende Album als die Hauptſache 
anzuſehen iſt, ſo erlangte der Kläger an den mit hinzugekommenen Briefmarken 
auch dann Eigentum, wenn fie etwa ſeinen Brüdern gehörten (§ 947 Abſ. 2 
BGB.). — — —" 


Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 13. Juli 1917. V. w. V.s Nach⸗ 
laß. 7 O. 41/17. F—ch. 


122. Hein Anrecht der getrennt lebenden Ehefrau auf Sicherftellung 
ihrer Unterhaltsrente. — Die Aufhebung der Derfügungsbeſchränkung 
der Ehefrau iſt im Grundbuch nicht eintragbar. 

BSB. § 1361. 1580. 883. — BGB. 1375. 1395. 1435; 

GBO. §§ 13 ff. 

1. Inſofern die Antragſtellerin, die von ihrem Mann getrennt lebt, ohne 
daß die Ehe geſchieden wäre, in Kraft einſtweiliger Verfügung anzuordnen 
bittet, daß auf den näher bezeichneten drei Grundſtücken des Mannes eine 
Hypothek zum Höchſtbetrage von 12500 % zur Sicherung ihres Unterhalts 
von angemeſſen 40 % monatlich ſowie der Koſten eingetragen werde, fehlt 
es an dem Recht der Getrenntlebenden auf Sicherſtellung, das der einſtweil. 
Verfügung nach § 940 BRO. zur Grundlage dienen oder nach § 935 ZPO. 
geſichert werden könnte. Indem vielmehr das Bürgerl. Geſetzbuch in § 1580 dem 
unterhaltsberechtigten Gatten im Fall der Scheidung der Ehe nach Lage des 
Einzelfalls einen Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung zuerkennt, dagegen in § 1361 
die Unterhaltspflicht nur tatſächlich getrennt lebender Gatten ſelbſtändig 
regelt und an dieſer Stelle keine Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung vorſieht, 
ſo läßt ſich keine ſolche Pflicht für den letzteren Fall annehmen, insbeſondere 
ermangeln die Vorausſetzungen für eine entſprechende (analoge) Anwendung 
des 81580. Steht aber der Ehefrau kein Anſpruch auf Einräumung einer 
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Sicherungshypothek zu, ſo kann auch nicht im Wege der einſtweil. Verfügung 
die Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung eines Rechts auf Eintragung 
einer Sicherungshypothek angeordnet werden (BGB. § 383). Ob Arreſt zu⸗ 
läſſig ſein würde (§§ 917, 932 ZPO.), iſt gegenwärtig nicht zu prüfen. 

2. Aus der Vergleichsabrede v. 11. April 1916, daß die auf dem Grund⸗ 
ſtück des Mannes hypothekariſch ſichergeſtellte Einbringeforderung der An⸗ 
tragſtellerin bei Veräußerung des Grundſtücks fällig und unmittelbar an die 

Antragſtellerin zahlbar ſein ſolle, bittet dieſe noch in Kraft einſtweiliger Ver⸗ 
fügung eine dahingehende Berichtigung des Hypothekeneintrags anzuordnen. 
Dieſe einſtweilige Verfügung ijt aber gleichfalls zu berjagen. 

Mit der Verlautbarung im Grundbuch, daß die Hyp.⸗Forderung von 
2400 „ unmittelbar an die Ehefrau zahlbar fei, ſoll der Sache nach auf dem 
Grundbuchblatt eingeſchrieben werden, daß die Frau von der Beſchränkung 
in § 1395 BGB. befreit fei, wonach fie zur Verfügung über eingebrachtes Gut 
der Einwilligung des Mannes bedarf. Wie aber die aus dem geſetzlichen Güter⸗ 
recht hervorgehende Beſchränkung der Ehefrau kraft des Geſetzes eintritt, 
gegen Dritte, auch wenn ſie von der Ehe keine Kenntnis haben, wirkt (BGB. 
§ 1404) und danach der Aufnahme in das Grundbuch nicht fähig iſt, jo kann 
auch die vertragmäßige Aufhebung jener Beſchränkung der Ehefrau in das 
Grundbuch nicht eingetragen werden; gibt doch über den Umfang des Ver⸗ 
fügungsrechts von Ehefrauen beſtimmungsgemäß das Güterſtandsregiſter 
und nur dieſes Auskunft (§ 1435 BGB.; OL GRſpr. 5, S. 190. 191; Güthe 
GO.“ Vorbem. 68 vor § 14). 

Ob als beantragt gelten kann, die einſtweil. Verfügung unter Einſchrän⸗ 
kung auf die Fälligkeitsberedung zu erlaſſen, iſt nicht unzweifelhaft, kann aber 
dahingeſtellt bleiben. Denn die Antragſtellerin hat nicht geltend machen können, 
daß ſie den Ehemann zur Abgabe der dem Vergleich entſprechenden Eintragungs⸗ 
bewilligung aufgefordert, der Mann aber ſolche verweigert habe. . .. Danach 
und weil der Ehemann die Hypothekenforderung ohne Mitwirkung der Antrag⸗ 
ſtellerin nicht einzuheben vermag (88 1375ff. BGB.), fehlt es an der Darlegung 
und Glaubhaftmachung, daß die einſtweil. Verfügung ſich nötig mache. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 23. März 1918. 6a Reg. 48/18. 
| | | Ch. 


123. Anſpruch auf Herausgabe des eingebrachten Gutes nach der 
Scheidung; Einwilligung der Frau in den Verbrauchd | 
BGB. § 1421. 

Nach rechtskräftiger Scheidung beantragte die Klägerin u. a. die Löſchung 
einer mit ihrer Zuſtimmung auf einem ihr gehörigen Grundſtücksanteil ein- 
getragenen Hypothek für ein vom Beklagten in ihrem Namen aufgenommenes 
Darlehn von 15000 K oder Zahlung von 15000. In beiden Inſtanzen 
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wurde der Beklagte nach dem zweiten Antrage verurteilt. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klage iſt ſowohl auf die Vorſchriften des für die frühere Ehe der 
Parteien maßgebenden geſetzlichen ehelichen Güterrechts als auf Darlehns⸗ 
vertrag geſtützt. Der letzte Klagegrund kann außer Betracht bleiben, da der 
erſte mit dem Landgericht als gerechtfertigt zu erachten iſt. Mit zutreffender 
Begründung ſpricht das Landgericht dem an erſter Stelle erhobenen Anſpruch 
auf Beſeitigung der aufgenommenen Hypothek die Berechtigung ab. Die 
Klägerin hat im jetzigen Rechtszuge dagegen nichts vorgebracht. Das Ber.⸗ 
Gericht tritt auch der Entſcheidung hinſichtlich des hülfweiſe geltend gemachten 
Anſpruchs auf Rückgewähr eines Teils des zum eingebrachten Gut der Klägerin 
gehörigen Vermögens (§ 1421 BGB.) bei. Der Beklagte vermißt zu Unrecht 
den ſchlüſſigen Beweis dieſes Anſpruchs. 

Nach den übereinſtimmenden Parteibehauptungen beſaß die Klägerin zur 
Zeit der Eheſchließung neben anderem Vermögen einen Anteil an dem Grund⸗ 
ſtück Bl. 14 des Grdb. B für D. Dieſer Grundſtücksanteil wurde mit der Ehe⸗ 
ſchließung kraft Geſetzes eingebrachtes Gut der Klägerin und war vom Beklagten 
ordnunggemäß zu verwalten (§ 1363. 1374 BGB.). Die Summe von 15000 , 
die durch die hypothekariſche Belaſtung dieſes Grundſtücksanteils von dritter 
Seite erlangt wurde, war gleichfalls eingebrachtes Gut und gelangte unſtreitig 
in den Beſitz des Beklagten. Dieſer unſtreitige Sachverhalt reicht zur Begrün⸗ 
dung des hülfweiſe erhobenen Rückgewähranſpruchs aus. Mit der Rechtskraft 
des Scheidungsurteils erwuchs der Klägerin nach § 1421 BGB. der Anſpruch 
auf Herausgabe dieſes in den Beſitz des Beklagten gekommenen eingebrachten 
Gutes. Der Beklagte hatte zu beweiſen, daß und inwieweit das eingebrachte 
Gut untergegangen oder verbraucht ſei, und daß ihn u Verſchulden treffe 
(8 1359. BGB.). 

Die Behauptungen der Parteien gehen über den Zweck der Hingabe der 
erlangten Hypothekenſumme an den Beklagten auseinander. Welches Partei⸗ 
vorbringen richtig iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Ob die Geldſumme dem Be⸗ 
klagten als Betriebskapital für ſeinen Anwaltsberuf oder zur Begründung 
und Einrichtung des Anwaltsbüros und zur Beſtreitung des Lebensunterhalts 
der Familie hingegeben worden iſt, macht an ſich keinen Unterſchied. Die wirt⸗ 
ſchaftliche Zweckbeſtimmung der hingegebenen Summe iſt für die rechtliche 
Beurteilung der Hingabe nicht ausſchlaggebend. Sowohl von der Darſtellung 
der Klägerin als von der des Beklagten aus handelt ſich's im Grunde genommen 
um den beim geſetzlichen Güterſtand nicht ſeltenen Fall, daß der Mann zum 
eingebrachten Gute der Frau gehörige Gelder, von denen er Beſitz genommen 
hatte, mit Zuſtimmung der Frau verbraucht haben will. Dem Beklagten lag 
der Beweis ob, daß die ihm übergebenen Gelder verbraucht ſeien, und inwiefern 
er von der regelmäßigen Verpflichtung zur Rückgewähr befreit ſein ſoll. Die 
Darſtellung des Beklagten läßt eine ſchlüſſige Darlegung einer Befreiung von 
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der Rückgewährpflicht vermiſſen. Zuzugeben iſt, daß in der Zuſtimmung der 
Frau zum Verbrauch eines Teils ihres Stammvermögens für Zwecke des ehe⸗ 
lichen Aufwandes unter Umſtänden ein ſtillſchweigender Verzicht auf Rückgabe 
des verbrauchten Vermögens liegen kann. In einem ſolchen Fall ſcheidet durch 
den von der Frau genehmigten Verbrauch dieſes Vermögen mit ihrer Zuſtim⸗ 
mung aus dem eingebrachten Gute aus und geht unter, und der Mann iſt dann 
des Beweiſes, daß ihn hieran kein Verſchulden treffe, von ſelbſt enthoben. Das 
Ber.⸗Gericht trägt indes Bedenken, im vorliegenden Fall einen dahingehenden 
Willen der Parteien — ſei es von der Darſtellung der Klägerin, ſei es von der 
des Beklagten aus — anzunehmen. Die Klägerin mag ſich bei der Eheſchließung 
und der alsbald darauf bewirkten Hingabe der 15000 % an den Beklagten be- 
wußt geweſen ſein, daß der Beklagte zur Einrichtung des Anwaltsbüros und 
in der erſten Zeit der Ehe zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes nicht ge- 
nügend eigne Geldmittel beſitze. Darauf deutet hin, daß dem Ehegatten für 
die erſte Zeit eine nicht unerhebliche Summe zur Verfügung geſtellt worden 
war. Anderſeits iſt aber der Klägerin nicht widerlegt, daß fie geglaubt hat, dieſe 
Summe ſowie die Nutzungen ihres ſonſtigen eingebrachten Gutes und die zu 
erwartenden Einnahmen aus der Anwaltstätigkeit würden mindeſtens einen 
ſehr erheblichen Teil des ehelichen Aufwandes decken, und dem Beklagten werde 
es bald gelingen, die Einnahmen aus der Anwaltstätigkeit erheblich zu ſteigern. 
Sie iſt nach der Überzeugung des Ber.⸗Gerichts davon ausgegangen, der Be⸗ 
klagte werde garnicht gezwungen ſein, ihre Zuſtimmung zum Verbrauch eines 
Teils ihres Stammvermögens erheblich auszunutzen, und er werde, ſoweit er 
dennoch dazu genötigt werde, jedenfalls in abſehbarer Zeit den verbrauchten 
Teil ihres Stammvermögens dem eingebrachten Gute wieder zuführen können 
und zuführen. Dieſer Standpunkt gründet ſich auf die natürliche Empfindung 
der jungen Frau, die dem Manne Vertrauen entgegenbringt. Dem entſpricht 
die natürliche Empfindung des jungen Mannes, der einen Verzicht der Frau 
auf Rückerſtattung des verbrauchten Stammvermögens, unter den Umſtänden, 
wie ſie hier vorliegen, weder verlangen noch erwarten wird. Der Mann wird 
ſich der ihm kraft Geſetzes obliegenden Verpflichtung, den ehelichen Aufwand zu 
tragen (8 1389 Abſ. 1 BGB.) und der Frau Unterhalt zu gewähren (§ 1360), 
regelmäßig bewußt bleiben, wenn auch die Frau dem Verbrauch von Stamm⸗ 
vermögen zuſtimmt, und die Frau will dadurch, daß ſie eine ſolche Zuſtimmung 
gibt, noch nicht ohne weiteres den Willen kundtun, mit dem zur Verfügung 
geſtellten Stammvermögen dem Manne Unterhalt zu gewähren oder Bei⸗ 
träge zum ehelichen Aufwand mit der Abſicht zu leiſten, auf Rückgabe des 
verbrauchten Guts zu verzichten. Hiervon iſt nach den Umſtänden des 
vorliegenden Falls auszugehen, zumal da die Ergebniſſe der landgericht- 
lichen Beweisaufnahme dem nicht entgegenſtehen, und der Beklagte 
zwingende tatſächliche Anhaltspunkte für einen derartigen Verzicht der Frau 
nicht dargetan hat. 
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Den gegenteiligen Ausführungen des Beklagten iſt nicht beizupflichten. 
Hier handelt es ſich nicht um regelmäßige Zuſchüſſe zum Einkommen des Mannes, 
die ihm die Beſtreitung des ehelichen Aufwands erleichtern ſollen, ſondern um 
die einmalige Hingabe eines beträchtlichen Teiles des Stammvermögens. In 
einem ſolchen Falle iſt eine Willenseinigung der Ehegatten dahin, daß dieſes 
Vermögen nicht zurückerſtattet zu werden brauche, nicht zu vermuten. Der 
Beklagte behauptet ſelbſt, daß ſich die Klägerin mit dem Verbrauche von Stamm⸗ 
vermögen nur auf ſolange, bis er ſelbſt ausreichende Geldmittel zur Verfügung 
haben werde, einverſtanden erklärt habe. Wenn die Klägerin ſtillſchweigend 
auf Rückerſtattung des verbrauchten Vermögensteils hätte verzichten wollen, 
ſo hätte eine Vereinbarung, in welcher Höhe ſich der Verbrauch bewegen ſolle, 
nahegelegen; denn es iſt unwahrſcheinlich, daß die Klägerin die Beſtimmung 
des Verbrauchs der Willkür des Beklagten hätte überlaſſen wollen. Eine der⸗ 
artige Vereinbarung hat aber der Beklagte nicht behauptet. Nimmt man an, 
die Klägerin habe darauf vertraut, daß der Beklagte nur einen angemeſſenen 
jährlichen Zuſchuß zum ehelichen Aufwand dem zur Verfügung geſtellten 
Stammvermögen entnehmen werde, ſo iſt damit nichts zu Gunſten des Be⸗ 
klagten gewonnen. Seine eigene Darſtellung über die Entwicklung ſeiner Beruf⸗ 
verhältniſſe in den erſten Jahren der Ehe bis 1907 ſpricht eher für den oben 
hervorgehobenen Standpunkt der Klägerin. — — — Ihm ſtand nach ſeiner 
eigenen Darlegung ein für die damaligen Zeitverhältniſſe und für die wahren 
Verhältniſſe der Parteien nicht unbeträchtlicher und bei vernünftiger Lebens⸗ 
haltung ausreichender Betrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes zur 
Verfügung. Dieſer Sachverlauf beweiſt, daß die Klägerin darauf vertrauen 
konnte, der Beklagte werde in der Lage und willens ſein, den etwa verbrauchten 
Teil ihres Stammvermögens ihrem eingebrachten Gute wieder hinzuzu⸗ 
fügen. — — — 

Der Beklagte kann ferner durch den Beweis, daß die Klägerin die über das 
ſonſt angemeſſene Maß hinaus bewirkte Steigerung des ehelichen Aufwands 
verſchuldet oder mitverſchuldet habe, die Pflicht zur Rückerſtattung des ver- 
brauchten eingebrachten Gutes nicht von ſich abwenden. Art und Maß des 
ehelichen Aufwandes zu beſtimmen, iſt Sache des Mannes; denn der eheliche 
Aufwand gehört zu den das gemeinſchaftliche Leben der Ehegatten betreffenden 
Angelegenheiten, in denen die Entſcheidung dem Manne zuſteht (§ 1364 BGB.). 
Aus der Sachdarſtellung des Beklagten ergibt ſich, daß er fic) den etwaigen 
Wünſchen der Frau nach einer Steigerung der Bedürfniſſe anbequemt und 
ſelbſt zugeſtimmt hat. Dieſe Nachgiebigkeit wäre nichts andres als eine von der 
Klägerin angeregte Entſcheidung des Beklagten i. S. von § 1354 BGB. Die 
Klägerin hätte mit dieſer ihrer Anregung noch nicht den Willen kundgeben, 
für die von ihr angeregte Steigerung des Lebensbedarfs ſelbſt aus eigenen 
Mitteln auſzukommen. Es wäre nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ſich der Notwendig⸗ 
keit des Rückgriffs auf ihr Stammvermögen zu der Deckung der geſteigerten 
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Bedürfniſſe überhaupt nicht bewußt geweſen wäre. In dieſer Richtung Klarheit 
zu gewinnen, war der Beklagte viel eher imſtande. Es hätte ihm obgelegen, 
auf Einſchränkung des angeblich durch die Klägerin geſteigerten ehelichen Auf⸗ 
wands kraft ſeines Beſtimmungsrechts i. S. von § 1354 zu dringen, wenn er 
die Vertretung dieſes erhöhten Aufwands von ſich hätte abwälzen wollen. 

Hat hiernach der Beklagte den Teil des Stammvermögens der Klägerin, 
der bis 1907 zur Beſtreitung des ehelichen Aufwands verbraucht worden ſein 
ſoll, zurückzuerſtatten, ſo gilt dies erſt recht für die Beträge von zuſammen 
3500 , die er für Zwecke feines Anwaltsberufs mit Zuſtimmung der Klägerin 
verbraucht haben will. Dieſe Mittel hätten zur Begründung und Erhaltung 
ſeiner Berufstätigkeit gedient, die ihn in den Stand ſetzen ſollte, ſeiner Ver⸗ 
pflichtung, den ehelichen Aufwand zu tragen, und ſeiner Unterhaltspflicht 
gegenüber der Familie nachzukommen. Das Einverſtändnis der Frau mit einer 
derartigen Verwendung ihres eingebrachten Gutes enthält keinen Verzicht 
auf Rückgabe des verwendeten Gutes (ſ. Komm. von RGRäten. Erläuterung 5 
zu § 1377 BGB.). — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 11. Juni 1917. S. Th. w. Th. — 
2 O. 136/16. F- ch. 


124. Geſellſchaft m. b. J.; Haftung der Geſellſchafter für Fehlbeträge 
| der Stammeinlagen, auch bei Kapitalerhöhungen. 
Gmb. §§ 24. 55. 


Der Beklagte war der —ſpäter in Konkurs geratenen — Geſellſchaft Chemi⸗ 
ſche Fabrik m. b. H. am 4. Juli 1912 beigetreten, indem er den Geſchäfts⸗ 
anteil eines der Gründer der Geſellſchaft, des Kaufmanns R. in Dresden, 
übernommen hatte. Mit der auf Zahlung von 1727,33 % nebſt Zinſen ſeit 
dem 2. Februar 1917 gerichteten Klage nahm der Konk.⸗Verwalter den Be⸗ 
klagten nach Verhältnis ſeiner Stammeinlage wegen zweier Rückſtände in 
Anſpruch, die von dem Mitgründer H. mit 10000 . und von dem Geſellſchafter 
Sch., der erſt nach der Gründung, aber vor dem Beitritt des Beklagten, Püt- 
glied der Geſellſchaft geworden war, mit 3918,62 , auf ihre Stammteile 
noch geſchuldet wurden und von ihnen nicht beigetrieben werden konnten. — 
Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zahlung von 448,43 M nebſt 
Zinſen und- wies im übrigen die Klage ab. Das Oberlandesgericht erhöhte 
den Betrag der Verurteilung auf 624,15 ½ mit Zinſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Es handelt ſich nur noch um die Frage, in welchem Umfange der Beklagte 
für den Fehlbetrag von 13918,62 . aufzukommen habe, der zum Teil von der 
Einlage des Gründers H., zum Teil von der Einlage des erſt nach der Gründung 
gelegentlich der Erhöhung des urſprünglichen Stammlapitals beigetretenen 
Geſellſchafters Sch. herrührt, wobei noch in Betracht kommt, daß der Beklagte 
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als Erwerber des Geſchäftsanteils eines Gründers, aber erſt nach dem Beitritt 
des ſäumigen Geſellſchafters Sch., Mitglied der Geſellſchaft geworden iſt. 
Aus dieſer Sachlage ergeben ſich zwei Fragen: 

1. Haftet der Beklagte außer für den Ausfall des Geſchäftsanteils H.s — 
für den mit aufzukommen er ſich nicht mehr ſträubt — auch für den Ausfall 
des Sch. ſchen Anteils? 

2. Haften neben dem Beklagten für den Ausfall alle Geſellſchafter nach 
Verhältnis ihrer Geſchäftsanteile oder haften für den H.ſchen Ausfall nur die 
Gründer und deren Rechtsnachfolger und für den Sch. ſchen Ausfall nur die⸗ 
jenigen Geſellſchafter, die nach dieſem der Geſellſchaft beigetreten ſind? 

Das Landgericht hat die erſte Frage verneint, die zweite in dem Sinne 
beantwortet, daß für den Ausfall der Stammeinlage 9.3 alle Geſellſchafter, 
nicht nur die Gründer und der Beklagte als Erwerber eines Gründeranteils, 
einzuſtehen haben. Der Kläger erſtrebt eine Anderung des Urteils in doppelter 
Beziehung, er will, daß der Beklagte auch zur Deckung des Sch. ſchen Fehl⸗ 
betrags heranzuziehen fei, daß aber der H.ſche Fehlbetrag nur auf die Gründer 
und Erwerber von Gründeranteilen umgelegt werden ſolle. Seine Berufung 
konnte indeſſen nur in erſter Hinſicht Erfolg haben. 

Die Frage, ob die der Geſellſchaft m. b. H. bereits angehörenden Geſellſchaf⸗ 
ter auch für Fehlbeträge ſpäterer Kapitalerhöhung haften, und die umgekehrte 
Frage, ob bei Kapitalerhöhung die Übernehmer der neuen Stammeinlage 
auch für Fehlbeträge des ſchon vorhandenen Stammkapitals, ſei es des bei 
der Gründung feſtgeſetzten oder des bereits erhöhten Stammkapitals haften, 
ſind in Rechtſprechung und Rechtslehre ſtreitig. Eine Gegenüberſtellung der 
verſchiedenen Meinungen gibt das Reichsgericht in dem in RGentſch. 82, 
116ff. abgedruckten Urteil, wobei es darauf hinweiſt, daß ein Unterſchied bei 
der Beantwortung der beiden Fragen, ſoweit ſie zuſammen erörtert werden, 
nirgends gemacht werde. Zur Entſcheidung ſtand dort nur die zweite Frage, 
und ſie iſt vom Reichsgericht auf Grund von eingehenden Erwägungen bejaht 
worden, denen ſich das Ber.⸗Gericht allenthalben anſchließt. Sie kommen für 
die gegenwärtige Streitſache inſoweit in Betracht, als darnach die Frage zu 
beurteilen iſt, ob das Landgericht mit Recht die Verurteilung zur Deckung des 
Ausfalls zu Gunſten des Beklagten auf alle zahlungsfähigen Geſellſchafter 
vorgenommen hat. Mit der Bejahung dieſer Frage erledigt ſich der zweite 
Ber.⸗Angriff des Klägers, der ſich gegen dieſe Verteilung richtet. 

Wenn nun das Reichsgericht zu der anderen Frage, ob ein der Geſellſchaft 
bereits angehörender Geſellſchafter auch für Fehlbeträge ſpäterer Kapital⸗ 
erhöhungen hafte, nicht ausdrücklich Stellung genommen hat, ſo müſſen doch 
die von ihm angeſtellten Erwägungen mit Sicherheit zu dem Ergebniſſe führen, 
daß auch fie zu bejahen iſt. Der erwähnte § 24 ſpricht ſeinem klaren Wortlaut 
nach ganz allgemein aus, daß, ſoweit eine Stammeinlage weder von den Zah⸗ 
lungspflichtigen eingezogen noch durch Verkauf des Geſchäftsanteils gedeckt 
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werden kann, die übrigen Geſellſchafter den Fehlbetrag ihrer Geſchäftsanteile 
aufzubringen haben. Irgend eine Unterſcheidung, aus welchem Geſchäfts⸗ 
anteil der Fehlbetrag ſtammt, ob er die Stammeinlage eines Gründers oder 
eine erſt durch Erhöhung des Geſellſchaftskapitals geſchaffene Stammeinlage 
betrifft, wird in dieſer Vorſchrift nicht gemacht. Eine ſolche Unterſcheidung 
hineinzutragen und dabei die Tragweite der Vorſchrift einzuengen, wie es 
das Landgericht in Übereinſtimmung mit anderen Vertretern derſelben Meinung 
tut, würde dem einzigen Zweck der Vorſchrift zuwiderlaufen, den Gläubigern 
der Geſellſchaft eine unbedingte Sicherheit zu gewähren, daß das Stamm⸗ 
kapital der Geſellſchaft vollſtändig zur Einzahlung gelange und auch nicht ſpäter 
durch unberechtigte Auszahlung an die Geſellſchafter vermindert werde (vgl. 
Begr. des Entw. I zum Geſetze 40). Im übrigen kann auf die ausführlichen 
und überzeugenden Ausführungen in der angezogenen en die 
übrigens nicht unbekämpft geblieben iſt, 

dagegen Hachenburg in Leipz Z. 8, 119; Flechtheim DAYZ. 19, 89; dafür Neukamp im 

BankArch. 13, 193, 

verwieſen werden. Wenn Flechtheim im Hinblick auf die reichsgerichtliche 
Entſcheidung die Frage aufwirft: Gibt es Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung? jo mag die Berechtigung dazu inſofern anzuerkennen fein, als die 
Durchführung des Grundſatzes, daß alle zahlungsfähigen Geſellſchafter für 
alle Ausfälle an Stammeinlagen, mögen ſie herrühren von welcher Emiſſion 
ſie wollen, haften, im äußerſten Falle dazu führen kann, daß ein Geſellſchafter 
ſchließlich für das ganze Stammkapital aufzukommen in die Notwendigkeit 
verſetzt werden kann. Das Reichsgericht wendet ſich in ſeiner Entſcheidung 
gegen eine Überſchätzung derjenigen Schwierigkeiten, die ſich daraus ergeben 
können, daß der ſpäter eintretende Geſellſchafter für Fehlbeträge der Geſchäfts⸗ 
anteile bisheriger Mitglieder aufzukommen hat, und gibt Hinweiſe in der Rich⸗ 
tung, wie man fic) vor unliebſamen Überraſchungen folder Art ſchützen könne 
(S. 123). Umgekehrt würde dem Geſellſchafter, der bereits der Geſellſchaft 
angehört, gegen uferloſe Verpflichtungen, die ſich im Hinblick auf § 24 aus 
jeder ſpäteren Kapitalerhöhung für ihn ergeben können, ein Schutzmittel dann 
zur Seite ſtehen, wenn die Vorſchrift des § 53 Abſ. 2, wonach eine Vermehrung 
der den Geſellſchaftern nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegenden Leiſtungen 
nur mit Zuſtimmung ſämtlicher beteiligter Geſellſchafter beſchloſſen werden 
kann, eben mit Rückſicht auf die in § 24 verordnete Kollektivhaftung auf jeden 
Kapitalerhöhungsbeſchluß angewendet wird, eine Folgerung, die in der in der 
Leipz. Z. 8, 877 abgedruckten Abhandlung wohl mit Recht gezogen wird. In⸗ 
deſſen bedarf es hier umſoweniger eines näheren Eingehens auf dieſe Frage, als 
der Beklagte in einem Zeitpunkte Mitglied der Geſellſchaft geworden iſt, als 
die mit dem Beitritt Sch.3 verbundene Kapitalerhöhung bereits vollzogen war 
und die Vollzahlung von deſſen Stammeinlage bereits ausſtand. Der Beklagte 
hätte alſo, wenn er dieſe Tatſache nicht überhaupt bei ſeinem Beitritt gekannt 
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hat, wie unter Eidesbeweis gejtellt ift, durch Erkundigung feſtſtellen können, 
ob alle Geſchäftsanteile voll eingezahlt geweſen ſeien. 

Aus dem Dargelegten folgt zu Gunſten des Klägers, daß der Beklagte 
auch zur Deckung des Fehlbetrags der Sch. ſchen Stammeinlage heranzuziehen 
iſt, dagegen war ſeiner Berufung inſoweit der Erfolg zu verſagen, als ſie ſich 
gegen die Verteilung des Fehlbetrags auf ſämtliche zahlungsfähigen Geſell⸗ 
ſchafter richtet. Da nun der geſamte Fehlbetrag fic) auf 13 918,62 M beläuft 
und dieſer auf Geſellſchafter mit einen Geſamteinlagekapital von 223000 .# 
zu verteilen, der Beklagte aber nach dem Verhältniſſe feiner Einlage von 10000. 
heranzuziehen ift, jo entfällt auf ihn ein Haftungsanteil in Höhe von 624,15 4 
Zur Zahlung dieſes Betrags nebſt den auf Grund von §§ 284, 288 BGB. mit 
Recht geforderten Zinſen war er daher in Abänderung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung zu verurteilen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Nov. 1917. S. Konk. w. R. 
5 O. 118/17. F—ch. 


Il. Verfahren. 


125. Koften der Ubtretungsurfunden über den Klaganſpruch find nicht 
erſtattungsfähig. 
ZPO. $ 91. 

Die Poſten 1, 2, 4, 6, 7 beziehen ſich ſämtlich auf die Beſchaffung von Ab- 
tretungsurkunden für die urſprüngliche oder die ſpäter in den Rechtsſtreit ein⸗ 
getretene Klägerin. Die hierdurch entſtandenen Auslagen gehören i. S. des 
§ 91 BPO. nicht zu den zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erforderlichen 
Koſten; denn ſie dienen der Beſchaffung des materiellen Klagegrundes und 
können nicht als Koſten des Rechtsſtreits ſelbſt angeſehen werden (vgl. Gaupp⸗ 
Stein zu § 91 VI. 3). Deshalb hat der Vorderrichter dieſe Koſten mit Recht 
als nicht erſtattungsfähig bezeichnet. 

Beſchluß des OLG zu Hamburg (6. Sen.) v. 19. März 1918. H. A. L. M. 
w. Str. & N. Bs. Z. VI. 20/18. Nö. 


126. Umfang des richterlichen Frage rechts. 
Vgl. 55 Nr. 235 m. N.; auch 73 Nr. 52 S. 83/4. 
BBO. §§ 139, 539. 
Der Schlußſatz im Tatbeſtande des Landgerichtsurteils: 


„Auf Befragen erklären die Parteien, daß ſie — zu der offenſichtlich unvollkommen 
vorgetragenen Sache — zur Zeit nichts weiter vorzubringen hätten“ 

läßt zwar darauf ſchließen, daß das Landgericht den Kläger gefragt hat. Dieſer 

Schlußſatz läßt aber zugleich erkennen, daß das Landgericht ſich dabei auf die 
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allgemeine Frage beſchränkt hat, ob noch weitere Angaben gemacht werden 
könnten. Dieſe allgemeine Frage genügt aber dem § 139 Abſ. 1 BRO. nicht. 
Das richterliche Fragerecht muß in der Weiſe ausgeübt werden, daß über die 
Bedeutung und den Zweck der Frage kein Mißverſtändnis obwaltet, und es 
lag dem Landgericht die Pflicht ob, im einzelnen darzulegen, in welcher Be⸗ 
ziehung ihm eine Ergänzung und Exläuterung des Sachverhalts erforderlich 
erſchien, und daran die Frage zu knüpfen, ob derartige Tatſachen vorgebracht 
werden könnten (RCEntſch. 36, 350; JW. 1911, 328; Stein ZPO. § 139 
unter II, Abſ. 2). 

Das Verfahren des Landgerichts verſtößt hiernach gegen die Vorſchriften 
in § 139 Abſ. 1 BRO., und dieſer Verſtoß begründet einen weſentlichen Mangel 
des Verfahrens. Die Nachholung des vom Landgericht Verſäumten muß 
zu einer umfangreichen Verhandlung und vorausſichtlich zu einer größern 
Beweisaufnahme führen. Die Erhebung der nach vorgängiger Erörterung 
angeordneten Beweiſe im Ber.⸗Verfahren würde den Parteien die Nach⸗ 
prüfung der Beweisergebniſſe in einem zweiten Rechtsgang entziehen. Es 
erſcheint deshalb ſchon zur Wahrung des vollſtändigen Rechtsmittelzugs ange⸗ 
meſſen, wegen des vorliegenden weſentlichen Mangels des Verfahrens das 
landgerichtliche Urteil und den ihm vorausgegangenen Schluß der mündlichen 
Verhandlung aufzuheben und die Sache an das Landgericht zurückzuverweiſen 
(§ 539 ZPO.). 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 29. Okt. 1917. 50. 50/17. 
Ch. 


127. Revifionsfahiafeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen 
ohne wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 
ZPO. § 546; BOB. §§ 21. 54. 

Der ſeit dem Jahr 1909 in Berlin beſtehende „Verband der Terrain⸗Inter⸗ 
eſſenten Deutſchlands“, dem der Kläger angehörte, ſollte in das Vereinsregiſter 
eingetragen werden. Nachdem mehrere Sitzungen des Verbandes zur Beratung 
der Angelegenheit abgehalten und beſtimmte Beſchlüſſe gefaßt worden waren, 
reichten mehrere Mitglieder, die ſich als Vorſtand bezeichneten, die darüber 
aufgenommenen Protokolle beim Amtsgericht mit dem Antrag auf Eintragung 
des Verbandes in das Vereinsregiſter ein. Der Kläger widerſprach in einer 
Eingabe der Eintragung. Durch Verfügung v. 10. Sept. 1912 ſetzte darauf das 
Regiſtergericht gemäß §§ 127, 159 FGG. das Verfahren aus und beſtimmte 
dem Kläger eine Friſt zur Erhebung der Klage. Demgemäß erhob der Kläger 
eine Klage, die im 1. Rechtszug in verſchiedenen Anträgen darauf abzielte, 
daß die Ungültigkeit der Beſchlüſſe feſtgeſtellt werde. Die Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Gegen die vom Kläger eingelegte Reviſion erhoben 
die Beklagten das Bedenken, daß die Reviſionsſumme nicht gegeben ſei. Das 
Bedenken wurde verworfen. Aus den Gründen: 
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„Die Zuläſſigkeit der Reviſion unterliegt keinem begründeten Bedenken. 

Die Rev.⸗Beklagten ſind zwar der Anſicht, daß es ſich hier um eine Rechts⸗ 
ſtreitigkeit über einen vermögensrechtlichen Anſpruch handle, daß daher die 
Zuläſſigkeit der Reviſion durch einen den Betrag von 4000 „ überfteigenden 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes bedingt ſei (§ 546 Abſ. 1 ZPO.) und daß 
es an dieſer Bedingung im Streitfalle fehle. Dieſer Anſicht kann aber nicht 
beigepflichtet werden. Richtig ſcheint allerdings zu ſein, daß der Kläger mit 
ſeiner Klage lediglich wirtſchaftliche Zwecke verfolgt. Für die Frage jedoch, 
ob eine Streitigkeit über einen vermögensrechtlichen Anſpruch vorliegt, kommt 
es darauf, welches ſubjektive Intereſſe den Kläger zur Klage treibt, nicht an, 
entſcheidend iſt vielmehr die Natur des klagend geltend gemachten Anſpruchs. 
Die rechtliche Grundlage des Anſpruchs aber, den der Kläger erhoben hat, 
bildet, wie ſchon die Anträge mit Sicherheit erkennen laſſen, das Vereinsrecht. 
Mit Bezug auf eingetragene Vereine, die unter die Begriffsbeſtimmung des 
821 BGB. fallen, ſolche alſo, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, hat nun der Senat (RGEntſch. 88, 332) den ſie 
beherrſchenden Rechtsnormen ihrem Geſamtcharakter nach die vermögensrecht⸗ 
liche Natur abgeſprochen und eine perſonenrechtliche und darum nicht ver⸗ 
mögensrechtliche Bedeutung ſelbſt für den Fall beigemeſſen, daß es den Ver⸗ 
einen auch darum zu tun iſt, die Mitglieder in ihrer wirtſchaftlichen Betätigung 
zu fördern. Daran iſt feſtzuhalten. Der Verband der Terrain⸗Intereſſenten 
Deutſchlands iſt freilich noch nicht eingetragen, ſondern ſeine Eintragung will 
der Kläger durch die Klage gerade verhindern. Allein in der hier in Rede 

ſtehenden Beziehung müſſen nicht eingetragene Vereine, obwohl auf ſie die 

Vorſchriften über die Geſellſchaft Anwendung finden (§54 Satz 1 BGB.), 
den eingetragenen Vereinen gleich behandelt werden, wie ſie ihnen vermöge 
des größtenteils nachgiebigen Charakters der Vorſchriften über die Geſellſchaft 
auch ſonſt meiſt gleichſtehen. Darüber aber, daß der Verband der Terrain⸗ 
Intereſſenten Deutſchlands keinen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb bezweckt 
(vgl. dazu RGeEntſch. 83, 231), kann nach ſeinen Satzungen, und zwar ſowohl 
nach den vom Kläger vorgelegten als nach den dem Regiſterrichter eingereichten, 
keinerlei Zweifel beſtehen. 

Die Reviſion muß auch für begründet erachtet werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgericht (4. Sen.) v. 21. Febr. 1918, W. (Kl.) w. H. u 
Gen. (KG. Berlin.) IV. 308/14. 


128. Eine Beſtrafung aus § 890 HPO. ſetzt ein eigenes Derfchulden 
des Schuldners voraus. 
Vgl. 63 Nr. 55 m. N. 
ZPO. § 890. 
Der Schuldner iſt durch rechtskräftiges Urteil des Landgerichts Br. 
v. 21. November 1905 verurteilt worden, bei Meidung einer Geldſtrafe 


@ 
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von 30 & für jeden Fall der Zuwiderhandlung die Offnung der ſämtlichen 
Fenſter ſeines Hauſes nach dem Hofraum zu, von 9 Uhr morgens an zu 
unterlaſſen. Gläubiger behauptet, Schuldner habe dieſer Verpflichtung in 
der Zeit vom 6. Oktober bis 14. November 1916 22 mal zuwidergehandelt 
und beantragt, ihn deshalb in eine Geldſtrafe von 660 „ zu verurteilen. 
Das Landgericht hat dieſen Antrag zurückgewieſen. Die gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung erhobene ſofortige Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Unſtreitig bewohnt der Schuldner ſelbſt nicht das Haus, auf das ſich 
die Verpflichtung bezieht, ſondern hat er dieſes ſeit dem April 1916 an 
einen Mieter vermietet, der die Fenſter unzuläſſigerweiſe geöffnet haben 
ſoll. Ein Verſchulden, das nach der zutreffenden Auslegung des § 890 ZPO. 
Vorausſetzung für eine Beſtrafung des Schuldners iſt, muß aber auf ſeiten 
des Schuldners ſelbſt vorliegen. Eine Haftung des Schuldners für Dritte 
i. S. von §§ 278, 831 BGB. kann, da es fic) um eine Strafbeſtimmung 
handelt, nicht in Betracht kommen; 

Vgl. RG. im Rheinl. 90, 2, 72 und Gaupp⸗Stein zu $ 890 Il. 3. In RGeEntſch. 36, 

419 (in SeuffA. 52 Nr. 130) wird dieſe Frage offengelajjen. | 

Ein Verſchulden des Schuldners könnte nun einmal darin erblickt 
werden, daß er ſeinen Mieter nicht verpflichtet hätte, der Auflage des 
Urteils nachzukommen, dann aber auch darin, daß er den Mieter nicht 
hinreichend nach dieſer Richtung beaufſichtigt hätte. In beiden Beziehungen 
kann dem Schuldner aber ein Vorwurf nicht gemacht werden. Nach den 
beigebrachten Urkunden hat der Schuldner glaubhaft gemacht, daß er S. am 
7. April 1916 ausdrücklich darauf hingewieſen hat, daß in dem Hauſe nach 
einer gerichtlichen Entſcheidung keines der Fenſter geöffnet werden dürfe. 
S. hat erklärt, daß er dieſe Verpflichtung als Beſtimmung ſeines Mietverhält⸗ 
niſſes dem Schuldner gegenüber anerkannt, aber ihrem Inhalt nach miß- 
verſtanden habe. Bei dem klaren Wortlaut des ſchuldneriſchen Schreibens 
v. 7. April 1916 iſt dies ſchwer begreiflich, ein Verſchulden des Schuldners 
kann jedoch darin nicht erblickt werden. Für eine beſonders eingehende 
Beaufſichtigung des Mieters lag aber für den Schuldner ein Anlaß ſo 
lange nicht vor, als er nicht durch irgend einen Umſtand darauf hinge⸗ 
wieſen war, daß ſein Mieter dem Verbot zuwiderhandele, beſonders da 


ſeit faſt zehn Jahren ein Streit zwiſchen den Parteien über dieſe Frage 


nicht mehr zum Ausbruch gelangt war. Es hätte nahe gelegen, daß der 
Gläubiger ſelbſt den Schuldner auf das Verhalten ſeines Mieters hinwies. 
Unter dieſen Umſtänden hat das Landgericht mit Recht den Antrag des 
Gläubigers auf Beſtrafung des Schuldners zurückge wieſen. 
Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 22. Febr. 1917. K. w. M. 
Bs. Z. VI. 17/17. Nö. 


I. Bürgerliches Recht. 


129. Sind die Dorausfegungen für die gemäß §29 BGB. erfolgte 
Beſtellung von Dorſtandsmitgliedern für eine Stiftung vom Prozeß⸗ 
gericht nachzuprüfend 
BGB. §§ 29. 86. FGG. § 32. 

Die klagende Stiftung iſt 1907 von dem damaligen Könige der Belgier, 
Leopold II., mit dem Sitze in Coburg errichtet. Ihren Vorſtand im Sinne des 
Geſetzes bilden Verwalter. Auf Antrag des Coburgiſchen Steuerfiskus er⸗ 
nannte das Amtsgericht in Coburg durch Beſchluß vom 15. Januar 1915 
an Stelle dreier im belgiſchen Staatsdienſt ſtehender Verwalter, die es infolge 
des Kriegsausbruchs als behindert anſah, drei andere Perſonen zu Verwal⸗ 
tern. Die Stiftung, vertreten durch dieſe neu ernannten Verwalter, erhob 
gegen die vier Beklagten Schadenerſatzanſprüche. Das Landgericht wies die 
Klage wegen mangelnder Vertretungsmacht der Vertreter der Klägerin 
ab. Das Oberlandesgericht hob dieſes Urteil auf. Die REN blieb ohne 
Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Landgericht ijt davon ausgegangen, daß es gemäß § 56 BRO. 
berechtigt und verpflichtet ſei, den amtsgerichtlichen Beſchluß vom 15. Ja⸗ 
nuar 1915, auf den die drei Vertreter der Klägerin ihre Vertretungsbefugnis 
gründen, nicht bloß auf ſeine formelle Gültigkeit, ſondern auch daraufhin 
nachzuprüfen, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für ihn vorlagen. Es iſt 
der Anſicht, daß die Vorausſetzungen des § 29 (86) BGB. nicht gegeben ge⸗ 
weſen ſeien, und hat deshalb die Klage wie angebracht abgewieſen. Das 
Oberlandesgericht nimmt dagegen den Standpunkt ein, daß in den Fällen, 
in denen die Vertretungsbefugnis auf einem rechtsgeſtaltenden Staatsakte 
beruht, der als ſolcher die Vertretungsmacht ſchafft, insbeſondere auf einer 
im Wege der. freiwilligen Gerichtsbarkeit ergangenen Verfügung, der Prozeß⸗ 
richter nicht zu unterſuchen habe, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen des Ak⸗ 
tes vorhanden waren oder nicht. Die Reviſion bekämpft den Standpunkt 
des Oberlandesgerichts. Sie führt aus, der Satz, daß das Prozeßgericht an 
die Beſchlüſſe des Richters der freiwilligen Gerichtsbarkeit gebunden ſei, 
treffe in dieſer Allgemeinheit nicht zu. Der Standpunkt des Oberlandes⸗ 
gerichts iſt aber richtig. — — 

Geufferts Archiv Bb. 78. 8. Folge Bd. 18 Heft 7. 15 
By 
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Legt das Geſetz einen rechtsgeſtaltenden Akt in die Hände einer be⸗ 
ſtimmten Behörde und ſchreibt es zugleich vor, auf welchem Wege die Auf⸗ 
hebung erwirkt werden kann, ſo iſt grundſätzlich, auch ohne beſonderen Aus⸗ 
ſpruch im Geſetz, anzunehmen, daß der Mangel der geſetzlichen Vorausſetzungen 
des Aktes nur auf dem vorgeſchriebenen Wege geltend gemacht werden kann 
und daß der Staatsakt bis zu einer auf dieſem Wege erfolgenden Anderung 
allen gegenüber wirkſam iſt. Dann aber kann die Entſcheidung darüber, ob 
die geſetzlichen Vorausſetzungen des Aktes vorgelegen haben, nicht gelegent⸗ 
lich durch die verſchiedenen Gerichte oder Behörden, die zufällig über eine 
aus dem Staatsakte ſich ergebende Folgerung zu befinden haben, mit mög⸗ 
licherweiſe verſchiedenem Ergebniſſe, ſondern nur einheitlich in dem dazu 
beſtimmten Verfahren erfolgen. Das erfordert die Sicherheit des Verkehrs 
und iſt auch im Intereſſe eines ſachgemäßen Zuſammenwirkens der Be⸗ 
hörden unbedingt geboten. Dieſem Grundſatz hat der III. Zivilſenat des 
Reichsgerichts in dem Urteile RGEntſch. 81, 206 fg. (211) Ausdruck in 
einem Falle gegeben, in dem es ſich um die Frage drehte, ob ein Verein durch 
Eintragung in das Vereinsregiſter die Rechtsfähigkeit auch dann erlangt, 
wenn ſein Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt oder 
wenn ſonſtige Vorbedingungen der Eintragung nicht erfüllt ſind. Der Re⸗ 
viſion iſt zuzugeben, daß die damals getroffene Entſcheidung hauptſächlich 
auf anderen Erwägungen als der hier in Rede ſtehenden beruht. Allein der 
darin ausgeſprochene Grundſatz, von dem mit Recht geſagt iſt, daß er z. B. 
auf die Volljährigkeitserklärung, die Entmündigung, die Anordnung einer 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft anwendbar ſei, kann weitergehende Gel⸗ 
tung beanſpruchen, und nichts ſpricht dagegen, ihn auch in Fällen der hier 
vorliegenden Art zur Anwendung zu bringen. Wo es ſich, wie hier, um eine 
im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit ergangene Verfügung handelt, 
durch die jemand die Fähigkeit oder die Befugnis zur Vornahme von Rechts⸗ 
geſchäften oder zur Entgegennahme von Willenserklärungen erlangt, findet 
der Grundſatz eine weſentliche Stütze in § 32 FGG., wonach, wenn eine ſolche 
Verfügung ungerechtfertigt iſt, ſofern fie nicht, wegen Mangels der ſachlichen 
Zuſtändigkeit des Gerichts unwirkſam iſt, ihre Aufhebung auf die Wirkſamkeit 
der inzwiſchen vorgenommenen Rechtsgeſchäfte keinen Einfluß hat. 

Auf dem Satze, daß bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Mangel 
der geſetzlichen Vorausſetzungen einer Anordnung nur in dem dazu beſtimm⸗ 
ten Verfahren und damit nur einheitlich geltend gemacht werden kann, beruht 
die ſtändige Rechtſprechung der Zivilſenate des Reichsgerichts, wonach nur 
das Vormundſchaftsgericht und die ihm übergeordneten Gerichte über die 
Vorausſetzungen der Anordnung einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft zu 
entſcheiden haben und die Gültigkeit einer ſolchen Anordnung von dem Pro⸗ 
zeßrichter nicht in Zweifel gezogen werden darf. Er wird auch in der Rechts⸗ 
lehre immer mehr vertreten. Einzelne Schriftſteller machen einen Unterſchied, 
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je nachdem dem rechtsgeſtaltenden Staatsakte weſentliche oder nicht weſent⸗ 
liche geſetzliche Vorausſetzungen fehlen. Sie denken dabei beſonders an den 
Fall, daß einem Volljährigen, deſſen Entmündigung weder beantragt noch 
ausgeſprochen iſt, ein Vormund beſtellt iſt oder daß ein Verfahren, das nur 
auf Antrag erfolgen darf, ohne Antrag eingeleitet iſt. Der III. Zivilſenat 
des Reichsgerichts nimmt dagegen an, daß ein Unterſchied zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen geſetzlichen Vorausſetzungen, insbeſondere zwiſchen weſentlichen 
und nicht weſentlichen, nicht zu machen fei, da eben die Behörde der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit darüber zu entſcheiden habe, ob alle Vorausſetzungen 
erfüllt ſind. Bei der Flüſſigkeit der Grenzen zwiſchen weſentlichen und nicht 
weſentlichen Vorausſetzungen würde eine Unterſcheidung nach Arten von ge⸗ 
ſetzlichen Vorausſetzungen auch die Rechtsſicherheit gefährden, der der in 
Rede ſtehende Grundſatz gerade dienen ſoll. Trotzdem wird anzuerkennen 
ſein, daß er nicht gelten kann, wenn dem Akte der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit Vorausſetzungen fehlen, die ſo weſentlich ſind, daß, wie bisweilen ge⸗ 
ſagt wird, ‚nach der erkennbaren Abſicht des Geſetzes bei ihrem Fehlen der 
Amtshandlung die Eigenſchaft und Wirkung der Ausübung ſtaatlicher Befug⸗ 
niſſe verſagt fein fol‘. Ob eine ſolche Ausnahme vorliegt, mag nicht immer 
ganz zweifelsfrei ſein, und es mag auch darüber geſtritten werden können, 
ob die vorhin erwähnten, von einzelnen Schriftſtellern angeführten Ausnahme⸗ 
fälle als ſolche anzuerkennen ſind. Im gegebenen Falle fehlte es jedenfalls 
dem amtsgerichtlichen Beſchluſſe vom 15. Januar 1915 an einer derart we⸗ 
ſentlichen Vorausſetzung nicht. Der Antrag eines Beteiligten im Sinne des 
§ 29 (86) BGB. lag vor, und bei allen übrigen Vorausſetzungen, die dieſe 
Geſetzesvorſchrift aufſtellt, dreht es ſich entweder um bloße Ermeſſensfragen 
oder doch nicht um ſo weſentliche geſetzliche Vorausſetzungen, daß bei ihrem 
Fehlen nach der erkennbaren Abſicht des Geſetzes garnicht von der u 
übung einer ftaatlihen Befugnis die Rede fein könnte. — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 14. März 1918. F. u. Gen. w. N. 

Stiftung (OLG. Jena). IV. 52/17. | 

130. Surädbehaltung wegen ganz gering fig Gegenforderung? 
BOB. § 273. 

Die Klägerin forderte die Zahlung von 17,53. als des Preiſes für eine 
Muſterſendung von Karbidlampen. Der Beklagte forderte Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung eines im Juni 1915 zwiſchen "den Parteien geſchloſſe⸗ 
nen Geſchäftes über die Lieferung von 3000—5000 Stück Lampen. Er rech⸗ 
nete mit dieſer Schadenerſatzforderung gegen die an ſich unſtreitige Klage⸗ 
forderung auf und forderte widerklagend die Zahlung von 5000 M. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben der Klage entſprochen und die Widerklage abgewieſen. Die 


Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des oy Urteils: 
15° 
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„Das Berufungsgericht nimmt zutreffend an, daß dem Beklagten fein 
Recht zuſtand, die Bezahlung der erhaltenen Muſterſendung bis zur Lieferung 
der weiteren gekauften Lampen hinauszuſchieben. Weder aus § 273 BGB., 
noch aus ſonſtigen Beſtimmungen konnte ein ſolches Recht des Beklagten 
hergeleitet werden. Die völlig grundloſe, hartnäckige Weigerung des Be⸗ 
klagten aber, dieſen kleinen Betrag zu bezahlen, erſcheint als ein derart ſelt⸗ 
ſames, den Gepflogenheiten des kaufmänniſchen Verkehrs und dem Verhal⸗ 
ten eines ehrbaren Kaufmanns widerſprechendes Verhalten, daß die An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts, welches der Klägerin ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht an der Hauptlieferung wegen ihrer. Forderung aus der Muſterſendung 
zuſpricht, gerechtfertigt iſt. Allerdings iſt die Forderung, wegen deren ſie 
das Zurückbehaltungsrecht ausgeübt hat, im Verhältnis zu der zurückgehal⸗ 
tenen Leiſtung eine ganz geringfügige. Die beſondere Lage des Falles aber, 
welche geeignet war, die Klägerin mit Mißtrauen gegen den Beklagten zu 
erfüllen und ſie zu beſonderer Vorſicht in dem geſchäftlichen Verkehr mit ihm 
zu veranlaſſen, läßt eine derartig weitgehende Ausübung des Zurückbehal⸗ 
tungsrechtes nicht, wie es regelmäßig der Fall ſein mag, als wider Treu und 
Glauben verſtoßend erſcheinen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 3. Mai 1918. = w. C. (ORG. Dres⸗ 

den). III. . 


131. Rücktritt des Verſicherers nach Eintritt des Derficherungsfalls 
wegen verletzter Anzeigepflicht; zur Auslegung des § 21 DerfD®. 
| VerſG. $ 21. 

Die verflagte Geſellſchaft hatte 25 Pferde des Klägers nach Maßgabe 
ihrer allgemeinen Verſicherungsbedingungen auf die Dauer bis zum 31. März 
1919 verſichert und der Kläger hatte die tarifmäßigen Prämien für das erſte 
halbe Verſicherungsjahr bezahlt. Am 6. und 27. Juni 1916 verendete je eines 
der verſicherten Pferde infolge Erkrankung. Der Kläger beanſpruchte des⸗ 
halb von der Beklagten die Bezahlung der Verſich.⸗Summe für beide Tiere 
mit 1920. Mit Brief v. 12. Juli 1916 lehnte jedoch die Beklagte jede Zah⸗ 
lung unter gleichzeitigem Rücktritt vom Verſicherungsvertrag ab, weil der 
Kläger die ihm bei der Schließung des Vertrags im Aufnahmeantrag von 
der Geſellſchaft geſtellte Frage nach der Zahl der bei ihm in den letzten fünf 
Jahren krepierten Tiere unrichtig beantwortet habe und deshalb die Geſell⸗ 
ſchaft nach § 51 Verſich.⸗Bedingungen berechtigt fei, vom Vertrage zurück⸗ 
zutreten. — Nunmehr erhob der Kläger Klage gegen die Geſellſchaft auf Be⸗ 
zahlung der Entſchädigung. Die Klage wurde abgewieſen; die Berufung 
des Klägers blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Der Kläger konnte auch in der Ber. Inſtanz nicht in Abrede ſtellen, 
daß ſeine Angabe über die Zahl der in den letzten 5 Jahren vor Abſchluß des 
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Verſich.⸗Vertrags in "feinem Betriebe verendeten Pferde tatſächlich und in 
dem Umfang unrichtig war, wie dies vom Landgericht feſtgeſtellt iſt, und 
daß die verklagte Geſellſchaft vom Vertrage form⸗ und friſtgerecht zurückge⸗ 
treten iſt. Er mußte auch zugeben, daß dieſer Rücktritt an ſich nach §§ 16, 17 
und 18 VerſVertrGeſ. v. 30. Mai 1908 als zuläſſig und gerechtfertigt zu er⸗ 
achten wäre, aber er iſt der Anſicht, daß ihm die Beklagte gleichwohl die ein⸗ 
geklagte Verſicherungsſumme zu zahlen habe, weil ihm die zwingende, vom 
Landgericht jedoch nicht verſtandene Ausnahmevorſchrift des § 21 Geſ. 
ſchützend zur Seite ſtehe. Dieſe Anſicht iſt aber verfehlt. 

Als ‚Verſicherungsfall“ i. S. dieſer Geſetzesbeſtimmung, worunter nur 
das Ereignis zu verſtehen iſt, durch deſſen Eintritt der Verſicherer zur Leiſtung 
verpflichtet wird (Hager⸗Bruck VerſVG.“ Einl. 20) kommt für die gegenwär⸗ 
tige Streitſache der Tod der beiden am 6. und 27. Juni 1916 verendeten 
Pferde des Klägers in Betracht. Auf dieſes Ereignis hatten die unrichtigen 
Angaben des Klägers über die Zahl der in den letzten 5 Jahren vor dem 15. April 
1916 in ſeinem Betrieb krepierten Pferde fraglos keinen Einfluß. Es fehlt 
hier an jedem inneren und urſächlichen Zuſammenhang. Inſoweit war daher 
die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des § 21 Geſ. zugunſten des Klä⸗ 
gers gegeben. Aber ebenſo zweifellos iſt es, daß die weitere Vorausſetzung 
hierfür, nämlich die Einflußloſigkeit jener Angaben auf den Umfang der Lei⸗ 
ſtung des Verſicherers, hier nicht vorliegt. Die Leiſtung der Beklagten beſtand 
in der Übernahme der Verſicherung der Pferde des Klägers gegen Zahlung 
der auf Grund der Angaben im Verſ.⸗Aufnahmeantrag berechneten Prämien, 
des mit der Verſicherung verbundenen Riſikos und der Verpflichtung zur Aus- 
bezahlung einer Entſchädigung von 80% des angegebenen Verſicherungs⸗ 
wertes der Pferde. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß für die Übernahme aller 
dieſer Verpflichtungen, jedenfalls aber für die Berechnung der Höhe der vom 
Kläger zu leiſtenden Prämienzahlung und der ihm zu gewährenden Entſchä⸗ 
digung, die wahrheitgemäße und gewiſſenhafte Beantwortung aller im Verſ.⸗ 
Aufnahmeantrag enthaltenen Fragen, alſo insbeſondere auch der Frage 
nach der Zahl der in einem gewiſſen Zeitraum verendeten Pferde des Ver⸗ 
ſicherungnehmers von erheblicher und maßgebender Bedeutung iſt. Das hat 
auch im § 18 Abſ. 1 Gef. entſprechenden Ausdruck gefunden und konnte vom 
Kläger nur unter Vernachläſſigung der allergewöhnlichſten Sorgfalt im Ver⸗ 
kehr außer acht gelaſſen werden. Berückſichtigt man dabei aber noch den ſehr 
erheblichen Unterſchied zwiſchen der Zahl der vom Kläger als krepiert bezeich⸗ 
neten Pferde und der in Wirklichkeit verendeten, ſo erſcheint die Behauptung 
der Beklagten, daß ſie bei Kenntnis der wirklichen Sachlage dem Kläger nicht 
den gleichen Prämienſatz und auf keinen Fall einen Schadenerſatz von 80% 
gewährt hätte, ohne weiteres als völlig glaubwürdig und keines Beweiſes mehr 
bedürftig. Ob etwa eine ſtaffelförmige Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme 
zwiſchen den Streitteilen ſtattgefunden hätte und in welchen Staffeln, iſt 
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hiernach für die gegenwärtige Entſcheidung gleichgültig, da jeder auch noch 
ſo geringe Einfluß, den der Umſtand, in Anſehung deſſen die Anzeigepflicht 
verletzt wurde, auf den Umfang der Leiſtungspflicht des Verſicherers hat, zu⸗ 
gunſten des Verſicherers wirkt (vgl. Hager⸗Bruck a. a. O. § 21 Anm. 2) und die 
Anwendung des § 21 gegen ihn ausſchließt. Die von den Parteien in dieſer 
Richtung beantragte Beweiserhebung iſt daher überhaupt nicht veranlaßt. 

Rechtlich unhaltbar iſt es, wenn der Kläger einen Verſtoß gegen den § 21 
Gef. und eine Umgehung dieſer zugunſten des Verſ.⸗Unternehmers getroffe⸗ 
nen geſetzlichen Ausnahmevorſchrift darin erblicken will, daß der Verſicherer 
Fragen, die er bereits bei Abſchluß des Verſicherungsvertrages an den Ver⸗ 
ſicherungnehmer geſtellt hat, nach dem Eintritt des Verſicherungsfalls bei 
der Schadenfeſtſtellung wiederholt. Dieſe erneute Frageſtellung dient einem 
andern Zweck als die frühere und iſt ebenſo gewiſſenhaft zu beantworten wie 
dieſe. Darüber mußte ſich, nach den im Verkehr üblichen Grundſätzen von 


Treu und Glauben, der Kläger vollkommen klar fein. — — —" 
Urteil des OLG. München (2. Gen.) v. 26. Febr. 918 R. w. V. L. 
358/17. F—z. 


132. Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen ver- 
faſſungsmäßiger Vertreter. Beamtenhaftung nach 
ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 

Vgl. 59 Nr. 27. 

BGB. 55 831. 31. 89. EGBGB. Art. 77. 

Als am 28. September 1915 der Kläger K., deſſen Frau und die Frau 
des anderen Klägers auf der dem Beklagten gehörigen und von ihm betriebe⸗ 
nen Eiſenbahn von B. L. nach L. fuhren, entgleiſte der von ihnen benutzte 
Wagen unmittelbar vor der Station L., wo damals der Eiſenbahnaſſiſtent 
F. den Fahrdienſt leitete und der Weichenwärter Sch. die Weichenſtellung 
verſah. Die beiden Frauen verunglückten dabei tödlich. Die Kläger bean⸗ 
ſpruchten vom Beklagten Erſatz für die Dienſte im Hausweſen, zu deren Lei⸗ 
ſtung ihre Frauen verpflichtet geweſen ſeien, und klagten auf Entrichtung 
einer lebenslänglichen Rente. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Mit dem Landgericht iſt davon auszugehen, daß der Klaganſpruch we⸗ 
der auf das Reichshaftpflichtgeſetz noch auf den Beförderungsvertrag, ſondern 
höchſtens auf unerlaubte Handlung (§§ 823f, 845 BGB.) geſtützt e 
kann. 

. . . Dem Landgericht iſt darin beizupflichten, daß im gegenwärtigen Falle 
eine Verpflichtung des Beklagten zum Schadenerſatz auf Grund unerlaub- 
ter Handlung nicht beſteht. Als verfaſſungsmäßige Vertreter des Fiskus 
im Sinne von §§ 30, 31, 89 BGB. kommen nur Beamte in Frage, deren 
Anſtellung durch Geſetz oder eine gleichwertige organiſatoriſche Beſtimmung 
vorgeſehen iſt, und die wenigſtens innerhalb eines gewiſſen Verwaltungs- 
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zweiges zu ſelbſtändigem Handeln und zur rechtsgeſchäftlichen Vertretung 
des Fiskus berufen ſind, und dazu gehören in Sachſen Weichenſteller und 
Eiſenbahnaſſiſtenten, mögen letztere auch den Fahrdienſt zu leiten und bahn⸗ 
polizeiliche Befugniſſe auszuüben haben, nicht, wie aus der „Verwaltungs- 
ordnung der Königlich Sächſiſchen Staatseiſenbahnen“ zu entnehmen iſt, 
in der dieſer Beamten keine Erwähnung getan iſt. Der Beklagte hat daher 
für die unerlaubten Handlungen F. und Sch., durch deren Fahrläſſigkeit 
unſtreitig der Unfall herbeigeführt worden iſt, nicht aus §§ 31, 89 BGB., 
ſondern aus § 831 BGB Abſ. 1 S. 1 einzuſtehen, feine Haftung entfällt aber 
auch inſoweit, weil durch die Ausſagen der Zeugen C. und F. der in § 831 
Abſ. 1 S. 2 nachgelaſſene Entlaſtungsbeweis geführt worden iſt. 

Den Klägern ſteht auch nicht das in Sachſen geltende, durch die Einfüh⸗ 
rung des BGB. unberührt gebliebene (Art. 77 EGBGB.) Gewohnheitsrecht 
zur Seite, wonach der Staat für den Schaden haftet, den ſeine Beamfen in 
Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt Dritten zugefügt 
haben. Eine Ausübung öffentlicher Gewalt liegt nur vor, wenn der Be⸗ 
amte das Herrſchaftsrecht des Staates, dem jeder Einzelne ſich fügen muß, 
betätigt, wenn er in Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte, insbeſondere der 
obrigkeitlichen Gewalt handelt, nicht aber dann, wenn er fiskaliſche Rechte 
ausübt, die in Rechtsverhältniſſen des bürgerlichen Rechtes ihren Grund 
haben, z. B. in einem ſtaatlichen Gewerbebetriebe, zu dem auch der Eiſenbahn⸗ 
betrieb gehört (zu vgl. Staudinger EGBGB. Art. 77 A 2b; RGBGB. § 89 
A3). In den letzteren Bereich fällt aber die Tätigkeit F. und Sch., die den 
Schaden verurſacht hat; lediglich dadurch, daß jie bei der Bedienung der Blod- 
vorrichtung und der Weichenſtellung vorſchriftswidrig verfahren ſind, iſt die 
Entgleiſung herbeigeführt worden. Mag F. wie die Kläger geltend machen, 
in ſeiner damaligen Dienſtſtellung auch bahnpolizeiliche Befugnis gehabt 
haben, ſo hat er doch bei ſeiner hier in Frage kommenden ſchadenbringenden 
Tätigkeit nicht in Ausübung ihm anvertrauter öffentlicher Gewalt gehandelt. 
Ebenſowenig können die Kläger mit ihrer Berufung auf § 458 HGB. und 85 
der Eiſenbahnverkehrsordnung Erfolg haben, denn dieſe Beſtimmungen 
regeln nur die Haftpflicht aus dem Beförderungsvertrage (JW. 1916, 488 7) 
und greifen daher im Verhältniſſe der Kläger zum Beklagten nicht Platz.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Senat) v. 11. N 1918, K. u. Gen. 
w. Sächſ. Staat. 5 O. 100/17. Ch. 


133. Derftoß gegen die guten Sitten, wenn ein Angeſtellter ſich zum 
Wettbewerb ein Verzeichnis über die Bezugs- und Abſatzquellen 
feines Geſchäftsherrn anfertiat. 

"UNS. § 1; BGB. § 138; H 8. § 60; BRO. § 256. 

Der Kläger war zur Zeit der Klageerhebung alleiniger Inhaber der un⸗ 
ter der Firma M. & S. in L. beſtehenden Wollhandlung, die er jetzt als offene 
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Handelsgeſellſchaft zuſammen mit dem Kaufmann H. betreibt. Vom 1. Sep⸗ 
tember bis zum 28. November 1913 war der Beklagte als Volontär bei ihm 
tätig. Während dieſer Tätigkeit hatte der Beklagte in zwei Notizbüchern 
ſich Adreſſen von Kunden und Lieferanten der Firma zum Teil unter Bei⸗ 
fügung der in Betracht kommenden Warengattungen zuſammengeſtellt. 
Der Kläger behauptet, daß der Beklagte dieſes Material, teils während er noch 
bei ihm beſchäftigt war, teils nach ſeinem Austritt mißbraucht habe, um Ge⸗ 
ſchäfte zu machen, durch die er geſchädigt worden ſei, und daß auch für die 
Zukunft ein ſolches Gebahren zu befürchten ſei. Er wollte dieſes Gebahren 
dem Beklagten gegenüber unterſagt wiſſen und forderte von ihm auch Schaden⸗ 
erſatz. Der Unterlaſſungsanſpruch wurde vom Ber.⸗Gericht anerkannt, die 
Schadenforderung dagegen abgewieſen. Aus den Gründen: 

——— „Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Bezugs⸗ und Abſatz⸗ 
ſtellen, um die es ſich bei den Verzeichniſſen handelt, Betriebsgeheimniſſe 
i. S. von § 17 UnlWG. darſtellen und ob demgemäß der Kläger zur Rechtfer⸗ 
tigung feiner Anſprüche die Beſtimmungen in § 17 Abſ. 2 § 19 Unl WG. heran⸗ 
ziehen kann. Zum mindeſten hat, ſoweit der von ihm behauptete Sachverhalt 
bewieſen tit, $1 Anwendung zu finden. | 

Die Kenntnis dieſer Bezugs⸗ und Abſatzſtellen gehört zu den geſchäft⸗ 
lichen Erfahrungen, auf die ſich der Geſchäftsbetrieb des Klägers aufbaut. 
In Geſtalt des Inhalts der Bücher und der Korreſpondenz ſteht ſie den In⸗ 
habern und Angeſtellten des Geſchäfts für die Zwecke des Betriebes zur Ver⸗ 
fügung. Indem ſich der Beklagte über die Bezugs⸗ und Abſatzſtellen Zu⸗ 
ſammenſtellungen anfertigte, wie jie in den Klaganlagen A und B erſichtlich 
ſind, erreichte er, daß ihm die in dieſen Zuſammenſtellungen verkörperten 
Erfahrungen des klägeriſchen Geſchäftsbetriebs, auch ſoweit es ſeine Dienſt⸗ 
ſtellung bei der Firma nicht mit ſich brachte, und insbeſondere auch nach Auf⸗ 
gabe derſelben in gleicher Weiſe zu Gebote ſtanden, wie den Inhabern der 
Firma und den mit deren geſchäftlichen Angelegenheiten befaßten Angeſtellten 
derſelben, und wenn er dieſe Zuſammenſtellungen dann bei ſeinen eigenen 
Geſchäften in der Wollbranche benutzt oder benutzt hat, bedeutet das ſomit 
ein Ausnutzen von Vorteilen, die die Inhaber des Geſchäftsbetriebs ſich durch 
ihre Tätigkeit für dieſen geſchaffen hatten. Es handelt ſich inſoweit nicht le⸗ 
diglich um die Verwertung allgemeiner Erfahrungen, wie ſie die Tätigkeit 
in dem Geſchäftszweige für jeden mit ſich bringt, ſondern um die Ausbeutung 
der in der Eigenart des klägeriſchen Geſchäfts begründeten geſchäftlichen 
Beziehungen auf Grund von Maßnahmen, die ihm deren dauernde Beherr⸗ 
ſchung gewährleiſten ſollten. 

Hiernach iſt ebenſo, wie das ſchon von der Anfertigung der Verzeichniſſe 
wird gelten müſſen, vor allem auch in deren Verwendung durch den Beklag⸗ 
ten für ſeine eigenen Geſchäfte ein vorſätzliches Verhalten zu ſehen, das dem 
Anſtandsgefühl aller gerecht und billig Denkenden widerſpricht und ſomit 
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gegen die guten Sitten verſtößt. — — — Die Beſtimmung der Verzeichniſſe, 
in der oben beſprochenen Weiſe der geſchäftlichen Tätigkeit des Beklagten 
zu dienen, ergibt fich ohne weiteres aus ihrem Inhalt. Sobald fie vor⸗ 
handen waren, waren ſie aber auch verwendungsbereit. Demgemäß bedeutet 
ſchon ihre Anfertigung ein ihre Ausnutzung unmittelbar ermöglichendes Tun 
und mithin eine ernſtliche Vorbereitung der durch fie zu bewirkenden Rechts- 
verletzungen. Der Unterlaſſungsanſpruch iſt alſo zum Zweck der Verhinde⸗ 
rung dieſer gegeben, auch wenn es zur Verwendung der Verzeichniſſe für den 
in Frage ſtehenden Zweck durch den Beklagten noch nicht gekommen ſein ſollte. 

Der Inhalt dieſes Unterlaſſungsanſpruchs iſt aber der gleiche, mag ihm 
eine bereits geſchehene oder eine erſt drohende Rechtsverletzung zugrunde 
liegen. Der Beklagte hat es vermöge dieſes Anſpruchs zu unterlaſſen, ſich der 
in den Verzeichniſſen gemachten Zuſammenſtellungen bei ſeinen Geſchäften 
zu bedienen in der Weiſe, daß er die in ihnen zuſammengeſtellten Angaben 
über Lieferanten, Abnehmer und Waren zur Grundlage geſchäftlicher An⸗ 
erbietungen macht, oder zur Beurteilung ihm gemachter geſchäftlicher Aner⸗ 
bietungen benutzt. Jedoch beſchränkt ſich dieſe Verpflichtung entſprechend 
der Entſtehung und dem Inhalte dieſer Verzeichniſſe auf Geſchäfte, die ſich 
auf den Wollhandel beziehen. Es geht ſomit zu weit, wenn das Landgericht 
dem Antrage des Klägers gemäß ganz allgemein die Benutzung der Liſten 
im geſchäftlichen Verkehr, und insbeſondere auch ganz allgemein den Ab⸗ 
ſchluß von Einkäufen und Verkäufen mit den darin genannten Kunden, Lie⸗ 
feranten und Gutsbeſitzern verboten, alſo zum Ausdruck gebracht hat, daß 
das Verbot Geſchäfte jeder Art umfaſſe. 

Daß die die Verzeichniſſe enthaltenden Notizbücher ſich, wie außer Streit, 
nicht mehr in ſeinem Beſitz, ſondern in dem des Klägers befinden, kann der 
Beklagte dem Kläger nicht entgegenſetzen. Die Unterlaſſungsverpflichtung 
bezieht ſich nicht gerade nur auf die Niederſchrift der Zuſammenſtellungen 
wie ſie in den Notizbüchern enthalten war. Demgemäß iſt entgegen der Auf⸗ 
faſſung des Beklagten entſcheidendes Gewicht darauf zu legen, daß der Be⸗ 
klagte in Geſtalt der Klaganlagen A und B Abſchriften der Verzeichniſſe im 
Beſitz hat. Auch dieſe ſetzten ihn in den Stand, von den Zuſammenſtellungen 
Gebrauch zu machen. Seine Bereitwilligkeit, ſie zurückzugeben, ändert nichts 
daran, daß ſie ihm zurzeit noch zu Gebote ſtehen. Überdies würde aber, da man 
nach dem Obigen davon auszugehen hat, daß ſein Wille auch jetzt noch auf die 
Ausnutzung der Zuſammenſtellung für ſeine Zwecke gerichtet iſt, auch für den 
Fall der Zurückgabe noch damit zu rechnen fein, daß er Abſchriften zurüd- 
behalten haben könnte. Mithin iſt der Unterlaſſungsanſpruch begründet, 
wiewohl ſich die urſprünglich angefertigten Verzeichniſſe im Beſitz des Klägers 
befinden. 

Auch darin iſt dem Beklagten nicht beizupflichten, daß für den Kläger 
kein Intereſſe mehr an dem begehrten Unterlaſſungsgebot beſtehe. Allerdings 
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mögen infolge der durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe die geſchäft⸗ 
lichen Beziehungen mit den in den Verzeichniſſen genannten Firmen und Per⸗ 
ſönlichkeiten zum Teil beeinträchtigt, zum Teil auch gänzlich unterbrochen 
ſein. Daß ſie aber überhaupt unmöglich wären und insbeſondere ihre Wieder⸗ 
aufnahme in dem alten Umfang auch nach dem Kriege ausgeſchloſſen wäre, 
iſt nicht zuzugeben. So aber müßten die Dinge liegen, wenn man anerkennen 
wollte, daß die Gefahr der behaupteten Rechtsverletzungen nicht mehr beſtehe, 
oder daß der Kläger mangels eines Intereſſes an der Rechtsverfolgung i. S. 
von § 226 BGB. nicht befugt ſei, den Anſpruch auf Unterlaſſung geltend zu 
machen. Auch daß der Beklagte ſich zurzeit im Heeresdienſt befindet, entzieht 
dem Unterlaſſungsanſpruch nicht unter dieſen Geſichtspunkten die Grund⸗ 
lage. —— — 

Was den an ſich aus §1 Unl WG. herzuleitenden Anſpruch des Klägers 
auf Schadenerſatz anlangt, ſo iſt zunächſt das vom Kläger mit dem in erſter 
Linie geſtellten Antrag erhobene Verlangen auf Zahlung zur Erſtattung 
bereits erwachſenen Schadens unbegründet. Es iſt nicht bewieſen, daß es 
überhaupt zum Abſchluß der Geſchäfte mit den Firmen gekommen iſt, die der 
Kläger in dieſer Hinſicht aus den Verzeichniſſen namhaft gemacht hat. — — — 

Dem vom Kläger in zweiter Linie hilfsweiſe, alſo für den Fall der Ver⸗ 
neinung des Zahlungsanſpruchs geltend gemachten Anſpruch auf Feititel- 
lung der Verpflichtung der Beklagten zur Schadenerſatzgewährung ſteht 
entgegen, daß ein Intereſſe des Klägers an dieſer Feſtſtellung, wie es § 256 
BRO. vorausſetzt, nicht anerkannt werden kann. | 

Es ſoll einerſeits die Verpflichtung des Beklagten zum Erjab des dem 
Kläger bereits erwachſenen Schadens, anderſeits die zur Erſtattung desjenigen, 
der ihm künftig erwachſen wird, feſtgeſtellt werden. In beiden Beziehungen 
handelt es ſich um beſtimmte einzelne Vorgänge, die einzelnen Fälle der 
Rechtsverletzung. Soweit ſie bereits erfolgt ſind, ſind ſie in ihren Wirkungen 
ſchon jetzt zu überſehen. Die Sachlage iſt alſo nicht ſo, daß dem Kläger Scha⸗ 
denerſatzanſprüche zuſtänden, die in ihrer Grundlage bereits feſtſtünden, 
ſich aber noch in fortſchreitender Entwicklung befänden oder doch, ſoweit ſie 
bereits abgeſchloſſen vorlägen, nicht alsbald beziffert werden könnten. Der 
Kläger kann mithin nicht aus der Unmöglichkeit den bereits erwachſenen 
Schaden jetzt ſchon ziffermäßig geltend machen und aus der zu erwartenden 
Weiterentwicklung der zurzeit begründeten Anſprüche die Befugnis herlei⸗ 
ten, zunächſt lediglich Feſtſtellung ſeiner Anſprüche zu verlangen. Er muß 
ſich vielmehr darauf verweiſen laſſen, daß er die bereits entſtandenen An⸗ 
ſprüche zur Leiſtung einzuklagen und im übrigen ſich zu beſcheiden hat, daß 
er die aus künftigen Rechtsverletzungen ihm erwachſenden erſt nach dem Ein⸗ 
treten ſolcher geltend machen kann.— — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 23. Dez. 1916. M. w. M. 3, 
O. 158/14. F—ch. 
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134. Erbſchaftsſteuer; Bedeutung des „gewöhnlichen Aufenthalts“ 
i. S. des § 6 Abſ. 2 ErbſchSteuerGeſetzes. 
ErbſchStG. 5 6 Abſ. 2. 

Kläger verlangte Zurückzahlung von ſeiner Anſicht nach zu Unrecht er⸗ 
hobener Erbſchaftsſteuer. Beide Vorinſtanzen wieſen die Klage ab; die Re⸗ 
viſion hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: 

„Unter den Parteien iſt unſtreitig, daß der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes 
kein Deutſcher war und weder ſeinen Wohnſitz noch ſeinen gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt in einem Bundesſtaate hatte. Das dem Kläger angefallene Vermö⸗ 
gen unterlag deshalb nach § 6 Abſ. 2 ErbſchStG.der Steuer nur dann, wenn 
Kläger am 13. Sept. 1914 ‚zur Zeit des Anfalls im Inlande ſeinen Wohnſitz 
oder in Ermangelung eines ſolchen ‚jemen gewöhnlichen Aufenthalt‘ gehabt 
hat. Wie Kläger ſelbſt nicht mehr in Zweifel zieht, wird die Stempelpflicht 
dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß er nach den Feſtſtellungen beider Vorin⸗ 
ſtanzen ſeinen beim Ausbruch des Kriegs im Auslande gehabten Wohnſitz 
nicht aufgegeben hatte. Der Ber.⸗Richter hat nun in Übereinſtimmung mit 
dem Landgericht angenommen, daß Kläger am 13. Sept. 1914 in der Stadt 
Braunſchweig feinen gewöhnlichen Aufenthalt i. S. des § 6 Abſ. 2 ErbſchStG. 
gehabt hat, und hat demgemäß die Erhebung der Steuer für gerechtfertigt 
erklärt. Die Reviſion wendet ſich lediglich gegen dieſe Annahme mit, der Rüge 
der Verletzung dieſes §6 durch Verkennung des Begriffs des gewöhnlichen 
Aufenthalts, ſowie der Verletzung der §§ 139 und 286 BBY. Sie fonnte feinen 
Erfolg haben. 

Nach dem Entwurf des Stempelfteuergefepes ſollte das inländiſche Ver⸗ 
mögen eines Ausländers der Steuer unterliegen: 1. nach Abſ. 1 des § 7, wenn 
er zur Zeit des Todes in einem Bundesſtaate ſeinen Wohnſitz oder ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und 2. nach Abſ. 2 daß, wenn für den Fall, 
daß Abſ. 1 nicht zutraf, der Erwerber ‚im Inland feinen Wohnjig‘ hatte. 
In der Begründung war ausgeführt, daß es nicht gerechtfertigt erſcheine, 
den rein zufälligen Umſtand des bloß vorübergehenden Sichaufenthaltens 
im Inlande — etwa auf einer Durchreiſe — für die Steuerpflicht entſcheidend 
fein zu laſſen. In der Kommiſſion iſt dann im Abſ. 2 hinzugefügt ‚oder in 
Ermangelung eines ſolchen ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt“, und zwar aus 
der Erwägung, daß ebenſo wie im Fall des Abſ. 1 der gewöhnliche Aufent⸗ 
halt geeignet fein ſolle, den Wohnſitz zu erſetzen. Der jo geänderte §7 des 
Entwurfs hat dann als § 6 Aufnahme in das Geſetz gefunden. Hieraus ergibt ſich, 
daß der ,‚gewöhnliche Aufenthalt‘ i. S. beider Abſätze des § 6 in Gegenſatz 
geſetzt iſt und begrenzt wird einerſeits vom Wohnſitz, n vom bloß 
vorübergehenden Aufenthalt. 

Dem Ber.⸗Richter iſt deshalb darin beizutreten, daß es zur Annahme 
eines gewöhnlichen Aufenthalts i. S. des ErbſchStG. ausreicht, wenn die 
bloße Tatſache eines nicht nur vorübergehenden Verweilens, eines Verweilens 
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von einer gewiſſen Dauer und Regelmäßigkeit vorliegt. Der Reviſion ift 
nicht zuzugeben, daß die betreffende Perſon die Abſicht haben mußte, „wenig⸗ 
ſtens für einige Zeit den Mittelpunkt ihrer Lebenshaltung an dem Ort des 
Aufenthalts zu begründen“. Ein ſolches Erfordernis iſt weder aus dem Wort⸗ 
laut des Geſetzes noch mit der Reviſion daraus herzuleiten, daß der Grund 
der Beſteuerung einer Perſon in deren territorialer Abhängigkeit vom Staate 
liege, letzteres umſoweniger, als Gegenſtand der Beſteuerung das im Inland 
und ſomit in territorialer Abhängigkeit vom inländiſchen Staat befindliche 
Vermögen des Erblaſſers iſt, wenn auch nur unter der Vorausſetzung, daß 
der Erbe ſich im Inland nicht nur vorübergehend una ul dort feinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Die Entſcheidung, ob in dem 1 10 Fall das Verweilen im Inlande 
von einer die Annahme eines gewöhnlichen Aufenthalts rechtfertigenden 
Dauer und Stetigkeit geweſen iſt, liegt weſentlich auf dem Tatſachengebiet. 
Daß der Ber.⸗Richter im vorliegenden Fall auf Grund feiner eingehenden 
Würdigung der feſtgeſtellten Sachlage zu dem Ergebnis gelangt ijt, daß Klä⸗ 
ger ſich nicht etwa nur zwecks Beſuchs ſeiner Mutter und ſonſtigen Verwandten 
vorübergehend nach Braunſchweig begeben hatte, ſondern dort zur kritiſchen 
Zeit ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt N hat, läßt einen ee 
nach keiner Richtung erkennen. 

Zunächſt enthält es nicht, wie die Reviſion meint, einen Widerſpruch, 
daß der Ber.⸗Richter davon ausgeht, daß für die Annahme eines gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalts i. S. des ErbſchStG. das tatſächliche Vorliegen eines Auf⸗ 
enthalts von längerer Dauer und Stetigkeit ausreicht, ſodann aber im Fort⸗ 
gang ſeiner Begründung ausführt, daß der Kläger Braunſchweig zu ſeinem 
regelmäßigen, gewöhnlichen Aufenthalt ,‚auserkoren“ habe. Auch wenn es 
rechtsgrundſätzlich auf den Willen der betreffenden Perſon entſcheidend nicht 
ankommt, kann immerhin aus der bei der Aufenthaltsnahme beſtehenden Ab- 
ſicht auf das Vorhandenſein des Erforderniſſes der Stetigkeit geſchloſſen 
werden. — — — 

Iſt hiernach rechtlich nicht zu beanſtanden, daß der Ber.⸗Richter als dar⸗ 
getan angeſehen hat, daß Kläger am 13. Sept. 1914 ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in der Stadt Braunſchweig gehabt hat, ſo kann unerörtert bleiben, 
ob es nicht nach dem Geſetze genügt hätte, wenn der Ber.⸗Richter feſtgeſtellt 
hätte, daß Kläger in dem kritiſchen Zeitpunkt ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt 
tm Inland“ gehabt hat, auch wenn eine beſtimmte einzelne Stadt als gewöhn⸗ 
licher Aufenthalt nicht zu ermitteln geweſen wäre. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 20. Nov. 1917. Gl. (Kl.) w. Braun⸗ 


ſchweig. Staat. (OLG. Braunſchweig.) VII. 335/17. Auch in RGeEntſch. 
91 Nr. 71 S. 287. 
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135. Der Beſitz des Nießbrauchers geht auf deſſen Erben über; 
Eigentumsflage gegen einen von mehreren Mitbeſitzern. 
BGB. 98 857. 985. 


Die Klägerin behauptet, ihr verſtorbener Oheim, der Ehemann der Be⸗ 
klagten, habe ihr im Jahre 1915 Schenkungen im Geſamtbetrage von 6000 #% 
gemacht, das über dieſe Summe ausgeſtellte Depoſitenbuch der Volksbank 
in S. aber in Beſitz behalten, um die Zinſen, die er ſich bis zu ſeinem Tode 


vorbehalten habe, erheben zu können. Die Beklagte, die eine der Miterben 


ihres verſtorbenen Mannes iſt, hat das Buch in Beſitz und weigert deſſen 
Herausgabe an die Klägerin. Dieſe hat deshalb gegen ſie auf Herausgabe Klage 
erhoben. Nach dieſem Antrage haben die Vorinſtanzen erkannt. Sie haben 
übereinſtimmend den Beweis einer ordnungsmäßig vollzogenen Schenkung 


* 


für geführt erachtet. Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: 

„Die Beklagte hatte geltend gemacht, ſie ſei allein nicht paſſiv legitimiert. 
Das Sparbuch habe ſich im Nachlaſſe ihres Ehemannes befunden. Sie ſei 
nicht Alleinerbin. Deshalb fei der Beſitz nach § 857 BGB. auf alle Erben 
gemeinſchaftlich übergegangen. Die übrigen Erben hätten daher mitverklagt 
werden müſſen. Es kann der Reviſion zugegeben werden, daß die Begrün⸗ 
dung, mit der das Berufungsgericht die Paſſivlegitimation der Beklagten 
bejaht, auf Rechtsirrtum beruht. Das Berufungsgericht führt aus: Der Be⸗ 
ſitz des Ehemanns der Beklagten ſei gegenüber der Klägerin der eines Ver⸗ 
wahrers, Nießbrauchers i. S. des § 868 BGB. geweſen. Der Ehemann fei 
daher nur auf Zeit zum Beſitze berechtigt geweſen. Der Beſitz ſei deshalb 
mit ſeinem Tode untergegangen; § 857 BGB. finde mithin keine Anwendung. 
Der Beſitz der Beklagten ſei fehlerhaft; ſie entziehe der Klägerin den Beſitz 
des Sparbuchs, während ſie ms das durch das Buch verkörperte Kapital 
keinen Anſpruch habe. 

Das Berufungsgericht verkennt die Bedeutung des § 857 BGB. Da⸗ 
nach rückt der Erbe kraft Geſetzes in diejenige Beſitzſtellung ein, die der Erb⸗ 


laſſer hatte (RGEntſch. 83, 229). War der Erblaſſer alſo wie bisher, un⸗ 


mittelbarer Beſitzer, ſo werden es auch die Erben. Nach den Erläuterungen 
des Antragſtellers, auf deſſen Vorſchlag in der Kommiſſion für die zweite Le⸗ 
jung des BGB. der § 857 in das BGB. aufgenommen iſt, ſoll die Vorſchrift 
auch dem Erben des Detentors (Mantadars uſw.) im Gegenſatze zum Eigen⸗ 
und Nutzungsbeſitzer zuſtatten kommen, weil auch dieſem Erben bei einem 
Streite darüber, ob die Sache zum eigenen Vermögen des Erblaſſers gehört 
oder nicht, die Rolle des Beklagten gebührt, weil der Erbe ferner für die Er⸗ 
haltung und Herausgabe der Sache verantwortlich iſt und weil er ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht hat. (Prot. V. S. 652). Auch Unvererblichkeit des dem Erb⸗ 
laſſer, z. B. wie hier als Nießbraucher zuſtehenden Rechtes ſchließt deshalb 


222 136. Grund dienſtbarkeit. 


den Übergang des auf jenem Rechte beruhenden Beſizes nach 857 BGB. 
nicht aus. 

Es iſt auch nicht richtig, daß der Beſitz der Beklagten der Klägerin gegen⸗ 
über ein fehlerhafter iſt. Denn weder fie noch ihr Erblaſſer haben den Beſitz 
durch verbotene Eigenmacht erlangt (vgl. §§ 8611, 858 BGB.). 

Im Endergebnis iſt dem Berufungsgericht aber beizuſtimmen. Da nach 
den unangefochtenen und rechtlich einwandfreien Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts die Klägerin auf Grund der Schenkung Gläubigerin der Forderung 
gegen die Bank geworden iſt, jo ſteht ihr nach § 952 BGB. das Eigentum 
an dem Depoſitenbuch, das ſich auf jene Forderung bezieht, zu. (Warneyer 
1909 Nr. 106; RGSt. Entſch. 43, 17). Als Eigentümerin kann aber die Klä⸗ 
gerin nach § 965 BGB. von dem Beſitzer die Herausgabe des Buches fordern. 
Der Anſpruch ſteht auch gegen einen von mehreren Mitbeſitzern zu, wenn dieſe 
wie hier, die tatſächliche Verfügungsgewalt hat. Denn auch dieſer macht ſich 
durch ſeinen Mitbeſitz eines Eingriffs in das Eigentumsrecht ſchuldig, und der 
dem Eigentümer zuſtehende Rechtsſchutz kann nicht daran ſcheitern, daß der 
Störer anderen Perſonen gegenüber in der Verfügung über den Gegenſtand 
beſchränkt ſein mag.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 31. u 1918. R. w. P. N 
Poſen). IV. 360/17. 


136. Grunddienſtbarkeit der Nichtbebaubarkeit mit einem Stall; 
fällt auch eine Kraftfahrzeughalle darunterd 
BGB. §§ 1018. 157. 

Zu Laſten des Grundſtücks Rotherbaum 913 ijt im Grundbuch eine Grund⸗ 
dienſtbarkeit eingetragen, nach welcher auf dem Grundſtück kein Stall und 
keine Miſtgrube ohne Genehmigung des Eigners des Grundſtücks Rother- 
baum Nr. 917 angelegt werden darf. Der Beklagte iſt Mieter des belaſteten 
Grundſtücks und hat darauf eine Anzahl Kraftwagen untergebracht. Auf die 
Klage verbot das Landgericht dieſe Benutzung des Grundſtücks, weil eine Auto⸗ 
garage i. S. der Grunddienſtbarkeit als ein Stall anzuſehen jet. —— — 

Die Berufung des R hatte Erfolg. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Es iſt richtig, daß die Verhältniſſe ſo apace fünnen, daß die Gleichſtel⸗ 
lung einer Autogarage mit einem Stall berechtigt iſt. Der in der Deutſch. 
Bauzeitung 1915, 107, veröffentlichten Entſcheidung, auf die der Kläger ſich 
berufen hat, lag gleichfalls zugrunde, daß ein Grundſtück mit der Dienſtbar⸗ 
keit belaſtet war, daß auf ihm kein Stallgebäude errichtet werden dürfe. Das 
OLG. zu Frankfurt hat dahin erkannt, daß wegen dieſer im Jahre 1899 oder 
ſpäter begründeten Dienſtbarkeit nach dem Sinn des zugrunde liegenden 
Vertrags auch keine Autohalle (Garage) darauf erbaut werden dürfe; das 
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Wort Stallgebäude ſei zwar zunächſt auf einen Unterkunftraum für Tiere 
zu beziehen, umfaſſe doch aber auch weiter die gewöhnlich mit einem ſolchen 
verbundenen Räume, wie Kutſcherwohnung und Räume zur Unterbringung 
der Wagen; deshalb ſei anzunehmen, daß auch die zur Unterbringung eines 
Autos beſtimmte Garage nach dem Vertrage der Parteien verboten ſein ſolle; 
ein Auto verurſache mindeſtens ebenſo erhebliche Beläſtigungen für die Nach⸗ 
barſchaft, wie ein Pferdeſtall; mit Rückſicht darauf, daß das ganze Grundſtücks⸗ 
viertel nur mit Villen bebaut werden ſollte, müſſe angenommen werden, 
daß die Parteien ſchon bei Eintragung der Grundgerechtigkeit zwar in erſter 
Linie an ein Verbot der Errichtung von Unterkunfträumen für Pferde gedacht 
hätten, daß ſie aber weiter auch die Errichtung aller ſolcher Gebäulichkeiten 
verbieten wollten, die die gleiche Beläſtigung mit ſich bringen. — Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt, der Deutſch. Bauzeitung zufolge, vom Reichsgericht beſtätigt wor⸗ 
den (Urt. v. 2. Januar 1915, V. 341/15). 

Zutreffend iſt jene Entſcheidung auf die Auslegung des Vertragwillens, 
der die Grunddienſtbarkeit begründenden Parteien abgeſtellt, und zutreffend 
iſt es, daß die Umſtände und Verhältniſſe des beſonderen Falles berüdfichtigt 
ſind. Der Wortlaut einer beſtellten Dienſtbarkeit verträgt in derſelben Weiſe 
die Auslegung nach dem wirklichen Willen der Beteiligten und Treu und 
Glauben, wie andre Willenserklärungen und Verträge. Der vorliegende Fall 
liegt weſentlich anders, als der der Frankfurter Entſcheidung zugrunde liegende. 
Es handelt ſich hier zunächſt nicht um ein Gelände, das ausſchließlich mit Villen 
bebaut war oder bebaut werden ſollte, vielmehr wurde auf dem übrigen, 
nicht nach der Badeſtraße zu belegenen Teil des belaſteten Grundſtücks ſeit 
langen Jahren ein Fuhrwerksgeſchäft betrieben. So heißt es denn auch im 
§3 des dieſen andern Teil des jetzigen Grundſtücks Nr. 913 betreffenden 
Vertrags v. 16. Oktober 1857, daß etwaige aufzuführende Gebäude, Miſt⸗ 
kiſten und Privets 5 Fuß von der Grenze zu bleiben hätten, und daß Geräuſch 
machende oder üblen Geruch verbreitende Geſchäfte (Fuhrmannsbetrieb 
ausgenommen) nicht darin betrieben, auch keine Fabriken angelegt werden 
dürfen. Sodann aber gibt auch der Vertrag v. 24. März 1873, durch den die 
Dienſtbarkeit zu Laſten des an der Badeſtraße belegenen Teils des Grundſtücks 
begründet worden iſt, deutlichen Anhalt dafür, daß es ſich hier keineswegs 
um ein Verbot aller ſolcher Gebäude handelte, die mit einem Stall vergleich⸗ 
bar find. Denn es find im 84 des Vertrags ausdrückliche Beſtimmungen 
getroffen, in welcher Weiſe eine etwa auf dem Grundſtück zu errichtende Re⸗ 
miſe erbaut werden müſſe, die Errichtung eines ſolchen iſt alſo zweifellos 
nicht verboten. Eine ſog. Remiſe dient der Aufbewahrung von Kutſchwagen, 
die auch in oder vor der Remiſe gereinigt zu werden pflegen, und eine Kraft⸗ 
wagenhalle oder Autogarage ſteht einer Remiſe näher als einem Stall. Auch 
iſt von Bedeutung, daß ein Stall, wobei, wie nach den Umſtänden ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, an einen Pferdeſtall zu denken iſt, beſondere Beläſtigungen, vor allem 
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Miſtgeruch und Fliegenplage mit ſich bringt, die bei einer Autohalle nicht vor⸗ 
handen find. Daß beſtimmt iſt, es dürfe auch feine Miſtgrube auf dem Platze 
angelegt werden, deutet darauf hin, daß der a ſich gerade gegen Be⸗ 
läſtigung dieſer Art ſchützen wollte. 

Es würde unter dieſen Umſtänden zu weit ee wenn man den Willen 
der Vertragſchließenden fo frei auslegen wollte, daß fie, wenn fie beim Ver⸗ 
tragſchluß 1873, als Kraftwagen noch völlig unbekannt waren, mit der Er⸗ 
richtung einer Autohalle hätten rechnen können, auch dieſe unterſagt hätten 
und deshalb eine ſolche auch verboten ſei. Anders würde es liegen, wenn die 
Parteien einen erweiternden Zuſatz, wie Stall ‚oder dergleichen‘ angewendet 
hätten. So wie es liegt, muß daran feſtgehalten werden, daß durch die Dienſt⸗ 
barkeit nur die Anlage eines Stalles und einer ö unterſagt iſt, aber 
nicht die einer Autogarage. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg 6. Sen.) v. 22. Dez. 1916. W. w. K. Bf. 
V. 232/16. | Gr. 


\ 


137. Wieweit gehört das Mobiliar der Frau zu dem Stamme deren 
vermögens i. S. des § 1579, Abſ. 2 BGB. 5 


BGB. § 1579. 


Die Klägerin hat den Beklagten, ihren geſchiedenen Ehemann, auf Ge- 
währung des ſtandesmäßigen Unterhalts in Anſpruch genommen. Das Land⸗ 
gericht wies die Klage wegen mangelnder Leiſtungsfähigkeit des Beklagten 
ab. Das Oberlandesgericht machte die Zuerkennung einer vierteljährlichen 
Unterhaltsrente von 135. von einem Eide der Klägerin abhängig, daß ſie 
an Sparkaſſenguthaben, in Wertpapieren, Hypotheken oder barem Gelde 
nicht 2000 M beſitze. Auf die Reviſion des Beklagten wurde das Berufungs⸗ 
urteil aufgehoben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Oberlandesgericht nimmt zugunſten des Beklagten an, er fet bei 
Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen keinesfalls imſtande, ohne 
Gefährdung ſeines notdürftigen Unterhalts der Klägerin mehr als 135 4 
vierteljährlich zu gewähren. Der Beklagte hatte aber eingewandt, daß er 
von der Unterhaltungspflicht ganz befreit jet (8 1579 Abſ. 2 BGB.), weil 
die Klägerin den Unterhalt aus dem Stamme ihres Vermögens beſtreiten 
könne. In dieſer Beziehung hatte er behauptet, die Klägerin beſitze Mobiliar 
(eine Ausſteuer) im Werte von 15000. und außerdem an Sparkaſſenguthaben, 
in Wertpapieren, Hypotheken, barem Gelde oder ausſtehenden Forderungen 
2000 M. Das Oberlandesgericht iſt der Anſicht, das Mobiliar könne nicht als 
Stamm des Vermögens im Sinne des § 1579 Abſ. 2 angefehen werden, 
wohl aber müſſe die Klägerin, wenn fie 2000 / beſitze, zunächſt dieſe zu ihrem 
Unterhalte verwenden, ehe ſie an den Beklagten herantreten könne. 
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Mit Recht beanſtandet die Reviſion die Erwägung des Oberlandesge⸗ 
richts, das Mobiliar, das die Klägerin beſitzt und das nach der Behauptung 
des Beklagten einen Wert von 15000 „ haben foll, könne i. S. des § 1579 
Abſ. 2 nicht als Stamm des Vermögens angeſehen werden, aus dem ſich ihr 
Unterhalt beſtreiten laſſe. Dieſe Erwägung entbehrt zum mindeſten der nöti⸗ 
gen Begründung. Beſitzt die Klägerin Mobiliar in einem Umfange, der über 
das Maß deſſen hinausgeht, was ihre Lebensſtellung erfordert, ſo iſt nicht ohne 
weiteres einzuſehen, warum ſie nicht den entbehrlichen Teil zu Geld machen 
und dieſes Geld ebenſo zu ihrem Unterhalte heranziehen könnte wie die 2000 A, 
über deren Beſitz ihr das Oberlandesgericht den ihr vom Beklagten zugeſcho⸗ 
benen Eid auferlegt hat. Stammvermögen i. S. des § 1579 Abſ. 2 iſt keines⸗ 
wegs bloß Kapitalvermögen. Auch anderes Vermögen, aus dem ſich durch 
Veräußerung Einkünfte erzielen laſſen, gehört dazu. Zwar darf die ſchuldlos 
geſchiedene Frau nicht darauf hingewieſen werden, ihr Mobiliar in jeder 
noch ſo unwirtſchaftlichen Weiſe hinzugeben, nur damit der ſchuldige Ehegatte 
von einer Unterhaltsleiſtung frei bleibe. Vielmehr ſetzt § 1579 Abſ. 2, wie der 
Senat bereits (Urteil vom 19. 4. 15, IV. 603/14) ausgeſprochen hat, immerhin 
eine ſolche Verwendbarkeit des Stammvermögens der Frau zu ihrem Unter⸗ 
halte voraus, die ſich wirtſchaftlich rechtfertigen läßt, und bei der Beantwortung 
der Frage, ob eine ſolche Verwendbarkeit anzunehmen iſt oder nicht, werden 
auch Rechtsvorſchriften, wie die in § 1622 nicht außer acht bleiben dürfen. 
Grundſätzlich gilt aber auch von einem Vermögen der hier in Rede ſtehenden 
Art, daß die Frau, ſoweit der Mann außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts ihr Unterhalt zu gewähren, zuerſt den Stamm ihres 
Vermögens verbrauchen muß, ehe ſie ſolche Unterhaltsbeiträge von ihm ver⸗ 
langen darf, die er ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts nicht 
abgeben kann (vgl. das Senatsurteil v. 1. 12. 04, IV. 249/04). Die Beurtei⸗ 
lung, die das Berufungsgericht der Behauptung des Beklagten über das Mo⸗ 
biliar angedeihen läßt, iſt hiernach keinesfalls erſchöpfend und nötigt deshalb 
zur Aufhebung des Urteils.“ — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 4. März 1918. H. w. H. (OLG. 

Naumburg). IV. 407/17. 


138. Unterhaltspflicht des Vaters gegen ſeinen, ihm von der 
Ehefrau vorenthaltenen Sohn. 
Vgl. 59 Nr. 206 m. N.; 68 Nr. 238; 69 Nr. 217. 
BGB. § 1612. 
Der zurzeit 14 Jahre alte Kläger iſt der eheliche Sohn des Beklagten. 
Dieſer lebt von ſeiner Ehefrau getrennt und klagt gegen fie auf Eheſcheidung. 
Der Rechtsſtreit ſchwebt noch. Die Kinder des Beklagten und ſeiner Frau 


befinden ſich bei letzterer, die in Hamburg wohnt. Der bi zurzeit 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 7. 
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Arbeiter in Berlin. Dem Kläger ift zur Geltendmachung von Unterhalts⸗ 
anſprüchen ein Pfleger beſtellt worden, der mit der gegenwärtigen Klage Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Zahlung einer wöchentlichen Rente von 5M 
begehrt. Der Beklagte verweigert die Zahlung, da er bereit ſei und wünſche, 
den Kläger bei ſich im Hauſe zu unterhalten. Er habe das Recht, die Heraus⸗ 
gabe des Kindes zu verlangen, die ihm aber von der Mutter grundlos verwei⸗ 
gert werde. Der Pfleger tue nichts, um ihm das Kind zuzuführen. 

Der Klage iſt vom 1. Richter mit Recht entſprochen worden. 

Der Beklagte iſt verpflichtet, den Kläger als ſeinen ehelichen Sohn zu 
unterhalten. Gemäß § 1612 Abſ. 2 Satz 1 BGB. ſteht es ihm frei, zu beſtim⸗ 
men, in welcher Art und für welche Zeit im Voraus der Unterhalt gewährt 
werden ſoll. Dieſe Beſtimmung iſt hier dahin erfolgt, daß der Beklagte ſeinem 
Kinde Naturalverpflegung in ſeiner Wohnung gewähren will. Eine abän⸗ 
dernde Anordnung der Vorm.⸗Behörde nach Satz 2 des Abſ. 2 des § 1612 
BGB., die für das Gericht bindend ſein würde, iſt nicht ergangen. Gleichwohl 
iſt das Verlangen des Beklagten, daß der Kläger der obigen Beſtimmung 
gemäß unterhalten werde, im vorliegenden Fall nicht berechtigt. Der Kläger 
befindet ſich in einem Alter, in dem ein ſelbſtändiger Willensentſchluß von 
ihm noch nicht verlangt und jedenfalls von ihm ſelbſt gegen Widerſtände 
ſeiner Umgebung nicht durchgeführt werden kann. Nun wird das Kind dem 
Beklagten von der Mutter vorenthalten. Ob mit Recht oder mit Unrecht, 
kann dahingeſtellt bleiben, weil der Unterhaltsanſpruch des Kindes durch einen 
Streit der getrennt lebenden Eltern über ſeinen Verbleib nicht beeinträchtigt 
werden kann. Der Pfleger kann als ſolcher dieſen Streit nicht zum Austrag 
brisıgen, da er lediglich zur Geltendmachung der Unterhaltsanſprüche des Kin⸗ 
des beſtellt worden iſt. Dieſen Anſprüchen kann es mithin nicht ſchaden, wenn 
der Pfleger gegenüber dem Verlangen des Beklagten auf Zuführung ſeines 
Sohnes keine Schritte unternommen hat. Ob der Beklagte ſeinerſeits die Hülfe 
der Behörden angerufen hat, daß ihm der Kläger ausgeliefert werde, iſt un⸗ 
erheblich, ſolange nicht ſolche Auslieferung tatſächlich erfolgt iſt. Entſcheidend 
iſt vielmehr lediglich die Tatſache, daß der Kläger zurzeit von ſeinem Vater 
getrennt lebt, daß er dieſen Zuſtand aus eigener Machtvollkommenheit zu 
beſeitigen außerſtande iſt und daher die ihm vom Beklagten angebotene Na⸗ 
turalverpflegung nicht entgegennehmen kann, die oben erwähnte Beſtimmung 
des Beklagten mithin unausführbar iſt, ſo daß es bei der Regel des Abſ. 1 
des § 1612 BGB. fein Bewenden behalten muß. Der erkennende Senat hat 
in dieſem Sinne bereits früher entſchieden; 

vgl. HanſGGZ. Bleibl. 1910 Nr. 92 S. 124; fo auch der 2. Senat dieſes Gerichts das. 

1909 Nr. 63 S. 111; ebenſo RGéEntſch. 57 Nr. 16 S. 77; JW. 1901 ©. 870; 

Komm. von RGRäten?, Anm. 2 zu $ 1612, Bd. 3, 253, 

Dem Beklagten muß es daher überlaſſen bleiben, zunächſt zu verſuchen, 
mit Hülfe der Behörden die Herausgabe des Klägers zu erlangen. Solange 
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das nicht geſchehen iſt, iſt er gehalten, dem Kläger unter den obwaltenden 
Umſtänden den Unterhalt in Geſtalt einer Geldrente zu gewähren, deren Höhe 
von ihm nicht bemängelt worden iſt. 
Der Berufung mußte der Eifolg verſagt werden. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 21. Nov. 1916. F. w. F. Bf. 
III. 345/16. B. 


139. Klage des Erblaſſers gegen den Pflichtteilberechtigten auf Feſt⸗ 
ſtellung des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils; 
zur Auslegung der §§ 1611 Abſ. 2, 1621 Abſ. 2 BGB. 
Vgl. 64 Nr. 196. 
BRO. §§ 256. 280, BGB. §§ 2333 ff., 1611 Abſ. 2, 1621 Abſ. 2. 

Der Beklagte erhob gegenüber der von ſeinem Sohne angeſtrengten Klage 
auf Gewährung von Unterhalt Widerklage auf Feſtſtellung, daß er berechtigt 
ſei, dem Kläger den Pflichtteil zu entziehen. 

Das Landgericht wies die Klage ab und gab der Widerklage ſtatt. Auf die 
Berufung des Klägers erkannte das Oberlandesgericht auf Abweiſung der 
Widerklage. Die Reviſion des Beklagten hatte Erfolg. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Vorausſetzung ſowohl der Klage aus § 256 als derjenigen aus § 280 
BRO. ift, daß die Klagen die Feſtſtellung eines beſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes zum Gegenſtande haben. Das Berufungsgericht hält dieſe Voraus⸗ 
ſetzung nicht für gegeben und begründet das, wie folgt: Mit der Widerklage 
begehre der Beklagte ihrem eigentlichen Inhalte nach einen richterlichen Aus⸗ 
ſpruch dahin, daß eine etwaige letztwillige Verfügung ſeinerſeits, die dahin 
gehe, daß dem Kläger der Pflichtteil entzogen werde, Rechtsgültigkeit habe. 
Die Gültigkeit oder Ungültigkeit eines Teſtaments könne aber nicht ſchon zu 
Lebzeiten des Erblaſſers im Klagewege feſtgeſtellt werden. Die von dem Be⸗ 
klagten etwa beabſichtigte Errichtung einer letzwilligen Verfügung, wodurch 
dem Kläger der Pflichtteil entzogen werde, äußere ihre Wirkung erſt nach dem 
Tode des Beklagten, habe alſo nur für die künftige Entſtehung von Rechts⸗ 
verhältniſſen Bedeutung. Daraus ergebe ſich, daß die Widerklage, welche auf 
die richterliche Anerkennung der Gültigkeit einer letztwilligen Verfügung des 
Beklagten abziele, durch welche dem Kläger der Pflichtteil entzogen werde, 
tatſächlich die Feſtſtellung einer Rechtsfrage zum Gegenſtande habe. Endlich 
fei nach dem Grundſatze: viventis hereditas non datur (§ 1922 BGB.) die 
Zuläſſigkeit einer Klage auf Feſtſtellung eines erbrechtlichen Verhältniſſes 
bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden begrifflich ausgeſchloſſen. Dar⸗ 
auf ſei aber die Widerklage gerichtet. 

Dieſe Begründung beruht auf Rechtsirrtum. Wie die Reviſion mit Recht 
ausführt, iſt es unrichtig, wenn das Berufungsgericht die Frage, ob der Be⸗ 
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klagte berechtigt ift, dem Kläger den Pflichtteil zu entziehen, mit der anderen, 
ob ein den Kläger von der Erbſchaft ausſchließendes Teſtament rechtsgültig 
ſei, identifiziert. Das Berufungsgericht macht den Fehler, daß es die Be⸗ 
griffe des Pflichtteilrechts und des Pflichtteilanſpruchs nicht auseinander 
hält. Das Pflichtteilrecht iſt die Quelle, aus welcher der Pflichtteilanſpruch 
unter gewiſſen Vorausſetzungen gegen die Erben entſtehen kann. Notwendiges 
Erfordernis der Entſtehung des Pflichtteilanſpruchs iſt insbeſondere der 
Tod des Erblaſſers (§§ 2303, 2317 BGB.). Nur auf den Pflichtteilanſpruch 
paßt alſo die Erwägung, die das Berufungsgericht aus dem Urteil des Reichs⸗ 
gerichts vom 17. Juni 1901, RGeéEnt ch. 49, 372 anführt, daß begrifflich 
die Zuläſſigkeit einer Klage auf Feſtſtellung eines erbrechtlichen Verhältniſſes 
bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden ausgeſchloſſen ſei. 

Dagegen äußert das Pflichtteilrecht ſchon zu Lebzeiten des Erblaſſers 
rechtliche Wirkungen. Es iſt ein Recht, durch welches ſeine Teſtierfreiheit 
zugunſten ſeiner Abkömmlinge, Eltern und ſeines Ehegatten eingeſchränkt 
wird. Demgemäß beſtimmte § 1975 des Entw. I eines BGB.: „Der Erb⸗ 
laſſer hat jedem ſeiner Abkömmlinge uſw. ſoviel zu hinterlaſſen, daß der Wert 
des Hinterlaſſenen die Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils erreicht'. 
Die Vorſchrift iſt zwar von der Kommiſſion für die 2. Leſung des Entw. in 
der Faſſung (jetzt § 2303), nicht aber ſachlich geändert (Prot. Bd. 5 S. 498). 
Es hat alſo noch heute dasjenige Bedeutung, was über die Natur des Pflicht⸗ 
teilrechts in den Motiven ausgeführt iſt. Es heißt dort (S. 387 Abſ. 2): Es 
ſei davon ausgegangen, daß eine Rechtspflicht des Erblaſſers beſtehe, die 
ihm gewährte Teſtierfreiheit nicht zu mißbrauchen, und daß die Pflichtteil- 
berechtigung die Kehrſeite dieſer Rechtspflicht ſei. . . . Dieſe Rechtspflicht 
des Erblaſſers jet aber nicht als eine unter Lebenden ſchon begründete obli- 
gatoriſche Verpflichtung anzuſehen, bei deren Nichterfüllung die Folgen 
einträten, welche der Entwurf für den Fall der Nichterfüllung obligatoriſcher 
Verpflichtungen beſtimme. Der Eintritt der Wirkungen und damit die Ent⸗ 
ſtehung eines gegenwärtigen Rechtes für den Pflichtteilberechtigten knüpften 
ſich lediglich an die objektive Nichterfüllung der vorgeſchriebenen Rechts- 
pflicht. 

Hiernach wird alſo ausdrücklich eine bei Lebzeiten des Erblaſſers gegen⸗ 
über den pflichtteilberechtigten Perſonen beſtehende Rechtspflicht und eine 
entſprechende Berechtigung der letzteren anerkannt. Dieſes Pflichtteilrecht 
beruht auf der Verwandtſchaft oder der Eheſchließung und entſteht erſteren 
Falls regelmäßig mit der Geburt, letzterenfalls mit der Heirat. 

Eine Ausnahme von der dem Erblaſſer nach dem Geſagten kraft des 
Pflichtteilrechts obliegenden Hinterlaſſungspflicht beſtimmen nun die §§ 2333ff. 
BGB. Durch das Vorliegen der dort aufgeführten Pflichtteilentziehungs⸗ 
gründe wird aber, wie das Berufungsgericht im Anſchluß an Motive (V S. 430 
Abſ. 2) richtig ſagt, jene Hinterlaſſungspflicht nicht von ſelbſt aufgehoben, 
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vielmehr iſt damit nur die Vorausſetzung gegeben für eine Anordnung 
des Erblaſſers, durch welche der letztere in wirkſamer Weiſe das Recht des Pflicht- 
teilberechtigten auf Hinterlaſſung des Pflichtteils verneint und ſich gegen- 
über dem Pflichtteilberechtigten die volle und unbeſchränkte Teſtierfreiheit 
verſchafft. Es fragt ſich, ob eine auf Feſtſtellung dieſes Rechtes gerichtete Klage 
die Feſtſtellung eines gegenwärtigen Rechtsverhältniſſes zum Gegenſtande 
hat. Daß dieſes vom Geſetze ſelbſt wiederholt als ‚Recht zur Entziehung 
des Pflichtteils“ bezeichnete Recht (§§ 23352, 2337) ein gegenwärtiges 
und nicht etwa ein vom Tode des Erblaſſers abhängiges zukünftiges Recht 
iſt, ergibt ſich ſchon aus den vorſtehenden Erörterungen. Es ſetzt voraus, 
daß die in den §§ 2333 und 2334 vorgeſehenen Entziehungsgründe bei Leb⸗ 
zeiten des Erblaſſers eingetreten ſind. Die Entziehung muß durch Errichtung 
einer letztwilligen Verfügung erfolgen; der Grund der Entziehung muß zur 
Zeit der Errichtung beſtehen und in der Verfügung angegeben werden (§ 2336). 
Die Ausübung des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils muß alſo notwendig 
zu Lebzeiten durch ein vom Erblaſſer ſelbſt vorzunehmendes Rechtsgeſchäft 
bewirkt werden. Das Recht kann auch noch zu Lebzeiten des Erblaſſers durch 
Verzeihung und im Falle des § 2333 Nr. 5 durch Abkehr des Abkömmlings 
von dem ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel erlöſchen (§§ 2337, 2336 Abſ. 4). 

Eine Beſtätigung für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung iſt auch gerade aus 
dem § 1611 Abſ. 2 BGB. ebenſo wie aus der entſprechenden Vorſchrift im 
§ 1621 Abſ. 2 zu entnehmen. Denn nach dieſen Vorſchriften ſoll das Recht 
zur Entziehung des Pflichtteils rechtlichen Einfluß ausüben auf Anſprüche 
unter Lebenden. Aus dem Wortlaut dieſer Vorſchriften könnte man den 
Schluß ziehen, daß jene in den 88 16112, 1621? beſtimmten Wirkungen nicht 
als Folgen des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils gedacht ſeien, ſondern 


daß lediglich — zur Vermeidung einer Wiederholung der einzelnen Pflicht 


teilsentziehungsgründe — ein Tatbeſtandselement des Rechtes zur Entziehung 
des Pflichtteils auch zum Tatbeſtandsmerkmal für die Fälle der §§ 1611 bj. 2, 
1621 Abſ. 2 habe gemacht werden ſolken. Allein das iſt nicht der Sinn des 
Geſetzes. Was zunächſt den $ 1611 angeht, jo ergibt ſich das Gegenteil ſchon 
aus den Motiven (Bd. 4 S. 701). — — — Demgemäß herrſcht auch kein Streit 
darüber, daß der Unterhaltspflichtige zur Verweigerung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts nicht mehr berechtigt iſt, wenn er die Verfehlungen des Unterhalt⸗ 
berechtigten verziehen hat. Ebenſo hat das Reichsgericht wiederholt ausge⸗ 
ſprochen, daß das Recht der Eltern, gemäß § 1621 Abſ. 2 BGB. die Leiſtung 
der Ausſteuer zu verweigern, nicht mehr beſteht, wenn ſich die Tochter zur 
Zeit der Heirat von dem ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel dauernd ab⸗ 
gewendet hat (RGZ. Bd. 77, S. 162, Warneyer 1916 Nr. 6). Daraus ergibt 
ſich, daß der volle Tatbeſtand des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils 
gegeben ſein muß, wenn ſich die Unterhaltspflicht gegenüber dem Unterhalt- 
berechtigten auf den notdürftigen Unterhalt beſchränken und wenn die Aus⸗ 
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ſteuerpflicht gegenüber der Tochter in Wegfall kommen ſoll. Das iſt ein wei⸗ 
terer Beweisgrund dafür, daß es nicht richtig ſein kann, wenn das Berufungs⸗ 
gericht meint, daß Gegenſtand der Widerklage ein erbrechtliches Verhältnis 
bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden ſei. Denn, wie die Reviſion 
zutreffend ſagt, würde ein Anſpruch unter Lebenden, wie es der Unterhalts⸗ 
und der Ausſteueranſpruch ſind, nicht von einem künftigen erbrechtlichen 
Verhältnis abhängig gemacht werden können, das bei Lebzeiten des Erblaſſers 
noch keiner Entſcheidung fähig wäre. 

Was die Natur dieſes Rechts auf Entziehung des Pflichtteils anlangt, 
ſo begründet es allerdings nicht, wie das Landgericht im Urteil vom 8. Juli 
1914 annimmt, einen ‚Anfpruch‘. Denn ein Anſpruch (im materiellrechtlichen 
Sinne), d. i. das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlaſſen zu ver⸗ 
langen (§ 194 BGB.), liegt nicht vor, wenn der Berechtigte den Rechtserfolg 
durch eigene Handlung herbeizuführen vermag. Es handelt ſich vielmehr um 
ein Recht, das in der neueren Rechtsſprache in Unterſcheidung von den An⸗ 
ſprüchen als Recht des rechtlichen Könnens bezeichnet wird. Als ſolche 
kommen namentlich Kündigungs⸗, Rücktritts⸗, Anfechtungs⸗ und ſonſtige 
Aufhebungsrechte in Betracht. Solche Rechte des rechtlichen Könnens erſcheinen 
in der Regel als Beſtandteile eines bereits beſtehenden Rechtsverhältniſſes 
und ſind dazu beſtimmt, dieſes zu einer weiteren Entwicklung zu bringen. 
Dies gilt auch von dem Rechte zur Entziehung des Pflichtteils, das dem Erb⸗ 
laſſer die Befugnis gewährt, ein bereits beſtehendes Rechtsverhältnis, kraft 
deſſen er verpflichtet iſt, gewiſſen ihm naheſtehenden Perſonen einen Teil 
ſeines Vermögens zu hinterlaſſen, zum Erlöſchen zu bringen. 

Feſtſtellbar iſt nun aber nicht nur ein ſelbſtändiges Rechtsverhältnis 
im ganzen, ſondern ſind auch die einzelnen Berechtigungen, die nur Aus⸗ 
flüſſe jenes weitergehenden Rechtsverhältniſſes find. (JW. 1909, ©. 4972.) 
Jedes ſubjektive Recht ſchafft rechtliche Beziehungen zwiſchen zwei Perſonen 
oder zwiſchen einer Perſon und einer Sache, begründet alſo ein Rechtsver⸗ 
hältnis. Nicht erforderlich iſt es, daß das Rechtsverhältnis einen Leiſtungsan⸗ 
ſpruch gegen den Beklagten zu begründen oder auch nur vorzubereiten geeig⸗ 
net iſt (RGEntſch. 74, 294). Insbeſondere iſt in der Rechtſprechung und Li⸗ 
teratur anerkannt, daß auch die Rechte, eine Rechtsänderung demnächſt zu 
vollziehen, alſo die ſog. Rechte des rechtlichen Könnens, Gegenſtand einer 
Feſtſtellungsklage ſein können, wenn auch in ſolchen Fällen wegen der Mög⸗ 
lichkeit, die Willenserklärung, welche die Rechtsänderung herbeiführt, als⸗ 
bald abzugeben, in der Regel das Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung 
fehlen wird. So hat das Reichsgericht bezüglich des Kündigungsrechts im Ur⸗ 
teil vom 14. Oktober 1902, JW. 1902 S. 6057 entſchieden, während es im 
Urteil vom 19. Oktober 1910, RGZ. Bd. 74 S. 292 die Geltendmachung 
des Leiſtungsverweigerungsrechts nach § 478 BGB. im Wege der 
Feſtſtellungsklage für zuläſſig erklärt hat. 
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Der Umſtand, daß die Wir kungen einer auf Grund des in Rede ſtehenden 
Kannrechts errichteten letztwilligen Verfügung erſt nach dem Tode des Ver⸗ 
fügenden eintreten, ſteht der Annahme nicht entgegen, daß jenes Recht ſelbſt 
ein gegenwärtiges Rechtsverhältnis begründet.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 10. Januar 1918. T. w. T. (OLG. 

Düſſeldorf). IV. 324/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 1 S. 1. 


140. Unterſchied zwiſchen Handelsmafler und Agent. 
Vgl. 48 Nr. 48 m. N.; 49 Nr. 31; auch 47 Nr. 279. 
HOB. §§ 94 ff.; BG §§ 652 ff. 

Kläger verlangte von der Beklagten die Zahlung von 660 M nebſt 5% 
Prozeßzinſen mit der Begründung, daß er im Juni—Juli 1914 eine Reihe 
von Verkäufen von Gerſte für ſie als Makler vermittelt habe und dafür insge⸗ 
ſamt jene Summe verlangen könne. Dieſe Geſchäfte ſind ſämtlich nicht aus⸗ 
geführt, weil die Beklagte, die ſtets nach dem Schlußſchein des Bremer Ver⸗ 
eins von Getreide⸗Importeuren abzuſchließen pflegte, von der in dieſem 
Schlußſchein enthaltenen Klauſel, wonach „der Verkäufer durch Krieg von der 
Lieferungsfriſt entbunden“ iſt, den Käufern gegenüber nach Ausbruch des 
Krieges Gebrauch machte. Die Beklagte behauptet, wegen dieſer ihr zuſtehen⸗ 
den Auflöſung der Kaufverträge zur Zahlung einer Vermittlungsgebühr 
nicht verpflichtet zu ſein, da Kläger nicht als Makler, ſondern als Gelegenheits⸗ 
agent die Abſchlüſſe vermittelt habe und die Geſchäfte nicht zur Ausführung 
gelangt jeien. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: 

„Der Kläger iſt ohne Zweifel nicht Handlungsagent der Beklagten 
i. S. der 88 84 ff. HGB. geweſen. Denn das würde vorausſetzen, daß er ſtän⸗ 
dig von ihr damit betraut war, Handelsgeſchäfte für ſie zu vermitteln, ſo daß 
er dauernd verpflichtet geweſen wäre, für ſie Käufer ihrer Waren zu ſuchen 
und auch ſonſt überall ihr Intereſſe zu fördern. Er war aber gleichzeitig auch 
für eine ganze Reihe andrer Bremer Getreideeinfuhrgeſchäfte und für einige 
Getreidehändler in Hannover tätig. Und wenn es auch einem ſtändigen Hand⸗ 
lungsagenten erlaubt iſt oder jedenfalls nach Vertragsabſicht oder Gebrauch 
erlaubt ſein kann, für mehrere Konkurrenzgeſchäfte tätig zu ſein, ſo wird ihn 
doch das Verhältnis zu den einzelnen Geſchäftsherren immer verpflichten, 
die Intereſſen des einen nicht grob hinter die Intereſſen des andern ‚zurüd- 
zuſetzen, ſondern möglichſt gleichmäßig, wenn auch unter Berückſichtigung 
der beſonderen Verhältniſſe jedes einzelnen, ſeine Tätigkeit zu verteilen. 
Die Stellung des Klägers war aber eine noch freiere. Schon die große Zahl 
der Geſchäfte, für die er tätig war, ſchloß ein dauerndes Verpflichtungsverhält⸗ 
nis zu jedem einzelnen aus. Kläger konnte die Käufer zuführen, wem er ge⸗ 
rade wollte, konnte den einen dauernd bevorzugen und den andern ganz ver⸗ 
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nachläſſigen, ohne daß er fich jemandem haftbar machte. Eine Verpfüchtung 
zur dauernden Intereſſenvertretung beſtand alſo nicht. 

Es kann ſich nur fragen, ob Kläger zur Beklagten die Stellung eines Han⸗ 
delsmaklers oder eines ſog. Gelegenheitsagenten hatte. In Ermangelung 
ausdrücklicher Abreden läßt ſich nur aus den Umſtänden entnehmen, was von 
beiden die Parteien wollten, ob alſo der Kläger die Abſchlüſſe mit den Käu⸗ 
fern objektiv vermitteln, die beiderſeitigen Intereſſen und Angebote zum Aus⸗ 
gleich bringen und dabei auch den Käufern zur Sorgfalt und Auskunft nach 
§§ 98, 101 HGB. verpflichtet fein oder ob er bei der Vermittlung der einzel- 
nen Geſchäfte nur zur Tätigkeit im einſeitigen Intereſſe der Beklagten und nur 
ihr zur Sorgfalt und Auskunft verbunden ſein ſollte. Dabei muß der Umſtand, 
daß der Kläger ſtets nur von der Beklagten Vermittlungsgebühr bekam und 
nicht von den Käufern, als ein für ſich allein entſcheidender Anhaltspunkt 
ausſcheiden, da es in den Hanſeſtädten vielfach entgegen der geſetzlichen Re⸗ 
gel des § 99 HGB. Gebrauch iſt, daß auch die Handelsmakler nur von einer 
Seite, von den Verkäufern, gelöhnt werden (ſo auch nach der hamburgiſchen 
Mäklergebühren⸗Taxe). 

Dagegen kommt zunächſt in Betracht, daß der Kläger ſein Geſchäft als 
ein Getreide⸗ und Futtermittelagenturgeſchäft zum Handelsregiſter ange⸗ 
meldet hat und auch im Bremer Adreßbuch immer nur als Agent aufgeführt, 
unter den Maklern aber niemals genannt war. Einem Agenturgeſchäft gleicht 
auch mehr der äußere Aufbau ſeines Geſchäfts. Kläger unterhielt Zweignieder⸗ 
laſſungen in Hannover und Osnabrück, nach dem Handelsregiſter auch in 
Hamburg. Dieſe Niederlaſſungen ſtanden in unmittelbarer Verbindung 
auch mit der Beklagten und den andern Getreidehändlern. Und wenn auch 
eine perſönliche Tätigkeit den Handelsmaklern bei den Vermittlungsverhand⸗ 
lungen nicht vorgeſchrieben iſt, ſo iſt ſie doch Regel und iſt jedenfalls die Ein⸗ 
richtung von Niederlaſſungen in andern Städten, abgeſehen von Schiffsmak⸗ 
lern, deren Verhältniſſe aber auch beſonders liegen, unüblich. Dazu kommt der 
Umſtand, daß ſich die Tätigkeit des Klägers auf der Verkäuferſeite um einen 
beſtimmten und beſchränkten Kreis von Geſchäften drehte, von denen er auch 
allein ſeine Vergütung erhielt, und daß er deren, vom Bremer Verein der 
Importeure vorgeſchriebene Schlußſcheine mit ſehr eingehenden Bedingungen 
ſtets zur Grundlage der Verträge machte, es ſich aber auf der andern Seite 
um die Aufſuchung immer neuer Verbindungen, namentlich auswärtiger 
Käufer handelte, die natürlich vielfach wechſelten. Das wies darauf hin, 
daß der Ausgangs⸗ und Mittelpunkt der Tätigkeit des Klägers auf der Seite 
der Verkäufer lag und er ſeine Aufgabe mehr darin ſah, für ſie zu den Be⸗ 
dingungen, die ſie ſetzten, überall Abnehmer zu ſuchen und zu werben oder durch 
ſeine Leute werben zu laſſen. — Weiter betrieb der Kläger in demſelben Ge⸗ 
ſchäftszweige, in dem er vermittelte, auch ein Geſchäft auf eigene Rechnung, 
was ebenfalls zur Stellung eines Maklers nicht recht ſtimmen will. — Er 
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hat auch nicht darauf gerechnet, die beſonderen Pflichten, die das Geſetz den 
Handelsmaklern auferlegt, zu befolgen. Ein eigentliches Tagebuch, wie das 
Geſetz es bei Strafe zu führen vorſchreibt und aus dem der Handelsmakler 
jederzeit beiden Vertragſchließenden muß Auszüge geben können, hat er 
nicht geführt. — — — Wenn Kläger beſonderen Nachdruck darauf legt, daß 
er nach Abſchluß jedes Geſchäftes beiden Teilen Schlußſcheine zugeſtellt habe, 
ſo kann nicht zugegeben werden, daß es für einen vermittelnden Agenten 
etwas geradezu fremdes ſei, auch dem anderen Teile zur Klarſtellung und Feſt⸗ 
legung eine Beſtätigung der erfolgten Einigung zu geben. Es kommt hier aber 
noch hinzu, daß der Kläger nach ſeiner Angabe für den Fall, daß nach ſeiner 
Meinung eine Einigung erzielt war, von den Käufern regelmäßig Vollmacht 
erhielt, in ihrem Namen ſofort abzuſchließen, und er dies dann auch gewöhn⸗ 
lich tat. Dann war aber die Überſendung eines Schlußſcheins auch an die 
Käufer die einfachſte Form der ihm obliegenden Benachrichtigung von dem 
erfolgten Abſchluſſe. — Anderſeits erkundigte ſich der Kläger nach der Kredit⸗ 
würdigkeit neu zugeführter Kunden, wozu er wohl als Agent, nicht aber unter 
gewöhnlichen Umſtänden als Handelsmakler verpflichtet war. — Von beſon⸗ 
derer Erheblichkeit iſt auch die Art, wie er ſeine Rechte gegen die Verkäufer 
geltend machte. Er beanſpruchte die Vermittlungsgebühr nicht nach dem Ab⸗ 
ſchluß jedes Geſchäfts, ſondern ſandte über die verdienten Proviſionen halb⸗ 
jährliche Aufſtellungen — genau wie in § 88 Abſ. 4 HGB. vorgeſehen ijt —; 
und darin forderte er die Gebühr nicht für jedes in dem halben Jahre abge⸗ 
ſchloſſene, ſondern nur für das in dem Halbjahr zur Abwicklung gelangte Ge⸗ 
ſchäft oder den betreffenden Teil eines ſolchen. Und daß es ſich dabei nicht um 
ein bloß zeitliches Abhängigmachen von Ausführung und Erfolg des Geſchäfts 
handelte, beweiſt die Tatſache, daß, wenn der Käufer zahlungsunfähig war, 
er nichts forderte. | | 

Wenn aber ſo der Kläger ſich felbft als Agenten bezeichnete und auch ſonſt 
dementſprechend dem Publikum und insbeſondere den Verkäuferkreiſen ſo⸗ 
wohl in der Einrichtung des ganzen Geſchäfts wie in der Handhabung der 
einzelnen Geſchäfte entgegentrat, ſo muß er ſich auch gefallen laſſen, als Agent 
in ſeinen Rechten und Pflichten behandelt zu werden, und war es ſeine Sache, 
wenn er das nicht wollte, wenn er Makler ſein wollte, dies ausdrücklich zu 
ſagen. Daß er bei manchem, was er tat, insbeſondere bei der Anforderung 
ſeiner Vergütungen, ſich von dem Wunſche leiten ließ, bei ſeinen Auftraggebern 
nicht anzuſtoßen, und ohne die Meinung, daß es rechtlich ſo ſein müſſe, macht 
dabei nichts aus. Es zeigt einmal, daß er ſelbſt bei ſeinen Auftraggebern einen 
entſprechenden Willen vorausſetzte, dem er ſich dann ſtillſchweigend fügte; 
und ſodann kommt es nur darauf an, daß er ſich ſtändig ſo gab, nicht warum 
er es tat. Daß übrigens ſeine Handlungsweiſe bei Anforderung ſeiner Pro⸗ 
viſion auch dem tatſächlichen bewußten Willen der Verkäuferkreiſe entſprach, 
das beweiſt der in den Jahren 1910/12 ergangene Beſchluß des Vereins der 
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Bremer Importeure, der für alle Agenten und Makler der Importeure die 
Vorſchriften des § 88 HGB. zur Vorſchrift machte. 

Iſt demnach der Kläger im Verhältnis auch zur Beklagten als ihr Ge⸗ 
legenheitsagent anzuſehen, ſo muß die allerdings zunächſt nur für die ſtändigen 
Agenten im §§ 84ff. HGB. gegebene Vorſchrift des § 88 Abi. 1—3 HGB., 
wonach grundſätzlich nur für jedes zur Ausführung gelangte Geſchäft Vermitt⸗ 
lungsgebühr verlangt werden kann, auf ihn entſprechend angewandt werden. 
Denn dieſe Vorſchrift hat nicht in der im § 88 Abſ. 1—3 vorausgeſetzten Dauer⸗ 
haftigkeit des Verhältniſſes, ſondern in dem Verhältniſſe ſelbſt ſeinen Grund. 
Wie der Daueragent bei ſeiner ganzen Tätigkeit, ſo erſtrebt auch der Gele⸗ 
genheitsagent bei dem einzelnen Geſchäft im Zuſammenwirken mit dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn einen gemeinſamen wirtſchaftlichen Erfolg, für deſſen Erreichung 
er bezahlt wird. Dieſes gemeinſame Erſtreben eines Erfolges tritt nament⸗ 
lich deutlich hervor bei Vermittlern, die, wie der Kläger, nach dem überreich⸗ 
ten Gutachten von dem Geſchäftsherrn etwa 40% von deſſen Bruttogewinn 
erhalten. Bei ſolchem Zuſammenſchluß zur Gewinnung eines Erfolgs iſt 
es aber ſelbſtverſtändlich, daß für keinen ein Anſpruch auf Gewinn beſteht, 
wenn der Erfolg nicht eintritt. Etwas anderes iſt es nur dann, wenn der Ge⸗ 
ſchäftsherr, der nach dem Abſchluß das Geſchäft in Händen hat, das Seine 
nicht tut, um es zur Ausführung und damit zum Erfolge zu bringen, und ſo 


den Agenten um den Lohn ſeiner Tätigkeit bringt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Okt. 1917. L. w. Sch. BE. 
VI. 93/17. No. 


141. Der Anſpruch des Agenten auf Provifion für die von ihm guts 
geſagte Erfüllung ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts voraus. 
HGB. 55 88. 396; BGB. $ 765. 

Am 27. Mai 1914 beſtellte der Kläger bei der Beklagten für eine ameri⸗ 
kaniſche Geſellſchaft einen großen Poſten ſog. Sealskin⸗Fabrikate (Seehund⸗ 
fellnachahmungen, Haarplüſche), die nach und nach geliefert und bar bezahlt 
werden ſollten, wobei der Kläger das Delkredere für die Zahlungen der ameri⸗ 
kaniſchen Geſellſchaft übernahm gegen eine ihm zu vergütende Proviſion von 
30%, ſolange er für jene Firma Orders ausführte. Geliefert wurden von der 
Beklagten ſtatt der bedungenen 1050 nur 152 Stück. Der Kläger verlangte 
nun u. a. für die nicht gelieferten 898 Stück für jedes die Proviſion von 3. /, 
wurde aber mit der Klage in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus den Gründen: 

„— —— Der Kläger hat am 27. Mai 1914 beim Abſchluffe des Kauf⸗ 
vertrags mit der Beklagten ‚das Delkredere für die Zahlungen“ der ameri⸗ 
kaniſchen Geſellſchaft übernommen und dafür das Verſprechen einer Pro⸗ 
viſion von 3% erhalten. Die Proviſion iſt alſo von den Kaufpreiſen zu berech⸗ 
nen, die die Beklagte als Verkäuferin zu fordern hat. Das Landgericht, das 
mit Recht und aus zutreffenden Gründen annimmt, daß der Kläger nicht 
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Selbſtkäufer der am 27. Mai 1914 bei der Beklagten beftellten Waren geweſen 
ſei, bewilligt ihm nicht nur die Proviſion, die er vom Kaufpreiſe der bisher 
von der Beklagten gelieferten 152 Stück Ware beanſprucht und bereits durch 
Abzug vom Kaufpreiſe dieſer Ware erhalten hat, ſondern ſpricht ihm die Pro⸗ 
viſion auch inſoweit zu, als die Ausführung des Kaufvertrags im übrigen 
aus einem Grunde unterblieben iſt, den die Beklagte zu vertreten hat. Es 
wendet alſo auf die Proviſionsvereinbarung der Parteien den in den § 88 
Abſ. 2 und § 396 Abſ. 1 HGB. aufgeſtellten Grundſatz an, demzufolge dem 
Handlungsagenten und dem Kommiſſionär die Gebühr, die ihnen in § 88 
Abſ. 1 und § 396 Abſ. 1 Satz 1 grundſätzlich nur für den Fall der Ausführung 
des durch ihre Tätigkeit zuſtandegekommenen Geſchäfts bewilligt wird, auch 
dann zukommen ſoll, wenn ihre Tätigkeit aus Gründen erfolglos bleibt, die 
in der Perſon des Geſchäftsherrn und des Kommittenten liegen; 

val. Duringer Hachenburg GEB. 2 1, 505 Anm. 3 zu § 88; 3, 628 ff. Anm. 4 zu 9 396; 

Staub HGB. 2, 1104 Anm. 4 und 5 zu 9 396. 

Die Anwendung dieſes Grundſatzes könnte nur eine rechtsähnliche ſein. 
Denn der Kläger, von dem der vorliegende Kaufvertrag als Aufkäufer der 
amerikaniſchen Geſellſchaft und nach dem Vertraginhalt als deren Vertreter 
mit oder ohne Vertretungsmacht abgeſchloſſen worden iſt, hat nicht als Agent 
der Beklagten gehandelt, ſondern könnte nur als ſolcher der Geſellſchaft an⸗ 
geſehen werden, in deren Namen er den Vertrag abgeſchloſſen hat (§ 84 Abſ. 1 
HGB.). Kommiſſionär war er nicht, da er nicht im eigenen Namen gekauft hat 
(§ 383 HGB.), und jedenfalls iſt ſeine Geſchäftsbeſorgung nicht die Erledigung 
eines ihm von der Beklagten dazu erteilten Auftrags geweſen; ſondern es 
liegt der beſondere Fall vor, daß der Vertreter des einen vertragſchließenden 
Teils dem anderen verſpricht, für die Erfüllung der Verbindlichkeiten des von 
ihm Vertretenen einzuſtehen. Aber auch rechtsähnlich iſt der Grundſatz, der 
das Landgericht zu ſeiner Entſcheidung geführt hat, auf die in Frage kommende 
Delkredereproviſion nicht anwendbar. Die Gebühr, die der Agent trotz Nicht⸗ 
ausführung des von ihm vermittelten oder abgeſchloſſenen Geſchäfts zu be⸗ 
anſpruchen hat, iſt die ihm im § 88 Abſ. 1 HGB. zugeſprochene und unter 
„der Proviſion“, die dem Kommiſſionär geſchuldet wird, obgleich das Ge⸗ 
ſchäft nicht ausgeführt worden iſt, kann nur die ihm nach § 354 Abſ. 1 HGB. 
zukommende Gebühr verſtanden werden. Mit dieſen Gebühren hat die Del⸗ 
kredereproviſion des Agenten, der dem Geſchäftsherrn für den Eingang des 
Kaufpreiſes haften will, alſo ſich verbürgt 

(vgl. Düringer⸗ Hachenburg 1, 500 Anm. 11 zu $ 88; Stub 1, 410 Anm. 14 zu § 84), 
und des Kommiſſionärs, der nach § 394 Abſ. 1 HGB. für die Erfüllung 
der Verbindlichkeit deſſen, mit dem er das Geſchäft für Rechnung des 
Kommittentenabgeſchloſſen hat, dieſem einſteht und ö eine bürgſchaft⸗ 
ähnliche Haftung übernimmt 

(vgl. Düringer⸗ Hachenburg 3, 621 Anm. 2 zu § 394; Staub 2, 1100 Anm. 1 zu § 394), 
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nichts zu tun. Denn, wenn auch — was in gleicher Weiſe, wie für die 
Forderung des Kommiſſionärs, ſo auch für die des Agenten anzunehmen 
ſein dürfte — der Anſpruch auf dieſe Proviſion nicht von der Inanſpruchnahme 
aus der übernommenen Haftung abhängig iſt, ſo kann er doch nur inſoweit 
entſtehen, als ‚die Erfüllung aus dem Vertragverhältniſſe gefordert werden 
kann“, es demnach zur Möglichkeit eines N zu dem „Riſiko“ kommt, 
das vergütet werden ſoll | 
(vgl. Düringer-Hachenburg 3, 625 Anm. 15 und Staub 2, 1101 Anm. 7 zu § 394). 

Notwendige Vorausſetzung für die Entſtehung der Gebühr iſt alfo 
auch hier die Ausführung des Geſchäfts, d. h. der Erfolg der Tätigkeit des 
Agenten oder des Kommiſſionärs, aber nicht deshalb, weil durch die 
Vergütung des Erfolgs die zu dieſem führende Tätigkeit vergütet werden ſoll, 
ſondern um deswillen, weil der Erfolg die notwendige Vorausſetzung der 
übernommenen Haftung iſt und eine Haftungsmöglichkeit ſo lange ausbleibt, 
als die Tätigkeit des Agenten oder des Kommiſſionärs nicht zur Begrün⸗ 
dung einer Hauptſchuld führt, für die eingeſtanden werden könnte. Der 
Grundſatz des § 88 Abſ. 2 und des § 396 Abſ. 1 Satz 2 Halbſ. 2 HGB., 
nach dem bereits die zur Erreichung des Erfolgs entwickelte Tätigkeit des 
Agenten und des Kommiſſionärs belohnt wird, wenn ſie aus Gründen erfolg⸗ 
los bleibt, die in der Perſon des Geſchäftsherrn und des Kommittenten 
liegen, kann deshalb auf die Delkredereproviſion auch nicht rechtsähnlich an⸗ 
gewendet werden, ſo wenig ſonſt der entſprechenden Anwendung der für 
die Delkredereproviſion des Handlungsagenten und des Kommiſſionärs gel- 
tenden Grundſätze auf den vorliegenden Fall Bedenken entgegenſtehen. So⸗ 
weit die Beklagte den mit dem Kläger als Vertreter der amerikaniſchen Ge⸗ 
ſellſchaft abgeſchloſſenen Kaufvertrag noch nicht erfüllt hat, iſt eine Kaufpreis⸗ 
forderung der vorleiſtungspflichtigen Beklagten nicht entſtanden. Sie darf 
in dieſem Umfange von der Käuferin die Leiſtung aus dem Kaufvertrage 
nicht verlangen und deshalb auch nicht vom Kläger das Einſtehen für dieſe Lei⸗ 
ſtung. Bei entſprechender Anwendung der Regeln über die Delkrederepro⸗ 
viſion des Agenten und des Kommiſſionärs kommt alſo dem Kläger die ver⸗ 
langte Vergütung nicht in weiterem Umfange zu, als er ſie bereits empfangen hat. 

Dasſelbe hat zu gelten, wenn losgelöſt von handelsrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen lediglich auf Grund der Tatſache entſchieden wird, daß der Kläger mit 
der ‚Übernahme des Delkredere der Beklagten ſich verbürgt hat. Denn aus 
der Eigenſchaft der Bürgſchaft als beigeordneter Schuld folgt, daß ſie grund⸗ 
ſätzlich das Entſtehen einer Hauptſchuld vorausſetzt, die Vergütung für die Ver⸗ 
pflichtung zum Einſtehen für die Hauptſchuld alſo nicht gefordert werden 
kann, wenn und ſolange keine Hauptſchuld entſteht und es deshalb zum Ein⸗ 
ſtehen für dieſe nicht kommt und nicht kommen kann. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden v. 13. Nov. 1916. W. w. M. & P. 5 O. 
21/28 16. F—ch. 
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142. Binnenſchiffahrt; nach Annahme des Frachtguts ift eine Min⸗ 
derung durch Sachverſtändige feſtzuſtellen; Einfluß der Unmöglichkeit? 
BSchiffGG. § 61; HGB. 5 609. 

„Dem Landgericht muß darin beigepflichtet werden, daß die Beklagte 
infolge Nichtbeachtung der Vorſchrift des § 61 BSchiffG. mit Anſprüchen 
wegen Mindergewichts ausgeſchloſſen iſt. 

Es könnte zunächſt in Frage kommen, ob der § 61 im vorliegenden Fall 
überhaupt Anwendung erleidet. Der 1. Senat dieſes Gerichts hat in ſeiner 
in HanſGgZtg. 1898 Hptbl. Nr. 100 abgedruckten Entſcheidung ausgeführt, 
daß die Vorſchrift da nicht anwendbar ſei, wo die Prüfung des Gutes durch ein⸗ 
faches Wägen, Zählen oder Meſſen zu erfolgen habe. Gegen dieſe Auffaſſung 
hat ſich aber bereits der 3. Senat in feinem in HanſGztg. 1898 Hptbl. Nr. 118 
abgedruckten Urteil gewandt, und ihm iſt auch Mittelſtein (Komm. Anm. 4 
zu § 61 S. 256) gefolgt. Auch dieſer Senat iſt der Auffaſſung, daß die geſetz⸗ 
liche Vorſchrift in allen Fällen zu befolgen iſt, wo es ſich um Anſprüche wegen 
einer Beſchädigung oder Minderung des Frachtguts handelt. Wenn es in 
Abſ. 1 des § 61 heißt, daß der „Zuſtand“ des Guts durch amtlich beſtellte Sach⸗ 
verſtändige feſtgeſtellt werden ſoll, ſo kann nicht wohl bezweifelt werden, 
daß der Zuſtand auch im Fall einer Minderung in Frage kommt. Es iſt mit 
Recht darauf hingewieſen worden, daß auch Wägen, Zählen und Meſſen viel⸗ 
fach nicht einfache, ohne Sachkunde auszuführende Handlungen ſind, und daß 
oftmals Minderung und Beſchädigung des Guts zuſammenfallen. Im vor⸗ 
liegenden Falle kommt hinzu, daß möglicherweiſe die Beſchaffenheit der aus⸗ 
geladenen Kohlen für die Beurteilung des Umfangs ihrer etwaigen Eintrock⸗ 
nung von Bedeutung ſein konnte. Natürlich ſind auch Fälle denkbar, wo eine 
Minderung leicht und einfach von Jedermann feſtgeſtellt werden kann; das 
Geſetz hat aber keine Ausnahme gemacht und muß daher von den Gerichten 
angewandt werden. 

Eine zweite Frage iſt, ob von der Befolgung des Geſetzes in ſolchen Fällen 
abgeſehen werden darf, wo eine Feſtſtellung der Minderung im Rechtsſinn 
unmöglich iſt. Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Die Kohlen ſind in Greifern 
auf eine automatiſche Wage gelegt und dann in Eiſenbahnwagen verladen 
worden, die nach und nach abrollten. Die Entlöſchung hat fünf Tage in An⸗ 
ſpruch genommen. Es iſt klar, daß bei dieſer Art der Entlöſchung und Fort⸗ 
ſchaffung der Kohlen die Feſtſtellung des Gewichts durch amtlich beftellte 
Sachverſtändige unausführbar iſt oder doch derartige Koſten verurſacht, daß 
eine Unmöglichkeit der Ausführung im Rechtsſinn vorliegt. Anderſeits kann 
auch nicht die Rede davon ſein, daß eine Verwiegung der Kohlen im Kahne 
ſelbſt zu beſchaffen wäre. Es kann alſo tatſächlich eine Befolgung der Vor⸗ 
ſchrift des § 61 nicht ſtattfinden. Trotzdem beſteht keine Möglichkeit, von der 
Anwendung der geſetzlichen Vorſchrift Abſtand zu nehmen. Anſprüche wegen 
Beſchädigung und Minderung des Guts können vom Empfänger nur geltend 
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gemacht werden, wenn eine Feſtſtellung des Zuſtandes des Guts durch amtlich 
beſtellte Sachverſtändige erfolgt iſt. Damit iſt unzweideutig eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung zur Vorausſetzung für den Anſpruch überhaupt erhoben worden. 
Das Geſetz hat mit einer Unmöglichkeit der Feſtſtellung nicht gerechnet. Wenn 
ſie tatſächlich im einzelnen Fall beſteht, ſo mag ſich eine Härte für den Emp⸗ 
fänger ergeben. Zu helfen iſt ihm aber nicht. 

Die Beklagte hat demgegenüber geltend gemacht, daß in ſolchen Fällen 
ein Verzicht des Schiffers auf die Befolgung der Vorſchrift anzunehmen ſei; 
da bei Kohlenbeförderungen der Art ſtets auf die gleiche Weiſe verfahren werde, 
billige der Schiffer, der keinen Einſpruch erhebe, die Entlöſchung und Gewichts⸗ 
feſtſtellung ohne Zuziehung amtlich beſtellter Sachverſtändiger. Auch Mittel- 
ſtein läßt in gewiſſen Fällen die Annahme eines Verzichts des Schiffers als 
gerechtfertigt erſcheinen. Dem kann aber nicht zugeſtimmt werden. Die 
Befolgung der Vorſchrift des 8 61 iſt lediglich Sache des Empfängers. Sie 
liegt ihm ob, wenn er Anſprüche wegen Beſchädigung oder Minderung des 
Frachtguts erheben will. Wenn er die Befolgung unterläßt, ſo tut er das auf 
ſeine Gefahr. Der Schiffer hat nicht den geringſten Anlaß, gegen die Nicht⸗ 
befolgung der Vorſchrift oder gegen eine Entlöſchung, welche die Befolgung 
naturgemäß ausſchließt, Einſpruch zu erheben. Ein ſtillſchweigender Verzicht 


kann daher unmöglich angenommen werden. — — —“ 
urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 5. Dez. 1916. S. w. A. 
Sch. & Co. Bf. VI. 166/16. No. 


— . — — — 


143. Bei Unterlaſſung der Rüge kann der für angebliches Sehl- 
gewicht zuviel gezahlte Kaufpreis nicht zurückgefordert werden. 
HGB. § 378; BGB. § 812. 

„Die Beklagte fordert die Rückzahlung des in der Vorausſetzung richtiger 
Gewichtsaufgabe vorausgezahlten Kaufpreiſes. Sie macht ſonach einen 
Bereicherungsanſpruch aus § 812 BGB. geltend, nicht eine Preisminderung; 
denn ſie verlangt keineswegs Herabſetzung des vereinbarten Kaufpreiſes. 
Der in dieſer Weiſe begründeten Widerklage kann daher die Einrede der Ver⸗ 
jährung aus 8 477 BGB. mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. Es iſt 
ſonach zu prüfen, ob die Beklagte trotz verſäumter rechtzeitiger Rüge im Hin⸗ 
blick auf §378 HGB. den für das angebliche Fehlgewicht zuviel gezahlten 
Kaufpreis zurückfordern kann. Dieſe den Rechtsſtreit entſcheidende Rechts⸗ 
frage iſt in Übereinſtimmung mit dem Vorderrichter zu verneinen. Die Rechts⸗ 
frage iſt beſtritten. 

Die von dem erkennenden Senat vertretene Anſicht iſt die herrſchende. 

Sie wird u. a. von Staub und Ritter in ihren Komm. zum HGB. und vom Kammer⸗ 
gericht (vgl. OL GRſpr. 14, 378), von den Oberlandesgerichten Stettin (Goldſchmidts 


Z. 54, 90), Hamm (13, 30) und vom 1. Senat des HanjOberlandesgeridts (14, 380) 
geteilt. . 
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Für die Verneinung der Frage ſpricht in erſter Linie der klare Wortlaut 
des § 378 HGB. Danach ſollen die Vorſchriften des § 377 HGB. ſchlechthin 
auch dann Anwendung finden, wenn eine andre als die bedungene Menge 
von Waren geliefert worden iſt. Unterläßt alſo der Käufer die Anzeige, daß 
zu wenig geliefert ſei, ſo gilt die Ware als genehmigt, d. h. der Käufer kann 
ebenſowenig wegen fehlenden Gewichts irgendwelche Rechte herleiten, wie 
er es wegen Mängel der Ware könnte. Der Käufer muß die Ware mit ihrem 
Fehlgewicht als vertragmäßige hinnehmen. Es iſt auch nicht einzuſehen, 
warum bei verſäumter Rügepflicht der Käufer einer mangelhaften Ware 
ſchlechter geſtellt ſein ſollte, als der Käufer einer Ware mit einem Gewichts⸗ 
manko, warum jener den vollen Kaufpreis bezahlen ſollte, dieſer aber den 
dem Gewichtsmanko entſprechenden Betrag vom Kaufpreis in Abzug bringen 
könnte. 

Für die Verneinung der Frage ſpricht aber ferner der geſetzgeberiſche 
Gedanke, der der Einfügung des § 378 HGB. zugrunde gelegen hat. Die Denk⸗ 
ſchrift hebt hervor, daß eine Unterſcheidung hinſichtlich des Erforderniſſes 
einer Bemängelung bei Qualitäts⸗ und Quantitätsmängeln der ſachlichen 
Begründung entbehre. Dieſe Unterſcheidung ſollte beſeitigt werden. Man 
wollte den dem § 377 zugrunde liegenden Zweckgedanken, daß im Handels⸗ 
verkehr der Verkäufer nicht ungebührlich darüber im Ungewiſſen gelaſſen wer⸗ 
den ſolle, ob ſeine Lieferung als vertragmäßig angenommen werde oder 
nicht, ausdrücklich auf die Fälle ausdehnen, wo es ſich um Quantitätsmängel 
handelt. | 

Die Bejahung der Rechtsfrage zugunſten der Beklagten würde dazu 
führen, daß Beanſtandungen des Käufers wegen Fehlgewichts an der Ware 
noch nach Ablauf von Jahrzehnten berückſichtigt werden müßten. Eine ſolche 
Beeinträchtigung des Handelsverkehrs hat und kann der Geſetzgeber nicht ge⸗ 
wollt haben. | 

Dem Landgericht ijt aber auch darin zu folgen, daß der Ausnahmefall 
des § 378 HGB. hier nicht vorliegt. Nach Sachlage iſt zu verneinen, daß die 
nach der Behauptung der Beklagten in Wirklichkeit nur gelieferte Menge 
offenſichtlich von der Beſtellung ſo erheblich abgewichen habe, daß der Ver⸗ 
käufer die Genehmigung des Käufers für ausgeſchloſſen hätte betrachten 
müſſen. Das Mindergewicht der Lieferung betrug nach der Behauptung 
der Beklagten nur um und bei 4%. Auch weiſt das Landgericht mit Recht 
darauf hin, daß die Beklagte ſo lange Zeit gebraucht habe um ſelbſt das Un⸗ 
tergewicht zu bemerken. Unter dieſen Umſtänden kann von einer offenſicht⸗ 
lichen, im Sinne des Geſetzes erheblichen Abweichung der gelieferten Menge 
von der Beſtellung nicht die Rede ſein. An dieſer Beurteilung ändert auch 
nichts der Umſtand, daß die Beklagte angeblich infolge des Fehlgewichts 
Schaden bei dem Weiterverkauf der gekauften Ware erlitten hat. Sie ſteht 
ſich nicht anders als ein Käufer, der wegen Verſäumung der Rügepflicht 
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eine mit Mängeln behaftete Ware als vertragmäßige Erfüllung gelten laſſen 


und fie unter dem Einkaufspreiſe weiterverkaufen muß. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 11. Dez. 1917. — A. & B. 
(Bkl.) w. Schn. — Bf. III. 181/17. B. 


II. Verfahren. 


144. Unzuläſſigkeit der Erhebung von Pauſchſätzen bei Gewährung 
von Gebührenfreiheit. 
GKG. §§ 6, 80 b. 

Auf die Erinnerungen eines Zahlungspflichtigen hat das Oberlandes⸗ 
gericht die Erhebung von Pauſchſätzen in dem Falle, wo Gebührenfreiheit 
gemäß §6 GKG. gewährt wurde, für nicht gerechtfertigt erachtet. Aus 
den Gründen: 

„Das Reichsgericht (6. Zivilſenat) hat in den eingehend begründeten 
Beſchlüſſen vom 23. Februar und 29. Dezember 1911 (Entſch. 75, 311; 78, 
126) entſchieden, daß ſich die im § 98 GKG. den Bundesſtaaten im Ver⸗ 
fahren vor dem Reichsgericht gewährte Befreiung von Zahlung der Ge⸗ 
bühren nur auf die Gerichtsgebühren einſchließlich der Gebührenzuſchüſſe, 
nicht aber auf die Auslagenpauſchſätze des § 80° GKG. erſtreckt, da dieſe 
nicht als Gebühren anzuſehen ſeien. In dem Beſchluß vom 22. Oktober 1914 
(Entſch. 85, 358) läßt es der 4. Zivilſenat des Reichsgerichts unentſchieden, 
ob an dieſer Rechtsauffaſſung feſtzuhalten oder den Bedenken beizupflichten 
ſein würde, die dagegen in der Literatur hervorgetreten und in einer 
gutachtlichen Auslaſſung des preußiſchen Juſtizminiſteriums vom 27. Mai 1911 
näher begründet worden ſind. 

Das Beſchwerdegericht iſt der Anſchauung, daß nach dem Wortlaut 
des § 80b GKG. der Betrag der Pauſchſätze, die zur Deckung der von 
den Parteien nicht zu erſetzenden baren Auslagen erhoben werden, von 
der ‚zum Anſatze gelangenden Gebühr‘ abhängt, und daß dies auf die An⸗ 
nahme hinweiſt, daß die Entſtehung einer Gebühr zugleich eine ſachliche 
Vorausſetzung für den Anſpruch auf den Pauſchſatz bildet, dieſer alſo 
nicht als eine unabhängige und ſelbſtändige Koſtenforderung dem Fiskus 
erwachſen kann (ſ. RGEnkſch. 85, 361). Dies nimmt auch das Bayeriſche 
Oberſte Landesgericht an, das in einem Beſchluß vom 5. Dezember 1913 (Entſch. 
14, 677) ſagt, in der ſtreitigen Rechtspflege werde ſeit dem Geſetz vom 
1. Juni 1909 (RGbl. 475) in den Fällen des 8 6 GKG. überhaupt keine 
Auslage mehr erhoben; denn Auslagen kämen nach dem § 800 jetzt nur 
mehr in der Form des Pauſchſatzes zu den einzelnen zum Anſatz gelangenden 
Gebühren zur Erhebung, der Pauſchſatz ſetze alſo voraus, daß eine Gebühr 
zum Anſatze gelangt, was in den Fällen des § 6 GKG. nicht zutreffe. 
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Der gleichen Anſchauung iſt Neumüller in den Bl. f. RA. 74, 592 Anm. 73 
und Rittmann GRKG.®, 306. Die Nichterhebung eines Pauſchſatzes in den 
Fällen, wo nach $6 GGG. Gebührenfreiheit gewährt wird, entſpricht auch 
dem Rechtszuſtand, der durch den § 80a des Gerichtskoſtengeſetzes in der 
Faſſung des Geſetzes vom 29. Juni 1881 geſchaffen war, wonach Schreib- 
gebühren nicht erhoben wurden für die von Amtswegen anzufertigenden 
Ausfertigungen und Abſchriften in den Fällen der §§ 4, 6, 16, 4, 47, 57, 
joferne in denſelben keine Gebühren zu erheben find. 


Beſchluß des Oberlandesgerichts München (1. Senat) v. 26. April 1918. 
BeſchwReg. 66/18. 


145. Rechtsſtellung des Hauptintervenienten im Fall des § 75 FPO. 
BBO. § 75. 

Die Klägerin klagte eine ihr von dem Kaufmann V. abgetretene 
Kaufgeldforderung gegen die Firma O. G. in H. ein. Da der Kaufmann 
L. behauptet hatte, daß ihm die Forderung ſchon früher abgetreten worden 
ſei, verkündete die Beklagte ihm den Streit, und als L. daraufhin als 
Hauptintervenient in den Rechtsſtreit mit der Erklärung eintrat, er nehme die 
Klage forderung für ſich in Anſpruch, hinterlegte die Beklagte die einge- 
klagte Hauptſumme von 2310. bei ihren Prozeßbevollmächtigten und be⸗ 
antragte, ſie aus dem Rechtsſtreit zu entlaſſen. Dieſem Antrage wurde 
vom Landgericht entſprochen und dieſe Entſcheidung wurde rechtskräftig. 
Nach weiterer Verhandlung beantragte die Klägerin, den Hauptintervenienten 
L. zu verurteilen, darein zu willigen, daß die hinterlegten 2310 K nebſt 
Zinſen ihr ausgekehrt würden. — In 1. Inſtanz wurde demgemäß erkannt, 
während in 2. Inſtanz dieſe Verurteilung nur in Höhe von 201 &, näm⸗ 
lich zu dem Teil der Klageforderung aufrechterhalten wurde, der nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme früher an den L. abgetreten worden wat. 
Die übrigen 2109. wurden der Klägerin zugeſprochen; die geſamten Prozeß- 
koſten wurden dem Hauptintervenienten L. auferlegt. — Aus den Gründen: 

„Die Zuläſſigkeit der vom Hauptintervenienten eingelegten Berufung kann 
nicht zweifelhaft ſein. Mit der Entlaſſung der Beklagten aus dem Rechtsſtreit 
iſt dieſe als Partei ausgeſchieden, abgeſehen lediglich vom Koſtenpunkt. Parteien 
ſind im übrigen nur mehr die Klägerin und der Hauptintervenient. 

Dieſer braucht im Gegenſatz zum Nebenintervenienten ſein Intereſſe nicht 
darzutun noch glaubhaft zu machen. Ebenſowenig bedarf es einer Prüfung 
der Identität des Anſpruchs der Klage und des Hauptintervenienten. Für 
ſeinen Eintritt wie auch für die Entlaſſung der Beklagten iſt vielmehr aus⸗ 
ſchließlich der 8 75 BRO. entſcheidend, der lediglich vorausſetzt, daß der Dritte 
die klagend geltendgemachte Forderung tatſächlich für ſich in Anſpruch nimmt 
(RGEntſch. 34, Nr. 105, S. 403). Einer beſonderen Zulaſſung bedarf 
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es nicht. Es genügt, daß auf Streitverkündigung hin ein Dritter in der 
mündlichen Verhandlung erklärt, die Klageforderung für ſich in Anſpruch nehmen 
zu wollen. Es kommt alsdann lediglich darauf an, ob nunmehr der Beklagte 
ſeine Entlaſſung aus dem Rechtsſtreit beantragt. 

Dieſe Entlaſſung darf nach § 75 BRO. nur erfolgen, wenn der Beklagte 
den eingeklagten Betrag mit Nebenleiſtungen, insbeſondere Zinſen bis zur 
Hinterlegung, hinterlegt. (Stein, ZPO.“ Bem. II. 5 zu § 72 S. 223). Vor⸗ 
liegendenfalls hat die Beklagte nur die Klageſumme ſelbſt, nicht auch die ge- 
forderten Zinſen, hinterlegt. Dem Antrage der Beklagten, ſie aus dem Rechts⸗ 
ſtreit zu entlaſſen, durfte daher nicht entſprochen werden (RG. 9. Okt. 1889 
in JW. 1889, S. 430%. Tatſächlich hat nun aber das Landgericht die Ent⸗ 
laſſung der Beklagten durch Erkenntnis v. 21. Juni 1916 ausgeſprochen. 
Die Entſcheidung über den Entlaſſungsantrag erfolgt, wenn er abgelehnt wird, 
durch Zwiſchenurteil, wenn ihm ſtattgegeben wird, durch Endurteil, das der 
Berufung unterliegt (OL GRſpr. 1, 429, 13, 67 f.; Seuff A. 45, Nr. 218). 
Vorliegendenfalls iſt das die Entlaſſung ausſprechende Urteil des Landgerichts 
rechtskräftig geworden. Damit iſt eine Entſcheidung über die mitgeforderten 
Zinſen, ſoweit ſie in die Zeit bis zur Hinterlegung der Klageſumme fallen, 
unmöglich geworden, wie das Landgericht am Schluß ſeiner Gründe auch 
nicht verkennt. Die Parteien haben dieſer Sachlage durch die im gegen⸗ 
wärtigen Rechtszuſtand geſtellten Anträge Rechnung getragen und nur noch 
Binjen vom Tage der Hinterlegung an beanſprucht. 

In der Sache ſelbſt handelt es ſich lediglich noch um den Streit zwiſchen 
der Klägerin und dem Hauptintervenienten darüber, wer von ihnen das 
beſſere Recht hat. Wer unterliegt, hat auch die Koſten der bisherigen Be⸗ 
klagten zu tragen, die inſoweit noch am Rechtsſtreit teilnimmt. Auf die 
Frage, ob die Klägerin mit Recht von der Beklagten den eingeklagten Be⸗ 
trag gefordert hat, kommt es ſonach überhaupt nicht mehr an. (RGeEntſch. 63, 
322). — — — 

Die Koſten des Rechtsſtreits, einſchließlich der der bisherigen Beklagten 
erwachſenen, mußten den Hauptintervenienten gemäß 88 92 Abſ. 2, 97 BRO. 
vollen Umfangs treffen, da die Zuvielforderung der Klägerin nur verhält⸗ 
nismäßig geringfügig war und beſondere Koſten nicht verurſacht hat. —— —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 31. Jan. 1918. L. w. 
R. B. (Kl.) Bf. III. 335/16. | B. 


146. Der die Klage zurücknehmende Hläger trägt die Koſten des Neben⸗ 
intervenlenten der Beklagten auch im Fall eines en, 
Vgl. 63 Nr. 261 m. N; 69 Nr. 257. 
i ZPO. §§ 101. 66. 271. N 
Das Reichsgericht hat ausgeſprochen, daß für den Fall der Zurücknahme 
der Klage der Kläger auch die Koſten des ſeinem Gegner beigetretenen 
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Nebenintervenienten zu tragen hat (PW. 19040). Dieſer Entſcheidung hat 
ſich der 2. Senat dieſes Gerichts in einem Beſchluſſe v. 3. März 1901 
(Seuff A. 61 Nr. 209) angeſchloſſen, und auch der jetzt erkennende Senat 
tritt ihr im Ergebnis ſowohl wie in der Begründung, auf welche hierdurch 
verwieſen wird, bei. Der Nebenintervenient hat auch einen Anſpruch darauf, 
daß dieſe Verpflichtung des Klägers durch Urteil ausgeſprochen werde (§ 271 
Abſ. 3 a. E.) Wenn dieſe Geſetzesvorſchrift nur von einem Antrage des 
Beklagten, auf Grund deſſen ſolche Entſcheidung zu erfolgen habe, ſpricht, 
jo iſt in 8 67 BRO. ausdrücklich ausgeſprochen, daß gleichwie die Haupt⸗ 
partei auch der Nebenintervenient zur rechtswirkſamen Vornahme aller Prozeß⸗ 
handlungen befugt iſt. Allerdings iſt dieſe letztere Befugnis dahin einge⸗ 
ſchränkt, daß die Prozeßhandlungen des Nebenintervenienten nicht in Wider⸗ 
ſpruch zu denen der von ihr unterſtützten Hauptpartei ſtehen dürfen, und 
vorliegendenfalls hat die von den beiden Nebenintervenienten unterſtützte 
Beklagte deren Antrag auf Verurteilung der Klägerin zur Tragung der 
„Koſten der Nebenintervention ausdrücklich widerſprochen. Die Unzuläſſig⸗ 
keit des Widerſtreits einer Prozeßhandlung des Nebenintervenienten zu einer 
ſolchen der Hauptpartei greift aber nur da Platz, wo durch ſie das zwiſchen 
dieſen beiden Perſonen beſtehende Verhältnis berührt wird (RGEntſch. 56, 
115), nicht aber, wo es ſich wie hier um einen ſelbſtändigen Rechtsan⸗ 
ſpruch des Nebenintervenienten gegenüber dem Gegner der von ihr unter- 
ſtützten Hauptpartei handelt. | 
Hat hiernach mit Recht das Landgericht dem Antrage der Nebeninter- 
venienten auf Verurteilung der Klägerin zur Tragung der Koſten der Neben⸗ 
interventionen ſtattgegeben, ſo wird an dieſem Ergebnis auch dadurch nichts 
geändert, daß vorliegendenfalls die Zurücknahme der Klage infolge eines 
ohne Hinzuziehung der Nebenintervenienten, unter den Hauptparteien ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleichs erfolgt iſt, nach welchem alle Prozeßkoſten bis auf 
die Koſten des Anwalts der Klägerin von der Beklagten getragen werden 
ſollten, und daß für den Fall des Abſchluſſes eines ſolchen Vergleichs nach 
Lehre und Rechtſprechung (vgl. Seuffert ZPO. Bem. 2d zu § 101 und die 
dort angeführten Erkenntniſſe) die Entſcheidung über die Koſten der Neben⸗ 
intervention nach Maßgabe der in dem Vergleiche getroffenen Koſtenregelung 
zu fällen iſt. Denn das nächſtliegende Ereignis bildet die Klagezurücknahme, 
und dieſes Prozeßereignis und nicht ſeine hinter ihm liegende Urſache hat 
dem Gericht zur Grundlage einer Entſcheidung zu dienen. Ob die jetzt 
zur Koſtentragung verurteilte Klägerin ſich nach dem Vergleich an der 
Beklagten wird erholen können, braucht hier nicht erörtert zu werden. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4 Sen.) v. 13. Okt. 1916 i. S. 
K. & Sohn (Kl.) w. R. & P. Bs. IV 86/16. | No. 
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147. Koften der Nebenintervention, wenn infolge eines Vergleichs der 
Parteien die Klage fallen gelaſſen wird. 
Vgl. vor. Nr. m. Nachw. 
3PO. §§ 101, 271, 66. 
Das Landgericht hat die durch die Nebenintervention verurſachten Koſten, 
nachdem die Parteien ſich dahin verglichen hatten: 
„Klägerin verzichtet auf den Anſpruch und mmmt die Klage zurück. Der Beklagte 
trägt alle Gerichtskoſten und ſeine eigenen Anwaltskoſten. Die Klägerin trägt 
ihre Anwalltskoſten“, 
der dem Beklagten beigetretenen Nebenintervenientin auferlegt. Die hier- 
gegen rechtzeitig erhobene Beſchwerde iſt zum Teil begründet. 

Darauf, daß im Fall der Zurücknahme der Klage der Kläger nach 
§ 271 BRO. die Koſten zu tragen hat, und in ſolchem Fall dem Kläger 
auch die durch die Nebenintervention des dem Beklagten Beigetretenen 
verurſachten Koſten nach § 101 ZPO. zur Laſt fallen müſſen (vgl. Hanſ.⸗ 
GZ. 1917 Beibl. Nr. 15), kann ſich der Beſchwerdeführer freilich nicht berufen. 
Denn hier iſt die Klage in Wirklichkeit nicht zurückgenommen, ſondern nur 
im Vergleich iſt ein entſprechender Ausdruck gebraucht und überdies regelt 
der Vergleich ſelbſt die Koſten abweichend von der im Fall einer wirk⸗ 
lichen Klagezurücknahme nach § 271 gegebenen geſetzlichen Folge. Auch 
von einer analogen Anwendbarkeit jenes Grundſatzes kann alſo keine Rede ſein. 

Wenn aber das Landgericht Gewicht darauf legt, daß es ſich hier 
nur um die der Nebenintervenientin erwachſenen Koſten handle und nach 
dem Vergleich die Klägerin die dem Beklagten erwachſenen Koſten nicht 
zu tragen habe, und hieraus folgert, daß die Nebenintervenientin die in 
Rede ſtehenden Koſten allein tragen müſſe, jo kann dem nicht zugeſtimmt 
werden. Ob nur der Nebenintervenientin ſelbſt erwachſene Koſten in 
Frage ſtehen, kann nach dem Geſetze keinen Unterſchied machen. Daß 
nach dem Vergleich die Klägerin die dem Beklagten erwachſenen Koſten 
nicht zu tragen hat, iſt richtig. Wohl aber hat ſie nach dem Vergleich 
einen gewiſſen Teil der geſamten Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Da 
der Inhalt des Vergleichs auch für die Entſcheidung über die durch die 
Nebenintervention verurſachten Koſten maßgebend fein muß (HanſGz. 
1914 Beibl. Nr. 121 und dort aufgeführte), ſo müſſen die Klägerin dieſe 
Koſten nach § 101 inſoweit treffen, als jie ſelbſt dem Beklagten gegenüber 
mit Koſten belaſtet it, d. h in dem Verhältnis, in dem ihre eigenen 
Anwaltskoſten zu den Gerichtskoſten und den Anwaltskoſten des Beklagten 
ſtehen. Nur den überſchießenden Teil der durch die Nebenintervention 
verurſachten Koſten hat die Nebenintervenientin ſelbſt zu tragen. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 9. Mai 1917 G. Chr. 
w. L. & L. Bs. 7. IV. 48/17. Nö. 
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148. Maſchinen können für einen Handwerker nach §811 Nr. 5 SPO. 
unentbehrlich ſein. 
Vgl. 67 Nr. YE m. N. 
BBO. 5 811 Nr. 5. 

Dem Schuldner, Beſchwerdeführer, welcher Tiſchler iſt und in den 
von ihm gemeinſam mit ſeiner Ehefrau gemieteten Räumlichkeiten die Tiſch⸗ 
lerei mit Maſchinen und maſchinellen Werkzeugen betreibt, ſind von dem 
Gläubiger Maſchinen und Werkzeuge im Wege der Zu Vollſtreckung ge— 
pfändet worden. Auf ſeine Einwendung ſind ihm gewiſſe Maſchinen und 
Werkzeuge freigegeben worden. Auf die Beſchwerde des Gläubigers hat das 
Landgericht den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und die Einwendung 
des Schuldners gegen die Art und Weiſe der Zn Vollſtreckung völlig verworfen. 

Dieſer Entſcheidung tft nach der Sachlage nicht zuzuſtimmen. Nach § 811° 
3PO. find der Pfändung bei Handwerkern die zur perſönlichen Fortſetzung 
der Erwerbstätigkeit unentbehrlichen Gegenſtände nicht unterworfen. Der 
Schuldner iſt Handwerker; daß er in ſeinem Betriebe Maſchinen und durch 
Maſchinenkraft getriebene Werkzeuge verwendet, ſteht ſeiner Einreihung in 
dieſe Klaſſe der Gewerbetreibenden nicht im Wege. Anderſeits ſind nun 
zwar Maſchinen und maſchinelle Werkzeuge in der Regel nicht ſolche Gegen- 
ſtände, welche einem Handwerker zur perſönlichen Ausübung oder Fort: 
ſetzung ſeines Berufs unentbehrlich ſind, durchweg werden ſie vielmehr von 
Gehülfen oder Arbeitern bedient werden und deshalb nicht zu den in § 811 
ausgenommenen Gegenſtänden gehören. Im vorliegenden Fall aber iſt 
glaubhaft gemacht, daß die hier fraglichen Sachen dem Schuldner zur Fort— 
ſetzung ſeiner beruflichen Erwerbstätigkeit in der Tat unentbehrlich ſind. 
Der Beſchwerdeführer iſt im Kriege als Soldat verwundet und hat von 
der Verwundung einen lahmen linken Arm zurückbehalten, auch iſt die 
linke Hand gelähmt. Er kann deshalb ſeinen Beruf nicht mehr mit eigener 
Handarbeit betreiben, ſondern iſt für ſeine eigene perſönliche Tätigkeit auf 
Hülfe der Maſchinenkraft angewieſen, und zwar, wie nach dem Gutachten 
des Gewerbekammerſachverſtändigen W. anzunehmen iſt, auf die Hülfe eben 
der hier in Rede ſtehendenden Maſchinen und Werkzeuge, zu deren Bedienung 
es nur einfacher, von ihm mit einer Hond auszuführender Handgriffe bedarf. 
Auf eigene Tätigkeit iſt aber der Schuldner, der Kapital nicht zur Ver⸗ 
fügung hat, angewieſen. Wenn er früher und insbeſondere auch zur Zeit 
der Pfändung wegen des Zuſtandes ſeines Armes noch nicht wieder felbft- 
tätig war, ſo darf dieſer vorübergehende, durch den Krieg geſchaffene Umſtand 
doch nicht dahin führen, dem Schuldner den Schutz des Geſetzes, den dieſes 
den Schuldnern zur Ermöglichung ihrer wirtſchaftlichen Tätigkeit gewähren 
will, zu verſagen. — — — 

0 des OLG. zu Hamburg (Fer. Sen.) v. 14. Auguſt 1916. 
R. w. J. Bs. Z. IV. 81/16. B. 
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149. Gehört der Lohnanſpruch des Mäklers zu ſeiner Konkursmaſſe, 
wenn der vermittelte Vertrag erſt nach der Konkurseröffnung 
abgeſchloſſen wird d 


KO. §§ I, 67; BGB. §§ 158, 652, 


Über das Vermögen des Beklagten wurde am 26. Juli 1916 der Konkurs 
eröffnet. Am 19. Oktober 1915 hatte Beklagter von Frau B. den Auftrag 
erhalten, ihr Anweſen zu verkaufen, wofür ihm Proviſion verſprochen 
wurde. Der Beklagte war im Sinne des Auftrags tätig geworden und 
hatte einen Kaufliebhaber ausfindig gemacht, mit dem am 6. Sept. 1916 
ein Kaufvertrag zuſtande kam. Auf die hinterlegte Proviſion zu 2400 M 
erhoben ſowohl der Konk.⸗Verwalter als auch der Beklagte Anſpruch, welcher 
letztere geltend macht, daß er noch bis zum Ausbruch des Konkurſes hin 
für den Kaufabſchluß tätig geweſen ſei und daß ſich die Vertragteile 
erſt nach der Konk.⸗Eröffnung, allerdings ohne ſeine perſönliche Tätigkeit, 
über die Höhe der Anzahlung und die Gutmachung des Kaufpreiſes geeinigt 
hätten. — Das Landgericht wies die Klage des Konk.⸗Verwalters auf Ein⸗ 
willigung in die Herausgabe des hinterlegten Betrags ab, weil vor dem 
Abſchluß des Kaufvertrags v. 6. Sept. 1916 kein Proviſionsanſpruch des 
Beklagten beſtandeu habe, der hinterlegte Betrag daher nicht zur Konk.-Maſſe 
gehöre. In 2. Inſtanz wurde der Beklagte verurteilt. Aus den Gründen: 

„Die Konk.⸗Maſſe umfaßt das geſamte einer Zw.⸗Vollſtreckung unter⸗ 
liegende Vermögen des Gemeinſchuldners, das ihm zur Zeit der Eröffnung des 
Verfahrens gehört (KO. § 1). Sie umfaßt demnach auch diejenigen An⸗ 
ſprüche des Gemeinſchuldners, die ihm zur Zeit der Konk.⸗Eröffnung ſchon 
erworben waren. Ob ein Erwerb vor oder nach der Konk.⸗Eröffnung ge⸗ 
macht iſt, beſtimmt ſich nicht nach dem tatſächlichen Zufallen des Erwerbes, 
ſondern nur nach dem Zeitpunkt, in welchem der Rechtsgrund des Erwerbes 
entſtanden iſt; 

RGeEntſch. 52, 51; Willenbücher KO.“ Bem. 17 zu 5 1; Jaeger KO. § 1 Anm. 54. 
Aufſchiebend bedingte Anſprüche ſind daher „erworbene Rechte“; ſie gehören 
zur Konk.⸗Maſſe, auch wenn die Bedingung erſt nach der Konk.⸗Eröffnung 
eintritt, wie umgekehrt auch eine aufſchiebend bedingte Verbindlichkeit des 
Gemeinſchuldners zu ihr gehört; 

§ 67 KO.; Jaeger KO. §S 1 Anm 57; BGB. von RGR. Bem. 5 vor § 158. 

Was in der Vertragsbedingung gilt, gilt auch in der Rechtsbedingung 
(conditio juris) und der Poteſtativbedingung: 

Jaeger KO. § 1 Anm. 57; Sarwey⸗Boſſert KO.“ Bem. zu § 1 S. 43/44. 

Die Verpflichtung zur Zahlung des Mäklerlohns ijt bedingt dadurch, 
daß der Mäkler den in Ausſicht genommenen Erfolg herbeiführt (Planck 
Bem. VI vor § 652). Es handelt fic) um die doppelte aufſchiebende Be⸗ 


149. Konkursmaſſe. 247 


Dingung, daß der angeſtrebte Vertrag infolge der Tätigkeit des Mäklers 
zuſtande kommt; 

Staudinger BGB. Bem. zu § 652. 
Die Lohnzuſage erfolgt unter der rein poteſtativen Rechtsbedingung des 
Abſchluſſes mit einem Dritten; 

Staudinger a. a. O.; RG. in Warneyer 1908 Nr. 510. 
Demnach kann es auch beim Erwerb der Mäklerlohnforderung jedenfalls 
nicht darauf ankommen, wann die Poteſtativbedingung des Abſchluſſes des 
angeſtrebten Vertrags eingetreten iſt; die Forderung auf Mäklerlohn ent⸗ 
ſteht vielmehr wie jeder andere aufſchiebend bedingte Anſpruch beim Zu⸗ 
ſtandekommen des Mäklervertrags ſelbſt. Es beſteht von da an bereits 
eine rechtliche Gebundenheit des Verſprechenden und dementſprechend im 
Vermögen des Mällers eine rechtlich geſchützte Anwartſchaft, deren Ent⸗ 
wicklung zu dem vollſtändigen Anſpruch von der Tätigkeit des Mäklers 
und dem durch ihn herbeigeführten Erfolg des Abſchluſſes des zu ver⸗ 
mittelnden Vertrages abhängt; 

Warneyer a. a. O.; RGeEntſch. 57, 21, 22. 

Wird die Tätigkeit des Mäklers vor der Konk.⸗Eröffnung beendigt, ſo 
kann kein Zweifel beſtehen, daß der Anſpruch auf den Mäklerlohn im 
Augenblick der Konk.⸗Eröffnung auch bereits zu ſeinem Vermögen gehört, 
mag auch der Abſchluß des vermittelten Vertrags erſt nach der Konk.⸗Er⸗ 
öffnung erfolgen. Gegebenenfalls iſt aber die Tätigkeit des Beklagten am 
26. Juli 1916 beendet geweſen. Nach der Konk.⸗Eröffnung haben ſich die 
Parteien des zu vermittelnden Vertrags auf der vom Beklagten geſchaffenen 
Grundlage über die wenigen verhältnismäßig nebenſächlichen Punkte, die 
nach Beendigung der Tätigkeit des Beklagten noch offengeblieben waren, 
geeinigt und den Kaufvertrag verbrieft. Es braucht daher nicht geprüft 
zu werden, wie die Rechtslage zu beurteilen wäre, wenn auch nach der 
Konk.⸗Eröffnung noch die Tätigkeit des Beklagten als Mäkler feſtgeſetzt 
worden wäre und ob in dieſem Fall nach dem Grundſatze, daß die Arbeits- 
kraft des Gemeinſchuldners und ſeine Erwerbstätigkeit während des Kon⸗ 
kurſes nicht für die Maſſe nutzbar gemacht werden kann (Jaeger Anm. 6 
zu § 1), der Mäklerlohn ganz dem Gemeinſchuldner ſelbſt zufallen müßte 
oder ob etwa eine verhältnismäßige Teilung des Mäklerlohns zwiſchen 
der Maſſe und dem Gemeinſchuldner im Sinne der Entſcheidung des 
Reichsgerichts bei Warneyer 1908, 404 einzutreten hätte. Hier, wo nur 
die ohne zweitere Tätigkeit des Gemeinſchuldners erfolgte Einigung der 
Vertragteile und die Beurkundung des Vertrags ausſtand, handelt es 
ſich zweifellos um einen für die Konk.⸗Maſſe bereits entſtandenen Erwerb, 
der tatſächlich allerdings erſt nach der Konk.⸗Eröffnung anfiel. 

Der Mäklerlohnanſpruch „gehörte“ alſo am 26. Juli 1916 dem Gemein⸗ 
ſchuldner. Er unterlag auch der Zw. Vollſtreckung. 
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Es beſteht Einigkeit darüber, daß bedingte Forderungen übertragbar 
und pfändbar find; 

§ 400 BGB. §§ 844, 851 BRO., Kom. von RGRäten Bem. 2 zu § 398 und Bem. 5 

vor § 158; Planck BGB. Bem. 4b zu § 398. 

Es ſind ſogar im eigentlichen Sinne künftige Forderungen wenigſtens für 
den Fall pfändbar, daß für die Forderung in einem Vertragverhältnis 
zwiſchen dem Schuldner und dem Drittſchuldner eine ausreichende Grund⸗ 
lage gegeben war; 

RGEntich. 74, 82, JW. 1913, 1328; Gruchot 58, 477/8; Dig. 1904, 698, 745 und 
hinſichtlich der künftigen Forderungen aus Dienſtvertrag und ähnlichen Rechtsverhält⸗ 
niſſen Tuhr in DIZ. 1904, 426 ff. 

Der Klageanſpruch iſt demnach gerechtfertigt und war deshalb das 
Urteil des Landgerichts, das irrtümlich von dem Begriffe der „Entſtehung 
des Anſpruchs“ i. S. des § 198 BGB. — Zeitpunkt des actio nata — 
ausgegangen iſt, aufzuheben. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. LO. Februar 1917. L. 587/16. 

ö F—z. 


150. Gebühr des Korreſpondenzanwalts bei Wahrnehmung eines 
| Beweistermins. 
NAUGEb.D. § 44, 45. 

Die Prozeßgebühr aus § 44 HAGELD. wird nicht, wie das Landgericht 
annimmt, dadurch ausgeſchloſſen, daß der Korreſpondenzmandatar noch eine 
andere Tätigkeit entwickelt, insbeſondere noch einen Beweistermin wahr⸗ 
genommen hat. In einem ſolchen Falle erhält er neben der Beweisgebühr 
aus § 45 die volle Prozeßgebühr aus § 44, 1 Satz 1, ſofern die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zubilligung dieſer Gebühr vorliegen, 

vgl. Walter Joachim, Geb O. f. RA. § 44 Anm. 4, Sydow⸗Buſch, Geb. f. RA. 8 45 N. 1, 

RG. in JW. 98, 576; 99, 746; 1900, 124, OL GRſpr. 13, 262; 15, 195; 21, 161; 27, 233. 

Der vom Reichsgericht in RGEntfd. 26, 377 und vom Oberlandes⸗ 
gericht Dresden in Sächſ. Ann. 12, 384 vertretenen Anſicht kann nicht 
beigetreten werden. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 24. Mai 1918. 


J. C. Reg. 86/18. Ch. 


I. Bürgerliches Recht. 


151. Unerfahrenheit i. S. des § 158 Abſ. 2 BGB. 
Vgl. 69 Nr. 231. 
BGB. § 138 Abi. 2. 

Am 26. März 1917 kaufte der Kläger vom Beklagten einen Teil des 
Mobiliars der Villa des Beklagten — Tiſche, Stühle, Sofas, perſiſche Tep⸗ 
piche uſw. — zum Geſamtpreiſe von 7120 . Zwei Tage darauf verweigerte 
der Beklagte die Erfüllung mit der Begründung, als er ſich inzwiſchen neue 
Teppiche habe kaufen wollen, habe er bemerkt, daß der Wert der verkauften 
4—5mal fo hoch ſei als der dafür feſtgeſetzte Preis; der Kläger habe die Une 
erfahrenheit des Beklagten wucheriſch ausgebeutet. Später behauptete er 
ein ähnliches Mißverhältnis zwiſchen Wert und zes auch mit Bezug auf 
den übrigen Teil der Einrichtung. 

Der Kläger erhob Klage auf Herausgabe des gekauften Mobiliars Zug 
um Zug gegen Zahlung des Kaufpreiſes. Beide Vorinſtanzen erkannten nach 
ſeinem Antrage. Die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Das Berufungsgericht hat ausgeführt, unſtreitig habe der Beklagte die 
Preiſe für die verkauften Gegenſtände, die in der Hauptſache Lurusgegen- 
ſtände ſeien, ſelbſt beſtimmt und vorgetragen, daß er damit den Selbſtkoſten⸗ 
preis wiedererlange. In ſeinem Beſtätigungsſchreiben vom 26. März 1917 
mache er aber ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß es ſich um gebrauchte 
Sachen handle, die er ſeit vielen Jahren in Benutzung habe. Erfahrungs⸗ . 
gemäß ſeien gebrauchte Sachen früher weit unter dem Einkaufspreiſe bezahlt 
worden. Der Beklagte habe daher genau gewußt, daß Möbel und Teppiche 
während des Krieges unverhältnismäßig im Preiſe geſtiegen waren. Auch 
er habe ſich dieſe Konjunktur zunutze gemacht und einen weit höheren Preis 
verlangt, als er unter normalen Verhältniſſen hätte erzielen können. Wenn 
es richtig ſei, daß im März 1917 für derartige Gegenſtände die jetzt von ihm 
behaupteten Preiſe gezahlt wurden, ſo habe er ſich nicht in Unkenntnis über 
die aufſteigende Preisbildung, ſondern höchſtens in einem Irrtum darüber 
befunden, wie weit dieſe ſchon vorgeſchritten war. Danach fet er nicht une 
erfahren geweſen. 

Geht man davon aus, daß der Beklagte die Tatſache der durch den Krieg 


bewirkten außerordentlichen Verteuerung der Gegenſtände cane hat, 
Seufferts Archiv Bd. 73. 8. Folge Bd. 18 Heft 8. 
By 
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jo ijt Wucher zutreffend verneint worden. Unerfahrenheit (§ 138 Abſ. 2 BGB.) 
bedeutet einen Mangel an Lebenserfahrung und Kenntnis geſchäftlicher 
Dinge im allgemeinen oder auf beſchränkten Gebieten des menſchlichen Wir⸗ 
kens, der ſeinem Weſen nach eine Einſchränkung der Fähigkeit zur Wahr⸗ 
nehmung oder richtigen Beurteilung von Zuſtänden und Geſchehniſſen zur 
Folge hat (vgl. IW. 1904 S. 585 Nr. 32; Warn. 1916 Nr. 128). Eine all⸗ 
gemeine Geſchäftsunkenntnis wird hier nicht behauptet; wollte man aber 
die Verwertung gebrauchter Einrichtungsgegenſtände als ein beſchränktes 
Tätigkeitsgebiet auffaſſen, auf dem ſich Erfahrung oder Unerfahrenheit gel— 
tendmachen könnte, ſo iſt doch die entſcheidende Tatſache, daß infolge des 
Krieges die Preiſe außergewöhnlich angezogen hatten, dem Beklagten nicht 
fremd geweſen. Mit Unrecht meint die Reviſion, auch die Unkenntnis über 
den Umfang der Preisſteigerung ſtelle eine Unerfahrenheit im Sinne des 
Geſetzes dar. Kann ſich ſolche auch auf einen beſtimmten Kreis von Ge⸗ 
ſchäften beſchränken (3. B. Recht 1913 Nr. 1564: Grundſtückshandel in einer 
Großſtadt), ſo darf der Begriff doch niemals in die Unkenntnis des einzelnen 
Falles verflüchtigt werden. Sowohl der gewöhnliche Sprachgebrauch wie 
das Geſetz verſteht unter Unerfahrenheit eine dem Menſchen anhaftende 
Eigenſchaft. Auch daran iſt nicht zu denken, daß der ſtreitige Vertrag, wie die 
Reviſion dies gleichfalls verteidigt, dem Abſ. 1 des § 138 unterſtellt werden 
dürfte. Die beſondere Unkenntnis des Einzelfalls, auch wenn fie zu dem Miß— 
verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung hinzutritt, läßt einen Vertrag 
überhaupt nicht als unſittlich erſcheinen. Liegen die Vorausſetzungen des 
§ 123 vor, jo können dieſe Umſtände zu einer Anfechtung wegen argliſtiger 
Täuſchung Anlaß geben; ohne weiteres machen ſie das Geſchäft nicht nichtig.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 19. April 1918. Z. w. F. (Kammer⸗ 

gericht). II. 485/17. 


152. Gültigkeit einer mündlichen Abrede neben dem Inhalt 
des Beſtätigungsſchreibens d 
Vgl. 62 Nr. 200 m. N. 
BGB. § 242. 

Die wegen Nichtlieferung verkaufter 5000 Kochgeſchirre der Fabrikation 
der Beklagten auf Grund des § 326 BGB. erhobene Schadenerſatzklage wurde 
abgewieſen, weil es der Beklagten wegen Schwierigkeiten mit Preſſe und 
Werkzeugen ſubjektiv unmöglich geweſen ſei, rechtzeitig zu liefern, und da— 
durch kraft mündlicher Abrede der Parteien Schadenerſatzanſprüche des 
Klägers ausgeſchloſſen wären. Die Reviſion war ohne Erfolg. Aus den 
Gründen: 

„Das Oberlandesgericht nimmt auf Grund der Beweisaufnahme an, 
daß nach der dem Beſtätigungsſchreiben des Klägers vom 26. Sept. 1914 
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vorangegangenen mündlichen Abrede die Beklagte von der rechtzeitigen 
Lieferung habe entbunden ſein ſollen, wenn ſich erhebliche Hinderungsgründe 
in der Rohſtoffbeſchaffung und in der Aufſtellung der Maſchinen ergeben 
würden, und hält die Fortgeltung dieſer Abrede für gegeben, obwohl es in 
dem Beſtätigungsſchreiben heiße, daß die Beklagte gegen den 15. Okt. mit 
der Lieferung der Geſchirre beginnen ſolle. 

Die Reviſion greift die letztere Erwägung als rechtsirrig an, weil dieſe 
angebliche Abrede dem Beſtätigungsſchreiben widerſpreche, mindeſtens ihm 
eine ganz fremde Beſtimmung hinzufüge, die Bedeutung einer ausdrücklich 
gegenbeſtätigten oder, wie hier, widerſpruchslos hingenommenen, alſo durch 
Stillſchweigen beſtätigten ſchriftlichen Beſtätigung aber gerade darin beſtehe, 
daß ſie für das endgültige Vereinbarte maßgebend ſein müſſe und der Gegen⸗ 
beweis des mündlich anders verabredeten ausgeſchloſſen ſei. 

Die Rüge verſagt. Das Beſtätigungsſchreiben des Klägers ſollte ein Be⸗ 
weismittel für den bereits mündlich abgeſchloſſenen Vertrag ſchaffen. Wird 
ein ſolches Schreiben von dem Empfänger widerſpruchslos angenommen 
und damit gebilligt, jo trifft darauf an ſich der in der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts anerkannte Grundſatz zu, daß ein über den Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäfts aufgeſetztes Schriftſtück den vereinbarten Inhalt des Rechts⸗ 
geſchäfts richtig und vollſtändig wiedergibt. Das iſt aber lediglich eine tat⸗ 
ſächliche Vermutung, die durch die Feſtſtellung entkräftet werden kann, daß 
die Vertragparteien zur Zeit der Abfaſſung des Schriftſtücks die Fortgeltung 
einer darin nicht aufgenommenen Abrede noch wollten. Zur Führung dieſes 
Gegenbeweiſes iſt der Nachweis beſonderer Gründe, aus dem die Abrede 
nicht in das Schriftſtück aufgenommen iſt, nicht unbedingtes Erfordernis. 
Schon die Sachlage, möglicherweiſe die Erheblichkeit der Abrede, kann die 
Annahme rechtfertigen, daß die Parteien an ihr feſthalten wollten. Im vor— 
liegenden Falle nahmen, was das Oberlandesgericht mit Recht betont, die 
Eingangsworte des Beſtätigungsſchreibens auf die vorangegangene Unter— 
redung der Parteien ausdrücklich Bezug. Hierbei hat der Kläger auf die 
Bemerkung des Vertreters der Beklagten, er werde vielleicht Schwierig— 
keiten mit der Aluminiumbeſchaffenheit und auch mit den Maſchinen haben, 
geantwortet: „Wenn Sie nicht liefern können, dann können Sie eben nicht 
liefern, was iſt denn dabei?“ Die (vorſtehend wiedergegebene) Auslegung 
dieſer Erklärungen ſeitens des Oberlandesgerichts und die daran geknüpfte 
Erwägung, es erſcheine ſchon an und für ſich natürlich, daß die Parteien die 
Fortgeltung eines für die Beklagte ſo weſentlichen Vorbehalts auch für den 
Fall gewollt hätten, daß er nicht ausdrücklich in das Beſtätigungsſchreiben 
aufgenommen würde, ſind rechtlich einwandfrei. Da dieſes aber auf die 
Unterredung der Parteien ausdrücklich hinwies, ſo war darin nach Treu und 
Glauben deutlich auch der Vorbehalt einbegriffen, und es bedurfte keines 


Widerſpruches der Beklagten gegen die Faſſung des Schreibens, um ihr die 
18* 
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Rechte aus dem Vorbehalt zu erhalten. Dazu kommt, daß auch die Klauſel 
des Schreibens: „Sie liefern mir die erſten 5000 Stück Ihrer Fabrikation, 
die gut ausfallen“, andeutet, daß ſich die Parteien mit der Möglichkeit be⸗ 
ſchäftigt haben, daß bei der Fabrikation Schwierigkeiten entſtänden, welche 
die Güte des Fabrikats beeinfluſſen könnten. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 4. Mai 1918. B. w. R. (OLG. 
Düſſeldorf). I. 15/18. | 


153. Spezieskauf bei zukünftigen Sachen; Erſatzanſpruch gemäß 
§ 281 BGB. | 
Val. 72 Nr. 27. 94. = 
BGB. §§ 243, 281. | 

Die Klägerin kaufte von der Beklagten am 19. Jan. 1915 35 Tonnen 
Wolframerz, und zwar die nächſten 35 Tonnen, welche ſie in ihrer Grube in 
T. erzeugen würde. Die Beklagte lieferte nur 19173 kg; die Lieferung des 
Reſtes wurde ihr unmöglich, weil durch Verfügung des Generalkommandos 
in C. vom 15. Nov. 1915 auf Grund der Bundesratsverordnung vom 24. Juni 
1915 ſämtliche auf dem Wolframvorkommen in T. vorhandenen und hinzu⸗ 
tretenden Beſtände an Wolfram in Erzen, in Miſcherzen und auf Halden, 
ſowie in Legierungen und Verkleidungen, ferner Wolfram in Schlacken, in 
Neben⸗ und Zwiſchenerzeugniſſen und Rückſtänden beſchlagnahmt wurden. 
Der Abbau, die Förderung ſowie die Aufbereitung im eigenen Betrieb blieb 
der Beklagten geſtattet, ſie durfte jedoch die gewonnenen Wolframerze und 
ſonſtigen wolframhaltigen Stoffe nur an die Kriegsmetall-Aktiengeſellſchaft 
in Berlin verkaufen. Die Beklagte hat ihre geſamten nach der Beſchlagnahme 
geförderten Wolframerze an die genannte Aktiengeſellſchaft abgeführt. 

Mit der Behauptung, daß die Beklagte für die 25827 kg der Klägerin 
noch zu liefernden Wolframerze einen Mehrgewinn von über 6000 & erzielt 
habe, klagte die Klägerin gemäß § 281 BGB. auf Zahlung von 6000 . 
Landgericht und Oberlandesgericht wieſen die Klage ab, das e, 
hob auf aus folgenden Gründen: 

Das Berufungsgericht hat den Klaganſpruch deshalb zurückgewieſen, 
weil von den den Gegenſtand des Kaufes der Klägerin bildenden nächſten 
zu fördernden 35 Tonnen Wolfram dasjenige Quantum, mit deſſen Lieferung 
die Beklagte im Rückſtande war (25827 kg), zur Zeit der Beſchlagnahme 
noch nicht in die Erſcheinung getreten ſei; dasſelbe ſei nämlich als Teil des 
Grundſtücks noch in der Grube geweſen und hätte erſt gebrochen und zutage 
befördert, möglicherweiſe auch noch einer Behandlung im Magnet- und 
Säureverfahren unterzogen werden müſſen, während der von der Kriegs— 
metallgeſellſchaft gewährte Kauf- oder Enteignungspreis eine Gegenleiſtung 
für die fertige Ware, alſo einen neuen Gegenſtand, gebildet habe und des⸗ 
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halb nicht als Erſatz für den geſchuldeten Gegenſtand, der ſich zur Zeit der 
Beſchlagnahme noch im Zuſtande der Unfertigkeit befunden habe, angeſehen 
werden könne. Dieſe Auffaſſung iſt nicht frei von Rechtsirrtum. 

Der Verkauf der nächſten auf der Grube in T. zu fördernden 35 Tonnen 
Wolframerz ſtellt ſich nicht als eine Gattungsſchuld, auch nicht als fog. ,,be- 
ſchränkte“ Gattungsſchuld, ſondern als Speziesſchuld dar. Es handelte ſich um 
den Kauf einer erſt zu erzeugenden, alſo erſt künftig zur Entſtehung gelangen⸗ 
den, einer zukünftigen Sache. Auch an einer ſolchen iſt ein Spezieskauf ſehr 
wohl denkbar. Er liegt dann vor, wenn die Parteien den Vertraggegen— 
ſtand nicht nur nach Merkmalen bezeichnen wollten, ſondern fic) beim Ver— 
tragabſchluß die den Gegenſtand des Vertrages bildenden Sachen als kon— 
krete Sachen vorgeſtellt haben. Letzteres iſt aber hier der Fall. Aus der von 
den Parteien gewählten Ausdruckweiſe iſt zu ſchließen, daß dieſe beſtimmten, 
zunächſt geförderten 35 Tonnen Erz als ganz konkret vorgeſtellte Cache 
individua den Gegenſtand des Vertrages bilden ſollten. Sobald ſie gefördert 
waren, traten jie, ohne daß noch, wie bei der Gattungsſchuld irgendeine be⸗ 
ſondere Ausſcheidung aus der Gattung zur Konkretiſierung des Leiſtungs⸗ 
gegenſtandes ſeitens der Schuldnerin in Frage kommen konnte, als der von 
vornherein vorgeſtellte Vertraggegenſtand von ſelbſt in die Erſcheinung. 
Gingen ſie nach der Förderung unter, ſo konnte ſich die Beklagte auf Unmög⸗ 
lichkeit der Erfüllung (BGB. § 323) berufen, und es griffen nicht etwa die 
Grundſätze des § 243 BGB. Platz. 

Der Annahme, daß es ſich im vorliegenden Falle um einen Spezies⸗ 
kauf handelt, ſtehen auch die Zwecke, die von den Parteien mit einer ſolchen 
Vereinbarung erſtrebt wurden, und namentlich auch der Umſtand nicht ent- 
gegen, daß es möglicherweiſe der Klägerin darauf angekommen iſt, tunlichſt 
ſchnell in den Beſitz des gekauften Erzes zu gelangen und gegenüber der Kon⸗ 
kurrenz einen Vorſprung zu gewinnen. Denn dieſes Ziel ließ ſich eben am 
leichteſten und ſicherſten gerade dadurch erreichen, daß man die Beklagte ver⸗ 
hinderte, über ihre künftige Produktion zum Nachteil der Klägerin zu ver⸗ 
fügen, indem dieſe ganz beſtimmten, künftig zunächſt zur Entſtehung gelan⸗ 
genden 35 Tonnen als der Klägerin verkauft galten. 

Durch die Beſchlagnahme verlor die Beklagte nicht die Möglichkeit, dieſe 
35 Tonnen Wolfram herzuſtellen, d. h. das Erz zu brechen und bergmänniſch 
aufzubereiten, denn die Beſchlagnahmeanordnung beließ der Beklagten ja 
den weiteren Abbau, die Förderung und die Aufbereitung. Es ſtand alſo 
nichts im Wege, daß die 35 Tonnen in die Erſcheinung treten konnten. Nur 
die Möglichkeit, ſie der Klägerin zu liefern, fiel fort, denn in dem Augen⸗ 
blick, wo ſie zur Entſtehung gelangten, wurden ſie von der Beſchlagnahme 
ergriffen und durften nur noch an die Kriegsmetall-Aktiengeſellſchaft abge- 
liefert werden. Der von der letztgenannten Geſellſchaft gezahlte Kauf- oder 
Enteignungspreis iſt alſo gerade für denjenigen Gegenſtand bezahlt, welcher 
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zugleich den Gegenſtand des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrags 
bildete; denn mochten die 35 Tonnen beim Vertragabſchluß ſelbſt noch im 
Zuſtande der Unfertigkeit ſein, ſo war es doch die Abſicht der Parteien, daß 
ſie im aufbereiteten Zuſtande der Klägerin geliefert werden ſollten. Es war 
alſo von vornherein mit ihrer künftigen Entſtehung gerechnet. 

Die vom Berufungsgericht gebilligte Rechtsanſicht führt auch zu ganz 
offenbarer Unbilligkeit. Es iſt nicht verſtändlich, aus welchen Gründen es 
für die Stellung eines Käuſers eines Kalbes, das von einer beſtimmten, zur 
Zeit trächtigen Kuh demnächſt geworfen wird, in bezug auf § 281 BGB. 
von Bedeutung ſein könnte, ob die Beſchlagnahme vor oder nach der Geburt 
des Kalbes angeordnet iſt. 

Das vom Berufungsgericht herangezogene Schrifttum behandelt ganz 
andere Fälle und ſteht mit der Auffaſſung des Reviſionsgerichts keineswegs 
im Widerſpruch. Werden dem Schuldner die Rohſtoffe, aus denen er den 
geſchuldeten Gegenſtand herſtellen will, beſchlagnahmt und enteignet oder 
durch Zwangskauf entzogen, fo kann allerdings der § 281 BGB. keine An⸗ 
wendung finden, weil es an dem Erfordernis der Identität fehlt. Denn der 
Rohſtoff, für den das Entgelt gewährt wird, iſt etwas ganz anderes, als die 
aus ihm erſt herzuſtellende Sache, und inſofern kann man in ſolchem Fall 
allerdings ſagen, der Leiſtungsgegenſtand iſt überhaupt noch nicht in die Er— 
ſcheinung getreten, d. h. für den Leiſtungsgegenſtand iſt das Entgelt nicht 
bezahlt (im einzelnen ſiehe Lehmann, Kriegsbeſchlagnahme S. 44 und Anm. 4 
auf S. 110, ferner Starke in IW. 1915, 564). Der andere vom Ber.⸗Richter 
zitierte Fall betrifft die Unmöglichkeit der Erfüllung einer Gattungsſchuld 
wegen Beſchlagnahme ſämtlicher zur Gattung gehörigen Sachen und Her— 
ſtellung anderer Sachen, für die dann die Vergütung bezahlt wird, aus den 
beſchlagnahmten Sachen; auch hier fehlt es an der Identität (im einzelnen 
ſ. Löwenwarter i. d. JW. 1915 S. 111). 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 9. März 1918. B. w. W. (OLG. 

Jena). I. 235/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 94 S. 369. 


154. Unmöglichkeit der Vertragerfüllung infolge einer durch die 
Kriegsdauer bedingten Veränderung der Derhältniffe. 
Vgl. 71 Nr. 157 m. N.; 223; 72 Nr. 47. 
BGB. § 275. 

Laut Beſtätigungsbrief vom 20. Dez. 1913 verkaufte die Beklagte der 
Klägerin 1000 kg Vanillin „drei Eulen“-Marke für 314 oder 38,30 Frs. 
pro kg, Lieferzeit auf ſukzeſſiven Abruf innerhalb 12 Monaten (alfo bis 
20. Dez. 1914) mit einer vorauslaufenden Reſpektfriſt von drei Monaten, 
Erfüllungsort für beide Teile Hamburg, mit der Klauſel „Krieg, Arbeiter— 
ſtreiks, Betriebſtörungen, Exploſion, Geuersbrunft, Überſchwemmung, Koh— 
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lenmangel und andere unvorhergeſehene Hinderniſſe, welche die Produktion 
verringern, verzögern oder unmöglich machen, befreien uns für die Dauer 
der Behinderung von der Einhaltung der vereinbarten Lieferzeit.“ Auf den 
Vertrag wurden 720 kg geliefert, die letzten Mengen am 5. und 21. Aug. 1914. 
Mit Brief vom 10. März 1917 beſtritt dann die Beklagte ihre Verpflichtung, 
die noch ausſtehenden 280 kg nach Beendigung des jetzigen Krieges zu den 
Vertragsbedingungen zu liefern, indem fie ſich auf Unmöglichkeit der Lie— 
ferung infolge veränderter Verhältniſſe berief. Die Klägerin klagte auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Vertrag nicht aufgehoben fet. Landgericht und Oberlandes— 
gericht wieſen die Klage ab. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

Der Klage gegenüber kann ſich die Beklagte auf die in gerichtlichen Ent- 
ſcheidungen vgl. Hanſ. GB. 1915 Hauptblatt Nr. 18 und 1916 Nr. 40, Nr. 128) 
wiederholt behandelte, im Tatbeſtande mitgeteilte Befreiungsklauſel 
nicht berufen. Dieſe würde nur die Feſtſtellung rechtfertigen, daß die Beklagte 
während des gegenwärtigen Krieges nicht zur Lieferung verpflichtet iſt. 
Sie würde ihr aber nicht ohne weiteres das Recht geben, fic) mit Rückſicht 
auf den Krieg vom ganzen Vertrage endgültig loszuſagen. Anderſeits iſt 
klar, daß die Beklagte dadurch, daß ſie die Klauſel in den Vertrag aufgenommen 
hat, nicht auf die ihr nach dem Geſetze zuſtehenden Rechte verzichtet hat. 
Geſetzlich iſt ſie von der Verpflichtung zur Leiſtung frei geworden, ſoweit 
die Leiſtung infolge eines nach der Entſtehung des Schuldverhältaiſſes ein- 
tretenden Umſtandes, den ſie nicht zu vertreten hat, unmöglich geworden iſt, 
§ 275 BGB. Dieſe Vorausſetzung ijt als vorliegend zu erachten. 

Den Gegenſtand des Vertrages bildete eine Ware (Vanillin „drei Eulen”- 
Marke), welche von der Beklagten bis zum Ausbruche des Krieges auf chemi⸗ 
ſchem Wege aus Nelkenöl hergeſtellt wurde, das aus Gewürznelken ge- 
wonnen wurde, die über See aus dem Auslande, insbeſondere aus der eng⸗ 
liſchen Kolonie Zanzibar, bezogen wurden. Die Lieferung einer aus neu 
einzuführenden Nelken hergeſtellten Ware iſt durch den Krieg tatſächlich un⸗ 
möglich geworden, weil die Heranſchaffung der Gewürznelken aus über⸗ 
ſeeiſchen Ländern während des Krieges nicht erfolgen kann. Soweit aber 
Vorräte an Nelken oder fertige Ware beim Kriegsausbruche vorhanden waren, 
hat das Gericht keinen Zweifel, daß ſie inzwiſchen — nach mehr als drei— 
jähriger Dauer des Krieges — verbraucht worden ſind und auch ſchon ver— 
braucht waren, als die Beklagte im März 1917 den Vertrag für erloſchen 
erklärte. Die Klägerin hat auch Gegenteiliges nicht behauptet. Nun iſt zwar 
richtig, daß eine nur vorübergehende Unmöglichkeit der Lieferung der Klage 
nicht entgegenſtehen würde. Aber eine ſolche liegt offenbar nicht vor. Die 
lange Dauer des Krieges, die Unabſehbarkeit des Zeitpunktes ſeiner Been⸗ 
digung ſowie die Ungewißheit der künftigen Wirtſchaftslage rechtfertigen 
vielmehr die Feſtſtellung, daß die Lieferung der Ware im Sinne des § 275 
BGB. für die Beklagte dauernd unmöglich geworden iſt. Durch den Krieg 
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und ſeine Folgen würde ſich ihre Leiſtung, wenn ſie nach ſeiner Beendigung 
zu erfolgen hätte, derart geändert haben, daß die nachträgliche Lieferung der 
Ware nicht mehr als ſinngemäße Erfüllung des im Dezember 1913 zur Lie⸗ 
ferung innerhalb zwölf Monaten geſchloſſenen urſprünglichen Vertrages gelten 
könnte. Das Heranſchaffen der Nelken aus dem Auslande würde ſich unter 
weſentlich veränderten Umſtänden vollziehen. Das gleiche würde gelten 
von der Erlangung der zur Herſtellung der Ware benötigten Chemikalien. 
Der Waren⸗ und Frachtenmarkt und das Valutenverhältnis würden gegen⸗ 
über dem Zuſtande von 1913/14 durchgreifende Veränderungen aufweiſen. 
Die Beklagte hat der Klägerin auch nicht etwa (vgl. den tatſächlich anders 
liegenden Fall Hanf. GZ. 1917 Nr. 77 und JW. 1916 S. 487) zugeſagt, daß 
ſie ohne Rückſicht auf die Dauer des Krieges nach deſſen Beendigung unter 
allen Umſtänden liefern wolle, auch wenn ſich infolge der zeitlichen Ver— 
ſchiebung die wirtſchaftliche Bedeutung der Leiſtung gänzlich geändert hätte. 
Der in der Klauſel getroffenen Vereinbarung, daß die darin genannten Er⸗ 
eigniſſe die Beklagte für die Dauer der Behinderung von der Einhaltung 
der Lieferzeit befreien ſollten, kann eine ſolche Bedeutung unmöglich bei- 
gelegt werden. 

In dieſer Inſtanz hat die Klägerin erklären laſſen, fie lege kein Gewicht 
darauf, eine aus Gewürznelken hergeſtellte Ware zu erhalten, ſondern vere 
lange nuwein chemiſch reines Fabrikat. Durch dieſe Erklärung wird die Rechts⸗ 
lage nicht geändert. Verkauft war eine Ware, die aus Gewürznelken her⸗ 
geſtellt wurde. Auf die Lieferung einer anderen Ware hat die Klägerin 
kein Recht. | 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 22. Jan. 1918. T. & Co. w. 
F. & Co. Bf. III. 217/17. B. 


155. Rücktritt vom Vertrage wegen vertragwidrigen Verhaltens des 
Gegners bei Probelieferungen. 
Vgl. 59 Nr. 32; 61 Nr. 129; 66 Nr. 44. 
BGB. §§ 242. 320. 

Der Kläger hatte am 5. Aug. 1916 von der Beklagten 4000 Flaſchen 
Sekt zur Abnahme nach Bedarf bis Ende Nov. 1916, Zahlung gegen Aus- 
lieferung des Duplikatfrachtbriefs, gekauft. Er erbat und erhielt von der 
Beklagten zunächſt unberechnet zur Probe 12 Flaſchen und ſpäter 24/2 und 
36/2 Flaſchen ebenfalls zur Probe. Mit der Bezahlung dieſer beiden letzten 
Lieferungen geriet er in Verzug. Er ließ ſich verklagen, fruchtlos pfänden, 
und erſt als er zum Offenbarungseide vorgeladen wurde, zahlte er den ge- 
ſchuldeten Betrag. Als dann der Kläger eine weitere Beſtellung auf 24/2 Fla⸗ 
ſchen machte, lehnte die Beklagte deren Lieferung ab und trat vom Vertrage 
zurück. Sie begründete ihren Standpunkt mit der Zahlungsunfähigkeit des 
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Klägers und der weiteren Tatſache, daß er feine Erlaubnis zum Handel mit 
Lebensmitteln beſitze. Der Kläger verlangt Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, macht geltend, daß er ein vermögender Mann ſei und daß ihm die 
Erlaubnis zu agenturweiſem Handel mit Lebensmitteln erteilt ſei. Seine 
Klage ijt abgewieſen worden. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

Das Landgericht meint, daß die Beklagte an ſich verpflichtet geweſen 
fei, den verkauften Wein zu liefern. Dem vermag ſich das Ber. Gericht nicht 
anzuſchließen. Allerdings kann ſich die Beklagte nicht ohne weiteres auf die 
Zahlungsunfähigkeit des Klägers berufen. Denn war dieſe ſchon zur Zeit 
des Vertragabſchluſſes vorhanden, hätte die Beklagte das Geſchäft recht⸗ 
zeitig anfechten müſſen. Wäre ſie aber nachträglich eingetreten, ſo hätte die 
Beklagte zwar die Vorleiſtung oder Sicherheitsleiſtung des Klägers ver⸗ 
langen, nicht aber vom Vertrage zurücktreten können. 

Trotzdem erſcheint der Rücktritt der Beklagten vom Vertrage berechtigt. 
In Schrifttum und Rechtſprechung iſt allgemein anerkannt, daß bei Abruf⸗ 
Lieferungsgeſchäften der vertragtreue Teil zur Löſung des Vertrages be- 
fugt ſei, falls der andere ſich erheblicher poſitiver Vertragverletzung ſchuldig 
gemacht hat. Der Grund dieſer Berechtigung liegt darin, daß es dem ver— 
tragtreuen Teile, der mit dem andern Erfahrungen gemacht hat, welche eine 
ordnungsmäßige Durchführung des Vertrages als ausgeſchloſſen erſcheinen 
laſſen, nicht zugemutet werden ſoll, ſeinerſeits durch Fortſetzung des Verhält⸗ 
niſſes neuen Gefahren ſich auszuſetzen. 

Nun liegt zwar im vorliegenden Falle die Sache nicht ſo, daß ſich der 
Kläger bei Ausführung des Vertrages ſelbſt einer poſitiven Vertragver⸗ 
letzung ſchuldig gemacht hat. Aber der zu beurteilende Sachverhalt verlangt 
eine entſprechende Anwendung des erwähnten Grundſatzes. Der Kläger 
hat ſich während der Vertragzeit Probeſendungen machen laſſen, welche 
nicht unmittelbar unter den Vertrag fielen, weil dieſer nur ganze, nicht halbe. 
Flaſchen vorſah. Anderſeits aber handelte es ſich um die gleiche Ware und 
ſollten dieſe halben Flaſchen als Proben zum Zwecke der Weiterveräußerung 
der gemäß dem Hauptvertrage abzunehmenden Ware dienen. Wenn dann 
der Kläger den Kaufpreis für dieſe kleinen Mengen ſchuldig blieb, fic) ver- 
klagen, pfänden ließ und erſt nach Erhalt einer Ladung zur Leiſtung des 
Offenbarungseides zahlte, jo handelte er derart vertragwidrig, daß der Be— 
klagten nicht zugemutet werden konnte, die weit größeren Mengen Weins, 
welche ſie nach dem Hauptvertrage zu liefern hatte, abzuſenden. Dabei iſt 
es gleichgültig, ob die Zahlung gegen Auslieferung des Duplikatfrachtbriefes 
zu erfolgen hatte. Schon die gegebenenfalls nutzloſe Verſendung der Ware 
ſchuf der Beklagten Mühe, Gefahr, Zeit- und Geldverluſt. Wenn der Kläger 
vortragen läßt, daß er in guten Vermögensverhältniſſen ſei und die Beklagte 
mit ihrem Verhalten nur habe ärgern wollen, ſo mag die Wahrheit dieſer 
ſonderbaren Behauptung auf ſich beruhen bleiben. Wäre ſie tatſächlich wahr, 
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fo würde der Verzug des Klägers nur noch ſchärfer zu beurteilen fein. Denn 
wer dem nicht ſäumigen Vertragteile gegenüber vorſätzlich und ohne Not 
ſeine Pflichten verletzt, kann dieſem gewiß nicht die Erfüllung zumuten. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 21. Febr. 1916. K. w. Ch. 
Bf. VI. 296/17. | ; Nö. 


156. Kauf „zu einem noch zu vereinbarenden Preiſe“; liegt ein fefter 
Kauf vor? 
Vgl. 11 Nr. 233; 20 Nr. 218; 29 Nr. 30; 30 Nr. 237; 69 Nr. 30. 
. BOB. §§ 433, 315 ff. 

„Die Möglichkeit des Abſchluſſes eines feſten Kaufes unter der auf— 
ſchiebenden Bedingung, daß die Beklagte bis zum 5. Okt. 1913 der Klägerin 
gegenüber die Erklärung abgab, die Einrichtungsgegenſtände kaufen zu wollen, 
unterliegt keinem Bedenken und wird auch von der Reviſion nicht in Frage 
gezogen. Zweifel ergeben ſich nur inſofern, als die Worte: „zu einem noch 
zu vereinbarenden Preiſe“ auf das Fehlen einer Einigung der Vertragſchlie— 
ßenden über den Kaufpreis hinzudeuten ſcheinen. Das Ber.⸗Gericht iſt 
jedoch mit Recht davon ausgegangen, daß nicht der buchſtäbliche Sinn des 
Ausdrucks, ſondern der wirkliche Wille der Erklärenden maßgebend ſei, und 
es iſt bei Würdigung der ganzen Sachlage zu der Überzeugung gelangt, daß 
man ſich in der Tat auch ſchon über den Preis geeinigt habe, und zwar dahin, 
daß deſſen Höhe nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen ſei, möge nun dieſe 
Beſtimmung durch die Beklagte oder durch Sachverſtändige oder, was eher 
anzunehmen, durch die Klägerin, als die Verkäuferin, zu erfolgen haben. 
Daß eine ſolche Auslegung unmöglich ſei, kann der Reviſion nicht zugegeben 
werden. Vereinbarungen wie die vorliegende, oder wie die: „über den 
Preis werden wir uns ſchon einigen“, ſind im Verkehr auch bei Verträgen, 
die von beiden Teilen als feſt abgeſchloſſen angeſehen werden, nichts Unge⸗ 
wöhnliches. Sie ſind, in Ermangelung beſonderer Anhaltspunkte für die 
Preisfeſtſetzung, nach Treu und Glauben dahin zu verſtehen, daß der Preis 
nach billigem Ermeſſen, und zwar gemäß $ 316 BGB. im Zweifel durch den 
Verkäufer zu beſtimmen ijt, daß jedoch der Käufer gemäß § 315 Abſ. 3 daſ. 
die Beſtimmung beanſtanden kann, wenn ſie nicht der Billigkeit entſpricht. —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 10. Mai 1918. G. w. S. (KG. 

Berlin). II. 518/17. 


157. Beim Beſtehen mehrerer Mietverträge ergreift das Dermieter- 
pfandrecht wegen des einen Mietobjekts nur die in dieſes einge- 
brachten Sachen. 

BGB. § 559. 

S. war Mieter der im Erdgeſchoß des Hauſes der Beklagten belegenen, 
dem Gaſtwirtſchaftsbetriebe dienenden Räume ſowie der im zweiten Stock 
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desjelben Hauſes belegenen Wohnung. Die Beklagte ließ wegen eines Miet⸗ 
rückſtandes von 700 „, den S. für die Gaſtwirtſchaft ſchuldig geblieben. war, 
auf Grund eines vollſtreckbaren Urteils bei S. eine Anzahl Sachen pfänden. 
Der Kläger behauptete, dieſe Sachen vor der Pfändung von S. zu Eigentum 
erworben zu haben, und klagte auf deren Freigabe. Die Beklagte berief ſich 
auf ihr Vermieterpfandrecht. Der Kläger wandte demgegenüber ein, die 
Sachen ſeien von S. nicht in die Wirtſchaftsräume, ſondern in die Wohnung 
eingebracht worden. Die Einwendung der Beklagten, daß die gepfändeten 
Sachen durch die Einbringung in das Grundſtück dem Pfandrechte der Be— 
klagten unterworfen ſeien, wurde durch Zwiſchenurteil für unbegründet 
erklärt. Aus den Gründen: 

„Der Standpunkt der Beklagten, daß es für die Entſtehung und den Fort— 
beſtand ihres geſetzlichen Pfandrechts einerlei ſei, ob die jetzt ſtreitigen Sachen 
in die Wirtſchaft oder in die Wohnung eingebracht ſeien, und daß es genüge, 
wenn ſie in das Grundſtück eingebracht ſeien, iſt unrichtig. Wenn ein Mieter 
von demſelben Vermieter in einem Grundſtück verſchiedene Räume gemietet 
hat, ſo iſt es Tatfrage, ob ein oder mehrere Mietverträge vorliegen. Hier 
ſteht die Wohnung nicht im räumlichen Zuſammenhange mit den Wirtſchafts⸗ 
lokalitäten. Die Wohnung iſt nachträglich zu ſelbſtändigem Mietpreiſe gemietet 
und es ſind getrennte Mietverträge abgeſchloſſen. Es ſind daher unter den 
Parteien mehrere Mietverträge in Geltung, und das geſetzliche Pfandrecht 
wegen des einen Mietobjekts ergreift auch nur diejenigen Sachen, welche 
in dieſes Mietobjekt eingebracht find. (Vgl. Mittelſtein, Miete § 77 Nr-4.) 
Da die Forderung der Beklagten aus Mieterückſtänden für die Wirtſchaft 
beſteht, würde die durch das Eigentum begründete Klage an dem Vermieter⸗ 
pfandrecht der Beklagten nur dann ſcheitern, wenn die gepfändeten Sachen 
in die Wirtſchaft eingebracht ſind. Sind ſie dort eingebracht, ſo ſind ſie damit 
dem Pfandrecht für die bis 1917 vereinbarte Mietzeit unterworfen und bleiben 
im Pfandrechte, wenn ſie auch ſpäter in die Etage gebracht ſind. 

Das Verteidigungsmittel der Beklagten, daß die Sachen durch die Ein⸗ 
bringung in das Grundſtück dem Pfandrechte unterworfen ſeien, iſt daher 
durch Zwiſchenurteil zu verwerfen und im übrigen Beweis darüber zu er- 
heben, ob die Sachen in die Wirtſchaftslokalitäten eingebracht ſind.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. April 1918. E. G. w. W. L. 
Bf. VI. 344/17. Nö. 


158. Betriebsleiter i. S. des $ 913 RDO.; der Tatbeſtand des § 903 
RDO. erfordert Vorausſehbarkeit des Schadens“. 
"Bol. 70 Nr. 105. 
f RVO. §§ 913, 903. i 
„Im 8 913 RVO. wird unterſchieden zwiſchen Betriebsleitern und Auf- 
ſichtsperſonen oder anderen Angeſtellten des Betriebs, auch den letzteren 
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darf der Unternehmer die ihm nach der RVO. obliegenden Pflichten über⸗ 
tragen, ſoweit es ſich nicht um Einrichtungen auf Grund von Unfallverhütung 
vorſchriften handelt. Schon dieſe Unterſcheidung zeigt deutlich, daß nicht 
jeder, der in einem Betriebe etwas zu leiten oder anzuordnen hat, von dem 
Geſetze als Betriebsleiter betrachtet wird, ſondern daß dabei an Perſonen 
gedacht iſt, die an der oberen Geſchäftsleitung teilhaben und den Unternehmer 
auch in bezug auf ſeine Pflichten vertreten können. Der Betriebsleiter ſoll 
dem Unternehmer wirtſchaftlich und geſellſchaftlich regelmäßig gleichſtehen 
(Hanow, Anm. 5 zu § 13 RV O.). Es mag fein, daß in großen Geſchäften ein 
Betriebsleiter im geſetzlichen Sinne auch für einen abgegrenzten Teil des 
Betriebs beſtellt werden kann, ein Vorarbeiter oder Polier aber, der an einer 
Arbeitsſtelle mit fünf anderen Arbeitern tätig iſt und deren Beſchäftigung 
zu überwachen und zu leiten hat, läßt ſich nicht als Betriebsleiter gemäß 
§ 913 RVO. auffallen. — — — 

Die Reviſion rügt noch, es ſei nicht feſtgeſtellt, daß die Beklagte den 
Schaden vorausſehen konnte. Es iſt ihr zuzugeben, daß die Vorausſehbarkeit 
des Schadens zur Erfüllung des im § 903 RVO. geſetzten Tatbeſtands er⸗ 
forderlich iſt. In der Rechtſprechung zu den früheren Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzen iſt angenommen worden, daß bei Klagen der Berufsgenoſſenſchaften 
wegen ihrer Aufwendungen gemäß GUBG. § 136 Abſ. 1 Satz 2 die ſtraf⸗ 
rechtlichen Grundſätze über Verſchulden maßgebend ſind (RGEntſch. 69, 343), 
und es beſteht kein Anlaß, für die ſachlich im weſentlichen übereinſtimmenden 
Vorſchriften des § 903 etwas Abweichendes anzunehmen. Strafrechtlich iſt 
aber die Vorausſehbarkeit der Rechtsverletzung eine allgemeine Voraus⸗ 
ſetzung der fahrläſſigen Delikte. Kann überhaupt keine Rechtsverletzung 
vorausgeſehen werden, ſo kann auch keine Verurteilung wegen Fahrläſſigkeit 
erfolgen, ſie iſt aber auch bezüglich „jedes nicht vorausſehbaren Teils des 
eingetretenen rechtsverletzenden Erfolges“ ausgeſchloſſen (RGStrafſ. 28, 274). 
Der Zivilrichter hat daher im Falle des § 903 Abſ. 4 RVO. ebenſo wie früher 
nach § 136 Abſ. 1 Satz 2 GUBG. nicht nur feſtzuſtellen, daß der Unternehmer 
den Unfall unter Außerachtlaſſung einer Gewerks- oder Berufspflicht herbei⸗ 
geführt hat, ſondern auch, daß der eingetretene Erfolg, wenn auch nicht in 
ſeinen Einzelheiten, vorausſehbar war, ein Umſtand, der, wie in dem an- 
geführten Urteile RGEntſch. 69, 342 dargelegt iſt, für den Umfang des Erſatz⸗ 
anſpruchs der Berufsgenoſſenſchaft von Bedeutung ſein kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 25. März 1918. S. w. H. B.⸗ 

Ber.⸗Gen. (OLG. Frankfurt). VI. 443/17. 
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159. Urſächlicher Huſammenhang zwifchen dem durch einen Radfahrer 
verurſachten Unfall und dem Straßenbahnbetriebe. 
Vgl. 41 Nr. 189. 


RpflG. § 1. 
Der Kläger war in der Nähe einer von der Beklagten als Pächterin be⸗ 


triebenen elektriſchen Straßenbahn in einer Mulde damit beſchäftigt, Gras 
zu ſchneiden. Währenddeſſen kam auf der Fahrbahn ein Straßenbahnwagen 
heran und war gerade im Begriff, eine dort befindliche Kurve zu durchfahren, 
als auf der Landſtraße mit beträchtlicher Geſchwindigkeit der auf einer mili⸗ 
täriſchen Übung befindliche Kraftfahrer O. auf einem Kraftfahrrad gleichfalls 
der Kurve aus derſelben Richtung wie der Wagen der Beklagten ſich näherte. 
Um nicht mit dem Straßenbahnwagen zuſammenzuſtoßen, bog O. rechts ab, 
überquerte den Fußgängerſteig und traf in der Mulde den Kläger, der von 
dem Motorrad gefaßt und über den Fußſteig bis an einen zwiſchen dieſem 
und der Landſtraße ſtehenden Baum geſchleudert wurde. Wegen der ihm 
hierdurch verurſachten Körperverletzung verlangte der Kläger Schadenerſatz 
von der Beklagten, die ihre Erſabpfücht und insbeſondere das Vorliegen eines 
Betriebsunfalls beſtritt. 

Das Landgericht gab der Klage ſtatt, Berufung und Reviſion waren er- 
folglos. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat angenommen, daß die dem Kläger unmittelbar 
durch den Zuſammenſtoß mit dem dem Militärfiskus gehörigen Kraftfahrrad 
zugefügte Körperverletzung durch den Betrieb der von der Beklagten ge— 
pachteten Straßenbahn mitverurſacht worden ijt. Den Zuſammenhang zivi- 
ſchen dem Unfall und dem Betrieb der Straßenbahn erblickt das Ber.⸗Gericht 
darin, daß im vorliegenden Falle der Fahrer O., der das Kraftfahrrad be— 
nutzt hat, infolge des plötzlichen Herannahens der eine Kurve durchfahrenden 
Straßenbahn und der dadurch für ihn entſtandenen Gefahr eines Zuſammen— 
ſtoßes mit dem Straßenbahnwagen kopflos geworden und in der Beſtürzung 
beim Verſuch des Überholens der Straßenbahn die Gewalt über fein Kraft⸗ 
fahrrad verloren hat. Dadureh hat dann das Fahrrad den in einer in der 
Nähe befindlichen Mulde arbeitenden Kläger gefaßt und ihn an einen zwiſchen 
dem Fußſteig und der Landſtraße befindlichen Baum geſchleudert, wodurch 
der Kläger erhebliche Verletzungen erlitten hat. Aus dieſem Sachverhalt 
konnte das Ber.⸗Gericht ohne Rechtsirrtum die Schlußfolgerung ziehen, daß 
die Willensbetätigung des O. durch die im Augenblick des Abbiegens der 
Straßenbahn von der geraden Fahrbahn entſtandene gefährliche Lage mit- 
beeinflußt worden ſei und ſomit der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
dem Unfall des Klägers und dem Betriebe der Beklagten vorliege. Hiernach 
erweiſt ſich die Rüge der Reviſion, das Ber.⸗Gericht habe zu Unrecht das 
Vorliegen eines Betriebsunfalls angenommen, als unbegründet. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. April 1918. AG. f. B. w. H. 
(KG. Berlin.) VI. 53/18. 
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160. Eine allgemeine Rechtspflicht der Eiſenbahnverwaltung, den 
Bahnkörper gegen angrenzendes Weideland einzufriedigen, beſteht nicht. 
Vgl. auch 57 Nr. 213 m. Nachw. 

BGB. §§ 823 Abſ. 1, 2 254; ReichshaftpflGeſ. § 1; Eiſbahnbau⸗ und BetrOrdn. § 18. 

Am 7. Juni 1913 wurde ein dem Kläger gehöriges Füllen auf ham— 
burgiſchem Staatsgebiete von einem zwiſchen Cuxhaven und Hamburg ver⸗ 
kehrenden Eilzug der Preußiſchen Staatseiſenbahn überfahren und getötet. 
Unſtreitig hatte der Sohn des Klägers mit einigen Pferden, darunter die 
Mutterſtute des Füllens, auf der Seite der Bahn, die derjenigen, an der ſich 
das Füllen befunden hatte, entgegengeſetzt war, die Vorbeifahrt des Zuges 
an der geſchloſſenen Schranke abgewartet, um die Bahn alsdann zu über⸗ 
ſchreiten. Die Schadenerſatzklage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: : 

„Während die Schadenerſatzanſprüche von Perſonen, die durch den Be⸗ 
trieb von Eiſenbahnen körperlich verletzt oder getötet werden, im Reichs⸗ 
haftpflichtgeſetz eine einheitliche Regelung erfahren haben, beſteht eine ſolche 
einheitliche Regelung für Sachſchaden von Reichs wegen bislang nicht. (Zu 
vgl. Eger, BB. 1908, 751). Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die zum 
Teil eine dem Haftpflichtgeſetz entſprechende Regelung treffen, wie z. B. die 
auf der Konzeſſion der Eutin-Lübecker Eiſenbahn-Geſellſchaft beruhenden 
(Hanſeat. GB. 1903 Nr. 69), zum Teil eine noch ſtrengere Haftung der Bahn 
herbeiführen, wie z. B. § 25 des Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. Nov. 1838 (inſofern darnach eine Anwendung des 
§ 254 BGB. als ſolchen, insbeſondere auch mit ſeiner Bezugnahme auf 
§ 278 BGB. ausgeſchloſſen iſt, RGEntſch. 63, 270) und § 60 des Lübecker 
AG. BGB., ſind durch Art. 105 des EG. BGB. aufrechterhalten worden, 
ſoweit der Unternehmer darnach in weiterem Umfang als nach den Bor- 
ſchriften des BGB. verantwortlich iſt. Der vorliegende Schadenfall hat ſich 
auf hamburgiſchem Staatsgebiete ereignet. Für dieſes mangelt es aber an 
irgendwelchen Sonderbeſtimmungen. Es ſind daher hier die Beſtimmungen 
der §§ 823 ff. BGB. maßgebend, wobei gegebenenfalls auch § 254 BGB. 
anwendbar iſt. 

1. Eine Haftung aus § 823 Abſ. 1 BGB. tt zu verneinen. Bereits in 
den Entſcheidungen Hanſ. GZ. 1903 Nr. 69, 1910 Nr. 64 hat das Hanſ. OLG. 
ausgeſprochen, daß eine Rechtspflicht der Eiſenbahnen zur Einfriedigung 
ihrer Gleiſe gegen Weideland, um Schädigungen des den Bahnkörper be— 
tretenden Viehes zu vermeiden, nicht anzuerkennen ſei, daß vielmehr der 
Eigentümer des Viehes ſelbſt dafür aufzukommen habe, daß es keinen Schaden 
nehme. An dieſem Standpunkt iſt feſtzuhalten. Bei dem mehr oder weniger 
häufigen Wechſel in der landwirtſchaftlichen Ausnutzung des Bodens wären 
die Eiſenbahnverwaltungen im Laufe der Zeit genötigt, faſt die geſamten 
an ihre Gleiſe grenzenden Ländereien zu dem gedachten Zwecke einzufriedigen. 
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Für Kleinvieh würde der dadurch erreichte Schutz überdies äußerſt fragwürdig 
ſein. Es muß darnach jene Forderung als eine Überſpannung der an die 
mit der Konzeſſion zum Eiſenbahnbetrieb ausgeſtatteten Verwaltungen 
billigerweiſe zu ſtellenden Anforderungen um ſo mehr angeſehen werden, 
als es für die Anlieger ein verhältnismäßig Leichtes iſt, je nach Bedarf ihr 
Gelände mit den wünſchenswerten Schutzvorrichtungen ſelbſt zu verſehen. 
2. Für eine Haftung aus § 823 Abſ. 2 BGB. kommt als Schutzgeſetz 
nur die vom Bundesrat auf Grund Art. 42 und 43 der Reichsverfaſſung 
erlaſſene Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. Nov. 1904 (RGbl. 
387) in Frage, die in § 18 Ziff. 1 für die Hauptbahnen — um eine ſolche 
handelt es ſich hier — beftimmt: - 
„Einfriedigungen zwiſchen der Bahn und ihrer Umgebung find anzulegen, wo die Ge- 
ſtaltung der Bahn oder die gewöhnliche Bahnbewachung (§ 46 Nr. 5) nicht hin⸗ 
reichend erſcheint, vom Betreten der Bahn abzuhalten.“ 


Denn wenn dieſe Vorſchrift auch in erſter Linie der Sicherheit des Bahn- 
transportes dient, jo bezweckt jie doch daneben auch den Schutz des Publi- 
kums und ſeines Eigentums. Erwägt man aber, daß ſich Tiere ſchwerlich 
allgemein gerade durch die Geſtaltung der Bahn oder die gewöhnliche Bahn⸗ 
bewachung (der mit Handſchranken verſehenen Wegübergänge) vom Be⸗ 
treten der Bahn abhalten laſſen, jo tft es ſchon deshalb nicht anzunehmen, 
daß jene Beſtimmung auf das Betreten der Bahn durch Tiere Bezug haben 
ſollte; zu vgl. auch die beſondere Beſtimmung des § 78, Nr. 8: „Für das 
Betreten der Bahnanlagen durch Tiere iſt der verantwortlich, dem die Auf— 
ſicht über die Tiere obliegt.“ Überdies iſt angeſichts der Faſſung des § 18 
Nr. 1 die Annahme berechtigt, daß der Bundesrat bei Erlaß dieſer Beſtim⸗ 
mung aus ähnlichen Gründen, wie ſie oben unter 1 dargelegt ſind, garnicht 
beabſichtigt hat, ſoweit es ſich überhaupt um eine Schutzbeſtimmung handelt, 
eine ſolche zu ſchaffen, durch die dem Betreten der Bahn, ſpeziell durch Tiere, 
begegnet wird. 


Anderſeits muß der Schutz, der unter gewiſſen Umſtänden gegen un⸗ 
vorſichtiges Betreten der Bahn durch Perſonen gewährt wird, tatſächlich 
auch einen gewiſſen Schutz gegen das Betreten der Bahn, durch Tiere nach 
ſich ziehen, auf den ſich daher die Anlieger der Bahn inſoweit verlaſſen dürfen. 
Im vorliegenden Falle hat die Bahn tatſächlich eine Einfriedigung hergeſtellt. 
Sie iſt nach der Behauptung an der niedrigſten Stelle, an der das Füllen 
ſie überſprungen haben ſoll, nur 94 em hoch; nach der Behauptung des Klägers 
iſt der dahinter befindliche, an die Bahn angrenzende Teil der Rampe be— 
ſonders hoch gelegen. Aber auch unter dieſen Umſtänden iſt die Einfriedigung 
als ein ausreichendes Hindernis anzuſehen, um Menſchen von dem Betreten 
der Bahn abzuhalten, und wurde damit zugleich auch ein verhältnismäßiger 
Schutz für Tiere gewährt. Dieſer Schutz brauchte aber im Verhältnis nicht 
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ein derartiger zu fein, daß er auch Tiere, wie das Füllen des Klägers, vom 
Überſpringen auf den Bahnkörper abhielt. 
Hiernach erwies ſich der Klaganſpruch als unbegründet, ohne daß es 
eines Eingehens auf den § 254 BGB. bedurfte. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 24. April 1918. H. D. w. 
Preuß. Eiſenb Fiskus. Bf. IV. 58/ö18. | Nö. 


161. Eigentums übertragung nach § 930 BGB. an einem Warenlager 
mit wechſelndem Beſtande. 
Vgl. 72 Nr. 218 m. N. 
BGB. § 930. 

Die Klägerin hat wegen einer ihr gegen den zahlungsunfähigen R. zu- 
ſtehenden Forderung den Vertrag vom 28. Okt. 1912 angefochten, durch den 
R. fein am G. und in der S.⸗Straße befindliches Warenlager für 13 844,05, K 
den Beklagten, ſeinen Schweſtern, verkauft und übereignet hat. Die An⸗ 
fechtung wurde für begründet erklärt, die Beklagten machten jedoch geltend, 
daß der größte Teil der in der Anlage zu dem Vertrage vom 28. Okt. 1912 
bezeichneten Sachen, wie auch in dem Vertrag ausdrücklich bemerkt iſt, ihnen 
bereits durch einen Vertrag vom 7. Aug. 1911 zur Sicherheit zu Eigentum 
übertragen ſei. Das Oberlandesgericht wies dieſen Einwand zurück. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beklagten haben den ihnen obliegenden Beweis dafür, daß die 
Sachen der Anlage zu dem zweiten Vertrage bereits kraft des Vertrages 
vom 7. Aug. 1911 in ihr Eigentum übergegangen ſeien, nicht zu erbringen 
vermocht. 

Inhaltlich dieſes älteren Vertrages hat der Schuldner R. den Beklagten 
zur Sicherheit für eine Bürgſchaft in Höhe von 10000 % je zur Hälfte das 
Eigentum an den ſämtlichen vorhandenen Waren „oder Warengattungen“ 
übertragen, wie ſie im Vertrage ſelbſt und dem Anhange dazu aufgeführt 
ſind. Ausgenommen ſollten die übrigen hier nicht genannten Arten von 
Sachen ſein. Da die Gegenſtände zum Verkauf beſtimmt ſeien, ſo heißt es 
im Vertrage, ſo übernehme R. es, ſie im Auftrage und für Rechnung der 
Beklagten im eigenen Namen zu verkaufen mit der Verpflichtung, für die 
vereinnahmten Beträge Waren gleicher Gattungen für die Beklagten zu 
kaufen, welche gleichfalls ihr Eigentum werden und von R. als ihrem Beauf— 
tragten aufbewahrt, gelagert und für ihre Rechnung in gleicher Weiſe ver⸗ 
kauft werden ſollten. R. ſolle verpflichtet ſein, ein Verzeichnis über die je⸗ 
weils vorhandenen Waren der den Beklagten übertragenen Sorten zu führen 
und ihnen dasſelbe auf Wunſch allmonatlich vorzulegen. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob dieſer Vertrag nicht ſchon um deswillen als ungeeignet erſcheint, 
nach § 930 BGB. Eigentum zu übertragen, weil es an der Vereinbarung 
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eines dort vorgeſehenen Rechtsverhältniſſes nach § 868 BGB. fehlt. Die 
Verwahrung, von der in dem Vertrage die Rede iſt, wird dort nur in Be⸗ 
ziehung auf die vom Schuldner anzuſchaffende Erſatzware vereinbart. 

Selbſt wenn man annehmen will, daß inſoweit gleichwohl dem Erfordernis 
des § 930 BGB. Genüge geleiſtet worden, fo würde doch für die Übertragung 
des Eigentums an den im Laufe der Zeit beſchafften Erſatzwaren erforderlich 
fein, daß der Übertragungswille in irgendeiner zuverläſſigen, jeden Zweifel 
abſchneidenden Weiſe äußerlich erkennbar gemacht ſei, z. B. durch Über⸗ 
ſendung eines Verzeichniſſes der angeſchafften Erſatzware an die Erwerber. 
In dieſer Beziehung hat aber der Vertrag lediglich vorgeſehen, daß R. ver⸗ 
pflichtet ſein ſolle, ein Verzeichnis „über die jeweils vorhandenen Waren“ 
der den Beklagten „übertragenen Sorten“ zu führen und zur Einſicht zur 
Verfügung zu halten. Daß R. noch irgend etwas ſonſt zur äußeren Kennt⸗ 
lichmachung ſeines Veräußerungswillens getan habe, iſt nicht behauptet worden. 
Selbſt wenn man aber unterſtellt, daß er dieſer ſeiner nach dem Vertrage 
übernommenen Verpflichtung nachgekommen ſei, ſo würde aus dem Ver⸗ 
zeichnis nicht erhellen, welche Sachen urſprünglich vorhanden und welche 
als Erſatz beſchafft worden waren. Es würde alſo an einer genügenden 
äußeren Kenntlichmachung der erſtandenen, in das Eigentum der Beklagten 
fallenden Erſatzware fehlen. Die bloße Verbringung der angeſchafften Erſatz⸗ 
ware in die Geſchäftslokalitäten des R. würde aber nicht als genügende äußere 
Kenntlichmachung ſeines Eigentumsübertragungswillens genügen können. 
Denn nach dem erſten Vertrage find Sachen im Geſamtwerte von 10873,20 % 
übertragen, nach dem angefochtenen Vertrage aber ſolche im Geſamtwerte 
von 13 844,05 % veräußert worden. Folglich kann es ſich bei dem zweiten 
Vertrage nicht lediglich um urſprünglich vorhandene oder um erſetzte Ware 
handeln, ſondern beſtenfalls muß angenommen werden, daß Ware derſelben 
durch den erſten Vertrag übertragenen Gattungen in mehreren Exemplaren, 
als urſprünglich vorhanden, angeſchafft worden iſt. Dieſer Überſchuß kann 
aber nach dem Willen der Vertragſchließenden keinesfalls in das Eigentum 
der Beklagten übergegangen ſein. Denn der erſte Vertrag ſieht ausdrücklich 
nur vor, daß R., da die vorhandene übereignete Ware zum Verkauf beſtimmt 
ſei, es übernehme, „für die vereinnahmten Beträge“ Ware gleicher Gattung 
für die Beklagten anzuſchaffen, welche gleichermaßen in deren Eigentum 
fallen ſollten. 

Jedenfalls kann aber darnach der den Beklagten obliegende Beweis 
dafür, daß die Sachen des zweiten Vertrags ihnen bereits durch den erſten 
Vertrag übereignet ſeien, nicht geführt werden. Der Wert des geſamten Lagers 
betrug zur Zeit des erſten Vertrags ca. 25000 „. Durch den erſten Vertrag 
wurde davon nur ein kleiner Teil, nämlich Sachen im Wert von 10872, 30 .% 
übereignet, während durch den angefochtenen Vertrag wiederum Sachen 
im Werte von 13844,05 K“ veräußert wurden. R. ſelbſt hat aber auf Be⸗ 
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fragen, ob beiſpielsweiſe von den im erſten Vertrag aufgeführten 70 Küchen⸗ 
garnituren nichts verkauft und alſo alle in den im zweiten Vertrag auf⸗ 
geführten 78 Küchengarnituren enthalten ſeien, bekundet, das könne er nicht 
ſagen, einige Stücke könnten fehlen, einige erſetzt ſein. 

Nun hat die Zeugin O. ausgeſagt, daß vom Lager im G. im erſten Monat 
für etwa 6000 , in den folgenden Monaten weniger, zuletzt für etwa 2000 .#& 
Waren verkauft worden ſeien. Darnach muß angenommen werden, daß in 
der Zwiſchenzeit zwiſchen beiden Verträgen im weſentlichen das geſamte 
Lager verkauft und ganz oder zum Teil durch neue Ware erſetzt worden iſt. 
Folglich kann es ſich bei den Sachen des angefochtenen Vertrags nur, wenn 
überhaupt, um Erſatzware gehandelt haben. Nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen haben die Beklagten daran auf Grund des erſten Vertrags das 
Eigentum nicht erlangt, jedenfalls aber kann von ihnen nach Sachlage nicht 
nachgewieſen werden, daß ſie gerade an dieſen in dem angefochtenen Vertrag 
aufgeführten Sachen zur Zeit des Abſchluſſes desſelben bereits das Eigentum 
erworben haben, wie denn auch in dem angefochtenen Vertrage ſelbſt betont 
wird, daß ein Teil der darin aufgeführten Sachen nicht unter den früheren 
Vertrag falle. Unter dieſen Umſtänden kann die Frage, ob der erſte Vertrag 
nicht wegen illoyaler Verſchleierung des Sachverhalts gegenüber Dritten im 
geſchäftlichen Verkehr als gegen die guten Sitten verſtoßend und demgemäß 
als nichtig zu betrachten fet (Seuff A. 67, Nr. 259), auf ſich beruhen bleiben.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 4. Dez. 1917. C. u. E. C. w. 
R. u. Gen. Bf. III. 172/17. B. 


162. Vorausſetzungen für die Beſtellung eines Vorbehaltsguts der Frau; 
Zurückbehaltungsrecht der Frau an Sachen des Geſamtguts wegen 
Vorenthaltung von Dorbehaltsaut*. 

“Bol. 61 Nr. 30 m. N. 

BGB. §§ 1369, 273. 

Die Parteien ſind Eheleute. Kläger klagt auf Herausgabe einer Anzahl 
von Gegenſtänden, die zum ehelichen Geſamtgut gehören. Die Beklagte 
weigert die Herausgabe, und zwar behauptet ſie, daß der Kläger ihr ein Vor⸗ 
behaltsgut von 5000 % vorenthalte, und ſtützt darauf ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht. Sie iſt trotzdem zur Herausgabe verurteilt worden. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Gegen die Zuläſſigkeit der Geltendmachung eines Zurückbehaltungs⸗ 
rechts aus dem Geſichtspunkte der Forderung der Herausgabe eines Vor⸗ 
behaltsguts find Bedenken nicht zu erheben. Wenn § 273 BGB. zur Vor⸗ 
ausſetzung für die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts macht, daß 
die Forderung und die Verpflichtung des Schuldners aus demſelben recht- 
lichen Verhältnis entſpringen, ſo iſt nach feſtſtehender Rechtſprechung hierunter 
ein innerlich zuſammengehöriges, einheitliches Lebensverhältnis zu verſtehen 
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(RGeErtſſch. 57, 1). En ſolches liegt aber hier vor. Denn der Kläger verlangt 
die Herausgabe der Gegenſtände auf Grund des ehelichen Güterrechts, wäh⸗ 
rend die Beklagte aus demſelben Geſichtspunkte von dem Kläger die Heraus⸗ 
gabe tres Vorbehaltsgutes fordert. Aber die Beklagte hat nicht hinreichend 
begründet, daß hier ein Vorbehaltsgut zu ihren Gunſten beſtellt worden iſt. 
Es iſt der Beklagten zwar darin beizutreten, daß die vom § 1369 BGB., der 
nach $1 Hamb. Güterſt.⸗Geſ., § 1440 BGB. hier Anwendung findet, ge⸗ 
forderte „Beſtimmung“ als Vorbehaltsgut auch ſtillſchweigend, d. h. durch 
konkmdente Handlungen erfolgen kann. Aber es ijt ein gewiſſer Willens⸗ 
ausdruck nach dieſer Richtung erforderlich. Der Dritte muß durch ſeine Hand⸗ 
lung deutlich zu erkennen geben, daß der betreffende Erwerb ein Vorbehalts⸗ 
gut der Frau werden ſoll. Es kann ſich das aus den begleitenden Umſtänden 
ergeben, falls der betreffende Erwerb der Frau direkt zugewandt wird. Mit 
dem Geſetz iſt es auch wohl vereinbar, daß ein Erwerb Vorbehaltsgut der 
Frau wird, wenn er dem Manne ſelbſt überwieſen wird, falls nämlich in 
dieſem Falle der Dritte dem Manne gegenüber zum Ausdruck bringt, daß 
der Erwerb nicht in das Geſamtgut fallen, ſondern Vorbehaltsgut der Frau 
werden ſoll. Im vorliegenden Falle iſt indeſſen unſtreitig irgendeine ſolche 
Willenskundgebung dem Kläger gegenüber nicht erfolgt. Die Beklagte beruft 
ſich nur darauf, daß ihr Schwiegerſohn und ihre Tochter ihr vor der Über⸗ 
ſendung der 5000. mitgeteilt hätten, dieſe 5000 „ ſeien für ihren Unter⸗ 
halt beſtimmt, daß ihr Schwiegerſohn auch bei der Überweiſung des Betrages 
ausdrücklich angeordnet habe, der Betrag ſei an ſie zu ſenden, und daß das 
Geld nur durch ein Verſehen in die Hände des Klägers gelangt ſei. Aber 
wenn dieſer Tatbeſtand bewieſen würde, ſo würde er nicht die Beſtellung 
eines Vorbehaltsguts ergeben. Denn es würde hier an dem Erfordernis 
fehlen, daß dem Kläger, dem das Geld überwieſen worden iſt, zum Aus⸗ 
druck gebracht worden iſt, daß der Erwerb Vorbehaltsgut werden ſolle. Es 
mag ſein, daß dem Schwiegerſohne der Parteien ein Rückforderungsanſpruch 
gegenüber dem Kläger zuſteht, da dieſem der Betrag an ſich nicht zukommen 
ſollte, aber vorläufig iſt der Betrag jedenfalls in das Geſamtgut gefallen, 
da es an einer Beſtimmung, daß er Vorbehaltsgut werden ſollte, fehlt. Es 
iſt nach dem Sinne des Geſetzes nicht wohl denkbar, daß ein Gegenſtand, der 
dem Manne überwieſen wird, Vorbehaltsgut der Frau wird, wenn dies 
dem Manne gegenüber nicht in irgendeiner Weiſe zum Ausdruck gebracht 
wird. Denn es iſt davon auszugehen, daß im Güterſtande der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft, der hier in Frage ſteht, grundſätzlich alles Vermögen der 
Eheleute in das der Verwaltung des Mannes unterliegende Geſamtgut fällt 
und die Beſtellung eines Vorbehaltsguts nur eine Ausnahme bildet. Dem⸗ 
nach iſt die Beklagte zur Herausgabe der Mobilien zu verurteilen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. Febr. 1918. H. H. L. w. 
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163. Klage des Miterben auf Feſtſtellung ſeines Erbrechts gegen de 
Teſtamentsvollſtrecker. | 
Vgl. 39 Nr. 223; 46 Nr. 269; 49 Nr. 258. 
BGB. § 2212. 

Der 1904 geſtorbene Vater des Klägers hat in ſeinem Teſtament ſeine 
drei Kinder als Erben eingeſetzt, jedoch beſtimmt, daß der Nachlaß erſt nach 
dem Tode ſeiner Ehefrau, die auf Lebenszeit den Nießbrauch daran haben ſoll, 
zur Teilung gebracht und bis dahin durch zwei Teſtamentsvollſtrecker ver⸗ 
waltet werden ſoll. Die Teſtamentsvollſtrecker haben dem Kläger gegen⸗ 
über den Standpunkt eingenommen, daß er durch eine den Anordnungen 
des Erblaſſers zuwiderlaufende Verfügung über ſeinen Erbteil ſeines Erb⸗ 
rechts verluſtig gegangen ſei. Der Kläger hat gegen die Teſtamentsvollſtrecker 
Klage erhoben auf Feſtſtellung, daß ſie verpflichtet ſeien, bei dem Tode ſeiner 
Mutter ein Drittel des väterlichen Nachlaſſes an ihn herauszuzahlen. Die 
Reviſion der Beklagten gegen das der Klage ſtattgebende Ber.⸗Urteil blieb 
ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Reviſion beſtreitet die Paſſivlegitimation der Beklagten; ſie ſagt, 
im Streite befinde ſich ausſchließlich die Frage, ob dem Kläger ein Erbrecht 
zuſtehe, und dieſe Frage könne nicht in einem Prozeß gegen die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, ſondern nur durch Klage gegen die andern Erben zum Austrage 
gebracht werden. Dieſen Einwand hatten die Beklagten auch ſchon in den 
Vorinſtanzen geltend gemacht, und das Ber.⸗Gericht glaubt ihn durch die Be⸗ 
merkung erledigen zu können, das Erbrecht des Klägers werde hier nur als 
Nebenpunkt zur Entſcheidung geſtellt und das ſei auch im Prozeß zwiſchen 
demjenigen, der Rechte aus ſeinem behaupteten Erbrechte geltend machen 
wolle, und dem Teſtamentsvollſtrecker unbedenklich zuläſſig. Es iſt der Re⸗ 
viſion zuzugeben, daß gegen dieſe Auffaſſung des Klagebegehrens Bedenken 
beſtehen. Denn tatſächlich zielt der Kläger, der unſtreitig vor dem Ableben 
ſeiner Mutter irgendwelche ſachlichen Anſprüche hinſichtlich des Nachlaßver⸗ 
mögens nicht erheben kann, mit allen ſeinen verſchiedentlich gefaßten Klage⸗ 
anträgen darauf ab, daß den Beklagten gegenüber ſein beſtrittenes Erbrecht 
zur Anerkennung gebracht werden ſoll, und es iſt richtig, daß ein Streit dieſer 
Art an ſich unter den Erben auszutragen iſt. Aber die beſondere Lage des 
Streitfalles muß dazu führen, auch eine Klage dieſes Inhalts gegen die Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker zuzulaſſen. Der Kläger hatte unter Beweisantritt behauptet, 
daß alle Miterben ſein Erbrecht als noch beſtehend anerkennen; die Beklagten 
haben das beſtritten, zugleich aber geltend gemacht, es komme darauf über⸗ 
haupt nichts an, denn ſie müßten ſich auch über die Entſcheidung der Erben 
hinwegſetzen, wenn dieſe mit dem Teſtament im Widerſpruch ſtehe; ſie müßten 
unter allen Umſtänden den Willen des Erblaſſers zur Ausführung bringen. 
Das hätte ſeine Berechtigung, wenn die Sache ſo läge, daß die Erben ent⸗ 
gegen dem klaren Wortlaute des Teſtaments dem Kläger ein ihm nicht zu⸗ 
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kommendes Erbrecht zuerkennen wollten; denn die Miterben könnten ihrer⸗ 
ſeits zwar den Kläger wirtſchaftlich ſo behandeln, als ob er Miterbe wäre, 
nicht aber ihm die durch letztwillige Anordnung entzogene rechtliche Stellung 
eines Erben verleihen. Aber hier handelt es ſich eben um die Frage, ob eine 
derartige Anordnung vom Erblaſſer getroffen iſt, und dieſe Frage kann vom 
Kläger vernünftigerweiſe nicht durch Klage gegen die Miterben ausgetragen 
werden, wenn dieſe ohnehin mit ihm in der Auslegung des Teſtaments einig 
gehen, ſondern nur durch Klage gegen diejenigen, die das Teſtament in dem 
ihm nachteiligen Sinne ausgelegt wiſſen wollen. Würde der Kläger, wie 
die Beklagten wollen, zunächſt einen Prozeß gegen die Miterben durchführen, 
ſo hätte er zu gewärtigen, daß er auch damit den Beklagten gegenüber nicht 
weiter käme; ſie könnten ſchließlich einwenden, die Erben hätten den Prozeß 
abſichtlich zur Umgehung der letztwilligen Anordnung geführt und ein auf 
dieſe Weiſe zuſtande gekommenes Urteil ſei für ſie ebenſowenig maßgebend, 
wie die außergerichtliche Einigung der Beteiligten. Tatſächlich haben ſie 
denn auch im gegenwärtigen Prozeß keineswegs vorbehaltslos erklärt, daß 
ſie ſich einem im Prozeß des Klägers gegen die Miterben ergehenden Urteil 
über die Auslegung des Teſtaments fügen würden, ſondern geſagt, nach 
Durchführung jenes Prozeſſes „könnte die Frage auftauchen“, ob die Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker an jene Auslegung gebunden jeien. — — — 

Dieſe Erwägungen führen dazu, ein Rechtsſchutzbedürfnis des Klägers 
in dem Sinne anzuerkennen, daß er abweichend von der ſonſt geltenden Regel 
die Feſtſtellung ſeines Erbrechtes gegenüber den Teſtamentsvollſtreckern 
verlangen kann. Richtig, aber ohne Bedeutung für die vorerörterte Frage iſt, 
daß das im gegenwärtigen Rechtsſtreit ergehende Urteil keine Rechtskraft⸗ 
wirkung gegenüber den Miterben hat. 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 11. März 1918. P. w. L. (KG. 

Berlin). IV. 388/17. 


164. Anſpruch des Handlungsagenten auf die Proviſion, auch wenn 
das Geſchäft durch Vergleich aufgehoben worden iſt. 
Vgl. 47 Nr. 279 m. N.; 61 Nr. 256. 
HOB. § 88 Abſ. 2. . 

Die Parteien ſtritten zur Abwendung der an ſich unſtreitigen Klage 
darüber, ob der Beklagte, der als Handlungsagent für die Klägerin 50000 m 
Zeltſtoff zum Preiſe von 72 500 % an die Firma Sch. & Co. in L. verkauft 
hatte, davon überhaupt eine Proviſion und insbeſondere die für den vor⸗ 
liegenden Fall vereinbarte Umſatzproviſion von 3% zu fordern habe, obwohl 
der Handel auf Grund von Verhandlungen zwiſchen den Inhabern der be⸗ 
teiligten Firmen unter Zuziehung des Beklagten rückgängig gemacht worden 
war, nachdem ſich die Firma Sch. & Co. zur Zahlung einer Abfindungsſumme 
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von 11000 % an die Klägerin bereit erklärt hatte. Der Anſpruch des Be⸗ 
klagten auf die volle 3proz. Proviſion von dem Rechnungsbetrage von 
72 500 M in Höhe von 2175 , wurde in beiden Inſtanzen für gerechtfertigt 
angejehen. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die hier zur Entſcheidung ſtehende Frage läuft in der Hauptſache darauf 
hinaus, ob der Handlungsagent die Umſatzproviſion für das infolge des Ver⸗ 
gleichs zwiſchen Käufer und Verkäufer und gegen Zahlung einer Abfindungs⸗ 
ſumme an den letzteren nicht ausgeführte Geſchäft auch dann fordern könne, 
wenn er ſelbſt dem Geſchäftsherrn zum Abſchluſſe des Vergleichs zugeredet 
hat. Die Frage iſt mindeſtens für den vorliegenden Fall zu bejahen. 

Entſcheidend ijt nach § 88 Abſ. 2 HGB., ob die Ausführung des Geſchäfts 
infolge des Verhaltens des Geſchäftsherrn unterblieben iſt und ob dafür 
wichtige Gründe in der Perſon desjenigen vorliegen, mit dem das Geſchäft 
abgeſchloſſen iſt. 

Daß die Ausführung eines Geſchäfts infolge des Verhaltens des Ge- 
ſchäftsherrn unterbleibt, wenn er ſich auf einen Vergleich einläßt, wonach 
gegen Zahlung einer Abfindung das Geſchäft rückgängig gemacht wird, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. Denn ſchließlich hängt es allein von ſeinem Willen ab, 
ob er den Vergleich eingeht oder nicht. Dabei iſt es auch ohne Belang, ob 
die Anregung zu dem Vergleich von ihm oder von dem andern Teil ausgeht. 
Ebenſo iſt ohne Bedeutung, ob ſich der Geſchäftsherr mehr oder weniger 
widerwillig oder erſt nach anfänglichem Sträuben zum Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs entſchließt: alles dies reicht nicht hin, um die Annahme zu begründen, 
der Verkäufer habe ſich nicht aus freien Stücken zur Rückgängigmachung des 
Geſchäfts entſchloſſen. 

Soviel dann die Frage anlangt, ob wichtige Gründe in der Perſon des 
Käufers den Verkäufer im Sinn des § 88 Abſ. 2 HGB. zum Rücktritt be⸗ 
rechtigten, ſo iſt zwar zutreffend, daß hierzu das tatſächliche Beſtehen ſolcher 
Umſtände ausreicht, die bei vernünftiger Überlegung eine Aufhebung des 
Vertrags rechtfertigen, dabei iſt aber nicht zu überſehen, daß dieſe Umſtände 
in der Perſon des andern Vertragteils vorliegen müſſen. Solche Umſtände 
ſind z. B. die Zahlungsunfähigkeit des Kunden, begründete Zweifel an ſeiner 
Zahlungsfähigkeit oder ſein Ruf als ſog. „Schikaneur“. Dagegen genügt 
dazu nicht der Hinweis auf das Verhalten Dritter, wie hier der Einwand der 
Klägerin, die Firma Sch. & Co. ſei durch den Konkurs ihres Weiterabnehmers 
in Verlegenheit geraten, wie ſie die Ware weiter unterbringen könne. Wäre 
die Klägerin durch den Konkurs des Abnehmers der Firma Sch. & Co. ihrer⸗ 
ſeits in Gefahr geraten, den Kaufpreis bei dieſer Firma einzubüßen, ſo hätte 
das für die Klägerin einen wichtigen Grund i. S. des § 88 Abſ. 2 begründen 
können. Aber im vorliegenden Falle kommt dies ſchon deshalb nicht in Frage, 
weil die Klägerin mit der Firma Sch. & Co. nicht bloß ſpäter wieder Geſchäfte 
gemacht, ſondern ihr auch Kredit eingeräumt hat; ſie war alſo wegen der 
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Zahlungsfähigkeit ihrer Abnehmerin nicht einmal im Zweifel. Daß die Firma 
Sch. & Co. in dem Ruf eines „Schikaneurs“ ſtände, iſt ſchon deshalb nicht 
anzunehmen, weil die Klägerin mit ihr auch ſpäterhin in Geſchäftsverbindung 
geſtanden hat. Daß ſie verſucht hat, von dem Vertrage loszukommen, be⸗ 
gründet einen ſolchen Vorwurf noch nicht. — — — 

Selbſt die Drohung des Abnehmers mit der Zurverfügungſtellung der 
Ware wegen Mängel berechtigt den Verkäufer nicht zum Rücktritt i. S. des 
§ 88 Abſ. 2. Denn wäre die Mängelrüge begründet, fo läge in der daraufhin 
erfolgten Aufhebung des Handels eine Maßnahme, die überhaupt nur in der 
Perſon des Verkäufers, nicht ſeines Gegners, ihren Grund hat; auf ſie kann 
id) der Geſchäftsherr dem Handlungsagenten gegenüber überhaupt nicht 
berufen. Bemängelt aber der Käufer die Ware ohne Grund, ſo darf ſich 
der Verkäufer auch nicht durch die Drohung mit den Mißhelligkeiten eines 
Prozeſſes zur Aufhebung des Handels beſtimmen laſſen; denn der Umſtand, 
daß der Verkäufer einen Prozeß vermeiden will, iſt kein Grund zum Rück⸗ 
tritt i. S. des § 88 Abſ. 2 (OL GRſpr. 27, 324 ff.). 

Nach alledem hat aber die Klägerin, die hierfür beweispflichtig iſt, keinen 
wichtigen Grund dargetan, der ſie berechtigte, ſich dem Beklagten gegenüber 
darauf zu berufen, daß ein proviſionspflichtiger Anſpruch nicht vorliege. 

Auch was die Klägerin ſonſt noch gegen den Anſpruch und gegen ſeine 


Höhe vorbringt, iſt unbegründet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 27. Juni 1916. S. & H. w. ©. 


8.0. 41/16. F. ch. 


165. Der Geſellſchafter einer Geſellſchaft m. b. F. hat kein 
Austrittsrecht. 
GmbHG. §§ 60 ff. 

„Die im erſten Rechtsgange allein ſtreitige Frage, ob der Beklagte noch 
als Mitglied der in Liquidation befindlichen Geſellſchaft zu betrachten ſei, 
iſt vom Landgerichte verneint worden. Hierbei iſt dasſelbe davon ausgegangen, 
daß durch den Beſchluß der Generalverſammlung vom 12. Okt. 1911, wo⸗ 
nach dem einzelnen Geſellſchafter das Recht des Austrittes aus der Gejell- 
ſchaft zugeſtanden wurde, ein weiterer Auflöſungsgrund im Sinne von § 60 
Abſ. 2 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
habe feſtgeſetzt werden ſollen. Es legt dar, daß dadurch der § 23 der Satzungen 
dahin abgeändert worden ſei, daß jedem Geſellſchafter freigeſtellt wurde, 
mit dem 31. Dez. 1912 auszutreten, dafern nicht das Ler Tonſteinwerk als 
Geſellſchafter beitreten ſollte — was nicht geſchehen iſt —, und folgert daraus, 
daß der Beklagte mit dem angegebenen Zeitpunkt aus der Geſellſchaft aus⸗ 
geſchieden ſei. Dieſe Ausführungen entbehren der Klarheit und bewegen 
ſich in rechtsirrtümlichen Gedankengängen. 
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Wenn mit der Beſchlußfaſſung vom 12. Okt. 1911 nur ein Grund zur 
Auflöſung der Geſellſchaft geſchaffen werden ſollte, ſo würde die dem Be⸗ 
ſchluſſe gemäß ausgeſprochene Kündigung für ſich allein niemals die Wirkung 
gehabt haben können, daß der Kündigende durch ſeine Kündigungserklärung 
aus der Geſellſchaft mit dem Erfolge ausſchied, daß er von allen Verpflich⸗ 
tungen der Geſellſchaft befreit wurde. Eine Kündigung in dieſem Sinne würde 
vielmehr die Auflöſung der Geſellſchaft durch einſeitige Willenserklärung 
des Geſellſchafters bedeuten (zu vgl. Staub⸗ Hachenburg! Anm. 28 zu § 60), 
auf ſein Verhältnis zur Geſellſchaft aber zunächſt keinen Einfluß ausüben. 
Es mußte dann gemäß § 66 die Liquidation eintreten: aber bis zur Beendi⸗ 
gung der Liquidation würden ungeachtet der Auflöſung der Geſellſchaft nach 
der ausdrücklichen Vorſchrift des § 69 auf die Rechtsverhältniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft und der Geſellſchafter die Vorſchriften des zweiten und dritten Ab⸗ 
ſchnitts des Geſetzes, namentlich alſo diejenigen über die Haftung der Geſell⸗ 
ſchafter weiter anwendbar bleiben. Nun iſt die Klägerin auf die Austritts⸗ 
erklärung des Beklagten hin überhaupt nicht in Liquidation getreten, und die 
erſt ſpäter unabhängig davon beſchloſſene Liquidation iſt noch im Gange. 
Soweit alſo die durch den Beſchluß vom 12. Okt. 1911 freigeſtellte Kündi⸗ 
gung die Bedeutung eines Auflöſungsgrundes haben ſollte, würde die vom 
Beklagten in dieſem Sinne abgegebene Erklärung ſein Rechtsverhältnis als 
das eines Geſellſchafters überhaupt nicht berührt haben. 

Nun weiſt der Beklagte mit Recht darauf hin, daß der Beſchluß auch die 
Schaffung der Möglichkeit eines Fortbeſtehens der Geſellſchaft trotz des Aus⸗ 
trittes eines Mitgliedes beabſichtigt haben könne, und es kann dem Beklagten 
auch darin beigepflichtet werden, daß der Wortlaut der Entſchließung für 
eine ſolche Auffaſſung ſpricht. Solche Anordnungen, durch welche bei Ein⸗ 
räumung des Kündigungsrechtes für den einzelnen Geſellſchafter den übrigen 
Geſellſchaftern die Füglichkeit gegeben werden ſoll, die Geſellſchaft unter 
ſich fortzuſetzen, ſind bei Geſellſchaften m. b. H. möglich. (Zu vgl. Staub⸗ 
Hachenburg zu §3 Anm. 22.) Indeſſen kann das bei Geſellſchaften dieſer 

Art nur auf dem Wege geſchehen, daß der Geſellſchafter ſeinen Geſchäfts⸗ 
anteil veräußert (§ 15) oder daß fein Anteil nach § 34 d. Geſ. eingezogen 
wird. Beides kann im Geſellſchaftsvertrag oder in dem dieſen abändernden 
Beſchluß beſtimmt werden. Ganz im Einklange hiermit hat die Klägerin 
im § 23 ihrer Satzung für die dort behandelten Fälle der Kündigung Vor⸗ 
ſorge getroffen, wie es mit den Geſchäftsanteilen des kündigenden Geſell⸗ 
ſchafters gehalten werden ſolle, falls die übrigen Geſellſchafter mit einer 
gewiſſen Mehrheit die Fortſetzung der Geſellſchaft beſchließen ſollten: es ſoll 
nämlich dann die Geſellſchaft mit einfacher Mehrheit darüber befinden, ob 
dieſe Geſchäftsanteile eingezogen oder für Rechnung der Geſellſchaft ſelbſt 
oder für Rechnung der übrigen Geſellſchafter erworben werden ſollen. Man 
könnte nun unbedenklich unterſtellen, daß der Beſchluß vom 12. Okt. 1911 
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aus § 23 der Satzung dahin zu ergänzen fet, daß bei einer auf Grund jenes 
Beſchluſſes erklärten Kündigung dasſelbe gelten ſolle. Aber auch in dieſer 
Richtung iſt alles unterblieben. Nur das eine ergibt ſich aus den an das Re⸗ 
giſtergericht über die Veränderungen im Mitgliederbeſtand erſtatteten An⸗ 
zeigen vom 29. Febr. 1912 und vom 24. Jan. 1914, daß die Geſellſchaft die 
11000 & Anteile des Beklagten auf ſich ſelbſt umſchreiben ließ. Ein Erwerb 
ſeiner Anteile durch die Geſellſchaft war aber, abgeſehen davon, daß eine 
Übertragung in gehöriger Form des § 15 Abſ. 3 garnicht erfolgt ift, ſchon nach 
der zwingenden Vorſchrift des § 33 rechtlich unmöglich um deswillen, weil 
ſeine Stammeinlage noch nicht vollſtändig eingezahlt war. Sonach iſt der 
Beklagte Geſellſchafter geblieben, ſeiner Erklärung, daß er für den 31. Dez. 


1912 austrete, iſt der rechtliche Erfolg verſagt geblieben. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 10. Dez. 1917. Z. w. St. 
5 O. 73/16. F- ch. 


166. Nichtigkeit eines Lizenzvertrags wegen der Unmöglichkeit, das zur 
Ausnutzung übertragene Patent wirtſchaftlich auszunutzen. 
IGB. § 306. 

Der Wortlaut und Inhalt des am 15. Aug. 1915 zwiſchen dem Kläger 
und den beiden Beklagten abgeſchloſſenen Vertrages iſt mit dem Landgericht 
dahin aufzufaſſen, daß der Kläger um den Preis von 3000 % für zwei baye⸗ 
riſche Regierungsbezirke das alleinige und ausſchließliche Recht erhalten ſollte, 
das von einem chemiſchen Laboratorium in M. erſtellte Jogurt⸗Butterprodukt 
und Jogurt⸗Milch zu fabrizieren und zu verkaufen. Was die Rechtsnatur 
des Vertrages anlangt, ſo iſt dieſer, da es ſich um die Ausnutzung eines den 
Beklagten zuſtehenden Patentverfahrens handelt, als ein ſog. Lizenzvertrag 
aufzufafſen. Die Grundſätze über den Kauf können auf einen derartigen 
Vertrag nur dann angewendet werden, wenn die Übertragung einer aus⸗ 
ſchließlichen Lizenz in Frage ſteht (RGEntſch. 57, 38; JW. 1907 S. 1367). 
Da aber im gegebenen Falle die Übertragung nur örtlich und zeitlich beſchränkt 
iſt, haben die Beſtimmungen über den Kauf vollſtändig auszuſcheiden. Es 
liegt ein gewöhnlicher Lizenzvertrag vor, der rechtlich an ſich als Vertrag 
sui generis aufzufaſſen iſt und am meiſten dem Pachtvertrage ähnelt; 

ſ. Seligſohn Patentgeſetz § 6 Anm. 9, Kohler Handbuch des Deutſchen Patentrechts 

S. 508, Düringer⸗Hauberg Handelsgeſetzbuch 2. Bd. III, S. 6 unter bb. 

Das einwandfreie und klar abgefaßte Gutachten des Direktors der ſtädtiſchen 
Unterſuchungsanſtalt für Nahrungs⸗ und Genußmittel in N. gipfelt nun 
darin, daß durch die Generalkommando-Verfügungen vom 4. Aug. 1915 
(und 20. Jan. 1916) der Bezug der zur Jogurtbutterfabrikation notwendigen 
Milch derart erſchwert wurde, daß die betreffenden Beſtimmungen einem 
indirekten Verbote dieſer Fabrikation gleichkommen. Die Hauptverfügung 
vom 4. Aug. 1915 war zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrages bereits er⸗ 
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lajjen. Die Sachlage zur Zeit des Vertragſchluſſes — und weiter fort⸗ 
beſtehend — war alſo die, daß es dem Kläger unmöglich war, das ihm zur 
Ausnutzung übertragene Patent wirtſchaftlich wirklich auszunutzen. Ander⸗ 
ſeits bildete aber gerade ſolche Möglichkeit den Gegenſtand des abgeſchloſſenen 
Vertrages und der von der Beklagten zu gewährenden Leiſtung. Dieſe Un- | 
möglichkeit war eine anfängliche und objektive, durch die Machtfaktoren ge⸗ 
ſchaffen außerhalb des Willensbereiches und der Machtbefugnis der Streit⸗ 
teile, im Sinne des § 306 BGB. 

Ob ſich der Kläger die Kenntnis von der Unmöglichkeit rechtzeitig hätte 
verſchaffen können oder ſollen, iſt für die Frage der Gültigkeit des Vertrages 
belanglos, es entſcheidet die objektive Sachlage. Daß die Kenntnis ihm 
fehlte und daß er nicht etwa von vornherein mit einer Behebung dieſer Un⸗ 
möglichkeit (§ 308 BGB.) rechnete, iſt ohne weiteres als ſelbſtverſtändlich 
anzunehmen. 

Ob die Beklagten etwa Kenntnis hatten, kann dahingeſtellt bleiben, 
da ein Schadenerſatz im Sinne des § 307 BGB. nicht in Frage ſteht. 

Der Umſtand, daß der Vertrag an ſich auf zehn Jahre abgeſchloſſen war, 
kann nicht abändernd einwirken. Dem Kläger war es jedenfalls hauptſächlich 
darum zu tun, während des Krieges die wirtſchaftliche Ausnutzungsmöglich⸗ 
keit zu haben und die Chancen der Kriegszeit für ſich voll auszunutzen. An 
eine Aufhebung der derzeit geſchaffenen Unmöglichkeit iſt ferner in abſeh⸗ 
barer Zeit nicht zu denken, zumal nicht nur in der eigentlichen Kriegszeit, 
ſondern auch in der Übergangszeit und auch noch in der Friedenszeit mit 
einer Fortdauer oder einer Fortwirkung der Einſchränkungen hinſichtlich der 
Lebensmittel zu rechnen iſt. Aus dieſen Gründen iſt auch eine andauernde 
Unmöglichkeit im Sinne des § 306 BGB. anzunehmen. 

Der Vertrag vom 15. Aug. 1915 iſt daher nach Maßgabe des § 306 BGB. 
als von vornherein nichtig zu erachten, da dem Kläger die wirtſchaftliche Aus⸗ 
nutzungsmöglichkeit urſprünglich, objektiv und andauernd benommen war 
und iſt, ſohin ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Vertrag vorliegt. 

Vgl. nach Analogie mit der Pacht RG. bei Warneyer 1916 Nr. 162. 
Die vom Kläger verſuchte Anfechtung des Vertrages braucht unter dieſen 
Umſtänden nicht weiter herangezogen und rechtlich gewürdigt zu werden. 
Die vom Kläger begehrte Rückerſtattung der bereits bezahlten 1500 .M unter 
Geſamthaftung der Beklagten nebſt 5% Zinſen ſeit dem 15. Aug. 1915 iſt 
vielmehr nach Maßgabe der §§ 812, 818 Abſ. 1 BGB. und § 427 BGB. ge⸗ 
rechtfertigt, die auf die Bezahlung des Reſtes der Vertragſumme gerichtete 
Widerklage aber zugleich unbegründet. Es war daher die Berufung der Be- 
klagten, wenn auch das Ber.⸗Gericht in der rechtlichen Auffaſſung von der 
Beurteilung des Landgerichts abgewichen iſt, als unbegründet zurückzuweiſen. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 16. März 1918. F. w. B. u. Sch. 

L. 199/17. F—z. 
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II. Verfahren. 


167. Niederlaſſung i. S. des § 21 SPO. 
Vgl. 66 Nr. 38 m. N.; 71 Nr. 67. 
BPD. § 21. 


Die Klägerin klagte auf Grund des § 21 BRO. vor dem Landgericht 


in Berlin aus einem daſelbſt zwischen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrage. 


Die beklagte Aktiengeſellſchaft, deren Sitz Landeshut iſt, erhob den Einwand 
der örtlichen Unzuſtändigkeit und beſtritt, eine Niederlaſſung in Berlin zu 
haben; das Berufungsgericht wies die Klage auf Grund folgender Feſt⸗ 
ſtellungen ab: | 

Die Beklagte habe dem Kaufmann H. in Berlin ein Lager im Werte von etwa 
100 000 K überlaſſen. H. fei aber nicht Angeſtellter der Beklagten, ſondern ein felb- 
ſtändiger Kaufmann. Er habe ein Geſchäftslokal, in welchem fic) das Lager der Be- 
klagten befinde, ſelbſtändig für eigene Rechnung gemietet, er unterhalte das von ihm 
angeſtellte Geſchäftsperſonal und bezahle die ſonſtigen Speſen. In demſelben Raume 
habe er noch ein Lager der Firma G. P. untergebracht. Allerdings trage die Beklagte 
eine Pauſchalſumme jährlich für die von H. gemieteten Räume bei. Und an dem Laden 
befinde ſich neben dem Geſchäftsſchild des Ladeninhabers H. auch ein Firmenſchild der 
Beklagten. Inkaſſos von der Kundſchaft habe H. in Berlin nicht beſorgt. Er habe 
vielmehr regelmäßig der Beklagten für die von ihm in Berlin abgeſchloſſenen Geſchäfte 
Interimsſcheine geſchickt. Die endgültigen Rechnungen ſeien erſt von der Beklagten von 
Landeshut aus ausgefertigt worden. Nur während der Kriegszeit habe H. einzelnen Kunden 
vom Berliner Lager gegen ſofortige Kaſſe Waren verkauft und auch gleich die Rechnungen 
dazu ausgeſtellt. Die ihm übergebenen Waren habe er im übrigen nur zu den mit der 
Beklagten vereinbarten Preiſen verkaufen dürfen. 

Die Reviſion der Klägerin blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Unter Niederlaſſung im Sinne des § 21 iſt eine Geſchäftsſtelle zu 
verſtehen, welche einesteils in ihren Einrichtungen und Veranſtaltungen, 
insbeſondere auch hinſichtlich des darin tätigen Perſonals, ſich äußerlich im 
Geſchäftsverkehre mit dem Publikum als ein Zweiggeſchäft des Hauptgeſchäfts 
betätigt, und der andernteils eigene Entſchließung und Selbſtändigkeit gegen⸗ 
über dem Hauptgeſchäfte, wenn auch nicht in unbeſchränktem Umfange zuſteht. 
Hierdurch unterſcheidet ſich die Niederlaſſung von einer bloßen Niederlage 
und einer Agentur, welche bloß Geſchäfte vermittelt, und mangels des 
Rechts eigener Entſchließung an die beſtimmten, vom Hauptgeſchäfte aus⸗ 
gehenden Weiſungen gebunden iſt. Hieran ändert es nichts, wenn die 
Agentur gelegentlich in einzelnen beſonderen Fällen auch Geſchäfte abſchließt. 
Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts handelt es ſich in den Geſchäfts⸗ 
beziehungen zwiſchen der Beklagten und H. um ein Verhältnis der letzteren 
Art, nicht um eine Niederlaſſung. Der Umſtand, daß die Beklagte einen 
erheblichen Teil zu den Geſchäftsunkoſten des H. beiträgt, berührt nur das 
innere Vertragsverhältnis zwiſchen der Beklagten und H. und tritt im Geſchäfts⸗ 
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verkehre nach außen nicht hervor. Unerheblich iſt auch, daß H. unter den 
außergewöhnlichen Verhältniſſen der Kriegszeit einzelne Geſchäfte abſchließt. 
Fehlt es hiernach an dem Vorhandenſein einer Niederlaſſung als der 
erſten Vorausſetzung des § 21, fo iſt kein Raum für das weitere Erfordernis 
des § 21, daß die Klage ſich auf den Geſchäftsbetrieb der Niederlaſſung 
beziehen muß.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 19. April 1918. J. w. M. & F. 
(Kammergericht). II. 15/18. 


168. Die Beſchwerdefriſt läuft nicht vor der Auftellung der im 
Hoſtenfeſtſetzungsbeſchluß in Bezug genommenen Koſtenrechnung. 
BPO. § 104. 

Das Landgericht hatte die Erinnerung des Beklagten gegen den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß als verſpätet zurückgewieſen. Der Beklagte ſtützte ſeine 
Beſchwerde darauf, daß ihm zwar am 23. Juni 1917 der Feſtſetzungsbeſchluß 
zugeſtellt, die darin als Anlage in Bezug genommene Koſtenrechnung aber 
erſt am 29. Juni 1917 zugegangen war. Die Erinnerung wurde vom OLG. 
für rechtzeitig eingelegt erklärt. Aus den Gründen: ö 

Die am 11. Juli 1917 vom Beklagten ſelbſt eingelegte, am 12. Juli 1917 
von ſeinem Prozeßbevollmächtigten wiederholte Erinnerung iſt noch rechtzeitig, 
d. h. binnen der Notfriſt von 2 Wochen (§ 104 Abſ. 3 ZPO.) eingegangen. 
Denn die Notfriſt läuft von der Zuſtellung des Beſchluſſes ab. Dieſe Zu⸗ 
ſtellung aber iſt nur dann erfolgt, wenn der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß ſeinem 
ganzen Inhalte nach, ſo wie er erlaſſen iſt, zugeſtellt iſt. Iſt nur ein Teil 
desſelben zugeſtellt, fehlt dagegen ein anderer Teil, ſo iſt der erlaſſene 
Beſchluß als ſolcher nicht zugeſtellt, und die Beſchwerdefriſt iſt nicht in 
Lauf geſetzt. Die Koſtenrechnung war aber im vorliegenden Falle ein Teil 
des Beſchluſſes; denn es waren in dem Beſchluſſe ausdrücklich die „in der 
Anlage berechneten“ Koſten feſtgeſetzt. Damit war die Anlage zum Be⸗ 
ſtandteil des gerichtlichen Beſchluſſes, der auch ohne die Koſtenrechnung 
jeder Spezifikation und Nachprüfungsmöglichkeit entbehrte, erhoben. So 
lange alſo die Anlage nicht mitzugeſtellt war, fehlte es an einer ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtellung des gerichtlichen Beſchluſſes. Mit dieſer Entſcheidung 
ſteht der Beſchluß des OLG. Darmſtadt vom 11. Februar 1908 (Rſpr. OLG. 17, 
129) nicht im Widerſpruch, ſondern im Einklang; der Unterſchied liegt nur 
darin, daß in dem damaligen Fall in dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe ſelbſt 
— anders wie hier — auf die Koſtenrechnung nicht Bezug genommen war, 
ſie bildete damals alſo keinen Teil des Beſchluſſes. 


Beſchluß des OLG. zu Kiel (F. S.) v. 6. Sepk. 1917. L. u. G. (W. I. 50/17.) 
Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918, S. 122. 
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169. Suläſſig en der Feſtſtellungsklage bei beſtehender . der 
Erhebung der Klage auf künftige Leiſtung. 
Vgl. 59 Nr. 240. 
BRO. § 256. 

Der Beklagte verſagte der Klägerin, deren Ehemann am 13. Jan. 1915 
als Unteroffizier der Reſerve infolge einer im Felde erlittenen Verwundung 
geſtorben iſt, mit Rückſicht auf eine aus der Beamtenſtellung ihres Ehemanns 
ihr zuſtehende Witwenpenſion die Auszahlung des auf der allgemeinen 
Verſorgung beruhenden Witwengeldes des §13 MHG., weil dieſes nach 
§ 31 Nr. 1 ruhe. Die Klägerin erhob deshalb Klage auf Zahlung von 200 , 
nebſt Zinſen und auf Feſtſtellung, daß der Beklagte verpflichtet ſei, ihr bis 
zu ihrem Ableben ein Geſamtwitwengeld von 500 & jährlich zu zahlen. 

Das Ber.⸗Gericht wies den Feſtſtellungsanſpruch ab, die Reviſion hatte 
Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht verneint die Vorausſetzungen des § 256 ZPO., weil 
die Klägerin in der Lage geweſen fei, gemäß § 258 BRO. die Leiſtungsklage 
wegen ihres Witwengeldes auch für die Zukunft zu erheben. Die Regel, 
daß die Feſtſtellungsklage da nicht ſtatthaft ſei, wo die Leiſtungsklage erhoben 
werden könne, gilt jedoch nicht ausnahmslos und kann hier keine Anwendung 
finden. Dieſe Regel findet ihren Grund darin, daß die Feſtſtellungsklage 
die Möglichkeit offen läßt, daß trotz des Feſtſtellungsausſpruches des Gerichtes 
ein neuer Rechtsſtreit behufs Erlangung des Vollſtreckungstitels notwendig 
wird und daß deshalb der Leiſtungsklage, die im Falle ihres Erfolges auch 
die zwangsweiſe Durchführung des Anſpruchs ſichert, der Vorzug zu geben 
iſt, wo ſie ſtatthaft iſt. Dieſer Grund entfällt bei Anſprüchen, wie dem hier 
geltend gemachten. Für die Maßnahmen der Reichs⸗ und Staatsbehörden 
iſt ein Urteil, das die Verpflichtung zur Zahlung feſtſtellt, von der gleichen 
Bedeutung wie ein ſolches, das die Verurteilung zu den künftig fällig wer⸗ 
denden Leiſtungen ausſpricht. Ein Streit wegen des Vollſtreckungstitels iſt 
nicht zu beſorgen, die Gefahr einer Verdoppelung des Prozeſſes ausgeſchloſſen. 
Der Unterſchied zwiſchen dem Feſtſtellungs⸗ und dem Leiſtungsurteil iſt in 
ſolchen Fällen ein weſentlich formaler, der nicht dazu führen kann, die Feſt⸗ 
ſtellungsklage wegen der Möglichkeit der Erhebung der Klage auf künftige 
Leiſtung für unzuläſſig zu erklären. Daß aber die Vorausſetzungen der Feſt⸗ 
ſtellungsklage im übrigen, auch von § 280 ZPO. abgeſehen, hier vorliegen, 
bedarf keiner weiteren Begründung. Daß der mit der Feſtſtellungsklage 
geltend gemachte Anſpruch ſachlich berechtigt iſt, unterliegt keinem Bedenken. 
Durch die ausgeſprochene Feſtſtellung wird nicht ausgeſchloſſen, daß in Zu⸗ 
kunft ein Ruhen der allgemeinen Verſorgungsrente nach 931 Abſ. 2 Nr. 2 
MG. eintreten kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. April 1918. C. w. Deutſches 

Reich. (OLG. Caſſel.) III. 496/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 96 S. 376. 
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170. Koften der kreisärztlichen Unterſuchung des ausgebliebenen Zeugen. 
Vgl. 59 Nr. 135. 
BBO. §§ 380, 381. | 

Die Zeugin Frau D. war trotz rechtzeitiger Ladung im Termin vor dem 
Landgericht nicht erſchienen, ſondern hatte dem Gericht geſchrieben, daß ſie 
wegen Nervenkrankheit nicht kommen könne. Das Landgericht ordnete eine 
ärztliche Begutachtung der Zeugin durch den Kreisarzt an und ſah nach dem 
Eingang des Gutachtens von der Auferlegung einer Strafe wegen unent⸗ 
ſchuldigten Ausbleibens ab, legte aber der Zeugin die Koſten der Unterſuchung 
auf. Auf Beſchwerde der Zeugin wurde dieſer Beſchluß aufgehoben. Aus 
den Gründen: 

Es mag nach dem den §§ 380, 381 BRO. zugrunde liegenden Gedanken 
zuläſſig ſein, daß das Gericht, auch wenn es das Ausbleiben eines Zeugen 
nachträglich für genügend entſchuldigt findet und die den Zeugen zu Strafe 
und Koſten verurteilende Verfügung gemäß § 384 Satz 2 ZPO. wieder 
aufhebt, gleichwohl die Verurteilung zu ſolchen Koſten beſtehen läßt, die bei 
Rechtzeitigkeit genügender Entſchuldigung des Zeugen vermieden worden 
wären. Aber dann kann es ſich doch immer nur um ſolche Koſten handeln, 
die das zunächſt ungenügend entſchuldigte Ausbleiben bei ſachgemäßer Be⸗ 
handlung notwendig zur Folge gehabt hat. Vorliegend erſcheint es aber nicht 
gerechtfertigt, daß das Landgericht, nachdem die Zeugin Frau D. am 10. Jan. 
1918 trotz ordnungsmäßiger Ladung ausgeblieben war und nur ſchriftlich an⸗ 
gezeigt hatte, daß ſie wegen Nervenkrankheit nicht kommen könne, ohne 
weiteres den für ihren Wohnort zuſtändigen Kreisarzt Dr. H. mit ihrer Unter⸗ 
ſuchung beauftragte. Vielmehr hätte das Gericht, da grundſätzlich die Bei⸗ 
bringung einer genügenden Entſchuldigung, wozu auch deren Glaubhaft⸗ 
machung gehört, dem ausbleibenden Zeugen obliegt, falls es die Strafver⸗ 
fügung mangels Glaubhaftmachung nicht ſofort erlaſſen wollte, der Zeugin 
die Beibringung eines ärztlichen Zeugniſſes auferlegen ſollen. Hätte es das 
eine oder andere getan, würde die Zeugin das ſie voll entſchuldigende Zeugnis 
ihres Arztes, das ſie dann aus ſich heraus nachträglich beigebracht hat, zwei⸗ 
fellos ſofort eingereicht haben und wäre die Unterſuchung durch den Kreis⸗ 
arzt vermieden. Zur Tragung der ſomit unnötig durch deſſen Unterſuchung 
veranlaßten Koſten kann die Zeugin nicht für verpflichtet erachtet werden. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 18. April 1918. Schm. 
w. Schm. Bs. Z. VI. 26/18. Nö. 


171. Wirkſamkeit der Anordnung aus § 775 Nr. 2 SPO. 
BBO. § 775 Nr. 2. 
Die Klägerin erwirkte in einer Vollſtreckungsſache am 20. Jan. 1915 
einen (ihr am 28. zugeſtellten) Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts, durch den 
die Hinterlegung des Erlöſes der gepfändeten Sachen bis zur Höhe von 2924 
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angeordnet und ihr eine Friſt von drei Wochen zur Beibringung einer Ent- 
ſcheidung des Prozeßgerichts über die Fortdauer der Hinterlegung geſetzt 
wurde. Am 21. desſelben Monats wurde die Urſchrift des Beſchluſſes auf 
Anordnung des Amtsgerichts dem Gerichtsvollzieher M. zur Kenntnisnahme 
vorgelegt. An demſelben Tage erfolgte die Verſteigerung der gepfändeten 
Sachen. Der Gerichtsvollzieher zahlte den Erlös an den Pfändungspfand⸗ 
gläubiger E. aus. Die Klage der Klägerin gegen E. wurde abgewieſen. Die 
Klägerin beanſpruchte nunmehr von dem Staate wegen ſchuldhafter Amts⸗ 
pflichtverletzung des Gerichtsvollziehers Erſatz der 292 / und der Koſten des 
Rechtsſtreits gegen E. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab, die un 
war erfolglos. Aus den Gründen: 

„Es iſt völlig zutreffend, wenn das Ber.⸗Gericht davon ausgeht, daß es 
nach § 775 Nr. 2 BRO. zur Wirkſamkeit der vollſtreckungsgerichtlichen An⸗ 
ordnung der Hinterlegung des Verſteigerungserlöſes der Vorlage der Be⸗ 
ſchlußausfertigung durch den Antragſteller bedarf, und wenn es ferner 
annimmt, daß der Gerichtsvollzieher, dem dieſe Anordnung auf andere Weiſe 
bekannt geworden iſt, nicht etwa verpflichtet iſt, auch ohne ſolche Vorlage 
ſeitens des Antragſtellers bis zum Ablaufe der dieſem zur Einholung der Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeßgerichts in dem Beſchluſſe geſetzten Friſt mit der Aus⸗ 
zahlung des Erlöſes zu warten. Die Friſtbeſtimmung fügt nur zu dem Er⸗ 
forderniſſe der Vorlage der Ausfertigung des Beſchluſſes durch den Antrag⸗ 
ſteller noch ein weiteres hinzu, nämlich die rechtzeitige Einholung der Ent- 
ſcheidung des Prozeßgerichts, widrigenfalls die mit der Vorlage eintretende 
Wirkung der Anordnung erliſcht; deren Wirkung tritt ae trotz der Friſt⸗ 
beſtimmung erſt mit der gehörigen Vorlage ein. — — —' 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Mai 1918. S. w. Preuß. 
Staat. (OLG. Düſſeldorf.) III. 63/18. 


172. Sur Vollziehung der einſtweiligen Verfügung gehört auch eine 
ſich anſchließende Leiſtung des Offenbarungseides. 
ZPO. §§ 883; 929 Abf. 2, 936. 

Der Schuldner iſt durch einſtweil. Verfügung des Landgerichts v. 18. Okt 
1916 verpflichtet worden, einen beſtimmt bezeichneten Hypothekenbrief und 
eine notarielle Abtretungsurkunde über die Hypothek an einen vom Gläubger⸗ 
zu bezeichnenden Gerichtsvollzieher herauszugeben. Das Gerichtsvollzieiher 
amt iſt angewieſen worden, die Urkunden in Verwahrung zu nehmen oder 
zu hinterlegen. Die auf Grund der einſtweil. Verfügung vorgenommene 
Zw.⸗Vollſtreckung iſt fruchtlos verlaufen; der Schuldner iſt daher verpflichtet, 
den im § 883 ZPO. angegebenen Offenbarungseid zu leiſten. 

Nun ergibt die vom Schuldner vorgelegte gerichtsſeitig an ihn er⸗ 
gangene Ladung, daß Schuldner zur Ableiſtung des in § 807 BRO. an⸗ 
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gegebenen Offenbarungseides vorgeladen iſt. Dieſer unrichtigen Ladung 
konnte Schuldner aus den Gründen des Landgerichts mit Recht widerſprechen. 
Wäre aber ſelbſt eine ordnungsmäßige Ladung des Schuldners zur Ableiſtung 
des Offenbarungseides nach § 883 BPO. auf den Eidesleiſtungstermin 
v. 19. Dez. 1916 erfolgt, ſo hätte das Verlangen des Gläubigers auf 
Abnahme dieſes Offenbarungseides an der Vorſchrift des § 929 Abſ. 2 
BPO. ſcheitern müſſen, welche gemäß § 936 BRO. auch für einſtweil. 
Verfügungen gilt. Danach iſt eine Vollziehung dieſer Schuldtitel unzu⸗ 
läſſig, wenn ſeit dem Tage, an welchem die einſtweil. Verfügung ver⸗ 
kündet oder der Partei, auf deren Geſuch ſie erging, zugeſtellt iſt, ein 
Monat verſtrichen iſt. Der Offenbarungseid iſt ein dem Gläubiger für das 
Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahren gegebener Behelf, der ihn in den Stand ſetzen ſoll, 
zu ermitteln, ob und in welcher Weiſe er eine bereits fruchtlos verſuchte 
Pfändung gleichwohl noch mit Erfolg werde vornehmen können. Dieſen 
Rechtsbehelf dem Gläubiger noch in einem Zeitpunkte zu gewähren, in welchem 
eine erneute Vornahme der Vollziehung wegen Friſtablaufs unzuläſſig ſein 
würde, erſcheint nicht zuläſſig. Hieran vermag der Umſtand nichts zu ändern, 
daß eine frühere in demſelben Verfahren ergangene Ladung des Schuldners 
zur Ableiſtung des Offenbarungseides lediglich um deswillen nicht zum Ziel 
geführt hatte, weil der Schuldner ohne Grund der Leiſtung des Eides wider⸗ 
ſprochen hatte und ſein Widerſpruch zurückgewieſen war. Gegen die auf 
ſolche Weiſe eintretende Verzögerung des Verfahrens und den dadurch be- 
dingten Ablauf der Vollziehungsfriſt wird ſich der Gläubiger wirkſam da⸗ 
durch ſchützen können, daß er bei dem Gerichte, welches die einſtweil. Ver⸗ 
fügung erlaſſen hat, unter Darlegung des Sachverhalts den Erlaß einer 
neuen einſtweil. Verfügung gleichen Inhalts beantragt. 
vgl. hierzu die Beſchlüſſe des OLG. Dresden v. 10. Okt. 1906 und des KG. Berlin 
v. 12. März 1907, 19. März 1907 und 25. Mai 1909. OL GRſpr. 14, 195 bis 
202 und 19, 162. | 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 22. Febr. 1917. P. w. 
Sp. Bs. Z. VI. 18/17. Nö. 


I. Bürgerliches Recht. 


173. Der Kettenhandel erfordert die Erkenntnis der Unproduktivität 
des konkreten Zwiſchengeſchäfts bei den Beteiligten. 
Vgl. 73 Nr. 48. 65. 
BOB. §§ 134. 138. Preisſig.⸗Ver. v. 23. März 1916 $ 5 Ziff. 3. 


Die Klägerin kaufte von der Beklagten am 9. Mai 1917 201 ½ Mille 
Zigarren zu einem Geſamtpreis von 31 232,50 und klagte demnächſt nach 
erfolgloſer Friſtſetzung wegen Nichtlieferung auf Schadenerſatz mit der Be⸗ 
hauptung, fie habe die Ware für 33852 K an H. weiterverkauft gehabt. Der 
Klage wurde ſtattgegeben, die Berufung, zu deren Begründung geltend ge⸗ 
macht wurde, es liege ein ſittenwidriger Kettenhandel vor, blieb ohne Cr- 
folg. Zwecks Nachweiſes eines Kettenhandels war behauptet worden, die 
Ware ſei vom Fabrikanten M. für 20891, an G. & Co., von dieſem für 
24034, 40.“ an A., von dieſem am gleichen Tage für 30345, 95M an die 
Beklagte und von dieſer für 31 232,50 K an die Klägerin verkauft worden. 
Als den Gründen des Ber. Urteils: 


„— — — Es fragt ſich, ob das vorliegende Geſchäft ic als sinters 
Machenſchaft im Sinne des § 5° der Preisſteigerungsverordnung vom 23. März 
1916, daher als verboten, und aus dieſem Grunde — eventuell aber nach 
allgemeinen Grundſätzen wegen Sittenwidrigkeit — als nichtig darſtellt. 

In dieſer Hinſicht fehlt es aber an jeder zureichenden Darlegung der 
Beklagten. Das Reichsgericht hat in ſeinen Entſcheidungen vom 23. März 
1917 (JW. 1917, 727) und vom 15. Juni 1917.(Mitteilungen der Preisprüfungs⸗ 
ſtelle vom 15. Juli 1917) den Begriff des Kettenhandels entwickelt; dieſer 
Begriffsbeſtimmung wird man im allgemeinen beipflichten können; jie kommt 
im weſentlichen darauf hinaus, daß das Weſen des. Kettenhandels in feiner 
Unproduktivität im nationalökonomiſchen Sinne erblickt wird, wobei eine Reihe 
von Geſichtspunkten für die Beurteilung der Produktivität des Zwiſchen⸗ 
handels aufgeſtellt wird. Es iſt jedoch darauf hinzuweiſen, daß nach Auffaſſung 
des erkennenden Gerichts das vom Reichsgericht dabei für den Kettenhandel 
gleichfalls aufgeſtellte Begriffsmerkmal des ul us aus ru 
tigen Intereſſen“ auszuſcheiden hat. | 

Geufferts Archiv Bb. 73. 8. Folge Bb. 18 Heft 9. 20 
By 
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Die Tätigkeit des Kaufmanns iſt auf Gewinn gerichtet. Wenn die Tätig⸗ 
keit des Kaufmanns außerhalb ſeiner perſönlichen Intereſſen, aber im all⸗ 
gemeinen Intereſſe liegende Erfolge zeitigt, ſo mag das auch vom Geſichtspunkt 
des handelnden Kaufmanns aus wünſchenswert und begrüßenswert ſein; es 
beruht aber auf einer Verkennung des tiefſten Weſens der Kaufmannſchaft, 
wenn man dem Kaufmann beim Bilden ſeiner Entſchlüſſe die Verfolgung 
anderer als eigenſüchtiger Intereſſen aufdrängen und die Verfolgung ‚ledig- 
lich eigenſüchtiger Intereſſen' irgendwie als illoyal bezeichnen wollte. 

Jenes Merkmal iſt daher für die Feſtſtellung des Kettenhandelsbegriffs 
unverwertbar: daß das Handeln lediglich aus eigenſüchtigen Intereſſen er- 
folgte, ünterſcheidet das Kettengeſchäft nicht von anderen Erwerbsgeſchäften, 
ſondern iſt ihnen allen gemeinſam. Das ſubjektiv Verwerfliche des Han⸗ 
delns, die ‚Unlauterfeit‘, die ſowohl für die Annahme der Verbotwidrigkeit 
im Sinne der Preisſteigerungsverordnung als für die. Annahme eines Verſtoßes 
gegen die guten Sitten erforderlich iſt, kann daher nie darin liegen, daß je⸗ 
mand ein im Sinne jener reichsgerichtlichen Entſcheidungen objektiv unnützes 
und ſchädliches Zwiſchengeſchäft lediglich zum Zwecke des Geldverdienens 
. unternimmt, ſondern immer nur darin, daß er es trotz Kenntnis der ihm 
den Charakter als Kettengeſchäft gebenden Tatſachen unternimmt, oder anders 
ausgedrückt, die Erkenntnis der Unproduktivität des konkreten Zwiſchenge⸗ 
ſchäfts bei den Beteiligten iſt ſubjektive Vorausſetzung ſowohl für die Annahme 
einer ,unlauteren Machenſchaft“, als eines Verſtoßes gegen die guten Sitten. 

Nach dieſer Richtung nun fehlt es an jeder Darlegung; der Berufungs⸗ 
kläger hat fic) vielmehr darauf beſchränkt, die Überflüſſigkeit und Schädlich⸗ 
keit des von der Klägerin getätigten Kauf- und Verkaufgeſchäfts in objekti⸗ 
ver Hinficht darzulegen, indem er die zahlreichen Abſchlüſſe, mittels deren 
die Ware vom Fabrikanten durch die Hände verſchiedener Händler unter ſteten 
Preisaufſchlägen in die Hände des Ne hier in Frage kommenden Käufers 
gelangte, auseinanderſetzte. 

Dieſe Umſtände mögen vielleicht den Schluß rechtfertigen, daß die von der 
Klägerin getätigten Geſchäfte, wenn man das Geſamtbild des Verteilungs- 
prozeſſes betrachtet, ſich als Gliedgeſchäfte eines Kettenhandels darſtellen. 
Aber es fehlt an jedem Verſuche, darzulegen, daß Klägerin nach irgendeiner 
Richtung über die zu dieſem Schluß führenden Tatſachen unterrichtet war. 
In Bezug auf Klägerin liegt vielmehr nichts weiter vor, als daß ſie von der 
Beklagten 20144 Mille Zigarren gurl Preiſe von 31 232,50. & gekauft und fie 
an eine nach ihrer Behauptung zur Überführung der Ware in den Konſum 
durchaus geeignete Perſönlichkeit zum Preiſe von 33852.“ weiterverkauft 
hat. Dieſe Tatſachen allein reichen aber in keiner Weiſe aus, um die Annahme 
zu rechtfertigen, daß Klägerin ſich der etwaigen Tatſache, daß das Geſchäft 
ein Glied einer unzuläſſigen Kette darſtelle, bewußt geweſen ſei; im beſonderen 
kann auch nicht etwa davon die Rede ſein, daß, wenn nicht beſondere Um⸗ 
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ſtände vorliegen, die zur Vorſicht mahnen, — (und auch ſolche ſind in keiner 

Richtung behauptet) — ihm als Kaufmann zuzumuten ſei, den Weg der ihm 

angeſtellten Ware rückwärts in bezug auf ſeine etwaigen Vorleute, oder vor⸗ 

warts in bezug auf etwaige Nachmänner feines Abnehmers zu verfolgen. — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 12. Juni 1918. H. C. & Co. 
w. C. & M. u. Gen. Bf. IV. 457/17. | Nö. 


174. Vereinbarung des Erfüllungsorts bei widerſprechenden 
Beſtätigungsbriefen. 
Bol. 70 Nr. 143 m. N. 
BGB. §§ 157. 269; HGB. 346. 

Die Klägerin fordert mit der Klage den Kaufpreis für Papiergarnſtoff 
und Gewebeſäcke, die ſie der Beklagten auf ihre Beſtellung geliefert hatte. 
Sie berief ſich darauf, daß nach dem Briefwechſel bei der Beſtellung Oberneu⸗ 
kirch als Erfüllungsort vereinbart fei. Die Beklagte erhob unter Verweige⸗ 
rung der Verhandlung zur Hauptſache den Einwand der örtlichen Unzuſtän⸗ 
digkeit. Sie machte, indem ſie ſich gleichfalls auf den Briefwechſel Denen, 
geltend, daß Berlin als Gericht des Erfüllungsorts zuſtändig fet. 


Das Oberlandesgericht verwarf im Gegenſatz zum Landgericht die Cin- 
rede der örtlichen Unzuſtändigkeit aus folgenden Gründen: | 

„Der unbeftrittene Sachverhalt ergibt, daß die Auftragsbeftätigung 
der Beklagten vom 24. November 1916 noch nicht zum Abſchluß des Kaufs 
geführt hat. Die Klägerin ließ durch den Agenten F., der das Geſchäft ver⸗ 
mittelt hatte, der Beklagten mitteilen, daß ſie höhere Preiſe fordere und des⸗ 
halb das Geſchäft unter den Bedingungen der erwähnten Auftragsbeſtätigung 
ablehne. Die Beklagte hat ſich deſſen beſchieden, indem ſie in ihrem Brief 
vom 28. November 1916 ihren Auftrag entſprechend abänderte. 

Mit dieſem Brief der Beklagten kreuzte ſich der Brief der Klägerin vom 
28. November 1916, durch den die Klägerin ihrerſeits der Beklagten die Be⸗ 
dingungen mitteilte, zu denen ſie das Geſchäft eingehen wollte. Auf Grund 
dieſer letzteren Mitteilung iſt es zum Abſchluß des Geſchäfts gekommen. Der 
Brief der Beklagten vom 28. Nov. 1916 nimmt allerdings in einer Weiſe 
auf die Auftragsbeſtätigung vom 24. Nov. 1916 Bezug, die ohne weiteres 
für die Klägerin erkennbar machte, daß, abgeſehen von der Preisſtellung die 
Bedingungen dieſer erſten Auftragsbeſtätigung aufrechterhalten werden ſollten. 
Auch die abgeänderte Beſtätigung erfolgte alſo mit der Maßgabe, daß Er⸗ 
füllungsort für beide Teile Berlin ſei, und das auch dann gelten ſolle, wenn 
die Beſtätigung der Klägerin etwas anderes enthalten würde. Aus dem Brief 
der Klägerin vom 28. Nov. 1916 erſah aber die Beklagte mit voller Deutlich⸗ 
keit, daß die Klägerin auf ihr Verlangen wegen des Erfüllungsorts nicht ein⸗ 
gehe. In dieſem Brief iſt ausdrücklich hervorgehoben, daß Erfüllungsort für 
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Lieferung, Zahlung und Gerichtsſtand Oberneukirch fein ſolle. Darin lag zu- 
nächſt die unverkennbare Ablehnung des von der Beklagten hinſichtlich des Er⸗ 
füllungsorts in ihrer Auftragsbeſtätigung vom 24. Nov. 1916 geſtellten Ver⸗ 
langens. Die Beklagte muß aber daraus, daß keine weitere Erklärung der 
Klägerin folgte, erkannt haben, daß die Klägerin gegenüber dem Aufrecht⸗ 
erhalten dieſes Verlangens in ihrer abgeänderten Beſtätigung vom 28. Nov. 
1916 keine andere Stellung einnehme, ſondern an der Ablehnung desſelben 
feſthalte und eine erneute Erklärung hierüber nur unterlaſſe, weil nach ihrer 
Auffaſſung ihr Standpunkt für die Beklagte ohnedies klar erſichtlich war. Dem⸗ 
gemäß hätte die Beklagte der: Beſtimmung über den Erfüllungsort im Brief 
der Klägerin, wenn fie ſich ihr nicht unterwerfen wollte, widerſprechen müſſen. 
Daß ſie das unterließ, durfte von der Klägerin als ihr ſtillſchweigendes Einver⸗ 
ſtändnis angeſehen werden, um ſo mehr als die Klägerin in ihrem Brief aus⸗ 
drücklich darauf hingewieſen hatte, daß ſie das Unterbleiben einer gegen⸗ 
teiligen Mitteilung als die Bekundung des Einverſtändniſſes auffaſſen werde. 
Indem ſie dann ohne Widerſpruch die Lieferung beginnen ließ und ihrerſeits 
teilweiſe Zahlung leiſtete, hat die Beklagte ihr Einverſtändnis noch weiter 
zum Ausdruck gebracht. 

Mit Recht beruft ſich alſo die Klägerin darauf, daß Oberneukirch als Er⸗ 
füllungsort, insbeſondere auch für den Gerichtsſtand vereinbart worden ſei. 
Aus dieſer Vereinbarung ergibt ſich aber die Zuſtändigkeit des Landgerichts 
B. für die gegenwärtige Klage gemäß § 29 und § 38 BRO." 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 15. Febr. 1918. H. w. W. 

3. O. 202/17. F- ch. 


175. Vertretbarkeit des bei dem Dertragfchluß vorausſehbaren Eintritts 
der Lieferungsunmöglichkeit. 
BOB. §§ 275. 323. 325. 

Die Beklagte verkaufte der Klägerin im Dez. 1914 5000 Zentner ſchle⸗ 
ſiſche Braugerſte, lieferbar Ende Dez. 1914 und Januar 1915, lieferte darauf 
jedoch nur einen Teil und wandte gegenüber der Schadenerſatzforderung der 
Klägerin wegen Nichtlieferung des Reſtes ein, infolge der Bekanntmachung 
des Bundesrats vom 19. Dez. 1914, wodurch der Höchſtpreis für Gerſte auf 
228 K feſtgeſetzt worden fei, hätten die Landwirte vom 24. Dez. 1914, dem Tag 
des Inkrafttretens der Bekanntmachung, ab den Verkauf von Gerſte eingeſtellt, 
ſo daß es ihm, obwohl er ſich genügend eingedeckt hatte, unmöglich geworden 
ſei, ſeine Abnehmer, darunter die Klägerin, mit der ganzen, ihnen vertraglich 
zukommenden Gerſtenmenge zu beliefern; er ſei daher von ſeiner Verbind⸗ 
lichkeit frei geworden. Der Einwand des Beklagten wurde in allen drei In⸗ 
ſtanzen verworfen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die angefochtene Entſcheidung u ſich aus folgender Erwä⸗ 
gung: 
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| Mitte Dezember 1914, z. Z. des erſten Vertragſchluſſes war Deutſchland 
von aller ausländiſchen Zufuhr an Gerſte abgeſchnitten und auf die heimiſche 
Erzeugung angewieſen, die Provinz Schleſien, aus der die Gerſte geliefert 
werden ſollte, vor feindlichen Einfällen noch nicht völlig behütet. Wegen der 
Knappheit der Lebensmittel, insbeſondere aller Getreidearten war mit be⸗ 
hördlichen Maßnahmen zu rechnen, die den Handel in dieſen Waren einengten, 
namentlich mit der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Gegenſtände des not⸗ 
wendigen Nahrungsbedarfs der Bevölkerung, über deren Wirkungen auf die 
Marktlage noch keine Erfahrungen vorlagen. Wer unter foRben Verhält⸗ 
niſſen in unſicherer Kriegszeit Waren von jener Art verkauft, muß ſie in ſeinem 
Beſitz oder dergeſtalt in ſeiner Verfügungsmacht haben, daß er ſie zur Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtung jederzeit greifen kann. Verläßt er ſich auf Deckungs⸗ 
verträge mit Dritten, von denen er nicht beſtimmt weiß, daß ſie im Beſitz 
der Waren, zur Lieferung imſtande und völlig verläſſig ſind, ſo tut er das auf 
ſeine Gefahr und kann ſich überhaupt nicht mehr auf eine Unmöglichkeit der 
Leiſtung, die er nicht zu vertreten habe, berufen. Denn bei der gebotenen 
Überlegung muß er vorausſehen, daß, wenn er Waren verkauft, die weder 
er, noch zur Lieferung bereite Lieferanten von ihm beſitzen, ihre Beſchaffung 
durch die Kriegsverhältniſſe vereitelt werden kann. Die im Frieden und unter 
normalen Zuſtänden für den Handelsverkehr geltende Regel, daß der Groß⸗ 
händler auch Waren verkauft und verkaufen darf, die er nicht beſitzt und ſich 
erſt beſchaffen muß, wird im Krieg durchbrochen. Es iſt auch nur billig, daß 
in Fällen, wie der gegenwärtige, nicht der Käufer, der auf den Vertrag ver⸗ 
traut, den Schaden zu tragen hat, ſondern der Verkäufer, der ſich bei ſeinen 
vertragbrüchigen Lieferanten erholen mag N auch Urt. des II. BC. v. 
26. Mai 1916 II 75/16).“ | 


Urteil des Reichsgerichts (6. Senat) v. 18. Febr. 1918. S. w. A. (OLG. 
Dresden). VI. 459/17. Auch in Entſch. 93 Nr. 6 S. 17. 


176. Nach Eintritt des Verzugs haftet der Schuldner auch für eine 
ure Zufall eintretende Erſchwerung der Leiſtung. 
Bol. 1 Nr. 44. 
BGB. §§ 286. 287; BRO. 8 91. 


Der Beklagte wurde nach Erledigung der Hauptſache in die Koſten ver⸗ 
urteilt aus folgenden Gründen: | 

„Kläger hat auf Lieferung der von ihm beftellten Möbel geklagt und dieſen 
Antrag bis zuletzt aufrechterhalten. Zweifellos waren unter ‚Lieferung‘ 
alle diejenigen Handlungen zu verſtehen, die der Beklagte zur Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung zu erfüllen hatte, alſo nicht bloß die Anfertigung, ſondern 
auch die ihm gewohnheitsrechklich obliegende Verſendung der Möbel nach 
dem Wohnorte des Käufers. Seine Verpflichtungen einſchließlich der zur 
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Verſendung erforderlichen Verpackung hat der Beklagte unſtreitig im Ok⸗ 
tober 1917 erfüllt. Die Verſendung war dem Beklagten aber nach ſeiner 
Behauptung damals unmöglich, weil eine Bahnſperre für derartige Güter 
beſtand. Erſt im März 1918 hat Kläger bei der Bahn eine ausnahmsweiſe 
Zulaſſung der Beförderung durchgeſetzt, worauf der Beklagte die Verſen⸗ 
dung auch vorgenommen hat, der Klaganſpruch ſich alſo erledigte. Das zeigt, 
daß die Bahnſperre keine zwingende Unmöglichkeit für die Verſendung bedeu⸗ 
tete, das Hindernis vielmehr durch geeignete Schritte zu beheben war. Eben 
deswegen kang ſich Beklagter nicht darauf berufen. Es iſt allerdings richtig, 
was das Landgericht meint, daß die Überſendungspflicht des Verkäufers 
ihn nur zu Maßnahmen verpflichtet, wie fie eine Überjendung gewöhnlich er- 
fordert, und daß es an ſich Sache des Käufers iſt, etwaige außergewöhn⸗ 
liche Hinderungsgründe zu beſeitigen. Allein hier war der Beklagte ſchon längſt 
vor Erhebung der Klage — Auguſt 1917 — mit der Lieferung im Verzug. 
Es mögen allerdings auch ſchon früher zeitweilig Bahnſperren beſtanden 
haben; die Bahnſperre aber, die den Beklagten im Oktober 1917 hinderte, 
war, wie ſein eigener Brief vom 15. Nov. 1917 ergibt, erſt Anfang Oktober 
1917 verhängt, und bis dahin hatte er trotz mehrfacher Mahnungen die Möbel 
nicht einmal fertiggeſtellt, die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen ſogar aus nich⸗ 
tigen Gründen verweigert. Nach dem Eintritte ſeines Verzugs war es aber 
Sache des Beklagten, die neu eintretenden Hinderungen zu beſeitigen. Das 
ergibt ſich aus den Grundſätzen der §§ 286 u. 287 Abſ. 2 BGB. Es ijt aud nicht 
richtig, daß ihm die Erwirkung der ausnahmsweiſen Zulaſſung der Beför⸗ 
derung nicht möglich geweſen ſei. Er hatte ſich dem Kläger zur Ergreifung 
der nötigen Maßnahmen zu erbieten und um Mitteilung der die ausnahms⸗ 
weiſe Zulaſſung der Beförderung rechtfertigenden Gründe und Glaub⸗ 
haftmachungen zu erſuchen. Weshalb dann ihm nicht derſelbe Erfolg hätte 
erreichbar ſein ſollen wie dem Kläger, iſt nicht zu erkennen. Anſtatt deſſen 
hat er das mit Belegen verſehene dahingehende Verlangen des Klägers 
v. 23. Jan. 1918 abgelehnt. Lag aber eine Unmöglichkeit der dem Beklag⸗ 
ten anzuſinnenden Erfüllungshandlungen für ihn nicht vor, ſo konnte er 
auch zur Erfüllung verurteilt werden.“ 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Juni 1918. F. H. w. H. 

Sch. Bf. VI. 35/18. Nö. 


177. Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der Beſchaffung der Aus- 
fuhrbewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei Derjagung der Gee 
nehmigung. Dauer des Schwebezuſtandes. 

BOB. §§ 433. 158. 157; HOB. § 346. ö 
Der Kläger kaufte am 11. Nov. 1915 vom Beklagten 214 Kalbfelle um 
den Preis von 4947. vorbehaltlich der Erteilung der Ausfuhrbewilligung 
nach Oſterreich. Am 3. Jan. 1916 zeigte der Beklagte dem Kläger an, daß die 
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Ausfuhrbewilligung erteilt fet, und bat um Zahlung des Kaufpreiſes. Nach⸗ 
dem der Kläger Zahlung geleiſtet hatte, ſtellte ſich heraus, daß die Ausfuhr⸗ 
erlaubnis noch nicht erteilt ſei. Der Kläger verlangte die Rückzahlung des Kauf⸗ 
preiſes und verharrte bei dieſem Verlangen auch, nachdem der Beklagte am 
12. und 16. Febr. 1915 Ausfuhrbewilligungen erhalten hatte. Er machte 
geltend, er habe wegen des Wegfalls ſeines Intereſſes an der Erfüllung ohne 
Friſtſetzung vom Vertrage zurücktreten dürfen, da nach dem Willen der Par- 
teien der Vertrag unter der ſtillſchweigenden Bedingung abgeſchloſſen worden 
ſei, daß die Ausfuhrerlaubnis binnen angemeſſener Zeit, alſo etwa binnen 
2 bis 3 Wochen erteilt werde. Seine Klage auf Rückzahlung des Kaufpreiſes 
hatte Erfolg. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

Die Frage, ob die Erlangung der Ausfuhrerlaubnis eine dem Kaufver⸗ 
trage beigefügte Bedingung im Rechtsſinne (88 158 ff. BGB.) iſt oder ob ihre 
Beſchaffung eine dem Beklagten obliegende Vertragverpflichtung aus dem 
unbedingt abgeſchloſſenen Kauf darſtellt, könnte vielleicht mit dem Beklagten 
im letzteren Sinne beantwortet werden, wenn es ſich dabei um eine Leiſtung 
handelte, deren Bewirkung in ſeiner Willensmacht gelegen wäre. Allein das 
iſt nicht der Fall: ſie liegt völlig außerhalb des Wollens und Könnens des Be⸗ 
klagten; für fie ſind Erwägungen volks- und kriegspolitiſcher Art maßgebend, 
auf die er keinen Einfluß hat. Im Hinblick hierauf haben die Parteien nach der 
Überzeugung des Senats die Wirkung ihrer Willenserklärungen davon ab⸗ 
hängig machen wollen, daß die vom Beklagten zu beantragende Ausfuhr- 
bewilligung auch wirklich erlangt wird. Sie bildet daher die aufſchiebende 
Bedingung des Kaufs. Etwas anderes ergibt ſich nicht aus dem Beſtellbriefe 
des Klägers vom 11. Nov. 1915: „ich kaufe Ihnen fix ab ſämtliche offerierten 
Kalbleder d. h. 259 Stück und erſuche die Ausfuhrbewilligung einholen zu 
wollen“. Kurz zuvor hatte er dem Beklagten geſchrieben: „ich kaufe alle Waren 
vorbehaltlich der Ausfuhrbewilligung“. Seine Außerung vom 11. Nov. iſt 
daher nur in dem Sinne zu verſtehen, daß er an ſeine Kaufanerbieten bis auf 
die Frage der Ausfuhrbewilligung gebunden ſein wollte. 

Wie der Beklagte einräumt, iſt die Ausfuhrbewilligung Ende November 
1915 abgelehnt worden. Damit hatte ſich der bis dahin beſtehende Schwebe⸗ 
zuſtand erledigt, und es ſtand nunmehr feſt, daß der Kauf der Parteien nicht 
wirkſam zuſtande gekommen war, wenn dies auch den Kläger, dem der Be⸗ 
klagte keine Mitteilung hierüber zugehen ließ, vorläufig verborgen blieb. 
Dabei iſt unerheblich, ob der ablehnende Beſcheid des Reichsamts des Innern 
von unrichtigen Vorausſetzungen ausging. Sie lag vor, und hiervon war nach 
dem Willen der Vertragſchließenden die Frage nach dem Zuſtandekommen 
des Vertrages abhängig. 

Der Beklagte meint nun zwar, daß er trotz der Ablehnung zur Wieder⸗ 
holung des Geſuchs befugt geweſen ſei, dergeſtalt, daß, wenn er damit Erfolg 


288 178. Eigenſchaften der Kaufſache. 


habe, der Kläger an den Kauf gebunden bleibe. Ob ihm nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte darin beizutreten ſein möchte, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn keinesfalls läßt ſich nach der Auffaſſung des redlichen 
Verkehrs annehmen, daß es der Wille der Parteien geweſen ſei, einen Schwebe⸗ 
zuſtand von unbeſchränkt langer Dauer auf ſich zu nehmen. Wenn ſchon ſie 
einen beſtimmten Zeitraum nicht vereinbart haben, binnen welchem es ſich 
entſcheiden müſſe, ob die Ausfuhrgenehmigung erlangt werde, ſo haben ſie 
doch nach der Erfahrung des Lebens mit einer Wartezeit von länger als höch⸗ 
ſtens 3 Monaten nicht gerechnet und zweifellos gewollt, daß die Bedingung 
als ausgefallen gelten ſollte, wenn die Ausfuhr nicht längſtens in 3 Monaten 
genehmigt war. Die im Brief vom 28. Febr. 1916 zum Ausdruck gekommene 
Meinung der Zentralſtelle iſt, ſoweit ſie etwas anderes beſagen ſollte, bedeu⸗ 
tungslos. Innerhalb dieſer Friſt hat der Beklagte die Bewilligung nicht zu er⸗ 
wirken vermocht und muß deshalb, wie die Vorderrichter mit Recht annehmen, 
gegen ſich gelten laſſen, daß die aufſchiebende Bedingung des Kaufs aus 
gefallen iſt, auch wenn das nicht ſchon aus der Ablehnung von Ende November 
1915 zu folgern wäre. | 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen) v. 26. April 1917 i. S. Cahn w. Cahn. 
1. O. 116/16. F—ch. 


178. Eigenſchaften einer Sache; der Wert eines Auszuges iſt keine 
Eigenſchaft des belaſteten Grundſtücks. 
BGB. §§ 459. 463. 434. 


Der Kläger kaufte von den Eheleuten J. ein Grundſtück unter Übernahme 
des darauf laſtenden Auszuges der Witwe S. Mit der Klage beanſpruchte der 
Kläger Schadenerſatz wegen argliſtiger Täuſchung. Er behauptete, er habe 
ſich durch betrügliche Vorſpiegelungen der Eheleute J. über den Wert des auf 
dem Kaufgrundſtücke laſtenden Auszuges zum Kaufabſchluß beſtimmen laſſen. 
Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Zutreffend iſt die Anſicht des Berufungsgerichts, daß der Schaden⸗ 
erſatzanſpruch des Klägers, inſofern er auf das Erfüllungsintereſſe abzielt, 
durch den § 463 BGB. nur geſtützt werde, wenn der Wert des Auszuges, 
auf den ſich die dem Beklagten und ſeiner Ehefrau zum Vorwurf gemachte arg⸗ 
liſtige Vorſpiegelung bezieht, eine Eigenſchaft der Kaufſache, alſo des ver⸗ 
kauften Grundſtücks, im Sinne der §§ 459 Abſ. 2, 463 BGB. iſt. Dies wird 
auch von der Reviſion nicht beanſtandet, und vergeblich greift ſie die Annahme 
des Berufungsgerichts an, daß der Wert des das Kaufgrundſtück belaſtenden 
Auszugs eine ſolche Eigenſchaft nicht ſei. 

Das BGB. unterſcheidet in den §§ 434—443 und 459—493 zwiſchen 
Mängeln im Recht und Mängeln der Sache und ſieht im § 463 und unter den 
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dort bezeichneten Vorausſetzungen einen Anſpruch auf das Erfüllungsinter⸗ 
eſſe oder nach der Geſetzesſprache einen Anſpruch auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung lediglich für die Fälle vor, daß der verkauften Sache eine zu⸗ 
geſicherte Eigenſchaft fehlt, oder daß ſie mit einem vom Verkäufer argliſtig 
verſchwiegenen Fehler behaftet iſt, wie ihn der § 459 in ſeinem erſten Abſatze 
näher bezeichnet, alſo bei Mängeln der Sache. Das Belaſtetſein des verkauften 
Gegenſtandes mit Rechten, die von Dritten gegen den Käufer geltend gemacht 
werden können, des verkauften Grundſtücks insbeſondere mit einem ſich 
teils als perſönliche Dienſtbarkeit, teils als Reallaſt darſtellenden Auszuge, 
dagegen bezeichnet nach dem § 434 einen Mangel im Recht. Ließe ſich der 
Wert eines Gegenſtandes überhaupt als Eigenſchaft auffaſſen, ſo würde 
im gegebenen Falle der Wert des das Kaufgrundſtück belaſtenden Aus- 
zuges eine Eigenſchaft dieſes Auszuges, nicht aber auch eine Eigenſchaft 
des Kaufgrundſtückes ſein. Zwar ſind unter Eigenſchaften einer Sache 
nach einer ſtändigen Rechtſprechung nicht nur die natürlichen, der Sache 
an ſich zukommenden Eigenſchaften, ſondern auch ſolche tatſächlichen oder 
rechtlichen Verhältniſſe zu verſtehen, die zufolge ihrer Beſchaffenheit und 
vorausgeſetzten Dauer nach der Verkehrsanſchauung einen Einfluß auf die 
Bewertung der Sache zu üben pflegen. Erforderlich iſt aber, wie das Be⸗ 
rufungsgericht zutreffend betont, daß dieſe tatſächlichen oder rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſich unmittelbar auf die Sache beziehen, mit ihr ſelbſt derart verbun⸗ 
den ſind, daß das Eigentum an der Sache ſie als Teile ſeines Gegenſtandes 
und Inhaltes in ſich ſchließt (vgl. RGEntſch. 59, 243; 64, 269, ſowie RG. 
bei Warne yer 1909 Nr. 134), und dies trifft bei dem Wert des das Kaufgrund⸗ 
ſtück belaſtenden Auszuges im vorliegenden Falle ebenſowenig zu wie bei 
der Unkündbarkeit der das Kaufgrundſtück belaſtenden Hypothek in dem durch 
das letztangezogene Urteil entſchiedenen Falle. Anders verhält es ſich mit 
der Ertragfähigkeit des Kaufgrundſtücks und mit den ſeinen Ertrag min⸗ 
dernden Unkoſten in dem Falle, auf den ſich das von der Reviſion in Bezug 
genommene Urteil des Senats (RGEntſch. 83, Nr. 53) bezieht.“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Senat) v. 27. April 1918. M. w. J. (OLG. 
Breslau). V. 368/17. 


179. Anſpruch des Maklers auf den ihm als Vergütung verſprochenen 
Aberpreis, wenn das vermittelte Geſchäft nicht ordnungsmäßig 
abgewickelt wird. 

Bol. 67 Nr. 78. 

GB. § 652. | 
-Die Parteien ſchloſſen am 13. September 1916 einen Vertrag, nach 
welchem dem Kläger, falls es ihm gelänge, gewiſſe vom Beklagten vertriebene 
Lebensmittel an die Firma W. abzuſetzen, der dabei jeweils erzielte Überpreis 
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gebühren ſollte; auch ſollte der Kläger für alle ohne ſeine Vermittelung mit 
der Firma W. getätigten Abſchlüſſe eine beim Abſchluß fällige Proviſion 
erhalten. Der Kläger verkaufte darauf der genannten Firma für Rechnung 
des Beklagten Bouillon⸗Extrakt, wobei er einen Überpreis von 1,50 K pro 
Kilo erzielte. Er beſtätigte den Abſchluß beiden Teilen, dem Beklagten mit 
dem Zuſatze: „Meine Courtage von Ihnen & 1,50 per Kilo ſofort zahlbar 
nach Ordnung des Geſchäftes.“ Die Ware wurde geliefert und bezahlt, aber 
wegen angeblicher Mängel zurückgegeben und der Kaufpreis zurückvergütet. 
Mit der Klage fordert der Kläger reſtliche 500 K des Überpreiſes. Der Be⸗ 
klagte widerſprach, weil das Geſchäft nicht in Ordnung gegangen ſei, und 
erhob Widerklage auf Rückzahlung bereits bezahlter M 2522,50. Der Klage 
iſt ſtattgegeben, die Widerklage abgewieſen worden. Aus den Gründen: 
Wie der erkennende Senat bereits in dem in der Sache G. gegen von E. 
(Bf. III. 33/17) ergangenen Urteile ausgeführt hat, hängt die Entſcheidung 
der Frage, ob der vom Verkäufers dem Mäkler verſprochene Überpreis nur 
dann geſchuldet wird, wenn das Geſchäft ordnungsmäßig abgewickelt worden 
iſt, von der Geſtaltung des Einzelfalles ab. Im vorliegenden Falle über⸗ 
wiegen aber die Umſtände, welche dafür ſprechen, daß es ſich bei dem dem Klä⸗ 
ger gebührenden Überpreis um eine reine Vermittlervergütung gehandelt hat, 
die nach der geſetzlichen Regel mit dem Abſchluſſe des vermittelten Geſchäfts 
geſchuldet wurde. Hierfür kommt namentlich in Betracht, daß im Vertrage 
ausdrücklich vereinbart war, die dem Kläger bei direkten Geſchäften zwiſchen 
dem Geflagteneund der Firma W. zugeſagte Proviſion ſolle jeweilig beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Geſchäfts fällig ſein, und daß kein Grund vorliegt, anzunehmen, 
der Kläger habe bei den von ihm vermittelten Geſchäften ungünſtiger geſtellt 
werden ſollen. Entſcheidend aber iſt, daß der Kläger bei dem ſtreitigen Geſchäft 
tatſächlich ohne Widerſpruch des Beklagten nicht Zwiſchenhändler, ſondern 
Vermittler geweſen und als folder aufgetreten ijt. Er hat den Parteien 
Schlußnoten zugeſtellt und ſich vom Beklagten Bezahlung von „Courtage“ 
ausbedungen. Daß er dieſe erſt „nach Ordnung des Geſfchäfts“ beanſprucht 
hat, kann ihm nicht entgegengehalten werden. Offenbar ging er davon aus, daß 
das Geſchäft geordnet ſei, wenn die Schlußnoten — wie dies auch geſchehen 
iſt — beiderſeits ohne Widerſpruch entgegengenommen würden, und in einem 
anderen Sinne konnte auch der Beklagte jene Worte nicht verſtehen. Daß 
der Kläger dadurch auf ein ihm nach dem Vertrage zuſtehendes Recht habe 
verzichten wollen, iſt nicht anzunehmen, weil er dazu keinen vernünftigen 
Grund hatte. | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 23. Mai 1918. O. R. F. w. G. G. 
Bf.. III. 298/17. Nö. 
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180. Keine Anfechtung eines Prozeßvergleichs auf Grund des § 323 
SPO“; Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums“ “. 
Bol. 569 Nr. 56 m. N.; 70 Nr. 125 m. N. 
BRO. § 323; BGB. §§ 119. 779. 

Der Beklagte wurde 1909 vom Kläger an einem Unterſchenkelbruch 
ärztlich behandelt. Während des Krankenlagers entſtand am Kreuzbein eine 
Wunde infolge Durchliegens, die brandig wurde. Der Beklagte hat einen Teil 
ſeiner Erwerbsfähigkeit eingebüßt. Für den ihm dadurch entſtandenen und 
in Zukunft noch entſtehenden Schaden nahm er den Kläger im Vorprozeß 
in Anſpruch mit der Behauptung, daß ſein Verluſt an Erwerbsfähigkeit auf 
fahrläſſige Behandlung durch den Kläger zurückzuführen ſei. In dieſem Vor⸗ 
prozeß wurde Profeſſor Dr. H. als Sachverſtändiger vernommen und äußerte 
ſich hinſichtlich des Grades und der Urſache der Erwerbsunfähigkeit des Be⸗ 
klagten dahin, es könne mit ziemlicher Sicherheit feſtgeſtellt werden, daß der 
Beklagte infolge der Verwachſung der Narbe im Rücken mit dem Knochen 
und infolge der Beſchaffenheit des verletzten Beines zum mindeſten 75% er⸗ 
werbsunfähig bleiben würde. Darauf kam ein Vergleich zwiſchen den Parteien 
zuſtande, durch den ſich der Kläger verpflichtete, dem Beklagten auf deſſen 
Entſchädigungsanſpruch wegen nicht gehöriger ärztlicher Behandlung des 
Beinbruchs 1156 K Kur⸗ und Heilungskoſten und bis zum vollendeten 70. Le⸗ 
bensjahre des Beklagten eine jährliche Rente von 700K zu zahlen. 

In einem weiteren Vorprozeß der Berufsgenoſſenſchaft gegen den Klä⸗ 
ger gab Profeſſor Dr. H. nach nochmaliger Unterſuchung des Beklagten ſein 
Gutachten dahin ab, daß der Dekubituswunde am Kreuz nur ein gewiſſer Pro⸗ 
zentſatz — etwa 10—20% — des jetzigen Verluſtes an Arbeitsfähigkeit bei 
dem Beklagten zuzuſchreiben ſei. 

Auf Grund dieſes Gutachtens focht der Kläger den Vergleich dem Beklag⸗ 
ten gegenüber wegen Irrtums an und begehrte Herabſetzung der vergleichs⸗ 
weiſe zugeſtandenen Rente von 700 auf 140.4 jährlich. Hilfsweiſe ſtützte 
er den Anſpruch auch noch auf § 323 ZPO. Das Landgericht gab der Klage 
ſtatt, das OLG. wies ſie ab. Die Reviſion blieb erfolglos. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Mit Recht lehnt der Berufungsrichter die Anwendung des § 323 ZPO. 
ab. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich ihrem Wortlaute und auch ihrem Zwecke 
nach nur auf Verurteilungen zu wiederkehrenden Leiſtungen. Wenn 
auch durch die Prozeßnovelle vom 17. Mai 1898 der frühere Abſ. 2 des 87 
RHpflG. und in einigen Landesgeſetzen ſich findende gleichgerichtete Be⸗ 
ſtimmungen in § 323 eine Verallgemeinerung erfahren haben, ſo war doch 
immerhin nur eine Ausnahme gegenüber dem Grundſatz der materiellen 
Rechtskraft der Urteile bezweckt. Wenn die Parteien ihren Streit durch einen 
Vergleich erledigen, ſo begeben ſie ſich auf das Gebiet des Vertragsrechts 
und haben die Möglichkeit, einer etwa ſpäter eintretenden Anderung der 
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Verhältniſſe im Vergleich Rechnung zu tragen. Der Richter iſt dagegen hier⸗ 
zu nicht in der Lage, er iſt bei der Urteilsfällung an die Prozeßlage gebunden, 
wie ſie zur Zeit des Urteils ſich darbietet, auf die Möglichkeit einer zukünftigen 
Anderung der Sachlage kann und darf er keine Rückſicht nehmen. Es konnte 
alſo nur für Verurteilungen zu wiederkehrenden Leiſtungen aus Billig 
keitsrückſichten eine geſetzliche Beſtimmung in Frage kommen, die eine Abän⸗ 
derung des Urteils ermöglicht, wenn ſpäter eine weſentliche Veränderung der⸗ 
jenigen Verhältniſſe eingetreten iſt, die für die Verurteilung maßgebend 
waren. Für den Fall des Vergleichs beſtand dieſe Notwendigkeit nicht. Die 
Wirkſamkeit, Anfechtbarkeit und Abänderbarkeit eines Vergleichs, auch eines 
vor dem Prozeßgericht geſchloſſenen, kann daher nur nach den Vertraggrund⸗ 
ſätzen des bürgerlichen Rechts beurteilt werden. Ob und inwieweit ein Ver⸗ 
gleich wegen einer ſpäter eintretenden weſentlichen Anderung der Verhält⸗ 
niſſe der Abänderung unterliegt, richtet ſich nach ſeinem Inhalt und iſt unter 
Umſtänden in Wege der Vertragauslehung zu ermitteln. Der Berufungs- 
richter hat denn auch den Vergleich vom 30. Jan. 1913 daraufhin geprüft, 
ob die darin feſtgeſetzte Rente nur im Hinblick auf den damaligen Zuſtand des 
Beklagten gelten, im Falle einer Beſſerung dieſes Zuſtandes hingegen eine 
entſprechende Verminderung der Rente ſtattfinden follte, ift aber zu der Über- 
zeugung gelangt, daß es an jedem Anhalte dafür fehle. An dieſe tatſächliche 
Feſtſtellung, die eine Verletzung von Auslegungsgrundſätzen nicht erkennen 
läßt, iſt das Reviſionsgericht gebunden. | 

Es kann ferner fein Rechtsverſtoß in den Ausführungen gefunden werden, 
mit denen der Berufungsrichter die Anwendbarkeit des § 779 BGB. verneint 
hat. Zutreffend geht er davon aus, daß die Unwirkſamkeit des Vergleichs 
einen Irrtum zur Vorausſetzung hat, der ſich auf den dem Vergleich als feſt⸗ 
ſtehend zugrunde gelegten Sachverhalt bezieht, ſtellt aber feſt, daß gerade 
die Frage, ob und inwieweit durch Narbenverwachſung der Kreuzbeinwunde 
mit dem Knochen die Erwerbsfähigkeit des Beklagten beeinträchtigt worden 
ſei, einen Streitpunkt gebildet habe und Gegenſtand der Beweisaufnahme 
durch Gutachten des Profeſſors H. geweſen ſei. 

Es mag der Reviſion zugegeben werden, daß das H.ſche Gutachten 
welches Narbenverwachſung als dauernde Unfallsfolge annahm und die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit des Beklagten auf 75% ſchätzte, für den 
Kläger die Veranlaſſung zum Vergleich und die Grundlage für die Renten- 
bemeſſung gebildet hat. Daraus folgt aber noch nicht notwendig, daß jene 
Frage zur Zeit des Vertragabſchluſſes die Eigenſchaft eines Streitpunktes 
unter den Parteien verloren gehabt hätte. Das iſt auch nicht daraus zu ent⸗ 
nehmen, daß in den Schriftſätzen, die der Kläger nach Erſtattung des Gut⸗ 
achtens einreichte, dieſe Frage gegenüber den anderen Streitpunkten: Ver⸗ 
ſchulden des Klägers, Mitverſchulden des Beklagten, Höhe des Schadens, 
zurückgetreten iſt. Das konnte auch darin ſeinen Grund haben, daß der Kläger 
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es für ausſichtslos hielt, in jener Frage noch gegen das Gutachten anzukämpfen. 
Jedenfalls läßt der Inhalt des Vergleichs nicht erkennen, daß zur Zeit ſeines 
Abſchluſſes die Parteien von der unftreitigen Tatſache ausgegangen wären, 
es liege Narbenverwachſung als dauernde Unfallfolge vor. Dem Berufungs⸗ 
richter kann daher nicht entgegengetreten werden, wenn er feſtſtellt, daß dieſe 
Frage einen durch den Vergleich erledigten Streitpunkt gebildet habe. 

Es kommt aber hinzu, daß der § 779 BGB. die Unwirkſamkeit eines 
Vergleichs von zwei Vorausſetzungen abhängig macht, nämlich einmal 
davon, daß der nach ſeinem Inhalt als feſtſtehend zugrunde gelegte Sach⸗ 
verhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht, und ferner, daß der Streit oder die 
Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden wäre. Die letztere 
Vorausſetzung iſt keinesfalls gegeben. Der durch den Vergleich erledigte 
Streit wäre auch dann entſtanden, wenn von vornherein die Narbenver⸗ 
wachſung und ihre Eigenſchaft als dauernde Unfallfolge zwiſchen den Par⸗ 
teien unſtreitig feſtgeſtanden hätte. Es blieb dann noch immer der Streit 
darüber beſtehen, ob und inwieweit den Kläger ein Verſchulden träfe, ſowie 
über die Schadenhöhe. 

Was ſchließlich die Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums nach 
§ 191 BGB. betrifft, jo kann auch in dieſer Frage die Entſcheidung des Vorder⸗ 
richters im Ergebnis nicht mißgebilligt werden. Der erkennende Senat hat 
wiederholt ausgeſprochen, daß der Irrtum einer Partei über einen durch den 
Vergleich erledigten Streitpunkt die Anfechtung wegen Irrtums nach § 119 
BGB. nicht zu begründen vermag; denn inſofern handelt es ſich nicht um 
einen Irrtum über den Erklärungsinhalt, ſondern um einen unbeachtlichen 
Irrtum im Beweggrund. Es iſt gerade der Zweck des Vergleichs, die be⸗ 
ſtehende Ungewißheit über die ſtreitigen Punkte durch gegenſeitiges Nach⸗ 
geben zu beſeitigen und anſtelle des ungewiſſen Zuſtandes einen für beide 
Teile verbindlichen gewiſſen Zuſtand zu ſetzen. Beide Parteien rechnen da⸗ 
mit, daß die Sache ſo oder auch anders ſein kann, ſind ſich alſo ihrer Irrtums⸗ 
möglichkeit bewußt. Die Anfechtung wegen Irrtums in bezug auf einen frü⸗ 
heren Streitpunkt würde daher dem Zweck des Vergleichs widerſprechen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 26. April 1918. K. (Kl.) w. K. 

(OLG. Stettin). VII. 24/18. 


181. Der Tod eines Beteiligten ift auf die Ausgaflung eines Schecks 
| ohne Einfluß. 
Scheckgeſ. v. 11. März 1908; BGB. 5 791. 

Nach dem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrage hatte die Be⸗ 
klagte die Verpflichtung übernommen, einen Geldbetrag von’. 653,95 M 
gegen die übliche Vergütung an den Grafen E. v. L. in M. auf Java auszu⸗ 
zahlen. Der Vertrag iſt als ein Werkvertrag aufzufaſſen, da die Auszahlung 
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des Geldes, der wirtſchaftliche Erfolg, und nicht die Tätigkeit der Beklagten 
den Gegenſtand des Vertrags bildet. Da der Werkvertrag eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtand hat, finden nach 8675 VGB. die Vorſchriften 
über den Auftrag Anwendung. 

Der Kläger behauptet, daß die Beklagte den Auftrag vertragwidrig 
ausgeführt habe, indem ſie das Geld nicht an den Grafen L., ſondern nach 
deſſen Tode an die Weeskamer in Batavia, die nach holländiſchem Recht mit 
der Abwicklung von Nachläſſen befaßte Behörde, habe auszahlen laſſen. 

Ein eigenes Verſchulden der Beklagten bei Ausführung ihrer Verpflich- 
tung liegt nicht vor. Die gewählte Art der Ausführung durch Überſendung 
eines auf eine Bank in Batavia ausgeſtellten Schecks iſt im Geſchäftsverkehr 
der Banken üblich. Es fragt ſich, ob die Neederlandſche Handels Maatſchappij 
in Batavia als Bezogene bei Auszahlung des Schecks an die Weeskamer 
ſchuldhaft gehandelt hat. Die Beklagte war nach § 267 BGB. berechtigt, 
ſich bei Ausführung des ihr übertragenen Geſchäſts der genannten Sant 
zu bedienen und würde für ein Verſchulden der Bank nach § 278 BGB. ver⸗ 
antwortlich fein. Indeſſen war die Bank in Batavia nach den für den Scheck— 
vertrag geltenden Beſtimmungen berechtigt, den Betrag des Schecks nach dem 
Tode des Scheckempfängers an die nach holländiſchem Rechte den Nachlaß 
für die Erben des Grafen L. verwaltende Behörde, die Weeskamer, auszu⸗ 
zahlen. Das Scheckgeſetz enthält zwar keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, 
welchen Einfluß der Tod eines Veteiligten auf die Rechte und Pflichten aus 
dem Scheckvertrag ausübt. Es kömmt aber der für die Anweiſung geltende 
§ 791 BGB. zur Anwendung, wonach die Anweiſung nicht durch den Tod eines 
der Beteiligten erliſcht. (Vgl. Apt. Scheckgeſetz 1918 S. 44 und Anm. 4 zu 
§ 13 SchGeſ.). Hiernach hat die Bank in Batavia mit Recht den Scheckbe⸗ 
trag an die Weeskamer als legitimierten Vertreter der Rechtsnachfolger des 
Grafen L. ausbezahlt. Es lag keine Abweichung von der Weiſung des Auf- 
traggebers vor, die die Bank in Batavia und ſodann die Beklagte verpflichtet 
hätte, gemäß § 665 Satz 2 BGB. vor der Abweichung dem Kläger Anzeige 
zu machen und deſſen Entſchließung abzuwarten. Die Beklagte und ihre 
Gehilfin haben die übernommene Verpflichtung ſo ausgeführt, wie ſie nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen auszuführen war. Es mag dabei bemerkt 
werden, daß auch, wenn der Kläger ſelbſt oder durch Vermittelung der Be- 
klagten den Geldbetrag mit Poſtanweiſung oder durch Wertbrief an die Adreſſe 
des Grafen L. überſandt hätte, das Geld bzw. der Brief an die Weeskamer 
ausgehändigt worden wäre, wie ja auch der Einſchreibebrief, der den Scheck 
enthielt, von der Poſt der Weeskamer ausgeliefert worden iſt. Denn nach 
§ 39 XIII RPoſtO. vom 20. März 1900 dürfen Poſtſendungen, die an ver⸗ 
ſtorbene Perſonen gerichtet ſind, den Erben ausgehändigt werden, wenn 
ſich dieſe als Erben gehörig ausgewieſen haben, und es darf bei der Überein⸗ 
ſtimmung der Vorſchriften im internationalen Poſtverkehr angenommen 
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werden, daß eine gleiche Beſtimmung auch für das niederländiſche Poſt— 
recht gilt. 
Urteil des OLG. zu Kiel (2. BS.) v. 2. April 1918 Schlesw.⸗Holſt. Anz. 
1918 S. 82. S. w. K. (U II. 143/17). 


182. Beſtellung zu einer Verrichtung i. S. des $ 851 BGB. 
Bal. 70 Nr. 35 m. N. 
BGB. § 831. 

Die Klägerin hat von der Firma W. Schrott gekauft und von dem Be⸗ 
klagten, dem jene Firma die Ausführung des Auftrags übertragen hatte, 
geliefert erhalten; jie hat nach Maßgabe des auf ihrem Werke von ihrem Platz— 
meiſter K. feſtgeſtellten Gewichts Zahlung an die Firma W. geleiſtet und 
dieſe wiederum an den Beklagten; vertragliche Beziehungen beſtanden zwi— 
ſchen den Parteien nicht. Die Klägerin iſt nun bei jenen Lieferungen von dem 
Schwager des Beklagten, R. W., der unter der Firma des Beklagten han⸗ 
delnd auftrat, betrogen worden. Sie forderte vom Beklagten auf Grund von 
8831 BOB. Schadenerſatz. Der Beklagte beſtritt, daß dieſe Beſtimmung 
auf das Verhältnis zwiſchen ihm und W. anwendbar ſei. Das Geſchäft mit 
der Firma W. habe W. gemacht; er, Beklagter, habe ſich darum nicht geküm⸗ 
mert; er habe dem W. lediglich geſtattet, unter ſeiner, des Beklagten, Firma 
Geſchäfte in Schrottlieferungen zu machen, da W. wegen des ſchwebenden 
Konkursverfahrens auf eigenen Namen keinen Kredit erhalten hätte; dieſer 
habe unter. Benutzung des Namens des Beklagten ein von deſſen Betriebe 
vollſtändig getrenntes Geſchäft in eigenen Räumen geführt und ſei bei Vornahme 
aller ſeiner geſchäftlichen Handlungen von Anweiſungen des Beklagten völlig 
unabhängig geweſen. 

In allen drei Inſtanzen wurde die Anwendbarkeit des § 831 BGB. 
bejaht. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Zu einer Verrichtung beſtellt iſt, wem von einem anderen, von deſſen 
Weiſungen er mehr oder minder abhängig iſt, eine Tätigkeit übertragen wor⸗ 
den iſt; dieſe kann tatſächlichen oder rechtlichen Charakters, entgeltlich oder 
unentgeltlich, dauernd oder vorübergehend, niederer oder höherer Art ſein, 
und die Beſtellung kann ſich auf einen ganzen Geſchäftskreis oder eine ein⸗ 
zelne Tätigkeit beziehen; ſie kann bei Geſchäften rechtlicher Art mit einer 
Vertretungsmacht verbunden ſein oder ohne eine ſolche ergehen; eine all⸗ 
gemeine Beſtellung begreift auch die einzelnen, im Rahmen des Auftrags 
liegenden Handlungen (RGB. Bd. 91 S. 364). An der Hand dieſer Grundſätze 
darf die Anwendbarkeit des § 831 auf den vorliegenden Fall angenommen wer⸗ 
den. In der Ermächtigung des W., ſich bei den mit Dritten abzuſchließen⸗ 
den Geſchäften der Firma des Beklagten zu bedienen, liegt tatſächlich eine 
Beſtellung zu einer Mehrheit von Verrichtungen, zum Abſchluß von Rechts 
geſchäften mit Wirkſamkeit für und gegen den Beklagten; wenn dieſer auch 
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nach der mit W. getroffenen Vereinbarung mit den einzelnen Gejchäften 
nichts zu tun hatte, ſich darum überhaupt nicht kümmerte und nicht kümmern 
ſollte, ſo trat doch W. nach außen mit Willen des Beklagten als deſſen Ange⸗ 
ſtellter auf und, wenn er auch bei der Vornahme ſeiner geſchäftlichen Hand⸗ 
lungen unter der Firma des Beklagten von deſſen Weiſungen unabhängig 
war, ſo konnte ihm doch Beklagter jederzeit das Recht, unter ſeiner Firma Ge⸗ 
ſchäfte abzuſchließen, entziehen. Wem das Ergebnis des von ihm mit einem 
Dritten abgeſchloſſenen Geſchäfts tatſächlich zugute kam oder zur Laſt fiel, 
ob ihm oder dem Beklagten, iſt für die hier zu entſcheidende Frage gleichgül⸗ 
tig; entſcheidend iſt, daß das Geſchäft, weil es unter der Firma des Beklagten 
mit deſſen Willen, alſo mit rechtlicher Wirkung für und gegen ihn abgeſchloſſen 
wurde, ein Geſchäft des Beklagten war, und ebenſo unerheblich iſt es, ob 
die in der Ermächtigung zur Benutzung der Firma liegende Beſtellung des 
W. im Intereſſe des Beklagten lag oder nicht, ob er ſie insbeſondere nur im 
Intereſſe des W. ſelbſt vorgenommen hatte. Es lag nicht bloß, wie die Revi⸗ 
ſion meint, dem äußern Anſcheine nach eine Beſtellung vor, ſondern es hatte 
tatſächlich eine ſolche ſtattgefunden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Senat) v. 25. März 1918. W. w. O. S. 

(OLG. Düſſeldorf) VI 438/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 87 S. 345. 


183. Erbſchaftsſteuer; Bedeutung des „Dienft- oder Arbeitsverhältniſſes“ 
„i. S. des $ 11 Siffer gh Erbſchaftsſteuergeſetzes. 
ErbſchStG. § 11 Ziffer Ah. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Was die Befreiungsvorſchrift in 8 11 Ziffer 4h RCStG. angeht, fo 
ijt zwar darin dem Berufungsgericht nicht beizutreten, daß die Ausdrucks- 
weiſe des Geſetzes „Dienſt⸗ oder Arbeitsverhtltnis“ darauf hinweiſe, daß es 
nicht auf die rechtliche, ſondern auf die wirtſchaftliche Art des Verhältniſſes 
ankomme. Zu dieſer Auffaſſung gibt weder der Wortlaut noch die Entſte⸗ 
hungsgeſchichte der geſetzlichen Beſtimmung Anlaß. Dieſe lautete in der Re⸗ 
gierungsvorlage (8 13 Ziffer 2 c): 

„Von der Erbſchaftsſteuer befreit bleiben Perſonen, welche dem 
Haiksſtande des Erblaſſers angehört und darin in einem Dienſtverhält⸗ 
niſſe geſtanden haben, ſofern der Erwerb nicht mehr als 1000 M beträgt“. 

Urſprünglich war alſo beabſichtigt, nur den zum Hausſtande gehörigen Be⸗ 
dienſteten und Angeſtellten, denen in Anerkennung treuer Dienſte eine letzt⸗ 
willige Zuwendung bis zu 1000.4 gemacht worden war, für dieſe Zuwen⸗ 
dung Steuerbefreiung zu gewähren. Die Reichstagskommiſſion beſchloß 
aber eine Erweiterung ſowohl des Perſonenkreiſes als auch der Wertgrenze, 
und es wurden ſchließlich die Worte: „dem Hausſtande des Erblaſſers an⸗ 
gehört und darin in einem Dienſtverhältniſſe geſtanden haben“ erſetzt durch 
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die Worte: „in einem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe zum Erblaſſer geſtan⸗ 
den haben“. Die Wertgrenze wurde auf 3000. erhöht. 

Hieraus ergibt ſich, daß jedes Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis zum Erb- 
laſſer für die Steuerbefreiung genügt, daß alſo insbeſondere auch freie Ar⸗ 
beiter unter die Befreiungsvorſchrift fallen. Dagegen läßt die Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſer Geſetzesbeſtimmung in keiner Weiſe erkennen, daß auch Per- 
ſonen, die dem Erblaſſer Dienſte geleiſtet haben, ohne rechtlich dazu verpflich⸗ 
tet geweſen zu ſein, der Begünſtigung des Geſetzes teilhaftig ſein ſollen. Das 
würde auch nicht dem Geſetzeszweck entſprechen, der offenſichtlich dahin geht, 
den Lohnarbeitern (im weiteſten Sinne), als den wirtſchaftlich Schwächeren, 
eine beſondere Vergünſtigung zukommen zu laſſen. Unter „Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverhältnis“ im Sinne des § 11 Ziffer 4h RCStG. iſt daher ein Ver⸗ 
tragverhältnis nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts zu verſtehen, kraft 
deſſen der eine Teil dem anderen (dem Erblaſſer) gegenüber zur perſönlichen 
Leiſtung von Dienſten oder Arbeiten auf eine gewiſſe Dauer gegen Entgelt 
verpflichtet war. Dabei kommt es für die Frage der Steuerbefreiung weder 
auf die Art der geleiſteten Dienſte oder Arbeiten, noch auch darauf an, ob 
der Dienſt⸗ oder Arbeitnehmer in einem wirtſchaftlichen Abhängigkeitsver⸗ 
hältnis zum Erblaſſer geſtanden hat. Bei der allgemeinen Faſſung der Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung iſt für eine ſolche Unterſcheidung kein hinreichender Anhalt 
geboten, auch nicht aus dem Geſetzeszweck zu folgern. Die Befreiungsvorſchrift 
kommt daher auch ſelbſtändigen Unternehmern zugute, wenn ſie im Rahmen 
des Unternehmervertrags dem Erblaſſer während einer gewiſſen Dauer 
perſönliche Dienſte oder Arbeiten geleiſtet haben und in Anerkennung dieſer 
Leiſtungen mit einer letztwilligen Zuwendung bis zu 3000 & bedacht werden. 
Das gilt insbeſondere von Penſionsinhabern, die innerhalb des Penſionsver⸗ 
trags den in die Penſion Aufgenommenen außer Wohnung und Beköſtigung 
auch perſönliche Dienſtleiſtungen gewährt haben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 23. April 1918. Bayer. Staat 

w. R. (OL G. München). VII. 44/18. 


184. Die Unterſuchung der Ware auf Mängel hat ſich unter Umſtänden 
auch auf die Verpackung der Ware zu erſtrecken. 
Vgl. 69 Nr. 194 m. N. 
HGB. § 377. | 

Die Beklagte, eine Hamburger Firma, hat dem in Breslau anſäſſigen 
Kläger im Dezember 1916 Fiſchſülze und Muſchelfleiſch in Gläſern verkauft, 
und zwar laut Schlußnota „ab Lager Hamburg inkl. Verpackung in Kiſten 
mit Sägeſpänen.“ 

Die Ware iſt in Kiſten von je 80 Gläſern verpackt geweſen und hat in 


Hamburg gelagert. Beklagte hat den Lieferſchein der hieſigen une der Dres- 
Seulfferts Archiv Bd. 78. 3. Folae Bd. 18 Heft 9. 
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dener Bank als Vertreterin des Klägers übergeben. Dieſer hat dann die Ware 
ſo wie ſie war, ohne ſie zuvor hier einer Unterſuchung zu unterziehen, nach 
Breslau an ſeine dortige Niederlaſſung verſenden laſſen, wo ſie am 28. Dez. 
1916 eingetroffen und noch bis Ende Monats unterſucht worden iſt. Dabei 
hat ſich herausgeſtellt, daß in allen Kiſten eine große Anzahl von Gläſern zer⸗ 
brochen und der Inhalt dadurch verdorben war. Kläger hat den Bruch auf 
ſchlechte Verpackung zurückgeführt und dieſen Mangel am 8. Januär 1917 
gerügt, auch Ende desſelben Monats den Schaden durch zwei Sachverſtän— 
dige beſichtigen laſſen. Mit der Klage fordert er als Schadenerſatz den verein⸗ 
barten und bereits beglichenen Kaufpreis für die zerbrochenen Gläſer mit 
M 948,50. Die Klage iſt abgewieſen worden. Aus den Gründen des Ver. 
Urteils: . 

„Der Kläger fordert mit der Klage aus dem Kaufvertrage der Parteien 
Schadenerſatz wegen angeblich ſchuldhaft mangelhafter Verpackung der 
gekauften Ware. Erfüllungsort für die Verpflichtung der Beklagten aus dem 
Kauf war nach Geſetz und Vertrag Hamburg. Hier iſt die Ware auch tatſäch⸗ 
lich in die Verfügungsgewalt des Klägers übergegangen. Da es ſich um ein 
beiderſeitiges Handelsgeſchäft handelt, ſo war daher Hamburg auch der Ort 
der dem Kläger nach §377 HGB. obliegenden Unterſuchungspflicht. Dieſe 
hatte ſich nach den beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falls auch auf die 
Verpackung zu erſtrecken. Es handelt ſich um Fiſchſülze und Muſchelfleiſch 
in Gläſern. Dieſe waren für ſich allein nicht verſandfähig. Beide Parteien 
wußten aber nach Sachlage, daß die Ware von Hamburg, wo ſie lagerte, 
nach Breslau, dem Sitze der Handelsniederlaſſung des Klägers, verſchickt 
werden ſollte. Überdies war ausdrücklich vereinbart, daß die Ware ab Lager 
Hamburg in Kiſten mit Sägeſpänen verpackt zu liefern ſei. Es war alſo eine 
beſondere Art der Verpackung beredet und die Kiſten, in denen die Ware 
verpackt verkauft wurde, waren damit auch als ſolche Gegenſtand des Handels⸗ 
kaufs geworden. Kläger mußte daher in Hamburg als dem Ort der Abliefe⸗ 
rung nicht nur die Ware ſelbſt, ſondern auch die ausdrücklich als ſolche mit⸗ 
verkaufte Verpackung einer Unterſuchung unterziehen und etwaige Mängel 
unverzüglich rügen, widrigenfalls Ware und Verpackung nach 8 377 mn 
als genehmigt zu gelten hatten. 5 

Die Unterſuchung der Ware ſelbſt mußte notgedrungen etwaige Mängel 
der Verpackung und jedenfalls die son den Breslauer Sachverſtändigen feft- 
geſtellten Fehler derſelben offenbaren. Sie waren ihrer Natur nach — zu 
geringes Ausſtopfen der Zwiſchenräume mit Makulatur — ſo augenfällig, 
daß ein ordentlicher Kaufmann ſie bei Aufwendung der im Handelsverkehr 
gebotenen Sorgfalt entdecken mußte. Der Handel erheiſcht möglichſt ſchnelle 
Klarſtellung, ob noch mit Reklamationen zu rechnen oder ob das Geſchäft 
als endgültig abgewickelt zu betrachten iſt. Dem Kaufmanne muß notwendig 
im Intereſſe eines geordneten Handelsverkehrs daran liegen, moͤglichſt bald zu 
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wiſſen, welche Poſten er endgültig in ſeine Bücher einſtellen kann. Vor⸗ 
liegendenfalls durfte die Beklagte damit rechnen, daß der Kläger unverzüg⸗ 
lich nach der Ablieferung die Ware ſelbſt unterſuchen werde. Sie durfte daher 
auch, abgeſehen von dem Geſichtspunkt des § 377 HGB., davon ausgehen, 
daß der Kläger damit zugleich auch die Verpackung beſichtigen und etwaige 
Mängel entdecken werde. Wenn daher der Kläger von der Ablieferung um etwa 
Mitte Dez. 1916 bis zum 8. Jan. 1917 ſchwieg und erſt dann Mängel der 
Verpackung rügte, ſo hat er durch dieſes ſein Verhalten, auch abgeſehen von 
der Vorſchrift des 8377 HGB., nach allgemeinen Grundſätzen und Anſchauungen 
des Handelsverkehrs zu erkennen gegeben, daß er Ware und Verpackung 
nicht beanſtanden wolle. Kläger mußte jedenfalls damit rechnen, daß ſein 
Verhalten nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte fo aus— 
gelegt werden dürfe. Wenn er gleichwohl nicht früher rügte, ſo muß er ſolche 
Auslegung gegen ſich gelten laſſen. Dies ſelbſt dann, wenn man mit dem 
Kläger davon ausgehen wollte, daß eine Unterſuchung nach ordnungsmäßi⸗ 
gem Geſchäftsgange erſt in Breslau, wo die Ware am 28. Dezember 1916 an- 
gekommen iſt, möglich war und erwartet werden konnte, und ſelbſt wenn 
man die in die Zeit bis zum 8. Jan. 1917 fallenden Feiertage mitberückſichtigt. 
Die Aufnahme der alljährlich im Januar ſtattfindenden Inventur konnte ſo 
wenig wie die behauptete militäriſche Einziehung des Lagerhalters des Klägers 
einen ausreichenden Hinderungs⸗ und Entſchuldigungsgrund abgeben. Ware 
wie auch Verpackung haben daher ſowohl nach § 377 HGB. wie nach allgemiei- 
nen Grundſätzen und Gebräuchen des Handelsverkehrs als genehmigt zu gelten. 
Damit fällt die Klage. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 30. April 1918. C. W. w. P. 

Gebr. u. Gen. Bf. III. 30/18. Nö. 


185. Beginnt eine vereinbarte achttägige Reklamationsfriſt mit dem 
Empfange des Lieferſcheins oder erſt mit dem Empfange der Ware d 
Genügt die rechtzeitige Abſendung des Rügefchreibens? 

BOB. $§ 377; 359 Abf. 2. 


Der Beklagte verkaufte der Klägerin am 19. Okt. 1915 etwa 15 bis 25 
Barrels Kokosöl, über deſſen Prozentſatz an Verſeifbarkeit Näheres beſtimmt 
iſt, mit den Bedingungen: ab Lager Hamburg, Lieferung prompt, Zahlung 
netto Kaffe bei Übernahme, welche innerhalb drei Tagen, alſo bis zum 22. d. Mts. 
hier (in Hamburg) erfolgen muß; ferner: Reklamationen wegen der Qua⸗ 
lität der Ware ſind ſpäteſtens innerhalb acht Tagen nach Empfang derſelben 
zu machen. Der Beklagte überſandte am 22. Okt. der Deutſchen Bank in 
Hamburg den Lieferſchein über die Ware nebſt Faktura und teilte der Bank. 
mit, die Klägerin habe ihn laut ihrer telephonifchen Meldung bei der Bank 

21 


800 185. Vertragmäßige Rügefrift. 


zu dem Wert der Ware akkreditiert; er erteilte zugleich der Bank feine Ver⸗ 
fügung über den Fakturenbetrag und teilte ihr ferner mit, er nähme an, daß 
die Klägerin die Bank beauftragt habe, den Lieferſchein an die Firma G. 
auszuliefern. Der Klägerin ſchrieb der Beklagte am 22. Okt., er habe der Bank 
den Lieferſchein übergeben mit dem Erſuchen, „entſprechend Ihrer der Bank 
wohl zugehenden Weiſung den Betrag an mich zu zahlen und den Lieferſchein 
alsdann an die Firma G. auszuliefern.“ 

Die Klägerin hatte tatſächlich weder die Deutſche Bank angewieſen, 
dem Beklagten zu zahlen, noch ihr überhaupt irgendeine Weiſung zugehen 
laſſen; ſie hatte vielmehr die Ware an die Firma B. in E. weiterverkauft, und 
dieſe erſuchte die Bank, aber erſt am 26. Okt., den Lieferſchein an Gr. zu ſen⸗ 
den. Bezahlt wurde die Ware bei der Deutſchen Bank am 26. Okt. Mit Schrei⸗ 
ben vom 4. Nov., das im Laufe des 5. Nov. in die Hände des Beklagten ge⸗ 
langte, rügte die Klägerin die nicht vertragmäßige Beſchaffenheit der Ware. 
Die hierauf geſtützte Klage wurde vom Ber.⸗Gericht abgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es fragt ſich, wann unter den obwaltenden Umſtänden die vereinbarte 
achttägige (§ 359 Abſ. 2 HGB.) Reklamationsfriſt begann und wann fie endete, 
und zwar iſt zunächſt zweifelhaft, ob es für Beginn des Laufs der Friſt auf 
den Empfang des Lieferſcheins oder der Ware ſelbſt ankommt. Ebenſo wie 
bei der „Ablieferung“ des 8 377 HGB. muß es in dieſer Hinſicht genügen, 
wenn der Käufer in Erfüllung des Kaufvertrags in eine ſolche Beziehung 
zur Kaufſache kommt, daß er ſich durch einſeitigen Akt ſofort ihren tatſächlichen 
Gewahrſam verſchaffen, fie unterſuchen und über fie verfügen kann (vgl. 
RGEntſch. 73, 391). Dem Landgericht iſt darin zuzuſtimmen, daß im vor⸗ 
liegenden Falle der Beſitz des Lieferſcheins dieſe Möglichkeit gewährte, und 
daß es nicht auf den Beſitz der Ware ſelbſt ankommt. Denn daß die Ware ſelbſt 
für den Beſitzer des Lieferſcheins ſofort greifbar war, iſt unbeſtritten. Der 
Beklagte hatte mit der Aushändigung des Lieferſcheins ſeiner Verpflichtung 
aus dem Kaufvertrage vollen Umfangs genügt. Er brauchte und konnnte keine 
weiteren Schritte tun, um die Ware ſelbſt der Klägerin zu verſchaffen. 

Jedoch kann dem Landgericht darin nicht gefolgt werden, wenn es den 
Empfang erſt dann als erfolgt anſieht, als die Bank den Lieferſchein der Firma 
Gr. aushändigte. Es ſpricht vielmehr alles dafür, den Beginn des Laufs der 
Reklamationsfriſt ſchon auf- den 22. Okt. zu ſetzen, denn von dieſem Tage an 
ſtand es im freien Willen der Klägerin, den Lieferungsſchein einzulöſen, und 
ſobald ſie dies tat, was ſie einſeitig tun konnte, ſtand ihr der Lieferſchein 
und damit die Ware zur Verfügung. Der Beklagte hatte mit der Aushändi⸗ 
gung des Lieferſcheins an die Bank und der Weiſung an dieſe, die er als ver⸗ 
mutlich von der Klägerin beauftragt bezeichnete, alles getan, was er nach 
dem Kaufvertrage zu tun hatte, und ſich für den Fall der Zahlung der Ver⸗ 
fügungsgewalt über den Lieferſchein begeben. Es würde nicht der Villigkeit 
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entſprechen, zuzulaſſen, daß nunmehr die Klägerin durch beliebige Hinaus⸗ 
zögerung der Zahlung die Reklamationsfriſt beliebig ſollte verlängern können, 
während ſie zur „prompten“ Einlöſung verpflichtet war. 

Will man aber nicht fo weit gehen, fo muß jedenfalls die Reklamations- 
friſt mit dem Zeitpunkte beginnen, in welchem die Bank ſeitens der Klägerin 
Zahlung erhielt, was am 26. Okt. geſchehen iſt. Denn wenn auch die Bank 
nicht ausdrücklich Beauftragte der Klägerin geweſen ſein mag, ſo muß ſie doch 
als eine neutrale Stelle angeſehen werden, die von der Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes an den Beſitz des Lieferſcheins für die Klägerin ausführte. Die Bank 
war vom Beklagten angewieſen, von der Bezahlung an den Lieferſchein zur 
Verfügung der Klägerin zu halten. Tatſächlich iſt auch die Bank unter dem 
26. Okt., dem Tage der Einlöſung des Lieferſcheins, erſucht worden, den Liefer⸗ 
ſchein an die Firma Gr. zu ſenden, und zwar iſt dies Erſuchen von der Frima 
Br. ausgegangen und von der Bank am 27. ausgeführt, und die Firma Gr. 
hat den Lieferſchein am 28. Okt. erhalten. Dieſe Verzögerung geht nicht 
zu Laſten des Beklagten; ſpäteſtens mit dem 26. Okt., an welchem Tage die 
Firma Br. nach Einlöſung des Lieferſcheins bei der Bank über dieſen verfügte, 
ſicherlich aber am 27. Okt., als die Bank dieſe Verfügung erhielt und ausführte, 
war die Ware im Sinne der Vertragsbedingungen empfangen, und es begann 
damit der Lauf der Reklamationsfriſt. 

Dieſe iſt nicht innegehalten, da der Beklagte die Reklamation erſt am 
5. Nov. erhalten hat. Bei der Annahme, daß der Lauf der Friſt am 22. Okt. 
beginne, iſt dies nicht zweifelhaft. Aber ſelbſt wenn man annehmen wollte, 
daß die achttägige Friſt erſt mit dem 27. Okt. zu laufen begonnen hätte, jo en- 
dete ſie mit dem 4. Nov. Nun mag die Klägerin den Reklamationsbrief, der 
vom 4. Nov. datiert und am 5. Nov. zwiſchen 12 und 1 Uhr vormittags von 
der Poſt mit dem Abgangsſtempel verſehen worden iſt, wie anzunehmen 
iſt, am 4. Nov. der Poſt übergeben haben; aber beim Beklagten angelangt 
iſt er erſt am 5. Nov. Wenn für derartige Reklamationen eine beſtimmte Friſt 
vereinbart ijt, jo ijt — anders als im § 377 HGB. geſetzlich beſtimmt iſt, — an⸗ 
zunehmen, daß nach dem Willen der Vertragsſchließenden die Friſt derart 
innegehalten werden ſoll, daß die Rüge dem Verkäufer innerhalb der Friſt 
zugegangen ſein muß. Wenigſtens aber iſt dies bei Kaufgefchäften, die am 
Wohnort des Verkäufers beiderſeitig ausgeführt werden ſollen, bei „Pla 
geſchäften“, als Vertragwille anzuſehen. Danach iſt die Friſt unter keinen 
Umſtänden von der Klägerin innegehalten worden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 28. Mai 1918. Cont. Chem. 

Geſ. und Gen. w. R. B. Bf. II. 366/17. Nö. 
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II. Verfahren. 


186. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unter⸗ 
laſſenem Hinweis auf erhebliche Koften, die durch die auftraggemäße 
Erhebung einer Widerklage entſtehen. 

Bol. 68 Nr. 43. 

| BOB. §§ 611. 675; RAO. § 28. 

Der Kläger vertrat in einem Rechtsſtreite N. gegen J., in dem N. mit 
der Klage die Bezahlung von 12000 als Teil einer Vertragſtrafe von 
1425000 & verlangte, den Beklagten und erhob in ſeinem Namen Wider⸗ 
klage auf Feſtſtellung, daß N. eine Vertragſtrafe überhaupt nicht zu bean⸗ 
ſpruchen habe. Mit der jetzt vorliegenden Klage begehrte der Kläger vom Be- 
klagten die nach einem Streitwerte von 1425000 4 berechneten Gebühren 
von 2745,35 MH. Der Beklagte beantragte Abweiſung der Klage, weil er einen 
Auftrag zur Erhebung der Widerklage nicht gegeben, der Kläger ſeinen Auf⸗ 
trag überſchritten und ihn, den Beklagten, falſch beraten habe, und erhob 
Widerklage auf Schadenerſatz wegen der durch die Widerklage gegen N. ent⸗ 
ſtandenen Gerichtskoſten von 71694. Vom Ber.⸗Gericht wurde der Be⸗ 
klagte verurteilt und ſeine Widerklage abgewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 
Aus den Gründen: | 

„Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts hatte der Beklagte den Kläger 
mit der Erhebung der Widerklage gegen N. beauftragt. Eine Überfchreitung 
des Auftrags lag alſo nicht darin, daß der Kläger dieſe Widerklage durch 
Verleſung des Antrags in der mündlichen Verhandlung erhob. Inſoweit 
iſt das Berufungsurteil nicht zu beanſtanden. 

Rechtsirrig iſt dagegen die Annahme, daß der Kläger den Beklagten 
nicht falſch beraten habe. Die Aufgabe des Rechtsanwalts umfaßt auch die 
Verpflichtung, den Auftraggeber vor Schritten zu bewahren, die unnötig 
oder doch mit Gefahren verbunden ſind, die nicht in einem angemeſſenen 
Verhältniſſe zu dem erſtrebten Ziele ſtehen. Gegenüber der auf 12000. be⸗ 
ſchränkten Klage bedeutete die auf die ganze Vertragſtrafe von 1425000 M 
ſich erſtreckende Widerklage eine außerordentliche Erweiterung des Streit⸗ 
gegenſtandes und damit eine ganz ungewöhnliche Erhöhung der Koſten. Die 
darin fiir den Beklagten liegende Gefahr gebot eine beſonders ſorgfältige Prũ⸗ 
fung der Frage, ob die Widerklage unter allen Umſtänden erhoben werden 
mußte, in welchem Zeitpunkte dies geſchehen ſollte und ob namentlich für den 
Zweck des Beklagten, auf den Gegner einzuwirken, nicht einſtweilen die An⸗ 
kündigung der Widerklage genügte, ſtatt ſie, wie geſchehen, ſchon in dem erſten 
auf die Klage anberaumten Termin durch Verleſung des in der Klagebeant- 
wortung angekündigten Antrags zu erheben Wenn, wie das Berufungs- 
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gericht feſtſtellt und auch dem Kläger erkennbar war, der Beklagte nicht wußte, 
daß eine Widerklage erſt durch Verleſung des Antrags in der mündlichen Ver 
handlung erhoben werde (ZPO. § 281), mußte der Kläger ihn darüber und 
über den Unterſchied belehren, der bezüglich der Koſten der bloßen Ankündi⸗ 
gung und der Erhebung der Widerklage beſtand, oder doch wenigſtens für ſeine 
Perſon erwägen, ob nicht zur Vermeidung unnötiger Koſten die bloße Ankün⸗ 
digung der Widerklage einſtweilen genügte. Darin, daß dies nicht geſchah, 
lag eine Pflichtverletzung, für die ein Entſchuldigungsgrund nicht vorhanden 
iſt. Das Verhalten des Klägers wird insbeſondere nicht dadurch entſchuldigt, 
daß die Widerklage erhoben werden mußte, wenn der Beklagte über den Be⸗ 
trag der Klage hinaus eine rechtskräftige Entſcheidung über den Vertrag⸗ 
ſtrafenanſpruch haben wollte. Denn es bedurfte der Entſcheidung, ob die 
Widerklage ſchon jetzt erhoben werden ſollte und mußte, um die Intereſſen des 
Beklagten zu wahren. Das Berufungsgericht gibt zu, daß der geſamte Streit 
ſtoff ſchon auf die Klage hin erörtert werden konnte, ja ſogar mußte, und ſagt 
ferner, es ſei nicht einzuſehen, welchen Zweck die Verleſung der Anträge in 
dem fraglichen Termin überhaupt gehabt habe, da die Klagebeantwortung 
erſt unmittelbar vorher dem Gegenanwalt übergeben worden, ein ſachliches 
Ergebnis der Verhandlung alſo nicht zu erwarten war. Eine fahrläſſige Ver⸗ 
letzung der Beratungspflicht des Rechtsanwalts liegt aber auch in der Art 
und Weiſe, wie der Kläger den Beklagten auf die aus der Widerklage zu er⸗ 
wartende Mehrung der Koſten hinwies. Da es ſich um eine ganz außergewöhn⸗ 
liche Erhöhung handelte, durfte der Kläger ſich nicht darauf beſchränken, auf 
eine ‚ſehr erhebliche‘ Steigerung hinzuweiſen und es dem Beklagten anheim⸗ 
zuſtellen, ſich bei dem Bureauvorſteher des Klägers nach dem Betrag zu er— 
kundigen. Er mußte ſich vielmehr ſelbſt um die Höhe der Koſten kümmern⸗ 
den ungefähren Betrag, nötigenfalls mit Hilfe ſeines Bureauvorſtehers, 
feſtſtellen und den Beklagten, wie die erſte Inſtanz zutreffend angenommen 
hat, darüber belehren, wie außerordentlich hoch, nämlich auf mehrere 1000 K, 
ſich die Mehrkoſten belaufen würden. Auch dies iſt nicht geſchehen. Für Art 
und Umfang der Beratung durch den Rechtsanwalt kommt es weſentlich 
auch auf die Perſon des Auftraggebers an. Die erſte Inſtanz hat darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der Beklagte aus dem Handwerkerſtande hervorgegangen und 
in juriſtiſchen Dingen ganz unerfahren ſei. Das Berufungsgericht hat etwas 
Abweichendes nicht feſtgeſtellt. Unter dieſen Umſtänden iſt die Annahme 
gerechtfertigt, daß der Kläger die Beratungspflicht des Rechtsanwalts nach 
den beiden angegebenen Richtungen fahrläſſig verletzt hat.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 8. Mai 1918. J. v. H. (KG. 

Berlin). III. 37/(18. 
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187. Keine Anwendung der Dorfchriften über Ablehnung der Berichts 
perfonen im Derfahren vor den Mieteinigungsämtern. 

33 42 ff. BRO; VO. v. 26. Juli und 15. Sept. 1917 zum Schutze der Mieter und Anord- 
ö nungen des Reichskanzlers vom gleichen Tage (RG Bl. 659. 661. 834). 

Der Angeklagte, ein Beamter des Amtsgerichts V., dem am 15. März 
1918 ſeine Wohnung auf den 15. April 1918 gekündigt worden war, ſtellte am 
16. März beim Amtsgerichte V. als Mieteinigungsamt unter Bezugnahme 
auf die Beſtimmungen der VO. des Bundesrats vom 26. Juli 1917 zum Schutze 
der Mieter (RG Bl. 659) den Antrag, zu beſchließen, ob ihm nicht mit Rück⸗ 
ſicht auf die derzeitigen Verhältniſſe eine längere Kündigungs⸗ oder Räu⸗ 
mungsfriſt zuzubilligen ſei. Auf die Mitteilung des Antrags an den damaligen 
Anweſensbeſitzer beſtritt dieſer die ſachliche Berechtigung des Antrags und 
erklärte gleichzeitig, daß er den Vorſitzenden des Einigungsamtes als unmittel- 
baren Vorgeſetzten des Antragſtellers als befangen ablehne. Mit Beſchluß 
vom 25. März 1918 traf das Amtsgericht V., vertreten durch Oberamtsrichter 
X., eine dem Antragſteller günſtige Entſcheidung. Das Landgericht hob dieſen 
Beſchluß auf Beſchwerde des Anweſensbeſitzers wegen der Nichtberückſich⸗ 
tigung des Befangenheitseinwands als nichtig auf und erklärte in einem wei⸗ 
teren Beſchluß den Ablehnungsantrag für unbegründet. 

Das Oberlandesgericht hob auf die Beſchwerde des Anweſensbeſitzers 
den letzten Beſchluß auf und wies das Ablehnungsgeſuch als unzuläſſig zurück. 
Aus den Gründen: * 

„Nach Art. I der VO. des Bundesrats vom 15. Sept. 1917 (RGBl. 834) 
betr. Anderung der Bek. vom 26. Juli 1917 ſind, ſolange — wie hier — im 
Bezirk einer Gemeinde die im § 1 der letztgenannten Verordnung vorgeſehenen 
Befugniſſe weder einem Einigungsamt noch einer anderen Stelle übertragen 
find, die Amtsgerichte für die im §1 Abſ. I Nr. 1, 2 bezeichneten Entſchei⸗ 
dungen für zuſtändig und die. Vorſchriften des § 4 über die Beſetzung der 
Einigungsämter in dieſem Falle für unanwendbar erklärt. Daraus folgt aber 
an ſich noch nicht, daß in dem Verfahren vor den Amtsgerichten als Mieteini- 
gungsämtern die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung wie im gewöhnlichen 
Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vor dieſen Gerichtsbehörden 
mittelbare oder unmittelbare Anwendung zu finden haben. Vielmehr iſt 
in der Anordnung des Reichskanzlers vom 15. Sept. 1917 für das Verfahren 
vor den Amtsgerichten in Mieteinigungsſachen (RGBl. 834) in dieſer Richtung 
ausdrücklich beſtimmt, daß die Anordnung für das Verfahren vor den Eini⸗ 
gungsämtern vom 26. Juli 1917 (RGBl. 661) auf das Verfahren vor den 
Amtsgerichten, ſoweit fie für die in § 1 Abſ. 1 Nr. 1, 2 der VO. vom 26. Juli 1917 
bezeichneten Entſcheidungen zuſtändig ſind (mit den beiden hier nicht weiter 
in Betracht kommenden Maßgaben), Anwendung findet. Eine Entſcheidung 
nach $1 Abſ. I Nr. 1 der VO. vom 26. Juli 1917 ſteht aber hier in Frage, da 
um die. Zubilligung einer längeren Kündigungs⸗ oder Räumungsfriſt beim 
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Amtsgericht als Einigungsamt nachgeſucht iſt. Es ſind deshalb ausſchließlich 
die in der Anordnung des Reichskanzlers vom 26. Juli 1917 enthaltenen 
Verfahrensvorſchriften hierfür maßgebend. Dieſe Vorſchriften regeln aber 
das Verfahren vor den Einigungsämtern und folglich auch vor den als ſolche 
tätigen Amtsgerichten völlig ſelbſtändig und erſchöpfend. Sie ſollen dazu die— 
nen, die möglichſt raſche und zweckmäßige Entſcheidung über die hier in Frage 
ſtehenden Streitigkeiten zwiſchen Mieter und Vermieter durch die angerufe— 
nen Einigungsämter herbeizuführen, und gewähren dieſen daher weitgehende 
durch geſetzliche Verfahrensſchranken möglichſt wenig eingeengte Befugniſſe 
zur Erreichung jenes Zweckes. Die Vorſchriften der ZPO. finden daher in 
dieſem Verfahren nur inſoweit Anwendung als dies, wie in §7 Abſ. II der 
Anordnung des Reichskanzlers vom 26. Juli 1917, ausdrücklich beſtimmt tft. 

Das iſt aber hinſichtlich der Beſtimmungen der ZPO. über die Ausſchlie⸗ 
ßung und Ablehnung der Gerichtsperſonen nicht geſchehen. Ein Ablehnungs⸗ 
verfahren nach Maßgabe der §§ 42 ff. dieſes Geſetzes findet daher in dem Ver⸗ 
fahren vor den Mieteinigungsämtern überhaupt nicht ſtatt. Die Zulaſſung 
eines ſolchen würde es jeder böswilligen Partei jederzeit ermöglichen, die Tä⸗ 
tigkeit des Einigungsamtes, bei der es ſich in jedem Fall doch um die Schaffung 
einer möglichſt raſchen Abhilfe im Rahmen der Billigkeit und Zweckmäßigkeit 
handelt, lahmzulegen oder ſie doch derart zu behindern, daß die Zweckmäßig⸗ 
keit der ganzen durch die bedrängten Verhältniſſe während der Kriegszeit 
notwendig gewordenen ſtaatlichen Einrichtung ebenſo in Frage geſtellt würde 
wie durch die etwaige Zulaſſung eines Inſtanzenzuges nach Maßgabe der 
BRL. in dieſem Verfahren. Deshalb find in § 3 Abſ. I der VO. vom 26. Juli 
1917 die Entſcheidungen der Einigungsämter der Anfechtbarkeit überhaupt 
entzogen worden. Es iſt hier vollſtändig dem Anſtands⸗ und Rechtsgefühl 
der Mitglieder der Einigungsämter überlaſſen, ob ſie ſich in dem Falle, wenn 
ſie ſich für befangen erachten oder die Beſorgnis der Befangenheit gegen ſie 
von einer Partei geltend gemacht und darauf eine Ablehnung geſtützt wird, 
der Entſcheidung unterziehen wollen oder nicht. Ein ſolches Mitglied und, wenn 
ein Amtsgericht als Einigungsamt beſteht, der Vorſtand dieſes Amtes kann 
ſich unter Umſtänden ſtrafrechtli chverantwortlich oder zivilrechtlich ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig machen und, ſoweit es ſich um einen Beamten handelt, der in dieſer 
ſeiner Eigenſchaft bei einer Entſcheidung eines Einigungsamtes mitgewirkt 
hat, auch dienſtſtrafrechtlich ahndbar; aber anfechtbar im Wege eines Rechts- 
mittels iſt eine derartige Entſcheidung nicht, mag die Anfechtung begründet 
werden wie immer. Sie kann nur auf neuerliches Anrufen durch eine weitere 
Entſcheidung des Einigungsamts wieder aufgehoben oder abgeändert werden. 

Bei dieſer Sach- und Rechtsklage hätte das Landgericht das Ablehnungs⸗ 
geſuch ſchon aus dem formalen Grunde als unzuläſſig ſofort abweiſen müſſen, 
weil ihm zu deſſen Verbeſcheidung jede Zuſtändigkeit fehlte. Der mit der 
Beſchwerde angefochtene Beſchluß des Landgerichts ſtellt ſich daher als un⸗ 
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geſetzlich dar und war aufzuheben. Zugleich war, da die Beſchwerde zur end- 
gültigen Entſcheidung reif iſt, das Ablehnungsgeſuch des Beſchwerdeführers 
ſchon jetzt als geſetzlich unzuläſſig abzuweiſen. Die ſachliche Würdigung 
dieſes Geſuchs iſt auch in der Beſchwerdeinſtanz ausgeſchloſſen.“ 
Beſchluß des Oberlandesgerichts München (2. Senat) dom 7. Mai 1918. 
Z. w. St. Beſchw. ‘Reg. 135/18. F—z. 


188. Unverſchuldete Verzögerung in der Suftellung des Armenrechts⸗ 
beſchluſſes als unabwendbarer Sufall i. S. des § 255 FPO *; mit 
wirkendes Verſchulden der Partei ſchließt die Wiedereinſetzung aus. 
Vgl. 70 Nr. 24. 
ZPO. § 233. 

„Die Klägerin, die in der erſten Inſtanz bereits im Armenrecht 
geklagt hatte, beantragte in einem vom 8. Auguſt 1917 datierten am 
10. Auguſt 1917 nachmittags zwiſchen 2 und 4 Uhr bei dem Stammer- 
gericht eingegangenen Schriftſatz die Bewilligung des Armenrechts und 
die Beiordnung eines Rechtsanwalts zwecks Einlegung der Berufung. Sie 
bat dabei um tunlichſte Beſchleunigung, weil die Berufungsfriſt am 
13 Auguſt 1917 abliefe. Dem Antrage war eine Abſchrift des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils beigefügt, zwecks Glaubhaftmachung des Unvermögens der 
Geſuchſtellerin zur Bezahlung von Gerichtskoſten war auf das bei den 
Prozeßakten befindliche Armutszeugnis Bezug genommen. Das Kammer⸗ 
gericht bewilligte durch Beſchluß vom 11. Auguſt 1917 ohne vorgängige 
Einſorderung der Akten das Armenrecht und ordnete der Klägerin den 
Rechtsanwalt K. in Berlin, Potsdamerſtraße 37, bei. Noch an demſelben 
Tage wurde eine Ausfertigung dieſes Beſchluſſes angeſertigt und zwecks 
Zuſtellung an den Rechtsanwalt K. durch den Gerichtsdiener zur Poſt gegeben. 
Der Briefumſchlag trägt den Poſtſtempel „Berlin W. 35, 11. 8. 17, 5—6 N.“ 
In der Anſchrift iſt die Wohnung des Rechtsanwalts K. mit W. 57 Pots⸗ 
damerſtraße 37 angegeben. Die Angabe des Poſtamts mit W. 57 war 
unrichtig, ſie iſt demnächſt mit Bleiſtift durchſtrichen und durch die richtige 
Angabe W. 35 erſetzt worden, und zwar, wie der auf dem Briefumſchlag 
befindliche Nachſendungsſtempel ergibt, durch die Poſt ſelbſt. Am 14. Auguſt 
1917 iſt die Zuſtellung an Rechtsanwalt K. durch den Poſtboten des 
Poſtamtes W. 35 erfolgt. Noch am 14. Auguſt 1917 ging bei dem 
Kammergericht die Berufungsſchrift mit dem Wiedereinſetzungsantrage des 
Rechsanwalts K. ein. Das Kammergericht hat die Wiedereinſetzung bewilligt, 
weil es für die Klägerin ein unabwendbarer Zufall im Sinne des § 233 ZPO. 
geweſen fet, daß der am 11. Auguſt 1917 zur Poſt gegebene Zuſtellungs⸗ 
brief nicht ſchon an dieſem oder am folgenden, ſondern erſt am Tage 
nach dem Ablaufe der Berufungsfriſt dem Rechtsanwalt K. zugegangen ſei. 
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Dieſer Erwägung des Berufungsgerichts iſt an ſich beizutreten. Nachdem 
der das Armenrecht bewilligende Beſchluß am 11. Auguſt 1917 ergangen 
und noch an demſelben Tage ausgefertigt war, durfte damit gerechnet 
werden, daß die Einlegung der Berufung innerhalb der am 13. Augnſt 1917 
ablaufenden Berufungsfriſt möglich ſein werde. Daran wird auch nichts 
dadurch geändert, daß der dazwiſchen liegende Tag, der 12. Auguſt 1917, 
ein Sonntag war. Wie das Reichsgericht in dem Urteile vom 14. März 1918 
(IV. 403. 17) näher ausgeführt hat, bedurfte es keiner förmlichen Zuſtellung 
des die Bewilligung des Armenrechts anordnenden Beſchluſſes an den 
beigeordneten Anwalt, ſondern genügte deſſen formloſe Bekanntmachung, 
z. B. durch Behändigung ſeitens eines Gerichtsdieners oder durch den 
Fernſprecher. Es wäre daher möglich geweſen, dem Rechtsanwalt K., 
deſſen Bureau nicht weit vom Kammergericht entfernt iſt, noch am Nach— 
mittage des 11. Auguſt oder jedenfalls am Vormittage des 13. Auguſt 
von ſeiner Beiordnung und den zur Einlegung der Berufung erforder— 
lichen Daten Kenntnis zu geben. Aber auch bei der durch den Gerichts 
ſchreiber gewählten Art der Bekanntmachung durch Zuſtellung durch die 
Poſt mußte im regelmäßigen Beſtellbetriebe die Zuſtellung am Montag 
den 13. Auguſt morgens erfolgen, da für die Erledigung von Zuſtellungen 
im § 5 der Anweiſung des Reichspoſtamts vom 1. März 1914 (Preuß. 
Juſt. Min. Bl. S. 453) vorgeſchrieben iſt, daß die Zuſtellung bei der 
nächſten Beſtellgelegenheit erfolgen muß. Da der Zuſtellungsbrief am 
11. Auguſt nachmittags zwiſchen 5 und 6 Uhr auf dem Poſtamt abge⸗ 
ſtempelt worden iſt, ſo hätte die Zuſtellung ſpäteſtens bei der erſten 
Beſtellung am Montag den 13. Auguſt geſchehen müſſen. Die Verzögerung 
um einen Tag iſt auch anſcheinend nur darauf zurückzuführen, daß das 
zuſtändige Poſtamt 35 wegen der in der Anſchrift ſtehenden unrichtigen 
Augabe des Poſtbeſtellbezirks die Sendung an das Poſtamt 57 überſandt und 
dann erſt von dieſem zurückerhalten hat. Für die unrichtige Angabe des Poſt⸗ 
beſtellamts iſt aber die Klägerin ebenſowenig verantwortlich zu machen 
wie dafür, daß das Poſtamt 35 den bei ihm eingegangenen Zuſtellungs⸗ 
auftrag, obwohl der angegebene Zuſtellungsort in ſeinem Bezirke lag, 
zunächſt an das Poſtamt 57 abgegeben hat. Die bei der Zuſtellung des 
Beſchluſſes vom 11. Auguſt 1917 eingetretene Verzögerung beruht hiernach 
auf einem von der Klägerin nicht abzuwendenden Zufall. 

Die Reviſion macht geltend, daß dieſer Zufall nur um deswillen die 
Verſäumung der Berufungsfriſt zur Folge gehabt habe, weil die Klägerin 
überhaupt ihr Armenrechtsgeſuch zu ſpät, nämlich erſt drei Tage vor dem 
Ablaufe der Berufungsfriſt eingereicht habe. Dieſe Rüge kann keinen 
Erfolg haben. Die Klägerin war allerdings verpflichtet, alle nach Lage 
der Sache vernünftigerweiſe aufzuwendende Sorgfalt zur Einhaltung der 
Berufungsfriſt zu beobachten, ſie durfte daher das, was ſie zur Wahrung 
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der Friſt zu tun hatte, nicht bis zur letzten Stunde aufſchieben. Sie 
mußte vielmehr ihr Geſuch um Bewilligung des Armenrechts und Bei⸗ 
ordnung eines Rechtsanwalts ſo zeitig anbringen, daß bei regelmäßigem 
Geſchäftsgange hinreichend Zeit zur Beſchlußfaſſung auf das Geſuch, zur 
Bekanntgabe der Entſcheidung an den beigeordneten Anwalt und zur 
Anfertigung und Einreichung der Berufungsſchrift verblieb. Das Beru- 
fungsgericht hat nun zwar ſich nicht ausdrücklich darüber ausgeſprochen, 
ob es im gegenwärtigen Falle die am 10. Auguſt 1917 geſchehene Ein⸗ 
reichung des Armenrechtsgeſuchs noch als rechtzeitig und ohne ſchuldhaftes 
Zögern erfolgt angeſehen hat. Es kann aber nicht angenommen werden, 
daß dem Berufungsgericht der in der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
feſtſtehende Grundſatz unbekannt geblieben iſt, daß jedes bei der Verſäu⸗ 
mung der Notſriſt mitwirkende Verſchulden der Partei eine Wiederein- 
ſetzung in den vorigen Stand ausſchließt. Wenn alſo das Berufungsgericht 
die Verſäumung der Berufuͤngsfriſt als auf einem unabwendbaren Zufall 
im Sinne des § 233 BRO. beruhend bezeichnet hat, jo muß dieſer Ausſpruch 
dahin verſtanden werden, daß damit ein mitwirkendes Verſchulden der 
Klägerin an der Friſtverſäumnis hat verneint und demgemäß die Einreichung 
des Armenrechtsgeſuchs als rechtzeitig erfolgt hat bezeichnet werden ſollen. 
Ein Rechtsirrtum iſt hierin nicht zu finden. Denn die Frage, wie lange 
vor dem Ablaufe der Rechtsmittelfriſt ein Armenrechtsgeſuch eingereicht 
werden muß, um eine ſchuldhafte Zögerung der Partei als ausgeſchloſſen 
anzuſehen, iſt lediglich auf Grund der Umſtände des einzelnen Falles zu 
beurteilen und daher nach freiem richterlichen Ermeſſen zu entſcheiden. 
Jedenfalls läßt ſich nicht ſagen, daß die Einreichung des Geſuchs am 
vierten Tage vor dem Ablaufe der Berufungsfriſt uuter keinen Umſtänden 
mehr als rechtzeitig betrachtet werden darf, und beſondere Umſtände, die 
dieſe Auffaſſung im vorliegenden Falle als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen 
müßten, ſind nicht dargetan.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 16. Mai 1918. A. w. P. (. 
Berlin). IV. 40/18. 


189. Bedeutung des im Laufe des Rechtsſtreits über den Streitgegen⸗ 
ſtand ergehenden Schiedsſpruchs gegenüber der prozeßhindernden 
Einrede des Schiedsvertrags. 


Vgl. 12 Nr. 314; auch 35 Nr. 121. 
BPO. §§ 274 Nr. 3, 1040. 


Gegenüber der auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines Kauf⸗ 
vertrags gerichteten Klage erhob die Beklagte die prozeßhindernde Einrede, 
daß nach dem Inhalt des über den Kauf ausgeſtellten Schlußſcheins die 
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Entſcheidung des Rechtsſtreits durch ein Schiedsgericht zu erfolgen habe. 
Landgericht und Oberlandesgericht erklärten die Einrede für begründet. 
Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Nach dem Tatbeſtande des erſtinſtanzlichen Urteils, auf welchen das 
Berufungsgericht als vorgetragen verweiſt, hat die Beklagte während des 
vorliegenden Rechtsſtreits bei dem Schiedsgericht der Korporation der 
Kaufleute zu K. Klage mit dem Antrage erhoben, feſtzuſtellen, daß ſie 
zur Lieferung an den Kläger aus dem Vertrage nicht verpflichtet iſt. 
Es ſind darauf vor dem Erlaſſe des erſtinſtanzlichen Urteils der Spruch 
des Schiedsgerichts in erſter Inſtanz vom 26. Juni 1916 und der Spruch 
des Oberſchiedsgerichts vom 19. Oktober 1916 ergangen. Beide Schieds⸗ 
ſprüche ſind vorgetragen. 

Das Landgericht iſt auch in den Entſcheidungsgründen auf ſie ein⸗ 
gegangen. Es führt am Schluſſe ſeiner Gründe aus, daß, weil das 
Oberſchiedsgericht den Feſtſtellungsanſpruch der Beklagten abgewieſen habe, 
eine der Erhebung der prozeßhindernden Einrede aus § 274 Nr. 3 ZPO. 
entgegenſtehende rechtskräftige ſchiedsgerichtliche Entſcheidung nicht vorliege. 

Im Berufungsurteile find die Schiedsſprüche nur inſoweit erwähnt, 
als in den Gründen geſagt iſt, es ſei hier nicht zu entſcheiden, ob das 
Schiedsgericht mit Recht angerufen ſei. Damit aber iſt die den Schieds⸗ 
ſprüchen zukommende Bedeutung nicht erſchöpft und mit Berechtigung 
wird es von der Reviſion als ein dem angefochtenen Urteile anhaftender 
Mangel bezeichnet, daß es weiter die Schiedsſprüche nicht prüft. Auch 
wenn der Kläger aus dem Erlaſſe der Schiedsſprüche beſondere Einwendungen 
nicht ausdrücklich hergeleitet hat, mußte, nachdem die Schiedsſprüche zum 
Gegenſtande der Verhandlung gemacht worden ſind, ihre Bedeutung für 
die Entſcheidung über die Einrede der Beklagten erörtert werden. 

Ergibt ſich, wie die Reviſion behauptet, daß die Schiedsſprüche 
ordnungsmäßig zugeſtellt und hinterlegt ſind, ſo ſind ſie — was Aufgabe 
des Tatrichters iſt — ſachlich zu prüfen und auszulegen. Die Einrede, daß 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, 
it, wie das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. JW. 1910, 
71117), nur fo lange als eine prozeßhindernde gegeben, als ein formell 
gültiger Schiedsſpruch noch nicht vorliegt. Iſt durch einen Schiedsſpruch 
über das Streitverhältnis entſchieden, jo hat dieſer unter den Parteien 
die Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils (§ 1040 ZPO.). 
So lange ein ſolcher Spruch nicht im Wege der Klage nach § 1041 a. a. O. 
aufgehoben oder feine Ungültigkeit durch die Abweiſung der gemäß § 1042 er- 
hobenen Klage ausgeſprochen iſt, ſteht dem Beklagten nur die Einrede 
der entſchiedenen Sache zur Seite. Das trifft auch zu, wenn der Schieds- 
ſpruch erſt nach der Erhebung der gerichtlichen Klage ergangen iſt. Wie 
die Einrede der Rechtshängigkeit durch den Erlaß eines rechtskräftigen Urteils 
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überholt werden kann, fo kann auch die Einrede aus § 274 Nr. 3 ZPO. 
im Laufe des Rechtsſtreits ihre Berechtigung verlieren. ec 

Das iſt der eine Geſichtspunkt, welcher ein Eingehen auf die zwiſchen 
den Parteien ergangenen Schiedsſprüche erforderlich macht. Aber auch 
wenn, wie das Landgericht angenommen hat, die Schiedsſprüche dahin 
ausgelegt werden, daß eine ſachliche Entſcheidung nicht getroffen iſt, 
behält der Erlaß der Sprüche Bedeutung für den vorliegenden Rechtsſtreit. 
Es iſt dann noch zu prüfen und zu entſcheiden, ob ein im Schlußſcheine 
vereinbarter Schiedsvertrag durch die Aurufung und die Entſcheidung des 
K. Schiedsgerichts nicht doch ſchon ſeine Erledigung gefunden hat und deshalb 
nunmehr der Streit der Parteien der gerichtlichen Entſcheidung unterliegt. 
Auch um darüber befinden zu können, ob das vereinbarte ſchiedsgerichtliche 
Verfahren ſchon ſtattgefunden hat, muß auf die Schiedsſprüche eingegangen 
und die rechtliche Bedeutung der im Spruche des Oberſchiedsgerichts er- 
folgten Abweiſung der Klage geprüft werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 12. April 1918. S. w. H. 
(OLG. Kiel). VII. 422. 17. 


190. Umfang der Pflicht zur Dermögensangabe beim Gffenbarungs- 
eid. Verpflichtung zur erneuten Leiſtung dieſes Eides wenn das frühere 
Vermögensverzeichnis den geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt hat. 
Vol. 58 Nr. 112; 63 Nr. 175. 
BBO. 8 807 903. 

„Der Umſtand, daß der Beſchwerdeführer nach dem von ihm über⸗ 
gebenen Vermögensverzeichnis auf Betreiben des nämlichen Gläubigers den 
Offenbarungseid bereits am 4. Februar 1915 geleiſtet hat, hindert nach 
der herrſchenden Meinung nicht, daß er zur Ergänzung des nach der 
Behauptung des Gläubigers unvollſtändigen Vermögensverzeichniſſes und 
zur nochmaligen Leiſtung des Offenbarungseides angehalten werden kann, 
ſofern nur das Vermögensverzeichnis tatſächlich unvollſtändig geweſen iſt. 

OLG. Rechtſpr. 1, 401, 2, 358, 11, 190, 13, 226, 16, 321; Seufffl. 58 Nr. 112 und 63 

Nr. 175; Seuffert ZPO. 11, Anm. 3 zu § 903. 

Das Vermögensverzeichnis vom 4. Febr. 1915 iſt unvollſtändig, weil 
der Schuldner eine Reihe von ihm zuſtehenden Forderungen nicht angegeben 
hat, die ihm nach der Beendigung des Konkurſes über ſein Vermögen unerwartet 
wieder zugefallen waren, ohne daß es, wie er behauptet, hierwegen einer 
beſonderen Rückübertragung durch Beſchluß der Gläubigerverſammlung be⸗ 
durft hätte (JW. 1888 S. 288100. Dieſe Forderungen hat der Beſchwerde⸗ 
führer im Vermögensverzeichnis mit der Erklärung abgetan, daß er auf 
das, was der Konkursverwalter nicht habe beitreiben können, längſt verzichtet 
habe, weil es doch als uneinbringlich anzuſehen ſei. Von einem wirk⸗ 
ſamen Verzicht lann keine Rede ſein, da nur ein einſeitiger Verzicht 
vorliegt, der wirkungslos iſt (vgl. § 397 BGB). Wenn die Forderungen 
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nach der Meinung des Konkursverwalters und des Gemeinſchuldners damals 
uneinbringlich waren und nach der Meinung des Schuldners auch noch 
zur Zeit der Ableiſtung des Offenbarungseides, “jo iſt dieſe Meinung auf 
die Verpflichtung des Schuldners, jene Forderungen in das Vermögens- 
verzeichnis aufzunehmen (§ 807 ZPO.) ohne jeden Einfluß; denn auch 
derartige Forderungen müſſen angegeben werden, und es bleibt der Beur- 
teilung des Gläubigers überlaſſen, ob er mit Pfändung vorgehen will 
oder nicht. Deshalb ſchreibt das Geſetz auch vor, daß in betreff der 
Forderungen der Grund und die Beweismittel zu bezeichnen ſind. Dem Be⸗ 
ſchwerdeführer iſt es an der Hand der Konkursakten und feiner Geſchäſts⸗ 
bücher ohne Schwierigkeiten möglich, die Forderungen ſo zu bezeichnen, 
wie es das Geſetz vorfchreibt...... 1 

Beſchluß des Oberlandesgerichts München (2. Senat) vom 27. April 1918 

in Sachen S. c. Ch. Beſchw.⸗Reg. 115/18. F—Z. 


191. Begriff der unentgeltlichen Derfügung i. S. des $ 32 Nr. 1 KO.*; 

Beweislaſt im Falle des § 37 HO. 

gl. 45 Nr. 153; 48 Nr. 303; 68 Nr. 204. 

KO. §§ 32. 37. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 
„Mit Recht nimmt der Berufungsrichter an, daß die auf § 32 Nr. 1 
KO. geſtützte Anfechtungsklage nicht begründet ſein würde, wenn die Be⸗ 
klagte die von ihr zur Befriedigung einzelner Gläubiger der Firma B. & Co. 
verwendeten Wertpapiere nicht ſich zugeeignet, ſondern nur als Beauftragte 


ihres Ehemannes, des Gemeinſchuldners, zur Weitergabe an dieſe Gläubiger 


erhalten hätte. Er ſtellt aber Feft, daß die Wertpapiere zum Zwecke der 
Befriedigung jener Gläubiger der Beklagten von ihrem Chemanne über- 
eignet und darauf von ihr den betreffenden Gläubigern zugeführt worden 
ſind. Gegen dieſe Feſtſtellung hat die Reviſion Einwendungen nicht 
erhoben, ein rechtliches Bedenken liegt auch inſoweit nicht vor. 
Weiterhin iſt dem Berufungsrichter auch darin beizuſtimmen, daß der 
Begriff der unentgeltlichen Verfügung im Sinne der erwähnten Rechts 
vorſchrift eine Bereicherung des Empfängers nicht erfordert, vielmehr auch 
die freigebige Zuwendung an eine Perſon umfaßt, welche die ihr über⸗ 
laſſenen Werte zufolge Abrede der Beteiligten reſtlos zur Erreichung eines 
beſtimmten Zwecks aufwenden muß. Hiergegen wendet die Reviſion ein, 
da die Wertpapiere von vornherein zur Befriedigung einzelner Gläubiger 
des Ehemannes der Beklagten beſtimmt geweſen ſeien, fo fei es gleich- 
gültig; ob ſie vorübergehend in das Vermögen der Beklagten übergegangen 
ſeien, vielmehr habe die von der Beklagten übernommene Verpflichtung, 
den Ehemann in Höhe von 50000 & von beſtimmten Schulden zu be⸗ 
freien, die don ihr zugeſagte und demnächſt gewährte Gegenleiſtung ge⸗ 
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bildet, eine unentgeltliche Verfügung liege mithin nicht vor. Dem läßt 
ſich nicht zuſtimmen. Allerdings iſt die Zuwendung, dem von den beiden 
Beteiligten getroffenen Übereinkommen gemäß, nicht dem Vermögen der 
Beklagten, ſondern dem Vermögen ihres Ehemannes ſelbſt zugute gekommen, 
denn nach der Austeilung des Zugewendeten an beſtimmte Gläubiger des 
letzteren blieb für die Beklagte nichts mehr übrig, während das Vermögen 
ihres Ehemannes im Wege der Schuldtilgung entlaſtet wurde. Daraus 
folgt aber nur, daß die Beklagte durch die Zuwenduug nicht bereichert 


worden iſt und daß mithin die Zuwendung nicht als eine Schenkung im 


Sinne des § 516 BGB. angeſehen werden kann, da die Schenkung eine 
Bereicherung des Beſchenkten begrifflich vorausſetzt (RG. Bd. 62 S. 386). 
Als ein dem Ehemann der Beklagten für die Zuwendung gewährtes 
Entgelt kann dagegen die der Zuwendung beigefügte Zweckbeſtimmung 
und deren Ausführung nicht angeſehen werden, denn es handelt ſich nicht, 
wie es der Begriff der Entgeltlichkeit erfordert, um einen gegenſeitigen 
Austauſch von Leiſtungen, vielmehr liegt, ähnlich wie bei der Schenkung 
unter einer Auflage, eine zunächſt nur einſeitige, durch die ihr beigefügte 
Zweckbeſtimmung näher beſtimmte und beſchränkte Zuwendung vor, die 
dadurch, daß das Geleiſtete zur Erreichung des vorgeſchriebenen Zwecks ver⸗ 
wendet wurde, nicht zu einer gegenſeitigen, entgeltlichen Leiſtung geworden 
iſt (RGEntſch. 60, 238). Der Umstand, daß die Beklagte das ihr Zugewen⸗ 
dete beſtimmungsgemäß zur Befriedigung von Gläubigern ihres Ehemannes 
verwendet hat, könnte ihr vielmehr nur unter der Vorausſetzung zugute 
kommen, daß ſie die ihr zugeführte Leiſtung gutgläubig an Gläubiger 
ihres Ehemannes ausgeantwortet hat. Zutreffend führt in dieſer Hinſicht 
der Berufungsrichter unter Hinweis auf 37 KO. aus, daß die Rück⸗ 
gewährpflicht der Beklagten erloſchen ſein würde, ſoweit ſie vor Erhebung 
des Rückgewähranſpruchs die ihr übergebenen Werte in gutem Glauben 
dem beabſichtigten Zwecke zugeführt hätte. Er legt im Anſchluß hieran aber 
weiter dar, daß der Beklagten in jedem Fall von der ihr ſofort bekannt 
gewordenen Zahlungseinſtellung an der gute Glaube gefehlt habe und 
daß fie im übrigen für die von ihr behauptete Gutgläubigkeit beweis⸗ 
pflichtig ſei, Beweis dafür aber nicht angeboten habe. Hiergegen wendet 
die Reviſion ein, das Berufungsgericht halte die Beklagte mit Unrecht 
hinſichtlich ihres guten Glaubens für beweispflichtig. Die vom Berufungs- 
richter getroffene Regelung der Beweislaſt ſteht aber mit § 37 KO. im 
Einklang, da der in Betracht kommende § 37 Abſ. 2 gegenüber der al- 
gemeinen Beſtimmung des Abſ. 1 eine, auf einen beſonderen Fall berechnete 
Sonderbeſtimmung enthält, deren Vorausſetzungen derjenige zu beweiſen hat, 
der ſie für ſich in Anſpruch nimmt; das iſt im gegebenen Fall die Beklagte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 19. Febr. 1918 B. w. W. (OLG. 

Dresden). VII. 407/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 52 S. 227. 
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192. Eheſcheidung ſchwediſcher Staatsangehöriger; keine Scheidung 
wegen Beſchimpfungen und Verleumdungen. 
Vgl. 71 Nr. 175. 
EGBGB. Art. 17; BRO. § 606; Haager Abkommen v. 12. Juni 1902 89 5, 6. 
(RGBl. 04 S. 231.) 

Der Kläger, ein ſchwediſcher Staatsangehöriger, klagte gegen ſeine ſeit 
Juni 1916 getrennt von ihm lebende Ehefrau auf Eheſcheidung, hilfsweiſe 
auf Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft, weil ſie ihn in der letzten Zeit 
des Zuſammenlebens mündlich und auch in Briefen mit den gemeinſten 
Schimpfworten belegt und verleumdet und bei Behörden gegen ihn gerich⸗ 
tete Eingaben gemacht habe. 

Beide Inſtanzen wieſen die Klage ab. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Nach § 606 ZPO. Abſ. 1 und 4 in Verbindung mit Art. 5 des Haager 
Abkommens vom 12. Juni 1912 zur Regelung des Geltungsbereichs der Ge⸗ 
ſetze und der Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete der Eheſcheidung, dem Schweden 
beigetreten iſt, iſt die Zuſtändigkeit des angerufenen deutſchen Gerichts für 
die erhobene Klage gegeben. 

Da der Kläger ſchwediſcher Staatsangehöriger iſt, ſind für die Scheidung 
ſeiner Ehe, mag er auch im Deutſchen Reiche geboren und niemals in Schweden 
geweſen ſein, die ſchwediſchen Geſetze maßgebend, mit der Einſchränkung je⸗ 
doch, daß auf Scheidung nur erkannt werden kann, wenn auch nach deutſchem 
Rechte ein Scheidungsgrund vorliegt. (CG. BGB. Art. 17 Abſ. 1 und 4 
verb. mit Art. 1 und 2 des erwähnten Abkommens.) Das am 1. Jan. 1916 
in Kraft getretene ſchwediſche Geſetz v. 12. Nov. 1915, unter deſſen Geltungs⸗ 
dauer die zur Klagbegründung vorgebrachten Tatſachen durchweg fallen, 
führt in Kap. 6 88 4 bis 13 die einzelnen Eheſcheidungsgründe auf, dazu ge⸗ 
hören aber Beſchimpfungen und Verleumdungen, auf die die gegenwärtige 
Klage geſtützt iſt, nicht. Außer der Scheidung kennt das ſchwediſche Geſetz 
noch die gerichtliche Aufhebung des Zuſammenlebens (Separation), die u. a. 
ausgeſprochen werden kann, wenn der eine Ehegatte ſeine Pflichten gegen 
den anderen offenbar vernachläſſigt, oder wenn auf Grund von Gegenſätzen 
der Laune und Denkart oder aus anderen Gründen eine tiefe und dauernde 
Uneinigkeit zwiſchen den Ehegatten entſtanden iſt, es ſei denn, daß von dem 
die Separation fordernden Gatten mit Rückſicht auf ſein eigenes Verhalten 
oder auf andere beſondere Umſtände mit Fug die Fortſetzung des n 
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lebens verlangt werden kann (Kap. 6 88 1 und 2). Dieſe Aufhebung des Zu⸗ 
ſammenlebens iſt aber in ihren Vorausſetzungen und Wirkungen von der 
Scheidung völlig verſchieden und kann daher nicht, wie der Kläger will, der 
letzteren gleichgeſtellt werden. Daran ändert auch nichts, daß ſie inſofern 
ſchließlich zur Scheidung führen kann, als nach Kap. 6 83 auf Antrag eines 
Ehegatten auf Scheidung zu erkennen iſt, wenn die Gatten nach erlangter 
Separation ein Jahr hierdurch getrennt gelebt und das Zuſammenleben 
auch ſpäter nicht wieder hergeſtellt haben. Steht aber dem Kläger nach ſchwedi⸗ 
ſchem Rechte ein Scheidungsgrund nicht zur Seite, ſo kann er mit ſeinem 
Scheidungsverlangen nicht durchdringen, mag auch nach deutſchem Rechte 
ein Scheidungsgrund gegeben ſein. 

Unbegründet ijt auch der in zweiter Reihe geſtellte Klagantrag, die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft der Parteien aufzuheben, der ſich augenſcheinlich auf die 
Beſtimmungen in Kap. 6 § 2 des ſchwediſchen Geſetzes v. 12. Nov. 1915 ſtützt, 
denn dem deutſchen Recht iſt die dort geregelte Aufhebung des Zuſammen⸗ 
lebens (Separation) fremd, und in Deutſchland kann nur auf Scheidung 
der Ehe oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft im Sinne der §§ 1575, 
1576, 1586, 1587 BGB., die etwas weſentlich anderes iſt als die ſchwediſche 
Separation, geklagt werden. Auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
nach deutſchem Rechte zielt der Hilfsantrag, wie aus ſeiner Faſſung zu ent⸗ 
nehmen iſt, nicht ab; ſie könnte auch nicht ausgeſprochen werden, weil eben 
der Kläger nicht berechtigt ijt, auf Scheidung zu klagen (zu vgl. § 1575 BGB.). 

Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 28. Nov. 1917 i. S. Sv. w. Sb. 

2. S. 26/17. F—ch. 


193. Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs des Käufers bei Verzögerung 
der Derfanddispofition und Schweigen auf die Erfüllungsweigerung 
des Verkäufers. 

Vgl. 70 Nr. 211 m. N. 

§§ 157, 242 BGB.; § 346 HGB. 

Der Kläger verlangt von der Beklagten Schadenerſatz in Höhe von 4000 , 
weil jie an ihn im Oktober 1915 50 Ztr. Rindsmägen um 50M für den Zent⸗ 
ner, in der nächſten Zeit lieferbar, verkauft, die Lieferung aber trotz wieder⸗ 
holter Mahnung und ſchließlicher Friſtſetzung v. 4. Sept. 1916 verweigert 
habe; der Preis für den Zentner Rindsmägen ſei im April 1916 auf 150 bis 
160, im Auguſt 1916 aber ſchon auf 212 geſtiegen. Der Beklagte wendete 
ein, es ſei auf demnächſtigen Abruf und Verſanddispoſition verkauft geweſen, 
der Kläger habe aber bis zum Frühjahr 1916 nichts mehr hören laſſen; auf 
ſein ſpäteres Verlangen ſei ihm ſofort erklärt worden, daß man ſich gegen 
eine derartige Spekulation auf Koſten der Beklagten verwahre und den Ab- 
ſchluß für längſt erledigt betrachte; übrigens ſei um dieſe Zeit auch bereits 
die Ausfuhr aus Bayern verboten geweſen. Der Kläger entgegnete, er habe 
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den Geſchäftsführer der Beklagten mündlich wiederholt im November 1915 
und im Februar 1916 zur Lieferung gemahnt, aber nur Vertröſtungen er⸗ 
halten. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Das Gericht hält die Behauptungen des Klägers über wiederholte münd⸗ 
liche Mahnung des Geſchäftsführers der Beklagten für widerlegt. . .. Aus⸗ 
ſchlaggebend erſcheint dem Senat der Wortlaut des erſten Briefes; den der 
Kläger in dieſer Sache nach einem halben Jahre, nämlich am 14. März 
1916, an die Beklagte richtete, und der, wenn der Kläger wirklich durch wieder⸗ 
holte Verſprechungen ihres Geſchäftsführers ſolange hingehalten worden 
wäre, zweifellos in ganz anderem Tone und unter ausdrücklicher Erwähnung 
und Beanſtandung dieſer übermäßigen Verzögerung geſchrieben wäre. Hat 
aber der Kläger nach der Überzeugung des Berufungsgerichts vorher ein 
ernſtliches Lieferungsverlangen niemals geſtellt und eine Verſanddispo⸗ 
ſition niemals erteilt, ſo war der urſprüngliche Auftrag zur Lieferung auf 
„demnächſt“ nach einem halben Jahre bei der Preisſteigerung von 100% 
und während des Krieges ſchon damals längſt nach Treu und Glauben als 
erloſchen anzuſehen. (Staub Excurs zu 8 374 HGB. Anm. 147; „Recht“ 
1917 Nr. 1577.) 5 

Das Schweigen des Klägers kommt aber auch nach einer zweiten Richtung 
als ausſchlaggebend in Betracht. Die Beklagte hat allerdings die Vertrag⸗ 
erfüllung auf die Aufforderung v. 6. April 1916 hin ausdrücklich und beſtimmt 
verweigert, ſo daß eine Nachfriſtſetzung entbehrlich wurde und der Kläger an ſich 
bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt das Recht hatte, entweder den Rücktritt 
oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu wählen. Der Kläger überſieht aber 
bei feiner formaliſtiſchen Anwendung des § 326 BGB., daß dieſe ſchon an 
ſich für den Verkäufer kaum erträgliche Rechtslage (vgl. hierüber Staub 
Excurs zu § 374 HGB. Anm. 102) durch die Vorſchriften der 88 157, 242 
BGB. und im Handelsverkehr insbeſondere auch durch § 346 HGB. ſach⸗ 
gemäß zu ergänzen iſt. | 

Nach der Ständigen Rechtſprechung (RGeEntſch. 88, 261; „Recht“ 1916, 
553 Nr. 1070; 1917, 79 Nr. 122) iſt die Gegenpartei angeſichts der raſchen 
Schwankungen der Preiſe und der Vorräte und der Notwendigkeit raſcher 
anderweitiger Entſchließung im Kriege verpflichtet, ſich ohne jedes Zögern 
auf die Erklärungen des andern Teils zu äußern, wenn ſie nicht damit einver⸗ 
ſtanden iſt. Unterlaſſung derartiger Außerungen gilt dann als Zuſtimmung, 
insbeſondere auch gegenüber einer unbegründeten Rücktrittserklärung des 
Gegners. Dies trifft hier auf das Verhalten des Klägers gegenüber der aus⸗ 
führlich begründeten Erfüllungsweigerung der Beklagten v. 12. April 1916 
in vollem Maße zu. Der Kläger hat ſich, obwohl nach der Ausführung ſeines 
eigenen Sachverſtändigen die Preiſe damals fortwährend ſtark ſtiegen, auf dieſe 
Erklärung, daß ſich die Beklagte nicht mehr gebunden halte, weil der Kläger 
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bisher keine Verſanddispoſition gegeben, ein Vierteljahr lang, nam 
lich bis zum 6. Juli 1916 völlig untätig verhalten. Er hat weder gegen die 
Behauptung des bisherigen Fehlens einer Verſanddispoſition proteſtiert 
noch ſeinen Standpunkt erneut dargelegt oder Schadenerſatzklage angedroht. 
Einem ſolchen Verhalten gegenüber mußte die Beklagte erſt recht annehmen, 
daß es dem Kläger nicht mehr um die Lieferung zu tun ſei, und daß er den 
Standpunkt der Beklagten als richtig zugebe. 
Daß die Beklagte ihrerſeits auf die erſte briefliche Mahnung des Klägers 
v. 14. März 1916 ebenfalls keine Antwort gegeben hat — angeblich weil der 
Geſchäftsführer ſich Wochen lang auf Reiſen befand — ſteht damit offen⸗ 
ſichtlich nicht auf gleicher Stufe und jedenfalls würden die Wirkungen dieſes 
früheren ſäumigen Verhaltens der Beklagten durch das erörterte ſpätere 
Schweigen des Klägers beſeitigt ſein. Dieſes letztere Schweigen führte, ent⸗ 
ſprechend den Darlegungen des Reichsgerichts in RGEntſch. 88, 261, auch 
nicht etwa bloß zur Verſchiebung des für die Schadenberechnung maßgebenden 
Zeitpunkts, ſondern zum völligen Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs ſelbſt.“ 
Urteil des Oberlandesgerichts München (1. Senat) v. 14. Juni 1918. 
L. w. F. G. m. b. H. L 157/1918. F—3. 


* 


194. Kettenhandelsgeſchäfte ſind nichtig; Sekt als Lebensmittel. 
Vgl. 73 Nr. 48, 65. 
BGB. §§ 134, 138. BRV. v. 24. Juni 1916. $ 11. 

Klägerin kaufte von dem Beklagten 3000 Flaſchen franzöſiſchen Sekt, 
Marke R. in Deutſchland auf Flaſchen gefüllt, zum Preiſe von 9. die Flaſche. 
Beklagter lieferte die Ware nicht. Klägerin machte Schadenerſatzanſprüche 
zur Höhe von 3060. nebſt Zinſen gegen den Beklagten geltend, indem fie 
behauptete, daß ſie einen Teil der für den Beklagten gekauften Flaſchen mit 
einem Gewinn von 60 Pf. die Flaſche weiterverkauft habe. Der Beklagte 
wandte ein, das Geſchäft, aus dem die Klägerin ihren Anſpruch herleite, ſei 
wegen Verſtoßes gegen die Kettenhandelsverordnung nichtig. Die Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: ö 

„Nach der Verordnung v. 24. Juni 1916 über den Handel mit Lebens⸗ 
und Futtermitteln uſw. ijt es verboten, den Preis für Lebens- oder Futter⸗ 
mittel durch unlautere Machenſchaften, insbeſondere Kettenhandel, zu ſteigern. 
Es handelt ſich mithin nicht um eine Preisſteigerung von Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs, ſondern ganz allgemein um eine ſolche von „Lebens“ 
mitteln. Den Charakter eines Lebensmittels kann man aber auch dem Sekt, 
mag es ſich um deutſchen oder franzöſiſchen Sekt handeln, nicht abſprechen. 
Dies ergibt ſich aus dem Inhalt und Zweck der Verordnung v. 24. Juni 1916, 
die den geſamten Handel mit Lebens- und Futtermitteln unter ſcharfe Kon⸗ 
trolle ſtellen will. Dabei kommt es nicht darauf an, ob es ſich um Gegenſtände 
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handelt, die für die menſchliche Ernährung unumgänglich notwendig find, 
die geradezu zur „Friſtung des Lebens“ dienen, ſondern lediglich darum, ob 
ſie überhaupt einen Nährſtoff für den menſchlichen Körper enthalten. Ob die 
Gegenſtände weniger mit Rückſicht auf ihren Nährgehalt als im Hinblick auf 
den Genuß, den ſie bei der Zuführung in den menſchlichen Körper erwecken, 
gebraucht werden, iſt in dieſer Beziehung unerheblich (vgl. Entſch. des RG. 
in Mitteilungen für Preisprüfungsſtellen v. 15. Nov. 1917 S. 220 und v. 
15. Jan. 1918 S. 11, ferner Entſch. des Kammergerichts in Deutſch. Jur.⸗ 
Ztg. 1917 S. 969). ö 
Ebenſo wie der Vorderrichter zu Unrecht dem Sekt die Eigenſchaft eines 
Lebensmittels im Sinne der geſetzlichen Verordnung abgeſprochen hat, hat 
er auch unzutreffend die Nichtigkeit der gegen das Kettenhandels— 
verbot verſtoßenden Geſchäfte beſtritten. Gerade die Erwägungen, 
die das Reichsgericht in der vom Vorderrichter angeführten Entſcheidung 
in RGEntſch. 88, 251 für die Gültigkeit der unter Verſtoß gegen die Vorſchriften 
über die Höchſtpreiſe abgeſchloſſenen Geſchäfte anſtellt, ergeben die Nichtig⸗ 
keit der Kettenhandelsgeſchäfte. Hier handelt es ſich nicht bloß um § 134 
BGB., ſondern auch um § 138 BGB., denn der Geſetzgeber bezeichnet den 
Kettenhandel ausdrücklich als eine „unlautere Machenſchaft“, alſo ein gegen 
die guten Sitten verſtoßendes Geſchäft. Verboten iſt nicht nur ein Ketten⸗ 
handel, der ſich als unlautere Machenſchaft erweiſt, ſondern jeder Ketten⸗ 
handel, da er als ſolcher ſich unter den gegenwärtigen Verhältniſſen als un⸗ 
lautere Machenſchaft darſtellt. Wenn das Reichsgericht in der angeführten 
Entſcheidung zutreffend ausführt, daß die Geſetzgebung über die Höchſtpreiſe 
offenbar darauf hinwirken wolle, daß die verfügbaren Vorräte gegen Preiſe, 
die ſich innerhalb der geſetzten Preiſe halten, in den Verkehr kommen und des⸗ 
halb die Vermutung des § 134 BGB. hinſichtlich der Nichtigkeit der unter Ver⸗ 
letzung der Höchſtpreisbeſtimmungen abgeſchloſſenen Geſchäfte nicht Platz 
greifen könne, ſo ſpricht gerade die Tendenz der Kettenhandelsverordnung, 
die auf die Unterdrückung dieſes gemeinſchädlichen Handels hinausläuft, 
für die Nichtigkeit des Kettenhandelsgeſchäfts. Dazu kommt aber noch ein 
ferneres Moment. Wird ein Geſchäft unter Überſchreitung der Höchſtpreiſe 
abgeſchloſſen, ſo läßt ſich die Grenze ſeiner Gültigkeit durch die Zugrunde⸗ 
legung des Höchſtpreiſes ſehr leicht finden. Dagegen fehlt es an jedem An⸗ 
haltspunkt für dieſe Begrenzung beim Kettenhandel, bei dem die Ware durch 
zahlreiche Hände unter wiederholter Preisſteigerung gegangen iſt. Unter 
dieſen Umſtänden würde es ganz willkürlich ſein, wollte man für das einzelne 
Kettenhandelsgeſchäft irgendeinen Preis als den gültigen annehmen. Übrigens 
hat dies Gericht in ſeiner Entſcheidung in Seuff. Arch. 73, Nr. 48 ſich auch 
bereits in dieſem Sinne ausgeſprochen.“ : 
Urt. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 16. Mai 1918. J. de L. & H. 
w. E. Schw. Bf. VI 394/17. Nö. 
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195. Vertragſchluß durch ſtillſchweigende Annahme des Beftätigungs- 
ſchreibens, auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung erbeten wird., 
Vgl. 57 Nr. 205 m. N.; 62 Nr. 199, 200. 

BOB. §§ 154, 157; HGB. § 346. 

Die Klägerin verkaufte nach ihrer Behauptung am 2. Nov. 1914 dem Be⸗ 
Hagten telephoniſch ca. 200 Ztr. geräuchertes Schweinefleiſch, und zwar 
ungefähr 130 Ztr. geräucherte Schulterſtücke und ca. 70 Ztr. geräuchertes 
kleinſtückiges Schweinefleiſch fett und mager, zum Preiſe von 100. per Zent⸗ 
ner und ſandte ihm darüber das Beſtätigungsſchreiben Nr. 3415 eingeſchrieben 
zu, an deſſen unterem Rand ſich der Vermerk: 

„Anhängenden Abſchnitt bitten wird uns unterſchrieben zurück.“ 
und ein Abſchnitt mit dem ausgefüllten Aufdruck: 
„Bekenne mich mit dem Inhalt der Beſtätigung Nr. 3415 einverſtanden. 
n „ denn 
(Unterſchrift.)“ 
befand. Der Beklagte ſandte dieſen Abſchnitt nicht zurück und antwortete 
überhaupt nicht. Am 13. Nov. fügte er einem eine andere Angelegenheit 
betreffenden Schreiben die Worte bei: 
„Die Ablieferung des bei Ihnen gekauften Poſtens Speck könnte ſo bald wie 

möglich erfolgen.“ ö 

Klägerin zeigte hierauf am 24. Nov. dem Beklagten die Verſandfertig⸗ 
keit von 200 Ztr. geräucherten Schweinefleiſches an und forderte ihn zur Zah⸗ 
lung des Rechnungsbetrages von 20000. % auf. Der Beklagte antwortete, 
er habe nicht Schweinefleiſch, ſondern Speck gekauft. Klägerin forderte nach 
fruchtloſer Friſtſetzung klagend Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Ihre 
Klage hatte in allen drei Inſtanzen Erfolg. Aus den Gründen des Rev.- 
Urteils: | | 

„Das Berufungsgericht führt aus, in der widerſpruchsloſen Hinnahme 
des Schreibens v. 2. Nov. 1914, in welchem die Klägerin dem Beklagten den 
telephoniſchen Verkauf von ca. 200 Ztr. geräucherten Schweinefleiſches beſtätigt, 
liege eine Einverſtändniserklärung des Beklagten. Dem iſt beizutreten; es 
mag lediglich auf das Urteil des erkennenden Senats RGEntſch. 88, 379ff. 
Bezug genommen werden. Das Berufungsgericht betont zutreffend, es komme 
darauf, ob der Beklagte das ihm zugegangene Schreiben geleſen hat, nicht an, 
und es mißt weiter mit Recht dem Umſtande, daß die Klägerin eine Gegen⸗ 
beſtätigung verlangt hat und dieſe nicht erfolgt iſt, nach Lage des Falles keine 
Bedeutung für die Frage der ſtillſchweigenden Einverſtändniserklärung des 
Beklagten bei (vgl. RGEntſch. 88, 380). Durch dieſe Einverſtändniserklärung 
iſt der Vertrag, wie ihn die Klägerin behauptet, zuſtande gebracht worden. 

Die Reviſion rügt weiter die Nichterhebung des dafür angetretenen Be⸗ 
weiſes, daß im Fleiſchhandel, wenn Beſtätigungsſchreiben gewechſelt werden 
ſollen, das Geſchäft erſt durch den Austauſch derſelben zuſtandekomme. Die 
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Unerheblichleit dieſer Tatſache wird aber vom Berufungsgericht zutreffend 
begründet. Bei dem allein in Betracht kommenden Ferngeſpräch hat der 
Beklagte, nicht auch die Klägerin eine ſchriftliche Beſtätigung verlangt; dieſes 
Verlangen kann nicht durch das nachträgliche Erſuchen der Klägerin um Er⸗ 
klärung des Einverſtändniſſes mit dem Inhalt des Beſtätigungsſchreibens 
erſetzt werden. Der Fall des vereinbarten Wechſels von Beſtätigungsſchreiben 
liegt alſo gar nicht vor. Ebenſowenig aber der von der Reviſion weiter behaup⸗ 
tete Fall von § 154 Abſ. 2 BGB., denn aus der Ausſage des Zeugen B. tit 
keineswegs zu entnehmen, daß die vom Beklagten geforderte Beſtätigung 
Bedingung für das Zuſtandekommen des Vertrages ſein, ſondern nur, daß 
fie Beweiszwecken dienen ſollte.“ — — — 


Urteil des Reichsgerichts (2. Senat) v. 7. Mai 1918. F. w. H. (KG. 
Berlin) II. 524/17. 


196. Unterbrechung der Verjährung durch Anerkennung“. Entbehr⸗ 
lichkeit einer Nachfriſt bei beſtimmter Lieferungsweigerung 
des Schuldners“. 
„gl. 69 Nr. 94 m. N. „gl. 57 Nr. 58, 208, 237; 63 Nr. 109; 72 Ni. 114; 210. 
BGB. §§ 477, 208, 217; 326. 

Die Beklagte verkaufte auf Grund Vertrags v. 18. Nov. 1915 dem Kläger 
200000 kg beſtes gekochtes Rindfleiſch unter Garantie der abſoluten Halt⸗ 
barkeit der Ware und Verpackung für mindeſtens 6 Monate vom Tage der 
Abnahme an. Im Januar und Februar 1916 lieferte die Beklagte auf dieſen 
Vertrag fünf Bahnwagen gekochtes Rindfleiſch. Bei Nachprüfung dieſer 
Lieferung wurde feſtgeſtellt, daß 169 Doſen verdorben waren und 6 Doſen 
fehlten. Der Kläger teilte dies der Beklagten am 25. März 1916 brieflich mit 
und forderte Erſatz. Erſt am 3. Mai 1916 antwortete die Beklagte, ſie habe 
ſich bemüht, Fleiſch für die nachzuliefernden 169 Doſen zu beſchaffen, könne 
aber kein Fleiſch bekommen. Der Kläger forderte darauf Erſatz des Wertes 
der verdorbenen und fehlenden Doſen zum Tagespreiſe mit 1398 %. Die 
Beklagte bot mittels Briefs v. 13. Juni 1916 Rückzahlung des Kaufpreiſes 
für 175 Doſen an und zahlte demnächſt 502,70 4 an den Kläger. Die auf 
Zahlung weiterer 895,30 4 ee Klage wurde für begründet erklärt. 
Aus den Gründen: 

„Was die Einrede der Verjährung angeht, ſo würde allerdings der hier 
erhobene Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung gemäß § 477 BGB. 
in ſechs Monaten von der Ablieferung der Waren an verjähren. Der Kläger 
hat zunächſt mit ſeinem Schreiben v. 25. März 1916 an Stelle der mangel⸗ 
haften Doſen die Lieferung mangelfreier gefordert. Die Beklagte hat zwar 
die Lieferung von Erſatzware zugeſagt, dieſe aber nicht vorgenommen. Der 
Kläger verlangt daher jetzt Schadenerſatz wegen Nichtlieferung der mangel⸗ 
freien Doſen. Die Anwendung des § 477 BGB. rechtfertigt ſich daher aus 
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§ 480 BGB. Da die Ablieferung der Waren im Januar und Februar 1916 
erfolgt, die Klage aber erſt am 1. Nov. 1916 erhoben worden iſt, würde ſonach 
der Anſpruch auf Schadenerſatz verjährt ſein, wenn nicht die Verjährung un⸗ 
terbrochen wäre. Das muß bejaht werden. Die Beklagte hat in ihrem Schreiben 
v. 3. Mai 1916 den Anſpruch des Klägers auf Erſatzlieferung, aus dem der 
jetzt geltend gemachte Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung hervor⸗ 
gegangen iſt, ausdrücklich anerkannt. Die Beklagte ſchreibt: 

„ . . . Wir haben uns bemüht, Fleiſch für die Ihnen noch nachzuliefernden 

169 Doſen zu bekommen.“ 

Die Verjährung iſt ſonach durch das Schreiben v. 3. Mai 1916 gemäß 
§ 203 BGB. unterbrochen. Die Verjährungsfriſt fing daher gemäß § 217 
BGB. von neuem zu laufen an. Da die Klage aber ſchon am 1. Nov. erhoben 
worden iſt, war die ſechsmonatliche Friſt noch nicht abgelaufen. Der Anſpruch 
iſt ſonach nicht verjährt. 

Auch der weitere Einwand der Beklagten, daß der Anſpruch des Klägers 
daran ſcheitere, daß er keine Nachfriſt zur Lieferung unter Androhung der Ab- 
lieferung ſpäterer Erfüllung gemäß § 326 BGB. geſetzt habe, entbehrt der 
Begründung. | 

Das Landgericht geht zutreffend davon aus, daß an ſich es des Sehens 
einer Nachfriſt bedurfte, damit ſich der Anſpruch auf Lieferung mangelfreier 
Ware in einen ſolchen auf Schadenerſatz umwandeln konnte. Das Landgericht 
überſieht aber, daß nach den beſonderen Umſtänden des Falles es einer Nach— 
friſtſetzung nicht bedurfte, da dieſe überflüſſig war. Durch das Schreiben 
v. 25. März 1916 hat Kläger klar erkennbar Lieferung der fehlenden ſechs 
und fehlerfreie Erſatzlieferung für die verdorbenen 169 Doſen gefordert. Die 
Beklagte hat am 3. Mai 1916 erwidert, daß ſie kein Fleiſch anſchaffen 
könnte, hat auch bis zur Klagerhebung nichts geliefert, bietet auch jetzt nichts 
an, hat vielmehr in ihrem Schreiben v. 13. Juni 1916 die Rückzahlung des 
Kaufpreiſes für die 715 Doſen angeboten. Damit hat die Beklagte deutlich 
zu erkennen gegeben, daß ſie nicht liefern werde. Ob die Lieferung unter⸗ 
blieb, weil die Beklagte nicht liefern wollte oder nicht konnte, ijt gleich- 
gültig. Wenn der ſäumige Schuldner endgültig erklärt oder zu erkennen gibt, 
daß die Leiſtung ausgeſchloffen ift, fo iſt die Nachfriſtſetzung unnötig. Die 
gegenteilige Auffaſſung belaſtet den Verkehr mit einem völlig überflüſſigen, 
ihm unverſtändlichen Formalismus.“ . 

Urteil des, OLG. zu Hamburg (3. Een.) v. 2. Mai 1918. Reichsmil. Fiskus 

w. K. & W. Bf. III. 360/17. Nö. 
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197. Die Klageerhebung bei einem örtlich unzuſtändigen Gericht iſt 
grundſätzlich auch zur Wahrung einer vertraglichen Ausſchlußfriſt nicht 
geeignet“; Erfüllungsort für die Sahlung der Verſicherungsſumme. 

5 Vgl. 63 Nr. 158. 

BOB. 85 209, 203, 206, 207; 133, 157, 242; BGB. § 269, BRO. 5 29, Vers G. § 48. 

Der Kläger hatte laut Verſicherungsſchein v. 31. Dez. 1903 ſeine Mo⸗ 
bilien einſchließlich Warenvorräte bei der Beklagten gegen Feuerſchaden ver— 
ſichert. Die Verſicherung lief zunächſt auf fünf Jahre v. 1. Nov. 1903 ab. 
Mangels Aufkündigung ging ſie v. 1. Nov. 1908 ab auf fünf Jahre weiter. 
Am 10. Aug. 1912 erlitt der bei der Beklagten gegen Feuersgefahr verſicherte 
Kläger einen Brandſchaden. Durch Schreiben v. 5. Nov. 1912, zugeſtellt am 
6. Nov., lehnte der Direktor der Beklagten jede Entſchädigung ab. 

Die daraufhin vom Kläger beim Landgericht in Saarbrücken erhobene 
Klage wurde durch Urteil v. 21. Juni 1913 wegen örtlicher Unzuſtändigkeit 
des angerufenen Gerichts abgewieſen. Der am 30. Aug. 1913 beim Land⸗ 
gericht in Düſſeldorf erhobenen neuen Klage gab das Ber.-Gericht teilweiſe 
ſtatt. 

Das Reichsgericht wies die Klage in vollem Umfang ab. Aus den Gründen: 

„Das Berufungsgericht ijt der Meinung, daß für das Vertragverhält— 
nis der Parteien das Reglement v. 27. Nov. 1903 maßgebend ſei, deſſen § 35 
beſtimmt, daß die Klageſchrift bei Beſchreitung des Rechtsweges binnen ſechs 
Monaten ſeit Empfang der Entſcheidung des Direktors zugeſtellt werden muß. 
Es legt dann den § 35 dahin aus, daß die ſechsmonatige Friſt eine Ausſchluß— 
friſt ſei, daß aber auch die Klageerhebung beim unzuſtändigen Gericht zu ihrer 
Wahrung genüge. — Es führt hierzu folgendes aus: 

„Daß die Klage beim zuſtändigen Gericht erhoben werden muß, ſagt das Regle- 
ment nicht. Wollte die Beklagte die Fortdauer des Anſpruchs von dieſem weiteren 
Erforderniſſe abhängig machen, ſo mußte ſie es zum Ausdruck bringen. Hierzu 
lag um ſo mehr Veranlaſſung vor, als nach der entſprechenden Beſtimmung des 
$ 209 BGB. die Verjährung auch durch die Klageerhebung beim unzuſtändigen 
Gericht unterbrochen wird. Nach der vorliegenden Faſſung des § 35 kommt es 
der Beklagten darauf an, daß der Verſicherungnehmer durch Erhebung der 
Klage unzweideutig ſeinen Willen erklärt, es bei dem Beſcheide ihres Direktors 
nicht bewenden zu laſſen.“ 

Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Zunächſt iſt der 
Hinweis auf § 209 BGB. verfehlt. Die Ausſchlußfriſten, geſetzliche wie ver- 
tragliche, unterſcheiden ſich ihrer Natur nach weſentlich von den Verjährungs⸗ 
friſten. Die Ausſchlußfriſten ſind prozeßrechtlicher, die Verjährungsfriſten 
materiell⸗ rechtlicher Natur. Schon die Motive zum 1. Entwurf eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs betonen den Unterſchied zwiſchen den beiderlei 
Friſten (Mot. I S. 292 und 347). Auch das Bürgerliche Geſetzbuch ſelbſt 
läßt keinen Zweifel beſtehen, daß die Beſtimmungen über die Verjährung 
von Anſprüchen auf Ausſchlußfriſten weder unmittelbare noch auch nur ent⸗ 
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ſprechende Anwendung finden, ſoweit die letztere nicht in einzelnen Fällen 
ausdrücklich angeordnet iſt. Für einige Ausſchlußfriſten (vgl. z. B. § 212 
Abſ. 2), längſt nicht für alle, iſt ausdrücklich beſtimmt, daß auf fie die §§ 203, 
206, 207 BGB. entſprechende Anwendung finden. Daraus iſt notwendig 
zu folgern, daß grundſätzlich für Ausſchlußfriſten die Verjährungsfriſten nicht 
anwendbar ſind, ſonſt würde die ausdrückliche Beſtimmung der entſprechenden 
Anwendbarkeit einzelner derſelben keinen Sinn haben. So auch die ſtändige 
Rechtſprechung des Reichsgerichts [vgl. ſchon für das Preuß. Landrecht: 
RGEntjd. 93, 303; für das neue Recht: RGEntſch. 48, 164 (4. Senat); ferner 
Urteil v. 13. Dez. 1907 III 179/07 (3. Senat); RGEntſch. 88, 295 (7. Senat); 

Warn. 1918 Nr. 91 (4. Senat)]. f 

Weiterhin iſt ſchon aus dem Wortſinne der Ausſchlußfriſt zu entnehmen, 
daß der Klageberechtigte mit ſeiner Rechtsverfolgung ausgeſchloſſen, alſo 
des Klagerechts verluſtig ſein ſolle, wenn er nicht binnen der geſetzlichen oder 
vereinbarten Friſt von dem Klagerecht Gebrauch gemacht hat. Der Zweck 
einer Ausſchlußfriſt, fet es einer geſetzlichen, fei es einer vertraglichen, er⸗ 
ſchöpft ſich nicht darin, wie das Berufungsgericht wenigſtens hinſichtlich der 
vertraglichen anzunehmen ſcheint, daß der Berechtigte unzweideutig ſeinen 
Willen erklärt, es bei dem mit Klage anfechtbaren Beſcheide nicht bewenden 
zu laſſen, ſondern der weſentliche Zweck ijt der, baldigſt eine fachliche Entſchei⸗ 
dung des Gerichts über die Streitfrage herbeizuführen. Dieſer Zweck kann 
nur erreicht werden durch eine Klage, die in formeller Hinſicht allen Voraus⸗ 
ſetzungen für eine ſachliche Entſcheidung gerecht wird. Das läßt ſich aber von 
einer Klage, die beim unzuſtändigen Gericht erhoben und aus dieſem Grunde 
der Abweiſung verfallen iſt, nicht ſagen. Eine ſolche Klage ſtellt nur einen 
mißlungenen Verſuch der beabſichtigten Rechtsverfolgung dar und kann des⸗ 
halb zur Wahrung der Ausſchlußfriſt nicht in Betracht kommen. Dieſen Rechts- 
ſtandpunkt hat das Reichsgericht auch ſtändig vertreten (vgl. die oben angeführten 
Entſcheidungen und ferner Urteil des erkennenden Senats v. 11. Jan. 1918 
in RGeEntſch. 92, 40). Handelte es ſich auch in den dieſen Entſcheidungen 
zugrundeliegenden Fällen überall um geſetzliche Ausſchlußfriſten, ſo gilt 
doch grundſätzlich für die vertraglichen Ausſchlußfriſten dasſelbe. Es iſt 
daher die Auslegung des Berufungsgerichts nicht zu billigen, daß die Klage 
beim unzuſtändigen Gericht deshalb als genügend erachtet werden müſſe, 
weil § 35 des Reglements nicht ausdrücklich hervorhebe, daß ſie beim zuſtän⸗ 
digen Gerichte erhoben werden müſſe. Das iſt vielmehr nach dem Dargelegten 
ſelbſtverſtändlich. 

Aber inſofern iſt für die vertraglichen Ausſchlußfriſten eine minder ſtrenge 
Beurteilung wie für die geſetzlichen Ausſchlußfriſten geboten, als der Gegner 
ſich dann nicht auf die Verſäumung der Friſt berufen darf, wenn die Ver⸗ 
ſäumnis ſich als entſchuldbar erweiſt. Der Grund für dieſe verſchiedene Be- 
handlung liegt darin, daß für die vertraglichen Ausſchlußfriſten eben wegen 
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ihrer Vertragnatur die Grundſätze von Treu und Glauben (§§ 133, 157, 242 
BGB.) in Betracht zu ziehen find 
vgl. Urteile des erkennenden Senats vom 4. Oktober 1904 VII 115/04; vom 

22. Juni 1906 VII 531/05; vom 6. Juni 1916 VII 91/16 in RGentſch. 88, 295; 

ſowie des 3. Senats vom 13. Dezember 1907, III 179/07. 

Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkt aus hätte das Oberlandesgericht 
die Sachlage prüfen müſſen, was nicht geſchehen iſt. Zu einer Zurückver⸗ 
weiſung der Sache in die Vorinſtanz gibt dieſer Mangel aber deshalb keinen 
Anlaß, weil das Reviſionsgericht bei dem feſtſtehenden tatſächlichen Sachver⸗ 
halt die im weſentlichen eine Rechtsfrage bildende Frage nach dem Verſchulden 
des Klägers ſelbſt zu entſcheiden in der Lage iſt. 

Zunächſt iſt davon auszugehen, daß der Kläger ein Verſchulden ſeines 
Prozeßbevollmächtigten im Vorprozeß dem Prozeßgegner, alſo der Beklagten 
gegenüber, wie eigenes Verſchulden zu vertreten hat. Die entgegengeſetzte 
Annahme würde zu unhaltbaren, mit der notwendigen Rechtsſicherheit un⸗ 
vereinbarlichen Zuſtänden führen (vgl. auch Entſch. des RG. im Rhein. Archiv 
100 II 100). N 

Nun konnte aber nach Sachlage für einen Rechtskundigen bei Aufwendung 
der erforderlichen Sorgfalt ein Zweifel nicht entſtehen, daß nicht das Lande 
gericht Saarbrücken, ſondern allein das Landgericht Düſſeldorf den örtlichen 
Gerichtsſtand für die Klage bildete. In Frage kommen konnte nur der alle 
gemeine Gerichtsſtand des Sitzes der beklagten Anſtalt (§17 ZPO.) oder der 
Gerichtsſtand der Vertragserfüllung (§ 29 ZPO., § 269 BGB.). Was den 
erſteren Gerichtsſtand angeht, ſo beſtimmte ebenſowohl das Reglement v. 
25. April 1889, wie auch dasjenige v. 27. Nov. 1903 in 8 1 als Sitz der Anſtalt 
Düſſeldorf. Nach § 269 BGB. tft ein Vertrag am Wohnſitz bzw. am Ort der 
Niederlaſſung des Schuldners, alſo hier der Beklagten, zu erfüllen, falls nicht 
ein anderer Ort für die Leiſtung beſtimmt oder aus den Umſtänden zu ent⸗ 
nehmen iſt. Letzteres kam nicht in Frage. Es handelte ſich um eine Geldfor- 
derung gegen die Beklagte. Aus dem Umſtande, daß nach § 270 Abſ. 1 BGB. 
die Beklagte das Geld auf ihre Koſter und Gefahr dem Kläger an ſeinen 
Wohnſitz zu übermitteln hatte, konnte gegenüber der ausdrücklichen Beſtim⸗ 
mung des Abſ. 4 des § 270 unmöglich gefolgert werden, daß der Wohnſitz 
des Klägers Leiſtungsort ſei. Die Vertragsbedingungen enthielten auch keiner⸗ 
lei Beſtimmungen über den Leiſtungsort oder den Gerichtsſtand. Ebenſo⸗ 
wenig beſtand eine geſetzliche Beſtimmung, wonach als Leiſtungsort für die 
Zahlung der Entſchädigungsſumme der Wohnſitz des Klägers anzuſehen war. 
Insbeſondere konnte § 48 Verſ.⸗Vertraggeſ. v. 30. Mai 1908 nicht in Betracht 
kommen, wonach für Klagen, die aus dem Verſicherungsverhältniſſe gegen 
den Verſicherer erhoben werden, das Gericht des Ortes zuſtändig iſt, wo der 
Verſicherungsagent, der den Vertrag vermittelt oder abgeſchloſſen hat, zur 
Zeit der Vermittelung oder Schließung ſeine gewerbliche Niederlaſſung oder 
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in deren Ermangelung ſeinen Wohnſitz hatte. Die Unanwendbarkeit dieſer 
Geſetzesbeſtimmung auf den Vertrag der Parteien ergab ſich ſchon aus Art. 3 
des Einf. Geſ. z. VVG. Die Ausnahmebeſtimmungen des Art. 4 daf. nennen 
nicht den §48. Außerdem würden, wenn im übrigen die Beſtimmungen 
des Verſ.⸗Vertraggeſ. für das Vertragverhältnis der Parteien gegolten hätten, 
gemäß § 192 Abſ. 2 daſ. die Vorſchriften des Geſetzes über die Verſicherungs⸗ 
agenten, zu denen § 48 gehört, keine Anwendung gefunden haben. Als Cre 
füllungsort kam ſomit gemäß § 269 BGB. wiederum nur der Ort in Betracht, 
an dem die Beklagte ihren Sitz hatte, alſo Düſſeldorf. 

Es beſtanden alſo weder in tatſächlicher noch in rechtlicher Hinſicht über 
die örtliche Zuſtändigkeit Fragen irgendwie zweifelhafter Natur. Dem Kläger 
fällt daher ſchon aus dieſen Gründen ein Verſchulden an der Verſäumung 
der Ausſchlußfriſt zur Laſt.— — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. April 1918. Prov. F. V. A. w. 

B. (OLG. Düſſeldorf) VII. 396/17. 


198. Zuläſſigkeit der Zahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende 
Perſon durch Banküberweiſung und Gutſchrift auf dem Kontoforrent- 
konto des Gläubigers bei der Bank. 

BGB. §§ 242, 387; HGB. § 355; Bekanntmachung v. 8. Auguſt 1914 8 5. 

Der Kläger, zu deſſen Vermögen am 4. Juni 1915 die Geſchäftsaufſicht 
angeordnet worden iſt, klagte auf Zahlung des Kaufpreiſes für 260 rohe Füchſe, 
die er an den Beklagten mit der Abrede verkauft hatte, daß der Kaufpreis 
von 7150 %, wenn er nicht am 8. Febr. 1916 bezahlt werde, von da ab mit 

9% zu verzinſen ſei. 

Der Beklagte wandte ein, am 12. Febr. 1916 habe für ſeine Rechnung 
der Kürſchnermeiſter K. der M.⸗Bank in L. den Kaufpceis von 7150 % mit 
der Anweiſung übergeben, ihn an den Kläger auszuzahlen. „Die Bank, die 
gegen den Kläger einen rechtskräftigen Schuldtitel auf Bezahlung eines ihr 
am 10. Juni 1915 von ihm übergebenen Wechſels über 23000 % hatte, 
hätte ihm erklärt, jie verrechne die 7150. auf dieſe Forderung. Der Kläger 
hatte dem widerſprochen. Der Beklagte erachtete ſich trotzdem für befreit, 
weil die Bank auf Grund ihrer vom Kläger anerkannten Geſchäftsbedingungen 
zu dieſer Verrechnung befugt geweſen ſei. Der Kläger erwiderte, da er 
unter Geſchäftsaufſicht ſtehe, ſei die Aufrechnung gegen die Klagforderung 
unzuläſſig. 

Das Oberlandesgericht wies im Gegenſatz zu dem den Beklagten ver⸗ 
urteilenden Landgericht die Klage ab. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Folgendes iſt erwieſen: K. hat von den 260 rohen Füchſen, die der Be⸗ 
klagte am 8. Febr. 1916 dem Kläger abgekauft hat, vom Beklagten 100 ere 
worben und die Berichtigung des ganzen Kaufpreiſes von 7150 K an den Klä⸗ 
ger für den Beklagten übernommen. In Erfüllung dieſes Auftrages — alſo 
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nicht als Dritter im Sinne von § 267 BGB. — hat er in Vertretung des Be⸗ 
klagten die M.⸗Bank in M., mit der er in Geſchäftsverbindung ſtand, ange⸗ 
wieſen, dem Kläger 7150 % durch die L.⸗Zweigſtelle der Bank zu überweiſen. 
Die M.⸗Bankniederlaſſung hat daraufhin die L.er⸗Zweiganſtalt beauftragt, 
dem Kläger den Betrag zu vergüten. Ob dieſes Geſchäft zwiſchen den beiden 
Bankſtellen durch Buchungen erledigt worden iſt oder ob die M.er-Banf den 
Betrag der L.er bar zugeſendet hat, iſt eine Frage, die lediglich das Verhält⸗ 
nis der beiden Bankſtellen zueinander berührt und für den gegenwärtigen 
Rechtsſtreit ohne jede Bedeutung iſt. Die L.er Zweigniederlaſſung hat den 
Vergütungsauftrag in der Weiſe erledigt, daß ſie den Betrag dem Kläger 
in laufender Rechnung gutgeſchrieben und ihn mit Schreiben v. 12. Febr. 
1916 hiervon benachrichtigt hat. Mit der M.⸗Bank in L. ſteht der Kläger ſeit 
Jahren in Geſchäftsverbindung. Das Berufungsgericht ijt auch voll über— 
zeugt, daß die Unterſchrift J. H. unter den Geſchäftsbedingungen der Bank 
v. 5. Aug. 1912 von ihm ſelbſt eigenhändig bewirkt worden ijt. — — — 
Damit ſteht, wie die Beſtimmungen unter 7 dieſer Geſchäftsbedingungen 
ergeben, auch weiter feſt, daß dieſe Bank berechtigt war, die Überweiſung 
der 7150 % durch die Mier Niederlaſſung für den Kläger entgegenzunehmen, 
jie in dem mit ihm beſtehenden Kontokorrentverkehre (§ 355ff. HGB., Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen unter 1) ihm gutzuſchreiben und ſie ſo zur Verrechnung 
und Feſtſtellung des Kontokorrentguthabens (§ 355 HGB.) zu verwenden. 
Es beſteht auch, wie das Berufungsgericht nach ſeiner eigenen Kenntnis der 
Verhältniſſe feſtzuſtellen hat, nach der kaufmänniſchen Verkehrsauffaſſung 
eine den Geſchäftsverkehr zwiſchen Kaufleuten und ihren Banken beherrſchende 
allgemeine tatſächliche Übung (Verkehrsſitte i. S. v. §§ 157, 242 BGB., 
RGeEntſch. 49, 162; 55, 377), daß die Banken ermächtigt find, Überweiſungen 
und Zahlungen für ihre kaufmänniſchen Kunden, mit denen ſie in laufender 
Geſchäftsverbindung ſtehen, entgegenzunehmen, ſie den Kunden buchmäßig 
zu vergüten und ſie ſo zur gegenſeitigen Verrechnung und Auseinanderſetzung 
zu benutzen. Ebenſo entſpricht es, wie das Berufungsgericht gleichfalls aus 
eigener Kenntnis der Verkehrsauffaſſung feſtzuſtellen hat, der tatſächlichen 
Übung (Verkehrsſitte), daß Zahlungen unter Kaufleuten ſo, wie es im vorlie⸗ 


genden Falle durch K. geſchehen ijt, durch Banküberweiſungen bewirkt werden. 


Der Kläger iſt demnach auf ordnungsmäßigem, der Verkehrsſitte entſprechendem 
Wege durch die Gutſchrift ſeitens ſeiner Bank in den Beſitz der 7150. K ge⸗ 
kommen. Nach Treu und Glauben muß er daher, wie die ganze das Schuld— 
verhältnis und insbeſondere auch deſſen Tilgung beherrſchende Vorſchrift 
in § 242 BGB. anordnet, dem Beklagten gegenüber dieſe Bankgutſchrift 
als Tilgung der Kaufpreisſchuld von 7150 % anerkennen. Die Berufung 
auf die Beſtimmungen der Bekanntmachung, betreffend die Anordnung 
einer Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens v. 8. Aug. 
1914 kann dieſe Rechtsauffaſſung nicht beeinträchtigen. Durch die Vorſchriften 
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dieſer Bekanntmachung wurde die nach der Verkehrsſitte beſtehende Befugnis 
K.s, die 7150.46 dem Kläger im Wege der Banküberweiſungen zu vergüten, 
und weiter auch die fich aus den Geſchäftsbedingungen und der Verkehrs⸗ 
ſitte ergebende Berechtigung der M.⸗Bank zu L., den Betrag dem Kläger 
gutzuſchreiben und ihn jo zur Verrechnung und Feſtſtellung des Kontokorrent⸗ 
guthabens zu verwerten, in keiner Weiſe berührt. Eine andere Beurteilung 
iſt auch dann nicht geboten, wenn dieſe Gutſchrift durch die Ver Bank als Auf⸗ 
rechnung i. S. von §§ 387ff. oder als Ausführung eines in den Geſchäftsbe⸗ 
dingungen zu findenden Aufrechnungsvertrags (RG. 72, 378) zu beurteilen 
iſt. Denn nach dem den Streit über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen- 
über einem Schuldner unter Geſchäftsaufſicht entſcheidenden Erkenntniſſe 
des Reichsgerichts v. 9. Jan. 1917 (L. Z. 1917, 399%) iſt eine ſolche Aufrech⸗ 
nung als ſtatthaft anzuſehen.— — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 25. Okt. 1917 J. w. W. 1.0. 

155/16. . | F—ch. 


199. Beanftandung einer äußerlich orönungsmäßigen Abrechnung, 
Vgl. 60 Nr. 184. 
BGB. § 259. 

Der Beklagte hatte nach §§ 675, 666 der Klägerin Rechenſchaft zu legen. 
Dieſe Rechenſchaftspflicht umfaßt auch die mit der Klage verlangte Rechnungs⸗ 
legung im Sinne des § 259 BGB. Der Beklagte muß alſo der Klägerin eine 
die geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben enthaltende 
Rechnung und die erforderlichen Belege vorlegen. Während der Rechtsſtreit 
in der Berufung anhängig war, hat der Beklagte eine Aufſtellung vorgelegt. 
Die Klägerin will ſie aber als Abrechnung nicht gelten laſſen, weil ſie mangel⸗ 
haft und unvollſtändig ſei. Soweit dieſer Vorwurf allgemein, ohne nähere 
Einzelheiten vorgebracht wird, iſt er unbeachtlich. Die Aufſtellung ſtellt ſich 
äußerlich im großen und ganzen als eine aufſchlußgebende Abrechnung dar. 
Ihr gegenüber iſt es Sache der Klägerin als desjenigen Teiles, der Aufſchluß 
haben will, anzugeben, inwiefern ſie nicht genügt. Unbeachtlich iſt, wenn ſie 
ſagt, beſtimmte einzelne Poſten ſeien unrichtig. Auf die Richtigkeit oder Un⸗ 
richtigkeit kommt es hier nicht an. Eine mangelhafte. in ſich fehlerhafte Abrech⸗ 
nung iſt nichtsdeſtoweniger auch eine Abrechnung. Gehört werden kann die 
Klägerin nur damit, daß die Abrechnung ſchon äußerlich ſich als unvollſtändig 
darſtelle, daß ſie ſich insbeſondere nicht auf gewiſſe Zweige der Verwaltung 
oder nicht auf gewiſſe Zeiten erſtrecke, oder daß ſie Sammelpoſten enthalte, 
die über die einzelnen Einnahmen oder Ausgaben keinen verſtändlichen 
Aufſchluß geben. Aber auch deswegen kann ſie nicht die ganze Abrechnung 
zurückweiſen, ſondern nur Ergänzung verlangen. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Mai 1918. H. Str. w. 
D. O. W. Bf. VI 224/16. Nö. 
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200. Die auf die volle vertragmäßige Gegenleiſtung gerichtete Auf- 
forderung des Verkäufers ſetzt den zur Minderung 
berechtigten Käufer nicht in Verzug. 

Vgl. 59 Nr. 219 m. N. 

BGB. 8 284, 326. 

Durch notariellen Vertrag v. 24. Juni 1910 verkaufte der Kläger ſein 
Hausgrundſtück an den Beklagten für 24000. Der Beklagte zahlte 1000 % 
an und übernahm in Anrechnung auf den Kaufpreis eine auf dem Grund⸗ 
ſtück eingetragene Hypothek von 12000 % . Der Reſt des Kaufpreiſes von 
11000 % ſollte durch hypothekariſche Eintragung auf das Grundſtück ficher- 
geſtellt werden. Die Übergabe des Grundſtücks erfolgte alsbald, im Juli 
1910 bezog der Beklagte das Haus. Die Auflaſſung, die bis zum 1. Okt. 1910 
erfolgen ſollte, fand nicht ſtatt. Die im März 1914 an den Beklagten ergangene 
Aufforderung des Klägers behufs Entgegennahme der ihm gemäß dem Ver⸗ 
trage zu erteilenden Auflaſſung vor dem Grundbuchamt am 26. März 1914 
zu erſcheinen, widrigenfalls er Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlange, 
blieb erfolglos. Am 27. März 1914 erklärte der Beklagte dem Kläger, er lehne 
die Entgegennahme der Auflaſſung wegen vorhandener Mängel des Hauſes 
ab. Darauf trat der Kläger von dem Kaufvertrage zurück und klagte auf Räu— 
mung des Grundſtücks. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab, weil das vom 
Beklagten gekaufte Haus zur Zeit der Übergabe bereits mit Fehlern behaftet 
geweſen ſei, die den Wert und die Tauglichkeit des Hauſes zu dem gewöhn— 
lichen und nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch erheblich minderten 
und einen Minderwert des Hausgrundſtücks bedingten, der Beklagte daher 
die Auflaſſung nicht anders als gegen eine angemeſſene Ermäßigung des Kauf⸗ 
preiſes und gegen Eintragung nur einer entſprechend ermäßigten Reſtkauf⸗ 
geldhypothek habe entgegenzunehmen brauchen und durch die auf Zahlung 
des vollen in dem Kaufvertrage feſtgeſetzten Kaufpreiſes und Eintragung 
der Hypothek für das ganze Reſtkaufgeld gerichtete Aufforderung des Klägers 
nicht in Verzug geſetzt worden ſei. Der hiergegen erhobene Reviſionsangriff 
wurde verworfen. Aus den Gründen: | 

„— —— Die Reviſion macht geltend, der Beklagte hätte, wenn er vom 
Kläger Herabſetzung des Kaufpreiſes habe verlangen dürfen, dies tun und eine 
beſtimmte Summe nennen ſollen; dies habe er nicht getan, ſondern die Auf⸗ 
laſſung ſchlechthin abgelehnt. Jedoch, wenn das vom Beklagten gekaufte Haus, 
wie der Berufungsrichter feſtſtellt, zur Zeit der Übergabe mit Fehlern behaf- 
tet war, die den Wert und die Tauglichkeit des Hauſes zu dem gewöhnlichen 
und nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch erheblich minderten, ſtand 
dem Beklagten gemäß §§ 459, 462 BGB. das Recht auf Wandelung oder Herab- 
ſetzung des Kaufpreiſes zu, das er auch im Wege der Einrede gegenüber einem 
vom Kläger erhobenen Anſpruch auf Erfüllung des Kaufvertrages geltend 
machen konnte. Durch das Beſtehen dieſes Rechtes wurde die Weigerung 
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des Beklagten, gemäß der als Mahnung im Sinne des § 284 BGB. fich dar- 
ſtellenden Aufforderung des Klägers, die Auflaſſung des Hausgrundſtücks 
entgegenzunehmen, gerechtfertigt. Der Berufungsrichter läßt allerdings 
dahingeſtellt, ob aus dem früheren Verhalten des Beklagten und ſeiner Stellung⸗ 
nahme im Prozeſſe, insbeſondere ſeiner Weigerung, das Haus dem Kläger 
zurückzugeben, folge, daß er den Anſpruch auf Wandelung nicht erheben könne 
oder wolle. Aber auch wenn für den Beklagten nach der Sachlage nur ein 
Recht auf Herabſetzung des Kaufpreiſes gegeben geweſen wäre, würde der 
Beklagte nicht verpflichtet geweſen fein, der Aufforderung des Klägers nad) 
zukommen. Denn auch im Falle eines ſolchen allein beſtehenden Minderungs⸗ 
rechtes wäre, wie der Berufungsrichter zutreffend ausführt, das Verlangen 
des Klägers unberechtigt geweſen, da er Entgegennahme der Auflaſſung 
„gemäß dem Vertrage“, alſo unter gleichzeitiger Eintragung der Hypothek 
für das aus dem Vertrage ſich ergebende Reſtkaufgeld ohne jede Herabſetzung, 
beanſpruchte, er mithin zu viel forderte. Der Beklagte wurde daher durch dieſe 
unberechtigte Mahnung nicht in Verzug geſetzt. Daß er ſeine Weigerung, 
die Auflaſſung entgegenzunehmen, damit begründete, ihm ſtehe wegen der 
vorhandenen Fehler des Hauſes das Recht auf Herabſetzung des Kaufpreiſes 
zu, war zur Anwendung der Inverzugſetzung nicht erforderlich. Allerdings 
muß der Schuldner, der mit einer ſeinem Gläubiger geſchuldeten Leiſtung 
zufolge eines ihm nach § 273 BOYS. zuſtehenden Zurückbehaltungsrechts 
nicht in Verzug geraten will, dem Gläubiger kundtun, daß er wegen des Ge⸗ 
genanſpruchs die geſchuldete Leiſtung bis zur Bewirkung der ihm gebührenden 
Leiſtung verweigere; denn nur ſo wird der Gläubiger in die Lage verſetzt, 
die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts gemäß § 273 Abſ. 3 BGB. abzu⸗ 
wenden und damit das der Geltendmachung ſeines Anſpruchs entgegen- 
ſtehende Hindernis zu beſeitigen (RGEntſch. 77, 438; IW. 1911, 4864; Urt. 
v. 6. 6. 05 VII 501/04 u. v. 23. 3. 18 V 397/17). Jedoch um ein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht wegen eines Gegenanſpruchs handelt es ſich vorliegend nicht. Viel⸗ 
mehr ſtand dem vom Kläger durch die Mahnung verfolgten Anſpruch ſelbſt 
eine Einrede aus dem Rechte des Beklagten auf Minderung des Kaufpreiſes 
entgegen. Das Beſtehen der Tatſachen aber, aus denen ſich für den Beklagten 
die rechtliche Möglichkeit der Geltendmachung der Einrede ergab, bewirkte, 
daß der Anſpruch auf Entgegennahme der Auflaſſung in der vom Kläger 
erhobenen Art ſachlich (objektiv) unbegründet war. Deshalb iſt, da nur eine 
hinſichtlich der beanſpruchten Leiſtung ſachlich begründete Mahnung des Gläu⸗ 
bigers den Schuldner in Verzug zu ſetzen vermag, der Beklagte durch die 
Verweigerung der Entgegennahme der Auflaſſung auch dann nicht als in 
Verzug geraten zu erachten, wenn mit dem Berufungsrichter unterſtellt wird, 
daß er ſich damals gegenüber der Aufforderung des Klägers zur Entgegen— 
nahme der Auflaſſung nicht zur Rechtfertigung ſeiner Weigerung auf ſein 
Minderungsrecht wegen der Fehler des Hauſes berufen hat (vgl. RGEntſch. 
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59, 24; Urt. v. 4. 5. 18 V 26/18). Aus der jetzt gegenüber dem Klagebegehren 
vom Beklagten auf ſein Minderungsrecht gegründeten Einrede ergibt ſich, 
daß das damals vom Kläger geſtellte Verlangen nicht berechtigt und daher 
die damalige Weigerung des Beklagten, die Auflaſſung n 
gerechtfertigt war. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 11. Mai 1918. A. (Kl.) w. M. (aw, 
Berlin). V. 36/18. | 


201. Anwendung des 8 326 BGB. bei Verzug des Käufers mit der 
Abnahme und Unterſuchung der Ware. 
Vgl. 59 Nr. 4, 73; 63 Nr. 6. 
BGB. §§ 326, 433 Abſ. 2; HGB. § 377. 

Der Beklagte verkaufte an die Klägerin 3000 Ztr. Kartoffeln zur promp⸗ 
ten Lieferung ab Poſener Stationen gegen netto Kaſſe mit der Beſtimmung, 
daß „Lieferungsort für Abnahme, Prüfung und Zahlung die Verladeſtation 
ſei“. Die Beklagte lieferte nur 249 Ztr. Hinſichtlich des Reſtes ſtellte ihr die 
Klägerin am 15. Februar 1915 eine viertägige Nachfriſt mit der Androhung, 
daß ſie nach deren fruchtloſem Ablaufe Annahme der Leiſtung ablehne. Sie 
verlangte nunmehr, da die Beklagte keine Kartoffeln ſandte, Schadenerſatz. 
Die Beklagte begehrte Abweiſung der Klage, weil die Klägerin ſich geweigert 
habe, die ihr angebotenen Kartoffeln innerhalb der ihr in dem Briefe v. 3. Febr. 
1915 geſtellten Friſt, d. h. bis zum 15. Febr. auf den Verladeſtationen zu 
prüfen und abzunehmen, und weil ſie, die Beklagte, daher am 16. des genann⸗ 
ten Monats vom Vertrage zurückgetreten ſei. Das Oberlandesgericht wies 
die Klage ab, die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die beiden Vertragsklauſeln ‚Kaſſe Zug um Zug ab Poſener Statio— 
nen“ und ‚Lieferungsort für Abnahme, Prüfung und Zahlung iſt die Ver⸗ 
ladeftation‘ find klar und eindeutig. Nach ihnen hatte, wie das Oberlandes⸗ 
gericht zutreffend annimmt, die Beklagte an einem in der Nähe von Poſen 
gelegenen Bahnorte die Kartoffeln abzuliefern und die Klägerin fie dort ab- 
zunehmen, zu unterſuchen und zu bezahlen. Mit ihrem Wortlaute ijt die An⸗ 
ſicht der Reviſion, daß die Beklagte die vertragliche Pflicht gehabt habe, die 
Kartoffeln, wenn auch auf Koſten der Klägerin, nach den von dieſer aufgege— 
benen Orten zu verſenden (8 447 BGB.), nicht vereinbar. — — — 

Auch die weitere Feſtſtellung des Oberlandesgerichts, daß die Abnahme 
der Kartoffeln und ihre Unterſuchung am Verladeorte im gegebenen Falle 
wichtige Teile der vertragmäßigen Hauptleiſtung der Klägerin bildeten, 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß die Abnahme⸗ 
pflicht (§ 433 Abſ. 2 BGB.) fic) in der Regel nur als eine Nebenverpflichtung 
des Käufers darſtellen wird und daß Abnahmeverzug alsdann nicht geeignet 
iſt, die Rechtsfolgen des § 326 BGB. auszulöſen (RGeEntſch. 53, 161; 56, 
171 57, 110). Es iſt ferner zuzugeben, daß in der Regel dem 8 gegen⸗ 

Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 10. 
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über eine Pflicht des Käufers zur Unterſuchung der Ware nicht befteht und 
durch § 377 HGB. nicht begründet wird. Für die Erhaltung der Gewährlei⸗ 
ſtungsanſprüche des Käufers ſind lediglich die Mängelanzeige, ihr Inhalt 
und ihre Rechtzeitigkeit entſcheidend. Unterläßt der Käufer die friſtgerechte 
Prüfung der Ware, ſo kann er damit unter gewöhnlichen Umſtänden nur 
eigene Intereſſen, nicht die des Verkäufers verletzen (RGEntſch. 73, 169). 
Hier aber liegt die Sache anders. Der Vertrag beſtimmte nicht nur, daß, 
der Regel entſprechend, am Abnahmeorte auch die Unterſuchung ſtattzufinden 
habe, ſondern legte der Klägerin zugleich die Pflicht auf, bei Beanſtandung 
der Kartoffeln unverzüglich deren Begutachtung durch zwei beeidete Sachver⸗ 
ſtändige herbeizuführen und der Beklagten, wie ſchon vorher die Mängelrüge, 
ſo auch das Ergebnis dieſer Begutachtung telegraphiſch mitzuteilen. Fiel ſie 
zuungunſten der Beklagten aus, ſo hatte ſie das Recht, entweder innerhalb 
zweier Tage über die Kartoffeln anderweitig zu verfügen oder ſie der Kläge⸗ 
rin zu dem von den Sachverſtändigen feſtgeſetzten Minderpreiſe zu über⸗ 
laſſen. Wählte ſie das letztere, ſo war die Klägerin genötigt, die Kartoffeln 
zu dem herabgeſetzten Preiſe zu behalten. Ein Anſpruch auf Wandlung, 
Nachlieferung fehlerfreier Ware oder Schadenerſatz ſtand ihr vertraglich nicht 
zu. Alle dieſe Beſtimmungen ließen auch die Vertraggegnerin erkennen, 
daß der Beklagten mit einer Unterlaſſung der Prüfung und mit der Genehmi⸗ 
gungsfiktion des § 377 HGB. allein nicht gedient war, ſondern daß fie bereits 
am Verladeorte jeden Zweifel darüber zu beſeitigen beabſichtigte, ob die 
Klägerin die Ware als vertragmäßig anerkenne oder nicht. Dadurch und durch 
den Ausſchluß jeder Haftung für äußerlich nicht erkennbare Mängel wollte 
ſie ſchon im Augenblicke der Ablieferung hinſichtlich der Kartoffeln eine klare 
Rechtslage zwiſchen ſich und der Klägerin ſchaffen und ſich zugleich in den Stand 
ſetzen, nötigenfalls eine ſolche auch zwiſchen ſich und ihren Lieferanten her⸗ 
beizuführen. Sie wollte die Kartoffeln nicht aus der Hand geben, ohne ſicher 
zu ſein, daß ein Gewährleiſtungsanſpruch gegen ſie überhaupt nicht gegeben 
ſei oder ſich auf die von den Sachverſtändigen für angemeſſen erachtete Min⸗ 
derung des Preiſes beſchränke. Nach Ablieferung der Kartoffeln ſollte ein 
Streit über die Auslegung des Abkommens, über das Vorhandenſein von 
Mängeln und ihre Bedeutung und über die Beweislaſt nicht mehr ſtattfinden 
können. Deshalb hatte ſie die Klägerin verpflichtet, die Kartoffeln am Verlade⸗ 
orte nicht nur abzunehmen, ſondern auch zu prüfen und, falls ſie rügte, durch 
Sachverſtändige unterſuchen zu laſſen. Daß dieſe Vertragbeſtimmungen 
beobachtet wurden, daran hatte die Beklagte alſo ein ſehr erhebliches Inter⸗ 
eſſe. Unter dieſen Umſtänden ijt es nicht rechtsirrig, wenn das Berufungs⸗ 
gericht die Abnahme und die Unterſuchung der Ware im vorliegenden Falle 
nicht als Nebenleiſtungen anſieht, ſondern wegen ihrer Bedeutung für die 
Verkäuferin zu den Hauptverpflichtungen der Klägerin rechnet. Da es weiter 
einwandfrei feſtſtellt, daß die letztere mit der Abnahme und Unterſuchung 
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der Kartoffeln in Verzug geraten fei und die ihr in Gemäßheit des § 326 BGB. 
geſetzte Friſt ungenutzt habe verſtreichen laſſen, war die Rücktritterklärung 
der Beklagten v. 16. Febr. 1915 begründet und geeignet, die Klage zu Falle 
zu bringen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 1. März 1918. B. w. K. (OLG. 
Poſen). III. 506. 17. Auch in Entſch. 92 Nr. 65 S. 268. 


202. Auslegung der Vertragbeſtimmung eines Inſeratenauftrags: 
„Das Siſtierungsrecht im Sinne des Geſetzes behalten wir uns vor.“ 
BGB. 58 631. 133. 157. | 
Die Beklagte erteilte im März 1914 der Klägerin einen Inſeratenauftrag, 
wonach fie fic) verpflichtete, in der Zeit vom 1. Juli 1914 bis zum 30. Juni 
1916 4285 Reklamezeilen in die Zeitung der Klägerin einrücken zu laſſen. Da⸗ 
für wurde ein Geſamtpreis von 7000. vereinbart. Die Beklagte hatte in 
den Vertrag die Beſtimmung aufgenommen: „Das Siſtierungsrecht im Sinne 
des Geſetzes behalten wir uns vor.“ Mit Schreiben v. 5. Aug. 1914, das die 
Klägerin unbeantwortet ließ, zeigte ſie dieſer an, daß ſie infolge kriegeriſcher 
Verwickelungen von ihrem Vorbehalte Gebrauch mache und den Inſertions⸗ 
auftrag bis auf weitere Mitteilung ſiſtiere. Die Klägerin widerſprach zunächſt 
nicht, mahnte aber ſchließlich mit Schreiben v. 24. Okt. 1916 an Vertrag⸗ 
erfüllung. Sie forderte demnächſt im Klagewege den vereinbarten Preis von 
7000. nebſt Zinſen, wurde jedoch in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beklagte hat ihrem über zwei Jahre ſich erſtreckenden Inſeraten⸗ 
auftrage die Klauſel beigefügt, daß ſie ſich das Siſtierungsrecht im Sinne des 
Geſetzes vorbehalte und die Klägerin hat ſich ihr bei der Annahme des Auf⸗ 
trags in ihrem Briefe v. 28. März 1914 unterworfen. Da ſich die Parteien 
über die Bedeutung jener Klauſel ſtreiten, iſt auf dem Wege der Auslegung 
unter Rückſichtnahme auf Treu und Glauben im Verkehr und auf eine in den 
beteiligten Kreiſen etwa beſtehende Verkehrsſitte ihr Sinn zu ermitteln (§§ 133, 
157 BGB.). Soviel iſt ohne weiteres klar, daß ſich die Beklagte mit der Klauſel 
das Recht hat vorbehalten wollen, beim Eintritte gewiſſer Vorausſetzungen 
die Aufgabe der unter den Vertrag fallenden Reklameanzeigen auf Zeit ver⸗ 
ſchieben zu dürfen. Die Klägerin meint nur, daß ſich die Beklagte nach dem 

Wortlaute ihrer Erklärung ein Siſtierungsrecht, alſo ein zeitweiſes Ruhen ihrer 
Pflicht zur Vertragerfüllung, ausſchließlich für die im Geſetze vorgeſehenen 
Fälle habe vorbehalten wollen. Daß dies nicht der Vertragwille der Be⸗ 
klagten geweſen ſein kann, muß ſich die Klägerin ohne weiteres von ſelbſt 
geſagt haben. Denn das geſchriebene Geſetz hat bei der Regelung der Beſtim⸗ 
mungen über den Werkvertrag ein ſolches Siſtierungsrecht des Beſtellers 
nicht vorgeſehen und der Fall einer zeitweiligen Unmöglichkeit der Erfüllung 
N 23* 
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ſeitens des Beſtellers kann bei einem Vertrage der vorliegenden Art nicht vor⸗ 
kommen. Nur darum kann es ſich handeln, daß der Auftraggeber aus anderen 
Gründen von ſeiner Erfüllungspflicht zeitweilig befreit ſein will. Hat man 
hiervon auszugehen, jo darf der Zuſatz ‚im Sinne des Geſetzes' ohne Zwang 
dahin verſtanden werden, daß ſich die Beklagte ein Siſtierungsrecht inſoweit 
vorbehalten wollte, als es das Geſetz zuläßt. Sie beanſpruchte alſo nicht ein 
von ihrer bloßen Willkür abhängiges Siſtierungsrecht, ſondern ein ſolches, 
das mit Treu und Glauben im Verkehre verträglich iſt und im Rechtsverkehre 
nach Anſchauung der Geſchäftswelt Anerkennung findet. Innerhalb dieſer 
Grenzen aber hält fie ſich, wenn fie nach ihrer im Prozeſſe gegebenen Erläu- 
terung mit ihrem Vorbehalte den Vertragwillen hat zum Ausdruck bringen 
wollen, daß wichtige eigenwirtſchaftliche Gründe, die eine Reklame nicht rät⸗ 
lich, ja zwecklos erſcheinen laſſen, wie es bei Streiks, Feuersbrunſt, Krieg 
oder ſonſtigen als höhere Gewalt ſich darſtellenden Ereigniſſen vorkommen 
kann, ſie bis zum Wegfall dieſer Gründe zu einer zeitweiſen Ausſetzung der 
Zeitungsreklame berechtigen ſollen. 

Vom Standpunkt der Beklagten aus betrachtet, hätte ein ſolcher Ver⸗ 
tragwillen durchaus verſtändige Erwägungen zur Grundlage, die die Billi⸗ 
gung eines jeden unbefangen urteilenden Kaufmanns finden müſſen. Denn 
wenn einen Kaufmann Ereigniſſe von nicht bloß vorübergehender Dauer 
und Nachwirkung zu einer Einſchränkung oder zeitweiſen Stillegung ſeines 
Fabrikationsbetriebes nötigen, anhaltender Warenmangel ihn außerſtande⸗ 
ſetzt, die geſteigerte Nachfrage zu befriedigen, die ihm eine Reklame vermutlich 
einbringen würde, oder wenn alle Wettbewerber, die es ſonſt durch Reklame 
zu bekämpfen galt, vom Markte vorübergehend verſchwinden, ſo fallen für 
ihn alle Beweggründe für eine Reklame weg, und deren Koſten würden in 
jeinen Augen als eine zweckloſe und deshalb kaufmänniſchen Grundſäten 
zuwiderlaufende Ausgabe erſcheinen, weil der einzige Zweck der Reklame 
doch nur darauf abzielt, zur Aufrechterhaltung und Steigerung des Umſatzes 
die Kaufluſt anzuregen und die Konkurrenz zu bekämpfen. Da die Beklagte 
ihren Vorbehalt nur auf ſolche betriebs- und handelsſtörende oder ſonſtige 
außergewöhnliche Ereigniſſe ſtützen will, deren Abwendung außer ihrer Willens⸗ 
macht und außerhalb jeder Berechnung ſteht, kommt er nach Grund und Zweck 
der in der Handelswelt allgemein üblichen Kriegsklauſel äußerſt nahe. 

Daß die Klauſel von der Beklagten in dem von ihr angegebenen, mit 
dem Wortlaute wohl vereinbarten Sinne gemeint geweſen ſei, kann auch der 
im Geſchäftsleben ſtehenden Klägerin nicht unerkannt geblieben ſein. Denn 
die Beklagte vermag ſich ſogar auf eine im Inſeratenweſen beſtehende gleiche 
Verkehrsſitte zu berufen. Nach dem Gutachten iſt es nichts Außerge wöhn⸗ 
liches, daß ſich der Auftraggeber bei der Erteilung eines umfangreichen Anzei⸗ 
genauftrags das Recht einer zeitweiligen Siſtierung porbehält, und daß eine 
ſolche vom Zeitungsverleger bewilligt wird. Der Sachverſtändige ſetzt aller⸗ 


203. Maklervertrag. 333 


dings einſchränkend hinzu, daß ſich keine allgemeine Regel darüber ausgebil⸗ 
det habe, bis zu welcher Zeitgrenze ein ſolches Aufſchiebungsrecht zuläſſig 
ſei, und daß ihm von einer allgemein anerkannten Übung dahin, daß einem 
Auftraggeber das Recht zugeſtanden werde, die Ausführung eines Inſeraten⸗ 
auftrags nach ſeinem Gutdünken hinauszuſchieben, nichts bekannt ſei. Letz⸗ 
teres Verlangen ſtellt indes die Beklagte gar nicht mit ihrer Klauſel, fie bean 
ſprucht eine Siſtierung nur auf die Zeitdauer des Beſtehens derjenigen Gründe, 
die eine Unterbrechung der Reklame geboten erſcheinen ließen. Nicht dagegen 
hat der Sachverſtändige ein Beſtehen der von der Klägerin behaupteten Übung 
beſtätigt, daß ein Zeitungsverleger ſich auf eine Siſtierung nur in dem Um— 
fange einzulaſſen pflege, als es mit ſeinen eigenen wirtſchaftlichen Intereſſen 
vereinbar ſei, und daß demzufolge bei der Ermittlung deſſen, was in einem 
Falle der vorliegenden Art als vereinbart zu gelten habe, die Intereſſen beider 
Teile in gleichem Maße berückſichtigt werden müßten. Das Beſtehen einer 
ſolchen Handelsübung hat im übrigen auch nicht einmal eine Vermutung für 
ih. Es liegt im Weſen des kaufmänniſchen Handelsbetriebes, daß der Kauf⸗ 
mann nur um des eigenen Vorteils willen Geſchäfte abſchließt und ſeine 
Vertragsanträge ſo ſtellt, wie ſie ſeinen eigenen Intereſſen am beſten dienen, 
dabei abwartend, ob der Vertraggegner die zur Wahrung ſeiner entgegen- 
ſtehenden Intereſſen dienenden Maßnahmen durch Stellung eines Gegen— 
antrags treffen will oder nicht. Die Klägerin hat aber im vorliegenden Falle 
eine zeitliche Einſchränkung des Vorbehalts nicht verlangt, ſondern den Ver⸗ 
trag ſo angenommen, wie er ihr von der Beklagten angeboten wurde. Auf 
Grund vorſtehender Erwägungen iſt das Berufungsgericht zu der Feſtſtellung 
gelangt, daß die Parteien durch die Aufnahme der Siſtierungsklauſel in ihren 
Vertrag dahin übereingekommen ſind, daß die Beklagte das Recht haben ſoll, 
aus eigenwirtſchaftlichen wichtigen Gründen die Hinausſchiebung von Reklame- 
aufträgen auf fo lange zu fordern, bis ſich dieſe Gründe erledigt hätten. —— —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Senat) v. 14. März 1918. H. w. T. R. 

1. O. 28/17. . F—ch. 


203. Bedeutung der Klaufel „rein netto“, mit der einem Makler die 
| Ware an die Hand gegeben wird, 
BGB. §§ 652; 157. 

Die Klägerin vermittelte zwiſchen der Beklagten und dritten Firmen 
den Abſchluß dreier Geſchäfte, die nicht in Ordnung gegangen ſind, zwei, 
weil infolge ausländiſchen Ausfuhrverbotes keine Lieferung erfolgte, das 
dritte nicht, weil der Käufer die Ware als mangelhaft zur Verfügung ſtellte. 
Die Klägerin verlangte Zahlung von 1010. % Proviſion. Die Beklagte wandte 
ein, daß die Klägerin, da ihr die Waren rein netto an die Hand gegeben ſeien, 
darauf beſchränkt ſei, aus dem von ihr zu erzielenden Überpreife einen Ge⸗ 
winn zu erzielen. Da der Preis nicht eingegangen ſei, habe ſie daher keinen 
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Gewinnanſpruch und könne nicht, wie fie es verſuche, den Überpreis als Pro- 
viſion geltend machen. Die Beklagte wurde antragmäßig verurteilt. Aus 
den Gründen: 0 

„Wenn einem Makler die Ware „netto“ an die Hand gegeben, er alſo ge⸗ 
zwungen iſt, ſeinen Verdienſt durch einen Aufſchlag zum Preiſe zu ſchaffen, 
ſo ſind, wie die Sachverſtändigen übereinſtimmend bekunden, zwei Fälle zu 
unterſcheiden. Entweder macht der Makler nämlich den Überpreis nur in Höhe 
der üblichen Courtage, und dann hat er ſeinem Auftraggeber gegenüber einen 
von der Abwickelung des Geſchäfts unabhängigen Anſpruch auf. Vergütung 
des Überpreiſes, oder der Makler macht einen höheren Überpreis, dann iſt 
er am Gewinn beteiligt und ſein Anſpruch iſt von der Erzielung des Gewinns 
abhängig. | 

Wie die Sachverſtändigen ferner übereinſtimmend bekunden, hat ſich die 
Praxis, dem Makler in dieſer Weiſe Ware „netto“ an die Hand zu geben, 
im weſentlichen erſt im Laufe des Krieges gebildet; fie hat ihre Urfache in der 
völligen Verſchiebung der Intereſſentengruppen und der Unberechenbar⸗ 
keit der zu erzielenden Preiſe, und die verſchiedene Behandlung der Fälle 
findet ihren Grund darin, daß der Makler, der einen höheren Aufſchlag als die 
übliche Proviſion macht, mit dem größeren Riſiko, nicht zum Abſchluß zu kom⸗ 
men, auch die Chance eines entſprechend größeren Gewinnes hat, während 
der Makler, der ſich in den Bahnen des regulären Geſchäfts bewegt und nur 
den Betrag der üblichen Proviſion aufſchlägt, unter keinen Umſtänden um⸗ 
ſonſt arbeiten ſoll und will. 

Das Gericht ſchließt ſich dieſer wohl verſtändlichen Auffaſſung an und 
ſtellt daher als verkehrsüblichen Sinn der Vereinbarung, daß einem Makler 
Ware „netto“ an die Hand gegeben wird, feſt, daß der von ihm erzielte Über- 
preis rechtlich den Charakter der Proviſion dann hat, wenn der Überpreis 
der Höhe der üblichen Proviſion entſpricht. Da das hier der Fall iſt, 
iſt der Anſpruch der Klägerin infolge des Vertragabſchluſſes begründet. Der 
Umſtand, daß die Geſchäfte nicht zur Abwickelung gelangt ſind, berührt den 
Anſpruch nicht, im beſonderen iſt es auch gleichgültig, daß die Abwickelung 
des Sahnegeſchäfts infolge des Verbotes, ausländiſche Sahne in den Ver⸗ 
kehr zu bringen, unmöglich geworden ſein ſoll.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 31. Mai 1918. C. St. & Sohn 

w. Ver. Olief. Bf. III 208/17. Nö. 


204. Suftandefommen des Vergleichs trotz mangelnder Übereinftimmung 
des inneren Willens der Beteiligten. 
Vgl. 70 Nr. 235. 
BGB. §§ 779, 154, 
Der Beklagte hatte von der Klägerin Eſchenholz auf dem Stamme ge- 
kauft. Zwecks Beilegung des über die Höhe des Kaufpreiſes entſtandenen 
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Streites fanden mehrfache Beſprechungen zwiſchen dem Bruder dar Klägerin 
und dem Beklagten ſtatt, wobei von einem Preisnachlaſſe bis auf etwa 
3600 % geſprochen wurde. Am 27. April 1916 bot die Klägerin durch den 
Juſtizrat D. brieflich dem Beklagten einen Vergleich dahin an, daß ſie auf die 
Mehrforderung von 307,40. verzichten wollte, wenn der Beklagte die Hölzer 
bis zum 1. Mai 1916 abnehmen und ihr 3600 % zahlen würde. Der Be⸗ 
klagte erklärte ſich zur Hinterlegung von 3600 % bei der G. er Bank beteit, 
D. lehnte die angebotene Hinterlegung ab und forderte Zahlung der ganzen 
Summe. Am 4. Mai 1916 kamen die Parteien bei einer zufälligen Begeg⸗ 
nung auf die Angelegenheit zu ſprechen. Der Beklagte ſagte, er habe doch 
„das Geld“ (oder „die 3600.46”) bei der G.er Bank hinterlegt. Die Klägerin 
erwiderte, ſie wolle mit dieſer Bank nichts zu tun haben, ſie wolle das Geld 
auf die Cer Bank in R. haben. Der Beklagte erwiderte, er wolle das Geld 
dorthin überpeiſen laſſen. Die Klägerin gab ſich damit zufrieden und geſtattete 
die Abfuhr der Hölzer. Von dem 3600 M6 überſteigenden Betrage wurde hier⸗ 
bei nicht geſprochen. Die Klägerin klagte auf Zahlung von 3907,40 % Kauf⸗ 
preis abzüglich der am 8. Mai 1916 bezahlten 3600 % . Die Klage wurde 
in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.-Urteils: 
„Nach den Zeugenausſagen hat der Beklagte damals nicht behauptet, 
daß ſchon ein in allen Punkten fertiger Vergleich vorliege. Er hat der Klä⸗ 
gerin nur vorgeſtellt, daß er ‚Das Geld‘ oder ‚Die 3600 M‘ — das war die Ver⸗ 
gleichſumme, die D. in ſeinem Briefe v. 27. April 1916 als Vergle ichſumme 
genannt hatte — bei der G.er Bank hinterlegt habe. Dieſe Angabe entſprach 
auch der Wahrheit. Die Klägerin hat damals dagegen nur ausgeſtellt, ſie wolle 
das Geld auf die C.er Bank in R. haben. Das durfte der Beklagte nach Treu 
und Glauben im Hinblick auf ſeine Verhandlungen mit den von der Klägerin 
in der Sache beauftragten und bevollmächtigten Perſonen als endgültige 
Zuſtimmung zu dem angebahnten Vergleich auffaſſen und insbeſondere 
auf die Summe beziehen, die D. als Ausgleich angeboten hatte, wennſchon es 
auf Grund dieſes Angebots nicht zum Vergleich gekommen war. In dieſem 
Sinne muß daher die Klägenn ihre Außerung gegen fich gelten laſſen. Daß 
der Beklagte die Klägerin tatſächlich ſo verſtanden hat, ergibt ſich aus ſeiner 
Erwiderung, er wolle dann das Geld auf die C.er Bank überweiſen laſſen. 
In dieſen perſönlichen Außerungen der Parteien liegen ausreichend beſtimmte 
und klare Erklärungen vor, ſo daß auch durch die etwaige Nichtübereinſtimmung 
des beiderſeitigen inneren Willens das Zuſtandekommen des Vergleichs nicht 
gehindert wurde und von einem den Vertragabſchluß rechtswirkſam aus⸗ 
ſchließenden verſteckten Mangel der Willenseinigung nicht geſprochen werden 
kann. Daß der Beklagte die 3600 % auf Grund der perſönlichen Verhandlung 
mit der Klägerin auf die von ihr gewünſchte Bankſtelle überwieſen, und daß die 
Klägerin das Geld noch vor der Klagzuſtellung erhalten hat, iſt nicht ſtreitig.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 27. Mai 1918. P. w. W. 2. O. 14/18. Ch. 
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205. Haftung des überlebenden Ehegatten für ſeine auf Fahrläſſigkeit 
beruhende Unkenntnis der Überſchuldung des Geſamtguts. 
BGB. §§ 1489 Abſ. 2; 1980. 

Die beklagte Witwe hat mit ihrem am 5. März 1915 verſtorbenen Ehe⸗ 
mann in allgemeiner Gütergemeinſchaft gelebt. Nach dem Tode ihres Mannes 
ſetzte ſie die Gütergemeinſchaft mit ihren Kindern fort. Auf die Klage der 
Klägerin wurde ſie als alleinige Inhaberin der Firma ihres verſtorbenen 
Mannes und als Repräſentantin der mit ihren Kindern fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft verurteilt, der Klägerin 4043,20 .f€ nebſt Zinſen zu zahlen. 
Zugleich wurde ihr die Geltendmachung der Beſchränkung ihrer Haftung 
auf den Nachlaß ihres verſtorbenen Mannes vorbehalten. | 

Der Antrag der Beklagten auf Eröffnung des Konkursverfahrens über 
das Geſamtgut wurde wegen unzureichender Maſſe abgelehnt. Mit der 
im März 1917 erhobenen Klage machte die Klägerin einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch gegen die Beklagte zur Höhe von 1951,80 M geltend, weil die 
Beklagte die vorhandenen Mittel des Nachlaſſes nach ihrem Gutdünken 
unter einzelne Gläubiger verteilt habe, ohne die klägeriſche Forderung zu 
berückſichtigen. Dieſe Klage hatte in beiden Inſtanzen Erfolg: Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: 

„Nach § 1489 Abſ. 1 BGB. haftet der überlebende Ehegatte für die Ge⸗ 
ſamtgutverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (der Regel nach) 
perſönlich. Soweit jedoch die perſönliche Haftung den überlebenden Ehe— 
gatten nur infolge des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft trifft — 
wie in dem vorliegenden Streitfalle —, finden nach § 1489 Abſ. 2 BGB. 
die für die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. Demnach hatte Beklagte die Vor— 
ſchriften des § 1980 BGG. zu befolgen, woſelbſt es heißt: „Beantragt der 
Erbe nicht unverzüglich, nachdem er von der Überſchuldung des Nachlaſſes 
Kenntnis erlangt hat, die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes, ſo iſt er den 
Gläubigern für den daraus entſtehenden Schaden verantwortlich.“ Ferner: 
„Der Kenntnis der Überſchuldung ſteht die Auf Fahrläſſigkeit beruhende 
Unkenntnis gleich. Als Fahrläſſigkeit gilt es insbeſondere, wenn der Erbe 
das Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht beantragt, obwohl er Grund 
hat, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten anzunehmen.“ 

Die Beklagte hat dieſe Vorſchriften unbeachtet gelaſſen und ſich dadurch 
der Klägerin ſchadenerſatzpflichtig gemacht. Zwar hat die Beklagte verſichert, 
daß ſie beim Ableben ihres Ehemannes von der klägeriſchen Forderung 
keine Kenntnis gehabt habe, auch mag unterſtellt werden, daß das an 
ihren Ehemann gerichtete Mahnſchreiben der klägeriſchen Anwälte vom 
4. März 1915 erſt „nach Abwickelung des Nachlaſſes“ in ihre Hände ge- 
langt ſei. Dennoch kann der Beklagten der Vorwurf nicht erſpart werden, 
daß ihre Unkenntnis auf Fahrläſſigkeit beruht hat. 


206. Pflichtteil. 337 


Die Beklagte hat, wie nicht ſtreitig iſt, im Laufe des Vorprozeſſes 
der Klägerin eine Aufſtellung über den Nachlaß ihres Ehemanns vorgelegt, 
aus welcher ſich ergab, daß die Aktiva 6985 % und die Paſſiva 8573 . 
betrugen, ſo daß ſchon hiernach der Nachlaß überſchuldet war. Be— 
klagte hatte daher, zumal ihr Mann ein kaufmänniſches Geſchäft betrieb, 
allen Grund, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten an⸗ 
zunehmen. Anſtatt nun ein Aufgebot der Nachlaßgläubiger zu beantragen, 
hat Beklagte die Unvorſichtigkeit begangen, die vorhandenen Aktiva des 
Nachlaſſes unter Zuhilfenahme eigener Mittel nur zur Befriedigung der 
ihr bekannten Gläubiger zu benutzen, wie ſie ſelbſt angeführt hat. Für 
den der Klägerin dadurch erwachſenen Schaden iſt die Beklagte verantwortlich. 
Klägerin hat ihren Schaden auf 40% ihrer Geſamtforderung von 4879,52 A, 
d. i. auf 1951,80 % berechnet. Da Beklagte auf dieſe Berechnung nicht 
näher eingegangen iſt und es wohl glaublich erſcheint, daß Klägerin im 
Konkurſe mit 40 % zum Zuge gekommen wäre, iſt das Urteil des Land— 
gerichts zu Recht ergangen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 11. Juni 1918. C. & St. 
w. Witwe M. Bf. III. 407/17. Nö. 


206. Für die Notwendigkeit der Erbſchaftsausſchlagung im Falle des 
§ 2306 BGB. iſt das Verhältnis zwiſchen dem Werte des Hinter- 
laſſenen und dem rechneriſchen Betrage des Pflichtteils unter Berüd- 
ſichtigung der Ausgleichungs⸗ und Anrechnungspflicht maßgebend. 
Vgl. 65 Nr. 13. 
BGB. § 2306. 

Nach dem Teſtament des 1914 geſtorbenen Vaters der Klägerin 
find dieſe und ihre Kinder zu je /, die beiden Schweſtern der Klägerin 
zu je ½ als Erben berufen. Der Erblaſſer hat ferner angeordnet, daß 
der Erbteil der Klägerin gemäß § 2338 BGB. nach ihrem Tode an thre 
Kinder als Nacherben fallen, und daß die Verwaltung ihres Erbteils, 
ſolange ihr Ehemann lebe, von dem ernannten Teſtamentsvollſtrecker 
oder von einem beſonderen gerichtlichen Pfleger geführt werden ſolle. 
Den Ehemann der Klägerin hatte er von der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Erbteils ſeiner Frau und ſeiner Kinder ausgeſchloſſen. 
Endlich hatte der Erblaſſer verſchiedene Vermächtniſſe ausgeſetzt. Die 
Klägerin hat die Erbſchaft aus dieſen letztwilligen Verfügungen ihres 
Vaters ausgeſchlagen und verlangt von ihren Schweſtern den Pflichtteil. 

Die Beklagten haben eingewendet: Der der Klägerin hinterlaſſene 
Erbteil überſteige nicht die Hälfte ihres geſetzlichen Erbteils. Es liege 
deshalb der Fall des § 2306 Abſ. 1 S. 1, nicht derjenige des Satzes 2 vor. 
Die Klägerin habe daher durch die Ausſchlagung der Erbſchaft einen 
Pflichtteilsanſpruch nicht erlangt. 
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Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Die Reviſion der 
Klägerin hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Klägerin hatte geltend gemacht, infolge der ihr nach §§ 2315, 
2316 BGB. obliegenden Ausgleichungs⸗ und Anrechnungspflicht bleibe ihr 
Pflichtteil hinter der Hälfte des geſetzlichen Erbteils zurück. Infolgedeſſen 
ſei der ihr hinterlaſſene Erbteil größer als ihr Pflichtteil. Im § 2306 
Abſ. 1 fei aber unter der „Hälfte des geſetzlichen Erbteils“ der Pflicht- 
teil verſtanden. Es liege daher der Fall des Abſ. 1 Satz 2 vor, ſo daß 
ſie habe ausſchlagen müſſen, um den Pflichtteil frei von den angeordneten 
Beſchränkungen und Beſchwerden zu erhalten. Dagegen vertraten die 
Beklagten die Auffaſſung, daß die lediglich für die ziffermäßige Berech⸗ 
nung des Pflichtteils beſtimmten Vorſchriften der §§ 2315 und 2316 bei 
Bemeſſung der Hälfte des geſetzlichen Erbteils im Sinne des § 2306 
unberückſichtigt bleiben müßten. — — 

Das Landgericht hat den Standpunkt der Beklagten gebilligt. Es 
führt aus: Das Geſetz unterſcheide offenbar zwiſchen dem Pflichtteil, den 
es der Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils gleichſetze und für 
deſſen ziffermäßige Berechnung es in den §§ 2315 ff. beſondere Beſtimmungen 
enthalte einerſeits, und der Hälfte des geſetzlichen Erbteils anderſeits (88 2305, 
2306, 2316 bf. 2). Insbeſondere § 2316 Abſ. 2 zeige deutlich, daß 
das Geſetz Fälle kenne, in denen der Pflichtteil größer ſei als die Hälfte 
des geſetzlichen Erbteils. Bei Bemeſſung der Höhe der Hälfte des geſetz⸗ 
lichen Erbteils ſeien deshalb die lediglich für die Ermittlung des Pflicht⸗ 
teilsbetrages berechneten Vorſchriften der §§ 2315 ff. unbeachtet zu 
laſſen. Unter Erbteil bzw. Hälfte des Erbteils ſei vielmehr nicht ein 
ziffermäßig den Erben zukommender Betrag, ſondern, entſprechend den 
Vorſchriften in den §§ 19222, 19244 20332, 2047 der Anteil des 
Miterben, d. h. die ihm zuſtehende Erbquote zu verſtehen, und die 
Frage, ob ein Fall des Satzes 1 oder des Satzes 2 des § 2306 Abf. 1 
vorliege, entſcheide ſich lediglich nach der Höhe dieſer Quote. 

Das Oberlandesgericht hat dieſe Begründung zu der ſeinigen gemacht. 
Mit Recht wird dieſe Anſicht von der Reviſion bekämpft. Es kann zwar 
nicht in Abrede geſtellt werden, daß ſie den Wortlaut des Geſetzes für 
ſich hat. Aber dem Sinne des Geſetzes wird ſie in einem Falle wie 
dem vorliegenden nicht gerecht. Die §§ 2305 bis 2308 ſollen Vorſorge 
treffen für den Fall, daß ein Pflichtteilsberechtigter von der Erbfolge nicht 
durch Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen (§ 2303), ſondern mit 
Zuwendungen bedacht iſt, die dem Werte nach hinter dem Werte des Pflicht⸗ 
teils zurückbleiben oder bei denen dies wenigſtens möglich iſt (Fall des 
§ 2306 Abſ. 1 Satz 2). Es ſoll dem Pflichtteilsberechtigten auch in dieſen 
Fällen der Wert ſeines Pflichtteils unter allen Umſtänden gewährleiſtet 
werden (dgl. Mot. zu 88 1979—1981 E. I. Bd. V. S. 391 ff.). Es iſt aber 
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kein Grund dafür erſichtlich, weshalb dem Pflichtteilsberechtigten in einem 
ſolchen Falle mehr als der Wert ſeines Pflichtteils zukommen ſoll. Das 
würde aber der Fall ſein können, wenn man unter der Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils in jedem Falle die reine Erbſchaftsquote verſtehen wollte. Denn 
deren Wert iſt nach dem tatſächlichen Nachlaßbeſtande zu berechnen, 
ergibt alſo, wenn der Pflichtteilsberechtigte anrechnungsgpflichtig iſt, gegenüber 
dem Werte des ihm geſetzlich zuſtehenden Pflichtteilsanſpruchs ein Mehr 
und kann, auch wenn er nur ausgleichungspflichtig iſt, ein Mehr ergeben. 
Dieſe Folge widerſpricht dem geſetzgeberiſchen Gedanken. — — Es muß 
vielmehr angenommen werden, daß das Geſetz, wenn es in den §§ 2305, 
2306 von der Hälfte des geſetzlichen Erbteils ſpricht, nur den regelmäßigen, 
in dem unmittelbar vorhergehenden § 2303 geregelten Fall im Auge hat, 
daß der Pflichtteil der Hälfte des geſetzlichen Erbteils gleichkommt. Das 
findet Beſtätigung in der Entſtehungsgeſchichte. 

Zugegeben werden kann dem Landgericht, daß die rechtzeitige Feſt⸗ 
ſtellung desjenigen Betrages, auf den ſich der Pflichtteil bei Berückſichtigung 
der Abrechnungs⸗ und Ausgleichungspflicht ſtellt, unter Umſtänden Schwierig⸗ 
keiten machen kann, insbeſondere ſoweit die von den Miterben des Pflichtteils⸗ 
berechtigten auszugleichenden Beträge in Frage kommen. Allein ähnliche 
Schwierigkeiten ſind in allen Fällen, wo Ausſchlagung der Erbſchaft in 
Frage kommt, möglich und können ſich gerade angeſichts der geſetzlichen 
Regelung im § 2306 beſonders in den nicht ſeltenen Fällen ergeben, in 
denen der Erblaſſer den Willen, den Pflichtteilsberechtigten zum Erben 
einzuſetzen, dadurch zum Ausd ruck gebracht hat, daß er ſeinen Nachlaß 
im einzelnen vergeben hat, und es deshalb zur Ermittkung der Erbſchafts⸗ 
bruchteile noch einer Rechnungsoperation bedarf, die das Verhältnis jener 
Einzelzuwendungen zum Gefamtwerte des Nachlaſſes klarſtellt. 

Ob und inwieweit dann, wenn der pflichtteilsberechtigte Erbe die 
Erbſchaft vom Standpunkte des § 2306 BGB. aus zu Unrecht angenommen 
oder ausgeſchlagen hat, durch Anfechtung Abhilfe geſchaffen werden kann, 
iſt hier nicht zu unterſuchen. 

Richtig iſt, daß an den vom Landgericht zitierten Stellen in Literatur 
und Rechtſprechung (Rechtfpr. OLG. 11, 261; Seuff A. 65. Nr. 13; Staudinger 
8 zu 2306, Planck 1 desgl.) und auch ſonſt angenommen wird, daß unter 
dem hinterlaſſenen Erbteil und der Hälfte des geſetzlichen Erbteils die 
Quote und nicht das Quantum zu verſtehen ſei. Allein an allen 
dieſen Stellen iſt die Frage, wie es bei Konkurrenz der Ausgleichungs⸗ 
und Anrechnungspflicht zu halten, überhaupt nicht Gegenſtand der Erörte⸗ 
rung geweſen, und daß für die übrigen Fälle die Auslegung richtig iſt, 
iſt nicht zu beſtreiten. a 
Daßoaber in Fällen, wie dem vorliegenden, nur von einer ſinngemäßen An⸗ 
wendung die Rede ſein kann, wird von verſchiedenen Schriftſtellern anerkannt. 
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Strohals, Erbrecht § 55 zu VIII Bd. I S. 472; Dernburgs, BR. V §110 IV 4; 
Plancks, Anm. 9 zu § 2315; Leonhard, Erbrecht III 2 zu § 2315. And. Anſicht 
Staudinger 5/6 VI zu § 2315. 

Dieſe ſinngemäße Anwendung kann aber, wie gezeigt, nur dazu 
führen, daß in Fällen, in denen der Pflichtteil wegen Anwendung der 
§§ 2315, 2316 größer oder geringer iſt als die Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils, der rechneriſche Betrag des Pflichtteils für die Frage 
maßgebend ſein muß, ob der zum Erben berufene Pflichtteilsberechtigte 
nach § 2306 Abſ. 1 ausſchlagen muß oder nicht. Nimmt man dies an, 
ſo befindet man ſich auch im Einklang mit den Gründen, die für die 
unterſchiedliche Behandlung der Fälle des Satzes 1 und des Satzes 2 
maßgebend geweſen find. Der Entw. 1 unterſchied im § 1981 nicht die 
beiden Fälle, wenn der dem Pflichtteilsberechtigten hinterlaſſene Erbteil 
mehr und wenn er nur ebenſoviel oder weniger beträgt als der Pflidjt- 
teil. Vielmehr ſollte der Berechtigte allemal ausſchlagen müſſen, wenn 
er mit den Belaſtungen nicht einverſtanden war. Dieſe Regelung erſchien 
der II. Kommiſſion künſtlich und gezwungen. Daß man, um das Mehr 
zu erhalten, erſt das empfangene Weniger ausſchlagen müſſe, werde — ſo 
meinte man — niemand verſtehen; die allgemeine Auffaſſung werde ſein, 
daß der Pflichtteilsberechtigte das Empfangene behalten und die auferlegten 
Beſchränkungen als unwirkſam behandeln dürfe. (Prot. V. 507/8). Eine 
Ausſchlagung ſollte deshalb dann nicht mehr nötig ſein, wenn dem Berechtigten 
nicht mehr als fein Pflichtteil zugewendet iſt. Die angeordneten Beſchrän⸗ 
kungen und Beſchwerden ſollten in dieſem Falle einfach geſtrichen werden. 

Es kommt hiernach darauf an, ob die Behauptung der Klägerin, 
daß bei Berückſichtigung der geſetzlichen Ausgleichnngspflicht und Anrechnungs⸗ 
pflicht ihr Pflichtteil hinter dem Werte des hinterlaſſenen Erbteils zurück⸗ 
bleibe, richtig iſt. Iſt dies der Fall, ſo hat ſie im Sinne des § 2306 Abſ. 1 
die Erbſchaft mit Recht ee und kann ihren Pflichtteil ver- 
langen. — — —" 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) vom 25. April 1912. H. (Kl.) 

w. R. u. Gen. (OLG. Naumburg) IV. 76/18. Auch in Entſch, 93 

Nr. 2 S. 3. 


207. Entlaſſung der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft; 
die 88 177 ff. BSB. finden auf die Vertretung der Aktiengeſellſchaft, 
ſoweit dieſe durch das Handelsgeſetzbuch geregelt iſt, keine Anwendung. 
— Vgl. 42 Nr. 237. 
HGB. §§ 243 Abſ. 4, 250; BGB. §§ 177, 180, 184. 

Im Jahre 1913 wurde der Kläger vom Aufſichtsrat der Beklagten 
auf die Dauer von 2 Jahren vom 1. Januar 1914 an zum Berater des 
Vorſtands und Reorganiſator des Unternehmens beſtellt. Die ihm hierbei 
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in Ausſicht geftellte Wahl zum Mitglied des Aufſichtsrats wurde durch 
Beſchluß der Generalverſammlung vom 29. Dezember 1913 vollzogen und 
die Amtsdauer auf die Zeit bis zur ordentlichen Generalverſammlung im 
Jahre 1916 beſtimmt. Auf Grund eines Beſchluſſes des Aufſichtsrats 
vom 18. Januar 1915 wurde dem Kläger das Dienſtverhältnis wegen des 
angeblichen Vorliegens wichtiger Auflöſungsgründe für ſofort gekündigt. 
Durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 10. Mai 1915 wurde die 
Beſtellung zum Aufſichtsratsmitglied widerrufen. Der Kläger glaubte hier⸗ 
durch ſeiner Rechte auf die ihm verſprochene Vergütung nicht verluſtig 
gegangen zu ſein und klagte auf Zahlung des Gehalts für die Zeit vom 
1. Auguſt 1914 bis Ende 1915. Das Ber.⸗Gericht ſprach dem Kläger das 
Gehalt bis zum 10. Mai 1915 zu. Die Reviſion der Beklagten, mit der 
Abweiſung des Gehaltsanſpruchs für die Zeit nach dem 18. Januar 1915 
begehrt wurde, war ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Reviſion ſucht der Kündigung des Aufſichtsrats vom 18. Januar 
1915 mit der Begründung Geltung zu verſchaffen, daß der Kläger als 
Berater und Reorganiſator „Delegierter“ des Aufſichtsrats, und daß dieſer 
daher zur Entlaſſung des Klägers aus jenem Amte befugt geweſen ſei. 
Die Rechtsanſchauung iſt unvereinbar mit der rechtlich unbedenklichen 
Anſicht des Berufungsgerichts, daß der Kläger Aufſichtsratsmitglied und 


als ſolches zugleich Berater und Reorganiſator war. Der Kündigung des 


Aufſichtsrats kann auch nicht unter dem Geſichtspunkt Rechtswirkſamkeit 
beigemeſſen werden, daß ſie die rechtsgeſchäftliche Handlung eines Ver⸗ 
treters ohne Vertretungsmacht darſtelle, die das für die Handlung zuſtändige 
Organ, die Generalverſammlung, durch den Beſchluß vom 10. Mai 1915 
mit rückwirkender Kraft genehmigt habe (§§ 180, 184 Abſ. 1 BGB.). Das 
Handelsgeſetzbuch hat die Vertretungsbefugniſſe der einzelnen Organe der 
Aktiengeſellſchaft dergeſtalt geregelt, daß zur Vertretung regelmäßig der 
Vorſtand und ausnahmsweiſe der Aufſichtsrat und die Generalverſammlung 
berufen ſind (vgl. Staub, HGB. Anm. 3 zu § 231). Die mit dieſer 
Abgrenzung bezweckte Sicherheit des Rechtsverkehrs würde weſentlich 
beeinträchtigt werden und es würde ſich eine Quelle von Streitigkeiten 
ergeben, wenn die vom Geſetz aufgeſtellten Vorſchriften durch die Beſtim⸗ 
mungen des BGB. über die Stellvertretung ohne Vertretungsmacht 
(§ 177 f.) durchbrochen würden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 9. April 1918. S. w. M. AG. G. 
(OLG. Stuttgart). III. 473/17. 
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II. Verfahren. 


208. Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit i. S. des 8 15 GG.“; 
Fuläſſigkeit des Rechtswegs für die Klage auf Einhaltung der zwiſchen 
einer preuß. Gemeinde und einer Straßenbahngeſellſchaft getroffenen 
Tarifvereinbarung. 
Vgl. 64 Nr. 200; 72 Nr. 180. 
GG. § 13; Preuß. Kleinbahngeſ. v. 28. Juli 1892 § 6. 

In dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrage vom 12. März 1901, 
in dem die Klägerin der Beklagten die Einwilligung zur Einführung des 
elektriſchen Betriebes auf ihrer innerhalb der Gemeinde U. liegenden Bahn⸗ 
ſtrecke erteilt und zugleich ihre Zuſtimmung zur Mitbenutzung der Straßen 
über die in einem früheren Vertrage feſtgeſetzte Zeit hinaus verlängert, 
ſind die von der Beklagten zu erhebenden Fahrpreiſe feſtgeſetzt. Seit 
dem 1. Juli 1916 erhob die Beklagte gemäß einem von der Auffichts- 
behörde genehmigten neuen Tarife höhere als die in dem Vertrage feſt⸗ 
geſetzten Fahrpreiſe. Die Klägerin klagte auf Unterlaſſung der Erhebung 
höherer als der vereinbarten Fahrpreiſe. Die Beklagte wendete die 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges ein. Das. Landgericht wies die Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges ab, das Berufungsgericht verwarf dagegen 
dieſe Einrede. 

Die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Klage bezweckt die Innehaltung der von den Parteien in dem 
Vertrage vom 12. März 1901 vereinbarten Beförderungsſätze, aber nicht 
im Widerſpruch gegen eine abweichende Feſtſetzung dieſer Preiſe durch 
die Aufſichtsbehörde, ſondern gegenüber dem von der Beklagten von ſich 
aus gefaßten Entſchluſſe, die Beförderungspreiſe zu erhöhen. 

Für den Klageanſpruch, wie er ſo ſich darſtellt, iſt der Rechtsweg 
zuläſſig, jedoch nicht, wie das Berufungsgericht annimmt, weil der Anſpruch 
ein rein zivilrechtlicher wäre, ſondern weil er, obwohl ein öffentlich- rechtlicher, 
doch als ein bürgerlich-rechtlicher im Sinne des § 13 GBG. anzuſehen ift. 

Der Anſpruch entſpringt einem Vertrage, der die Zuſtimmung der 
Klägerin zur Einführung des elektriſchen Betriebes auf der in ihrem Gebiete 
liegenden Bahnſtrecke der Beklagten und zur Benutzung ihrer Straßen 
über einen in früheren Verträgen feſtgeſetzten Zeitpunkt hinaus zum Gegen⸗ 
ſtande hat. Der Vertrag ſtellt ſich alſo als ein ſog. Zuſtimmungsvertrag 
nach § 9 des Kleinbahngeſetzes dar. Ein folcher Vertrag ijt aber, wie 
der erkennende Senat bereits in dem Urteile vom 12. Mai 1908 — RGeEntſch. 
68, 373 — ausgeſprochen hat, im weſentlichen ein öffentlich⸗rechtlicher — — — 
(wird näher ausgeführt). 

Erſcheint es nun auch nicht ausgeſchloſſen, daß einzelne Beſtimmungen 
dieſer öffentlich-rechtlichen Verträge eine privatrechtliche Natur haben, fo 
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gilt dies doch keinesfalls für die zwiſchen dem Straßenbahnunternehmer 
und dem Wegeunterhaltungspflichtigen, insbeſondere von Städten oder 
Landgemeinden, im Rahmen des Zuſtimmungsvertrages getroffenen Tarif⸗ 
vereinbarungen. — — Aus einer ſolchen Vereinbarung klagt hier die Klägerin, 
und ihr Anſpruch richtet ſich nicht auf irgendwelche an ihr Kämmereivermögen 
zu machende Leiſtung, ſondern auf die Innehaltung des Vertrags, auf Aufrecht- 
erhaltung der Beförderungsſätze, die ſie um ihrer Einwohnerſchaft willen mit der 
Beklagten vereinbart hat. Sie nimmt alſo lediglich öffentlich-rechtliche Intereſſen 
mit ihrer Klage wahr, und deshalb muß der Anſpruch als ein öffentlich- 
rechtlicher angeſehen werden. 

Der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit im Sinne des § 13 
GVG. deckt ſich aber nicht mit dem Begriff der zivilrechtlichen Streitigkeit 
und ſchließt nicht ſchlechthin ſolche Anſprüche aus, welche nach heutiger 
Auffaſſung als öffentlich-rechtliche angeſehen werden. Der Geſetzgeber hat 
den Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten als einen gegebenen, 
ungeachtet ſeiner Verſchiedenheit in den verſchiedenen Gebieten des Reiches 
im geſchriebenen oder ungeſchriebenen Rechte fixierten vorausgeſetzt — 
Begr. zu 8 2 Entw. GG., Hahn Materialien Bd. I S. 47 — und er 
hat, was hiernach als bürgerliche Rechtsſtreitigkeit galt und deshalb dem 
ordentlichen Rechtswege unterſtand, auch fernerhin als ſolche gelten laſſen 
wollen. Nicht das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, ſondern die Reichsgeſetze im 
allgemeinen, und, ſoweit dieſe darüber ſchweigen, die Landesgeſetze ent⸗ 
ſcheiden hiernach darüber, was als bürgerliche Rechtsſtreitigkeit anzuſehen 
iſt. In Ermangelung poſitiver Beſtimmung des einzelnen in Betracht 
kommenden Geſetzes iſt ſeiner Geſamtheit und der darin zum Ausdruck 
kommenden Rechtsauffaſſung, ſowie der zur Zeit ſeines Erlaſſes herrſchenden 
Rechtsübung zu entnehmen, ob die Streitigkeiten, zu denen die Anwendung 
des Geſetzes führen kann, der Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege 
unterliegen oder in anderer Weiſe, durch Entſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
behörden oder Verwaltungsgerichte, geſchlichtet werden ſollten. Der Mangel 
einer Anordnung der letzteren Art, der auch durch entſprechende Anwendung 
ſonſtiger die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichte regelnden Vorſchriften nicht ergänzt werden kann, wird da, wo 
mit der Entſtehung von Streitigkeiten notwendig gerechnet werden mußte, 
und wo die öffentliche Ordnung die Entſcheidung ſolcher Streitigkeiten 
unbedingt erfordert, regelmäßig dazu führen, die Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte, die Zuläſſigkeit des Rechtsweges zu bejahen, auch wenn es 


ſich um einen Anſpruch handelt, der nach heutiger Auffaſſung ein öffentlich⸗ 


rechtlicher iſt. Dies gilt beſonders dann, wenn zur Zeit des Erlaſſes des 
GVG. oder des beſonderen in Betracht kommenden ſpäteren Reichs⸗ oder 
Landesgeſetzes die öffentlich⸗rechtliche Natur des betreffenden Anſpruchs 
noch nicht allgemein anerkannt war. Die Rechtsauffaſſung über die 
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Scheidung von öffentlichem und Privatrecht hat ſich im Laufe der letzten 
Jahrzehnte weſentlich geändert. Mehr und mehr ſind Rechtsgebilde, die 
früher als privatrechtliche angeſehen wurden, als dem öffentlichen Rechte 
angehörig erkannt worden. Dieſer Wechſel der Auffaſſung kann unmöglich 
zur Folge haben, daß die Streitigkeiten aus ſolchen, früher als privat-rechtlich 
angeſehenen Rechtsgebieten nunmehr dem ordentlichen Rechtswege entzogen 
werden und damit jeder Rechtsſchutz für die betreffenden Anſprüche wegfällt. 
§ 13 GWG. muß hiernach dahin verſtanden werden, daß als bürgerliche 
Rechtſtreitigkeit anzuſehen iſt, was nach der zur Zeit der Erlaſſes des GVG. 
geltenden Rechtsauffaſſung oder nach der Auffaſſung des in Betracht kommen⸗ 
den ſpäteren Geſetzes durch die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden war. 
In dieſem Sinne aber iſt auch der hier erhobene Klageanſpruch ein 
blürgerlich⸗rechtlicher. In der Rechtſprechung wurden die Zuſtimmungsverträge 
zunächſt als privatrechtliche Mietverträge bezeichnet (vgl. beſonders RGeEntſch. 
40, 285); ſogar der Anſpruch auf Gewährung des in dem Zuſtimmungs⸗ 
vertrage vereinbarten Freifahrtſcheines für die Gemeindebeamten iſt in 
einem Urteil des Reichsgerichts vom 6. Febr. 1902 IV 421/01 als ein private 
rechtlicher erachtet, weil die Feſtſetzung des Entgelts nach § 6 des Klein- 
bahngeſ. Gegenſtand freier Vereinbarung der Vertragſchließenden ſei und 
nur beim Nichtzuſtandekommen einer ſolchen Vereinbarung die Vorſchrift 
des 87 Platz griffe. Bei der Beratung des Kleinbahngeſ. iſt nun allerdings 
die öffentliche Bedeutung der Unternehmen und die öffentlich- rechtliche 
Natur der Beſtimmungen nachdrücklichſt betont, nicht aber in der Abſicht, 
damit die Streitigkeiten, die aus dem Verhältniſſe zwiſchen den Wege⸗ 
unterhaltungspflichtigen und dem Unternehmer nach erteilter Zuſtimmung 
entſtehen könnten, allgemein dem Rechtswege zu entziehen. Nur für den 
Fall, daß die behördliche Ergänzung der Zuſtimmung des Unterhaltungs- 
pflichtigen eintreten muß, iſt in $ 7 Abſ. 2 beſtimmt, daß durch den Ergänzungs- 
beſchluß zugleich über die nach § 6 geſtellten Anſprüche unter Ausſchluß 
des Rechtsweges zu entſcheiden iſt. Darüber, wie Streitigkeiten aus einem 
zwiſchen den Beteiligten in freier Vereinbarung geſchloſſenen Vertrage, 
Streitigkeiten, die als unvermeidlich erkannt werden mußten, zu ſchlichten 
ſeien, enthält das Geſetz nichts. Die Zuſtändigkeit irgendwelcher Verwaltungs- 
behörden oder Verwaltungsgerichte dafür läßt ſich nicht begründen. Danach 
müſſen dieſe Streitigkeiten jedenfalls inſoweit als bürgerlich⸗rechtliche angeſehen 
werden, als ſie, wie der vorliegende, nicht über diejenigen Grenzen hinaus⸗ 
gehen, welche der Vertragfreiheit des Unternehmers vom Geſetze gezogen 
ſind.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 12. März 1918. C. er Straßenb, 
w. Stadtgem. N. (OLG. Düſſeldorf). III. 296/17. Auch in Entſch. 
92 Nr. 79 S. 310. 
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209. Keine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, wenn der aus⸗ 
wärtige Anwalt in einem gewöhnlichen Brief Auftrag zur Einlegung 
der Berufung erteilt, der Brief aber verſpätet eintrifft. 

Vgl. 36 Nr. 301; 44 Nr. 54; 45 Nr. 223; 48 Nr. 213. 214. 

BPO. § 233. 

Gegen das dem erſtinſtanziellen Progepbevollmadtigten des Klägers 
Rechtsanwalt W. in X. am 21. Dezember 1917 zugeſtellte Urteil hat 
Rechtsanwalt Dr. K. in München namens des Klägers mit Schriftſatz vom 
23. Januar 1918 Berufung eingelegt und gleichzeitig die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Notfriſt beantragt, 
indem er geltend machte, der vom 15. Januar 1918 datierte Auftrag 
des Rechtsanwalts W., gegen das Urteil Berufung einzulegen, ſei am 
16. des Mts. zur Poſt gegeben worden, aber erſt am 23. Januar in 
ſeinen, des Rechtsanwalts Dr. K., Einlauf gelangt. Dieſe Tatſachen 
hat der Anwalt des Klägers durch Vorlage des Briefumſchlags und ſeiner 
Handakten nachgewieſen. 

Der Wiedereinſetzungsantrag iſt unbegründet und die nach Ablauf 
der Notfriſt eingelegte Berufung unzuläſſig — §§ 233 ff., 516, 535 ZPO. 
Nach § 233 BRO. find unabwendbare Zufälle auch ſolche durch Menſchen 
herbeigeführte Umſtände, deren Abwendung durch Vorkehrungen, die mit 
dem zu erwartenden Erfolg in vernünftigem Verhältnis ſtehen, nicht möglich 
war. Die Anwendung der im Verkehr üblichen Sorgfalt, die Vermeidung 
jeden Verſchuldens genügt ſonach nicht, ſondern es iſt, wenn auch keine 
abſolute Unabwendbarkeit verlangt wird, erforderlich, daß auch das Außerſte 
nach Lage des einzelnen Falles vernünftigerweiſe zu erwartende Maß von 
Umſicht und Sorgfalt nicht imſtande geweſen wäre, die Einhaltung der 
Friſt zu ermöglichen (Stein, Kommentar zur ZPO § 233 Bem. II). Ein 
unabwendbarer Zufall in dieſem Sinne liegt hier nicht vor. 

Auch in normalen Zeiten muß damit gerechnet werden, daß ge⸗ 
wöhnliche Briefe zu Verluſt gehen oder erſt mit erheblicher Verzögerung 
dem Adreſſaten zugeſtellt werden, um ſo mehr in gegenwärtiger Zeit, wo 
erfahrungsgemäß Verſtöße und Unregelmäßigkeiten im Poſtbetrieb häu⸗ 
figer vorkommen. Rechtsanwalt W. hat deshalb, indem er den Brief an 
Rechtsanwalt Dr. K., der den Auftrag zur Berufungseinlegung enthielt, 
als gewöhnlichen und nicht als eingeſchriebenen Brief zur Poſt gab oder 
geben ließ, nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gehandelt. Wollte man 
aber auch die Überſendung des Auftrags mittels eingeſchriebenen Briefs 
nicht verlangen, ſo war doch erforderlich, daß Rechtsanwalt W. bezüglich 
des Empfangs des Briefes durch Rechtsanwalt Dr. K. Kontrolle übte 
und, wenn er von letzterem keine Empfangsbeſtätigung erhielt, ſich vor 
Ablauf der Berufungsfriſt von dem Eintreffen ſeines Briefes bei Dr. K. 


vergewiſſerte. In dieſer Hinſicht hat aber Rechtsanwalt W. De getan. 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 10. 
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Bei Anwendung jener Sorgfalt und Umſicht wäre die Einhaltung der 
Friſt möglich geweſen. .. 
Urteil des Oberlandesgerichts München (2. Senat) vom 20. April 1918. 
A. w. S. L. 43/18. F—z. 


210. Ausſetzung des Verfahrens wegen Kriegsteilnehmerfchaft der 
minderjährigen Prozeßpartei; offenbare Unbilligkeit der Ausſetzung im 
Unterhaltsprozeßd 
3PO. § 247; Kriegsſchutzgeſetz v. 4. Aug. 1914 §§ 2 Nr. 3, 9. 

Beide Parteien ſind minderjährig und durch Vormünder vertreten. 
Der Beklagte ſelbſt ſteht im Felde. Er wird mit der Klage als außer- 
ehelicher Erzeuger des Klägers von dieſem auf Unterhaltsleiſtung belangt 
und hat die exceptio plurium erhoben. Über dieſe Einrede ſind vor 
dem Amtsgericht Beweiſe erhoben worden. Nach der Beweiserhebung 
hat der Beklagte im Hinblick auf ſeine Kriegsteilnehmerſchaft um Aus— 
ſetzung des Verfahrens gebeten. Das Amtsgericht hat dem Antrag ent— 
ſprochen, das Landgericht aber auf die Beſchwerde des Klägers den 
amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und die Ausſetzung abgelehnt, 
und zwar mit der Begründung, nach § 9 des Geſ. vom 4. Auguſt 1914 
komme es nicht auf die Kriegsteilnehmerſchaft einer, wie hier, prozeß— 
unfähigen Partei, ſondern ausſchließlich auf die Kriegsverwendung des 
Vertreters an. Die gegen dieſen Beſchluß gerichtete, zuläſſige, weitere 
Beſchwerde iſt begründet. 

Nach §9 des Gef. genügt allerdings zur Unterbrechung oder Aus— 
ſetzung eines Verfahrens ſchon die Kriegsteilnehmerſchaft des geſetzlichen 
Vertreters einer nicht prozeßfähigen Partei. Davon aber, daß dieſer 
beſondere Fall der Verhinderung die einzige und ausſchließliche Voraus— 
ſetzung für die Ausſetzung des eine nicht prozeßfähige Partei betreffen— 
den Verfahrens bilde, iſt weder in § 9 etwas gejagt noch in den übri- 
gen Beſtimmungen des Geſetzes etwas enthalten. Auch die Begründung 
des Geſetzes — vergl. Güthe-Schlegelberger, Kriegsbuch, Bd. 1 S. 9 
und 14 — ſpricht nicht für eine ſolche Auslegung. Die abweichende Auf— 
faſſung, die im Schrifttum hervorgetreten iſt — vergl. Kriegsbuch, Bd. 1 
S. 134 — kann als zutreffend nicht angeſehen werden. Sie liegt ſchon 
an ſich nicht gerade nahe und findet in der Vorſchrift des 8 3, Ziff. 2 Geſ. 
einen erheblichen Gegengrund. 

Ein weſentlicher Beweggrund für den Erlaß des Geſetzes liegt 
offenbar in der Abſicht, den Kriegsteilnehmer tunlichſt vor den Mühen 
und Sorgen eines Prozeſſes zu bewahren und ihn ſo der vollen Hin— 
gabe an ſeinen Beruf der Verteidigung des Vaterlandes zu erhalten. 
Dieſe Erwägung trifft die nicht prozeßfähige Partei, die erwachſen und 
reif genug it, um Heeresdienſt zu tun, jo gut, wie die prozeßfähige. 
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Aber auch die andere Haupterwägung des Geſetzgebers, daß nämlich der 
Kriegsteilnehmer regelmäßig an der Sammlung und Weitergabe des 
Prozeßſtoffes verhindert oder wenigſtens darin beeinträchtigt ſei, muß bis 
zu einem gewiſſen Grade auch dem nicht prozeßfähigen und daher geſetz— 
lich vertretenen Kriegsteilnehmer zugutekommen. Denn vielfach iſt er 
an Stelle des Vertreters oder, neben dieſem über die einschlägigen Verhält⸗ 
niſſe unterrichtet und beſſer oder ebenſowohl in der Lage, Erkundigungen 
einzuziehen und Auskunft zu geben. Seine Stellung iſt inſofern nicht 
gleich, aber ähnlich der einer prozeßfähigen Partei, die durch einen Pro- 
zeßbevollmächtigten vertreten iſt. 

Dieſer Ahnlichkeit der zwei Fälle entſpricht es au offenbar, daß 
nach § 3 des Gef. in beiden Fällen zwar nicht eine Unterbrechung des 
Verfahrens eintritt, wohl aber deſſen Ausſetzung auf Antrag anzuordnen 
iſt. Daß die Ziff. 2 des § 3 Halbſatz 2 die Fälle der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung einer nicht prozeßfähigen Partei nicht erfaſſen wolle, iſt nicht 
erkennbar und insbeſondere auch nicht aus der Faſſung des § 9 zu 
entnehmen. Der § 9 erteilt die Rechtswohltat der Unterbrechung oder 
Ausſetzung der durch einen geſetzlichen Vertreter vertretenen natürlichen Per⸗ 
ſon freilich nur dann, wenn ſie nicht prozeßfähig iſt. Dieſe Einſchrän⸗ 
kung will aber doch erſichtlich nur ſo viel bedeuten, daß die Ausdehnung 
der bezeichneten Wohltat wieder wegfallen ſolle, wenn die Prozeßpartei 
prozeßfähig ſei, nicht aber, daß der infolge Kriegsteilnehmerſchaft der 
nicht prozeßfähigen Partei ihr gewährte Vorteil ihr durch die fehlende 
Kriegsteilnehmerſchaft des geſetzlichen Verteters wieder entzogen ſei. 

Zu prüfen iſt dann noch die Frage, ob die Ausſetzung im vorliegen⸗ 
den Falle etwa eine offenbare Unbilligkeit enthalte und deshalb zu ver⸗ 
ſagen ſei. Es iſt nicht zu verkennen, daß die Abſchneidung der weiteren 
Verfolgung der den unehelichen Kindern gegen ihre Erzeuger zuſtehenden 
Anſprüche deshalb eine große Härte für die Kinder bedeutet, weil jene 
Anſprüche nicht ſelten, bei Armut der Mutter, das einzige Vermögens- 
ſtück der Kinder in ſich ſchließen, weil ihnen auf dieſe Weiſe die Kriegs- 
hilfe entgehen kann, weil die Armenhilfe einen nicht immer zureichenden 
Erſatz ſchafft, und weil deshalb und jedenfalls erfahrungsgemäß die von 
ihren Erzeugern nicht unterhaltenen Kinder oft weniger gut und ſorg⸗ 
fältig gepflegt werden, was die ſtatiſtiſch erwieſene hohe Sterblichkeits⸗ 
ziffer der unehelichen Kinder vermehrt und dadurch auch wieder, nament- 
lich in der jetzigen Zeit, die Geſamtheit des Volkes ſchädigt. Dieſe 
Erwägungen machen es den Gerichten bei derartigen Klagen zur Pflicht, 
die Frage der etwaigen Unbilligkeit einer Ausſetzung mit beſonderer 
Genauigkeit zu prüfen und den Verſuchen gewiſſenloſer Väter, ſich ihren 
Unterhaltspflichten durch Deckung hinter dem Geſetz vom 4. Auguſt 1914 
zu entziehen, mit Schärfe entgegenzutreten, dies um ſo mehr, als der 

24* 
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Krieg bereits Jahre lang dauert. Anderſeits aber führt der Grundſatz 
der Intereſſenausgleichung doch wieder zu dem Hauptgedanken des Ge⸗ 
ſetzes, dem Schutz der Kriegsteilnehmer, zurück und erheiſcht die Beach⸗ 
tung der eingreifenden und lange andauernden Wirkung“ verurteilender 
Erkenntniſſe dieſer Art. Die Ausſetzung wird oft namentlich dann nicht 
unbillig genannt werden dürfen, wenn es ſich um die Führung des Beweiſes 
dafür, daß noch andere Männer der Kindesmutter innerhalb der Empfängniszeit 
beigewohnt haben, handelt, und erſt recht dann nicht, wenn der entſprechende 
Beweis erhoben iſt, und zu gewiſſen Unſtimmigkeiten geführt hat. In ſolchen 
Fällen wird die perſönliche, ungehemmte Mitwirkung der Partei ſelbſt am 
Gange des Rechtsſtreites durch die Tätigkeit des geſetzlichen Vertreters 
häufig nicht erſetzt werden können. So liegt aber die Sache hier. 
Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. BS.) v. 25. Okt. 1917 P. w. S. (W. I. 
62/17). Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918 S. 67. 


211. Beweislaſt bei behaupteter ſchuldhafter Verletzung der Fürſorge⸗ 
pflicht aus § 62 HGB. 
Vgl. 63 Nr. 201 m. N. 
BPO. § 282; HGB. § 62. 

Der Kläger, welcher als Handlungsgehilfe bei der Beklagten tätig 
war, erlitt im Rechnungsbureau ihrer Eiſengießerei⸗Abteilung dadurch einen 
Unfall, daß ihm das Gegengewicht einer über ſeinem Arbeitstiſch be⸗ 
findlichen Lampe, welche er zwecks Prüfung der Brennfähigkeit ihrer 
Birne herunterzog, auf den Kopf fiel. Er will eine Gehirnerſchütterung und 
als deren Folge ein ſeine Erwerbsfähigkeit beeinträchtigendes Nervenleiden da⸗ 
vongetragen haben. Für den ihm entſtandenen Schaden macht er die Beklagte 
verantwortlich, weil ſie nicht für ſachgemäße Einrichtung und Befeſtigung der 
Lampe geſorgt, es auch unterlaſſen habe, ſie von Zeit zu Zeit auf ihre Abſturz⸗ 
ſicherheit zu unterſuchen. Seine auf Zahlung einer Monatsrente gerichtete 
Klage wurde vom Landgericht und vom Oberlandesgericht abgewieſen. 

Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Oberlandesgericht faßt das Ergebnis der Beweisaufnahme dahin 
zuſammen, daß die Leitungs⸗ und die Tragſchnur der elektriſchen Hänge⸗ 
lampe oder eine von ihnen entweder geriſſen ſeien oder ſich in einem ihrer 
Befeſtigungspunkte gelöſt haben, daß aber die Urſache des Reißens oder 
Sichlöſens nicht feſtſtellbar ſei, weil die Lampe von der Beklagten nicht 
vorgelegt werden könne und die näheren Umſtände des Unfalles ſich nicht 
mehr aufklären ließen. Es ſei daher die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Kläger die Lampe gewaltſam heruntergeriſſen habe. Deshalb 
und weil anderſeits die Beweisaufnahme keinen Anhalt dafür gegeben habe, 
daß hinſichtlich der Anordnug und Befeſtigung der Schnüre ſowie über⸗ 
haupt hinſichtlich der Anbringung der Lampe von der Beklagten etwas 
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verſäumt worden ſei, könne der dem Kläger obliegende Beweis, daß ein 
fahrläſſiges Verhalten der Beklagten den Unfall verſchuldet habe, nicht für 
geführt erachtet werden. Dieſe Erwägungen werden der Sachlage nicht 
gerecht und beruhen auf einer Verkennung der Beweislaſt. 

Der Kläger iſt bei der beſtimmungsgemäßen Benutzung einer dem 
Geſchäftsbetriebe der Beklagten dienenden Lampe durch dieſe verletzt 
worden. Der Sachverſtändige S. hat erklärt, daß der Unfall bei ſach⸗ 
gemäßem Herunterziehen der Lampe nicht hätte vorkommen können, wenn 
bei deren Einrichtung und Befeſtigung die Sicherheitsvorſchriften des Ver⸗ 
bandes Deutſcher Elektrotechniker beobachtet worden wären. Damit hat der 
Kläger ſeiner Beweispflicht genügt und einen Tatbeſtand dargelegt, 
der nach den Erfahrungen des täglichen Lebens die Annahme rechtfertigt, 
daß das Herunterfallen des Gegengewichtes auf ein techniſches Verſehen 
der Inſtallationsarbeiter der Beklagten (§ 278 BGB.) zurückzuführen fet. 
Sache der letzteren war es daher, die für den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen einem ſolchen und dem Unfalle ſprechende tatſächliche Vermutung 
zu widerlegen und darzutun, daß fie der ihr nach § 62 HGB. obliegenden 
Fürſorgepflicht in vollem Umfange genügt habe. Dieſer Beweispflicht konnte 
jie mit dem bloßen Hinweiſe auf die Möglichkeit einer gewaltſamen Ein- 
wirkung auf die Lampe, d. h. mit dem Hinweiſe auf die Möglichkeit eines 
Verſchuldens des Klägers ſich um ſo weniger entziehen, als nach den Aus⸗ 
führungen ſowohl des Sachverſtändigen als auch des Oberlandesgerichts 
Anhaltspunkte für das Vorliegen eines ſolchen ſich nicht haben finden 
laſſen. Es iſt daher rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht verlangt, der 
Kläger müſſe, um obzuſiegen, für eine ſchuldhafte Vertragverletzung der 
Beklagten noch mehr erbringen, als er bisher bewieſen habe. Wieweit 
dieſer unzutreffende Geſichtspunkt die Würdigung der Beweisaufnahme 
und die Entſcheidung beeinflußt hat, läßt ſich nicht überſehen. Denn da 
der Monteur S. nicht mit Beſtimmtheit anzugeben vermag, ob die Leitungs⸗ 
ſchnur der in Betracht kommenden Lampe vom Zuge völlig befreit und 
ob bei Anbringung der letzteren auch die ſonſtigen Vorſchriften des Ver⸗ 
bandes Deutſcher Elektrotechniker genau befolgt worden ſeien, ſo läßt ſich 
nicht mit Sicherheit ſagen, zu welchem Ergebnis das Berufungsgericht bei 
richtiger Verteilung der Beweislaſt gelangt wäre. Aus dieſem Grunde 
mußte die Aufhebung des angefochtenen Urteils erfolgen. 

Der Kläger hat aber auch noch weiter behauptet, daß es Pflicht 
der Beklagten geweſen wäre, mindeſtens einmal im Jahre die Lampe 
auf eine etwaige Abſturzgefahr hin zu unterſuchen. Das Oberlandes⸗ 
gericht hat eine Beweisaufnahme hierüber abgelehnt, weil auch bei An⸗ 
nahme einer Fahrläſſigkeit der Beklagten in dieſer Hinſicht nicht feſtzuſtellen 
ſei, daß die Lampe vor dem Herunterziehen einen für den Unfall ur⸗ 
ſächlichen Mangel gehabt habe, und daß eine Nachprüfung zu deſſen recht— 
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zeitiger Entdeckung geführt hätte. Auch das iſt rechtsirrig. Hat die Beklagte 
nach der angegebenen Richtung hin die im Verkehr gebotene Sorgfalt 
außer acht gelaſſen, ſo muß ſie ſich entlaſten und nachweiſen, daß auch 
bei deren Anwendung der Unfall nicht verhütet worden wäre.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 12. April 1918. H. w. H. 
(OLG. Hamm). III. 19/18. ’ 


212. Anſpruch des Sicherheit leiſtenden Gläubigers auf Erfak des durch 
die Hinterlegung entſtehenden Sinsverluftes*; mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden bei Hinterlegung in bar ſtatt in Wertpapieren. 

Vgl. 66 Nr. 128. 

BRO. §§ 710. 713; BGB. §§ 254. 284. 285. 286. 

Der Beklagte war zur Zahlung einer Summe an die Klägerin ver— 
urteilt und das Urteil gegen Hinterlegung einer Sicherheit von 30000 M 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt worden. Er legte Berufung ein 
und erklärte, vor Rechtskraft des Urteils nur zahlen zu wollen, wenn 
die Klägerin die angeordnete Sicherheit leiſte. Die Klägerin, eine Bank- 
firma, hinterlegte am 29. Okt. 1915 in bar 30000 , die fie am 
28. April 1916 mit 250. Hinterlegungszinſen (2 v. H. auf 5 Monate) 
zurückerhielt, nachdem der Beklagte die Berufung zurückgenommen hatte. 
Sie behauptete, mit dem hinterlegten Gelde habe jie in ihrem Handels- 
gewerbe 6 v. H. Zinſen erzielen können, und klagte auf Erſatz des 
Zinsausfalls von 650 . Der Beklagte wurde zur Zahlung der halben 
Klageſumme verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„In der Erklärung des Beklagten, daß er vor Rechtskraft des Ur⸗ 
teils nur dann zahle, wenn die Klägerin die verlangte Sicherheit leiſte, 
liegt nicht zugleich ein Verſprechen, ihr für allen Schaden aufzukommen, 
der ihr durch die Hinterlegung entſtehe. Dagegen iſt der Beklagte 
unter dem Geſichtspunkte des Verzugs an ſich verpflichtet, der Klägerin 
den Schaden zu erſetzen, der ihr durch die Hinterlegung erwachſen iſt. 

Nach § 284 BGB. kommt der Schuldner durch die Erhebung der 
Klage ohne weiteres in Verzug und nach § 286 hat er dem Gläubiger 
den Verzugſchaden zu erſetzen. Nur dann kommt er nach § 285 nicht 
in Verzug, wenn die Leiſtung infolge eines Umſtands unterbleibt, den 
er nicht zu vertreten hat. Geht man davon aus, daß die Sache und 
Rechtslage im Vorprozeß verwickelt war, und daß der Beklagte deshalb, bis 
er von ſeiner Verurteilung Kenntnis erhielt, im Zweifel über ſeine Zahlungs⸗ 
pflicht ſein konnte, ſo unterließ er doch die Befriedigung der Klägerin 
über den Zeitpunkt ſeiner Verurteilung hinaus, obwohl er nunmehr die Gründe 
kannte, die ihn zur Zahlung verpflichteten. Fortan alſo unterblieb die Zahlung 
nicht mehr infolge eines Umſtandes, den er nicht zu vertreten hatte. Dafür, 
daß dies dennoch der Fall geweſen jet, war der Beklagte behauptungs⸗ und 
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beweispflichtig. Er hat aber weder gegen die Feſtſtellungen des Landgerichts, 
noch gegen deſſen Gründe irgend etwas vorgebracht, was in ihm hätte 
Zweifel erregen können, daß er zu Recht zur Zahlung verurteilt worden ſei. 
Der Fall des § 285 BGB. liegt alſo ſicher ſeit dem Erlaß des Urteils im Vor⸗ 
prozeß nicht mehr vor. Der Schaden der Klägerin iſt auch mit durch den 
Verzug des Beklagten verurſacht. Die Vollſtreckung des Urteils und die Hinter— 


legung, die der Klägerin erſt die Vollſtreckung ermöglichte, war für fie ein pro- 


zeſſuales Recht ihrem Schuldner gegenüber. Wenn ſie von dieſem Rechte 
Gebrauch machte, ſo waren die dadurch entſtandenen Koſten und die 
ſonſtigen Einbußen, die ſie dadurch erlitt, eine urſächliche Folge des 
Verzugs des Beklagten und beruhten nicht auf einem freien, dieſen Zu— 
ſammenhang unterbrechenden Entſchluſſe der Klägerin. 

Gleichwohl kann dieſe ihren Schaden nicht im vollen Umfang er— 
ſetzt verlangen, weil bei der Entſtehung des Schadens ihr eigenes Ver— 
ſchulden mitgewirkt hat. Mit Recht weiſt der Beklagte darauf hin, daß 
zum mindeſten ein weſentlich geringerer Schaden für die Klägerin ent— 
ſtanden wäre, wenn ſie nicht bares Geld, ſondern Wertpapiere hinterlegt 
hätte, was ihr nach § 232 BGB. freiſtand. Daß ihr als einer Bank— 
firma genügend Wertpapiere für die Hinterlegung zur Verfügung ſtan— 
den, iſt mit Sicherheit anzunehmen, um ſo mehr, als ſie das Gegen— 
teil garnicht behauptet hat. Daß ſie deshalb kein Verſchulden treffe, 
weil ſie nicht gewußt habe, daß die Verzinſung hinterlegten Geldes im 
Großherzogtum Sachſen-Weimar ſo gering ſei, iſt nicht anzuerkennen. 
Auch in Preußen iſt die Verzinſung hinterlegten Geldes im weſentlichen 
die gleiche, und es war für die Klägerin ein leichtes, durch Nachfrage 
bei ihrem Prozeßbevollmächtigten das Erforderliche zu erfahren. Da 
eine 10 hohe Summe in Frage ſtand, mußte ſie ſich danach erkundigen. . . . 

Der entſtandene Schaden iſt demnach von beiden Teilen je zur 
Hälfte zu vertreten.“ ; 

Urteil des OLG. zu Jena (1. Senat) v. 28. Febr. 1917. 1. U. 

107/16. Bl. f. Rechtspfl. i. Thür. 64, 202. 


213. Zur Frage der Aufhebung einer einſtw. Verfügung wegen ver— 
änderter Umſtände oder gegen Sicherheitsleiſtung. 
ö Vgl. 59 Nr. 78, 182, 246. 
BBO. §§ 927. 936. 939. 

Die Klägerin erhob eine Schadenerſatzklage wegen eines durch den 
vom Beklagten W. geführten Kraftwagen des Mitbeklagten H. erlittenen 
Unfalls und erwirkte in erſter Inſtanz eine einſtw. Verfügung, nach der 
die beiden Beklagten bis zur Erledigung des Rechtsſtreits an die Klägerin 
einen monatlichen Unterhaltsbeitrag von 120 „ zu bezahlen hatten. 


Die Berufung der Beklagten hiergegen wurde zurückgewieſen. Nachdem 
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die Hauptſache in die Berufungsinſtanz gelangt war, beantragten die Beklagten 
die Aufhebung der einſtw. Verfügung, indem ſie geltend machten, die einſt⸗ 
weilige Verfügung ſtütze ſich vornehmlich auf das in der Hauptſache ergangene 
landgerichtliche Urteil, das von dem Standpunkt ausgehe, die Beweisauf⸗ 
nahme habe die Schuldloſigkeit des Mitbeklagten W. am Unfall nicht voll er⸗ 
bracht; durch das nun vorliegende Gutachten des Sachverſtändigen X. fei 
aber klar erwieſen, daß den W. nicht nur kein Verſchulden treffe, ſondern 
daß ſein Verhalten völlig richtig und zweckentſprechend geweſen und der 
Unfall der Klägerin daher als ein unabwendbares Ereignis aufzufaſſen ſei; 
es lägen demnach „veränderte Umſtände“ im Sinne des § 927 ZPO. vor, 
überdies aber erböten ſich die Beklagten zur Sicherheitsleiſtung. Das Ober⸗ 
landesgericht wies den Antrag zurück. Aus den Gründen: 

„Der § 927 ZPO., der zunächſt für Arreſte gilt, ermöglicht auch nach 
der Beſtätigung des Arreſtes deſſen Wiederaufhebung, wenn entweder „ber- 
änderte Umſtände“ vorliegen oder wenn fic) die Gegenpartei zu ent- 
ſprechender Sicherheitsleiſtung erbietet. Der erſte Fall gilt im Hinblick 
auf die Vorſchrift in § 936 BRO. auch für einſtweilige Verfügungen, 
der zweite Fall wird bei dieſen durch die Sondervorſchrift des § 939 BRO. 
erſetzt. „Veränderte Umſtände“ liegen nach Anſicht des Berufungsgerichts 
zurzeit nicht vor. Es muß fic) um Umſtände handeln, die erſt nach— 
träglich hervorgetreten oder zur Kenntnis gelangt ſind. Das Gutachten 
eines Sachverſtändigen für ſich betrachtet kann aber begrifflich keine „ver- 
änderten Umſtände“ ausmachen; das Gutachten ſchafft an ſich keinen neuen 
„Umſtand“, es verwertet, verarbeitet und würdigt nur bereits bekannte 
Tatumſtände und gibt eine beſondere Beurteilung der an ſich gleichge⸗ 
bliebenen Rechts⸗ und Sachlage. Eine ſolche Beurteilung der identiſchen 
Rechts⸗ und Sachlage, ſelbſt wenn ſie im Verhältnis zu bisher gewonnenen 
Auffaſſungen zum Teil ändernd wirkt, wie das hier vorliegende Gutachten, 
kann daher keinen „veränderten Umſtand“ im Sinne obiger Vorſchrift ab⸗ 
geben. (Gaupp⸗Stein Bem. II zu § 927 ZPO.; FW. 1891, 1025). 

Auch das Erbieten zur Sicherheitsleiſtung kann im vorliegenden Fall 
eine Aufhebung der einſtweiligen Verfügung nicht bedingen. Nach § 939 
ZPO. foll nur „unter beſonderen Umſtänden“ die Aufhebung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung gegen Sicherheitsleiſtung geſtattet werden. Es müſſen 
hier die beſonderen Umſtände derartige fein, daß der Zweck der einſt— 
weiligen Verfügung auch durch eine Sicherheitsleiſtung erreicht werden 
kann (JW. 1905, 1554). Dies iſt hier nicht möglich; denn die einſtw. Ver⸗ 
ſügung bezweckt, der Klägerin eine Unterhaltsrente während der Dauer des 
Rechtsſtreits zu beſchaffen; dieſer Zweck könnte aber durch eine Sicherheits⸗ 
leiſtung unmöglich erfüllt werden, was keiner weiteren Ausführung bedarf.“ 

Urteil des Oberlandesgerichts München (2. Senat) v. 20. Juni 1918. 
W. w. H. und W. L 283/1918. F—3. 


I. Bürgerliches Recht. 


214. Die Verpflichtung eines Gutspächters, die Gutserzeugniſſe unter 
dem Marktpreis an den Gläubiger bis zur Tilgung deſſen Forderung 
zu verkaufen und alle Futtermittel für das Gut bei dem Gläubiger 
zum Marktpreiſe zu kaufen, verſtößt gegen die guten Sitten. 
Vgl. 72 Nr. 92 m. N. 
BGB. § 138. 

Laut des im März 1914 zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrags 
verpflichteten ſich die Beklagten, die Pächter auf dem Gute Z. waren, dem 
Kläger fortdauernd die Gutserzeugniſſe (Roggen, Weizen, Gerſte, Hafer, 
Erbſen und Kartoffeln) zu liefern, und zwar die Kartoffeln 5 O, die übrigen 
Erzeugniſſe 10 O unter dem höchſten Poſener Marktpreiſe, ſowie vom Kläger 
ſämtliche für das Gut erforderliche Futtermittel zu dem am Lieferungstage 
maßgebenden Poſener Marktpreiſe zu beziehen. Die Beklagten verpflichteten 
ſich ferner, im Fall der Verletzung des Vertrags zur Zahlung erheblicher Ver⸗ 
tragſtrafen. Der Vertrag ſollte ſo lange in Gültigkeit bleiben als die Schuld 
der Beklagten an den Kläger, die zur Zeit des Vertragſchluſſes etwa 30000 4 
betrug, nicht getilgt ſei. Mit der Klage beanſprucht der Kläger wegen Verletzung 
des Vertrags in der Zeit bis 1916 eine Vertragſtrafe von 4200 . Die Klage 
wurde in allen Rechtszügen abgewieſen. 

Aus den Gründen des Rev. Urteils: + 

„Die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß der zwiſchen den Parteien ge- 
ſchloſſene Vertrag wegen übermäßiger Beſchränkung der Beklagten in ihrer 
wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit und wegen erheblicher Ausnutzung der 
wirtſchaftlich ſchwachen Lage der Beklagten zum Vorteil des Klägers gegen die 
guten Sitten verſtoße (§ 138 Abſ. 1 BGB.), läßt keinerlei Rechtsirrtum er⸗ 
kennen. Durch die Übernahme der Verpflichtungen zur Lieferung der weſent— 
lichen Gutserzeugniſſe an den Kläger und zur Abnahme ſämtlicher für das Gut 
erforderlichen Futtermittel vom Kläger ſind die Beklagten nicht nur der Bor- 
teile des Wettbewerbs beraubt, ſondern auch in weitgehende Abhängigkeit 
vom Kläger gebracht worden; dieſe war für die Beklagte im Hinblick auf die 
unter den Stand der Poſener Marktpreiſe feſtgeſtellten Verkaufspreiſe und die 
Lieferungszeiten beſonders ungünſtig, wie ſich aus den tatſächlichen Darlegun— 
gen des Ber.⸗Gerichts ergibt. Die Abhängigkeit war für die Beklagten läſtiger 
und drückender als eine Beendigung des Vertrags für lange Zeit ausgeſchloſſen 
war. Nach § 8 ſollte der Vertrag fo lange Gültigkeit haben, bis die = Vertrag⸗ 

Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 11/12. 
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ſchluß in Höhe von 30000 beſtehende Schuld der Beklagten getilgt fei. Eine 
ſolche Tilgung war jedoch nach den Umſtänden, wie ſie beim Abſchluſſe des 
Vertrags beſtanden, insbeſondere wegen der ſchon damals ungünſtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der Beklagten garnicht in Ausſicht zu nehmen. Die Schuld 
der Beklagten an ihre ſonſtigen Gläubiger belief ſich gleichfalls auf etwa 
30000. Beabſichtigt war, daß der Kläger dieſe Forderungen nach und nach 
aufkaufen werde, was er auch getan hat; die Reviſion erklärt ſelbſt, daß der 
Kläger jetzt der einzige Gläubiger ſei. Nach den Rechnungsauszügen hat ſich 
die Schuld bis Dezember 1914 auf 44000 erhöht. So mußten die Beklagten 
vollſtändig in die Hand des Klägers kommen und es lag nahe, daß ſie ſich bei 
Streitigkeiten über die Güte der Lieferungsware ſeinem Willen fügen mußten, 
um ein zwangsweiſes Vorgehen des Klägers zu vermeiden. Dieſen überaus 
drückenden, nachteiligen Beſtimmungen ſtanden irgendwie ausgleichende, 
die Intereſſen der Beklagten wahrende Vorſchriften oder Handlungen des 
Klägers nicht gegenüber. Nach dieſer Richtung kommt nicht, wie die Reviſion 
meint, in Betracht, daß die Beklagten der Sorge für den Verkauf ihrer Er⸗ 
zeugniſſe und für die Beſchaffung der Futtermittel enthoben geweſen ſeien 
und daß ſie in Ruhe ihre Schulden an den Kläger hätten abtragen können. 
Der Kläger hat im Vertrage keine Verpflichtung zur Stundung ſeiner For⸗ 
derungen oder zur Gewährung von Vorſchüſſen und Darlehen eingegangen; 
er behielt nach der ausdrücklichen Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts freie Hand 
für den Entſchluß, ob und wann er ſich von den Beklagten zurückziehen wolle. 
Von ſeinen Rechten hat er nichts aufgegeben; er blieb den übrigen Gläubigern 
vollſtändig gleichgeſtellt. Auch der Umſtand, daß der Kläger ſich ſeinerſeits 
zur Abnahme der Gutserzeugniſſe verpflichtete, fällt nicht ins Gewicht, weil 
dieſe Abnahme erheblich unter dem Poſener Marktpreis zu erfolgen hatte. — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 28. Mai 1918. K. w. G. (OLG. 

Poſen). III. 48/18. 

215. nn der Klaufel: Nane 100 A = 125 Fr. 
BGB. § 157. 244. 

Die Sagerin, eine ſchweizeriſche Firma, forderte von dem Betlagten 
die Bezahlung des Kaufpreiſes der käuflich gelieferten Waren in ſchweizeri⸗ 
ſchen Franken. Der Beklagte wendete u. a. ein, daß er nur zur Zahlung von 
Mark nach einem Umrechnungskurſe von 125 Fr. = 100. verurteilt wer⸗ 
den könnte, weil die Rechnungen der Klägerin einen dahingehenden Aufdruck 
erhalten hätten. 

Seine Verteidigung war jedoch in beiden Inſtanzen erfolglos. Aus den 
Gründen des Ber.-Gerichts: 

„— — — Fehl geht die Anſicht des Beklagten, der Umrechnungskurs. 
von 100.4 = 125 Fr. habe auch für die Zahlung in Frankenſcheck zu 
gelten. Nach den von den Beklagten ſelbſt überreichten Rechnungen waren 
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die einzelnen Beträge zunächſt in Markwährung berechnet. Die Umrechnung 
dieſer Rechnungsbeträge ſollte, wie auf den Rechnungen vermerkt, zum 
Kurſe von 125 Fr. erfolgen, wie auch auf den einzelnen Rechnungen 
geſchehen iſt. Aber dieſer Umrechnungskurs hat mit der Zahlung nichts zu tun. 
Dieſe ſollte nach dem klaren Wortlaut des Briefes vom 27. März 1915 durch 
Frankenſcheck auf Schweizer Bankplatz erfolgen. Der Beklagte mußte alſo 
ſo viel Mark aufwenden, um die nach dem Verrechnungskurs von 100: 125 
in Franken ausgedrückten Rechnungsbeträge in Frankenwährung begleichen zu 
können. Das war bei dem Tiefſtand der deutſchen Valuta im neutralen Ausland 
auch durchaus billig. Denn wenn bei einem Tageskurs von 152,50 % die deutſche 
Mark in der Schweiz nur etwa 65 Y galt, jo würde die Klägerin, hätte fie 
Zahlung in Markwährung erhalten, ungefähr den dritten Teil ihrer Forderung 
eingebüßt haben.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 26. April 1918 i. S. St. & T. 

w. P. 7. O. 41/18. F- ch. 


216. Die Sahlung einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten Geld- 

ſchuld hat bei Verzug des Schuldners, wenn fie in inländiſcher Wäh- 

rung erfolgt, nach dem Kurswert am Sahlungstage zu geſchehen. 
| BGB. 89 244. 286. 

Die Klägerin klagte als Nachlaßgläubigerin der Aktiebolaget Svensk 
Expreß in Göteborg (A. S. E.) auf Zahlung des aus der Klagerechnung ſich 
ergebenden Schuldüberſchuſſes. Die Parteien ſtritten darüber, ob eine am 
15. Juni 1916 von der Beklagten der A. S. E. gemachte Zahlung von 1117,50. 
zu dem Kurſe vom 15. Juni 1916 auf die auf ſchwediſche Kronen lautende Schuld 
zu verrechnen iſt oder zu dem Kurſe vom 20. Mai 1915, an welchem Tage die 
Schuld ſpäteſtens fällig war. Der Kurs am 15. Juni 1916 war 100 Kr. = 
161,75 , der Kurs am 20. Mai 1915 100 Kr. = 127. M. Bei Zugrundelegung 
jenes Kurſes wären 1117,50 = 690,90 Kr., bei Zugrundelegung dieſes 
Kurſes = 879,92 Kr. Das LG. verurteilte mit der Meinung, daß Beklagte 
mit den 1117,50 % die Schuld nur in Höhe von 690,90 Kr. getilgt habe, die 
Beklagte zur Zahlung von 189,02 Kr. nebſt Zinſen. Die Berufung war erfolg⸗ 
los. Aus den Gründen: 

„Es kann auf ſich beruhen, ob das LG. darin recht hat, daß als „Zeit der 
Zahlung“ im Sinne des § 244 Abſ. 2 BGB. an ſich die Zeit des Eintritts der 
Fälligkeit und nicht allgemein die Zeit der tatſächlichen Zahlung, mag ſie bei 
oder nach Eintritt der Fälligkeit erfolgen, zu gelten hat. Jedenfalls iſt dem LG. 
darin zuzuſtimmen, daß, weil die Beklagte bei Fälligkeit in Verzug geraten 
ijt, jie nicht mehr das Recht hat, zu dem bei Eintritt der Fälligkeit geltenden 
-Rurje die Umrechnung vorzunehmen, ſondern die Zeit der tatſächlichen Zah⸗ 
lung zugrunde legen muß. Allerdings bleibt die eigentliche, auf ſchwediſche 
Kronen lautende Schuld der Beklagten, abgeſehen vielleicht von Zinſen, auch 
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nach dem Eintritt des Verzuges dem Namen nach diejelbe. Aber die Kronen 
waren ſeitdem im Verhältnis zur deutſchen Währung viel wertvoller gewor- 
den; wollte Beklagte nicht in Kronen zahlen, ſondern von der ihr nach § 244 
Abſ. 2 zuſtehenden facultas alternative Gebrauch machen, ſo mußte ſie die 
inzwiſchen erfolgte Wertſteigerung ihres eigentlichen Schuldgegenſtandes 
auf ſich nehmen, da ſie die A. S. E. wirtſchaftlich in diejenige Lage verſetzen 
mußte, in der ſie bei rechtzeitiger Zahlung geweſen wäre. Wäre rechtzeitig 
bezahlt, fo hätte ſich die A. S. E. mit einer geringeren Summe deutſchen Gel- 
des die in Frage kommenden 690,90 Kr. anſchaffen können; ſpäter mußte ſie 
erheblich mehr dafür geben. Ihre unſtreitig ſchon im Mai 1915, alſo zurzeit 
der Fälligkeit ihrer Schuld ausgeſprochene Zahlungsweigerung hat die Be— 


klagte nicht zu rechtfertigen vermocht. (Wird ausgeführt). — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. Juni 1918. C. L. w. Sch n.. 
& Co. Bf. VI. 14/18. Nö. 


217. Keine Berechtigung zur Surückweiſung der Leiſtung wegen 
Fehlens eines verhältnismäßig geringfügigen Teils“; die Setzung einer 
Nachfriſt verpflichtet den Gläubiger nicht zur Annahme einer Teilleiſtung. 


Vgl. 18 Nr. 231; oben Nr. 130. 
BGB. 266. 320. 326. 


Die Klägerin verkaufte der Beklagten 7000 kg Spinnpapiergarnabfälle, 
Abladung im Mai 1917. Am 9. Juni 1917 mahnte die Beklagte auf Lieferung 
unter Setzung einer Nachfriſt bis zum 13. Juni 1917. Am 15. Juni 1917 
ließ die Klägerin 50 Ballen zu 5721,5 kg an den von der Beklagten bezeich- 
neten Spediteur abgehen. Die Annahme der Ware wurde verweigert. Die 
Klägerin verlangte den Kaufpreis wurde aber mit der Klage abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil die von der Klägerin bewirkte 
Sendung nur eine Teilleiſtung geweſen ſei, zu deren Annahme die Beklagte 
nicht verpflichtet geweſen ſei. Dieſe Entſcheidung entſpricht der Beſtimmung 
des § 266 BGB. 

Die Klägerin behauptet, die Beklagte habe die Teilſendung, weil ſie den 
größten Teil der ganzen Vertragsleiſtung umfaßt habe, nicht zurückweiſen 
dürfen, wenn nicht ganz beſondere Umſtände vorlagen. Allerdings unterliegt 
auch die Vorſchrift des § 266 BGB. der allgemeinen Beachtung deſſen, was 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu gelten hat (8 157 
BGB.). Dieſer Grundſatz hat für den Fall, daß aus teilweiſer Nichtbewirkung 
einer Leiſtung Rechte hergeleitet werden ſollen, in § 320 BGB. zu der ausdrück⸗ 
lichen Vorſchrift geführt, daß bei gegenſeitigen Verträgen bei teilweiſer Nicht- 
leiſtung das nach dieſem Paragraphen an ſich gegebene Zurückbehaltungsrecht 
nicht ausgeübt werden kann, wenn dies nach den Umſtänden, beſonders wegen 
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verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles gegen Treu und 
Glauben verſtoßen würde. Dieſe Beſtimmung iſt, weil ſie ein Ausfluß eines 
allgemeinen Satzes iſt, auch auf andere Fälle für anwendbar erklärt worden, 
jo insbeſondere im Falle des § 273 BGB. (RG.⸗Entſch. 61. 133). Gleiche Er⸗ 
wägungen treffen auch für § 266 BGB. zu (Staudinger (7/8) Anm. 4a zu 
8 266 BGB.). Von einer verhältnismäßigen Geringfügigkeit des rückſtändigen 
Teiles kann aber im vorliegenden Falle nicht die Rede ſein, wo die Klägerin 
ſtatt der geſchuldeten 7000 kg nur 5721,5 kg angeboten hat, ſo daß faſt ein 
Fünftel der zu bewirkenden Leiſtung fehlte. Das hat um ſo mehr zu gelten, 
als die Klägerin irgendwelchen Grund, warum ſie nicht die vollſtändige Lei- 
ſtung bewirkt hat, garnicht angegeben hat. 

Die weitere Behauptung, daß die Beklagte ſich ſelbſt garnicht auf § 266 
BGB., fondern auf § 326 BGB. zur Begründung der Nichtannahme der Sen⸗ 
dung berufen habe, iſt ſchon vom LG. als unzutreffend dargelegt worden. 
Einen Grund für die Zurückweiſung brauchte die Beklagte überhaupt nicht an⸗ 
zugeben. Hat ſie einen ſolchen aber angegeben, ſo hindert ſie nichts daran, 
im Rechtsſtreit einen anderen rechtlichen Geſichtspunkt geltend zu machen. 
Anders könnte es höchſtens dann ſein, wenn die bei der Zurückweiſung gemachte 
Angabe von Einfluß auf das Verhalten der Klägerin geweſen wäre, ſie z. B. 
von der Abſendung oder Anbietung des Reſtes abgehalten hätte. Das behauptet 
die Klägerin aber ſelbſt nicht. 

In letzter Linie will die Klägerin die Anwendbarkeit des § 266 BGB. 
überhaupt ausſchalten, weil § 326 BGB. anzuwenden fei. Das kann nur jo 
verſtanden werden, daß die Klägerin meint, wenn eine Nachfriſt nach § 326 
BGB. geſetzt ſei, finde § 266 BGB. überhaupt keine Anwendung, müſſe alſo 
der Käufer auf jeden Fall Teilleiſtungen annehmen. Dieſe Anſicht geht fehl. 
Sie könnte ſich nur auf die Beſtimmung in Satz 3 des Ab}. 1 von § 326 ſtützen: 
„Wird die Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt teilweiſe nicht bewirkt, ſo findet 
die Vorſchrift des § 325 Abi. 1 Satz 2 entſprechende Anwendung“. Allein dieſer 
Satz ſagt garnichts darüber, ob der Säumige ein Recht hat, Teilleiſtungen zu 
machen, und läßt nicht im geringſten erkennen, daß hier eine Ausnahme von 
§ 266 BGB. feſtgeſtellt werden ſoll. Es iſt das auch nicht anzunehmen. Denn 
damit würde der Säumige, der vorher ein Recht auf Teilleiſtung nicht hatte, 
infolge ſeines Verzugs und der Friſtſetzung ein ſolches erlangen. Das kann 
aber das Geſetz nicht meinen. Der Satz iſt vielmehr ſo zu verſtehen, daß er nur 
gilt, wenn der Säumige entweder infolge eines ſchon vorher begründeten 
Rechtes Teilleiſtung innerhalb der Nachfriſt bewirkt, oder wenn eine von ihm 
ohne ſolches Recht gemachte Teilleiſtung vom anderen Teile nicht zurückgewieſen, 
ſondern angenommen wird.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (8. N v. 16. April 1918 i. S. K. & D. 
w. M. & Co. 80. 6/18. F ch. 
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218. Unmöglichkeit der Leiſtung bei beſchränkter Gattungsſchuld; Ein⸗ 
tritt des Verzugs ohne Mahnung“; Schadenerſatzpflicht des in Verzug 
befindlichen Schuldners trotz nachträglich eingetretener Unmöglichkeit“. 
Vgl. 1 Nr. 44; gl. oben Nr. 176. 
BGB. §§ 279, 243; BGB. §§ 284; BGB. §§ 287, 326. 

Die Beklagte verkaufte der Klägerin aus Dänemark einzuführendes 
Abdeckereifett transito ab Lager Hamburg-Altona, lieferbar für die Monate 
Juli bis Dezember 1915, und zwar pro Monat ca. 50 bis 60 Faß, je nachdem, 
was die betreffende Abdeckerei im Monat liefert. Falls im Laufe der Zeit 
ein Ausfuhrverbot für dieſes Fett ſeitens der däniſchen Regierung erklärt wer⸗ 
den würde, ſollte dieſes den Vertrag ungültig machen. Die Beklagte lieferte 
nur die Julirate. Nachdem die Klägerin am 8. Nov. 1915 für die Lieferung der 
Auguſtrate fruchtlos eine Nachfriſt bis zum 13. desſelben Monats beſtimmt 
hatte, klagte ſie bezüglich dieſer Rate auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. 
Die Beklagte machte geltend, daß die Ausfuhr der Auguſtrate vergeblich ver⸗ 
ſucht worden ſei, der Eiſenbahnwagen, der die am 23. Sept. in Kopenhagen 
verladene Ware enthalten habe, ſei auf der däniſchen Grenzſtation Vamdrup 
angehalten und nach Kopenhagen zurückgeleitet worden. Die Beklagte hatte 
die Ware, die fie auf Grund des Abſchluſſes liefern wollte, von der Ein- und 
Verkaufszentrale der Fleiſchinduſtrie in Hamburg gekauft. Das LG. erklärte 
den Klaganſpruch für dem Grunde nach gerechtfertigt. Das OLG. wies die 
Klage ab. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß die Klage ſchon dann hinfällig 
ſei, wenn die Beklagte dartun könne, daß die Einfuhr der die ſtreitige Teillie- 
ferung enthaltenden, im September 1915 abgegangenen Bahnſendung nach 
Deutſchland ohne ihr Verſchulden vereitelt worden ſei. Zu dieſer Auffaſſung 
gelangt es, indem es erwägt, daß unſtreitig nicht etwa allgemein Abdeckerei⸗ 
fett däniſcher Herkunft verkauft ſei, daß die Beklagte ſich vielmehr verpflichtet 
habe, Fett zu liefern, das der ſtädtiſchen Abdeckerei in Kopenhagen entſtamme. 
Allein hieraus iſt noch nicht zu folgern, daß die ſchuldlos eingetretene Vereite⸗ 
lung der Ausfuhr des einen Wagens die Befreiung der Beklagten bewirkt hat. 
Ein ſolcher Schluß wäre nur zuläſſig, wenn die Leiſtungspflicht nicht nur auf 
das Erzeugnis der beſtimmten Abdeckerei, ſondern außerdem auch auf den einen, 
Ware dieſes Urſprungs enthaltenden Wagen beſchränkt geweſen wäre. Daß 
dies aber zutrifft, iſt dem feſtgeſtellten Sachverhalte nicht zu entnehmen. Die 
bei dem einen Wagen eingetretene Unmöglichkeit der Ausfuhr deckte ſich nicht 
ohne weiteres mit der Unmöglichkeit, überhaupt Fett der Kopenhagener Ab⸗ 
deckerei über die Grenze zu bringen. Auch läßt der Sachverhalt nicht erkennen, 
daß etwa nach § 243 Abſ. 2 BGB. eine Beſchränkung des Schuldverhältniſſes 
auf den einen Wagen eingetreten iſt. Vielmehr handelt es ſich bei dem ange⸗ 
haltenen Wagen um eine Sendung, die den Vollzug des ſtreitigen Vertrags 
überhaupt nicht unmittelbar berührte. Denn der Transport ſollte nur dazu 
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dienen, die Erfüllung der Beklagten vorzubereiten; als Empfänger der Sen⸗ 
dung war nicht etwa die Klägerin, die ab inländiſchem Lager der Beklagten ge⸗ 
kauft hat, angegeben, auch nicht einmal die Beklagte ſelbſt, die ihrerſeits die 
Ware nicht unmittelbar von der Abdeckerei ſondern von der Fleiſchzentrale 
als ihrer Verkäuferin erhalten ſollte. Daher kann es auch nicht entſcheidend 
auf die Ausführungen ankommen, worin das OLG. in näherer Darlegung ver⸗ 
neint, daß der Beklagten mit Bezug auf den einen angehaltenen Wagen ein 
Verſchulden, das für die Unmöglichkeit der Ausfuhr urſächlich geweſen wäre, 
zur Laſt falle. Das Urteil wird aber, ſoweit es ſich um die hier allein in Rede 
ſtehende Unmöglichkeit der Leiſtung handelt, getragen durch die aus Anlaß 
der Erörterung der Frage des Verſchuldens getroffene weitere tatſächliche 
Feſtſtellung, daß der Beklagten und ihren Vorgängern auch die Ausfuhr wei⸗ 
terer Teillieferungen nicht mehr geſtattet worden ſei, und daß die Beklagte 
deshalb allgemein (und nicht nur in bezug auf jenen einzelnen Wagen) an der 
Lieferung däniſchen Abdeckereifettes gehindert geweſen ſei. 

Im übrigen iſt bei der Beurteilung der Sache zu berückſichtigen, daß die 
Klägerin einen Anſpruch aus $ 326 BGB. geltendmacht, daß alſo die Ent- 
ſcheidung zunächſt davon abhängt, ob die Beklagte ſich zu der Zeit, als die Klä⸗ 
gerin mit der Nachfriſtbeſtimmung vorgegangen iſt, in Verzug befunden hat 
und ob, wenn dies der Fall iſt, die Verhältniſſe ſo lagen, daß die Beklagte ſich 
auf die Unmöglichkeit der Erfüllung berufen kann. 

Werden dieſe Fragen, auf die das OLG. nicht eingegangen iſt, auf Grund 
des bis jetzt feſtgeſtellten Sachverhalts geprüft, ſo ergibt ſich zunächſt, daß die 
Beklagte in Verzug geraten war, und zwar ſchon zu der Zeit, als der die Auguſt⸗ 
rate enthaltende, am 23. Sept. 1915 in Kopenhagen bahnamtlich abgefertigte 
Wagen an der Grenze angehalten wurde. Die Reviſion weiſt mit Recht darauf 
hin, daß eine kalendermäßig beſtimmte Leiſtungszeit im Sinne von § 284 
Abi. 2 BGB. vorliegt. Da in dem Vertrage für die einzelnen Kalendermonate 
die Lieferung einer gewiſſen Menge vorgeſehen war, lief für die einzelnen 
Raten die Leiſtungszeit jeweils mit dem Ende des Monats ab. Hinſichtlich der 
hier ſtreitigen Rate trat deshalb der Verzug auch ohne Mahnung mit dem Ende 
des Monats Auguſt ein. Nach § 287 BGB. iſt aber der Schuldner für die wäh⸗ 
rend des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung verant⸗ 
wortlich. Zur Abweiſung der Klage genügt es daher bei der derzeitigen Sach⸗ 
lage nicht, daß nach dem 23. Sept. die Ausfuhr nicht mehr ſtattfinden konnte. 
Vielmehr wäre erforderlich, daß die befreiende Unmöglichkeit ſchon vor dem 
für den Beginn des Verzugs maßgebenden Zeitpunkte (Ende Auguſt) einge⸗ 
treten iſt. Dafür, daß letzteres der Fall war, bietet der bis jetzt feſtgeſtellte 
Sachverhalt keinen Anhalt.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 12. April 1918. W. w. L. u. S. 
(OLG. Hamburg) II. 435/17. 
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219. Erſatzanſpruch aus § 281 BGB. bei beſchränkter Gattungsſchuld. 
Vgl. 72 Nr. 94; oben Nr. 153. 
BGB. § 281. 

Durch Schlußſchein vom 12. Juli 1914 verkaufte die Beklagte an die Klä⸗ 
gerin je 8 bis 10000 Zentner reelle, nicht entzuckerte Melaſſe aus den Kampagnen 
1914/15 und 1915/16 zum Preiſe von 2,50 % für den Zentner unter. Angabe 
einer den Zuckergehalt beſtimmenden Baſis. Die Lieferung der Melaſſe aus 
der Kampagne 1915/16 unterblieb, da die Beklagte auf die Bundesratsverord⸗ 
nungen vom 12. Febr. und vom 25. Sept. 1915 (RGBl. S. 78. 614) die ge⸗ 
ſamte Melaſſe dieſer Kampagne an die Bezugsvereinigung der deutſchen 
Landwirte überlaſſen mußte. Die Beklagte erzielte dabei einen höheren Preis 
als den, zu dem ſie der Klägerin zu liefern gehabt hätte. 

Die Klägerin verlangt jetzt von der Beklagten Herauszahlung dieſes auf 
10000. angegebenen Mehrerlöſes. LG. und OLG. wieſen die Klage ab. 
Die Reviſion der Klägerin hatte Erfolg. Gründe: 

„Der Klaganſpruch ſtützt ſich auf § 281 BGB.; erlangt der Schuldner in⸗ 
folge des Umſtandes, welcher die Leiſtung unmöglich macht, für den gejchul- 
deten Gegenſtand einen Erſatz, ſo kann der Gläubiger nach dieſer Sm 
Herausgabe des als Erſatz Empfangenen verlangen. 

Das Ber.⸗Gericht beurteilt das abgeſchloſſene Geſchäft nach dem in dem 
Schlußſcheine feſtgelegten Willen der Parteien als eine beſchränkte Gattungs⸗ 
ſchuld und weiſt die Klage ab, weil, wie bei Gattungsſchulden überhaupt 
(RGeEntſch. 88. 287), auch bei dieſen jog. beſchränkten Gattungsſchulden der 
§ 281 BGB. nicht anwendbar ſei (JW. 1917, 463). Dieſer Entſcheidungsgrund 
wird von der Reviſion mit Recht angegriffen. | 

„Allerdings wird bei gewöhnlichen Gattungsſchulden die Anwendbarkeit 
des § 281 BGB. grundſätzlich abzulehnen ſein, wenn nicht der geſchuldete Ge⸗ 
genſtand, für den Erſatz verlangt wird, nach § 243 Abſ. 2 BGB. individuali⸗ 
ſiert in die Erſcheinung getreten iſt (Urteil vom 30. Okt. 1916, II. 263/16 in 
RGentſch. 88, 287). Ob dieſe grundſätzliche Auffaſſung auch bei beſchränkten 
Gattungsſchulden, bei denen der Leiſtungsgegenſtand aus einer beſtimmten 
größeren Menge, einem iibérfehbaren Vorrat entnommen werden ſoll (vgl. 
RGentſch. 57, 138), zu gelten hat, kann hier auf ſich beruhen bleiben. Wenig⸗ 
ſtens im gegebenen Fall kann nicht entſcheidend ſein, ob ſchon vor Eintritt des 
Umſtandes, der der Beklagten die Melaſſeerzeugung von 1915/16 entzogen hat, 
die der Klägerin aus dieſem Beſtande zu leiſtenden 8 bis 10000 Zentner nach 
§ 243 Abſ. 2 BGB. individualiſiert waren. Denn hier, wo der Beklagten der 
ganze Beſtand dieſer Erzeugung gegen Entſchädigung entzogen worden iſt, 
hat ſie zugleich auch für den geſchuldeten Gegenſtand Erſatz erlangt, 
indem ſich der für den ganzen Beſtand erlangte Erſatz mit begrifflicher Not- 
wendigkeit ſchon von vornherein auch auf diejenigen 8 bis 10000 Zentner 
erſtreckt hat, durch deren Leiſtung fie die nunmehr unmöglich gewordene Ver- 
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bindlichkeit hatte erfüllen können. Soweit in den Urteilen vom 30. Jan. 1917 
II. 359/16 (JW. 1917, 463 Nr. 6 u. Warneyer 1917 Nr. 73) und vom 23. Juni 
1917 I 88/17 (JW. 1917, 968 Nr. 5 u. Warneyer 1917 Nr. 199) eine abwei⸗ 
chende Auffaſſung vertreten worden iſt, haben der I. uud II. Senat erklärt, 
hieran nicht feſtzuhalten. Somit liegt eine ‚ſtreitige Rechtsfrage“ im Sinne des 
§ 137 GWG. nicht vor. 

Iſt daher der § 281 BGB. auf den vorliegenden Fall anwendbar, jo war 
nach § 565 Abſ. 3 ZPO. der dem Grunde nach ſpruchreife Klaganſpruch für 
gerechtfertigt zu erklären und nach § 538 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. die zum Erſatz⸗ 
betrage noch ſtreitige Sache an das LG. zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 13. Juni 1918. Roſ. Zuckerf. w. 

Zuckerf. C. (CLG. Jena). IV 431/17. Auch in Entſch. 93 S. 142 Nr. 45. 


220. Stehen die Parteien wegen der Ausführung eines Schluſſes 
in Dergleichverhandlungen, fo braucht ſich der Abnehmer nicht vor 
Abſchluß derſelben einzudecken. 

Vgl. 71 Nr. 132 m. N. 

BOB. 326; HGB. § 374. 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten Schadenerſatz wegen Nicht- 
erfüllung eines Schluſſes vom 4. Okt. 1915 auf Lieferung von Garn im Okto⸗ 
ber, November und Dezember 1915. Sie legte dabei für ihre Schadenberech⸗ 
nung die Marktpreiſe im Dezember 1915 zugrunde mit der Begründung, 
daß bis dahin Vergleichverhandlungen geſchwebt haben, ſie alſo vor Abſchluß 
derſelben an der Eindeckung gehindert geweſen wäre. Der Klage wurde ſtatt⸗ 
gegeben. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Die Sachlage war bereits Ende Oktober 1915 die, daß die Klä— 
gerin einerſeits wegen der ernſtlichen und endgültigen Erfüllungsweigerung 
der Beklagten das Recht erlangt hatte, ſich auf deren Koſten anderweit einzu⸗ 
decken, daß ſie anderſeits aber auch, um bei der ſteigenden Richtung der Preiſe 
einer Vergrößerung der Schadenerſatzpflicht der Beklagten vorzubeugen, 
verpflichtet war, das unverzüglich zu tun. | 

Trotzdem kann ſich die Beklagte der Verpflichtung nicht entziehen, der 
Klägerin die Koſten des erſt ſpäter erfolgten Erſatzkaufs zu erſtatten, weil ſie 
durch ihr eigenes Verhalten die Klägerin von einer früheren Eindeckung abge⸗ 
halten hat. Sie hat im Briefe vom 6. Nov. 1915 ſelbſt damit begonnen, eine 
vergleichweiſe Erledigung der entſtandenen Differenz durch Lieferung des 
Tertiagarnes zu höherem Preiſe vorzuſchlagen. Dieſen Vergleichvorſchlag 
hat ſie im Briefe vom 12. Nov. 1915 aufrechterhalten, und über dieſen Vor⸗ 
ſchlag iſt dann in den folgenden Briefen der Parteien weiter verhandelt worden. 
Dieſe Vergleichverhandlungen haben ſich erſt im Dezember 1915 zerſchlagen. 
Es war nun ſelbſtverſtändlich, und die Beklagte mußte das vorausſehen und bei 
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ihrem Verhalten in Rechnung ziehen, daß die Klägerin, ſolange nach den Ber- 
gleichverhandlungen für ſie noch Ausſicht beſtand, das benötigte Garn, wenn 
auch zu anderen als den urſprünglichen Schlußbedingungen, von der Beklag⸗ 
ten zu erhalten, zu einem Deckungskaufe nicht ſchreiten konnte. Der Beklagten 
aber kann es nach Treu und Glauben nicht geſtattet ſein, die Hinausſchiebung 
des Deckungskaufs, die doch nur die Folge der von ihr ſelbſt angebahnten 
und von ihr fortgeführten Vergleichverhandlungen bildete, der Klägerin zu 
deren Schaden entgegenzuhalten. Sie muß vielmehr den erſt nach dem Schei⸗ 
tern der Vergleichverhandlungen vorgenommenen Deckungskauf noch als recht- 
zeitig gelten laſſen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 12. April 1918 i. S. S. & J. 
w. R. 8 O. 61/17. F ch. 


221. Anwendbarkeit des 8 526 BGB. bei außergerichtlichem 
Wandelungsvollzugd 
BGB. §§ 326. 462. 467. 
Anfang Dezember 1915 kaufte der Beklagte von der Klägerin ca. 3600 
Doſen bombierten Caſſeler Rippenſpeer zum Preiſe von 5 , für die Doſe. 
Die Ware wurde alsbald geliefert und bezahlt. Der Beklagte beanſtandete 
die Beſchaffenheit, worauf Verhandlungen zwiſchen den Parteien ſtattfanden, 
die nach der Behauptung der Klägerin dazu führten, daß die Klägerin einen 
Anſpruch auf Zurückgabe von 3300 Doſen erwarb. Da der Beklagte trotz 
Nachfriſtbeſtimmung die Doſen nicht herausgab, forderte die Klägerin auf 
Grund von § 326 BGB. Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Die Klage wurde 
in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Klägerin hat in der erſten Inſtanz vorgetragen, am Abend des 27. 
Dez. 1915 habe zwiſchen ihr und dem Beklagten ein Ferngeſpräch ſtattgefunden, 
wobei Wandelung des Kaufes vereinbart worden ſei dergeſtalt, daß der Be⸗ 
klagte 3300 Stück der gelieferten und beanftandeten Doſen zurückgeben und 
ſie, die Klägerin, den dafür gezahlten Kaufpreis zurückerſtatten ſollte. Der 
Beklagte beſtritt dieſes Vorbringen, indem er behauptete, er ſei zur Rückgabe 
der Ware gegen Erſtattung des Kaufpreiſes nur unter der nicht eingetretenen 
Bedingung bereit geweſen, daß Zahlung und Abnahme der Ware ſpäteſtens 
am 27. Dez. mittags erfolge. Das LG. wies die Klage ab, indem es ausführte, 
die Klägerin fei nach ihrer eigenen Darſtellung zur Friſtbeſtimmung aus § 326 
BGB. nicht berechtigt geweſen, nach 88 467. 354 daſelbſt hatte fie dem mit der 
Rückgewähr in Verzug geratenen Beklagten nur eine Friſt mit der Wirkung 
ſetzen können, daß im Falle des fruchtloſen Ablaufs der Verluſt des Wandelungs⸗ 
rechtes des Beklagten eingetreten wäre. 

In der Ber.⸗Inſtanz erklärte die Klägerin, der Ausdruck „Wandelung“ 
ſei in der Klageſchrift verſehentlich gebraucht worden. Es ſei ein neuer Kauf⸗ 
vertrag zuſtandegekommen, durch den die Klägerin 3300 Doſen zum Preiſe 
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von 5. von dem Beklagten gekauft habe. Das OLG. erachtet dieſes neue 
Vorbringen nicht für geeignet, den mit der Klage geltend gemachten Anſpruch 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu rechtfertigen. Es führt im weſent⸗ 
lichen aus, daß das LG. nach dem ihm Vorgetragenen zutreffend die Klage ab⸗ 
gewieſen habe, daß eine Vereinbarung, wonach eine als vertragwidrig bean⸗ 
ſtandete Ware vom Verkäufer zurückgenommen werden ſolle, regelmäßig als 
Wandelung und nicht als neuer Kaufvertrag anzuſehen ſei und daß im gegen⸗ 
wärtigen Falle auch nach dem neuen Vorbringen der Klägerin keine Tat⸗ 
ſachen vorlägen, die eine Abweichung von der Regel ergeben würden. 

Dieſe Beurteilung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Die Vorſchrift des 
§ 326 Abſ. 1 BGB., wonach der Gläubiger im Falle des Verzugs des Schuld⸗ 
ners durch Nachfriſtbeſtimmung die Umwandelung des Erfüllungsanſpruchs 
in den Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung herbeiführen kann, 
iſt ausdrücklich nur für gegenſeitige Verträge gegeben. Für ſonſtige Schuld⸗ 
verhältniſſe gilt § 286 Abſ. 2 a. a. O. Darnach kann der Gläubiger von dem 
ſäumigen Schuldner Schadenerſatz wegen Nichterfüllung dann verlangen, 
wenn die Leiſtung infolge des Verzugs für ihn kein Intereſſe hat, ein Ge⸗ 
ſichtspunkt, unter dem die vorliegende Klage nicht begründet wurde. Die 
Wandelung eines Kaufes (§§ 462. 467f. BGB.) hat nun an ſich nicht die Wir⸗ 
kung, daß an die Stelle des rückgängig gemachten Kaufvertrags ein anderer 
gegenſeitiger Vertrag tritt. Das Weſentliche und die Natur des Rechtsverhält⸗ 
niſſes Beſtimmende iſt bei der Wandelung nicht, wie beim gegenſeitigen Ver⸗ 
trag, ein Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung, ſondern die Beſeitigung des 
auf einen ſolchen Austauſch gerichteten Vertrags. Daran ändert auch nichts der . 
Umſtand, daß nach §§ 467. 346 die beiderſeitigen Leiſtungen zurückzugewähren 
ſind, und daß dieſe Rückgewähr nach 8 348 Zug um Zug und unter entſprechender 
Anwendung der für den gegenſeitigen Vertrag geltenden Vorſchriften der 
88 320. 322 ſtattzufinden hat. Denn hierbei handelt es ſich nur um eine neben⸗ 
ſächliche Folge der Rückgängigmachung des Kaufvertrags, die je nach dem zu⸗ 
fälligen Stande der beiderſeitigen Leiſtungen auch ganz ausbleiben oder nur 
für einen der beiden Teile wirkſam werden kann. 

Die Reviſion verſucht denn auch nicht, aus der Wandelung als ſolcher 
die Anwendbarkeit des § 326 BGB. zu rechtfertigen. Sie macht vielmehr gel⸗ 
tend, ein gegenſeitiger Vertrag und damit die Zuläſſigkeit des Vorgehens nach 
§ 326 müſſe hier — das Vorbringen der Klägerin als richtig vorausgeſetzt — 
deshalb angenommen werden, weil die Parteien die Herausgabe der Doſen 
und die Rückzahlung des Kaufpreiſes beſonders vereinbart und ſo dieſe beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen zu Vertragpflichten erhoben hätten, dabei fet es gleich⸗ 
gültig, ob ſie an einen wirklichen Rückkauf oder an Wandelung gedacht hätten 
und ob ſie ſich überhaupt des Unterſchieds zwiſchen beiden bewußt geweſen 
ſeien. Daß es auf dieſem Wege zum Abſchluß eines gegenſeitigen Vertrags 
hätte kommen können, iſt der Reviſion unbedenklich einzuräumen. Allein im 
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gegenwärtigen Falle läßt die Auffaſſung des Ber.-Gericht3, wonach ein ſolches 
Verhältnis nicht vorliegt, einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Was die Klä⸗ 
gerin in der erſten Inſtanz vorgetragen hat, war weiter nichts als die Behaup⸗ 
tung, daß es nach der Beanſtandung der Ware bezüglich eines Teiles derſelben 
zu einer im Sinne des § 465 BGB. vollzogenen Wandelung gekommen ſei; 
Umſtände, die ergeben hätten, daß dabei der Rückgewährpflicht erkennbar eine 
beſondere und ſelbſtändige Bedeutung beigelegt worden iſt, wurden nicht 
geltend gemacht. In der zweiten Inſtanz hat die Klägerin dann allerdings 
erklärt, der Kauf ſei nicht gewandelt worden, ſondern ſie habe die Doſen zurück⸗ 
gekauft. Das Ber.⸗Gericht iſt aber einwandfrei der Anſicht, daß die Klägerin 
mit dieſem der tatſächlichen Unterlagen entbehrenden Verſuche, an die Stelle 
der Wandelung einen neuen Kaufvertrag zu ſetzen, nicht zu hören ſei. 

In dem Urteile RGéEntſch. Bd. 66. 61 hat der erkennende Senat die Frage 
erörtert, wie fic) der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung ge- 
ſtaltet, den der Käufer nach der Erwirkung eines rechtskräftigen Wandelungs⸗ 
urteils auf Grund von § 283 Abſ. 1 BGB. erhebt. Es iſt dort (S. 66ff.) ausge⸗ 
führt, daß das durch das rechtskräftige Wandelungsurteil geſchaffene Verhält⸗ 
nis hinſichtlich des Inhalts des erwähnten Anſpruchs gleichzuſtellen ſei dem 
durch einen gegenſeitigen Vertrag begründeten Verpflichtungsverhältniſſe. 
Einer Stellungnahme zu jenem Urteile und deſſen Begründung bedarf es in 
der vorliegenden Sache nicht, da es ſich hier, ſoweit die Wandelung als ſolche 
in Betracht kommt, nicht um den urteilsmäßigen Wandelungsanſpruch und den 
Inhalt des an ſich begründeten Schadenerſatzanſpruchs, ſondern um die Frage 
handelt, ob der außergerichtliche Wandelungsvollzug die Beteiligten ohne 
weiteres in die Lage verſetzt, im Wege des § 326 BGB. den Anſpruch auf 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu erlangen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 28. Mai 1918. Sächſ. H.⸗K. 

G. m. b. H. w. F. (OLG. Hamburg). II. 70/18. Auch in Entſch. 93 Nr. 16 

S. 47. 


222. Unwirkſamkeit der Abtretung wegen Unbeſtimmtheit des abge⸗ 
tretenen Betrages“ fowie wegen Vorbehalts des Einziehungsrechts“ *. 
„Vgl. 71 Nr. 183 m. N. Vgl. 72 Nr. 48 m. N. 

BGB. § 398. 

Die Beklagte ftellte gegenüber der Klageforderung zwei Gegenforderungen 
zur Aufrechnung, die urſprünglich den Viehkommiſſionären G. und W. gegen 
den Kläger zugeſtanden haben ſollten, und welche die Beklagte durch Abtretung 
ſeitens der Gläubiger erworben zu haben behauptete. Das Ber.⸗Gericht ver⸗ 
neinte die Wirkſamkeit der Abtretung, das RG. trat dem bei. Aus den Grün⸗ 
den des Rev.⸗Urteils: | 

„Dem G. gewährte die Beklagte in der Weiſe Kredit, daß fie ihm diejenigen 
Beträge auszahlte, welche er aus Fleiſch⸗ und Viehverkäufen an Nichtmitglie⸗ 
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der der Bank zu fordern hatte. Die Einziehung der Kaufgelder jollte ausſchließ— 
lich durch die Beklagte erfolgen. Zu dieſem Zwecke hatte G. ihr binnen fünf 
Tagen die Rechnungen einzureichen, welche ſie mit dem Vermerke, daß Zahlun⸗ 
gen nur an die Bank zu leiſten ſeien, den Käufern übermitteln ſollte. Dem G. 
durfte jie auf die Zahlungen, die fie ihm machte, 1/;% Proviſion berechnen 
und ihn außerdem mit einer Inkaſſoproviſion, mit Portoſpeſen und, falls die 
Rechnungsbeträge nicht innerhalb drei Wochen eingingen, mit Verzugszinſen 
in Höhe von mindeſtens 6% belaſten. ‚Zur Sicherheit für dieſen Kredit“, — 
ſo lautet ein weiterer Abſatz des zwiſchen G. und der Beklagten geſchloſſenen 
Vertrags, ‚zediert G. der Handels- und Verkehrsbank alle ſeine Forderungen, 
die er aus ſeinen Fleiſch⸗ und Viehverkäufen hat und erwirbt, bis zur Höhe 
der ihm von der Bank ausgezahlten Beträge.“ 

Weder der erſte lediglich eine Einziehungsermächtigung enthaltende 
Teil des Abkommens noch die ihm folgende Abtretungserklärung waren allein 
oder im Zuſammenhange geeignet, den Übergang G.ſcher Forderungen 
auf die Beklagte zu bewirken. An der in der Rechtſprechung des RG. wieder⸗ 
holt zum Ausdrucke gebrachten Auffaſſung von der Übertragbarkeit erſt in Zu⸗ 
kunft zur Entſtehung gelangender, zur Zeit des Vertragſchluſſes alſo noch 
nicht vorhandener Forderungen (vgl. z. B. RGeEntſch. 58, 72; 67, 166; 90, 
274; IW. 1911, 576, 10) iſt freilich feſtzuhalten, ebenſo aber auch daran, daß 
die Abtretungserklärung den Gegenſtand der Abtretung mit hinreichender 
Deutlichkeit erkennen laſſen muß. Dieſem Erfordernis würde genügt ſein, 
wenn G. lediglich die ihm aus feinen Fleiſch⸗ und Viehverkäufen erwachſenden 
Forderungen abgetreten hätte, durch den Zuſatz aber, nach welchem ſie nur bis 
zu dem Betrage der ihm von der Beklagten gewährten, in ihrer Höhe ſtändig 
wechſelnden Vorſchüſſe als übertragen gelten ſollten, wurde eine Unſicherheit 
in die rechtlichen Beziehungen der Vertragteile hineingebracht, welche mit 
dem Weſen der Abtretung nicht vereinbar iſt. Das jeweilige Steigen oder 
Sinken der Bankſchuld des G. ſollte und mußte ſtets auch eine Anderung des 
Abtretungsgegenſtandes zur Folge haben und geſtattete daher erſt bei Be⸗ 
endigung des Kreditverhältniſſes eine ſichere Feſtſtellung der Forderungen, 
welche endgültig auf die Beklagte übergegangen waren. Einer ſolchen Verein⸗ 
barung muß wegen der Unbeſtimmtheit und Unbeſtimmbarkeit des Vertrag⸗ 
gegenſtandes der Rechtsſchutz verſagt werden (vgl. das einen ähnlichen Fall 
behandelnde Urteil des erkennenden Senats vom 18. Mai 1917 RCentſch. 
90, 248 und die oben angezogenen Erkenntniſſe). 

W. hatte mit der Beklagten zwei Verträge geſchloſſen. In dem erſten Ver⸗ 
trage v. 24. Okt. 1903 hatte er ihr zur Sicherheit für den ihm eingeräumten 
Kredit ſeine ſämtlichen gegenwärtigen und zukünftigen Forderungen aus Vieh⸗ 
verkäufen abgetreten, ſich ſelbſt aber deren Einziehung vorbehalten und ſich 
nur verpflichtet, der Bank wöchentlich eine Aufſtellung der einkaſſierten Beträge 
zu geben. Da dieſe Beſtimmung die Zeſſionarin von der mit dem Glaubiger- 
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rechte begrifflich und notwendig verbundenen Befugnis, die Forderungen in 
eigenem Namen einzuziehen, dauernd und bedingungslos ausſchließt, läßt 
die Abtretungserklärung des W. deſſen ernſtlichen Willen, ſeine Gläubiger⸗ 
ſtellung aufzugeben und hinſichtlich der erworbenen und noch zu erwerbenden 
Forderungen die Beklagte an ſeine Stelle treten zu laſſen, vermiſſen und ent— 
behrt daher der Rechtsgültigkeit. Die Urkunde v. 20. Febr. 1904 enthält aber 
keine neue und ſelbſtändige Abtretungserklärung des W. Sie regelt die Kredit— 
gewährung und das Recht der Bank zur Einziehung der Rechnungsbeträge 
inhaltlich zwar in derſelben Weiſe, wie es ſpäter auch in dem mit G. getroffenen 
Abkommen geſchehen iſt, verweiſt aber hinſichtlich der Sicherheiten lediglich 
auf den Vertrag v. 24. Okt. 1903. Dadurch konnte jedoch die Rechtsunwirkſam⸗ 
keit der in ihm abgegebenen Abtretungserklärung nicht behoben werden.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 22. Febr. 1918. H.⸗Bank w. H. 
(OLY. Hamburg) III. 402/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 56 S. 238. 


223. Überlaffung einer Tanzvergnügungen gewidmeten Wirtſchaft; 
Miete oder Pacht*P Minderung des Pachtzinſes wegen behördlichen 
Tanzverbots**, 

Vgl. 69 Nr. 73 m. N. Vgl. 72 Nr. 50 m. N. 

BGB. §§ 536. 537 Abſ. 1. 581. 

Die Rechtsvorgänger der Beklagten „vermieteten“ laut Vertrag v. 16. April 
1910 dem P. das Grundſtück Nr. 9 an der Eichwaldſtraße in P. „zum Zwecke 
des Betriebes eines Reſtaurants“ für die Zeit v. 1. Juli 1910 bis zum 31. Dez. 
1922. Mit der Begründung, daß es ſich um eine weſentlich Tanzvergnügungen 
gewidmete Wirtſchaft handle, Veranſtaltungen dieſer Art aber ſeit Kriegs⸗ 
ausbruch verboten ſeien, verlangte P. Minderung der vereinbarten Vergütung 
und erhob Klage auf Rückzahlung von 833% für die Zeit bis zum 31. Dez. 
1914 und von 625. #6 vierteljährlich für die Folgezeit bis zum 30. Juni 1916. 
Das Ber.⸗Gericht erklärte den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht erachtet den Vertrag v. 16. April 1910 als einen Pacht⸗ 
vertrag, deſſen Gegenſtand ein hauptſächlich zur Veranſtaltung von Tanz⸗ 
vergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes Wirtſchaftsanweſen bildete. 
Dieſe Annahme wird von der Reviſion mit Unrecht in Zweifel gezogen. Die 
Überlaſſung von Räumlichkeiten zum Betriebe einer Wirtſchaft begründet 
allerdings, wie in der Rechtſprechung des RG. (vgl. RGeEntſch. 81, 23; 87, 277) 
anerkannt iſt, ein Pachtverhältnis nur dann, wenn die Räume zu dieſem Zwecke 
baulich eingerichtet und, wenigſtens im weſentlichen, auch mit der erforderlichen 
Ausſtattung verſehen, alſo betriebfertig ſind. Anlaß zu Bedenken kann dar⸗ 
nach der Umſtand geben, daß, wie das Ber. Gericht als richtig unterſtellt, 
Tiſche, Stühle, Gläſer, Geſchirr u. a. von dem Wirte ſelbſt geſtellt werden jollten. 
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Indeſſen wird die Annahme eines Pachtverhältniſſes nicht dadurch ausgeſchloſ⸗ 
jen, daß die Einrichtung der Ergänzung bedurfte, und das, was das Ber.- 
Gericht ſonſt über Beſchaffenheit, Einrichtung und andere mit der Bwedbe- 
ſtimmung des Anweſens zuſammenhängende Verhältniſſe feſtſtellt, läßt erken⸗ 
nen, daß dieſes nicht als leere Räumlichkeiten ſondern als ein im weſentlichen 
zur Veranſtaltung von Tanzvergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes 
Wirtſchaftsanweſen, demnach als fruchttragende Sache, zum Gebrauch und 
zum Genuß der Früchte überlaſſen wurde. Das Ber.⸗Gericht weiſt auf die ört⸗ 
liche Lage an der Eichwaldſtraße als der Gegend der Tanzlokale hin, hebt die 
bauliche Eigenart und die Einrichtung des Anweſens hervor und verweiſt 
namentlich auf den einen weſentlichen Teil des Anweſens bildenden, nach dem 
Vertrage umzubauenden und zu vergrößernden Saal, der nach jeiner Cin- 
richtung in Verbindung mit den Nebenräumen für Garderobe, Büfett und Re- 
ſtauration als Tanzlokal zu betrachten ſei. Der Einrichtung entſprach die Ver⸗ 
wendung, die das Anweſen vor und nach dem hier in Frage ſtehenden Vertrag 
fand. Das Ber.⸗Gericht ſtellt feſt, daß die Einnahmen zum allergrößten Teil 
dem Tanzbetriebe zu verdanken geweſen ſeien, und daß auch der Kläger eine 
Anderung nicht eintreten laſſen wollte, vielmehr die Umgeſtaltung des Saales 
zu dem Zwecke verlangt habe, um möglichſt viele Paare tanzen zu laſſen und 
einen hohen Gewinn zu erzielen. Hält man damit die weitere Feſtſtellung zu— 
ſammen, daß die Höhe der Vergütung mit Rückſicht auf die Verwendung zu 
Tanzluſtbarkeiten bemeſſen worden ſei, ſo iſt die Annahme gerechtfertigt, 
daß das Anweſen nicht etwa nur mit der Erlaubnis des Wirtſchafts- und Tanz⸗ 
betriebes vermietet, ſondern als zu dieſem Zwecke und insbeſondere zur Ver⸗ 
anſtaltung von Tanzvergnügungen beſtimmt und eingerichtet verpachtet wor⸗ 
den iſt. Das Erfordernis der Beſchaffung von Tiſchen, Stühlen uſw. tritt unter 
den feſtgeſtellten Umſtänden gegenüber der Beſchaffenheit und Einrichtung 
des Anweſens im übrigen zurück. Was die Reviſion ſonſt gegen die Annahme 
eines Pachtverhältniſſes vorbringt, iſt unerheblich. Insbeſondere kann nicht 
entſcheiden, daß der Vertrag v. 16. April 1910 von einem Rechtskundigen ver⸗ 
faßt und als Mietvertrag bezeichnet worden iſt. Ebenſowenig der Umſtand, 
daß in dem Vertrage nur von dem Betriebe einer Reſtauration, nicht von der 
Veranſtaltung von Tanzvergnügungen die Rede ijt. Entſcheidend ſind viel- 
mehr in erſter Linie die von dem Ber.⸗Gericht feſtgeſtellten, den Beteiligten beim 
Vertragſchluß bekannten tatſächlichen Verhältniſſe. Iſt demnach davon auszu⸗ 
gehen, daß das Anweſen als ein hauptſächlich zur Veranſtaltung von Tanz— 
vergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes Wirtſchaftsanweſen verpachtet 
worden war, dann begründete das behördliche Tanzverbot einen Fehler der 
verpachteten Sache, der ihre Tauglichkeit zum vertragmäßigen Gebrauch 
und zum Genuß der Früchte erheblich minderte. Der Anſpruch auf Minderung 
des Pachtzinſes war daher nach §§ 537 Abſ. 1, 581, der Anſpruch auf Rückfor⸗ 
derung des zu viel Gezahlten nach §§ 812. 814 BGB. begründet. Die Aus⸗ 
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führungen des Ber.⸗Gerichts ſtehen im Einklang mit der Rechtſprechung des 
erkennenden Senats (RGeEntſch. 87, 277; 88, 96; 89, 203) und laſſen einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. Ob der Pächter trotz des Tanzverbotes gute 
Geſchäfte machte, iſt unerheblich. Denn die Tatſache, daß das Verbot die Taug⸗ 
lichkeit des Pachtgegenſtandes zum vertragmäßigen Gebrauch und Frucht⸗ 
genuß beeinträchtigte, wird dadurch nicht beſeitigt. Zudem hat das Ber.- 
Gericht ſeine Überzeugung dahin ausgeſprochen, daß der durch das Tanzverbot 
begründete Ausfall durch die behauptete Steigerung des ſonſtigen Wirtſchafts⸗ 
betriebes nicht ausgeglichen worden ſei. Da es ſich nicht um die Feſtſtellung 
und den Erſatz eines Schadens handelt, iſt auch belanglos, ob und in welcher 
Höhe der Pächter während des Krieges Einnahmen aus dem N 
erzielt haben würde, wenn dieſer nicht verboten geweſen wäre. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 31. Mai 1918. Z. w. P. (Kl.) (OLG. 
Poſen). III. 57/18. 


224. ÜUberlaſſung eines bisherigen Tanzſaales zu Lichtſpielvorführungen; 
Miete oder Pachtd Heine Minderung des Mietzinſes wegen allge⸗ 
meiner zeitweiliger behördlicher Schließung 
der Lichtſpielunternehmungen. 

Vgl. vor. Nr. m. N. 

BGB. §§ 535. 537 Abſ. 1. 581. 

Die Klägerin forderte mit der Behauptung, die Benutzung der ihr von der 
Beklagten zum Zwecke von Lichtſpielvorſtellungen überlaſſenen Räume ſei ihr 
durch behördliche Schließung zeitweilig entzogen worden, Minderung der von 
ihr zu entrichtenden vertragmäßigen Vergütung. Die Klage wurde abge- 
wieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗-Urteils: 

„Dem LG. iſt darin beizutreten, daß kein Pachtvertrag, ſondern ein Miet— 
vertrag vorliegt. In dem Saale, um den es ſich handelt, war das Schank— 
gewerbe ausgeübt worden, er hatte als Tanzſaal gedient, bis er der Klägerin 
zu Lichtſpielvorführungen überlaſſen wurde. Laut der vorliegenden Urkunde 
haben die Vertragparteien ausdrücklich erklärt, einen Mietvertrag ſchließen 
zu wollen. Wenn in § 1 der Urkunde davon die Rede ift, daß das Mietverhält- 
nis nach Beendigung eines vorzunehmenden Umbaues beginnen ſolle, und 
wenn nach § 8 daſelbſt die zur Ermöglichung von Lichtſpielvorführungen 
nötige Herſtellung der Mieträume von den Vermietern ausgeführt, dagegen 
alles zur Ausführung der Lichtſpiele Dienende von den Abmietern allein be— 
ſchafft werden ſollte, ſo kann daraus für die Auffaſſung der Klägerin nichts 
gefolgert werden. Denn die Ausſagen K.s und Fis ſtellen außer Zweifel, 
daß der Beklagten lediglich die Herſtellung des Saales als ſolchen, ſeine Ein— 
richtung zum Betriebe einer Lichtſpielanſtalt aber ausſchließlich der Klägerin 
obliegen ſollte. Dieſe hatte auch tatſächlich nur den nackten Saal überlaſſen 
erhalten, und die geſamte Einrichtung, wenn auch gegen Gewährung eines 
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Geldbeitrags von ſeiten der Vermieterin zu einzelnen Anderungen, ſelbſt be— 
ſorgt. Wenn aber die innere Einrichtung des Saales für den Lichtſpielbetrieb, 
ſowie die Beſchaffung der nötigen Inventarſtücke und Ausſtattungsgegen— 
ſtände vertragsmäßig nicht Sache der Beklagten ſondern der Klägerin war, 
fo ift die Annahme, daß durch den Vertrag ein Pachtverhältnis begründet wor- 
den fei, ausgeſchloſſen (zu vgl. RGEntſch. 87, 277; 88, 98; 89, 203). Auf die 
Grundſätze über den Pachtvertrag kann daher der Klaganſpruch nicht mit Er— 
folg geſtützt werden. n 
Als Vermieterin würde die Beklagte für die zeitweilige Beeinträchtigung 
des vertragmäßigen Gebrauchs der Mietſache der Klägerin nur haften, wenn 
dieſe entweder in ihrer Perſon oder in einem Mangel der Mietſache ſelbſt 
begründet wäre (JW. 1918 88, 8). Erſteres kommt unſtreitig nicht in Frage. 
Einem Sachmangel im Sinne des § 537 BGB. müßte allerdings gleichgeachtet 
werden, wenn die behördliche Schließung des der Klägerin vermieteten Saales 
während 21 Tagen in Februar und März 1917 in einer Beziehung zur Miet— 
ſache und insbeſondere zu deren örtlicher Lage geſtanden hätte und infolge— 
deſſen ihre Tauglichkeit zu dem durch ihre örtliche Lage erſt ermöglichten ver— 
traggemäßen Gebrauche beeinträchtigt worden wäre (zu vgl. IW. 1913, 596, 
10; RGeEntſch. 87, 277; 91, 54). Der Annahme des LG., daß dies der Fall 
geweſen ſei, kann jedoch nicht beigetreten werden. Denn die behördlichen Be— 
kanntmachungen, auf denen die zeitweilige Schließung des Lichtſpielunter⸗ 
nehmens der Klägerin beruht, richteten ſich nicht gegen dieſes allein ſondern gegen 
alle dem öffentlichen Verkehre dienenden Räume in L., und ſie hatten ihren 
Anlaß nicht in der Beſchaffenheit oder örtlichen Lage der Mietſache, ſondern 
ausſchließlich in der wie offenkundig nicht bloß für L. ſondern für das ganze 
Deutſche Reich beſtehenden Notwendigkeit, an Heizungs- und Beleuchtungs- 
ſtoffen zu ſparen. Nach den Vorſchriften über den Mietvertrag iſt darum der 
Anſpruch der Klägerin unbegründet.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 4. April 1918 i. S. C. w. D. Z. 
und K. 1. O. 15/18. F- ch. 


225. Hein Anfechtungsrecht des Derficherers wegen Irrtums über 
eine für das Derficherungsintereffe weſentliche Eigenſchaft des ver- 
ſicherten Gegenſtandes. 

Vgl. 65 Nr. 95. 

BGB. 8 119; VerjVG. §§ 6, 17—21. 

Kläger hatte bei der beklagten Viehverſicherungsgeſellſchaft ein Pferd 
verſichert. Bei Eingehung des Verſicherungsvertrags hatte er das Pferd 
als geſund bezeichnet, tatſächlich war es jedoch, wie ſich ſpäter herausſtellte, 
damals bereits krank geweſen. Als es dann an dieſer Krankheit eingegangen 
war, focht die Beklagte u. a. den Verſicherungsvertrag wegen Irrtums an, 
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weil das Pferd bei Eingehung des Verſicherungsvertrags bereits krank geweſen 
ſei. Die Einrede wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die von der Beklagten erklärte Anfechtung des Verſicherungsvertrags 
wegen Irrtums über die Geſundheit des Pferdes wäre, wie das LG. mit Recht 
ausſpricht, unzuläſſig, auch wenn die Vorausſetzungen des § 119 BGB. vor⸗ 
lägen. Könnte der Verſicherer einen Verſicherungsvertrag anfechten, weil 
er ebenſo wie der Verſicherte über eine Eigenſchaft des verſicherten Gegen- 
ſtandes, die für die Güte des übernommenen Riſikos erheblich war, im Irr⸗ 
tum geweſen iſt, ſo hätte der Verſicherte niemals die Gewißheit, wirklich ge— 
deckt zu ſein. Eine ſolche Anfechtung wäre alſo gegen den Sinn und Zweck 
des Verſicherungsvertrags. Sie ijt auch durch den § 6 und insbeſondere die 
§§ 17 bis 21 des VVG. ausgeſchloſſen, was im § 51 der Verſicherungsbedingun⸗ 
gen der Beklagten noch ausdrücklich wiederholt iſt. Eine Anfechtung wegen 
argliſtiger Täuſchung bleibt natürlich zuläſſig. Aber dieſe ſcheitert im Streit- 
falle daran, daß K. bei Abſchluß der Verſicherung die Angabe, daß das Pferd 
geſund ſei, nicht argliſtig unrichtig und nicht einmal fahrläſſigerweiſe gemacht 
hat. Das Gericht bezweifelt nicht, daß K. das Pferd damals für geſund ge— 
halten hat und auf Grund der Angabe des Tierarztes J. war er hierzu auch 
berechtigt.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 23. Mai 1918. J. H. G. w. 

Nordd. Viehverſ.⸗Geſ. Bf. III. 121/18. Nö. 


226. Schuld rechtliche Wirkung der Verpfändung einer Lebens- 
verſicherung ohne Anzeige an den Drittſchuldner. 
| BOB. § 1280. 

H. verpfändete den Klägern zur Sicherheit für ihm gewährte Darlehne 
ſeine Anſprüche aus einer auf jenen Todesfall abgeſchloſſenen Lebensverſiche— 
rung unter Übergabe des Verſicherungſcheins. Eine Anzeige von der Ver⸗ 
pfändung erfolgte an die Verſicherungsgeſellſchaft nicht. Nach dem Tode des 
H. erhoben die Kläger Anſprüche auf die Verſicherungsſumme. Der Nachlaß⸗ 
pfleger des H. beſtritt dieſelben wegen Unwirkſamkeit der Verpfändung. 
Die Verſicherungsgeſellſchaft hinterlegte den ſtreitigen Betrag. Der von den 
Klägern gegen den Nachlaßpfleger erhobenen Klage auf Einwilligung in die 
Auszahlung des hinterlegten Betrags wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen 
des Ber. ⸗Urteils: 

„Nach § 1280 BGB. erfordert allerdings die Verpfändung zu ihrer vollen 
Wirkſamkeit die Anzeige des Gläubigers an den Schuldner. Eine ſolche iſt 
nicht erfolgt. Als Verpfändung würde daher der Vertrag v. 3. Aug. 1914 
weder gegenüber der Nachlaßkonkursmaſſe noch gegenüber einem dritten 
Gläubiger wirkſam geworden ſein, der die Forderung mit Beſchlag belegt 
hätte. Hier ſtehen ſich aber der Kläger und der Nachlaßpfleger gegenüber. 
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Der letztere ſteht völlig an Stelle des Erblaſſers. Er muß alſo deſſen Verfü— 
gungen ebenſo gegen ſich gelten laſſen wie ein anderer Geſamtnachfolger 
oder wie der Erblaſſer ſelbſt. Daraus, daß eine Verpfändung des Verjicherungs- 
anſpruchs ohne Anzeige des Gläubigers an den Schuldner der dinglichen 
Wirkſamkeit entbehrt, iſt nicht zu folgern, daß der Vertrag zwiſchen den Be— 
teiligten ſelbſt ohne obligatoriſche Wirkungen ſein müßte. Es fehlt an genü— 
gendem Anhalt für die Annahme, daß obligatoriſche Sicherungsgeſchäfte 
mit Bezug auf Sachen nur inſoweit zuläſſig ſein ſollten, als ſie auch dinglich 
rechtswirkſam abgeſchloſſen werden können. Wenn daher die Beteiligten eine 
Verpfändung der Forderung verabredet haben, ohne daß es zu einer Anzeige 
der Verpfändung gekommen iſt, ſo ſteht nichts entgegen, im Verhältnis der 
Beteiligten ſelbſt dieſem Abkommen vollſtändige Wirkung dahin beizulegen, 
daß der Gläubiger berechtigt iſt, ſich dem verpfändenden Schuldner gegenüber 
aus der Forderung für ſeine Anſprüche zu befriedigen. Die obligatoriſche 
Wirkung eines derartigen Vertrags ohne Beobachtung der für die Wirkſamkeit 
in 8 1280 BGB. feſtgeſetzten Vorausſetzung iſt bisher inſoweit anerkannt wor⸗ 
den, als daraus ein obligatoriſch wirkendes Zurückbehaltungsrecht am Ver— 
ſicherungſchein anerkannt worden iſt (vgl. RGeEntſch. 51, 87). Die gleiche Wir⸗ 
kung iſt dem Vertrag unter den Beteiligten ſelbſt aber auch nach der Richtung 
beizumeſſen, daß der Gläubiger zu einer Befriedigung ſeiner Forderung aus 
dem Pfandſtück berechtigt und der Schuldner verpflichtet iſt, dieſe Befriedi— 
gung ſich gefallen zu laſſen. Mit einem obligatoriſchen Zurückbehaltungsrecht 
an der Schuldurkunde, dem Verſicherungſchein, iſt im vorliegenden Falle dem 
Gläubiger nicht gedient, da es ſich nicht mehr um den Lebensverſicherungs— 
anſpruch in ſeiner urſprünglichen Form handelt; vielmehr iſt die Verſicherung— 
ſumme fällig geworden und die Verſicherungsanſtalt hat ſie zugunſten der 
beteiligten Gläubiger hinterlegt. Dieſe Hinterlegungſumme kann daher der 
Gläubiger zu ſeiner Befriedigung in Anſpruch nehmen und der Schuldner 
iſt ebenſowenig wie ſeine Rechtsnachfolger oder der Nachlaßpfleger berechtigt, 
gegenüber der in dem Vertrage v. 3. Aug. 1914 übernommenen Verpflichtung 
dieſer Inanſpruchnahme der Hinterlegungſumme zugunſten des Gläubigers 
entgegenzutreten.“ | 

Urteil des Kammergerichts v. 23. Sept. 1918 i. S. H. W. T. 22. U. 

203/18. O. H. 


227. Die Beſtimmung über die Beerdigung eines Verftorbenen ſteht 
dem nächſten Verwandten zu“; Suläſſigkeit des Rechtswegs bei ent- 
ſtehendem Streit**. 

„Vgl. 59 Nr. 176; 68 Nr. 60; 70 Nr. 219; Vgl. 65 Nr. 29 m. N. 

BGB. § 1968; GVG. § 13. 

Am 4. Mai 1918 ſtarb zu Lüttich in einem Kriegslazarett der Unteroffizier 
X. infolge einer Kriegsverletzung. Die Verlobte und eine Schweſter des Ver— 
26 * . 
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ftorbenen, der jeine Mutter und fünf weitere Geſchwiſter hinterlajjen hatte, 
überführten die Leiche nach Berlin und trafen die nötigen Vorbereitungen 
zur Beerdigung, beſtellten insbeſondere die Grabſtelle und ſetzten Zeit und Ort 
der Beerdigung feſt. Auf den Einſpruch der Mutter des Verſtorbenen, welche 
das Recht für ſich in Anſpruch nahm, die Beerdigung ſelbſt anzuordnen, wurde 
die Beerdigung herausgeſchoben. Die Mutter begehrte Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung mit dem Ziele, ihr Recht auf die Anordnung der Vorbe⸗ 
reitungen der Beerdigung und deren Geſtaltung zu wahren. Dem Antrage 
wurde in der Beſchwerdeinſtanz ſtattgegeben. Aus den Gründen: 
„Vorweg iſt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs nicht zu beanſtanden. Für die 
Entſcheidung von Streitigkeiten der vorliegenden Art gilt zwar keine ausdrüd- 
liche Geſetzesbeſtimmung. Es ijt aber kein Grund erſichtlich, der die Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs ergeben, insbeſondere die Zuſtändigkeit der Gerichte 
zur Entſcheidung dieſer Streitigkeiten ausſchließen würde. Es würde andern- 
falls an jedem Wege fehlen, Streitigkeiten dieſer Art unter den Beteiligten 
zum Austrag zu bringen. Darnach iſt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für die 
beantragte einſtweilige Verfügung anzuerkennen (vgl. RGEntſch. 71, 20). 
Ebenſo iſt bei einem Widerſtreit der Beteiligten die Antragſtellerin als die 
Mutter des Verſtorbenen diejenige, der das entſcheidende Wort bei der Vor— 
bereitung und Ausgeſtaltung der Beerdigung gebührt. Auch darüber, wer 
bei der Vorbereitung und Ausgeſtaltung des Begräbniſſes die maßgebende 
Rolle zu ſpielen hat, fehlen ausdrückliche Beſtimmungen im Geſetz. Ins⸗ 
beſondere kann die Entſcheidung nicht unmittelbar aus den Vorſchriften des 
Erbrechtes entnommen werden, zumal, wenn, wie im vorliegenden Falle, 
die nächſtberechtigten Erben über die Ausübung des Rechtes nicht einig ſind. 
Nach den beigebrachten Beſcheinigungsmitteln fehlt es auch an einem 
genügenden Anhalt für die Feſtſtellung, daß der Verſtorbene ſelbſt Anordnun⸗ 
gen über die Art ſeiner Beerdigung getroffen hätte, insbeſondere darüber, 
wer unter ſeinen Hinterbliebenen die Beerdigung in die Hand nehmen ſolle. 
Anordnungen dieſer Art würden in erſter Reihe entſcheidend ſein. Die bei- 
gebrachten Beſcheinigungsmittel über dieſen Punkt gehen aber derart aus— 
einander, daß nur angenommen werden kann, der Verſtorbene habe entweder 
überhaupt keine Anordnungen über die Art ſeiner Beerdigung getroffen oder 
es handle ſich dabei um gelegentliche und nicht verbindliche Außerungen. 
Die Entſcheidung darüber, wem hinſichtlich der näheren Einzelheiten 
der Beerdigung die maßgebende Stimme gebührt, kann nur der im deutſchen 
Volke herrſchenden ſittlichen Anſchauung entnommen werden. Dieſe geht 
dahin, daß der nächſte Verwandte die entſcheidende Stimme beſitzt, alſo im 
vorliegenden Falle die Antragſtellerin, die Mutter, zumal da dieſe mit der 
größten Mehrzahl der hinterbliebenen Geſchwiſter einig iſt. 
Die Parteien ſtreiten darüber, ob ein förmliches Verlöbnis zwiſchen der 
Antragsgegnerin und dem Verſtorbenen beſtanden hat und insbeſondere ver⸗ 
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öffentlicht worden iſt. Einer Entſcheidung dieſes Streites bedarf es aber nicht, 
da unter allen Umſtänden der Regel nach die Mutter gegenüber der Braut 
den Vorrang bei der Anordnung beanſpruchen kann.“ 
Beſchluß des Kammergerichts zu Berlin (22. Sen.) v. 8. Juli 1918. 
B. w. A. 22. W. 1268/18. O. H. 


228. In beſonders gearteten Fällen iſt bei der Auseinanderſetzung 
mit einem ſtillen Geſellſchafter auch der Wert des Geſchäfts und der 
Firma in die Bilanz einzuſtellen. 

HGB. §§ 40. 340. 

Der Beklagte, der den Kläger 1895 als ſtillen Geſellſchafter in ſein Geſchäft 
aufgenommen hatte, kündigte das Geſellſchaftsverhältnis zum 1. Juli 1917. 
Er zahlte dem Kläger den Betrag aus, der ſich nach der Jahresbilanz als deſſen 
Anteil ergab. Der Kläger verlangte Ergänzung der Bilanz u. a. durch Ein⸗ 
ſtellung des Wertes des Geſchäfts und der Firma. Das LG. wies dieſes Ver- 
na zurück. Die Berufung hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber.-Urteil: 

— — Das Ber.⸗Gericht vermag den Standpunkt nicht zu teilen, 
den das LG. bezüglich des Geſchäfts- und Firmenwertes eingenommen 
hat. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ein ſolcher Wert, vorausgeſetzt natürlich, 
daß er ſich im gegebenen Falle durch Schätzung ermitteln läßt, grundſätzlich 
bei der Auflöſung einer ſtillen Geſellſchaft als Poſten der Auseinanderſetzungs⸗ 
bilanz einzuſetzen iſt. Hier hat das jedenfalls mit Rückſicht auf die beſonderen 
vorliegenden Umſtände zu geſchehen. Der Kläger brachte die gleiche Kapital⸗ 
einlage ins Geſchäft ein wie der Beklagte (18000 ) und war — nach Kürzung 
eines beſtimmten Betrags, den jede Partei im voraus für ihre geſchäftliche 
Tätigkeit zu erhalten hatte — in dem gleichen Maße wie dieſer am Gewinn und 
Verluſt beteiligt (§ 5 des Vertrags). Er hatte den kaufmänniſchen Teil, ins⸗ 
beſondere die Korreſpondenz und die Buchführung ſtändig zu überwachen 
und hatte die entſcheidende Stimme bei der Anſtellung des kaufmänniſchen 
Perſonals, das jederzeit ſeinen Anordnungen nachkommen mußte (§ 3); größere 
Neuanſchaffungen für das Geſchäft bedurften ſeiner Genehmigung (§ 8). 
Er hatte das Geſchäft. durch Gewährung erheblicher barer Darlehne aus ſeinen 
Mitteln unterſtützt und ihm ſtändig durch Hingabe ſeines Wechſelacceptes 
Bankkredit beſchafft, auch nutzbringende Geſchäftsverbindungen herbeigeführt. 
Seine Beteiligung iſt mithin nach Art und Umfang über das gewöhnliche 
Maß der Beteiligung eines ſtillen Geſellſchafters weit hinausgegangen und 
hat ſeine Stellung der eines offenen Geſellſchafters nahegerückt. Es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß die günſtige Vermögenslage, in die ſich das Geſchäft, das anfäng⸗ 
lich ſchlecht gegangen iſt, im Laufe der Jahre emporgearbeitet hat, zu einem 
nicht geringen Teile auf ſeine Tätigkeit zurückzuführen iſt, und es muß daher der 
jetzt vorhandene Geſchäfts⸗ und Firmenwert, zu deſſen Schaffung ſicherlich 
auch die mit ſeiner Zuſtimmung alljährlich vorgenommenen beträchtlichen 
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Abſchreibungen und die dadurch erzielten ſtillen Reſerven beigetragen haben, 
auch als Ergebnis ſeiner Mitwirkung angeſehen werden. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden wäre es unbillig, wollte man ihn bei der Auseinanderſetzung von der 
Beteiligung an dieſem Geſchäftswerte ausſchließen.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 17. Juni 1918 i. S. Schn. w. 
Schu. 5. O. 64/18. F- ch. 


II. Verfahren. 


229. Verwerfung der Einrede der mangelnden Parteifähigfeit durch 
Swiſchenurteil nach § 505 SPO. *; Fortbeſtehen der Rechtsperſönlich⸗ 
keit einer Gewerkſchaft nach der Auflöfung**; entſprechende An⸗ 
wendung des 8511 Abſ. 2 HGB. auf die Geſchäfte der aufgelöften 
Gewerkſchaft. 
Vgl. 64 Nr. 230 m. N., 67 Nr. 46. 49 Nr. 248. 
BRO. 58 50. 275 Abſ. 2. 303; HGB. § 311. 

Der Kläger erhob gegen die Beklagte, die 1905 als Gewerkſchaft gothai⸗ 
ſchen Rechts mit dem Sitze in Gotha gegründet war, Anſprüche auf Grund eines 
im Jahre 1913 geſchloſſenen Vertrags. Die Beklagte wandte ein, in der Ge— 
werkenverſammlung v. 21. März 1907 ſei unter Abänderung der Satzung be— 
ſchloſſen worden, den Sitz nach Blankenburg im Herzogtum Braunſchweig zu 
verlegen; damit ſei die Rechtsfähigkeit der Gewerkſchaft erloſchen und aus 
dieſem Grunde ſei der mit dem Kläger im Jahre 1913 abgeſchloſſene Vertrag 
rechtsunwirkſam. Das OLG. erkannte auf Grund abgejonderter Verhandlung 
durch Zwiſchenurteil dahin, daß die Einwendungen der Beklagten, ihr fehle 
die Parteifähigkeit und der bezeichnete Vertrag ſei deshalb nichtig, unbegründet 
ſeien. Die Reviſion der Beklagten wurde als unzuläſſig verworfen. Aus den 
Gründen: 

„Reviſionsfähig würde das angefochtene Urteil nur ſein, wenn es ein 
Zwiſchenurteil nach § 275 Abſ. 2 ZPO. wäre. Dieſe Auffaſſung wird jedoch 
durch den Gegenſtand der Entſcheidung ausgeſchloſſen. Sie verwirft nicht 
nur die Einrede der mangelnden Parteifähigkeit, ſondern erklärt zugleich einen 
in das Gebiet der ſachlichen Verteidigung fallenden Einwand für unbegründet. 
Ein Urteil dieſes Inhalts enthält keine abgeſonderte Entſcheidung über die 
prozeßhindernde Einrede und kann deshalb nicht als Zwiſchenurteil im Sinne 
der bezeichneten Vorſchrift, ſondern nur als ein ſolches nach § 303 BBO. be⸗ 
trachtet werden, wobei zu berückſichtigen iſt, daß nach Maßgabe dieſer Vor⸗ 
ſchrift auch über prozeſſuale Rechtsbehelfe befunden werden kann (RGEntſch. 
15, 399). Ob die Reviſionsfähigkeit zu bejahen ſein würde, wenn erſichtlich 
wäre, daß der Ber.⸗Richter trotz der Unzuläſſigkeit dieſes Verfahrens ein Urteil 
nach § 275 Abſ. 2 habe erlaſſen wollen, bedarf nicht der Erörterung. Der An- 
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nahme einer ſolchen Abſicht ſteht entgegen, daß der Vorderrichter ſeine Ent— 
ſcheidung ausdrücklich als Zwiſchenurteil im Sinne von § 303 kennzeichnet und 
daß er nach der Verkündung Termin zur Fortſetzung der Verhandlung über 
die Hauptſache von Amts wegen anberaumt hat. Nach der Erlaſſung eines 
Urteils gemäß § 275 Abſ. 2 wäre dies nur auf Antrag ſtatthaft geweſen. 
Wiewohl hiernach auf die von der Reviſion erhobenen Ausſtellungen nicht 
einzugehen iſt, ſoll zur Beſeitigung der Zweifel, ob das Urteil eine ſichere Grund— 
lage für die Fortſtellung des Ber- Verfahrens bildet, folgendes bemerkt werden. 
Verfehlt iſt allerdings der Verſuch des Ber.-Gerichts, die durch die Verlegung 
ihres Sitzes nach Blankenburg der Auflöſung verfallene Gewerkſchaft (RG. 
Entſch. 88, 53) mit Hülfe von 8 140 BGB. als einen nicht rechtsfähigen Verein 
aufrechtzuerhalten. Dieſer Ausweg kann, von anderen rechtlichen Bedenken ab— 
geſehen, ſchon deshalb nicht eingeſchlagen werden, weil der dabei zu unterſtellende 
Wille der Beteiligten nicht mit den wirtſchaftlichen Zwecken vereinbar iſt, welche 
bei der Entſcheidung für die Rechtsform der Gewerkſchaft maßgebend zu ſein 
pflegen (wird ausgeführt). — Aus der Unhaltbarkeit der Erwägungen des Ber. 
Gerichts kann indeſſen nicht mit der Reviſion gefolgert werden, daß die Gewerk— 
ſchaft durch die Verlegung des Sitzes der Rechtsperſönlichkeit verluſtig gegangen 
iſt. Sie trat vielmehr wie eine deutſche Aktiengeſellſchaft, die ihren Sitz in das 
Ausland verlegt — |. RGEntſch. 7, 68. 70 — in den Liquidationszuſtand und es 
blieb infolgedeſſen ihre Rechts- und Parteifähigkeit beſtehen (vgl. RGEntſch. 
59, 325). Ob aber hierdurch eine Beſchränkung der Vertretungsmacht ihrer 
Organe auf den Liquidationszweck herbeigeführt wurde und ob der mit dem 
Kläger im Jahre 1913 abgeſchloſſene Vertrag im Rahmen dieſes Zweckes 
liegt, kann auf ſich beruhen. Denn ſolange ſich die Auflöſung der Gewerkſchaft 
der Offenkundigkeit entzog, wurde die Wirkſamkeit der von ihrem Vorſtand 
mit Dritten abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte durch die Auflöſung nicht berührt. 
Die geſetzliche Unterlage für dieſe Annahme bietet die Vorſchrift in § 311 
Abi. 2 HGB. — val. auch § 77 des Geſ. betr. die Geſ. m. b. H. und § 97 Abſ. 2 
des Genoſſenſchaftsgeſ. — dar, deren entſprechende Anwendung durch die 
Rückſichten auf die Sicherheit des Rechtsverkehrs geboten und um ſo mehr 
gerechtfertigt iſt, als die Gewerkſchaft nach der Sitzverlegung in das Handels⸗ 
regiſter des Amtsgerichts Blankenburg eingetragen wurde (§§ 2, 33 bj. 1 
HGB.) und zur Zeit des Vertragsabſchluſſes der Parteien noch eingetragen war. 
Zum mindeſten braucht der Kläger, deſſen guter Glaube in bezug auf das Fort— 
beſtehen der Gewerkſchaft von der Beklagten nicht beſtritten worden iſt, deren 
Auflöſung auf Grund der §§ 15 Abſ. 1, 34 Abſ. 1 HGB. nicht gegen ſich gelten 

zu laſſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Mai 1918. Gewerkſchaft H. 

w. S. (CLG. Braunſchweig). III. 28/18. 
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230. Sut Frage der Suläſſigkeit der Ausſetzung der Verhandlung im 
Urkundenprozeß. 
Vgl. Bd. 58 Nr. 88. 
N BRO. § 148. 

Die Beklagte hat durch den Vertrag v. 7. Sept. 1916 den Kläger als ihren 
Generalvertreter für mehrere preußiſche Provinzen beſtellt und ſich verpflichtet, 
ihm monatlich 500 ½ Gehalt und 800. a conto Proviſion zu bezahlen, hat 
aber am 6. Juli 1917 das Vertragverhältnis außerordentlich gekündigt und 
verweigert die ſeit dem 1. Juli 1917 fälligen vertragmäßigen Leiſtungen. 
Der Kläger hat im Urkundenprozeß zunächſt die am 1. Juli 1917 fällig geweſenen 
1300 f eingeflagt und beim LG. ein obſiegliches Urteil erwirkt; dieſer Rechts⸗ 
ſtreit ſchwebt zurzeit in der Ber.-Inſtanz. Mit Klage im Urkundenprozeß 
v. 5. Sept. 1917 hat Kläger die am 1. Aug. und 1. Sept. 1917 fällig gewordenen 
Anſprüche in Höhe von 2600. eingeklagt; die Beklagte wurde zur Zahlung 
dieſes Betrages verurteilt und erhob dann im ordentlichen Verfahren Wider⸗ 
klage mit dem Antrag, es wolle der Vertrag v. 7. Sept. 1916 infolge außer⸗ 
ordentlicher Kündigung für rechtsunwirkſam erklärt und aufgehoben werden; 
am 15. Dez. 1917 erließ das Gericht Beweisbeſchluß über die beiderſeitigen Be⸗ 
hauptungen. Mit Schriftſatz v. 19. Okt. 1917 klagte Kläger im Urkundenprozeß 
die am 1. Okt. 1917 fällig gewordene Gehalts⸗ und Proviſionsrate zu 1300 6 
ein. Das LG. ſetzte gemäß dem Antrag der Beklagten die Verhandlung nach 
§ 148 BBO. bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der ſogenannten Widerklage 
aus, da die Frage, ob der Kläger die 1300.“ für den Monat Oktober 1917 be⸗ 
anſpruchen könne, ganz davon abhänge, ob der Agenturvertrag mit Grund 
vorzeitig gekündigt werden konnte. Auf die Beſchwerde des Klägers wurde der 
landgerichtliche Beſchluß aufgehoben und der Ausſetzungsantrag der Beklagten 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Im Urkundenprozeß iſt die Ausſetzung nur anzuordnen, wenn ſie nach der 
beſonderen Lage des Falles unumgänglich notwendig iſt (Förſter⸗Karn ZPOs. 
J. S. 447), insbeſondere kann eine Ausſetzung wegen Einwendungen des Be⸗ 
klagten, die dieſer nicht mit den in § 595 BRO. bezeichneten Beweismitteln 
nachweiſen kann, nur ausnahmsweiſe angemeſſen erſcheinen, weil ſonſt der 
Zweck des Geſetzes, dem Kläger auf Grund der prima facie liquiden Klage eine 
ſchleunige, wenn auch nur proviſoriſche Rechtshülfe zu gewähren, leicht ver⸗ 
eitelt werden kann (JW. 1898, 684, Seuff A. 58 Nr. 88). 

Im vorliegenden Fall kann die beklagte Partei die Rechtmäßigkeit ihrer 
außerordentlichen Kündigung mit den im Urkundenprozeß zuläſſigen Beweis⸗ 
mitteln nicht beweiſen; ihre hierauf geſtützte Einwendung gegen den Klag⸗ 
anſpruch mußte deshalb nach § 598 ZPO. als im Urkundenprozeß unſtatthaft 
zurückgewieſen werden. Es würde nun dem Zweck des Urkundenprozeſſes 
geradezu entgegenlaufen, wenn die Verhandlung ausgeſetzt würde, um der 
Beklagten die Möglichkeit zu gewähren, im Nachverfahren eines anderen Ur⸗ 
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kundenprozeſſes das Beweismaterial für thre Einwendung vorzulegen und die 
erforderlichen Beweiſe durch Urkunden, Zeugen und Sachverſtändige erheben 
zu laſſen (OLG. Rechtſpr. 15, 103). Gewiß ift nicht zu verkennen, daß die Be⸗ 
klagte durch die vom Kläger bereits erwirkten und noch weiter zu erwirkenden 
vorläufig vollſtreckbaren Urteile in Schaden kommen kann, jedenfalls inſofern 
als ihr Koſten erwachſen, deren Erſtattung zweifelhaft erſcheint, allein das 
hängt eben mit der Eigenart des Urkundenprozeſſes zuſammen; die Ausſetzung 


der Verhandlung vermag dieſer Umſtand nicht zu rechtfertigen — — —“ 
Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 19. Dez. 1917 i. S. B. w. G. 
Beſchw.⸗Reg. 431/17. F z. 


231. Die gemeinſame Erklärung der Parteien über einen tatſächlichen 
Hergang erfüllt den Tatbeſtand des Geſtändniſſes“; Nachweis des 
Irrtums bei Widerruf des Geſtändniſſes ““; on der münd- 
lichen Derhandlung***. 
gl. 38 Nr. 347. gl. 38 Nr. 348. Val. 41 Nr. 231; 42 Nr. 62; 50 Nr. 210. 
BRO. § 288; ZPO. § 290; BRO. 58 156, 139. 

Der Beklagte lud auf dem Zimmerplatze des Klägers mit einem Knechte 
ſeinen mit etwa acht Stämmen Langholz beladenen Wagen ab. Dabei kam 
ein Stamm ins Rollen und fiel dem Kläger auf den linken Fuß, der dadurch 
zerquetſcht wurde. Der Schadenerſatzanſpruch des Klägers wurde vom LG. 
und OLG. für gerechtfertigt erklärt. Beide Gerichte legten ihrer Beurteilung 
die vom Kläger gegebene Darſtellung des Sachverhalts zugrunde, nach welcher 
der Beklagte ſich beim Abladen der Stämme gegen einen loſe auf dem Wagen 
liegenden Stamm geſtützt haben ſollte, ohne Anſtalten zu deſſen Sicherung 
durch Einklemmen eines Holzſcheites getroffen zu haben, wodurch dieſer Stamm 
in Bewegung geraten und vom Wagen geglitten jet. Das Ber.⸗Gericht hielt 
den in zweiter Inſtanz angetretenen Beweis des Beklagten für die Unrichtig⸗ 
keit dieſer Darſtellung für unerheblich, weil ein in erſter Inſtanz abgegebenes 
Geſtändnis des Beklagten vorliege und nicht dargetan ſei, daß es durch Irr⸗ 
tum veranlaßt ſei. Die hiergegen gerichteten Angriffe der Reviſion wurden ver⸗ 
worfen mit folgender Begründung: | 

„— — — Der Kläger hat in der Klage vorgetragen, daß der Beklagte beim 
Abladen der ſchweren Stämme ſich gegen einen loſe auf dem Wagen liegenden 
Stamm angeſtemmt habe, wodurch dieſer letztere in Bewegung geraten, vom 
Wagen herunter und dem Kläger auf den Fuß gefallen, fei. Dieſe Darſtellung 
hat der Beklagte in der Klagebeantwortung mit Hinzufügung in der Klage nicht 
angegebener Einzelheiten dahin beſtätigt, daß er, im Begriffe, mit Hülfe ſeines 
Knechtes einen ſeitwärts liegenden Stamm mit der Schulter auszuheben, 
ſich mit der linken Hand gegen den zu oberſt liegenden Stamm geſtemmt haben, 
der dann durch den ſtarken Druck ins Rollen gekommen ſei und im Fallen den 
Kläger getroffen habe. In dem Beweisaufnahmetermin vor dem beauftragten 
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Richter in erſter Inſtanz haben beide Prozeßvertreter eine gemeinſame Er⸗ 
klärung über den Hergang des Unfalles abgegeben, worin es ebenfalls heißt, 
daß der Beklagte ſich gegen einen hoch auf den übrigen liegenden Stamm ſtützte, 
ſo daß dieſer zu Boden fiel. Dieſe gemeinſame Erklärung iſt auch in den Tat⸗ 
beſtand des Urteils der erſten Inſtanz aufgenommen, alſo von den Parteien 
zur Grundlage ihres Vortrags in der mündlichen Verhandlung, auf die das 
Urteil folgte, gemacht worden. Sie iſt vom Ber.⸗Gericht ohne Rechtsirrtum 
dahin gewertet worden, daß ſie ein Geſtändnis der vom Kläger behaupteten 
Tatſachen vom Hergange des Unfalls ſeitens des Beklagten enthalte, der damit 
die Darſtellung des Klägers mit der Maßgabe einräumte, daß aus dem Gegen— 
ſtemmen ein Aufſtützen wurde. Beide Darſtellungen decken ſich inhaltlich 
in allem weſentlichen und die gemeinſame übereinſtimmende Erklärung der 
Parteien will die vorgetragenen Tatſachen der richterlichen Würdigung ent⸗ 
ziehen, die gemeinſame Erklärung über den Hergang des Unfalls ſoll die Grund- 
lage des Urteilsſpruches bilden. Damit iſt der Tatbeſtand eines Geſtändniſſes 
gegeben (vgl. RGEntſch. 86, 145). Dieſes Geſtändnis ijt auch ein gerichtliches 
nach § 288 ZPO., und dies ſelbſt dann, wenn es in der müdlichen Verhand- 
lung vor dem Prozeßgericht nicht als ſolches wiederholt ſondern nur von den 
Parteien aus der Beweisverhandlung berichtend vorgetragen worden iſt. 
Denn gerichtlich iſt ein Geſtändnis, wenn es im Laufe des Rechtsſtreits vor dem 
Gericht abgegeben iſt, ſei es vor dem Prozeßgericht in der mündlichen Verhand⸗ 
lung oder zum Protokoll des beauftragten oder erſuchten Richters, wie in 8 288 
BRO. ausdrücklich vorgeſehen iſt (vgl. RG. in Seuff A. 38 Nr. 347). 

Auch der erſte Schriftſatz des Beklagten in der Ber.⸗Inſtanz bleibt noch 
bei der Darſtellung der gemeinſamen Erklärung der Parteien in dem Beweis⸗ 
aufnahmetermin der erſten Inſtanz. Erſt ein weiterer Schriftſatz v. 11. Okt. 
1917 ändert fie und erklärt die ‚gegnerische‘ Darſtellung über den Hergang 
für unrichtig; ein Gegenſtemmen gegen den herabgerollten Stamm habe nicht 
ſtattgefunden, fet auch ſchon wegen der Höhe des beladenen Wagens unmög- 
lich geweſen. Erſt jetzt habe der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten Ge- 
legenheit gehabt, mit dem aus dem Felde beurlaubten Beklagten perſönlich 
Rückſprache zu nehmen, wobei ihm die berichtigende neue Mitteilung gemacht 
worden ſei. Der Stamm ſoll nach der neuen in der folgenden mündlichen Ver⸗ 
handlung vorgetragenen Darſtellung des Beklagten irgendwie auf eine nicht 
aufzuklärende Weiſe ins Rollen gekommen ſein. Der Beklagte hat als Zeugen 
über den Hergang jetzt ſeinen Knecht benannt, während der Kläger bei ſeiner 
Darſtellung verblieben iſt und auch ſeinerſeits Zeugen über den Hergang nach 
ſeiner Behauptung angerufen hat. Mit der neuen Erklärung und Darſtellung 
des Beklagten iſt das frühere Geſtändnis der vom Kläger behaupteten Tat⸗ 
ſachen hinſichtlich des Hergangs des Unfalls widerrufen. Zu einem rechts⸗ 
wirkſamen Widerrufe des gerichtlichen Geſtändniſſes gehört aber nach § 290 
ZPO. neben dem Beweiſe, daß das Geſtändnis der Wahrheit nicht entſpreche, 
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auch der, daß es durch einen Irrtum veranlaßt ſei, und dieſer letztere Nachweis 
erfordert die Glaubhaftmachung ſcheinbarer äußerer Tatſachen, die die Ent— 
ſtehung des Irrtums und der durch dieſen verurſachten unrichtigen Darſtellung 
erklären (JW. 1902, 166 Nr. 16). Davon enthält indeſſen der vorgetragene 
Schriftſatz v. 11. Okt. 1917 nichts; ebenſowenig der Tatbeſtand des Urteils 
des Ber.⸗Gerichts. Erſt nach dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung, 
zwiſchen dem Verhandlungs- und dem Verkündungstermine, iſt der Beklagte 
mit einem Schriftſatze hervorgetreten, worin er den Irrtum des früheren Ge— 
ſtändniſſes darzutun verſucht, indem er erklärt, daß der Beamte der Verjich.- 
Geſellſchaft den Rechtsanwalt des Beklagten in der erſten Inſtanz ſachlich unter— 
richtet und die Angaben des Klägers gläubig ſeinen Mitteilungen zugrunde— 
gelegt habe: in dieſem Schriftſatz iſt gleichzeitig die Wiedereröffnung der münd— 
lichen Verhandlung erbeten worden, die das Ber.-Gericht indeſſen in einem be— 
ſenderen Beſchluß unter ſachlicher Würdigung der vom Beklagten vorgebrachten 
Begründung des Widerrufs des Geſtändniſſes abgelehnt hat. Das Gericht hatte 
nun aber nach § 156 BEL. freie Hand, ob es die Wiedereröffnung der geſchloſ— 
ſenen Verhandlung anordnen wollte oder nicht, verpflichtet iſt ein Gericht 
dazu nur, wenn in der geſchloſſenen Verhandlung ein unbeachtet gebliebener 
Anlaß zur Ausübung der Fragepflicht vorhanden geweſen wäre; dann iſt richtig 
nicht § 156, ſondern § 139 ZPO. verletzt, und dieſe Verletzung dann Reviſions⸗ 
grund (vgl. Warn. Rechtſpr. 1908 Nr. 243, 1909 Nr. 324). Dieſer Fall lag hier 
indeſſen nicht vor; denn das Ber.⸗Gericht hat nach der Feſtſtellung im Tat⸗ 
beftande des Ber.⸗Urteils den Beklagten in der mündlichen Erklärung ausdrüd- 
lich gemäß § 139 BBL. befragt, worauf ſeine erſte unrichtige Darſtellung des 
Unfalles beruhe; der Beklagte hat darauf erklärt, eine nähere Aufklärung nicht 
geben zu können. Unter dieſen Umſtänden war auf eine rechtliche Würdigung 
der in dem verſpäteten, erſt nach Schluß der mündlichen Verhandlung einge— 
reichten Schriftſatze des Beklagten zur Erklärung des Irrtums vorgebrachten 
Umſtände nicht einzugehen; es muß von den Erklärungen der Parteien ausge- 
gangen werden, wie ſie beim Schluſſe der mündlichen Verhandlung vorlagen, 
und nach dieſen iſt ein Widerruf des Geſtändniſſes in rechtswirkſamer Weiſe 
nicht erklärt worden, da es an einer Aufhellung des Irrtums, durch welchen das 
Geſtändnis veranlaßt jet, fehlt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Juni 1918. W. w. H. (CLG. 

Frankfurt). VI. 82/18. 


232. Die nachträgliche Behauptung der Vereinbarung einer auflöſenden 
Bedingung bei einem als unbedingt zugeftandenen Vertragſchluß ent- 
hält einen Widerruf des Geſtändniſſes. 

ZPO. § 290; BGB. 155. 
Die Schadenerſatzforderung des Beklagten, mit der er gegen die unſtreitige 
Klageforderung von 1159,43. ½ aufrechnet, gründet ſich darauf, daß der Kläger 
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durch Vertrag mit dem Beklagten das Eindecken von 8 Doppelhäujern 
des Arbeiterbauvereins D. übernommen, jedoch trotz Mahnung und Frift- 
ſetzung nicht ausgeführt habe (§ 326 BGB.). Der Kläger hat in der Ber.⸗In⸗ 
ſtanz neu behauptet, der Vertrag ſei nur unter der auflöſenden Bedingung ge⸗ 
ſchloſſen worden, daß er in S., wo er damals als Landſturmmann tätig ge⸗ 
weſen ſei, bliebe und nicht verſetzt würde; er ſei jedoch im Februar 1917 nach 
Sch. verſetzt worden. Damit ſei der Vertrag hinfällig geworden. 

Hiermit kann der Kläger jedoch nicht mehr gehört werden, da er in erſter 
Inſtanz den von dem Beklagten behaupteten unbedingten Vertragſchluß 
zugeſtanden hat. Dieſes Geſtändnis iſt nicht zuläſſig widerrufen, da ein Irr⸗ 
tum nicht behauptet noch unter Beweis geſtellt worden iſt (§ 290 ZPO.). Der 
Kläger macht zwar geltend, es liege nicht der Widerruf eines Geſtändniſſes, 
ſondern die prozeſſual zuläſſige Behauptung einer neuen Tatſache vor; die auf⸗ 
löſende Bedingung ſtelle ſich als ein ſelbſtändiger Nebenvertrag dar, auf den 
ſich Kläger auch in der Ber.⸗Inſtanz neu berufen könne (§ 529 Abſ. 1 ZPO.). 
Aber dem iſt nicht beizutreten. Denn auch die auflöſende Bedingung bildet 
einen Teil der einheitlichen Vertragsabrede, ein auflöſend bedingter Vertrag 
ſtellt einen anderen Tatbeſtand dar als ein unbedingt geſchloſſener. Wenn alſo 
in erſter Inſtanz zugeſtanden war, daß der Vertrag feſt und unbedingt zuſtande⸗ 
gekommen ſei, während jetzt eine auflöſende Bedingung behauptet wird, ſo 
wird damit eine in erſter Inſtanz zugeſtandene Tatſache widerrufen, nicht wird 
eine neue Tatſache behauptet, die die früher zugeſtandene Tatſache unberührt 
läßt. Es finden daher die Vorſchriften über das Geſtändnis Anwendung, 
nach denen der Widerruf hier unzuläſſig iſt. 


Urteil des OLG. Kiel (2. Sen.) v. 25. Juni 1918 R. w. F. (UL. 154/17). 
Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918 S. 215. 


233. Fuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung 
nach § 627 SPO. zwiſchen rumäniſchen ‘oder ehemals rumäniſchen 
Ehegatten; Staatsverträge treten mit Ausbruch des Krieges zwiſchen 
den Dertragsftaaten außer Kraft. 

BRO. §§ 606 Abſ. 1, 4; 627. EGBGB. Art. 17. 29; Haager Abkommen v. 18. 6. 02. Art. 6. 

Klägerin hatte ihren Ehemann beim LG. Braunſchweig, in deſſen Bezirk 
beide ihren Wohnſitz haben, wegen Mißhandlung auf Eheſcheidung verklagt, 
und der Beklagte hatte Widerklage wegen Ehebruchs erhoben. Den Antrag 
der Frau auf eine einſtweilige Regelung der Unterhaltsverhältniſſe nach § 627 
ZPO. hatte das LG. durch Urteil abgelehnt, da Parteien rumäniſche Staats⸗ 
angehörige ſeien und es ungewiß ſei, ob dem Gerichte die Zuſtändigkeit über⸗ 
haupt zuſtehe. Die Berufung hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Parteien ſind Rumänen, haben aber bereits ſeit 25 Jahren ihren Wohn⸗ 
ſitz in Braunſchweig. Durch Art. 17 des rumäniſchen BGB. iſt beſtimmt, 


233. Unterhaltsregelung. 381 


daß die Eigenſchaft eines Rumänen, abgeſehen von dem Falle des Erwerbs 
einer fremden Staatsangehörigkeit und der eigenmächtigen Annahme eines 
fremdländiſchen Amtes auch verloren geht durch die Unterwerfung unter frem⸗ 
den Schutz für noch jo kurze Zeit; daß ſich Parteien durch ihren 25jährigen Auf- 
enthalt dem Schutze des Deutſchen Reichs unterworfen haben, kann kaum 
zweifelhaft jein. Sit das aber richtig, jo haben Parteien die rumäniſche Staats⸗ 
angehörigkeit verloren, ohne zugleich Deutſche geworden zu ſein. Auf ſolchen 
Fall bezieht ſich aber die Zuſtändigkeitsregelung von § 606 Abſ. 4 BRO. nicht, 
vielmehr gilt, wenn die Eheleute keinem Staate angehören, die Regel des 
Abſ. 1 daſ. (RG. 70, 139). Hiernach würde das LG. Braunſchweig ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig geweſen ſein. 

Aber ſelbſt wenn Parteien die 1 Staatsangehörigkeit behalten 
hätten, wäre die Zuſtändigkeit des LG. begründet geweſen. Allerdings würde 
auf ſie Art. 6 d. Haager Eheſch.⸗Abk., wonach die in Deutſchland wohnenden 
Angehörigen der übrigen (auch Rumänen umfaſſenden) Vertragsſtaaten bei 
dem Gerichte ihres Wohnſitzes eine einſtw. Verfügung nach § 627 Abſ. 1 auch 
dann erwirken können, wenn von ihnen eine Scheidungsklage im Inlande wegen 
Fehlens der Vorausſetzung des § 606 bj. 4 nicht erhoben werden darf, kaum 
Anwendung finden. Denn abgeſehen von der Frage, ob dieſes Abkommen 
überhaupt für vorher abgeſchloſſene Ehen Geltung hat (RG. IW. 1912, 64214), 
muß mit der wohl herrſchenden Anſicht angenommen werden, daß alle zwiſchen 
den kriegführenden Staaten geſchloſſene Verträge, ſoweit ſie nicht gerade 
für den Kriegsfall geſchloſſen ſind, durch den Kriegsausbruch außer Kraft ge— 
treten find (KG. in JW. 1916, 61, CLG. Nürnberg im Recht 1916, 409, OLG. 
Hamburg daſ. 1915, 409. 562, N. in D. Jur.⸗Z. 1915, 317). Darnach würde 
alſo, wenn die Parteien Rumänen geblieben ſein ſollten, das LG. für die 
einſtw. Verfügung nach §§ 606 Abſ. 4 627 ZPO. nur zuſtändig ſein, wenn 
das LG. auch nach den Geſetzen des Königreichs Rumänien für die Schei- 
dungsklage zuſtändig ſein würde. Für dieſe Frage iſt es aber gleichgültig, 
ob Parteien auch jetzt noch Rumänen ſind oder nicht. Nach Art. 17 u. 29 
EGBGB. iſt vielmehr das rumäniſche Recht auch dann anwendbar, wenn 
ſie die rumäniſche Staatsangehörigkeit verloren haben, ohne eine andere zu 
erwerben. 

Nun kann nach Art. 216 rum. BGB. ‚die Klage auf Scheidung der Ehe 
aus beſtimmtem Grunde ohne Rückſicht auf die Art der Tatſachen und Ver⸗ 
gehen, durch die ſie veranlaßt wird, nur bei dem LG. des Bezirks, wo die Ehe⸗ 
gatten ihren Wohnſitz haben, erhoben werden.“ Wohnſitz der Ehegatten iſt 
hier unſtreitig Braunſchweig. Daß die Zugehörigkeit der Parteien zur mo- 
ſaiſchen Religion der Scheidungsklage nicht entgegenſteht, ergibt ſich aus der 
amtlichen Auskunft des Verwaltungsſtabes der D. Mil.⸗Verw. in Rumänien. 
Die Art. 211 u. 212 rum. BGB. aber laſſen im übrigen keinen Zweifel, daß ein 
Eheſcheidungsanſpruch ſowohl auf grobe Mißhandlungen, wie auf Ehebruch 


382 234. Zwangsvollſtreckung. — 235. Verteilungsverfahren. 


geſtützt werden kann. Hiernach ſteht die Zuſtändigkeit des hieſigen. LG. für die 
einſtw. Verfügung deshalb außer Zweifel.“ 
Urteil des OLG. Braunſchweig (1. Sen.) v. 22. Febr. 1918. W. 1 V. 
5/18 A. H. 


234. Begriff der Swangsvollſtreckungskoſten. 
Vgl. 72 Nr. 169. 
BRD. § 788. 

Nach § 788 BPS. fallen die Koſten der Zw.-Vollſtreckung, ſoweit jie not- 
wendig waren, dem Schuldner zur Laſt. Zu den Koſten der Zw. Vollſtreckung 
gehören alle Koſten, die unmittelbar zum Zwecke der Vorbereitung und des 
Betriebes der Vollſtreckung gemacht find, alſo auch die Koſten für die Beſchaf— 
fung der formalen Vorbedingungen der Vollſtreckung; nicht hierher gehören 
dagegen Auſwendungen, die zwar mittelbar der Vollſtreckung dienen, die 
aber nicht für Vollſtreckungsakte gemacht werden, wie die Koſten für die Be— 
ſchaffung der zu leiſtenden Sicherheit. (Stein ZPO. Anm. I, 2 zu § 788; 
Seuffert 1b zu § 788; RG. bei Gruchot 41, 1183. OLG. Rſpr. 13, 97). 

Das LG. hat daher mit Recht die Proviſion, die die Klagepartei an die 
Kreditanſtalt entrichten mußte, um die zur Vollſtreckung des landgerichtlichen 
Urteils erforderliche Sicherheit zu erhalten, als nicht erſtattungsfähig erachtet. 

Beſchluß des CLG. München (1. Sen.) v. 1. Juli 1918 i. S. K. w. P. 

Beſchw.⸗Reg. 193/1918. F-. 


235. Unzuläffigfeit eines Derteilungsverfahrens zwiſchen einem Pfän- 
dungsgläubiger und dem Seſſionar des Schuldners. 
| ZPO. § 872. 

Die Klägerin hatte eine ihrem Schuldner S. zuſtehende Forderung 
pfänden und ſich überweiſen laſſen. Da auch andere Perſonen Anſprüche auf 
die Forderung erhoben, hinterlegte der Drittſchuldner den geſchuldeten Betrag. 
Das Amtsgericht in R. leitete ein Verteilungsverfahren ein und teilte dem 
Beklagten, nicht aber der Klägerin, Beträge zu. Die Klägerin erhob gegen den 
Teilungsplan die Widerſpruchsklage. Das LG. erkannte gemäß ihrem Antrage 
dahin, daß der Widerſpruch begründet ſei und ein anderweitiges Verteilungs— 
verfahren mit Aufſtellung eines neuen Teilungsplans ſtattzufinden habe. 
Die Berufung des Beklagten wurde mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß der 
Widerſpruch der Klägerin wegen Unzuläſſigkeit des Verteilungsverfahrens für 
begründet erklärt, ihr weiterer Antrag abgewieſen wurde. Aus den Gründen: 
liegenden Fall um einen Wettbewerb zwiſchen einem Pfändungsgläubiger 
und Gläubigern, die ihr Recht auf eine Forderungsabtretung ſtützen. Für ſolche 
Fälle iſt das Verteilungsverfahren der §§ 872 ff. ZPO. nicht gegeben. Es dient 
lediglich der Regelung des Wettbewerbs verſchiedener an Zw. Vollſtreckungen 
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beteiligter Gläubiger. Dies ergibt der Wortlaut und der Geſamtcharakter 
der einſchlägigen Beſtimmungen (vgl. auch RGZ. 49, 361; 51, 320. Stein, 
Komm. zur ZPO. zu § 872). 

Die Klägerin hätte dieſen Geſichtspunkt auch im Beſchwerdeverfahren 
verfolgen können, ijt aber darauf nicht beſchränkt. Nachdem einmal das Ver- 
teilungsverfahren durchgeführt war, blieb der Klägerin nur der Weg der 
Klage aus 8 878 BEL. übrig. Aus dem Geſichtspunkt der Unzuläſſigkeit 


des Verteilungsverfahrens iſt daher der Widerſpruch der Klägerin begründet, 


dagegen ihr auf Anſtellung eines neuen Teilungsplans und auf Einleitung eines 
anderweitigen Verteilungsverfahrens gerichteter Antrag, wie ſich von ſelbſt 
ergibt, unbegründet.“ 
Urteil des OLG. zu Kiel (3. Ziv.⸗Sen.) v. 23. März 1918 i. S. Sch. w. 
T. (U III 169/17). Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918 S. 83. 


236. Bedeutung der der Eigentumseintragung mehrerer Miterben im 
Grundbuch beigefügten Worte „zu gleichen Teilen“. 
Vgl. 65 Nr. 181 m. N. 
GBO. § 48; BGB. §§ 892. 1008. 2032. 

In der erſten Abteilung des Grundbuchblattes eines Grundſtücks ſtanden 
ſechs einzeln aufgeführte Perſonen „als Miterben zu gleichen Teilen“ als Eigen⸗ 
tümer eingetragen, wobei in Spalte 3 vermerkt war, daß die Eintragung auf 
Grund des Erbſcheins v. 1. Mai 1906 erfolgt ſei. Einer dieſer Miteigentümer 
hatte auf ſeinen Anteil eine Hypothek eintragen laſſen, über deren Rechts- 
beſtändigkeit Streit entſtand. Das Ber.⸗Gericht jah die Hypothek als nichtig an, 
weil dem Beſteller kein Miteigentumsanteil i. S. des § 1114 BGB. an dem 
Grundſtück zugeſtanden habe. Die Reviſion rügte Verletzung des § 48 GBO. 
und führte aus, es ſei die fragliche Eigentumseintragung als Bekundung des 
Beſtehens einer Bruchteilsgemeinſchaft der Eigentümer unter Angabe ihrer 
Eigentumsanteile aufzufaſſen und deshalb wäre, wenngleich nach den Ein— 
tragungsgrundlagen das Eigentum an den Grundſtücken den Erben in Wirk— 
lichkeit noch ungeteilt zugeſtanden habe, doch dem Erwerber der auf den Anteil 
eines der Miterben eingetragenen Hypothek nicht die Berufung auf den öffent— 
lichen Glauben des Grundbuchs zu verſagen geweſen. Die Rüge wurde ver— 
worfen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Eigentumseintragung läßt eine andere Deutung als die, welche der 
Ber.⸗Richter ihr gibt, nicht zu. Nach § 48 BGH., der nur eine Ordnungsvor— 
ſchrift enthält, ſoll, wenn ein Recht für mehrere gemeinſchaftlich eingetragen 
werden ſoll, die Eintragung in der Weiſe erfolgen, daß entweder die Anteile 
der Berechtigten in Bruchteilen angegeben werden oder das für die Gemein— 
ſchaft maßgebende Rechtsverhältnis bezeichnet wird. Darnach iſt allerdings 
zwiſchen Angabe der Anteile in Bruchteilen und Bezeichnung des Gemeinſchafts— 
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verhältniſſes unterſchieden. Jedoch it daraus nicht zu folgern, daß die Eintra- 
gung der hier in Rede ſtehenden ſechs Perſonen in Abt. I, Spalte ‚Eigentümer‘, 
wegen des Zuſatzes ‚zu gleichen Teilen“ dahin zu verſtehen fet, es ſeien die ſechs 
Perſonen Miteigentümer nach Bruchteilen (§ 1008 BGB.), die einander gleich 
ſeien, alſo je / betrügen. Eine ſolche Deutung wird ausgeſchloſſen durch die 
zwiſchen der Bezeichnung der ſechs Perſonen und den Worten ‚zu gleichen 
Teilen‘ befindlichen Worte ‚als Miterben“ und durch den Vermerk in Spalte 
‚Grund des Erwerbes“: Auf Grund des Erbſcheins v. 1. Mai 1906 einge⸗ 
tragen“. Daraus erhellt zweifelsfrei, daß vermerkt iſt, es ſtänden den ſechs 
Perſonen, die ſich durch Erbſchein als Erben ausgewieſen hätten, wie der ge— 
ſamte Nachlaß ihres Erblaſſers ſo auch die zu dem Nachlaſſe gehörigen Grund— 
ſtücke als gemeinſchaftliches Erbſchaftsvermögen (§ 2032 BGB.) zu, und zwar 
in der Weiſe, daß ſie zu gleichen Teilen an dieſer Gemeinſchaft beteiligt ſeien. 
Anders mag der genannte Zuſatz beiſpielsweiſe bei einer Eigentumseintragung 
von Eheleuten, die in allgemeiner Gütergemeinſchaft leben, zu verſtehen ſein. 
In ſolchem Falle mag, wenn zu der Bezeichnung der Eheleute lediglich die 
Worte ‚zu gleichen Teilen‘ hinzugeſetzt ſind, nicht eine Eintragung des Güter— 
gemeinſchaftsverhältniſſes, ſondern die Eintragung eines Miteigentums je 
zur Hälfte anzunehmen ſein, weil eine Zuweiſung von Sonderanteilsrechten 
für jeden Ehegatten dem Weſen der ehelichen Gütergemeinſchaft widerſpreche 
und ein alleiniger Zuſatz, zu gleichen Teilen‘ zu der Bezeichnung mehrerer Cigen- 
tümer im allgemeinen auf Miteigentum nach Bruchteilen hindeute (vgl. KG. 
Jahrb. 29A, 183). Vorliegend aber ergeben die zwiſcheneingeſetzten Worte 
zals Miterben“ und die Angabe des Erbſcheins als Eintragungsgrundlage 
deutlich, daß die ſechs Perſonen als Eigentümer in Erbengemeinſchaft einge— 
tragen {ind und daß die Worte ‚zu gleichen Teilen“ ſich nicht als Kennzeichnung 
eines Miteigentums nach Bruchteilen, ſondern als Angabe der Art der Be— 
teiligung der Eingetragenen an ihrer Erbengemeinſchaft darſtellen.“ — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. März 1918. S. u. B. w. R. 

(Kl.). (CLG. Hamm.) V. 371/17. 
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über 


den 18. Band der dritten Folge (der ganzen Reihe 73. Band) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
| den deutſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Platz in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 


Erſter Feil. 
Bürgerliches Recht. 


I. Die allgemeinen Lehren. 


|. Die Rechtsregeln. 
A. Geſetzliches Recht. 

Zur Auslegung der $$ 1611 Abſ. 2 und 1921 Abſ. 2 BGB. 139. — Zur Aus⸗ 
legung des § 21 Verſicherungsvertrags-Geſ. 131. — Bedeutung des „gewöhnlichen 
Aufenthalts“ i. S. des 8 6 Abſ. 2 ErbſchStGeſ. 134. — Bedeutung des „Dienſt- und 
Arbeitsverhältniſſes“ i. S. des 8 13. ErbſchStGeſ. 183. — „Der Begriff der bürger— 
lichen Rechtsſtreitigkeit im Gegenſatz zu den öffentlich-rechtlichen richtet ſich nach der zur 
Zeit des Inkrafttretens des GVG. herrſchenden Anſchauung. 208. 


B. Hergebrachtes Recht. 
Beamtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. — Die Beſtimmung über 
das Begräbnis ſteht dem nächſten Verwandten des Verſtorbenen zu. 227. 


C. Wirkſamkeit des Rechts. 

a) Zeitliche. 

Eine Verordnung, die mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft treten ſoll, gilt 
vom Beginn dieſes Tages an. 90. 

b) Ortliche (EGBGB. Art. 7-31). 

5 17. Eheſcheidung ſchwediſcher Staatsangehöriger; keine Scheidung wegen Be— 
ſchimpfung und Verleumdung; keine Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. 
192. — Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung nach § 627 
BRO. zwiſchen rumäniſchen Ehegatten. 233. . 

§ 25. Beerbung eines im Ausland außerhalb ſeines Heimatſtaats geſtorbenen 
Ausländers nach den Geſetzen des Heimatſtaats. 110. 

§ 29. Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung nach § 627 


ZPO. bei ehemals rumäniſchen Ehegatten. 233. 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 11/12. 27 
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2. Perſonen. 


A. Natürliche Perſonen (BGB. §§ 1—20). 
§ 7. Wohnort im Sinne der Zuſtellungsvorſchriften. 42. 
§ 9. Der Wohnſitz der Garniſon nach 8 9 BGB. gilt nur für Berufsſoldaten. 91. 


B. ee, Perſonen. 

a) Vereine (§§ 21—79). 

8 21. Reviſionsfähigkeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen ohne wirt 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 127. 

§ 29. Sind die Vorausſetzungen für die gemäß § 29 BGB. erfolgte Beſtellung 
von Vorſtandsmitgliedern einer Stiftung vom Prozeßgericht nachzuprüfen? 129. 

§ 31. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der Aufſichts⸗ 
rat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

§ 54. Reviſionsfähigkeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen ohne wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 127. 

b) Stiftungen. (88 80—88). 

§ 86. Sind die Vorausſetzungen für die gemäß § 29 BGB. erfolgte Beſtellung 
von Vorſtandsmitgliedern einer Stiftung vom Prozeßgericht nachzuprüfen? 129. 


C. Juriſtiſche Perſonen öffentlichen Rechts (8 89). 
§ 89. Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen verfaſſungs⸗ 
mäßiger Vertreter. 132. — Beamtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 


3. Sachen ($$ 90-103). 


897. Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich eingefügten 
Briefmarken. 121. 
§ 99. Das Bezugsrecht auf neue Aktien ijt nicht Frucht oder Nutzung der 


Aktien. 81. 
4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Willenserklärung (88 116—144). 


§ 119. Keine Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums nach § 119 BGB. 180. 
— Kein Anfechtungsrecht des Verſicherers wegen Irrtums über eine für das Ver— 
ſicherungsintereſſe weſentliche Eigenſchaft des verſicherten Gegenſtandes. 225. 

§ 123. Die Drohung muß für den Abſchluß des angeblich erzwungenen Rechts- 
geſchäfts beſtimmend geweſen ſein. 47. 

§ 125. Beweislaſt des Klägers für das Zuſtandekommen eines mündlichen Kaufe 
vertrags gegenüber dem Einwande der vereinbarten Schriftform. 111. 

§ 133. Die Forderung eines höheren Mietzinſes enthält eine der Verlängerung 
des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willenserklärung. 9. — Erfüllungs⸗ 
art für die Zahlung der Verſicherungsſumme. 197. — Klauſel eines Inſeratenauftrags: 
„Das Siſtierungsrecht i. S. des Geſetzes behalten wir uns vor“. 202. 

§ 134. Begriff des Kettenhandels. 65. — Der Kettenhandel erfordert die Er— 
kenntnis der Unproduktivität des konkreten Zwiſchengeſchäfts bei den Beteiligten. 173. 
— Kettenhandel als unlautere Machenſchaft. 48. — Kettenhandelsgeſchäfte ſind nichtig. 
194. — Einfluß der Verordnung gegen übermäßige Preisſteigerung auf die abſtrakte 
Schadenberechnung des Käufers. 112. 

§ 138. Begriff des Kettenhandels. 65. — Der Kettenhandel erfordert die Ere 
kenntnis der Unproduktivität des konkreten Zwiſchengeſchäftes bei den Beteiligten. 173. — 
Kettenhandelsgeſchäfte ſind nichtig: Sekt als Lebensmittel. 194. — Kettenhandel als 
unlautere Machenſchaft. 48. — Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware als 
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Rheinlachs, die nicht aus dem Rheine ſtammt. 13. — Kann die ärztliche Tätigkeit zu 
Wettbewerbszwecken eingeſchränkt werden? 27. — Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn 
ein Angeſtellter ſich zum Wettbewerb ein Verzeichnis über die Bezugs- und Abnahme— 
quellen ſeines Geſchäftsherrn anfertigt. 133. — Der Differenzeinwand verſtößt 
auch dann nicht gegen die guten Sitten, wenn er ſchon beim Vertragſchluß beabſichtigt 
war. 72. — Ein Vertrag zwiſchen Abnehmern und Fabrikanten über Bedingungen 
beim Weiterkauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder der Gewerbeordnung. 39. 
— Die Verpflichtung eines Gutspächters, die Gutserzeugniſſe unter dem Marktpreis 
an den Gläubiger bis zu deſſen voller Befriedigung zu verkaufen und alle Futter— 
mittel für das Gut bei dem Gläubiger zum Marktpreiſe zu kaufen, verſtößt gegen 
die guten Sitten. 214. — Unerfahrenheit i. S. des §S 138 Abſ. 2 BGB. 151. — Das 
Mißverhältnis zwiſchen dem Vermögensvorteil und der Leiſtung muß vorhanden und 
dem Wucherer bekannt geweſen ſein. 99. 

8139. Zuläſſigkeit und Wirkung der teilweiſen Anfechtung eines Kaufver— 
trags? 113. 

C. Vertrag (§§ 145—157). 

§ 145. Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 114. 

8 151. Unterwerfung unter die von der Gegenpartei geſtellten Bedingungen 
durch Stillſchweigen. 1. — Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf 
die ihn angebende Schlußnote. 2. — Verſchiedene Arten von kaufmänniſchen Beſtäti— 
gungsſchreiben. 93. — Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 114. 

5154. Vertragſchluß durch ſtillſchweigende Annahme des Beſtätigungsbriefs, 
auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung erbeten iſt. 195. — Zuſtandekommen des 
Vergleichs trotz mangelnder Übereinſtimmung des inneren Willens der Beteiligten. 204. 
— Bedeutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein mündlicher Ver— 
trag vorher nicht zuſtandegekommen iſt. 3. 

§ 157. Unterwerfung unter die von der Gegenpartei geſtellten Bedingungen 
durch Stillſchweigen. 1. — Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die 
ihn angebende Schlußnote. 2. — Vertragſchluß durch ſtillſchweigende Annahme des 
Beſtätigungsbriefs, auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung erbeten iſt. 195. — Be— 
deutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein mündlicher Vertrag 
vorher nicht zuſtandegekommen iſt. 3. — Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der 
Beſchaffung der Ausfuhrbewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei Verſagung der 
Genehmigung. Dauer des Schwebezuſtandes. 177. — Erlöſchen des Erfüllungsan— 
ſpruchs des Käufers bei Verzögerung der Verſanddispoſition und Schweigen auf die 
Erfüllungsweigerung des Verkäufers. 193. — Erfüllungsort für die Zahlung der 
Verjährungsſumme. 197. — Erfüllungsort beim inländiſchen Abladegeſchäft. 95. — 
Vereinbarung des Erfüllungsortes bei widerſprechenden Beſtätigungsbriefen. 174. — 
Bedeutung der Klauſel: Umrechnungskurs 100 M. = 125 Fr. 215. — Klauſel eines 
Inſeratenauftrags: „Das Siſtierungsrecht i. S. des Geſetzes behalten wir uns vor. 
202. — Bedeutung der Klauſel „rein netto“, mit der einem Makler die Ware an die 
Hand gegeben wird. 203. — Auslegung der Grunddienſtbarkeit der Nichtbebaubar— 
keit mit einem Stall; fällt eine Kraftfahrzeughalle darunter? 136. 


D. Bedingung (§§ 158—162). 
§ 158. Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der Beſchaffung der Ausfuhr— 
bewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei Verſagnng der Genehmigung. Dauer 
des Schwebezuſtandes. 177. — Hat der Mäkler ſchon vor dem Abſchluß des vermittelten 
Vertrags einen dadurch bedingten Lohnanſpruch? 149. — Fällt der Lohnanſpruch 
des Mäklers fort, wenn bei dem vermittelten auflöſend bedingten Geſchäft die Be— 
dingung eintritt? 100. — Nachträgliche Vereinbarung einer eee eee 
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bei einem als unbedingt zugeſtandenen Vertragſchluß enthält einen Widerruf des Ge— 
ſtändniſſes. 232. | 
E. Vertretung. Vollmacht (88 164—181). 
8 166. Das Pfändungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens des 

pfändenden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 88. | 

8177 ff. Die $$ 177 ff. BGB. finden auf die Vertretung der Aktiengeſellſchaft, 
ſoweit dieſe durch das HGB. geregelt iſt, keine Anwendung. 207. — Beamtenhaftung 
nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 

F. Einwilligung. Genehmigung (§§ 182—185). 

§ 185. Die einſeitige Verfügung eines Geſamthänders über ſeinen Anteil kann 

durch Genehmigung wirkſam werden. 71. 


5. Friſten. Termine (88 186—193). 


§ 186 jf. Eine Verordnung, die mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft 
treten ſoll, gilt vom Beginn dieſes Tages an. 90. 


„6. Verjährung (88 194 —225). 

$1961. Zweijährige Verjährungsfriſt des Mäklerlohns eines Kaufmanns. 115. 

§ 198. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

§ 206 ff. Klageerhebung bei einem örtlich unzuſtändigen Gericht iſt auch zur 
Wahrung einer vertraglichen Ausſchlußfriſt nicht geeignet. 197. 

§ 208. Unterbrechung der Verjährung durch Anerkennung. 196. 

8217. Unterbrechung der Verjährung durch Anerkennung. 196. 

§ 225. Umwandlung einer Zinſenſchuld in eine Darlehnsſchuld. Folgen für die 
Verjährung und für die Verzinſung. 70. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
I. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
A. Verpflichtung zur Leiſtung ($$ 241—292). 


§ 242. Gültigkeit einer mündlichen Abrede neben dem Inhalt des Bejtätigungs- 
ſchreibens? 152. — Die Unterſuchung der Ware auf Mängel hat ſich unter Umſtänden 
auch auf die Verpackung der Ware zu erſtrecken. 184. — Erfüllungsort für die 
Zahlung der Verſicherungsſumme. 197. — Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs des 
Käufers bei Verzögerung der Verſanddispoſition und Schweigen auf die Erfüllungs— 
weigerung des Verkäufers. 193. — Rücktritt des Verkäufers, wenn die zum Vertrieb 
im Ausland verkaufte Ware im Inland abgeſetzt werden ſoll. 94. — Rücktritt vom 
Vertrage wegen vertragwidrigen Verhaltens des Gegners bei Probelieferungen. 155. 

§ 243. Unmöglichkeit der Leiſtung bei beſchränkter Gattungsſchuld. 218. — 
Spezieskauf bei zukünftigen Sachen. 153. 

§ 244. Zahlung auf Grund der Klauſel: Umrechnungskurs 100 & = 125 Fr. 215. 
— Die Zahlung einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten Geldſchuld hat bei 
Verzug des Schuldners, wenn ſie in inländiſcher Währung erfolgt, nach dem Kurswert 
am Zahlungstage zu geſchehen. 216. 

§ 248. Umwandlung einer Zinſenſchuld in eine Darlehnsſchuld. Folgen für di 
Verjährung und für die Verzinſung. 70. 
| 8249. Umfang der zu erſetzenden Herſtellungskoſten, wenn der Beſchädigte die 
Herſtellung ſelbſt ausführt. 4. — Zeitpunkt für die Berechnung des vom Käufer wegen 
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Nichterfüllung verlangten abſtrakten Schadenerſatzes. 66. — Einfluß der Verordnung 
gegen übermäßige Preisſteigerung auf die abſtrakte Schadenberechnung des Käufers. 
112. — Vorausſetzungen der vorbeugenden Unterlaſſungsklage. 52. 

8 252. Klage des Käufers auf Schadenerſatz oder Preisminderung, obgleich die 
Sache mit Gewinn weiterverkauft war. 7. 

§ 254. Mitwirkendes Verſchulden des Hinterlegers an der Entſtehung des Zins— 
verluſtes bei Hinterlegung in bar ſtatt in Wertpapieren. 212. — Verſchulden des 
Käufers durch Nichtannahme der nach Ablauf der Nachfriſt vom Verkäufer angebotenen 
Erfüllung. 49. — Inwieweit haben Gewerbetreibende ihre Ladentiſche reinzuhalten? 
119. — Inwieweit iſt dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein Berufswechſel 
anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordert? 77. 

§ 259. Beanſtandung einer äußerlich ordnungsmäßigen Abrechnung. 199. 

§ 266. Keine Zurückweiſung der Leiſtung wegen Fehlens eines verhältnismäßig 
geringfügigen Teils. 217. 

§ 269. Vereinbarung des Erfüllungsortes bei widerſprechenden Beſtätigungs— 
briefen. 174. — Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die ihn ange— 
bende Schlußnote. 2. — Erfüllungsort für die Zahlung der Verſicherungsſumme. 197. 
— Erfüllungsort bei inländiſchem Abladegeſchäft. 95. — Reiſegefahr beim überſeeiſchen 
Abladegeſchäft. 97. 

§ 273. Zurückbehaltungsrecht wegen ganz geringer Gegenforderung? 130. — 
Zurückbehaltungsrecht der Frau an Sachen des Geſamtguts wegen Vorenthaltung von 
Vorbehaltsgut. 162. 

§ 275. Unmöglichkeit der Vertragserfüllung infolge einer durch die Kriegsdauer 
bedingten Veränderung der Verhältniſſe. 154. — Vertretbarkeit des bei dem Vertrags— 
ſchluß vorausſehbaren Eintritts der Lieferungsunmöglichkeit. 175. 

§ 278. Aus einer Verletzung feiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der Auf— 
ſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

§ 279. Unmöglichkeit der Leiſtung bei beſchränkter Gattungsſchuld. 218. 

§ 281. Erſatzanſpruch aus § 281 BGB. bei beſchränkter Gattungsſchuld. 219. 
— Erſatzanſpruch bei Spezieskauf zukünftiger Sachen. 133. 

§ 284. Eintritt des Verzuges ohne Mahnung. 218. — Kann der perſönliche 
Schuldner aus einer Hypothek gegen die Zinſenforderung einwenden, daß er nicht 
gemahnt ſei? 116. — Die auf die volle vertragmäßige Gegenleiſtung gerichtete Auf— 
forderung des Verkäufers ſetzt den zur Minderung berechtigten Käufer nicht in Ver— 
zug. 200. — Anſpruch des Sicherheit leiſtenden Gläubigers auf Erſatz des durch die 
Hinterlegung entſtehenden Zinsverluſtes. 212. 

§ 286% 7. Schadenerſatzpflicht des im Verzug befindlichen Schuldners trotz nach— 
träglich eingetretener Unmöglichkeit. 218. — Nach Eintritt des Verzuges haftet der 
Schuldner für eine durch Zufall eintretende Erſchwerung der Leiſtung. 176. — Zeit- 
punkt für die Berechnung des vom Käufer wegen Nichterfüllung verlangten abſtrakten 
Schadenerſatzes. 66. — Die Zahlung einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten 
Geldſchuld hat bei Verzug des Schuldners, wenn ſie in inländiſcher Währung erfolgt, 
nach dem Kurswert am Zahlungstage zu geſchehen. 216. 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Begründung und Inhalt der Verträge (88 305-319). 
§ 306. Nichtigkeit eines Lizenzvertrags wegen der Unmöglichkeit, das zur Aus— 
nutzung übertragene Patent wirtſchaftlich auszunutzen. 166. 
§ 313. Die formungültige Anderung einer Vertragsbeſtimmung macht einen 
formgültigen Vertrag nicht ungültig. 96. 
§ 315. Kauf zu „einem noch zu vereinbarenden Preiſe “, liegt ein feiter Kauf vor? 156. 
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B. Gegenſeitiger Vertrag (88 320-327). 

§ 320. Keine Zurückweiſung der Leiſtung wegen Fehlens eines verhältnismäßig 
geringfügigen Teils. 217. — Nach der Abnahme hat der Beſteller die Vergütung für 
das Werk zu leiſten, trotz vorhandener geringer Mängel. 28. — Rücktritt vom Vertrage 
wegen vertragwidrigen Verhaltens des Gegners bei Probelieferungen. 155. 

§ 325. Vertretbarkeit des bei dem Vertragſchluß vorausſehbaren Eintritts Der 
Lieferungsunmöglichkeit. 175. 

§ 326. Anwendung des § 326 BGB. bei Verzug des Käufers mit der Abnahme 
und Unterſuchung der Ware. 201. — Anwendbarkeit des $ 326 BGB. bei außergericht⸗ 
lichem Wandelungsvollzug? 221. — Die auf die volle vertragmäßige Gegenleiſtung gerid- 
tete Aufforderung des Verkäufers ſetzt den zur Minderung berechtigten Käufer nicht in 
Verzug. 200. — Die Setzung einer Nachfriſt verpflichtet den Gläubiger nicht zur An— 
nahme einer Teilleiſtung. 217. — Verſchulden des Käufers durch Nichtannahme der 
nach Ablauf der Nachfriſt vom Verkäufer angebotenen Erfüllung. 49. — Entbehrlichkeit 
einer Nachfriſt bei beſtimmter Lieferungsweigerung. 196. — Rücktrittsrecht wegen poft- 
tiver Vertragverletzungen, obſchon der Rücktritt zunächſt aus anderem Grunde erklärt 
war. 5. — Zeitpunkt für die Berechnung des vom Käufer wegen Nichterfüllung ver⸗ 
langten abſtrakten Schadenerſatzes. 66. — Der Schadenerſatz verlangende Käufer braucht 


ſich vor Abſchluß der Vergleichsverhandlungen über die Ausführung des Vertrags 
nicht einzudecken. 220. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 
Aufrechnung (§§ 387 396). 

58 387. Zahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Perſon durch Bank⸗ 
überweiſung und Gutſchrift auf dem Kontokurrentkonto des Gläubigers bei der Bank. 
198. — Vorbehaltsurteil; ein rechtlicher Zuſammenhang der Aufrechnungseinrede mit 
der Klageforderung wird nicht durch einen Aufrechnungsvertrag hergeſtellt. 22. 


Ss 389. Prozeßkoſten beim Unterliegen des Klägers auf Grund einer Auf: 
rechnung. 85. 


4. Übertragung der Forderung ($$ 398413). 


88 398. Unwirkſamkeit der Abtretung wegen Unbeſtimmtheit des abgetretenen 
Betrags ſowie wegen Vorbehalts des Einziehungsrechts. 222. — Schenkung eines 
Sparkaſſenguthabens. 8. 

§ 399. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag iſt weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. 

§ 401. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner berich⸗ 
tigten. Forderung auf dieſen übergehen. 68. 

§ 403. Koſten der Abtretungsurkunde über den Klaganſpruch ſind nicht erſtattungs⸗ 
fähig. 125. f 
| 8412. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner be⸗ 

richtigten Forderung auf dieſen übergehen. 68. 


5. Schuldübernahme (SS 414—419). 

8 414. übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine Haftung 
aus 8 419 BGB. für die Schulden. 67. 

§ 419. Übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine Haftung 
aus 8 419 BGB. für die Schulden. 67. 

6. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern (88 420432). 

§ 426. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner berich⸗ 

tigten Forderung auf dieſen übergehen. 68. 
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7. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
| A. Kauf. 

a) Allgemeine Vorſchriften (88 433-458). 

§ 433. Kauf zu „einem noch zu vereinbarenden Preiſe“; liegt ein feſter Kauf 
vor? 156. — Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 114. — Unwirkſamkeit eines 
unter der Abrede der Beſchaffung der Ausfuhrbewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags 
bei Verſagung der Genehmigung; Dauer des Schwebezuſtandes. 177. — Anz 
wendung des § 326 BGB. bei Verzug des Käufers mit der Abnahme und Unterſuchung 
der Ware. 201. | 

§ 434. Eigenſchaften einer Sache; der Wert des Auszuges iſt keine Eigenſchaft 
des belaſteten Grundſtücks. 178. — Verpflichtung des Verkäufers, die Koſten von Aus— 
beſſerungen zu tragen, die dem Mieter vor dem Verkauf des Grundſtücks zugeſagt 
waren. 117. ö 

§ 439. Verpflichtung des Verkäufers, die Koſten der Ausbeſſerungen zu tragen, 
die dem Mieter vor dem Verkauf des Grundſtücks zugeſagt waren. 117. — Sächſiſche 
Landeskulturrenten find keine Rentenſchulden i. S. d. BGB. 6. 

§ 447. Reiſegefahr beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 97. 

b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache (88 459-493). 

§ 459. Eigenſchaften einer Sache; der Wert eines Auszuges iſt keine Eigenſchaft 
des belaſteten Grundſtücks. 178. 

$ 462. Anwendbarkeit des $ 326 BGB. bei außergerichtlichem Wandelungs— 
vollzug? 221. 

8 463. Eigenſchaften einer Sache; der Wert eines Auszuges iſt keine Eigenſchaft 
des belaſteten Grundſtücks. 178. 

§ 467. Anwendbarkeit des § 326 BGB. bei außergerichtlichem Wandelungs— 
vollzug? 221. 

§ 472. Klage des Käufers auf Schadenerſatz oder Preisminderung, obgleich die 
Sache mit Gewinn weiterverkauft war. 7. 

§ 477. Hat die Vereinbarung einer ſechsmonatigen Garantiefriſt Einfluß auf die 
ſechs-monatige Verjährung des Gewährleiſtungsanſpruchs? 98. 


B. Schenkung (§§ 516—524). 
§ 518. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 8. 


C. Miete. Pacht. 

a) Miete (S$ 535—580). 

§ 531. Überlaſſung einer Tanzvergnügungen gewidmeten Wirtſchaft; Miete oder 
Pacht? 223. — Überlaſſung eines Tanzſaales zu Lichtſpielvorführungen; Miete oder 
Pacht? 224. 

§ 537. Aufhebung der Tauglichkeit der Mietſache zum vertragmäßigen Gebrauch 
durch Kriegsmaßnahmen. 99. — Keine Minderung des Mietzinſes wegen allgemeiner 
Schließung der Lichtſpielunternehmungen. 224. — Minderung des Pachtzinſes für ein 
Tanzlokal wegen behördlichen Tanzverbots. 223. — Schutzloſigkeit eines vermieteten 
Grundſtücks gegen ungewöhnliche Hochfluten; ob vertretbarer Mangel? 118. 

§ 542. Vgl. 537. 

§ 556. Gerichtsſtand des Vertrages bei der Klage auf Rückgabe vermieteter 
Gegenſtände oder Schadenerſatz. 19. — Konkurs des Mieters; Kündigung durch den 
Konk.⸗Verwalter; Anſpruch des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der 
Wohnung als Maſſeſchuld. 26. 

§ 559. Beim Beſtehen mehrerer Mietverträge ergreift das Vermieterpfandrecht 
wegen des einen Mietobjekts nur die in dieſes eingebrachten Sachen. 157. 
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8568. Die Forderung eines höheren Mietzinſes enthält eine der Verlängerung 
des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willenserklärung. 9. 

§ 569. Haben beim Tode eines von mehreren Mietern oder Pächtern deſſen 
Erben ein Kündigungsrecht? 69. 

3571. Verpflichtung des Verkäufers, die Koſten der Ausbeſſerungen zu tragen, 
die dem Mieter vor dem Verkauf des Grundſtücks zugeſagt waren. 117. 

b) Pacht (88 581—597). 

8 581. Überlaſſung eines Tanzſaales zu Lichtſpielvorführungen; Miete oder 
Pacht? 224. — Überlaſſung einer Tanzvergnügungen gewidmeten Wirtſchaft; Miete 
oder Pacht? 223. 

8596. Haben beim Tode eines von mehreren Mietern oder Pächtern deſſen 
Erben ein Kündigungsrecht? 69. 


D. Darlehn (§§ 607610). 

86071, Umwandlung einer Zinſenſchuld in eine Darlehnsſchuld; Folgen für 
die Verjährung und für die Verzinſung. 70. 

E. Dienſtvertrag (§§ 611-630). 

8 611. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Koſten, die durch auftragsgemäße Erhebung der Widerklage 
entſtehen. 186. 

F. Werkvertrag (§§ 631—651). 

8631. Auslegung der Klauſel eines Inſeratenauftrags: „Das Siſtierungsrecht 
i. S. des Geſetzes behalten wir uns vor.“ 202. 

8 640%. Nach der Abnahme hat der Beſteller die Vergütung für das Werk zu 
leiſten, trotz vorhandener geringer Mängel. 28. 

G. Mätlervertrag 688 652656). 

§ 652. Bedeutung der Klauſel „rein netto“, mit der einem Mäkler die Ware 
an die Hand gegeben wird. 203. — Iſt der Mäklerlohn von Ausführung des ver— 
mittelten Geſchäfts abhängig gemacht, ſo hat der Auftraggeber über die Ausführung 
zu entſcheiden. 101. — Fällt der Lohnanſpruch des Mäklers fort, weun bei dem ver— 
mittelten auflöſend bedingten Geſchäfſt die Bedingung eintritt? 100. — Anſpruch des 
Mäklers auf den ihm als Vergütung verſprochenen Überpreis, wenn das vermittelte 
Geſchäft nicht ordnungsmäßig abgewickelt wird. 179. — Gehört der Mäklerlohnanſpruch 
zur Konkursmaſſe, wenn der vermittelte Vertrag erſt nach Konkurseröffnung abge— 
ſchloſſen wird? 149. 

§ 653. Zweijährige Verjährungsfriſt des Mäklerlohns eines Kaufmanns. 115. 


H. Auftrag (§§ 662 — 676). 
§ 662. Unterſchied zwiſchen Handelsmäkler und Agent. 140. 
§ 675. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Koſten, die durch auftragsgemäße Erhebung einer Widerklage 


entſtehen. 186. 
J. Geſellſchaft (88 705 —740). 


§ 717. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag ijt weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. | 

§ 719. Die einjeitige Verfügung eines Geſamthänders über jeinen Anteil kann 
durch Genehmigung wirkſam werden. 71. 

§ 723. Ein Vertrag zwiſchen Abnehmern und Fabrikanten über Bedingungen 
beim Weiterkauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder der Gewerbeordnung. 39. 
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K. Spiel und Wette (Ss 762— 764). 

8 764. Der Differenzeinwand verſtößt auch dann nicht gegen die guten Sitten, 
wenn er ſchon beim Vertragſchluß beabſichtigt war. 72. — Bloße Sicherheitsleiſtungen 
in Warengeſchäften ſind nicht Leiſtungen auf Grund des Geſchäftes. 29. 

| L. Bürgschaft (88 765— 778). 

8765. Der Anſpruch des Agenten auf Proviſion für die gutgeſagte Erfüllung 
ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts voraus. 141. | 

8767. Recht des Bürgen einer Hypothek, ſich auf eine gemäß $ 8 der BRBO. 
vom 8. Juni 1916 getroffenen Anordnung zu berufen. 50. 

§ 768. Die Befriſtung des Hypothekſchuldners nach der BRVO. vom 8. Juni 1916 
kommt auch dem Bürgen zugute. 73. 

M. Vergleich (8 779). 

§ 779. Zuſtandekommen des Vergleichs trotz mangelnder Übereinſtimmung des 
inneren Willens der Beteiligten. 204. — Keine Anfechtung des Prozeßvergleichs auf 
Gunrd des § 323 BRO.; Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums. 180. 

N. Scheckgeſetz v. 11. März 1908. 

§ 8. Der Tod eines Beteiligten iſt auf die Auszahlung eines Schecks ohne Ein— 

fluß. 181. — Über die Haftung der Bank aus einem gefälſchten Scheck. 74. 
0. Schuldverſchreibung auf den Inhaber (SS 793-808). 

$808. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 8. 

P. Ungerechtfertigte Bereicherung (58 812—822). 

§ 812. Unberechtigte Verwendung eines Bauentwurfs; ungerechtfertigte Bereiche— 
rung. 51. — Bei Unterlaſſung der Rüge kann der für angebliches Fehlgewicht zu viel 
gezahlte Kaufpreis nicht zurückgefordert werden. 143. — Eingetr. Genoſſenſchaft, Nach— 
ſchußforderung des Konk.-Verwalters; kann ein Genoſſe Zahlung vorſchützen, wenn er 
die Haftſumme ſchon an den Liquidator bezahlt hatte? 36. 

[e. Verſicherungsvertrag mit Ausnahme der Seeaſſekuranz. 

a) Verſicherungsvertragsgeſetz vom 30. Mai 1908. 

§ 6. Unfallverſicherung des Abonnenten einer Zeitung. Hinfälligkeit von Ver⸗ 
wirkungsklauſeln nach § 6 VerſsVertrGeſ. 102. — Kein Anfechtungsrecht des Verſicherers 
wegen Irrtums über eine weſentliche Eigenſchaft des verſicherten Gegenſtandes. 225. 

§17—21. Kein Anfechtungsrecht des Verſicherers wegen Irrtums über eine 
weſentliche Eigenſchaft des verſicherten Gegenſtandes. 225. 

§ 21. Rücktritt des Verſicherers nach Eintritt des Verſicherungsfalls wegen ver— 
letzter Anzeigepflicht; zur Auslegung des § 21 VerſVG. 131. 

§ 39. Verzug des Verſicherten mit der Prämienzahlung; wie muß die Friſtſetzung 
des § 39 VerſVG. beſchaffen ſein? 11. 

§ 48. Erfüllungsort für die Zahlung der Verſicherungſumme. 197. 

b) Reichs⸗Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 

§ 903. Der Tatbeſtand des § 903 RVO. erfordert Vorausſehbarkeit des 
Schadens. 158. 

5907. Verjährungsfriſt für den Rückgriff der Berufsgenoſſenſchaft gegen den 
Unternehmer, wenn die Klage erſt nach Inkrafttreten der RVerſOrdnung erhoben iſt. 75. 

§ 913. Betriebsleiter i. S. des § 913 RVO. 158. 

R. Unerlaubte Handlungen. 

a) BGB. 88 823—853. . 

§ 823. Inwieweit haben Gewerbetreibende die Ladentiſche reinzuhalten? 119. 
— Begründung des abgewieſenen Schadenanſpruchs mit einer neuen Schadensurſache; 
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keine Einrede der Rechtskraft. 63. — Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem durch 
einen Radfahrer herbeigeführten Unfall und dem Straßenbahnbetriebe. 159. — Der 
verantwortliche Schriftleiter einer Zeitung haftet nicht ſchon als folder auf Schaden— 
erſaß für gewerbliche Schädigungen durch die Zeitung. 12. — Der Benützer 
eines angrenzenden Kellers haftet für den gefahrloſen Zuſtand der öffentlichen Straße. 
30. — Schadenerſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; überwachungspflicht 
des Eigentümers. 14. — Keine allgemeine Rechtspflicht der Eiſenbahnverwaltung, den 
Bahnkörper gegen angrenzendes Weideland einzufriedigen. 160. 

8 824. Der verantwortliche Schriftleiter einer Zeitung haftet nicht ſchon als 
folder auf Schadenerſatz für gewerbliche Schädigungen durch die Zeitung. 12. — Vor- 
ausſetzungen der vorbeugenden Unterlaſſungsklage. 52. 

8 826. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware als Rheinlachs, die 
nicht aus dem Rheine ſtammt. 13. 

§ 831. Beſtellung zu einer Verrichtung i. S. des § 831 BGB. 182. — Schaden⸗ 
erſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; Überwachungspflicht des Eigentümers. 
14. — Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen verfaſſungsmäßiger 
Vertreter; Beamtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 

§ 839. Beamtenhaftung; die Koſten eines Vorprozeſſes gegen einen dritten 
Erſatzpflichtigen als mittelbarer Schaden. 76. — Wert einer zu erſetzenden Hypothek. 
86. — Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen verfaſſungsmäßiger 
Vertreter; Beamtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 

§ 843. Inwieweit iſt dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein Berufs⸗ 
wechſel anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordert? 77. 

§ 847. Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch der 
Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 31. 

b) Reichshaftpflichtgeſetz v. 7. Juni 1871. 

§ 1. Verletzung bei dem Betriebe einer Eiſenbahn; höhere Gewalt, wenn Vor: 
beugungsmaßregeln ungewöhnlich ſchwierig waren. 53. — Urſächlicher Zuſammenhang 
zwiſchen dem durch einen Radfahrer herbeigeführten Unfall und dem Straßenbahn— 
betriebe. 159. — Keine allgemeine Rechtspflicht der Eiſenbahnverwaltung, den Bahn— 
körper gegen angrenzendes Weideland einzufriedigen. 160. 

87. Inwieweit tft dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein Berufs- 
wechſel anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordert? 77. 

c) Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909. 

§ 7. Begriff des Halters eines Kraftwagens. 54. 

d) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

§ 13. Die Verſäumung der Ausſchlußfriſt für die Anfechtungsklage des Kont.- 
Verwalters berührt nicht das Anfechtungsrecht des einzelnen Gläubigers. 78. 

e) Unlauterer Wettbewerb (Geſ. v. 7. Juni 1909). 

§ 1. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware als Rheinlachs, die nicht 
aus dem Rheine ſtammt. 13. — Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn ein Angeſtellter 
ſich zwecks Wettbewerbs ein Verzeichnis über die Bezugs- und Abnahmegquellen feines 
Geſchäftsherrn anlegt. 133. 

§ 3. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware, als Rheinlachs, die nicht 
aus dem Rheine ſtammt. 13. 

S. Verfügung der Staatsgewalt. 

Erbſch St. § 6. Bedeutung des „gewöhnlichen Aufenthalts“ i. S. des § 6 Abſ. 2 
ErbſchStG. 134. 

Erbſch StG. § 11 4h. Erbſchaftsſteuer; Bedeutung des „Dienſt- oder Arbeitsverhält⸗ 
niſſes“ i. S. des § 11 Ziffer 4n Erbſchaftsſteuergeſetzes. 183. 
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III. Sachenrecht. 
J. Beſitz (88 854—872). 


§ 857. Der Beſitz des Nießbrauchers geht auf den letzten Erben über trotz 
Erlöſchens des Nießbrauchs. 135. 


2. Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken (88 873—902). 
§ 883. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau iſt im Grundbuch 
nicht eintragbar. 122. 
§ 892. Bedeutung der der Eigentumseintragung von Miterben beigefügten 
Worte „zu gleichen Teilen“. 236. 
§ 899. Einſtweilige Verfügung auf Cintragnng eines Widerſpruchs gegen eine 
beantragte betrügeriſche Eigentumsübertragung. 109. 


5. Eigentum. 
A. Inhalt des Eigentums (S8 903— 924). 

§ 909. Schadenerſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; Überwachungs— 
pflicht des Eigentümers. 14. 

B. Erwerb und Verluſt des Eigentums. 

a) Übertragung beweglicher Sachen (88 929 — 936). 

§ 929. Übergang des Eigentums; die Einigung kann der Übergabe voraus- 
gehen. 120. — Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich eingefügten 
Briefmarken. 121. 

§ 930. Eigentums übertragung nach § 930 BGB. an einem en mit 
wechſelndem Beſtande. 161. 

b) Verbindung. Vermiſchung (88 946— 952). 

§ 947. Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich eingefügten 
Briefmarken. 121. 

x 8952. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 8. 


C. Anſprüche aus dem Eigentum (88 9851007. 


§ 985. Eigentumsklage gegen einen von mehreren Mitbeſitzern. 135. 
§ 1006. Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich eingefügten 


Marken. 121. 
= D. Miteigentum (Ss 1008—1011). 


§ 1008. Bedeutung der der Eigentumseintragung der Miterben beigefügten 
Worte „zu gleichen Teilen.“ 236. 
4. Dienſtbarkeiten (§§ 1018 1093). 


8 1018. Grund dienſtbarkeit der Nichtbebaubarkeit mit einem Stall; fällt eine 
Kraftfahrzeughalle darunter? 136. 

§ 1061. Der Beſitz des Nießbrauchers geht bei deſſen Tode trotz des Erlöſchens 
des Nießbrauchs auf die Erben über. 135. | 


5. Reallaften (88 1105—1112). 
§ 1105. Sächſiſche Landeskulturrenten find feine Rentenſchulden i. S. des BGB. 6. 


6. Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld (88 1113—1203). 


§ 1137. Kann der perſönliche Schuldner aus einer Hypothek gegen die Zinjen- 
forderung einwenden, daß er nicht gemahnt ſei? 116. 

8 1160 j. bei § 1137. 

§ 1199. Sächſiſche Landeskulturrenten find keine Rentenſchulden i. S. des BGB. 6. 
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2. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rechten (88 12041296). 


§ 1279. Anwendung des § 68 KO. auf den Fall der Pfandbeſtellung. 89. 
§ 1280. Schuldrechtliche Wirkung der Verpfändung einer Lebensverſicherung ohne 
Anzeige an den Drittſchuldner. 226. 


IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 
A. Wirkungen der Ehe im allgemeinen ($$ 1353 — 1362). 
§ 1361. Die Unterhaltsrente der getrennt lebenden Ehefrau unterliegt nicht der 


Verwaltung und Nutznießung des Mannes. 79. — Kein Recht der getrennt lebenden 
Ehefrau auf Sicherſtellung ihrer Unterhaltsrente. 122. 


B. Eheliches Güterrecht. 

a) Geſetzliches Güterrecht (88 1363— 1431). 

§ 1363. Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch der 
Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 31. — Die Unterhaltsrente 
der getrennt lebenden Ehefrau unterliegt nicht der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes. 79. 

§ 1369. Vorausſetzungen für die Beſtellung eines Vorbehaltsguts; Zurück— 
behaltungsrecht der Frau an Sachen des Geſamtguts wegen Vorenthaltung von Vor— 
behaltsgut. 162. 

§ 1380. Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch der 
Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 31. 

§ 1387. Keine Koſtenvorſchußpflicht des verklagten Ehemannes für eine aus— 
ſichtloſe Klage der Frau. 80. 

§ 1395. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau ijt im Grund— 
buch nicht eintragbar. 122. 

5 1421. Anſpruch auf Herausgabe des eingebrachten Gutes nach der Scheidung; 
Einwilligung der Frau in den Verbrauch? 123. 

b) Vertragmäßiges Güterrecht (SS 1432— 1557). 

§ 1435. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau iſt im Grund— 
buch nicht eintragbar. 122. 

§ 1489. Haftung des überlebenden Ehegatten für ſeine auf Fahrläſſigkeit be- 
ruhende Unkenntnis der Überſchuldung des Geſamtguts. 205. 


C. Scheidung der Ehe (SS 1564— 1587). 

81568. Zerrüttung der Ehe durch fortwährendes Vorhalten eines Ehebruchs. 
32. — Eheſcheidung wegen Verbrechens und Verurteilung; Beweis des Empfindens 
der Ehrloſigkeit durch den andern Eheteil. 55. ö 

81579. Wieweit gehört das Mobiliar der Frau zu dem Stamme ihres Ver— 
mögens i. S. des § 1579 Abſ. 2 BGB.? 137. 

8 1580. Kein Recht der getrennt lebenden Ehefrau auf Sicherſtellung ihrer 
Unterhaltsrente. 122. . 


2. Derwandtichaft. 
A. Unterhaltspflicht (88 1601-1615). 


8 1602. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten ijt im Urteil feſt⸗ 
zuſetzen. 15. 
§ 1611. Zur Auslegung des § 1611 Abſ. 2 BGB. 139. 
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§ 1612. Unterhaltspflicht des Vaters gegen ſeinen ihm von der Ehefrau vor 
enthaltenen Sohn. 138. — Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im 
Urteil feſtzuſetzen. 15. 

8 1615. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten ijt im Urteil feſt— 
zuſetzen. 15. 

B. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. (88 1616—1698). 

8 1621. Zur Auslegung des $ 1621 Abi. 2. BGB. 139. 

C. Annahme an Kindesſtatt (SS 1741—1772). 

81741 Einf. 209. Darf der Eingekindſchaftete auf den Pflichtteil geſetzt 

werden? 57. 
V. Erbrecht. 
I. Rechtliche Stellung des Erben. (88 1942-2063). 

§ 1945. Erbſchafts⸗Ausſchlagung vor einem erſuchten Richter? 56. 

§ 1968. Die Beſtimmung über das Begräbnis eines Verſtorbenen ſteht dem 
nächſten Verwandten zu. 227. 

§ 1980. Haftung des überlebenden Ehegatten für ſeine auf Fahrläſſigkeit be= 
ruhende Unkenntnis der Überſchuldung des Geſamtguts. 205. 

§ 2032. Bedeutung der der Eigentumseintragung der Miterben ‚beigefügten 
Worte „zu gleichen Teilen.“ 236. 


2. Teſtament (88 2064 — 2273). 

§ 2212. Klage des Miterben auf Feſtſtellung ſeines Erbrechts gegen den Teſta— 
mentsvollſtrecker. 163. ; 
3. Pflichtteil (S8 2303— 2338). 

§ 2303. Darf der Eingekindſchaftete auf den Pflichtteil geſetzt werden? 57. 

§ 2306. Für die Notwendigkeit der Erbſchaftsausſchlagung im Falle des § 2306 
BGB. iſt das Verhältnis zwiſchen dem Werte des Hinterlaſſenen und dem rechneriſchen 
Betrage des Pflichtteils maßgebend. 206. 

§ 2333. Klage des Erblaſſers gegen den Plflichtteilberechtigten auf Feſtſtellung 
des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils. 139. 

§ 2338. Unpfändbarkeit der Nutzungen eines nach $ 2338 BGB. beſchränkten 
Pflichtteils. 107. 


VI. Handelsrecht. 
I. Handelsſtand. 
| A. Handelsregiſter (HGB. 85 8—16). 
8 15. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufſmanns. Haftung 
für beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 33. 
B. Handelsfirma (SS 17—37). 
§ 25. Übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine Haftung 
aus § 419 BGB. für die Schulden. 67. 
§ 28. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns. Haftung 
für beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 33. 
C. Handelsbücher (88 38—47). 
§ 40. In beſonderen Fällen iſt bei der Auseinanderſetzung der ſtillen Geſell— 
ſchaft der Geſchäfts- und Firmenwert in die Bilanz einzuſtellen. 228. 
D. Handlungsgehülfen und Lehrlinge (§§ 59— 83). 
§ 60. Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn ein Angeſtellter ſich zum Wettbewerb 
ein Verzeichnis der Bezugs- und Abnahmequellen ſeines Geſchäftsherrn anfertigt. 133. 
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§ 62. Beweislaſt für behauptete ſchuldhafte Verletzung der Fürſorgepflicht aus 
$62 HGB. 211. 

E. Handlungsagenten (§§ 84—92). 

§ 88. Unterſchied zwiſchen Handelsmäkler und Agent. 140. — Der Anſpruch des 
Agenten auf Proviſion für die gutgeſagte Erfüllung ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts 
voraus. 141. — Der Handlungsagent kann ſeine Proviſion nur von dem Reinerlöſe 
berechnen. 58. 

§ 8811. Anſpruch des Handelsagenten auf Proviſion, auch wenn das Geſchäft durch 
Vergleich aufgehoben worden iſt. 164. 

§ 89. Bezirksagent; Tragweite ſeines Proviſionsanſpruchs für Abſchlüſſe durch 
den Geſchäftsherrn ſelbſt. 34. 

F. Handelsmäkler (88 93 — 104). 

§ 93. Unterſchied zwiſchen Handelsmäkler und Agent. 140. — Iſt der Mäklerlohn 
von Ausführung des vermittelten Geſchäfts abhängig gemacht, ſo hat der Auftraggeber 
über die Ausführung zu entſcheiden. 101. 


2. Handelsgeſellſchaften und ſtille Geſellſchaft. (SS 105-319). 

§ 123. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufſmanns. Haf- 
tung für beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 33. 

§ 231. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der Auf- 
ſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

§ 243. Entlaſſung der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft. 207. 

§ 246 / 7. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der 
Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

§ 250. Entlaſſung der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaſt. 207. 

§ 282. Das Bezugsrecht auf neue Aktien iſt nicht Frucht oder Nutzung der Aktien. 81. 

§ 311. Fortbeſtehen der Rechtsperſönlichkeit einer Gewerkſchaft nach der Auflöſung; 
entſprechende Anwendung des § 311 Abſ. 2 HGB. auf die Geſchäfte der aufgelöſten 
Gewerkſchaft. 229. 

§ 340. In beſonderen Fällen iſt bei der Auseinanderſetzung der ſtillen Geſell— 
ſchaft der Firmen- und Geſchäftswert in die Bilanz einzuſtellen. 228. 

3. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
(Geſ. v. 20. April 1892/20. Mai 1898). 

§ 24. Geſellſchaft m. b. H.; Haftung der Geſellſchafter für Fehlbeträge der Stamm⸗ 
einlagen auch bei Kapitalerhöhungen. 124. 

§ 30/1. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

§ 43. Verjährung der Erſatzklage gegen den ee einer Geſellſchaft m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

§ 60. Der Geſellſchafter einer G. m. b. H. hat kein Austrittsrecht. 165. \ 

§ 73. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

4. Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft 
(Geſ. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). 

$105. Eingetr. Genoſſenſchaft, Nachſchußforderung des Konk.-Verwalters; kann 
ein Genoſſe Zahlung vorſchützen, wenn er die Haftſumme ſchon an den Liquidator 
bezahlt hatte? 36. 

5. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriſten ($$ 343-372). 
§ 344. Zweijährige Verjährungsfriſt des Mäklerlohns eines Kaufmanns. 115. 
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§ 346. Bedeutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein münd- 
licher Vertrag vorher nicht zuſtande gekommen iſt. 3. — Begründung des Erfüllungsorts 
durch Schweigen auf die ihn angebende Schlußnote. 2. — Vereinbarung des Erfüllungs- 
ortes bei widerſprechenden Beſtätigungsbriefen. 174. — Unterwerfung unter die von 
der Gegenpartei geſtellten Bedingungen durch Stillſchweigen. 1. — Kaufabſchluß durch 
ſtillſchweigende Annahme des Beſtätigungsbriefs, auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung 
erbeten iſt. 195. — Verſchiedene Arten von kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreiben. 93. 
— Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der Beſchaffung der Ausfuhrbewilligung 
abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei der Verſagung der Genehmigung. Dauer des Schwebe— 
zuſtandes. 177. — Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs des Käufers bei Verzögerung der 
Verſanddispoſition und Schweigen auf die Erfüllungsweigerung des Verkäufers. 193. 

§ 355. Zahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Perſon durch Bank— 
überweiſung und Gutſchrift auf dem Kontokurrentkonto des Gläubigers bei der Bank. 198. 

§ 359. Beginnt eine vereinbarte achttägige Reklamationsfriſt mit dem Empfange 
des Lieferſcheins oder erſt mit dem Empfange der Ware? Genügt die rechtzeitige 
Abſendung des Rügeſchreibens? 185. 
B. Handelskauf (§§ 373-382). 

§ 374. Der Abnehmer braucht ſich vor Abſchluß der Vergleichsverhandlungen 
nicht einzudecken. 220. 

§ 376. Fixgeſchäft, wenn bis zu einem beſtimmten Tage die Stellung eines 
Akkreditivs vereinbart iſt. 17. 

§ 377. Sog. Krieg3-Erfabware muß beſonders ſorgfältig auf Mängel unterſucht 
werden. 37. — Die Unterſuchung der Ware auf Mängel hat ſich unter Umſtänden 
auch auf die Verpackung der Ware zu erſtrecken. 184. — Beginnt eine vereinbarte acht⸗ 
tägige Reklamationsfriſt mit dem Empfange des Lieferſcheins oder erſt mit dem Empfange 
der Ware? Genügt die rechtzeitige Abſendung des Rügeſchreibens? 185. 

§ 378. Bei Unterlaſſung der Rüge kann der für angebliches Fehlgewicht zu viel 
gezahlte Kaufpreis nicht zurückgefordert werden. 143. 


C. Kommiſſionsgeſchäft (88 383—406). 

§ 396. Der Anſpruch des Agenten auf Proviſion für die nu Erfüllung 

ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts voraus. 141. 
D. Binnenſchiffahrt. Geſ. v. 15. Juni 1895. 

561. Nach Annahme des Frachtguts iſt eine Minderung durch Sachverſtändige 

feſtzuſtellen; Einfluß der Unmöglichkeit. 142. 
4. Seehandel (88 474-903). 

§ 609. Nach Annahme des Frachtguts ijt eine Minderung durch Sachverſtändige 
feſtzuſtellen; Einfluß der Unmöglichkeit. 142. 

8 816. Die Seeverſicherung deckt auch die Koſten des Landtransports von einem 
Zwiſchenhafen nach dem Beſtimmungsort, wenn die Seereiſe in dem Zwiſchenhafen 
wegen Kriegsausbruchs aufgegeben worden war. 38. 

8 82811. Die Seeverſicherung deckt auch die Koſten des Landtransports von einem 
Zwiſchenhafen nach dem Beſtimmungsort, wenn die Seereiſe in dem Zwiſchenhafen 
wegen Kriegsausbruchs aufgegeben worden war. 38. 


VII. Gewerberecht. 


J. Gewerbeordnung. 


81. Ein Vertrag zwiſchen Abnehmern und Fabrikanten über Bedingungen beim 
Weiterkauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder der Gewerbeordnung. 39. 
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§ 120. Inwieweit haben Gewerbetreibende ihre Ladentiſche reinzuhalten? 119. 
§ 133 f. Kann die ärztliche Tätigkeit zu Wettbewerbszwecken eingeſchränkt 


werden? 27. a N | 
2. Patentrecht (Geſ. v. 7. April 1891). 


§ 6. Nichtigkeit eines Lizenzvertrags wegen der ee das zur Ausnutzung 
übertragene Patent wirtſchaftlich auszunutzen. 166. 


5. Kaufmannsgerichte (Geſ. v. 6. Juli 1904). 
§ 39. Keine Verweiſung des Rechtſtreits an das zuſtändige Kaufmannsgericht. 40. 


Zweiter Feil. 
Verfahren. 


I. Allgemeine Lehren. 


I. Zuläfiigfeit des Rechtsweges. 


813. Zuläſſigkeit des Rechtswegs für die Klage auf Einhaltung der zwiſchen 
einer preuß. Gemeinde und einer Straßenbahngeſellſchaft getroffenen Tarifvereinbarung. 
208. — Zuläſſigkeit des Rechtswegs bei entſtehendem Streit über die Beerdigung 
eines Verſtorbenen. 227. | 


2. Gerichtsverfaſſung (GG.). 


§ 13. Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit i. S. des § 13 GVG. 208. — 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges für die Klage auf Einhaltung der zwiſchen einer preuß. 
Gemeinde und einer Straßenbahngeſellſchaft getroffenen Tarifvereinbarung. 208. 
8158. Erbſchaft = Ausſchlagung vor einem erſuchten Richter? 56. 


3. Rechtsanwaltſchaft. 


a) FFVäß otvimeng 

§ 28. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Kojten, die durch aultragegemihe Erhebung einer Widerklage 
entſtehen. 186. 

5 18. Begriff der Mehrkoſten i. S. des 8 18 Abſ. 5 RAD. 60. 

§ 28. Verpflichtung des Rechtsanwalts zur Ausſtellung einer Poſtvollmacht für 
ſeinen Nachfolger. 103. 

b) Rechtsanwalts- Gebührenordnung. 

§ 44/45. Gebühr des Korreſpondenzanwalts bei Wahrnehmung eines Beweis— 
termins. 150. . 

| 4. Gerichtskoſten (GK G.). 

§ 6. Unzuläſſigkeit der Erhebung von Pauſchſätzen bei Gewährung von Gebühren— 
freiheit. 144. 

89a. Streitwert einer für die Dauer eines Unterhaltsprozeſſes durch einſtweil. 
Verfügung feſtgeſetzten Geldrente. 18. 

§ 80 b. Unzuläſſigkeit der Erhebung von Pauſchſätzen bei Gewährung von Gebühren- 
freiheit. 144. 

§ SL. Antragſteller nach § 81 GKG., wenn der Nebenintervenient ein Rechts— 
mittel eingelegt hat. 104. f 
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II. Zivilprozeß-Verfahren. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
| A. Gerichte. 

a) Gerichtsſtand (§§ 12—37). 

8 21. Niederlaſſung i. S. des § 21 BBO. 167. 

829. Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die ihn angebende 
Schlußnote. 2. — Gerichtsſtand des Vertrages bei der Klage auf Rückgabe vermieteter 
Gegenſtände oder Schadenerſatz. 19. — Klageerhebung bei einem örtlich unzuſtändigen - 
Gericht iſt zur Wahrung einer vertraglichen Ausſchlußfriſt nicht geeignet; Erfüllungsort 
für die Zahlung der Verſicherungſumme. 197. 

b) Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen (88 41-49) 

8 42. Keine Anwendung der Vorſchriften über Ablehnung der Gerichtsperſonen 
im Verfahren vor den Mieteinigungsämtern. 187. 


B. Parteien. 

a) Partei⸗ und Prozeßfähigkeit (S8 50—58). 

8 50. Verwerfung der Einrede der mangelnden Parteifähigkeit durch Zwiſchen⸗ 
urteil nach § 303 3PO.; Fortbeſtehen der Rechtsperſönlichkeit einer Gewerkſchaft nach 
der Auflöſung. 229. 

8 52. Zuläſſigkeit der Beſchwerde eines Prozeßunfähigen. 41. 

b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (S8 64— 77). 

8 6611. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitverkündung mit 
der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. — Rechtliches Intereſſe des betreibenden 
Gläubigers zur Nebenintervention zugunſten des verklagten Zwangsverwalters. 59. 
— Der die Klage zurücknehmende Kläger trägt die Koſten des Nebenintervenienten 
des Beklagten auch im Fall eines Vergleichs. 146. — Koſten der Nebenintervention, 
wenn infolge Vergleichs der Parteien die Klage fallen gelaſſen wird. 147. 

867. Der Nebenintervenient kann ſein Rechtsmittel nicht verfolgen, wenn die 
unterſtützte Hauptpartei das ihrige zurückgezogen hat. 32. 

§ 70. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitverkündung mit 
der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. 

§ 72. Rechtliches Intereſſe des betreibenden Gläubigers zur Nebenintervention 
zugunſten des verklagten Zwangsverwalters. 59. 

§ 74 ff. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine e Streitverkündung 
mit der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. 

§ 75. Rechtsſtellung des Hauptintervenienten im Fall des § 75 BPO. 145. 

c) Prozeßkoſten (§§ 91 —107). 

§ 91. Kläger muß die Prozeßkoſten tragen, wenn der Klagebetrag vor Zuſtellung 
der Klage bezahlt wird. 83. — Koſtenpflicht, wenn die Klage ohne Zutun des Klägers 
erledigt wird. 84. — Prozeßkoſten beim Unterliegen des Klägers auf Grund einer 
Aufrechnung. 85. — Koſten der Abtretungsurkunde über den Klaganſpruch ſind nicht 
erſtattungsfähig. 125. — Begriff der Mehrkoſten i. ©. des § 18 Abſ. 5 RAD. 60. 

§ 101. Koſten der Nebenintervention, wenn infolge Vergleichs der Parteien die 
Klage fallen gelaſſen wird. 147. — Der die Klage zurücknehmende Kläger trägt die 
Koſten des Nebenintervenienten des Beklagten auch im Fall eines Vergleichs. 146. 

§ 104. Die Beſchwerdefriſt läuft nicht vor der Zuſtellung der im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß in Bezug genommenen Koſtenrechnung. 168. 

d) Armenrecht (88 114—127). 

§ 115. Die Beſtellung als Armenanwalt begründet noch nicht den Zuſtellungs⸗ 
zwang. 61. 

Seuffects Urdhiv Bd. 73. 8. Folge Bd. 18 Heft 11/12. 28 
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C. Verfahren. 


a) Mündliche Verhandlung (§§ 128—165). 

5 139. Das Fragerecht ſoll nicht die Begründung der Klage herbeiführen. 52 
S. 83/4. — Umfang des richterlichen Fragerechts. 126. 

§ 148. Zuläſſigkeit der Ausſetzung der Verhandlung im Urkundenprozeß? 280. 

§ 156. Keine e der mündlichen Verhandlung zwecks neuen tat⸗ 
ſächlichen Vorbringens. 231. 

b) Zuſtellungen (§§ 166— 213). 

§ 172. Ein Mangel der Klagezuſtellung nach § 172 ZPO. wird durch Verzicht 
geheilt. 105. 

8176. Die Beſtellung als Armenanwalt begründet noch nicht den Zuſtellungs⸗ 
zwang. 61. 

3180 ff. Wohnort im Sinne der Zuſtellungsvorſchriften. 42. 

c) Folgen der Verſäumung (88 230-238). 

§ 233. Unverſchuldete Verzögerung in der Zuſtellung des Armenrechtsbeſchluſſes 
als unabwendbarer Zufall i. S. des § 233 ZPO.; mitwirkendes Verſchulden der Partei 
ſchließt die Wiedereinſetzung aus. 188. — Keine Wiedereinſetzung, wenn der auswärtige 
Anwalt in einem gewöhnlichen Brief Auftrag zur Berufung erteilt, der Brief aber 
verſpätet eintrifft. 209. f 

d) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens (88 239—252). 

§ 247. Ausſetzung des Verfahrens wegen Kriegsteilnehmerſchaft der minder— 

jährigen Partei; offenbare Unbilligkeit der Ausſetzung des Unterhaltprozeſſes. 210. 


2. Verfahren in I. Inſtanz. 
A. Verfahren vor den Landgerichten. 


a) Verfahren bis zum Urteil (§§ 253— 299). 

§ 256. Feſtſtellungsintereſſe bezüglich künftigen Schadens. 30. — Mangelndes 
rechtliches Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung bei Überſehbarkeit entſtandenen Schadens. 
133. — Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage bei beſtehender Möglichkeit der Erhebung 
der Klage auf künftige Leiſtung. 169. — Klage des Erblaſſers gegen den Pflichtteil- 
berechtigten auf Feſtſtellung des Rechts zur Entziehung des Pflichtteils. 139. 

§ 268. Begründung des abgewieſenen Schadensanſpruchs mit einer neuen Schadens— 
urſache; keine Einrede der Rechtskraft. 63. ö 
| 8271. Koſtenpflicht, wenn die Klage ohne Zutun des Klägers erledigt wird. 84. 
— Koſtenfrage bei Zurücknahme der Klage, wenn gegen den Beklagten ſchon ein Ver— 
ſäumnisurteil erlaſſen war. 43. — Der die Klage zurücknehmende Kläger trägt die 
Koſten der Nebenintervenienten des Beklagten auch im Fall des Vergleichs. 146. — 
Eine außergerichtliche Vereinbarung über, die Koſten ändert nicht die geſetzliche Koſten⸗ 
pflicht des die Klage zurücknehmenden Klägers. 21. 

8 274 Nr. 3. Bedeutung des im Laufe des Rechtsſtreits über den Streitgegen- 
ſtand ergehenden Schiedsſpruchs gegenüber der prozeßhindernden Einrede des Schieds⸗ 
vertrags. 189. 

§ 275. Verwerfung der Einrede der mangelnden Parteifähigkeit durch Zwiſchen⸗ 
urteil nach § 303 ZPO. 229. 

§ 281. Beratungspflicht des Anwalts. Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Koſten, die durch auftragsgemäße Erhebung einer Widerklage 
entſtehen. 186. 

§ 282. Beweislaſt des Klägers für das Zuſtandekommen eines mündlichen Kaufe 
vertrags gegenüber dem Einwande der vereinbarten Schriftform. 111. — Beweislaſt 
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für behauptete ſchuldhafte Verletzung der Fürſorgepflicht aus § 62 HGB. 211. — Bee 
weislaſt im Falle des § 37 Konk.⸗O. 191. 

8287. Wert einer zu erſetzenden Hypothek. 86. 

§ 288. Die gemeinſame Erklärung der Parteien über einen tatſächlichen Hergang 
erfüllt den Tatbeſtand des Geſtändniſſes. 231. 

§ 290. Nachweis des Irrtums bei Widerruf des Geſtändniſſes. 231. — Nach 
trägliche Behauptung der Vereinbarung einer auflöſenden Bedingung bei einem als 
unbedingt zugeſtandenen Vertragſchluß enthält einen Widerruf des Geſtändniſſes. 232. 

8295. Ein Mangel der Klagezuſtellung nach § 172 BRO. wird durch Verzicht 
geheilt. 105. 

b) Urteil (§§ 800— 329). 

§ 300. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im Urteil feſtzu⸗ 
ſetzen. 15. 
| 8302. Vorbehaltsurteil; ein rechtlicher Zuſammenhang der Aufrechnungseinrede 

mit der Klageforderung wird nicht durch einen Aufrechnungsvertrag hergeſtellt. 22. 

8303. Verwerfung der Einrede der mangelnden Parteifähigkeit durch Zwiſchen⸗ 
urteil nach § 308 BBO. 229. 

8 313°. Unwirkſamkeit der Zuſtellung eines Urteils, in deſſen Eingangsvermerk 
andere Richter genannt ſind als die es unterſchrieben haben. 62. 

8 315. Unwirkſamkeit der Zuſtellung eines Urteils, in deſſen Eingangsvermerk 
fälſchlich andere Richter als mitwirkend genannt ſind als die es unterſchrieben haben. 62. 

g 317 u. S. bei 8 315. 

§ 322. Begründung des abgewieſenen Schadensanſpruchs mit einer neuen 
Schadensurſache; keine Einrede der Rechtskraft. 63. 

§ 323. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im Urteil feſtzuſetzen. 
15. — Keine Anfechtung eines Prozeßvergleichs auf Grund des § 323 ZPO. 180. 

c) Verſäumnisurteil (8$ 330 —347). 

§ 344. Koſtenfrage bei Zurücknahme der Klage, wenn gegen den Beklagten ſchon 
ein Verſäumnisurteil erlaſſen war. 43. 

d) Zeugen beweis (88 373—401). 

8380 ff. Koſten der kreisärztlichen Unterſuchung des ausgebliebenen Zeugen. 170. 

8 393. Nachträgliche Vereidigung eines uneidlich zu vernehmenden Zeugen, um 
eine Berichtigung der Ausſage zu ermöglichen. 45. 


| B. Verfahren vor den Amtsgerichten (88 495 —510). 
8505. Keine Verweiſung des Rechtſtreits an das zuſtändige Kaufmanns- 
gericht. 40. 
3. Rechtsmittel. 
A. Berufung (88 511 —544). 


8511. Auch in Eheſachen bedarf es für die Zuläſſigkeit der Berufung einer 
Beſchwerung des Berufungsklägers. 106. 

§ 518. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitverkündung 
mit der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. 

8539. Umfang des richterlichen Fragerechts. 126. 


B. Reviſion (88 545—666). 


§ 546. Reviſionsfähigkeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen ohne wirt- 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 127. 

g 565 11. Wie weit iſt das Ber.⸗Gericht in einer zurückverwieſenen Sache an die 
»Entſcheidung des Reichsgerichts gegenüber neuen Tatſachen gebunden? 5 5 


404 Regiſter. Zivilprozeß⸗Verfahren. 


C. Beſchwerde (§§ 567—577). 
8 567. Zuläſſigkeit der Beſchwerde eines Prozeßunfähigen. 41. 
§ 568. Faſſung des Offenbarungseides für den geſetzlichen Vertreter eines zur 
Herausgabe einer Sache verurteilten Minderjährigen. Zuläſſigkeit der weiteren 
Beſchwerde. 87. 


4. Urkunden und Wechſelprozeß (88 592605). 
§ 592. 595. Ausſetzung der Verhandlung im Urkundenprozeß? 230. 


5. Ehe⸗ und Entmündigungsſachen (§3 606—639). 


§ 606. Eheſcheidung ſchwediſcher Staatsangehöriger. 192. — Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung nach § 627 BRO. zwiſchen rumäniſchen 
Ehegatten. 233. 

8614 ff. Auch in Eheſachen bedarf es für die Zuläſſigkeit der Berufung einer 

Beſchwerung des Berufungsklägers. 106. 

§ 627. Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung zwiſchen 

rumäniſchen Ehegatten. 233. 


6. Swangsvollſtreckung. 


A. Allgemeine Beſtimmungen (88 704-802), 


8710. Anſpruch des Sicherheit leiſtenden Gläubigers auf Erſatz des durch die 
Hinterlegung entſtehenden Zinsverluſtes; mitwirken des Verſchulden bei Hinterlegung 
in bar ſtatt in Wertpapieren. 212. 

§ 739. Der Leiſtungsanſpruch gegen die Frau und der Anſpruch auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung gegen den Mann ſind verſchiedenartige Anſprüche. 23. 

§ 757. Vollſtr.⸗Gegenklage, ſolange der Gläubiger fic) nicht bezüglich der em- 
pfangenen Teilzahlungen für befriedigt erklärt hat. 64. 

8767. Vollſtr.⸗Gegenklage ſolange der Gläubiger ſich nicht bezüglich der em⸗ 
pfangenen Teilzahlungen für befriedigt erklärt hat. 64. 

§ 775. Wirkſamkeit der Anordnung aus 8 775 Nr. 2 BPO. 171. 

§ 788. Begriff der Zwangsvollſtreckungskoſten. 234. 


. 7. Bwangsvollftredung wegen Geldforderungen. 

a) In das bewegliche Vermögen (§§ 803— 863). 

§ 807. Umfang der Pflicht zur Vermögensangabe beim Offenbarungseid. Ver⸗ 
pflichtung zur erneuten Leiſtung dieſes Eides, wenn das frühere Vermögensverzeichnis 
den geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt hat. 190. 

§ 811. Maſchinen können für einen Handwerker nach § 811 Nr. 5 BRO. unent⸗ 
behrlich ſein. 148. 

§ 828 ff. Das Pfändungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens des 
pfändenden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 88. 

§ 851. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag iſt weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. 

§ 859. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag ift weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. 

§ 863. Unpfändbarkeit der Nutzungen eines nach § 2338 BGB. beſchränkten 
Pflichtteils. 107. 


b) In das unbewegliche Vermögen (58 864— 871). 


§ 869. BBG. 154. Rechtliches Intereſſe des betreibenden Gläubigers zur Neben⸗ 
intervention zugunſten des verklagten Zwangsverwalters. 59. — Der Zuſchlag in der 
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Zwangsverſteigerung erſtreckt ſich nicht auf fremdes Zubehör im unmittelbaren Beſitz 
eines Dritten. 108. 

e) Verteilungs verfahren (88 872— 882). 

5872. Unzuläſſigkeit eines Verteilungsverfahrens zwiſchen einem Pfändungs⸗ 
gläubiger und dem Zeſſionar des Schuldners. 235. 


C. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen 
(§§ 883—898). 

§ 883. Faſſung des Offenbarungseides für den gefepliden Vertreter eines zur 
Herausgabe einer Sache verurteilten Minderjährigen. Zuläſſigkeit der weiteren Be⸗ 
ſchwerde. 87. — Zur Vollziehung der einſtw. Verfügung gehört auch eine ſich an⸗ 
ſchließende Leiſtung des Offenbarungseides. 172. 

§ 890. Eine Verurteilung nach § 890 BRO. ſetzt ſchuldhafte Verfehlung gegen 
das rechtskräftig gewordene Urteilsverbot voraus. 24. — Beſtrafung ans § 890 ZPO. 
ſetzt ein eigenes Verſchulden des Schuldners voraus. 128. 


D. Offenbarungseid und Haft (88 899—915). 
903. Umfang der Pflicht zur Vermögensangabe beim Offenbarungseid. Ver⸗ 
pflichtung zur weiteren Leiſtung dieſes Eides, wenn das frühere Vermögensverzeichnis 
den geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt hat. 190. 


E. Arreſt und einftweil. Verfügungen (88 916— 945). 

§ 927. Zur Frage der Aufhebung einer einſtw. Verf. wegen veränderter Umſtände 
oder gegen Sicherheitsleiſtung. 213. 

§ 92911. Zur Vollziehung der einſtweil. Verfügung gehört auch eine ſich an⸗ 
ſchließende Leiſtung des Offenbarungseides. 172. 

§ 936. Zur Vollziehung der einſtweil. Verfügung gehört auch eine ſich de 
Leiſtung des Offenbarungseides. 172. 

8939. Zur Frage der Aufhebung einer einſtweil. Verfügung wegen veränderter 
Umſtände oder gegen Sicherheitsleiſtung. 213. 

8 940. Streitwert einer für die Dauer eines Unterhaltsprozeſſes durch einſtweil. 
Verfügung feſtgeſetzten Geldrente. 18. 

§ 941. Einſtweilige Verfügung auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen eine 
beantragte betrügeriſche Eigentumsübertragung. 109. 


8. Schiedsrichterliches Verfahren (88 1025 — 1048). 


§ 1034. über die Vereinbarung der Einſchränkung des rechtlichen Gehörs durch 
den Schiedsvertrag. 25. 

§ 1040. Bedeutung des im Laufe des Rechtsſtreits über den Streitgegenſtand 
ergehenden Schiedsſpruchs gegenüber der prozeßhindernden Einrede des Schiedsver⸗ 
trags. 189. | 

§ 10414 u. U. über die Vereinbarung der Einſchränkung des rechtlichen Gehörs 
durch den Schiedsvertrag. 25. 


III. Konkursverfahren. 


J. Konkursrecht (88 1— 70). 


§ 1. Gehört der Lohnanſpruch des Mäklers zu feiner Konkursmaſſe, wenn der 
vermittelte Vertrag erſt nach der Konkurseröffnung abgeſchloſſen wird? 149. 

§ 8. Eingetr. Genoſſenſchaft, Nachſchußforderung des Konk Verwalters. Kann ein 
Genoſſe Zahlung vorſchützen, wenn er die Haftſumme ſchon an den Liquidator bezahlt 
hatte? 36. 
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§ 19. Konkurs des Mieters, Kündigung durch den KonkVerwalter; Anſpruch 
des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der Wohnung als Maſſeſchuld. 26. 

§ 30. Das Pfändungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens des pfän⸗ 
denden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 88. 

§ 32. Begriff der unentgeltlichen Verfügung i. S. des § 32 Nr. 1 KO. 191. 

§ 37. Beweislaſt im Falle des § 37 KO. 191. 

§ 41. Die Verſäumung der Ausſchlußfriſt für die Anfechtungsklage des Konk.⸗ 
Verwalters berührt nicht das Aufechtungsrecht des einzelnen Gläubigers. 78. 

§ 592. Konkurs des Mieters, Kündigung durch den KonkVerwalter; Anſpruch 
des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der Wohnung als Maſſeſchuld. 26. 

§ 67. Gehört der Lohnanſpruch des Mäklers zu ſeiner Konkursmaſſe, wenn der 
vermittelte Vertrag erſt nach KonkEröffnung abgeſchloſſen wird? 149. 

§ 68. Anwendung des § 68 KO. auf den Fall der Pfandbeſtellung. 89. 


2. Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Honkursverfahrens. 
(Bekanntmachung v. 8. Auguſt 1914.) 
§ 5. Zahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Perſon durch Banküber⸗ 
weiſung und Gutſchrift auf dem Kontokurrentkonto des Gläubigers bei der Bank. 198. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


I. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 
§ 2. Erbſchaft⸗Ausſchlagung vor einem erſuchten Richter? 56. 
§ 32. Sind die Vorausſetzungen für die gemäß § 29 BGB. erfolgte Beſtellung 
von Vorſtandsmitgliedern einer Stiftung vom Prozeßgericht nachzuprüfen? 129. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 


§ 13. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau iſt im Grundbuch 
nicht eintragbar. 122. 

§ 40. Einſtweil. Verfügung auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen eine 
beantragte betrügeriſche Eigentumsübertragung. 109. 

§ 48. Bedeutung der der Eigentumseintragung von Miterben beigefügten Worte 
„zu gleichen Teilen“. 236. 
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Überſicht 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 


Berlin. KG.: Nr. 50. 226. 227. 

Braunſchweig. OLG.: Nr. 73. 75. 91. 233. 

Dresden. OL G.: Nr. 6. 11. 14. 26. 42. 51. 74. 93. 94. 103. 109. 114. 115. 117. 
119. 120. 121. 122. 123. 124. 126. 132. 133. 141. 164. 165. 174. 177. 192. 198. 
202. 204. 215. 217. 220. 224. 228. 

Frankfurt a. M. OLG.: Nr. 33. 

Hamburg. OLE: Nr. 1. 2. 8. 9. 10. 13. 17. 18. 19. 22. 23. 24. 28. 29. 30. 35. 
37. 38. 39. 43. 44. 48. 54. 57. 58. 59. 60. 65. 71. 72. 80. 82. 83. 84. 85. 87. 
95. 97. 100. 104. 105. 106. 107. 118. 125. 128. 136. 138. 140. 142. 143. 145. 
146. 147. 148. 154. 155. 157. 160. 161. 162. 170. 172. 173. 176. 179. 184. 185. 
194. 196. 199. 203. 205. 216. 225. 

Hamm. OLGY.: Nr. 89. 

Jena. OLG.: Nr. 212. 

Kiel. OL G.: Nr. 63. 70. 96. 102. 113. 116. 168. 181. 210. 232. 235. 

Königsberg i. Pr. OL G.: Nr. 3. 36. 47. 

Leipzig. RG.: Nr. 4. 5. 7. 12. 15. 16. 20. 27. 31. 32. 34. 45. 46. 52. 53. 55. 61. 
62. 66. 67. 68. 69. 76. 77. 78. 79. 86. 88. 90. 92. 98. 99. 101. 110. 111. 127. 
129. 130. 134. 135. 137. 139. 150. 151. 152. 153. 156. 158. 159. 163. 167. 169. 
171. 175. 178. 180. 182. 183. 186. 188. 189. 191. 195. 197. 200. 201. 206. 207. 
208. 211. 214. 218. 219. 221. 222. 223. 229. 231. 236. 

München. Ob. LG.: Nr. 25. 56. 81. 

München. OLG.: Nr. 21. 40. 41. 49. 64. 108. 112. 131. 144. 149. 166. 187. 190. 
193. 209. 213. 230. 234. 


| Berichtigungen. 


Bd. 73 S. 258 Z. 4 v. o. ſtatt 1916: 1918. 
Bd. 73 S. 340 8. 11 v. u. ſtatt 1912: 1918. 


andang. 
Verzeichnis der Entfheidungen, die ſenehl in den „Eniih. des Reids: 
zericzts in Jivilſatzen“ als in Seufferis Ardiv veröffentlicht find. 
31. Fortſetzung zum Anhang in Bd. 42; vgl. Gen.⸗Verz. Bd. 58. 


Entſch. des RO. | Seufert urchw | enti. des RG. | Seuſſerts Arch 
Rr. Seite Bd. Nr. Nr. Seite Bd. Nr. 


Bd. 89. 65 | 266 73 52 
9 | 42 73 61 68 277 „ 68 
71 287 8 134 
28d. 90 76 305 fi 98 
7 | 3 ; 15 86 | 339 : 90 
ae es é 27 Bb. 92. 
15 68 E 31 1 1 129 
55 " 45 52 227 , 191 
oe ik ee . 4 56 238 222 
„ . 62 65 | 268 ; 201 
si ie 88 79 310 : 208 
Sh : > 87 345 . 182 
„ € = 94 |. 369 , 153 
107 423 1 66 96 376 : 189 
wo. 91 Md. 93 
17 51 : 99 2 3 : 206 
25 90 ; 78 6 17 : 175 
37 139 : 110 16 47 , 221 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


